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Vorwort zur erfien Auflage. 


Das nachfolgende Lehrbuch fol den Stoff des Reichs— 
ftaatsrechtes in möglichſt gedrängter Kürze zur Darftellung 
bringen. Sein Zweck ift fein politifch-hiftorifcher, ſondern 
lediglich ein juriftifher. Dennoch hofft das Lehrbuch fich 
auch unter Nichtjuriften Freunde zu erwerben: die Zonfti- 
tutionelle Natur unferer modernen Staaten verlangt gerade 
auf dem Gebiete de3 Staatörechtes fo vielfach die Mitwir- 
fung von Nichtjuriften, daß alle, die am ftaatlichen Leben 
irgendwie pofitiven Anteil zu nehmen berufen find, fich der 
Pflicht der Orientierung über die Grundzüge des Gtaats- 
echtes nicht entziehen follten. Diefem Bebürfniffe durch 
Herftellung eines überfichtlichen Handbuches zu dienen, war 
einer der Geſichtspunkte, die den Verfaſſer bei feiner Arbeit 
leiteten. — Ein zweiter Gefichtspunft war ferner die Rüd- 
fihtnahme auf das afademifche Lehren und Lernen im Staats- 
recht. Der Iebhafteite Wunfch des Verfaſſers wäre erfüllt, 
wenn es dem Lehrbuch gelänge, unter den Studierenden mehr 
Neigung an ſtaatsrechtlichen Studien hervorzurufen, als 
welche denfelben bis jett im allgemeinen entgegengebradht 
wurde. 

Daß der Verfaſſer die kurze Fafjung, welche ihm der Plan 
diefer ganzen Sammlung von Lehrbüchern des Reichsrechtes 
zur Pflicht machte, nicht zum Dedimantel nahm, um den fehmwie- 
rigen Kontroverfen des Staatsrechtes überhaupt und fpeciell 





VI Vorwort. 


unſeres heutigen Reichsſtaatsrechtes aus dem Wege zu 
gehen, wird hoffentlich die Darſtellung bezeugen. Der Ber- 
faffer hielt eg im Gegenteil geradezu für feine Hauptauf- 
gabe, ven prinzipiellen ragen ganz befondere Aufmerk⸗ 
famfeit zu widmen. Nicht Neigung allein zog ihn gerade 
nad) diefer Seite ber Arbeit, ſondern in erfter Linie die Er- 
fenntnig, daß es dem Staatsrecht nur dann gelingen könne, 
eine den übrigen Rechtsbisziplinen ebenbürtige Stellung zu 
gewinnen und zu behaupten, wenn die prinzipiellen Grund- 
lagen fowie die einzelnen Begriffe zu einer dem Privatrecht 
analogen fcharfen Firierung gebracht werden könnten. Bon 
dieſem Gefichtöpunft aus iſt insbefondere den fchwierigen 
Kontroverfen über die Entjtehung und rechtliche Natur des 
Reiches in der nachfolgenden Darftellung ein breiter Raum 
zugemwiejen worden. Dagegen glaubte der Berfafjer in Behand- 
Iung der Detailbeftimmungen von Spezialgefegen und Boll- 
zugsverordnungen ſich eine größere Befchränfung auferlegen 
und dieſes Material mehr den von Anfang an breiter an- 
gelegten Werfen überlaffen zu bürfen. 

Der zweite Band, welcher binnen Jahresfriſt erfcheinen 
wird, fol da8 Verwaltungsrecht im engeren Sinne 
(VOI), dag Gerihtsverfaffungsredt (IX), das 
Finanzrecht (X) und endlich eine umfaſſende fyftematifche 
Darftellung der Rehtsbeziehungen des Reiches zu 
auswärtigen Staaten (XI) enthalten. 


Königsberg i. Pr., Ende Mai 1880. 


Vorwort zur zweiten Auflage. 


Die erite Auflage dieſes Lehrbuchee war Otto Mejer 
gewidmet ald Zeichen treuer Verehrung und Dankbarkeit. 
Der väterlide Freund und Berater ift inzwifchen in die 
Wohnungen des ewigen Friedens eingegangen, und es ift mir 
nicht mehr vergönnt, dieſes Bud in feine Hand zu legen. 
Dankbar werde ih das Andenken de3 teuren Mannes be- 
wahren. — 

Die neue Auflage ift völlig umgearbeitet; das Syitem 
der Darftellung ift dasfelbe geblieben, nur das Militärrecht 
ift weggefallen, indem der kaiſerliche Oberbefehl in das 
Kapitel vom Kaifertum eingeftellt wurbe, indeß die Militär- 
verwaltung dem II. Bande vorbehalten bleibt. Hinzuge- 
fommen ift das Kapitel über die Kolonieen. — 

Es ift herkömmlich, in Vorworten befondere Dantes- 
ſchulden zu Iöfen. Auch ich fühle mich dazu gedrängt. Der 
junge, aber fehr gut und fräftig emporgewachjene Stamm 
der Disziplin des deutſchen Reichsſtaatsrechts ift gepflanzt 
von Laband und Hänel. Troß vieler und ſchwerwiegen⸗ 
der Differenzen mit jedem diefer beiden Schriftfteller, von 
denen die nachfolgende Darftellung Kunde giebt, ift es mir 
faft bei jedem Schritte der Arbeit ſtark zum Bemwußtfein 
gelommen, wie viel Dank die Wiffenfchaft jenen beiden 


vu Bormort. 


Männern, den Begründern der Theorie des heutigen deutjchen 
Reichsſtaatsrechtes, fchuldet. Gerne nenne ich hierbei als 
dritten Mar Seydel, der, befonder8 nad dem Gefeh 
des Widerſpruchs, die Theorie mächtig gefördert hat. 

Es ift mir Bedürfnis und lebhafte Freude, dieſes 
Dankeswort ala Vorwort an jene Männer, indbefondere an 
Laband und Hänel, die Meifter deutſcher Staatsrecht3- 
wiffenfchaft, zu richten. Möchten ihnen noch lange Jahre 
fruchtbaren Schaffens befchieden fein! 

Das alphabetifche Negifter verdanke ich meinem lieben 
jungen Freunde und Kollegen, Herrn Privatdocent Dr. Schön. 


Königsberg i. Pr., 18. Dftober 1894. 


Zorn. 
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Erftes Bud. 
Die Entflehung des Reiches und der 
Reichsverfaffung. 


8. 1. 
Hiſtoriſche Einfeltung (1806—1866). 

Das „beiligerömifhe Reid deutſcher Nation“ 
war dur den Preßburger Frieden vom 26. Dezember 1805 
ſtaatsrechtlich aufgelöft worden, indem Bayen, Württem- 
berg und Baden „la plenitude de la souverainet6 et de 
tous les droits qui en derivent“ erhielten (Art. 14). Am 
6. Auguft 1806 legte alsdann Franz II. formell die deutjche 
Kaiſerkrone nieder, und damit war auch der lebte Schein 
des altehrwürdigen taufendjährigen Reiches dahin. 

Das alte Reich war ftaatsrechtlich bis zu feinem Ende 
ein Staat gewefen:! obwohl faktifch der Reichsverband fo 
Iofe als möglich geworben war, und Oſterreich fowohl wie 
Preußen in thatſächlicher Mißachtung bes Reiches mett- 





1 Laband,Staatör.2.Aufl.I,| Eine umfaflende vortreffliche 
7, Hänel, Staatsr. I,8; Schul⸗ Darftelung des alten Reich? 
je, Deutid. Staatör. I, 50 ff.; | ftaatsrechte8 im Grundriß giebt 
vgl. auch Über die ältere Theorie | das ſchöne Bud von Mejer, 
Gierke, Genoflenfh.-R.IIT,691; | Einleitung in das beutide 
Brie, Staatenverbindungen 119, | Staatsreht (1. X. 1861, 2. 9. 
127; Triepel, Interregnum 20; | 1884) 88. 12—41. 

G. Meyer, Lehrb. (3) S. 22. 
Born, Staatsrecht I. 2. Aufl. 1 
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eiferten, ruhte doch rechtlich bis zu der durch den 
Preßburger Frieden herbeigeführten Auflöſung 
die Souveränetät, das erſte und oberſte Attri— 
but des Staates, in der Gentralgemwalt.? 

Dur die Ereigniffe der Jahre 1805 und 1806 waren 
die deutſchen Einzelftaaten in aller Form Rechtens fouverän 
geworden? Juriſtiſch änderte hieran auch der Rhein— 
bund für die an demfelben beteiligten deutſchen Staaten 
nichts, fo wenig aud den von Napoleon zu diefem Bunde 
zujammengezmungenen Staaten faktiſch von ihrer Souve- 
ränetät übrig blieb.* 

Der Wiener Kongreß, der die Ara ber franzöfifchen 
Revolution abſchloß, gab den noch übriggebliebenen deutſchen 
Staaten eine neue Gefamtverfaflung,® auf Grund deren 
der Deutfhe Bund bis zum 14. Juni 1866 em 
fümmerlihes Dafein friftete. Es ift nicht unfere Aufgabe, 
die für die Erkenntnis von Deutſchlands damaligem poli- 
tiſchen Zuftand hochintereſſante Entſtehungsgeſchichte jener 
Bundesverfaſſung zu ſchildern; nur die wichtigſten Momente 
mögen kurz hervorgehoben werden: an dem Widerſpruch von 


2 Mejer, Einleitung(2)8.16.| * Bol. Mej je} 42; Meyer, 
Hier auch $$. 37/41 Nahmerfun- | Lehrb. 88. 35, 3 Die demer- 
gen über Die einfchlägige Bifto- | tung von Brie, DL83. 
riſche, ſowie ältere ſtaatsrecht⸗ | 409 gegen das —— 
Ice Litteratur. 805 auch |awungen” ift nicht berechtigt, 
er, Lehrbuch 88. 21—34; | vgl. Sybel, Erhebung Europas 
bester en E — noreb. geg Napoleon S. 3f. 68. 
Bundesrechtes (1868) S. 26 und Bol. zum folgenden: von 
bef. Jellinek, Staatenverbin- Böldernborft, eutſche Ver: 
dungen rn F fa fungen u. Berfaflungsentmürfe 
Me SS. To Hänel St.R. J, 4ff. 
Zreiticte, Denkfe Sei, 1 G. Meyer, Lehrb. 8. 38 F.: 
226 ff. Meier, Einl. (2) 88. 42—67. 
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Bayern und Württemberg hauptfächlich fcheiterten alle Ver⸗ 
ſuche, eine einigermaßen brauchbare und entwidlungsfähige 
Yunbesverfafjung herzuitellen;® Preußen wurde dank dem 
Übelmollen und der Eiferfucht der Kongreßmächte territorial 
in einer Weife abgegrenzt, welche feine Weiterentwidlung 
möglichſt zu hemmen offenfichtlich beftimmt war, indem zu 
den ſechs alten öftliden Provinzen zwei in ber Hauptfache 
neue weftliche hinzugefügt wurden, welche territorial von 
der Hauptländermafje des preußifchen Staates durch da⸗ 
zwifchen liegende hannöverſche, kurheſſiſche, naffauifche und 
andere Territorien geſchieden waren, was um fo bebenflicher 
war, als die in kurzer Zeit fehr feftgemurzelten Sympa- 
thieen für franzöſiſche Einrichtungen ſowie fatholifche Tra- 
ditionen gegenüber dem „proteftantifhen Staat” Preußen 
anfänglich die Bevölferung jener neuen Provinzen ziemlich 
fchwierig machten.” Die Verhandlungen des Wiener Kon- 
greſſes über die jtaatsrechtlihe Neugeftaltung Deutſchlands 
fowie über die territoriale Neugeftaltung Preußens bilden 
eines der unerquidlichiten Blätter deutſcher Gefchichte. 

Die endlich zuftande gebrachte Bundesverfaſſung, be- 
ftehend aus der Bundesafte vom 8. Juni 1815 und 
der Wiener Schlußakte vom 8. Juni 1820,8 war 
auf dem Prinzipe begründet: daß den Staaten die 
Spouveränetät verbleibe; daß nur in einzelnen, 
genau firierten Punkten die Bundesglieder 


6 Mejer 8. 45; Meyer Corpus Juris Conf. Germ. I, 
8.38; v . Bölderndorff 133. Uff. 101 ff., neu gebrudt bei 
— Binding, Deutſche Staats⸗ 

Zi eitfchfe I, 173. 190. .grundgefeße 9. 3 

8 . biefelben bei ©. v.Meyer,| 

1* 
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fi vertragsmäßig hbinfihtlid der Ausübung 
der Souveränetät zu Gunften der Gentral- 
gewalt befhränktten; daß die einzelnen Bundesglieber 
grundfäglich gleiche Rechte, nur Öfterreich den Vorſitz im 
Bundestage haben follten. Der fo gefchaffene Bund war 
ein „völlerrehtliher Berein der deutſchen ſou— 
veränen Fürften und freien Städte" (Wiener 
Schlußakte Art. 1);° er berubte auf einem Bertrage ber 
Mitglieder und für ihn galten alle ftantsrechtlichen Konje- 
quenzen des Vertragsverhältnifjes, nur mit der Beichrän- 
fung, daß die Möglichkeit einfeitigen Ausfcheiveng aus dem 
Bunde vertragsmäßig ausgeſchloſſen worden war. 

Der deutſche Bund führte zunächſt ein unrühmliches Da⸗ 
fein bi8 1848: dem Ausland zum Spott, den Deutfchen 
zum Ärger. Bon Anbeginn an von niemandem geliebt, war 
er allen deutſchen PBatrioten geradezu ein Gegenftand bes 
Hafles geworben, feit er fih ganz und gar zum Polizei⸗ 
büttel Metternichs erniedrigt hatte. „Der heimliche Bundes- 
tag ift den Deutfchen ein Gegenftand erft der Scheu, dann 
falter Anmwiderung geworden” — fo erklärte der bayrifche 
Minifter des Ausmärtigen am 12. März 1849.19 

Die Bewegungen von 1848 brachten auch die beutfche 
Berfaffungsfrage wieder in Zlup.!! Sollten die Bewegun- 
gen auch zunächſt refultatlos verlaufen, jo förderten fie 
doch ſehr wertvolle Vorarbeiten für den Neubau der 


9 Laband 1, 8; Hänel| N! Bgl. Mejer 88. 53-58; 
StR. I, 4 ff. Schulze DStR. 8. 55ff.; Bin- 

10 Citat bei Binding, Der ding, Verſuch d. Reichsgrün⸗ 
Berfug ber Reihägrinbungburd | bung ꝛc.; v. Bölderndorff 
die Paulskirche (1892). 16 R. Hänel SIR. J, 9 ff. 
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Berfafiung zu Tage. Zwei Strömungen find bezüglich der 
Bewegung d. J. 1848 zu unterfcheiden: die eine und zwar 
die urfprüngliche, befonders in Sübbeutfchland mächtig auf- 
tretende und dort bis zur Stunde noch nachwirkende bradh 
fih direft aus dem Volle heraus Bahn; die andere ging 
aus der Initiative der preußifchen Regierung hervor. An 
dem Umftande, daß diefe beiden Strömungen nicht zu or- 
ganiſchem Zufammenmirken gelangen konnten, fcheiterte die 
ganze, kurze Zeit fo vielverheißende Bewegung. 

Mehr und mehr aber erfannte man allenthalben, daß 
der Mittelpunft der fo heiß erftrebten ftaatsrechtlichen Neu- 
geftaltung Deutfchlandg nur Preußen fein könne? Zwar 
war der preußifhe Staat in der trüben Periode, die auf 
die Freiheitskriege folgte, faft millenlos in den Bahnen 
Metternichfcher Politik gewandelt und Hatte durch ſchnöde 
Verfolgung jeder freieren Regung die Sympathieen des 
deutfchen Volkes verfcherzt: gleichwohl vereinigten die Ver⸗ 
treter des Volkes bei der Kaiſerwahl mit übermwiegender 
Mehrheit ihre Stimmen auf den König von Preußen. Daß 
man immer allgemeiner die Notwendigkeit erfannte, Preußen 
müſſe an die Spige Deutfchlands treten, dazu hatte vor 
allen Dingen ein Werk beigetragen, welches die preußifchen 
Staatsmänner in der erften Hälfte des neunzehnten Jahr: 
hunderts gefchaffen Hatten, ein Wert, das die granitene 
Bafıs des fünftigen deutſchen Staates werden follte: Der 
deutfhe Zollverein mit Ausfhluß ſterreichs. 


12 Am cdarakteriftifchften hier- | land, 1835, Gedanken über Reid), 
für waren, wohl die Schriften | Staat und Kirche, 1842, Brief- 
Bfigers: Über die Entwidelung | wechfel zweier Deutichen, 1851. 
des Öffentlichen Rechts in Deutfch- 
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Während das Gefüge des Bundes immer lofer und fein 
Inhalt immer leerer wurde, ſchufen die Staatsmänner des 
preußifchen Finanzminifteriums ven feiten Bau der wirt- 
ſchaftlichen Einheit Deutſchlands; als noch Jahrzehnte un- 
fruchtbaren qualvollen Ringens um die ftaatsrechtliche Ein- 
heit bevorftanden, war durch den Zollverein jeit dem 
1. Januar 1834 (Staatövertrag vom 22. März 18833) 
bereit3 ein unzerreißbar feite® Band der wirtichaftlichen 
Einheit um den Süden und Norden Deutſchlands mit Aus- 
ſchluß Oſterreichs gefchlungen. '® 

Infolgeveffen war i. J. 1848 die Überzeugung bereits 
ziemlich allgemein Gemeingut der Nation geworben, daß nur 
derjenige Staat, der die wirtſchaftliche Einheit der Nation 
in fo genialer Weife gefchaffen, auch die ftaatsrechtliche 
Einheit werde herftellen fünnen. Am 28. März 1849 
wurde in der That zugleich mit dem Erlak und der Ber- 
fündigung der von der Nationalverfammlung befchloffenen 
„Verfaſſung des Deutfchen Reiches" Friedrich Wil- 
belm IV. vom Frankfurter Barlament zum 
deutfhen Kaifer erwählt, nahdem bereits vor— 
ber eine gefamtdeutfhe Bundesverfaffung mit 


18 Die hohe Bedeutung des!gaben), Hänel StR. I, 39 ff. 
Bollvereind für bie ftaatörecht- | Der Bollverein ift die Weiter« 
lie Entwidelung Deutſchlands en ie ung der preußifchen 
hebt beſonders treffend hervor | Zollgefeggebung von 1818. Die 
v. Treitfchle in feiner auch Aufhebung der Provinzialzölle 
fonft ausgezeichneten Abhand⸗ | in Preußen war bereit durch 
lung: die Anfänge des beutfchen |den neben und nah Bismard 
g vereins. Preuß. Jahrb. XXX | größten deutfhen Staatsmann 

. 897 ff., 479 S; ferner Deuts | der Neuzeit, den Reichsfreiherrn 
{he Gef. III, 29 ff., II, 607 fi. |vom Stein, in die Wege ge— 
Bol. au Meyer, Lehrb. $. 58° | leitet, |. Bert, Leben Steins 
(Bier auch weitere Litteraturan- |I, 287. Mejer $. 59. 
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ftarfer, wohlausgerüfteter Gentralgemwalt be- 
ſchloſſen worden war.!* Der König von Preußen 
aber lehnte die ihm vom Volle dargebotene Kaiſerkrone ab, 
erllärte fich jedoch bereit, einem Rufe der deutſchen Fürften 
zur Kaiſerwürde zu folgen. Diefe aber riefen ihn nicht.!° 

Sn materieller Beziehung hatte der König von Preußen 
bezüglich der Verfafjungsfrage bereit3 durch feine berühmte 
Proflamation vom 18. März 1848 weſentlich den gleichen 
Standpuntt eingenommen, den weiterhin die Vertreter des 
Bolfes in der Paulsfirhe — zuerft in dem fog. Siebzehner- 
entwurf, dem „erften feften Plan des Wiederaufbaues der 
Staatseinheit Deutfchlandg unter erblidem Kaifertum in 
voller fonftitutioneller Ausgeftaltung” (Hänel) — feithielten ; 
jene Proflamation bezeichnete als Ziel der PVerfaflungs- 
reform: ein deutfches Parlament, ein einheitliches deutſches 


14 Meyer, Lebrbud 84; 8 59. 
v. Bölderndorff 18 
Sybel, Die —R bes 
Deutfchen Rei L 
DE, Ernft 
Leben 416 ff.; Binding, 
Rei agrünbung 49 ff. Das 
„Geleg” über die proviſoriſche 
Gentralgewalt ift vom 28. Juni 
1848, das „Geſetz“ über die 
Grundrechte v. 27. De, 1 1848, 
die Reichsverfafſung v März 
1849; die Ablehnung der Repu- 
bli? erfolgte mit 339 gegen 122, 
die Kaiſerwahl mit gegen 
Stimmen. 

15 Bol. Hierher Ranke: Brief- 
wechſel —5* Friedrich Wil⸗ 
helm IV. und eh 199 ff., 


Di 
Frankfurter fo 


Aus har 


ef ammlung, 


Ichrieb der König, „habe weder 
eine Krone Fin geben noch zu 
bieten, die Krone, die fie ihm 
| biete, ſei das eiferne Halsband, 
durch welches er, dad Haupt von 
16 Millionen, zum Leibeigenen 
der Revolution gemacht werden 
fole. Es fei ferne von ihm, 
fie anzunehmen. Würde aber 
der et und recht vereinte Rat 
ber Kurfürften und der Bölfer 
ihm die alte wahre, rechtmäßige 
taufendjährige Krone deutſcher 
Nation anbieten, dann würde er 
antworten, wie ein Mann ant⸗ 
mworten muß, wenn ihm bie 
höchſte Ehre dicker Melt geboten 
wird”. Fürſt Bismarck: „Rai- 
ferfronen werden nur 


auf 
Schladtfeldern gewonnen.“ 
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Heer, eine deutſche Flotte, Einheit des Zoll-, Münz-, 
Map- und Gewichtöwefend, Freizügigkeit, Preßfreiheit, ein 
oberſtes Bundesgeriht, Einführung Tonftitutioneller Ber- 
faſſungen in allen Einzelftaaten. 

Der Grund, warum troß dieſer materiellen Überein- 
flimmung zwiſchen der Regierung von Preußen und dem 
- Frankfurter Parlament Tein einheitlihes Zuſammenwirken 
erreicht werden fonnte, lag darin, daß alle Beratungen 
und Beichlußfaffungen des Frankfurter Parlamentes vom 
Prinzip der Volfsfouveränetät beherrſcht waren: ſchon 
das fog. Vorparlament hatte bejchlofjen, die künftige beutjche 
Verfaflung follte einzig und allein von der Volksvertretung 
gefhaffen und als bindendes Geſetz fanktioniert werben; 
die Monarchen wurden einfach als nicht vorhanden be- 
trachtet.is Das Parlament felbit ftellte fih durchaus auf 
den gleichen Standpunft und zog aud daraus die ſtaats⸗ 
rechtlichen Konfequenzen.!? 

Dem ftellte Friedrich Wilhelm IV. den feften Felſen des 
preußifchen Königtumes gegenüber, und an diefem %elfen 
brachen fih die wilden Wogen der ungeftümen Volksbe— 
mwegung. Mit Recht: denn der Neubau der deutſchen 


6 Der Beichluß jagt: „daß| 7 &. befond. die Frankfurter 
die Beſchlußnahme über die | Reichäverf. 8. 101, 2. Schulze 
fünftige Berfaffung Deutfchlands | DStR. $. 56. In der Wahl 
einzig und allein diefer vom | des Reichsverweſers ebenfo wie 
Volle zu wählenden Lonftituie- | in ber Kaifermahl ohne jegliche 
renden Nationalverfammlung zu Aritmirtung der fegierungen 
überlafien fei”. Demgegenüber kam dieſe Anſchauung zum klar⸗ 
ift die Abſchwächung, melde ken Ausdruck. S. aud die bei 
Binding, Reihdgründung 13ff. Mejer a.a. D. gegebenen Nach⸗ 
verſucht, völli unmöglich Bgl. | weifungen. 
auch Hänel StR. I, 9; Mejer, 

Einl. (2) S. 209°. 1%, 
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Staatsverfaffung durfte unter feiner Bedin— 
gungvonderrepublifanifhen Baſis der Volks— 
ſouveränetät aus unternommen werden.!® 
Preußen verſuchte nunmehr von ſich aus zu einer Re⸗ 
form der Bundesverfafſung auf der Bafis der in der Pro⸗ 
Hamation v. 18. März enthaltenen Grundzüge zu gelangen. 
Die Verſuche aber fcheiterten an den Intriguen Ofterreihs 
und dem Widerſpruch der Fürften, welche wenig geneigt: 
waren, zu Gunften einer neu zu Eonftituierenden Gentral- 
gewalt erhebliche Konzeffionen zu macen.!? Erſt hielten 
noch Sadfen und Hannover zu Preußen, und auf der 
Grundlage des fog. Dreitönigsbündniffes (26. Mai 
1849) fchien eine gedeihliche Entwidelung der Verfafſungs⸗ 
frage für Nord» und Mitteldeutfchland möglid — Bayern 
und Württemberg lehnten jede Mitwirkung ausdrücklich ab 
—: die Führung in dem neu zu errichtenden Bunbezftaate 
follte naturgemäß Preußen zufallen; als Verbindung mit 
Öfterreih war ein völferrechtlihes Unionsverhältnis in 
Ausfiht genommen; die Bundesverfafiung follte unter Mit: 
wirkung eines Parlamentes fejtgeftellt werden. Als jedoch 
die Wahlen zu lebterem auögefchrieben werben follten, 


18 Binding 18 f., 63 verur- 
teilt Preußen und den König 
art, aber durchaus ungeredt. 

inding gelangt zu feinem Ur⸗ 
teile nur durch Verkennung ber 
fer Haren Stellungnahme von 
Borparlament und Barlament. 
Sch Halte das Urteil Rantes 


für zutreffend, der Über die Ab- | 3 


lehnung fagt: fie Zönne „als die 
vornehmſte Handlung des Königs, 
wenigſtens al3 die nachwirkendſte 


feine8 Lebens betrachtet werden”. 
„Bielleiht ift e8 dem Könige zu- 
zufchreiben, wenn die Idee ber 
Nationaljouveränetät in Deutfch- 
land niemals feften Grund und 
Boden gefunden bat.” „Rad 
beiden Seiten erhielt er das 
Selbft des preußifchen Staates.” 
riefm. m. Bunſen 369. 267. 

19 Mejer S.216ff.; Schulze 
DS. 8.57,0.5ybell, en 
529; v. Völderndorff 26 fi. 
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fhieden Sachſen und Hannover mit Proteft aus dem Bünd- 
nis aus. Gleichwohl wurde das Parlament gewählt und 
trat zu Erfurt zufammen; feine Beratungen find für die 
fpätere Verfafjungsarbeit immerhin von großem Nuten ge- 
worden. Die Frankfurter Verfaſſung fand auch in Erfurt 
in der Hauptfache unveränderte Annahme („Unionsverfaf- 
jung”); dadurch waren „endgültig und unwiderſtehlich Die 
Bahnen vorgefchrieben, in denen fi die politifche Ent- 
mwidelung bewegen follte”; dieſe Berfafiung bietet den 
„einzigen und maßgebenden rechtshiſtoriſchen Anknüpfungs- 
punft”.20 

Oſterreich aber ftellte nunmehr dem fo gut wie ifolierten 
Preußen das zu Münden abgejchlofiene ſog. Bierfönigs- 
Bündnis (27. Yebruar 1850) (Bayern, Württemberg, 
Sachſen, Hannover) entgegen, das gegen die preußifchen Re- 
formabfichten gerichtet war. Am 26. April 1850 murde 
die Bundesverfammlung wieder formell nad Frankfurt be- 
rufen und am 10. Mai eröffnet; Preußen widerftrebte 
zwar noch einige Zeit, mußte aber fchlieglih unter dem 
Drud drohender ausmärtiger Konftellationen nachgeben; am 
Tage zu Olmütz (29. November 1850) wurden die Hoff- 
nungen auf eine Erneuerung Deutſchlands noch einmal be= 
graben.?!. Preußen beſchickte die Bundesverfammlung 
wieder, alles blieb beim Alten und der Zuftand wurde in- 
folgebeffen ſchlimmer als je zuvor. 

20 Hänel StR. I, 10, 11 u.| At Über die Dreädener Mini» 
bef. S. 197 ff. Die Reichiver- | fterfonferenzen ſ. v. Sybel UI, 
fafjung v. 28. März 1849 und 70 ff.; Herzog Ernft, Aus 
die Uniondverfaffung find in| meinem Leben II, 1ff.; Mejer, 
fehr dankenswerter Weife neu | Einl. (2) ©. 225. 


abgedrudt bei Binding, Deut- 
The Staatögrundgefege. 9. 2. 
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Soviel aber war durch den bisherigen Gang der Dinge 
zur Evidenz Klar geftellt: bie beutfche Frage, welde 
gelöft werben mußte, konnte nidt auf fried— 
lihem Wege bezw. dem Wege friedlichen Zwan— 
ges gelöſt werden. Die Monardie überhaupt, und 
fpeziell die preußifche, waren in Deutfchland zu ftarfe Mächte, 
als daß es möglich geweſen wäre, diefelbe unter den revo- 
Iuttionären Vollewillen und die republifanifche Volfzfouve- 
ränetät zu beugen wie in Franfreid. Andererſeits war 
nicht zu hoffen, daß Öfterreih auf frieblihem Wege auf 
feine Stelle als deutfcher Staat verzichten und ebenfomwenig, 
daß die Mittelftanten fich entfchließen würden, in felbftlofer 
Weiſe ſoviel von ihren Hoheitsrechten aufzugeben als nötig 
war, um eine ſtarke Gentralgewalt zu fchaffen.?? 

Die Löfung der deutfchen Frage durch das Mittel Frie- 
gerifhen Zwanges entwidelte ſich aus ber feit 1863 bren- 
nend gewordenen Frage nad dem ftaatsrechtlichen Verhält- 
ni? von Schleswig-Holftein.? Altdeutſche Lande 


83 Treffende Bemerkungen | efhidtlide Bedeutung 
bie Bedeutung ded Jahres 1848 fir die Gründung des heu— 
für die Zukunft Deutfchlands | tigen Deutſchen Reiches: 
bei Hänel I, 10f. Über ben |bie Geſchichte desjenigen 
am 17. Sept. 1859 gegründeten deutfhen Einheitsgedan- 
Rationalverein v. Böldern>| tens, der in jenen Vor— 
dorff 30 ff.; über den Frank | gängen zum Ausdrud kam 
furter Fürftentag von 1863 eben- | oder fi an fie antnüpfte, 
da 29 ff., ; v. Sybel D,|ift Rechtsgeſchichte des heu— 
525 ff.; — Ernſt, Aus tigen Deutſchen Reiches. 
meinem Leben, II, 531 ff. Snfomeit Hat Gierke in 
Somohl die ftaatsrechtlichen | Schmoller8 Jahrb. VII, 1115 ff. 
Bewegungen der Sahre 1848/49 | Recht. Ebenfo Hänel SER. 1, 
ald die Gefchichte des Zollver- 197 ff. Bel. auch die treffenden 
eins haben, was gegen Zaband | Bemerkungen von Mejer, Einl. 
I, 9: entfchieben betont werden | (2) ©. 31. 
muß, unmittelbare rehts-| 27 Meyer $. 60; Schulze 
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und durch mächtige Sympathieen der Bevöllerung mit dem 
übrigen Deutfchland verbunden, waren die Elbherzogtümer 
feit langer Zeit in das ftaatörechtliche Verhältnis der Per- 
fonalunion zu Dänemark gelommen. Holſtein und Lauen- 
burg waren daneben Beſtandteil des deutſchen Bundes, 
Schleswig nidt. Die ftaatsrechtlihe Verbindung der Her- 
zogtümer mit dem dänifchen Staate war eine perfonale, 
durch die big 1863 regierende Linie des Königshauſes ver- 
mittelte. Zum Nachfolger des kinderloſen Friedrich VII. 
batte eine Konferenz der Großmädte zu London 
durh Staatsvertrag v. 8. Mai 1852°* den Prinzen 
Chriftian von Glücksburg beftimmt, und zwar hatte bie 
Konferenz auch die Nachfolge in Schleewig-Holftein dieſem 
Prinzen zugefproden, obwohl diefe Verfügung über bie 
Herzogtümer ein reiner Willkürakt mar. Der deutſche 
Bund trat jenem Protofoll nicht bei, Preußen 309 feine 
Unterfchrift durch Cirkulardepeſche v. 15. Mai 1854 zurück: 
die Frage der Succeffion in den Elbherzogtümern nad) 
Ausfterben der regierenden Linie war fomit für Preußen 
wie den deutichen Bund offen. Zu energifcher That gegen- 
über der däniſchen Brutalifterung der Herzogtümer aber 
vermochte vorerft weder Preußen noch der Bund fi auf- 
zuraffen. Mit Mühe nur wurde durchgefegt, daß die im 
3. 1855 erlaflene dänifche Geſamtſtaatsverfaſſung für Hol- 
ftein und Lauenburg außer Kraft geſetzt wurde (1859); 
um fo ficherer fuchte man nun däniſcherſeits wenigftens 


DS. 8. 65; Hänel SLR. 1,|tofol, abgebrugt Staatsarchiv 
11ff.; Mejer, Einl. (2) 8. 61ff. VI, Rr. 1004. 
»* Das ſog. Londoner Pro- 
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Schleswig durch gewaltſame Mittel dem dänifchen Staate 
einzuverleiben. 

Am 15. November 1863 ftarb Yrievrih VII; am 
18. November fchon leiftete Chriftian IX. den Eid auf eine 
neue Berfaffung, welde Schleswig definitiv dem bänifchen 
Staate einverleibte. Der deutfche Bund, für welchen die 
Succeeffionsfrage rechtlich unentſchieden war, ließ nunmehr 
durh ſächſiſche und hannöverſche Truppen Holftein und 
Lauenburg befegen; zu einer That für Schleswig vermochte 
man fih von Bundeswegen nicht zu ermannen. Darauf: 
bin einigten fi die beiden deutſchen Großmächte, für 
Schleswig von fih aus einzutreten und eroberten 1864 in 
einem furzen glänzenden Feldzuge das Land. Im Wiener 
Frieden v. 80. Ditober 1864 Art. IH entfagte 
Chriftian IX. namens de3 däniſchen Staates 
befinitiv allen Anrechten auf die beiden deut— 
ſchen Herzogtümer zu Gunften Preußens und Öfter- 
reiche. 

Nun aber begann erft die eigentliche Schwierigfeit. Bon 
ben um die Serzogtümer ftreitenden Prätendenten war 
ftaatörechtlich unzweifelhaft der Prinz Friedrich von Augujten- 
burg am beften legitimiert; ihm ftanden auch die Sympa- 
thieen des Volkes, befonders in Sübbeutjchland, zur Seite. 
Die von dorther Iebhaft befürmortete Konftituierung eines 
felbftändigen Herzogtumes Scleswig-Holitein unter dem 
Auguftenburger erflärte jenoch Preußen, wo feit 1862 von 
Bismard an der Spike der Geſchäfte jtand, nur unter 
mehreren Beringungen für durchführbar, deren wichtigſte 
eine enge militärtfche, maritime und wirtſchaftliche Verbin- 
dung des neuen Staates mit Preußen war. Um feinen 
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Forderungen mehr Nachdruck geben zu fünnen, fette Preußen 
gemeinfam mit Ofterreih, das willenlos im Schlepptau 
Bismarcks fegelte, die Räumung Holfteind und Lauenburgs 
durch; die deutſchen Großmächte teilten fich ſodann in der 
Meife in die Verwaltung, daß Holftein den Öfterreichern, 
Schleswig den Preußen eingeräumt wurde; Lauenburg 
wurde in Perfonalunion mit dem preußifchen Staate ver- 
bunden; enblich wurde der Kieler Hafen an Preußen über- 
geben (Gafteiner Konvention v. 14. Auguft 1865). 

Sn diefer Ordnung der Dinge aber fonnte eine befini- 
tive Entſcheidung der fchleswig-holfteinifhen Frage nicht 
gefunden werden. Nach längeren biplomatifchen - Winfel- 
zügen fam e3 vielmehr zu dem unvermeidlich gewordenen 
Kriege zwifhen den beiden Großmädten. Schon am 
6. Juni 1866 hatten die Preußen ohne Widerftand auch 
Holftein beſetzt. Am 14. Juni 1866 befhloß nun 
der Bundestag in zweifellofem Widerfprud 
zum Bundesredt die Mobilmahung aller 
nihtpreußifhen Korps gegen Preußen. Dagegen 
hatten geftimmt: Baden, Luxemburg, beive Medlenburg, 
Oldenburg mit Anhalt und Schmarzburg, die thüringifche 
Kurie außer Meiningen und die Kurie der freien Städte 
außer Frankfurt.?° Preußen erklärte das ganze Verfahren 
für bundesrehtswidrig und den Bund für gemaltfam zer- 
riffen; der preußifche Gefandte am Bundestage verließ ben 
Saal, nachdem er zuvor die „Grundzüge zu einer neuen 


26 S. die genauen Angaben |norbd. Bundes find gefammelt 
bei Meyer, Lehrb. ©. 147. bei Hahn, zwei Jahre preußifch- 
Die Urkunden zur Kriſis d. J. deutſcher Politik 1866/67 (1868). 
1866 und der Aufrichtung des 
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Bundesverfaſſung“ (den Regierungen mitgeteilt dur Cir-⸗ 
fular-Dep. v. 10. Juni) auf den Tifch des Haufes nieber- 
gelegt batte.?® 

Der Krieg war raſch beendigt. Der Prager Friede 
v. 28. Auguft 186627 enthält folgende, die ſtaatsrecht⸗ 
liche Neugeftaltung Deutſchlands betreffende Beftimmungen: 

1. Verzicht Oſterreichs auf jede ftaatsredt- 
liche Verbindung mit Deutfhland (Art. IV); ?® 

2. Buftimmung Oſterreichs zur Einverleibung 
folgender Staaten und Staatsteile in den 
preußifden. Staat: Hannover, Kurheſſen, 
Naffau, Frankfurt a. M., ferner geringfügiger bay- 


riſcher und großherzoglich heſſiſcher Territorien (Art. VI. 2);2° 


Thudichum, Verfaffungs- 
recht de3 norddeutfchen Bundes 
S. 1ff.; Laband Ei 1. 2; 
Agidi in feiner Ztſchr. f. deut- 

es Staatsrecht I, 522 ff.; 

eyer, Grundzüge 3 ff.; 
Mejer, Einleit. (2) ©. 252 ff. 
Text der „Orundzüge" Staats⸗ 
ardiv XI, 104 ff. 

#" Tert bei Hahn 194 ff. 
Hinſichtlich der übrigen Friedens- 
ſchlüſſe vgl. Meyer, Grundz. 

f. und bie dort gegebenen 
Nachweiſungen; Thbudihum 2; 
Bäne! 1, 12. Über bie fittliche 

erehtigung des Kriege von 
1866 im gejamtbeutichen Inter: 
efie ſiehe die fchönen Worte bei 
Laband I, 10. im Anſchluß 
an die Erllärungen des Fürften 
Bismard. ie preußifche 
Proflamation „An das deutſche 
Bolt” bei Hahn 194. 

38 Der Art. IV hat folgenden 


Dortlaut: „S. M. der Kaifer 
von Öfterreich erfennt die Auf- 
löfung des bisherigen beutfchen 
Bundes an und giebt feine Zu- 
fimmung zu einer neuen Ge⸗ 


; ſtaltung Deutichlands, ohne Be- 


teiligung des öfterreichifchen 
Kaiferftaates. Ebenfo verſpricht 
©. M. das engere Bundesver- 
hältnis anzuerlennen, welches 
6 M. der König von Preußen 
pordig der Linie des Mains 
begründen wird, und erklärt ſich 
damit einverſtanden, daß die 
[nid von diefer Linie gelegenen 
eutſchen Staaten in einen Verein 
ufammentreten, deffen nationale 
erbinbung mit dem norddeut- 
[hen Bunde der näheren Ber- 
ftändigung zwifchen beiden vor- 
bebalten bleibt, und ber eine inter- 
nationale unabhängige Eriftenz 
haben wird.“ 

20 Nähere Angaben f. bei 
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3. Buftimmung Öfterreihs zur Einverleibung 
Schleswig-Holfteing in den preußiſchen Staat, 
jedoch mit dem Vorbehalt, daß diejenigen nordſchleswigſchen 
Diftrikte, welche durch freie Abftimmung den Wunfch äußern 
würden, wieder mit Dänemard vereinigt zu werden, an 
letzteren Staat zurüdfallen follten (Art. V); eine ſolche Ab⸗ 
ftimmung wurde weder von Oſterreich, das allein hierzu be- 
rechtigt geweſen wäre,®° verlangt, nod von Preußen frei« 
willig ins Werf gefett; durch Staatsvertrag zwifchen Öfter- 
reich und dem Deutſchen Reiche v. 11. Dt. 1878 (Ofterr. 
StGB. 1879, Nr. 22) bat Öfterreich auf jenen Vorbehalt 
des Art. V verzichtet, fo daß Die Einverleibung von 
ganz Schleswig inden preußiſchen Staat nun= 
mehr ohne jeden rechtlichen Vorbehalt ift; 

4. Zuftimmung Öfterreihg zur Herftellung 
eines ausden mittel- und norbdeutfhen Staa— 
ten beftehbenden deutfhen Bundesſtaates unter 
preußifher Führung (Art. IV). 

Damit war der deutſche Bund in aller Form Rechten 
aufgelöft; alle früheren Bundesgliever (mit Ausnahme von 
Liechtenftein) hatten beigeftimmt.2? Überdies erfannten auch 


Thudihum a. aD. 9 Der) 9 Thudichum 55 ff. 
betr. Art. VI garantiert die terri- | 31 ©. oben N. 28 den Wort- 
toriale Integrität Sachſens und | laut des Art. IV. 
fährt dann fort: „dagegen ver-| °? Die einzelnen Daten giebt 
Ipridt S. M. der Kaifer von Schulze, Einleitung in das 
fterreih,, die von S. M. dem deutſche Staatsrecht. Neue Ausg. 
König von eben in Nord |(1867) S. 399%. Laband * 
deutſchland herzuſtellenden Ein- | Die Urkunden bei Hahn 
richtungen einfchließlich der Ter- | S. 188 ff., ferner im Staats⸗ 
ritorialveränderungen anzuer- |ardiv von Agidi und Klau- 
fennen.” bold Bd. XI. 
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die Wiener Kongreßmächte, deren Vertreter fih i. 3. 1867 
zu London zum Zwecke der Feſtſtellung des ſtaatsrechtlichen 
Berbältniffes von Luxemburg verfammelt hatten, die 
neugefchaffenen Zuſtände an.®® 

Luxemburg und Limburg ſchieden aus der ſtaatsrecht⸗ 
lichen Verbindung mit Deutſchland aus (Staatsvertrag der 
Großmächte v. 11. Mai 1867).8* 

Bayern, Württemberg und Baden wurden zwar nicht 
in das bunbesftaatliche Verhältnis einbezogen, traten jedoch 
durch Erneuerung der Lollvereinöverträge ſowie duch 
Schutz⸗ und Trugbündniffe mit Preußen ſchon damals in 
den engften wirtfchaftlihen und militärifden Verband mit 
dem neu gejchaffenen deutſchen Bunbesftaate (hierüber unten 
8. 2 VID). 


8. 2. 

Die Anfridtung des Rorddentſchen Rundes. 

I. Das im Prager Frieden bereit3 von Oſterreich an- 
erfannte „engere Bundesverhältnis” für die Staaten nörb- 
lih des Maine empfing feine erfte feite Rechtsbaſis durch 
den Staatsvertrag vom 18. Auguſt 1866, melden 
fechzehn deutſche Staaten, Preußen an der Spike, mitein- 
ander abjichlofien. Diefer Staatsvertrag beftimmte: daß 
zwifchen den fontrahierenden Staaten auf der Grundlage 


88 Laband I, 7. 0% er, gFzetsrechn Grörterun. 
4 Text bei Hahn 586. Bol. hurigun Bf Saul 
Mey L 65; Thu⸗ um i S ulze 
bidum 47 aband Il, d. 58 69 # .; Hänel, 

Über das Berhältnis Lurem- Stuten um beutjchen Staats- 
— zum Zollverein ſ. Bd. II vet, I SLR. 


1, 14 ff.; Meier, Ginleit. (2) 
1 2aband I 88. 2 u. 3. 272 ff. 
Horn, Staatsrecht I. 2. Aufl. 2 
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des vom preußiichen Gefandten am 14. Juni bei feinem 
Ausſcheiden aus dem Bundestage überreihten Reforman- 
trages ein neues ftantörechtliches Verhältnis unter dem 
Namen „Norddeutfher Bund” begründet merben 
folle.? 

Die Eontrahierenden Staaten waren: Preußen, Sadfen- 
Weimar, Oldenburg, Braunfhweig, Sacjen-Altenburg, 
Sachſen⸗ Coburg⸗ Gotha, Anhalt, Schwarzburg-Rubolftadt, 
Schwarzburg⸗Sondershauſen, Waldeck, Reuß j. L., Schaum⸗ 
burg⸗Lippe, Lippe, Lübeck, Bremen, Hamburg. Auf Grund 
ſpäterer Spezialverträge traten noch bei: beide Mecklenburg 
(21. Auguſt), Heſſen für feine nördlich des Maines belege- 
nen Landesteile (8. September), Neuß ä. 2. (26. Septbr.), 
Sadfen-Meiningen (8. Oktbr.) — die lettgenannten beiden 
Staaten hatten zuerft formell abgelehnt, dem Bunde beizu- 
treten — endlich das Königreich Sachſen (21. Oktober). 

Der Auguftvertrag beftimmte folgendes: 

1. „Offenfiv- und Defenſivbündnis zur Erhaltung ber 
Unabhängigkeit und integrität, ſowie der inneren und 
äußeren Sicherheit”, gegenfeitige Garantie des Beſitzſtandes, 
Stellung ſämtlicher Truppenktontingente der Bundesglieder 
unter den Oberbefehl des Königs von Preußen (Art. ID); 

2. Herftellung einer „Bundesverfaffung auf der Baſis 
der Grundzüge vom 10. Juni 1866” „unter Mitwirkung 
eines gemeinfchaftlich zu berufenden Parlamentes”, das nad 
Maßgabe des „Reichswahlgeſetzes“ v. 12. April 1849 ge- 
wählt und für deſſen Bildung die Wahlen fofort angeorb- 
net werben follten (Art. II. V); 


bei Hahn 463 ff. Dal. Hänel 


Text des, „Auguftbündniffes“ | Sg. [17 ff, 
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8. Dauer bes gefchlofjenen Bündnifjes „bis zum Ab⸗ 
ſchluß des neuen Bundesverhältniffes, even- 
tuell auf ein Jahr, wenn der neue Bund nidt 
vor Ablauf eines Jahres gefchloffen fein fol!" 
(Art. VI). 

Die preußifchen Grundzüge vom 10. Juni 1866, deren 
Hauptinhalt bereit? in der Proflamation Friedrich Wil- 
helms IV. v. 18. März 1848 und genauer präcifiert in 
einer preuß. Denkſchrift v. 15. September 1863® (anläß- 
lih des von Öfterreih damals in Scene geſetzten Frank: 
furter Fürftentages der Bundesverfammlung überreicht) ent- 
halten war, hatten folgende Hauptpunkte der burchzuführen- 
den Bundesreform aufgeftellt: 

1. Ausfhluß von Öfterreih und Limburg aus bem 
Bundesverhältnig; 2. Bundesgefehgebung durch einen um- 
zugeftaltenden Bundestag unter Mitwirkung einer aus all- 
gemeinen direften Wahlen bervorgegangenen Nationalver- 
tretung; 3. Einheit des Boll-, Handels-, Bank⸗, Münz⸗, 
Maf- und Gewichtsweſens; einheitliche Gejeßgebung über 
Erfindungspatente und das fog. geiftige Eigentum; über 
Freizügigkeit, Heimats- und Niederlaſſungsverhältniſſe, Ge- 
werbebetrieb, Kolonifation , Auswanderungsweſen, Schub 
des deutſchen Handels und der deutſchen Schiffahrt im 
Auslande durch Bundesfonfuln, einheitliche Regelung des 
Eifenbahnmwefens „im Intereſſe der Landesverteidigung und 
des allgemeinen Verkehrs", des Schiffahrtöbetriebes auf 
ben mehreren Staaten gemeinfamen Waflerftraßen, des Poft- 


a Staatdardiv 
2% 


s Laband I, 10. Text ber | 
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und Telegraphenwefens, Einheit der Civilprogeßordnung und 
des Konkursverfahrens, einbeitlihe Marine unter preußifchem 
Oberbefehl, Bildung zweier Bundesheere, eines norbdeut- 
fchen unter preußifchem, eines ſüddeutſchen unter bayriſchem 
Oberbefehl. 

Das mar gleihfam das Programm für das aufzurich- 
tende Bundesverhältnis, welches eine durch den thatfächlichen 
Verlauf der Dinge gebotene Modifilation nur in Hinſicht 
des ſüddeutſchen Bundesheered unter bayrifhem Über- 
befehl fand. 

Das Rechtöverhältnis unter den zweiundzwanzig oben- 
genannten Staaten war zunädft ein rein vertragsmäßiges; 
überdies hatte der Vertrag nur, foweit er auf Offenfiv- 
und Defenfivallianz gerichtet war, eine gegenwärtige 
thatfächlihe Bedeutung; aber au in diefer Beziehung be- 
ſchränkt auf die kurze Zeitdauer eines Jahres; ſoweit 
er auf das zu begründende Bundesverhältnis 
ging, war er lediglih auf die Zufunft gerid- 
tet.* Gerade um dieſes lehteren Punktes willen wurde 
der Vertrag zeitlich begrenzt: nicht „ewig”, „unauflöslich”, 
wie ſ. 3. die Bundesafte, wollte dad Auguftbündnis fein, 
nicht ein dauerndes Bundesverhältnis follte durch dasſelbe 
unmittelbar begründet werben ; vielmehr ging es auf einen 
ganz beitimmten fonfreten Zweck und war fomit nad Er- 
reihung dieſes Zweckes bezw. nah Ablauf der Zeitfrift 
eined Jahres rechtlich dahingefalen. Es ift pofitiv 
irrig, anzunehmen, der Auguftvertrag fei „auf 


«Hänel, Stud. I, 69 ff; 
Laband I | 
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Begründung immerwährender Verpflichtungen” 
gerichtet gewefen,? während er doch, foweit er das 
Bundesverhältnis betraf (und nur um diefen Punkt kann 
es fich bier handeln), nur auf eine einzige höchſtens im Zeit⸗ 
raum eineß Jahres zn erfüllende Leitung ſich bezog. Recht⸗ 
lihe Bedeutung fonnte der Auguftvertrag in feinem Falle 
länger beanfpruhen, als bis der in bemfelben bezeichnete 
Zweck erreicht bezw. ein Jahr verflofien war.® Diejenige 
juriftifhe KRonftruftion, welde zur Erflärung 
nicht bloß der biftorifhen Genefis, fondern 
der ftaatsrehtlihden Natur des Reiches auf den 
Auguftvertrag fi fügt, ift völlig unbaltbar, 
weil mit Sinn und Wortlaut jenes Vertrages 
in klaffendem, evidentem Widerfprud. 

II. Alsbald nah dem Abſchluß des Auguftvertrages 
wurden die nötigen Maßnahmen zu feiner Erfüllung ge- 
troffen. Dabei handelte es ſich zunächft um folgende zwei 
Bunfte: 

1. Bertreter der „Regierungen” traten in Berlin zu⸗ 
fammen zur Feitftelung des Verfaffungsentmwurfes ; 

2. ein Parlament „zur Beratung und Vereinbarung” 
(Art. V) der Berfaflung mit den Regierungen mußte be- 
rufen werben werden.” 


5 Dies thu Dies ent Seydel, Kom Unbaltbarfeit des —— 
mentar zur Verfafſ. Artundes undamentes nachgewieſen 
und gerät von dieſem om aben, ift das hohe Nerdienft 
mit dem Maren Wortlaut bes | Hänels, Stud. 1,69 ff. Über⸗ 
Auguftvertrages in Widerfprud) einftimmenb und ergänzend 2a» 
fesenben Ausgangspunkt in ein| band I, 17f. 

eer von falſchen Konfequenzen.| ° ©. "hierher Hänel StR. J, 

Dies mit größter Schärfe| 1912, gegen Binding, bie 
hervorgehoben und dadurch bie Gründung d. Nordd. Bundes 6. 
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Der erfte Punkt konnte nach feiner formellen Seite ohne 
Schwierigkeit in Vollzug gejegt werben; die Konferenzen 
der Regierungsvertreter fanden in Berlin vom 15. Dezbr. 
1866 bis 7. Febr. 1867 ftatt; in einem Schlußprotofoll 
wurde der in Diefen Beratungen vereinbarte Verfaſſungs⸗ 
entwurf firiert.® 

Mehr Schwierigkeiten bietet für die juriftifche Konftruf- 
tion der zweite Buntt.? Der Auguftvertrag fchrieb als 
Norm für Berufung des Parlamented „dag Reichswahl⸗ 
gefeg vom 12. April 1849” vor. Selbftverftändlich hatte 
diefes an fich Feinerlei rechtliche Kraft für die verbündeten 
Staaten, fondern mußte eine foldhe erjt dadurch erhalten, 
daß es als Staatsgeſetz in jedem einzelnen Derfelben er: 


laflen wurbe.!! Dies geſchah, nicht ohne daß von den 


Hahn 480 f.; Meyer, 


8 
Lehrbuch 18914; Thudichum G 


17f.; Hänel StR. J, 21. Tert 
des preuß. Berfaffungsentmurfes 
bei Hänel, Stud. I, 270 ff. 
Über die in Protokollen nieder- 
gelenten Refultate ſ. Laband 
20 ff.; 


Fi Mejer, Einleitg. (2) | haltbar“. 


. Die Brotololle im 
Staatsarhiv XII, 358 f., der 
Entwurf 371 f. 

® Bgl. zum folgenden Hänel 
StR. I, 18 ff. bei. 20: Das 
——— mar „in keinem 

inne das Drgan eines Staates 
oder eine® nach der Weiſe des 
Staates Tonftituierten Bundes 
und mithin auch nicht die Ver⸗ 
tretung eines Volkes im ſtaats⸗ 
rehtlihen Sinne”. Meier, 
Eint. (2) 8. 70. 

10 ©. jet auch Hänel StR. 


I, 28 gegen Binbing, Die 

ründung des nordd. Bundes 
15 ff., der dies Recht ber Ein- 
zelftaaten leugnen mil. Mit 
Recht bemerft Hänel zu der 
Bindingſchen Debultion: fie 
fei „nad allen Seiten Hin un⸗ 
Die ganze Bin- 
dingſche Schrift fteht von S.2 
ab in unlösbarem Widerfprud 
mit den auf S. 2 richtig feit- 
geitellten Ausgangspunlten. Der 
von Binding ironifierte „Ge⸗ 
ſetzlichkeitsfehler“ ift nur die — 
auh von Binding al vor« 
handen zugegebene — Abficht 
der Einzelftaaten, auf dem 
Wege Rechtens den Bund 
und deſſen Berfafiung zuftande 
zu bringen. Was Binding ald 
den richligen Weg fchildert, war 
gewiß politifch möglich, ift aber 
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beteiligten Geſetzgebungsfaktoren mehrfache Tertänderungen 
an jenem „Reichsgeſetz“ vorgenommen mwurben,!! wozu Die 
rechtliche Befugnis unbeftreitbar vorhanden war; Doch ftimm- 
ten materiell die 22 einfchlägigen Einzelgefege bezw. Ber- 
ordnungen überein, und damit war der hierauf bezüglichen 
Vereinbarung des Auguftvertrages Genüge gethan. Durch 
diefe 22 übereinftimmenden Einzelftantögefeße wurde anges 
ordnet, Daß in jedem Staate nach einem übereinftimmenden 
Wahlmodus Vertreter des Volles zur Beratung des von 
den Regierungsvertretern formulierten Verfaſſungsentwurfes 
gewählt werben follten, je einer auf 100000 Seeln. Zur 
Beratung: in einigen der Wahlgefehe (fo im preußifchen 
auf Antrag Tweſtens nah einer interefjanten Verhand⸗ 
lung der Kammern) wurde dies ausprüdlich gejagt; aber 
auch wo dies nicht der Fall war, fonnte das Verhältnis 
ſtaatsrechtlich fein anderes fein; wenn auch der Auguftver- 
trag beftummte: „zur Beratung und Bereinbarung”, 
fo war doch ſtaatsrechtlich das auf Grund der 
fo angeordneten und am 12. Februar vollzoge 
nen Wahlen am 24. Februar 1867 in Berlin 
zufammengetretene Parlament nichts mehr 
und nichts weniger ald eine Berfammlung von 
Notablen der deutfhen Nation,!? deffen ein- 


juriſtiſch völig unlonftruier- 

bar. Durch die Hänelfden 

Bemerkungen darf die Bin- 

bingide „Gründung“ al? defi- 

nitiv abgethan betrachtet werben. 
1 Hahn 465 ff. 


13 Nicht haltbar ift demnach 
die Anfiht Hänels, Stud. 1, 
71 f. über den rechtlichen Cha⸗ 


rafter dieſes „verfaffungsverein- 
barenden“ Parlamented. Richti 
Meyer, Lehrb. 139, bei. NR. 1 
die treffend Polemik gegen Häü- 
nel und bei. auch jet Hänel 
felbft im StR. I, 20 (f. oben 
NR. 9); richtig Seydel4. La- 
band I, 182 behandelt biefen 
Punkt aud nicht fharf genug, 








24 Bud J. Die Entftehung d. Reiches u. d. Reichsverfaſſung. 


zige ſtaatsrechtliche Baſis eine gefeglide Er- 
mädtigung der Einzelftaaten war, weldeihrer- 
feit3 wieder fih als Erfüllung einer durch 
Staatsvertrag übernommenen Pflidt qua— 
lifizierte. Die Thätigleit dieſes Parlamentes konnte 
garleine andere ala eine verfafiungberatende fein; !® 
wenn der Auguftvertrag dem Parlamente eine „verfaflung- 
vereinbarende” Thätigfeit vindiziert, fo wäre, ſelbſt 
wenn alle 22 Einzelitantögefete dies fanktioniert hätten, 
die Thätigleit dieſes Parlamente® doch nur eine bera⸗ 
tende gewefen. „Wenn wir annehmen oder amendieren, 
find wir eben Ratgeber”, bemerkte volllommen rid- 
tig der Abgeordnete Wald eck im preußifchen Abgeorbneten- 
haus. Denn e8 fehlte diefem Parlamente zu 
einer vehtlih verbindenden Thätigfeit Die 
abfolut notwendige Borausfegung, auf wel- 
her die Rechtskraft aller parlamentariſchen 


die richtige Anfiht war aber in 
ber volllommen zutreffenden 
Note 1 auf S. 33 der 1. Auf- 
lage gegen Thu dichum öl mit 
großer Schärfe zum Ausbrud 
gebradt und die Meinung von 
der „Tontrabierenden” Funktion 


rungen und dem Parlament zu 
vereinbarende Verfaſſung anzu⸗ 
erkennen“. Jedenfalls geſchah 
dies nicht. Mit dem — 8 
ment kann der ſog. konſtituie⸗ 
rende Reichstag gs: nit 
verglichen werden: das Hollpar- 








jenes Parlamente mit Recht 
ala ein „böchft jonderbares Miß⸗ 
verftändnis” bezeichnet. In der 
2. Auflage ift diele Ausführung 
leider nicht enthalten. Es Tann 


rg bleiben, ob die Ein- | ftru 


zelſtaaten imftande waren, „Durch 
ein in verfaffungämäbiger Weiſe 
zuſtande gekommenes etz im 
voraus die zwiſchen den Regie⸗ 


lament war die Volksvertretung 
des Norddeutſchen Bundes als 
Staates; die Einbeziehung der 
ſüddeutſchen Staaten in dasſelbe 
iſt allerdings rechtlich nicht kon⸗ 
ierbar. 

18 Mejer, Einleitung 284 f. 
Meyer, Lehrb. 8.64 N. 7.15, 
u. bei. Hänel StR. I, 27°. 
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Thätigleit beruht: der Stant.!* Das norbbeutfche 
Parlament v. 25. Februar 1867 Hatte in feiner Gefamt- 
heit gar Feine geſetzliche, fondern nur eine vertragsmäßige 
Baſis. Die Befhlüffe desfelben hatten als 
folde feine Rechtskraft, fondern mußten eine 
folde erft dur die Einzelftaaten erhalten.!® 

Das Parlament war vom König von Preußen kraft ber 
ihm von den verbünbeten Regierungen erteilten „Vollmacht“ 1° 
berufen worden. Alsbald wurde demfelben der von den 
Regierungsvertretern zuvor feftgeftellte Berfafiungsentwurf 
vorgelegt. Nach längerer Beratung wurde die Verfaffung, 
gegenüber dem vorgelegten Entwurfe nicht unerheblich ver- 
ändert, mit 230 gegen 58 Stimmen, darunter 11 Polen 
und 5 Vertreter von Berlin, am 16. April 1867 ange- 
nommen; die verbündeten Regierungen ftimmten diefen Ab- 
änderungen fofort zu.” Somit war die Berfaffung „ver- 
einbart”. 

Staatsrechtlich aber war damit noch nicht mehr erreicht, 
als daß den Beftimmungen des Auguftvertrages über Mit- 
wirkung eine Parlamentes zur Herftellung der Bundes⸗ 
verfaffung genügt war: die Verfaſſung felbft war 
Dadurh weder Geſetz noch Bertrag geworden, 
vielmehr vorerft nichts mehr und nichts weni- 

14 Genau ebenfo jegt Hänel| Verfaffung zum Inhalte ihrer 
IR. I, X. Vereinbarung zu machen, welche 
16 Ehenfo jet Hänel a. a. die Zuftimmung des Parlamen- 
D.: „fie Tonnten immer nur auf | te? gefunden hatte”. Vgl. auch 
den vertragsmäßigen Berein- S. Wꝛe. 
barungen der Regierungen be-| 1° Hahn 49; Laband J, 
en’; „bamit verpflichteten 20; Hänel StR. I, 28 


und berechtigten fi die Bers| 7 Tert bed betr. Brotokolles 
bünbeten gegenfeitig, nur eine|d. d. 16. April bei Hahn 575. 
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ger als ein rehtlid ganz unverbindlider Ent- 
wurf. Durd Annahme des Entwurfes, wie er aus den 
Beratungen des Parlamentes hervorgegangen mar, hatten 
fih die Regierungen jedoch neuerdings verpflichtet, auf der 
Bafıs des, gemäß Art. II u. V des Augufivertrages, mit 
dem Parlament „vereinbarten” Berfafiungsentwurfes die⸗ 
jenigen Schritte zu thun, welde zur enbliden Erfüllung 
des Auguftvertrages, nämlich zur Aufrichtung des Bundes⸗ 
verhältnifjes jelbft, noch notwendig mwaren.!® 

III. Zu diefem Zwede mußten zunädft abermals die 
gefeßgebenden Faktoren der 22 Einzelftaaten in Bewegung 
gejegt werden. Die ſämtlichen Regierungen, mit einziger 
Ausnahme von Braunſchweig, das die Zuftimmung zum 
Auguftvertrag für genügend erachtete, legten ihren Kammern 
ben „vereinbarten“ Berfafjungsentwurf vor,?? und allent- 
balben wurde derjelbe unverändert angenommen. „Es ift 
unzweifelhaft und ift nirgends bezweifelt worden, daß dem 
Inkrafttreten der Bunbesverfaflung eine Anderung der 
Partifularverfafjungen auf verfajlungsmäßigem Wege vor- 
hergeben müſſe.“ (Hänel.) Eine Rechtspflicht zu unver- 
änderter Annahme beftand ſomit feineswegs: 2° jene Ab- 


18 Laband I, 23 f. darafte- 


nur in Braunfchmweig ein ſolcher 


tiftert den Rechtszuſtand fcharf | Verzicht — ſtaatsrechtlich un⸗ 
und treffend. möglich war (f. folgende Rote). 
19 Binding 30f. erklärt Wenn Laband I, 19 fagt: 


dies für rechtswidrig, nachdem 
die Parlamente den Auguftver- 
trag angenommen hatten. 
dagegen Hänel StR. I, 24 f., 
der ausführt, daß ein folcher 
Verzicht der Einzellandtage, einer 
Annahme „im voraus” (Laband 
I, 182) — thatfähli erfolgte 


‚ieder Verſuch eines Einzelland» 
tages, an ber Feſtſtellung der 


©. es Anteil zu 


nehmen, bätte die Regierungen 
ihrer vertragsmäßigen Berpflich- 
tung entbunven“ fo ift Dagegen 
u bemerfen, daß vielmehr ein 
older Anteil der Ginzelland« 
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änderung aber bätte zu überaus weitläufigen neuen Ver⸗ 
bandlungen führen müſſen. 

Wie aber läßt fich der juriftifhe Sinn ber in den 22 
Einzelftaaten erfolgten „Annahme“ der Bunbesverfaffung 
präcifieren ? 

Das formelle Verfahren in den Einzelftaaten gegenüber 
dem Berfaflungsentwurf unterfchied fi in nicht? von dem 
Berfahren gegenüber anderen Gefehentwürfen: in Form von 
22 Einzelftantögefegen ?! wurde die Bundesverfafiung an- 
genommen und verkündet. 

Gleichwohl aber ift es ftaatärechtlih durchaus falſch, 
den juriftifchen Inhalt dieſes Vorganges dahin zu bezeich⸗ 
nen: die Bundesverfaffung fei übereinftimmendes 
Einzelftaatsgejet der 22 verbündeten Staa= 
ten geworden? Mit Net ift Dagegen der durchſchlagende 
Grund geltend gemacht morben,?? daß ein Einzelftaats- 
gejfeg mit dem Inhalt der Bundesverfaſſung 
eine ſtaatsrechtliche Unmöglichkeit war. Ein 
Staat kann auf gefeglichem Wege nur über ſich und feine 
Angelegenheiten bisponieren, nicht aber fann ein ſächſiſches 
Geſetz beftimmen, daß der König von Preußen den Ober- 


tage abfolut notwendig und | der Iekteren ohne Zuftimmung 
felbftverftändlich, geradezu ein | der Landeövertretungen nicht be= 
Beitanbteilder „vertragsmäßigen | fugt." Richtig G. Meyer, 
Verpflichtungen“ war. Die Ein |Lehrb. 154 f., über das Recht 
zellandtage konnten ſtaatsrecht- der Landtage. 

ih garnicht auf ihre pofitive| ꝛi Der Tert dieſer Geſetze 
Mitwirkung, bie eine Konfequenz | findet fi bei Olafer, Archiv I 
ber Zonftitutionellen Prinzipien |5, 4 &. 117 ff. 

mar, ver ichten. Vortrefflich Seydel 5 ff 

Laband 1, 24: „Hierzu waren m 9 " , 
die Regierungen ber verbündeten Hänel, Stud. I, 53, 75 ff. 
Staaten nad dem Staatsrecht Laband I, 24 ff. 
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befehl über medlenburgifhe Truppen zu führen habe. Die 
Anfidt, die Bundesverfaffung fei überein- 
ftimmendes Einzelftaatsgefet von 22 Staaten 
geworden, ift durch Hänel definitiv befeitigt 
worden. 

Ganz ebenfo irrig aber, wie diefe Meinung, ift die an- 
dere: die YBundesverfaflung ſei Durch jene Einzelſtaatsgeſetze 
übereinftimmender „völferrehtlider Bertrag” 
geworben und habe dadurch „ihre verbindliche Kraft in den 
Einzelftaaten gewonnen“.2° Ale Gründe, melde gegen 
das „übereinftimmende Einzelſtaatsgeſetz“ ſprechen, Tprechen 
ganz ebenſo gegen den „übereinſtimmenden völkerrechtlichen 
Vertrag“; fo wenig ein fächfifches Geſetz über mecklen⸗ 
burgiſche Truppen, ſo wenig kann ein Staatsvertrag zwi⸗ 
ſchen Sachſen und Preußen über mecklenburgiſche Truppen 
irgendwelche „verbindliche“ Norm konſtituieren. Das eine 
iſt ſtaatsrechtlich genau ſo unmöglich wie das andere, da 
Staatsverträge nur durch Geſetz rechtlich bindende Kraft 
erlangen können.e Vor allem aber bat die Bundes- 
verfafiung überhaupt nicht die rechtliche Natur eines Ber- 


Sept auch Hänel SEN. I, | gemefen: „i. die Fürften und 
29 ausgezeichnet. ie freien Städte in Norbbeutfch- 

35 Meyer, Lehrb. S. 153: land; 2. die Bevölferungen der 
„Die Gründung des norbbeut- | einzelnen Staaten, —— 
ſchen Bundes iſt durch einen |durd ihre geſetzlichen Vertreter; 
völferrehtlichen Vertrag erfolgt; |3. das norbbeutihe Bolt in 
auf demjelben beruht aud die | feiner Gejamtheit, repräfentiert 
Berbinblichleit feiner Berfaf- | durch ben Tonftituierenden Reichs⸗ 
fung.” Auch Wefterfamp 21|tag.” S. ferner die Angaben 
nimmt einen völkerrechtlichen bei Laband I, 302. 
Vertrag ald rechtliche Bafis der| 2° ©. unten $. 18 über die 
Bunbesverfaffung an. Kontra- | Staatäverträge. Völlig über- 
benten dieſes Pertrages feien | einftimmend bier Zaband I, 31. 
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trages, was weiterhin noch nachzumeifen fein wird (vgl. 
unten $. 4). 
Der Inhalt jener 22 Einzelſtaatsgeſetze kann ſtaatsrecht⸗ 
lich vielmehr nur mit Laband?? dahin prägifiert werben: 
Die 22 Staaten gaben in Form von Ge- 
fegen übereinftimmend die Erflärung ab, 
vom 1. Juli 1867 ab Glieder eines auf der 
Baſis der von den Regierungen und dem 
Parlament „vereinbarten“ Berfaffung zu 
errihtenden Bundesftaates fein zumollen. 
Nur in diefem Sinne war es möglih, daß die Einzel- 
ftaaten die Bundesverfaffung annahmen“, daß die lehtere 
„Geſetz“ der Einzelftaaten wurde.?8 
Die Bundesverfaffung felbft Hatte aber auch dadurch 
noch feinen rechtlich verbindenden Charakter gewonnen, der 
Bundesſtaat felbft war auch dadurch noch nicht ſtaatsrecht⸗ 
lich exiſtent geworden. Wohl aber war damit die letzte 
„Vorbedingung“ — preuß. Thronrede v. 24. Juni 1867 — 
für das Exiſtentwerden erfüllt. Die Einzelſtaats— 
geſetze der 22 Staaten enthalten die Über— 


37], 25ff. Wenn Hänel 30 





wiberfprechenden Partikularrech⸗ 


die Partitulargefege ald „Aud-|ted — der Einzelſtaatsgeſetze 


führungsgejege zum Auguftver- 
trag” bezeichnet, fo ift dies zu- 
trefend; ob fie aber „bebingt” 
in dem Sinne waren, daß jedes 
einzelne nur unter der Voraus⸗ 
fegung des Inkrafttretens aller 
Rechtskraft empfangen ſollte, 
kann faglich dahingeſtellt bleiben. 
Gegen die im weſentlichen nur 
negative Bedeutung — Außer⸗ 
kraftſetzung des der Verfafſung 


(Hänel, Stud. I, 76) ſ. die zu⸗ 
treffende Erörterung bei La⸗ 
band I, 26 f. 

 Hänel StR. I, 30: „es 
war für jede, auch die höchſte 
juriftifhe Technik unmöglich, 
diefen Rechtsſatz anders zu for- 
mulieren, ald dadurch, daß die 
vereinbarte Berfaffung für jeden 
Einzelftaat rechtöverbindlich ver⸗ 
fündet werde.“ 





30 Buch J. Die Entftehung d. Reiches u. d. Reichsverfafſung. 


nahme einer zufünftigen, am 1. Juli 1867 — 
diefer Zeitpunkt ift in allen Partifulargejegen mit Aus 
nahme von Braunfchweig (f. oben S. 261?) ausdrücklich 
genannt — zu erfüllenden Leiftung.? 

IV. Am 1. Juli 1867 trat der norbdeutfde 
Bundesftaat ins Leben. Auf dieſe Thatſache und 
auf dieſen Zeitpunkt waren die 22 Einzelitantögefehe ge- 
richtet. Nur der 1. Juli kann ftaatörechtlich ala der Ge- 
burtötag des beutfchen Bundes in Betracht fommen. Das 
Entftehen eines Staates ift an fih immer 
etwas lediglich Faktifches:?0% fo aud beim nord» 


» Laband I, 29 fagt, daß 
die Publikationsgeſetze und bie 
au ihrer Durdführung erfolgten 
Regierungs - Handlungen die 
„Sründung des Bundes” „bar- 
ftelen“. Nur die „Regierungs- 
handlung“ aber, die im Tert 
sub IV bezeichnet ift, Tann als 
„Sründung bes Bundes” im 
eigentlihen Sinne bezeichnet 
werben. Es ift ein Widerfprud), 
wenn Laband a. a. D. jagt: 
„die Publilationsgefete — — 
ftellen die Gründung des Bun- 
desdar* und unmittelbar darauf: 
„am 1. Juli war der norbb. 
Bund errichtet, nicht früher und 
nicht ſpäter“. Die Bublifations- 
gejege find nicht vom 1. Juli. 
Das „Leiftungsverfprehen“ gab 
jeber Staat den ſämtlichen außer 
ihm beteiligten in gefeglicher 
Form; bastelbe mar allerdings 
ſchon im Auguftvertrag enthalten, 
batte aber nunmehr erft feine 
endgültige rechtliche Formulie⸗ 


rung gefunden (vgl. Laband 
I, 290 mit 24). 

s0 Diefer bereit? in der 
1. Aufl. lange vor Jellinek 
und Liebe MS aband I, 328) 
zum Mittelpunkt der Konſtruk⸗ 
tion gemadte Sat hat feitdent 
mehrfah Vertretung gefunden, 
fo von Stengel in feinem 
Wörterb. d. D. Berwalt.-R. II, 
179 und bei. von Jellinek in 
feinem Werke über die Staaten- 
verbindungen ©. 162, 259; vgl. 
auch Mejer, Einleit. 301 und 
Gierke in Schmollerd Jahrb. 
VII, 1158. Auch Hänel StR. 
I, 32 fagt doch das Nämliche in 
den Worten: „der hierzu ver- 
traggmäßig Berufene mußte in 
demfelben Atemzug, in dem er 
ſich zum Organ des Bundes 
aufmwarf, die für den Bund 
vereinbarte Berfafiung dem 
Bunde ald ſolchem aneignen“; 
wenn er dann freilich fortfährt: 
„und fie, wie dieß der Vertrag 
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deutſchen Bunde?! 


Der Auguftvertrag mar gerichtet auf 


Herftellung eine® Bundesftaates: dazu beburfte es der 
durh Geſetze zu erteilenden Zuftimmung der beteiligten 
Staaten: 82 diefe wurde erteilt mit der Maßgabe, daß die 
bereit3 feftgeftellte Verfaſſung die ftaatsrechtlihde Grundlage 
für den Bundesftaat zu bilden habe: Daraufhin Fonftituierte 
ſich am 1. Juli die neue Staatögewalt, welche in der Ein- 


wollte, als die verfaflungsge- 


feglihe Norm für fi ſelbſt S 


wie für jeden, den es anging, 
anerfennen und verfünden”, jo 
ift und bleibt dies eine generatio 
aequivoca, abgejehen überdies 
davon, daß das Präfidium allein 
dies rechtlich garnicht Fonnte. 
Wenn die Entftehbung des 
Staate® etwas Thatfächliches 
und „juriftifh nicht ableitbar” 
ift, jo muß dies ebenjo für 
Staatenbildungen bei hodhent- 
widelter Kultur, wie für ſolche 
der Vorkultur gelten; es ift 
nicht au erfennen, worauf bier 
eine Berfchiedenheit gegründet 
werden könnte. Aber etwas 
völlig anderes find die Bor- 
gänge, welche „zur Aufrichtiung 
der neuen Staatsgewalt” führen, 
als diefe Aufrichtung ſelbſt; 
erſtere können Furiſtiſch erfaßt 
werben nadı ven Rechtsvorſchrif— 
ten der bereits bejtehenden 
Staatsordnung, unter deren 
Herrſchaft ſich dieſe Vorgänge 
vollziehen“. Aber dieſe Mög⸗ 
lichkeit reicht nur bis zur Schwelle 
des neuen Staates, ſie kann nur 
beſtehen für die „Gründungs⸗ 
vorgänge“, nicht für die Grün- 


dung felbft. Brie, Theorie der 
taatenverb. 7 ift, foviel ich 
ſehe, der einzige Schriftfteller, 
der auch die Entftehung des 
Staates für einen rechtlichen 
Vorgang hält. 


31 So fagt auch Laband LT, 
27: „die Gründung bes norb- 
deutfhen Bundes — — Tann 
nicht als die Aufftellung einer 
Rechtsregel angefehen werben, 
fondern als eine That”; La- 
band zieht aber aus dieſem 
richtigen Geſichtspunkte nicht die 
juriftifhen Konjequenzen. Kei⸗ 
neöwegd wurde diefer „Ent- 
ſchluß“ „verwirflidht” durch 
die Einzelſtaatsgeſetze, durch die 
letzteren wurde ernur „er klärt“. 
So Laband ſelbſt S. 28: „ber 
Entſchluß des Staates, in den 
durch dieſe Verfaflung befinier- 
ten Bund einzutreten, ift in 
jedem Einzelftaat durch Landes» 
un län worden”; ebenjo 


32 Jellinek, Staatenverb. 
256 ſpricht von einer That bes 
deutſchen Volkes, ſ. — 
Zorn in Hirths Ann. 1884, 
S. 477; Laband I, 881. 
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heit der verbündeten Regierungen beftand und bis Heute 
beſteht. Damit war der Auguftvertrag erfüllt, 
folglid, gemäß der Haren Borjchrift des Art. VI, ju⸗ 
riftifh dabingefallen:2® als Dokument eines 
völkerrechtlichen Bertragsverhältniffest* zwi— 
ſchen den verbündeten Staaten hat er ſeit dem 
1. Juli, ſeit der Aufrichtung des ſtaatsrecht— 
lichen Baues, der die verbündeten Staaten 
umſchließt, nur mehr hiſtoriſche Bedeutung.®® 
Welches aber iſt das ſtaatsrechtliche Verhältnis der 
Bundesverfaffung zu dem neu konſtituierten Staatsweſen? 
Sn dem Publifandum des Königs von Preußen vom 
26. Juli 1867 tft gefagt, daß die Bundesverfaffung fett 
1. Zuli Gejegestraft erlangt hat. Die rechtliche 
Konftruftion diefes Verbältniffes bietet erhebliche Schwierig 
keiten. Laband durchhaut den Sinoten, indem er fagt; 
der neue Bunbesftaat habe fein Grundgefeh, feine Verfaf- 
jung „gleih mit auf die Welt gebracdht“.3° Dies ift that- 


änel, Stud. I, 77. 


zureichend ift die Argumentation 
abanb I, 47. Grund De 


dur : Yolenit egen Hänel lie 
bier für Laband ni 
*. Fon beide Schriftfteller nur 
m Wort, nit in der Sade 
bi erieren. 
Hänel, Stud. I, 87 ff. 
s6 Staatäredit I, 83 (1. Aufl.). 
In der 2. Aufl. ift an Stelle 
diefes Sates eine aungere Er» 
örterung S ge treten, 
deren ne ativer Kein völlig kon⸗ 
kludent während der poſitive 
die Streitfrage nicht erledigt, ſ. 
dazu unten Note 48. Ganz un⸗ 


von Brie, Staatenverb. 180 f., 
der ſein „unzweifelhaft Reiche: 
t| gefek“ in feiner Weife bemeift. 
Die ung, Born⸗ 
hak im Si . öff. R. Vo, 
(1892), 329 über „die ver⸗ 
tragämäßigen Grundlagen ber 
Reichsverf.“ enthält eine gute 
kritiſche Erörterung ber großen 
wiffenjchaftlihen Streitfrage, 
ohne zur Löfung neues beizu- 
bringen. Den von Sellinet 
übernommenen Sat: „jeder Ver⸗ 
ſuch, die Bundes verfaſſung 
als Rechts produkt konſtruieren 
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fächlich unzweifelhaft richtig; für die juriftifche Betrachtung 
aber erhebt ſich die Schwierigkeit: wie ift es möglich, 
daß ein Staat und fein Gefet zugleich in einem 
Alte entſtehen, da doch jedes Geſetz begriff- 
lid eine Staat3gewalt vorausjegt? Diele 
Schwierigkeit löft Laband nit. Ebenfomenig Hänel 2? 
wenn er jagt: „in rechtlich gebundener Ausführung des 
Vertrags, durch die auf die Erfüllung desfelben gerid- 
tete Handlungsweiſe der Beteiligten wird es bewirkt, daß 
der Inhalt der im Vertrag für dad zu begründende 
Staatsweſen vorgefehenen Verfaſſung mit deflen Begrün- 
dung zum Inhalt des organifierten Gemeinwillens erhoben 
wird und damit losgelöft von ferneren vertragsmäßigen 
Dispofitionen der Gründer ala das eigene Geſetz des 
begründeten Staates gilt.” Ihre Löfung liegt in 
folgender Debultion. 

Der Beariff „Verfaflung” im engeren Sinne — im 
weiteren Sinne ift überhaupt jede wie immer geartete Ord⸗ 
nung eines Staates eine „Verfafiung“ 28 — geht dahin: 


u wollen, ift eite._ Sie er-| wonnen werben, die Bornhak⸗ 
Fheint ebenfomohl wie ber [0 negiert den Rechtscharakter 
Bundesftaat, mit dem fie ent⸗ des Berfafiungsrechte® über- 
ftand, als juriftifh nicht faß- haupt, ſ. unten N. 40, 88. 

bared® Erzeugnis geſchichtlicher *»StR. I, 36. Die Kon- 
Thatſachen“ (S. 357) Halte tch | ftruftion von Mejer, Einl. 302, 
aus den unten NR. 40 gegen der fih im übrigen an Zaband 
Jellinek beigebrahten Grün- |anfchließt: die Annahme der 
den für unmöglich; das Born- | Berfaffung fei ein „Unterwer 


hakſche Ergebnis, das mit dem 

Texte übereinftimmt (ſ. 1. Aufl. 

‚6S. 26), fann eben nur 

dur die von Bornhak 

S. 35721 begrifflich“ wie „hifto- 

rich" abgelehnte Dedultion ge 
Zorn, Staatsrecht I. 2. Aufl. 


fungsantrag” unter Preußen ge- 
wefen, ift rechtlich unbaltbar. 
as ©. die treffende Bemerkung 
über den „willfürliden Sprad- 
geben“ von Mejer, Einl. (2) 


8 
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die bisher abfolute monarchiſche Staatsgewalt beſchränkt 
fich felbft bei Ausübung der ftaatlihen Funktionen, ſpeziell 
der höchſten verfelben, der Gefebgebung, durch Zuziehung 
von Vertretern des Volkes, überhaupt durch Aufrichtung 
einer Ordnung, an melde der Träger der Staantögewalt 
fünftig gebunden fein zu wollen erflärt. Die Erteilung 
einer Verfaſſung in dDiefem Sinne ift ftaat3- 
rehtlih immer eine Konzeffion ,?? melde ber 
Träger der Staatögewalt, der Monarch, an einen anderen 
bisher nicht berechtigten Faktor, das Volk, bezüglich der 
Ausübung der Staatsgewalt macht. 

Die Konfequenz diefes Satzes führt mit logifcher Not- 
wendigfeit zu dem Schluffe: der Staat und Die 
Staatsgewalt find immer das Primäre, die 
Verfaffung, d. i. die Ordnung der Gemalten 
im Staate (Ariftoteles Pol. IV, 4), und folglid 
insbefondere auch die Fonftitutionelle Be— 
fhränftung bei Ausübung der Staatdgewalt 
fann begrifflid erft das Sefundäre fein. 

Um fih die Entftehung des norbdeutihen Bundes 
ſtaatsrechtlich klar zu machen, muß man demnach unter- 
ſcheiden: zuerſt trat die neue Staatsgewalt, die 
juriſt iſche Einheit der 22 vorher unabhän— 
gigen und ſouveränen Staaten, faktiſch ins 
Leben; dieſe neue Staatsgewalt hat ſofort 
eine Verfaſſung, und zwar wozu ſich deren 
Faktoren erſt vertragsmäßig unter ſich, dann 

8 Bol. hierher Jellinek, 


Geſetz u. Verordnung 94%? und 


oftroy. Charke von 1815, Bayr. 
.I8l. 
bie dort cit. Beläge: Einl. 3. 


Verf. T. 





Die Aufrichtung des Norbdeutihen Bundes. 8.2. 35 


jeder einzelne gefeglih verpflichtet hatten, 
eine Berfaffung, durch welche fie ſich Fonftitu- 
tionellbejhräntte, erlaffen. Die norddeutſche 
Bundesverfaffung ift demnach ftaatsredtlid 
als Gefet oftroyiert, und zwar fofort beim Insleben⸗ 
treten des neuen Bunbesftaates, thatfählih mit, ftants- 
rechtlich fofort nach deſſen Errichtung.““ Staatörechtlich 
find überhaupt alle Berfafjungen als „oftroyiert” zu be- 
traten; der Begriff einer „paftierten”, „vereinbarten“ Ver⸗ 


faffung ift ſtaats recht lich nicht konſtruierbar.“ 


40 Den Satz, daß bie Ent- 
ftehung des Staated etwas Fak⸗ 
tifcheß, nichts Nechtliches fei, 
betont auch Jellinek, Staa- 
tenverbindungen 266. Wenn er 
aber weiter behauptet, auch bie 
erfte „Verfaffung” ſei als „Io= 
giſche Voraußfegung des Staa- 
te3 felbft" lediglich etwas Fak⸗ 
tiſches und juriſtiſch „nicht wei⸗ 
ter ableitbar“, fo liegt in dieſer 
Debultion eine Verwechſelung 
von Staatdgewalt und Ord⸗ 
nung der Gewalten. %ür die 
Staatsgewalt an fih find 
Jellineks Sätze richtig, nicht 
aber für die Ordnung der Ge 
malten d. i. die Berfaflung. 
Überdies: wenn bie erfte Ber- 
faffung juriftifh nicht weiter 
ableitbar wäre, jo wäre ed auch 
feine fpätere und in notwendiger 
Konfequenz au Hein auf 
Grund der Berfafl ung erlafjened 
Gefeg. Mit dem Zert ganz 
übereinftimmend Bake 157 ff.; 
ſ. dazu Zorn in Hirths Ann. 
1884, 459 ff. u. bei. 477 ff. über 


den Rechtscharakter ber Ber: 
faffung; vgl. au Brie bei 
Gründut XI, 151; Rofin 39; 
G. Meyer, SorB. 154 ff. Wenn 
Hänel StR. I, 3217 ausführt, 
man müſſe unterfcheiden zwifchen 
ber unter den Regierungen mit 
dem Reichstag „vereinbarten 
Berfafiung als eines Maßftabes 
vertraggmäßiger Rechte und 
Pflichten behufs Konftituierung 
des Bundes” und der „infolge 
der vertragsmäßig herbeigefüht. 
ten Konftituierung des Bunbes 
ur Geltung gelangten Berfaf- 
fung des Bundes” — fo wiſſen 
wir eben doch ſchlechterdings 
nicht, woher dieſe „Geltung“ 
fommt. Auf diefe Frage bleibt 
Hänel die Antwort durchaus 
[durbig. Bol. ferner noch unten 
. 3%. 22 über die Hänelfche 
onftruftion. 

“1 Dies wird ſehr treffend 
von Hänel in folgendem Sake 
(Stud. I, 33 ff.) ausgefproden: 
„im modernen Staat, mo 
die Rechtsverbindlichkeit 

g* 
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Die oben gegebene Deduktion ift nicht mwertlofe Haar⸗ 
fpalterei; fie allein giebt vielmehr die Möglichkeit einer 
richtigen Erfaffung der Grundbegriffe des Eonftitutionellen 
Stantörechtes überhaupt; fie allein bietet ferner für unfer 
Reichsſtaatsrecht die Möglichkeit, der Verfaſſung den Cha- 
after des Geſetzes zu retten und damit dem Reich die 
fefte ſtaatsrechtliche Baſis. Andernfall3 würden wir immer 
zu der Seybelfden, auh von ©. Meyer‘? geteilten, 
Annahme gedrängt, die Reichsverfaſſung fei ein Vertrag, 
und wir müßten auch alle Konfequenzen diefer Annahme 
für das Reichsſtaatsrecht gelten lafien, alfo vor allem die 
Möglichkeit einer legalen Auflöfung des Reihe dur einen 
neuen Vertrag (dazu unten $. 4).* 

Entftehung nad Bertragsrecht, 


hrer Geltung nad) Gefegesrecht* 
i 39 a Erflä- 


auch der paltierten Ver— 
fafjung der Sanktion beg|i 
Monarchen entftammt, be-| bleibt ©. 
deutet die Paktierung rung ſchuldig. 


nicht mehr als die recht— 
lich anerkannte Mitwir— 
kung der zur Vertretung 
öffentlicher Intereſſen 
und Rechte Berufenen an 
der Willensbildung des 
Staates in der Form der 
Zuſtimmung zu einer Ge— 
fegesvorlage”. 3ꝓrugug 
auch Laband I, 516, 9. 
Man ſollte aber unter dieſen 
Umſtänden eine ſo irreführende 
Bezeichnung wie „paltiert” ganz 


vermeiden. 
42 Lehrb. 88.64, 67. ee 
v. Marti (1868) S.6, 136 ff. 


Brie, Theorie der Staatenver- 
bindungen S. 130 ff., dazu La⸗ 
band I, 302. %ür den Sat: 


48 Die Konſtruktion des Tertes 
lehnt Laband I, SL ff. au in 
der 2. Auflage ab. Er fagt: 
‚man Tann fich weder die Ver⸗ 
faffung obne Staat, no ben 
Staat ohne Berfaffung denken; 
beides muß gleichzeitig gegeben 
fein.” Das iſt nur richtig, in⸗ 
fofern man Berfaffung im all- 
gemeinften Sinne des Wortes 
— Staatsgewalt ſetzt. „Der 
Norddeutſche Bund wurde in 
das Leben gerufen von Staaten, 
die vor ihm da waren und ſich 
u dieſem Zwecke vereinigt 
hatte. Dies ift rihtig. „Ste 
aben ihm feine Berfaflung ge- 
Wenn dieſer Satz 

anden werden 


eben.“ 
uriftif 


verſt 
„die Reichsverfafſung iſt ihrer | fol, fo Mei es Feine Möglich- 


Die Aufrihtung des Norbbeutfchen Bundes. 8. 2, 


37 


V. Am 26. Juli 1867 erließ der König von Preußen 
ein Bublifandum, in weldem er erflärt, einmal, daß 
die Bundesverfaffung am 1. Juli 1867 Ge- 
ſetzeskraft im gefamten Bundesgebiet erlangt 
habe;“ ferner, daß er die ihm durch die Bundesverfafiung 


feit ald bie Theorie Seydels; 
denn jener Sat ift ein abfo- 
Iuter und unaußgleichbarer 
Widerſpruch gegen den unmittel- 
bar zuvor .von Laband pr i 
fierten Rechtsgrundſatz (S. 

Note): „Die Verfafſung begrün⸗ 
det für die Gliedſtaaten Unter⸗ 
thanenpflichten, ſie hat eine 
a a verpflihtende 
Kraft, jie ſetzt daher eine 
über den Staaten ſtehende 
Herrſchaft voraus.“ Dies ift 
ratig, darum aber muß es 
juriſtiſch falih fein, daß die 
Gliedſtaaten dem Reich die Vers 
faflung gegeben haben. Wenn 
die Berfaflung „nicht als ein 
Alt der Bundesgeſeggebung 
dacht werden Tann“, wenn 

„nicht eine Willensbethätigung 
des Bundes, fonbern eine freie 
Willensthat der bei der Grün- 
dung beteiligten Staaten” ift, 


dann Bat lediglich Seydel 
age Die Sätze: „Der Bunb 
at 


leich bei feiner Geburt feine 
Ronftitution und Organifation |g 
mit auf die Welt gebracht”, 
„bie Einzelitaaten Haben dieſer 
Berfaffung nicht fich jelbft, ſon⸗ 
dern dem von ihnen errichteten 
Gemeinwejen gegeben“, ſprechen 
lediglih eine generatio aequi- 
voca aus. Denn: „bei dem 
Staate, auch dem zufammenge- 


fegten, ift der Wille des Staa- 
tes verſchieden von dem Willen 
[einer itglieder; er ift nicht 
ie Summe ihrer Willen, fon- 
dern ein ihnen gegenüber felbft- 
1| ftändiger Die Tat ſeht Fin 
tig Laband I, 54. 
Roſin 39: „ein ih 
einer ſich vereinigenden Perſonen⸗ 
mehrheit, welche, indem ſie en 
Gemeinmwillen ald Einheit jekt, 
in diefer Einheit eine neue ihr 
übergeorbnete Perſönlichkeit ind 
Zeben ruft — — einmal ing 
Leben gerufen, befteht der Or⸗ 
anismus des Gefamtftantes 
urch fi felbft und beherrſcht 
bamit unter Negierung jeber 
anderen Souveränetät von fei- 
nem Willen aus den Willen ber 
Einzelftaaten — die Bundes⸗ 
verfafjung ift Wille und Gefek 
bes Gefamtftaats, ie ppiett dur 
feinen Geſetzesb Wenn- 
glei) der Inhalt leg Geſetzes 
als ein durch vertragsmäßige 
Vereinbarung der Einzelſtaaten 
egebener vom Geſamtſtaat vor⸗ 
—** werden kann, iſt die 
Berfaffung felbft doch nie ein 
zwiſchen den Staaten beſtehen⸗ 
der Vertrag, ſondern der Wille 
Ihrer Einheit, den biefe mit Dem 
oment ihrer „Entftehung ſich 
en macht.“ 


zu ei 
“Wenn Hänel, Stud. I, 77 
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übertragenen Präfidialpflichten übernehme. Diefes Publi- 
fandum hatte feinerlei juriftifch Eonftitutive, fondern nad 
feinen beiden Seiten nur deflaratorifche Bedeutung, ins- 
befondere auch was die Präfidialpflichten angeht, da deren 
Übernahme bereit3 vorher durch die konkludente Handlung 
der Ausübung erklärt war. 

VI Das Bundesparlament wurde nunmehr neu ge 
wählt, da das früher gewählte nur eine Notablenverfamm- 
lung mit beratendem Charakter und erft jest die ſtaats⸗ 
vechtlihe Baſis für eine rechtlih verbindende Thätigfeit 
des Parlamentes gegeben war. In Art. 20 der nordd. 
Bundesverfaflung war beftimmt: „Der Reichötag geht aus 
allgemeinen und direften Wahlen mit geheimer Abftimmung 
bervor, welde bis zum Erlaß eines Reichsſtags— 
wahlgejeges nah Maßgabe des Geſetzes zu 
erfolgen haben, auf Grund deſſen der erfte 
Reihstag des Norddeutfhen Bundes gemählt 
worden ift.” Damit war zugleih mit der DVerfafiung 
da3 Wahlgeſetz vom 12. April 1849 oftroyiert und auf 
Grund desfelben erfolgte ſodann weiterhin in gefegmäßiger 
Weiſe die Bildung des erften wirklihen — im ſtaatsrecht⸗ 
lihen Sinne — deutſchen Reichstages. 

VII Der alte deutihe Bund war volllommen befeitigt; 


das Datum dieſes Publikandums | wefen wäre. wg auch Meyer, 
ald juriftiihen Entftehungs- | Lehrbud 140 Note. Auch im 
termin der Verfaflung betrachtet, | Staatäreht I, 33 hält Hänel 
fo ſpricht biergegen einmal ber |jene Annahme aufrecht: „unter 
Wortlaut des Publilandums, | Rüddatierung“ auf den 1. Juli 
fodann, wie indbefondere La⸗ I bie Berfaffung durch das 
band I, 30% hervorhebt, daß | Bublilandum in Kraft gefekt 
der Bund in diefem alle | worden. 

26 Tage ohne Berfaffung ge 
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rechtlich befteht Feinerlei Zufammenhang irgendwelcher Art 
zwifhen ihm und ber neuen ſtaatsrechtlichen Geftaltung 
Deutfchlande.*5° Bon den Staaten des ehemaligen beut- 
Then Bundes waren: a) ſechs in Preußen aufgegangen; 
b) ſterreich ganz ausgeſchieden; c) die 22 oben unter I 
genannten zu einem neuen Staat umgebildet morben; 
d) Zuremburg mit Limburg durch Staatövertrag der Groß- 
mädte d. d. Zondon 11. Mai 1867 gleichfall3 definitiv 
aus dem ftantörechtlichen Verhältnis mit Deutſchland gelöft 
worden ;*° verblieben noch e) die drei ſüddeutſchen Staaten 
Bayern, Württemberg, Baden, dazu Hefien für feine ſüd⸗ 
lich des Maines belegenen Teile, indes das nörbliche Ge- 
biet Diefes Staates zum Norddeutſchen Bunde gehörte.t" 

Die jünlih des Maines belegenen deutſchen Staaten 
blieben nach Maßgabe des Prager Frieden? aus dem deut⸗ 
ſchen Bundesſtaate ausgefchlofien, und es wurde für bie- 
jelben ein Sübbund, der fih mit dem Norbbund über eine 
„nationale Verbindung” „verftändigen”, aber „eine inter- 
nationale felbftändige Exiſtenz haben wird“, vorbehalten.*® 

Diefer Südbund fam nicht zuftande; die ſüddeutſchen 
Staaten waren vielmehr vom 14. Juni 1866 bis 1. Jan. 
1871 frei von jedem engeren Bundesverhältnis. 

Mit dem norbbeutfchen Bunde aber waren die Süb- 
ftaaten durch zwei Staatöverträge verbunden und dadurch 


#5 2aband I, 81. Schulze DStR. S 75 ft; 

“ Über Luxemburg in feinem | Hänel StR. I, 87ff.; ©. 
Berhältnid zu Deutfchland } Meyer, Lehrb. 156 ff.; Brie 
Mejer, Einl. 88. 46 10 u. 10 68% in Ieß. Jahrb. ‚98 ff. 
13 8. “ Thudichum 22ff.; Völ⸗ 
Bol. Laband I 8. 3;|derndorff 41 ff. 
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ſchon damals die militärifche wie wirtfchaftliche Einheit der 
Nation thatſächlich jo gut wie ganz hergeftellt. 

1.. Zugleih mit den Friedensſchlüſſen des Jahres 1866 
war zwiſchen Preußen und jedem der drei fühbeutfchen 
Staaten eine Dffenfiv- und Defenfiv- Allianz ab- 
geſchloſſen worden, kraft deren fich Die Kontrahenten a) gegen- 
feitig die Integrität ihres Gebietsftandes garantierten, 
b) die Sübftaaten ſich verpflichteten, im Kriegsfalle ihre 
Zruppen unter ven Überbefehl des Königs von Preußen zu 
ftelen, c) auch im Frieden die militärifche Einheit dadurch 
zu fihern, daß fie ihre Heereseinrichtungen fonform denen 
des norbdeutfchen Bundes geftalten würden.““ Über letz⸗ 
teren Punkt erfolgte noch eine fpezielle Verftändigung auf 
einer zu Berlin am 5. Febr. 1867 abgehaltenen Konferenz. 

2. Durch Staatsvertrag v. 8. Juli 1867 murde der 
Zollverein erneuert.° 

Zölle und indirefte Steuern waren durch die Verfaffung 
des Norbdeutfchen Bundes der Gentralgewalt zugefchieven. 
Die Erneuerung des Zollvereins mit den fübbeutfchen 
Staaten erfolgte nun in der Weife, daß auch die Südſtaaten 
für diefe Materien völlig in den Bundesſtaat eintraten: 
fie unterwarfen fih der bezüglichen Bundesgeſetzgebung, 
wurden aber dafür an der Nechtsbildung für jene Materien 
in der Weife beteiligt, daß neben dem allgemeinen Bundes- 
rat durch Hinzutritt von Vertretern der ſüddeutſchen Staaten 


49 Tert dieſer —— im 50 BGB. 1867, 81ff.; Hahn 
Staatardiv XI, 2 33 ff., | 624 ff. Bal. zu dem Folgenden 
dazu noch inbetreff der Feftun- | oben S. 5f. u. unten 8. UI 10 
gen girthe Annalen 1872, ferner Hänel StR. I, 39 ff. 
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ein fpezieller Zollbundesrat und neben dem allgemeinen 
Parlament durch Hinzutritt von Abgeordneten des Volkes 
der fübdeutfchen Staaten ein fpezielles Zollparlament 
bergeftellt wurde. Zollbundesrat und Zollparlament müfien 
als ganz felbftändige ftantsrechtliche Inftitutionen betrachtet 
werben, ftanden aber durchaus unter den nämlichen ſtaats⸗ 
rechtlichen Normen wie ber allgemeine Bundesrat und das 
allgemeine Barlament.°! 

3. Ferner wurde auch bezüglich anderer Materien bie 
Berbindung zwifchen dem Norbbunde und den fübbeutfchen 
Staaten neuerdings durch Staatsvertrag georbnet.5? 

Das fo bergeftellte Verhältnis zwiſchen dem Norbbunde 
und den Sübftaaten war an fih höchſt abnorm und aller 
ftaatsrechtliden Theorie fpottend. Ganz befonderd mar dies 
beim Großherzogtum Heſſen der Fall, indem Nordheſſen 
Beitandteil des Bundes war, Südheſſen Dagegen im gleichen 
Verhältnis wie Bayern, Württemberg und Baden ftand. 
Auch ohne die Ereigniffe d. J. 1870 würde die ſtaats⸗ 
rechtliche Logik in Zurzer Zeit zu einer Änderung biefer 
innerlich unbaltbaren ftaatsrechtlihen Verhältniſſe haben 
führen müſſen. Diefe Überzeugung bat auch in der norb- 
deutfhen Bundesverfaſſung felbit Ausdruck gefunden, indem 
Art. 79 Abf. 2 den „Eintritt” der fübbeutfchen Staaten 
„auf dem Wege der Bunbesgefehgebung” 5° vorbebielt. 


51 Meyer, Lehrbuch 8. 66.|und des deutſchen Zollvereins. 
Dad gefamte, für diefe Ent- | Eine gebrängte gute Überſicht 
widelungäftufe geltende Recht bei Meyer, Grundz. 162—170, 
Fi ſyſtematiſch und mit Sorg- | 177—179. 
alt bearbeitet Thudichum ın! 52 Laband IL 35 8. 3. 
der mehrf. cit. Schrift: das Ber-| 5% Hänel, Stu. I, 79 f.; 
fafſungsrecht des Nordd. Yundes | Thupihum 86. 
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Eine rechtliche Bebeutung fonnte dieſem Sabe nicht zu= 
fommen: er war aber charakteriftiih als Symptom.’* 
Rechtlich war er überflüffig und darum bebeutungslos, 
wenn er nur fagen wollte, daß der „Eintritt“ der ſüd⸗ 
deutfchen Staaten nicht ohne Zuftimmung der gefeßgebenden 
Faktoren des Norbbundes folle erfolgen können, denn 
jener „Eintritt" war ja nicht ohne Abänderung ber Ber- 
fefjung möglich; ebenfo wenn er befagen wollte, daß zum 
„Eintritt“ nicht ein neuer Vertrag füntlicher Bundesglieder 
erforderlich fein folle, denn Staatöverträge über Bundes⸗ 
angelegenheiten abzuſchließen, waren ja die einzelnen 
Bunbesglieder nah der Bundesverfaflung garnicht mehr 
fompetent aud ohne Art. 79;55 rechtlich unmöglich aber 
war er, wenn er jagen follte, ein norbbeutfches Bundes⸗ 
geſetz fei ausreichend zur Aufnahme eines der ſüddeutſchen 
Staaten, da der norddeutſchen Bundesgefeßgebung unmög- 
lich die Kompetenz vindiziert werben fonnte, über fouveräne 
Staaten mit bindender Rechtskraft zu disponieren. Die 
Weiterentwidelung des ftaatsrechtlichen Verhältniſſes zwi⸗ 
ſchen dem Norbbunde und den Südſtaaten fonnte vielmehr 
vorerft nur auf dem Wege des Stantövertrages zwifchen 
dem Norbbunde und jedem der einzelnen Sübftaaten er- 
folgen. Einen rectlihen Sinn fonnte jene Beitimmung 


54 Eine „PBeränderung der| 5 Hänel, Stud. I, 0. ©. 
Bundesidee" war der „Eintritt“ jetzt StR. I, 46. Art. 59 be⸗ 
der ſüdd. Staaten gewiß nicht, ſagte: „auf Vorjchlag des Prä- 
aber eine „innere Angelegenheit” | ſidiums“, wodurch arte jede 
ebenfo, gewiß auch nidt. Die | andere Initiative zum „Eintritt“ 
betr. Xuberung Laskers (citiert | der ſüddeutſchen Staaten aus⸗ 
von Zaband I, 35f.) ift ver- | gefchloffen war. 
wirrend. Ebenſo unrichtig 
Schulze DStR. 8. 75. 
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nur infofern haben, als fie das Erfordernis der Zweibrittel- 
mebrheit im Bundesrat für Berfafjungsänderungen in 
dieſem fpeziellen alle befeitigte: dies war juriftiich mög⸗ 
lich und, wie es fcheint, auch der beftimmte Gedanke bei 
Feititellung des Satzes, der dafür gewählte Ausbrud aber 
war ganz unzutreffend.® 


8. 8. 


Die Aufrihtung des Deutſchen Heides.! 
I. Die Offenfiv- und Defenfivalianz mit den Süd- 
ftaaten wurde nad wenigen Jahren praftiih. Ohne Zögern 
und unter dem begeifterten Subelruf des weit überwiegenden 


5 Bon hohem Snterefie ift | Über Deutſchlands Zukunft 
noch ein von Sybel V,396f. mit- | wachen, welde die Borfehung 
geteilter Brief, den König Lud⸗durch Ew. Königl. Majeitöt in in 
mwig II. von Bayern an König| neue Bahnen gelenkt hat.“ 
Wilhelm I. richtete, nachdem der | Mit teilnehmender Freude — 
Den vo en Bayern und |fagt Sybel — wird man bieje 

reußen geſchloſſen. Derfelbe | Zeilen leſen, in melden der 
bat folgenden Wortlaut: „Nach⸗ ſpäter jo unglüdliche Fürft feiner 
dem der Friede zwiſchen uns deutſchen Sehnnung ein ſchlich⸗ 
geichloffen, und eine fefte und |te8 und ſchönes Denkmal ge⸗ 
—** Freundſchaft zwiſchen ſetzt ha get 
unjeren Häufern und Staaten a8 Urfundenmaterial ge» 
begründet ift, drängt es mid, | jammelt bei Hahn, der deutſch⸗ 
biejer auch einen äußeren ſym⸗franzöſiſche Krieg (Berlin 1871). 
boliſchen Ausbrud zu geben, in⸗ Sehr ausführlih erzählt bie 
dem ih Em. Königl. Majeftät | Entftehungsgeichichte des Reiches 
onbiete, die ebrwürdige Auerbad, da8 neue deutſche 
Burg Ihrer en zu | Reich usrl ©. 81ff., jedoch ohne 
Nürnberg gemeinſchaftlich den Berfuh einer juriftifchen 
mit mir zu befigen. Wenn | Konftruftion zu maden. Für 
von den Sinnen diefer gemein- |legtere die Arbeiten von La⸗ 
ſchaftlichen Ahnenburg bieBanner | band I 8.4 un gganelı Stud. 
von Hohenzollern und Wittelö- | 1, AR ec af; F eye, 
bad) vereinigt wehen, möge darin | Zeh — del, 5 
ein Symbol erfannt werden, daß Saul ⸗ _ DER. 5 © 
Preußen und Bayern einträdhtig Meier Eint. (2) 3 
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Teile ihrer Bevölferung erklärten die drei Südſtaaten 
den Krieg, den Frankreich in frechiter Weife mit dem Nord⸗ 
deutfchen Bunde provoziert hatte, für den ihrigen: mit 
äußerfter Schnelligkeit waren die Heeresfräfte auch in Süd⸗ 
deutfchland mobilifiert und ohne Zögern und Bedenken dem 
preußifchen Oberbefehl unterftellt worden. 


Noch während des Krieges begannen dann aud die 
Verhandlungen über Herftellung eines gefamt- 
deutſchen Bundesftaates. Bereit3 im September 
1870 batte Bayern die Anregung hierzu gegeben; die 
eriten Verhandlungen, an melden aud Württemberg fid 
beteiligte, fanden in Münden ftatt; Baden beantragte for- 
mell feine Aufnahme in den Norbveutfchen Bund. Die 
Hauptverhandlung wurde fodann im großen Hauptquartiere 
zu Berjaille geführt; Ende November war biefelbe be- 
endet. 


Die völferrechtlichen Synftrumente, welche die Gründung 
des Reiches vermittelten, find: 

1. Staatsvertrag zwifhen dem Norddeut— 
fen Bunde einerfeits, Baden und Heffen 
andererjeits d. d. Berfailles 15. November 
1870 (BGB. 627 ff, 650 fi.) ; 

2. folgende Staatsverträge zwifhen den 
sub 1. genannten drei Staaten und Württem- 
berg: 


? Diefem Bertrag ift eine dieſes Vertrages f. die von La- 
Neuredaltion der Berfaffung | band I, 40 mitgeteilte Erflärung 
beigefügt. Über den teilmeife | des Staatäminifter® Delbrüd; 
„bayriſchen Urſprung“ fon |vgl. ferner Hänel StR. J, 47ff. 
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a) Bertrag d. d. Berlin 25. November 1870 
(BGB. 654 ff.); 

b) Sählußprotofoll zu a) v. gleichen Datum (BGB. 
657); 

c) Militär- Konvention v. —— — Nov. 1870 
(BGB. 658 ff.); 

8. die Staatsverträge zwiſchen dem Nord— 

deutſchen Bund und Bayern:® 
a) Bertrag d. d. Verfailles 28. November 1870 
(RGB. 1371, 9 ff.); Art. II enthält die neu redi- 
gierte BQundesverfaffung; 
b) Shlußprotofoll zu a) v. gleihen Datum (RGB. 
1871, 28 ff); 

4. Württemberg, Baden und Heffen erflär- 
ten ihren Beitritt zu den sub 3. genannten Verträgen 
unterm 8. Dezember 1870.* 

Dazu kam noch eine Verftändigung fämtlicher deutfcher 
Staaten v. 9. Dez. 1870 über die Bezeichnungen „Deut- 
ſches Reih”" und „Deutſcher Kaifer”, die jeboch Feine for- 
maljuriftifche, fondern lediglich thatfächlihe Bebeutung bat.> 

Diefe Staatöverträge (die „Novemberverträge”) 
bilden das Analogon des Auguftvertrages von 1866; fie 
waren gerichtet nicht auf dauernde immermwährende Ber- 
pflidtungen, ſondern auf einen einzigen konkreten Akt: bie 





2 S. über biefe Berträge | materialed bilbet, ift nicht im 

wir Einl. 31845, 323 ff. |RGDB. publiziert. 5. über ben 

4 Die Urkunde, melde einen | Bertrag Zaband I, 40 > IV. 

tegrierendben wifigen Beitand-| 5 Sten. Ber. d. 2. 0. Sitz.⸗ 

teil —* für die Entſtehung des | Per. d. Reichstags, Anl. Nr. 31. 
Reiches maßgebenden Bertrags- 
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Herftellung des gefamtdeutfchen Bunbesftaates vom 1. Januar 
1871 ab.“ Als Kontrahenten erfcheinen, wie dies aud 
im Eingang zur jebigen Reichsverfaſſung äußerlih zum 
Ausdruck fommt, nicht 25 fondern 5 Staaten: der Nord» 
deutfche Bund, Bayern, Württemberg, Baden, Heſſen. 
Zwifchen diefen fünf Staaten war ein völker— 
rehtlihes PVertragsverhältnis des oben an- 
gebenen Inhalts zum Abſchluß gelangt.” 

Der Weg zur Erfüllung der Novemberverträge von 
1870 war einfadher ala f. 3. der Weg zur Erfüllung ber 
Auguftverträge. Eines „Eonftituierenden” Parlamentes zur 
„Vereinbarung“ der Verfaſſung bevinfte es nicht mehr, 
vielmehr war diefe in der Hauptfache bereit3 vorhanden. 
Was an Mobififationen durch den Zutritt der ſüddeutſchen 
Staaten erforderlid war, war in den Berträgen ftipuliert 
und danad eine vollitändige Neuredaktion des Verfaſſungs⸗ 
terted vorgenommen worden. Borerft aber galt noch einzig 
und allein die norbdeutfche Bundesverfaffung, jene neu 
redigierte Verfaſſung war lediglich Entwurf. 

DJ. Um die Novemberverträge zu erfüllen, bedurfte es 
zunächſt wieder, wie bei dem analogen Vorgang i. J. 1866, 
einer Mitwirkung der gefesgebenden Faktoren 
der beteiligten Einzelftaaten. Diefe erfolgte über- 
all in der Weife, daß die abgefchlofienen Verträge in Form 
von Einzelftantögefegen angenommen wurden, jedoch fo, Daß 


dem 1. Sanuar 1871 in Wirk. 
Mürttemd. Shlubprot. & 1a, |'emteit“) Bl. Saband I, AI. 
Bayr. ®. VI (inforreite Faffung: | 2 edand a. a. D.; Hänel, 


g: . 
„gegenmwärtiger Vertrag tritt mit —— — 5 Meyer, 
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1. der norbbeutfche Reichstag unerhebliche Änderungen an 
den Verträgen vormahm, 2. die bayrifhe Volksvertretung 
nicht, wie vereinbart, vor dem 1. Januar, fondern erft 
am 30. Sanuar ihre Annahmeerklärung geſetzlich abgab.® 

Was den eriten Punkt betrifft, jo war die Berechtigung 
des norbdeutichen Parlamentes zu biefem Vorgehen un- 
zweifelhaft: juriſtiſch qualifizierten fih die Abänderungen 
als Bebingungen, an welche die norbbeutfche Volfövertretung 
ihr zur Errichtung des neuen Bundesftaates unbedingt er- 
forberliches Jawort knüpfte. (S. oben ©. 262°: das Ver- 
hältnis ift Hier juriftifch genau dasfelbe) Indem diefe 
Bedingungen von den übrigen beteiligten Faktoren ange- 
nommen und mit Gefebesfraft begabt wurden, erledigte 
fih diefer Punkt ohne Schwierigfeit. 

Der zweite Punkt hatte feinen Grund in faltifchen 
Hindernifien, welche ſich einem rechtzeitigen Zuſammentritt 
der bayrifhen Kammern entgegengeftellt hatten. Der am 
1. San. 1871 neu fonftituierte Staat (vgl. 3. III) exiſtierte 
für Bayern vorläufig nur unter einer Reſolutivbedingung: 
indem die Annahme der Verträge feitend der bayrifchen 
Volksvertretung, und zwar mit rückwirkender Kraft erklärt 
wurde, erledigte ſich auch diefer Punkt in dem Sinne, als 
fei jene Erklärung, wie die Verträge poftulierten, vor dem 
1. Januar abgegeben worben.? 

Der Anhalt der fünf hier in Frage ftehen- 
den Einzelftaatsgefese ift nit etwa die Ver— 
faffung, weder fo, daß dieſelbe übereinitim- 


8 Yayr. GB. 1871 Nr. 22. Igog, „s Laband 1,45; Meier 
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mendes Einzelftantsgefet, noch fo, daß die— 
felbe übereinftimmender völkerrechtlicher Ver— 
trag geworden wäre: beides ift, wie oben 8. 2, 
II nachgewieſen, jurififd unmöglid. Der 
Inhalt jener fünf Einzelftaatsgefete ift viel- 
mehr, und zwar bei allen fünf Gefeten, ganz 
in gleiher Weife,!! die Erklärung bes betref- 
fenden Staates in der feierliden Form des 
Geſetzes: 
auf der Grundlage des vorgelegten Ver— 
faſſungsentwurfes ein Beſtandteil des 
vom 1. Januar 1871 ab zu konſtituierenden 
Bundesſtaates fein zu wollen.!! 

Das ſtaatsrechtliche Verhältnis iſt fomit Hier genau das 
nämliche, wie bei Entjtehung des Norbbeutfchen Bundes: 
es kann darum einfah auf die oben $. 2, III gegebene 
ftaatsrechtliche Analyfe der analogen Vorgänge bei Grün- 
dung des Norbdeutfhen Bundes verwiejen werben. 

Der Bund aber war durd jene Einzelftaatg- 


10% A. Laband I, 48, der 
dem norbdeutfchen Bundesgeſetze 
eine „etwas abmweichende Bebeu- 
tung“ vindiziert, als melde die 
vier füddeutfchen Gefepe haben. 
Ebenfo Hänel StR. I, 49 auf 
Grund des Vorderſatzes: „der 
Inhalt und die Bedeutung der 
Novemberverträge ift ein durch⸗ 
aus anderer als derjenigen Ver⸗ 
träge, insbefondere des Auguft- 
bünbdniffes, melde den nord» 
deutfhen Bund ins Zeben riefen.” 

11 A. A. Meyer, Lehrb. 8.67: 
„Die Gründung des deutſchen 


Reiches und die Feſtſtellung 
feiner Berfaffung Ri durch Ver⸗ 
träge des Norddeutſchen Bundes 
und der ſüddeutſchen Staaten 
erfolgt.“ Richtig dagegen über 
die juriſtiſche Bedeutung der Ein⸗ 
zelſtaatsgeſetze Laband a. a. O., 
gegen den jedoch Meyer a. a. O. 
mit Recht moniert, daß aus ſeiner 
Deduktion nicht hervorgehe, 
„durch welchen Alt die Grün- 
dung erfolgt ift und auf welchem 
Nedhtögrunde die Verbindlichkeit 
feiner Berfaffung beruht“. 
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gefege noch nicht Fonftituiert, fondern ed war 
nur von den Beteiligten die bindende gefep- 
lide Berpflidtung übernommen, denfelben 
in Zufunft, nämlid am 1. Januar 1871, fon» 
ftitwieren zu wollen. 


Schon am 26. Dezember 1870 Hatte auch Oſterreich, 
das auf Grund des Prager Friedens einen Rechtsanſpruch 
auf „unabhängige internationale” Exiftenz der Südſtaaten 
hätte geltend machen können, feine Zuftimmung zu ber pro⸗ 
jettierten Neugeftaltung der Dinge in Deutfchland erteilt. 


II. Demgemäß trat am 1. Januar 1871 der 
neue deutſche Bundesftaat ins Leben, mit der 
für Bayern oben bezeichneten Modifikation. Nur der 
1. Januar 1871 fann juriftif als Geburtstag 
des Reiches in Betracht fommen: darüber ift nad 
dem Wortlaut der Verträge fein Zweifel zuläffig."? Die 
neue Gentralgemwalt d. i. die Einheit der 5 
(bezw. 4 + 22)! ‚verbündeten Regierungen” 
war vom 1. Januar ab in Funktion. Damit 
waren die Novemberverträge erfüllt und da- 
bingefallen; fie haben feit 1. Januar 1871 nur 
rehtshiftorifhen Wert als die urfprünglide 


12 Hahn 809. bebeutungslod. Übrigens fagt 
18 Richtig Labanda.a. O. und | Laband 45 felbft: „die Grün- 
Riedel 4, indes nah Meyer | dung des Deutfchen Reiches ftellt 
a. a. D. die „Sründung” „im|fih ald eine Handlung dar, 
November 1870” erfolgte. melde der Norbdeutfche Bund, 
14 Die von Laband I, 44!| Heflen, Baden, Württemberg und 
aus meiner Anficht gezogene | Bayern am 1. Januar 1871 voll- 
Konfequenz erfenne ich theoretifch | zogen und durch welde fie bie 
an, praktiſch ift die Streitfrage | Novemberverträge erfüllten.” 
Zorn, Staatsrecht I. 2. Aufl. 4 
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völkerrechtliche Grundlage für den ſtaatsrecht— 
lihen Neubau Deutſchlands.'s 

Die Reihsverfaffung aber, welde vom 
1.$anuar 1871 big zum 4. Mai 1871 in Rechtskraft 
ftand, iftftaatsrehtlih indem nämlichen Sinne 
als Gefet oftroyiert worden, wie f. 3. dienorb- 
beutfhe Bundesverfaſſung. Aud für diefen Punkt 
trifft Die oben $. 2, IV gegebene Deduktion in ihrem vollen 
Umfange zu. „Die Berfafiung des Deutichen Neiches hat 
gegenwärtig zu ihrem ausſchließlichen rechtlichen Eut⸗ 
ftehungsgrund ein Gefeh, nnd zwar ein Reichsgeſetz, 
welches lediglid von Reichswegen und nir- 
gends in der Form des Partifulargefetes 
publiziert ift" (HäneN). 

IV. Durch Bublifandum v. 18. $anuar 1871 
erllärte König Wilhelm von Preußen aus dem großen 
Hauptquartier zu Verſailles die Annahme des Kaifertitels 
und der dem Kaifer durch die neue Bundesverfafjung über- 
tragenen Rechte und Pflichten. Namens der beutfchen 
Fürften und freien Städte hatte König Ludwig II. von 


15 Borzüglih Hänel, Stud.L,| Deduftion ift der Boden 
89: die „Berfalfungsver- entzogen, welde aus der 
träge des Nordbdeutfhen|zurüdliegenden völker— 
Bundes und der ſüddeut- rechtlichen und vertrags— 


den Staaten und ihrelmäßigen Entftehungsge- 


partilulargefegliden Pu— 
blifationen haben für die 
deutſche Reihsverfaffung 
nur nod die Bedeutung 
motivierender biftorifcher 
Thatſachen und den Wert 
eined wichtigen Materiales 
für ihre Auslegung. Jeder 


fhihte einen zwingenden 
Schluß auf die redtlide 
Natur und Wirkſamkeit 
der Berfaffung und des 
dadurdh begründeten Bun- 
desverhbältniffes zieht“. 


16 Mejer, Einl. $. 77. 
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Bayern den fiegreichen Führer der deutſchen Heere zur An⸗ 
nahme des Kaifertitels aufgeforbert.17 Staatsrecht⸗ 


17 Der Text der beiden denk⸗ 
würdigen Urfunden lautet: 


I. „Rab dem Beitritt Süp- 
deutſchlands zu dem deutſchen 
Berfaffung3bündnig werden die 
E. M. übertragenen Präfibial- 
rechte über alle deutſchen Staa- 
ten fi} erftreden. Ich habe mich 
zu deren Vereinigung in einer 
Hand in der Überzeugung bereit 
erflärt, daß dadurch den Ge⸗ 
famtinterefjen de3 deutſchen Va⸗ 
terlandes und feiner verbündeten 
Fürften entjproden werde, zu⸗ 
glis aber in dem Pertrauen, 
aß die dem Bundespräfibium 
nah der Berfaffung zuftehenden 
Rechte durch Wiederherftellung 
eines deutſchen Reiches und der 
deutſchen Kaiſerwürde als Rechte 
bezeichnet werden, welche E. M. 
im Namen des geſamten deut⸗ 
ſchen Vaterlandes auf Grund 
der Einigung ſeiner Fürſten 
ausüben. 


Ich habe mich daher an die 
deutſchen Fürſten mit dem Vor⸗ 
ſchlage gemennet, gemeig haftug 
mit mir bei E. M. in Anregung 
zu bringen, daß die Ausübung 
der Praſidialrechte des Bundes 
mit Juhrung des Titels eines 
deutſchen aiſers verbunden 
werde. 


Sobald mir E. M. und die 
verbündeten Fürften Ihre Wil⸗ 
lensmeinung undgegeden haben, 
würde ih meine Regierung be 
auftragen, das Weitere zur Er- 


zielung ber entſprechenden Ber- 
einbarungen einzuleiten. 
Ludwig." 


D. „An das deutſche Volk. 


Wir Wilhelm, von Gottes 
Gnaden König von Preußen, 
nahdem die deutſchen Fürften 
und freien Städte den einmilti- 
gen Ruf an Uns gerichtet haben, 
mit SHerftellung des Deutfchen 
Reiches die feit mehr denn 
60 Jahren ruhende Deutfde 
Kaiferwürde zu erneuern und 
zu Übernehmen, und nachdem in 
der Verfaſſung des Deutſchen 
Bundes die entſprechenden Be⸗ 
ſtimmungen vorgeſehen find, be⸗ 
kunden —* aß Wir es als 
eine Pflicht gegen das gemein⸗ 
[ame Vaterland betrachtet haben, 
iefem Rufe der verbündeten 
Deutfhen Fürſten und Städte 
go! e zu leilten und die Deutfche 
aiferpürbe anzunehmen. Dem- 
emäß werden Wir und Unſere 
achfolger an der Krone Preu⸗ 
Ben fortan den Kaiferlichen 
Titel in allen Unferen Bezie- 
Bungen und An een Des 
Deutſchen Reiches führen und 
hoffen zu Gott, daß es der 
Deutfhen Nation gegeben fein 
werde, unter dem Wahrzeichen 
ihrer alten Herrlichkeit das 
Vaterland einer fegensreichen 
Bulunft entgegenzufüßten. ir 
übernehmen die Kaiferlihe Wür- 
de in dem Bewußtſein der Pflicht, 
in Deuticher Treue die Rechte 
4 % 
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lich ift der biftorifh fo überaus denkwürdige Alt vom 
18. Januar 1871 im Prunffaal der franzöfiihen Könige 
zu Berfailles eben fo irrelevant, wie ſ. 3. das Publikan- 
dum v. 26. Suli 1867. Denn bereit3 vom 1. Sanuar 
ab Hatte König Wilhelm die ihm durch die Berfaflung 
übertragenen Rechte und Pflichten durch die konkludente 
Handlung der thatfächhlichen Ausübung juriftifch übernommen. 
Auch bier trifft Die oben $. 2, V gegebene Erörterung in 
vollem Umfange zu. j 

V. Mit dem AInslebentreten des neuen gefamtdeutfchen 
Staates war das Necht der bisherigen norbdeutfchen Volks⸗ 
vertretung wegen Wegfalles ihres ftantsrechtlichen Subftrates, 
des Norbbeutfhen Bundes, ipso jure erloſchen. Korrekter⸗ 
weife wurden demnach Neuwahlen zu einem gefamtdeutjchen 
Parlamente angeordnet, und zwar auf Grund bes für den 
Norbdeutfchen Bund erlafienen Wahlgefebes vom 81. Mai 
1869, welches für die Wahlen zum Zollparlament auch in 
den ſüddeutſchen Staaten bereit? in Rechtskraft ftand. 
Diefes Wahlgefet in feiner Eigenfhaft als 


bes Reichs und feiner eher | 


wahren, Unabhängigkeit 
Deutſchlands, geftügt auf bie 
geeinte Kraft ſeines Volles, zu 
verteidigen. Wir nehmen fie 
an in der Soffnung, daß dem 
Deutiden Volke vergönnt fein 


rung gegen erneute Angriffe 
——— gewähren. Uns aber 
und Unferen Nachfolgern an der 
Kaiſerkrone wolle Gott verleihen, 
allzeit nl des Deutichen 
Reichs zu fein, nicht an Friege- 
rifhen Eroberungen, fondern an 
den Gütern und Gaben des 


wird, ben Lohn feiner heißen 
und opfermütigen Kämpfe in 
dauerndem Frieden und inner- 
halb der Grenzen zu genießen, 
welde dem PBaterlande die feit 
Jahrhunderten entbehrte Siche- 


Friedens auf dem Gebiete na- 
tionaler Wohlfahrt, Freiheit und 
Gefittung. 
Gegeben Hauptquartier Ber- 
failles, den 18. Januar 1871. 
Wilhelm.“ 
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deutſches Reichsgeſetz ift ſtaatsrechtlich dem- 
nach als mit der Reichsverfaſſung oktroyiert 
zu betrachten, wie dies auch aus dem Wortlaut von 
Reichsverf. Art. 20 Abſ. 2 klar erhellt. 

Der erſte deutſche Reichstag, der zuſammen— 
trat, war nicht beratende Notablenverſamm— 
lung wie ſ. 8. das norddeutfhe Februarparla- 
ment von 1867, fondern vollflommen gefeß- 
mäßiges Drgan der bereits in aller Form 
Rechtens ſeit dem 1. Januar 1871 fonftituierten 
deutfhen Staatsgemwalt. 

VI Diefe fett 1. Januar 1871 beftehende 
deutfhe Staatsgewalt war flantörehtlih meu.!® 


18 fbereinftimmend Riedel 
77 u. bef. 105; Seybel 18 ff. 
(diefer Sriftteller allerdings 
mit der irrigen Begründung, 
daß das Deutfhe Neih „auf 
einem Bundesvertrage” „berube”), 
fowie in einer gelegentlicpen Be» 
merkung Ernft Meter, Abſchluß 
von Staatöverträgen S. 88. 
Anderer Anfiht Meyer, Lehrb. 
©. 161; Hänel, Stud. I, 82, 
ER. 1,49 f.; Saband IL, 41; 
v. Mohl 51; Te 56, 
60; Schulze, DStR. I, $. 76; 
Mejer, Einl. $. 78. Nah der 
im Xezt gegebenen Deduktion 
ift es richtig, wenn Riedel 
a. a. O. —2 daß die Ver⸗ 
träge, die der norddeutſche Bund 
abgeſchloſſen, nicht ipso jure für 
das Reich verbindlich waren (da- 
gegen Hänel StR. I, 5114); 
ebenfo wenn Seydel a. a. D. 
bemerkt, daß die Schulden des 


norddeutſchen Bundes nad Auf- 
richtung des Reiches nicht ohne 

tered auch von den Südſtaa⸗ 
ten mitgetragen werben mußten. 
Wohl aber konnten letztere frei: 
willig einen Anteil übernehmen, 
was vielfach gefhah. Das Reid) 
hatte ferner zweifellod die recht⸗ 
liche Möglichkeit, auf legalem 
Wege die Schulden des norb- 


2,| deutſchen Bundes zu überneb- 


men, dann mußten aud) die Süb- 
ftanten partizipieren. Seybel 
20 leugnet die mit Unredt. 
Im badiſch⸗heſſiſchen Schlußprot., 
worauf er ſich beruft, kann von 
„Regel“ oder „Ausnahme“ keine 
Rede ſein; es wird lediglich das 
allgemeine Prinzip auf zwei 
Spezialfälle angewendet. Es iſt 
gegenüber der in der Theorie 
überwiegend vertretenen An⸗ 
nahme von der „Re a Ba 
des Neiches von Interefle zu 
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Thatfächlich zwar genau auf den nämlihen Prinzipien und 
auf der verhältnismäßig nur wenig veränderten Verfaffung 
wie der Norbdeutfhe Bund beruhend, ift das Neid 
ſtaatsrechtlich doch nicht Rechtsnachfolger des 
Norddeutſchen Bundes geworden, denn die 
Staatsgewalt des letzteren war eine thatſäch— 
lich und juriſtiſch andere als die des erfteren.!? 
Das Reich Hat teild ausbrüdlih, teils durch konkludente 
Handlungen die meiften NRechtsfähe und Rechtsinftitutionen 
de3 Norbbeutfchen Bundes übernommen ;?0 die Staats⸗ 
gewalt des Reiches ift eine der des früheren Norddeutſchen 
Bundes analoge, aber fie ift ftaatsrechtlich nicht die näm- 
liche, nur etwas modifizierte, wie meift angenommen wird, 





fonftatieren, daß Staatsminijter 
Delbrüd fich über jene Frage 
im Neichätag fehr meifelhat 
äußerte (Sig. v. 7. Dez. 1870, 
Sten. Ber. 131), Wenn Hänel 
StR. I, 4919 hemerkt, die im 
Tert gegebene Aufſafſung pafle 
für die Sozietät, nicht aber für 
ben forporativen Berband , bei 
letzterem jei die „Rechtskontinui⸗ 
tät?” unabhän von der Ver⸗ 
änderung des Mitglieberbeftan- 
des, fo vermag ich die Übertra- 
gung diefer privatrechtlichen, 
edigid auf dem römifchen 
Rechte beruhenden Rechtögedan- 
fen auf den Begriff der Staats⸗ 
ewalt nicht für richtig anzuer- 
ennen. Man argumentiert hier 
lediglich aus den Yefleln des 
Civilrehtes, und zwar des rö⸗ 
miſchen Civilrechtes. Das Gleiche 
gilt von der Bemerkung Hä⸗ 
nels S. 350 R. gegen mid. 


19 A. A. Laband 1, 41: „der 
unter den norddeutſchen Staaten 
bereits beſtehende Bund wird 
nicht beendigt und aufgelöſt, 
ſondern er wird erweitert und 
modifiziert“. I, 82: „hatte der 
norddeutfhe Bund den Charak⸗ 
ter eined Staates, fo fommt der⸗ 
ſelbe au dem zum Deutjchen 
Rei ermeiterten Bunde zu.” 
Ebenfo Hänel, Stub. I, 82, 
StR. I, 51. 


20 ©. insbefondere dad Pu⸗ 
blikationsgeſetz zur Verfafſungs⸗ 
urkunde v. 16. April 1871 8. 2 
(BGB. 1871 68, vb. 1870 647). 
Nach der Theorie von der, Rechts⸗ 
nachfolge“ wäre dieſe fpezialge- 
fegliche Vorſchrift nicht erforder- 
lich geweſen, bezw. hätte korrek⸗ 
termweife negativ gefaßt werben 
müffen. 
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denn die juriftifhe Einheit der Staaten, welche 
die Reichsgewalt bildet, ift unzweifelbafteine 
andere, al? diejenige war, welde die Staats— 
gewalt des Norddeutfhen Bundes gebildet 
bat.?! Die privatrechtlihe Theorie von der Rechtsnach- 
folge fann auf das Staatsrecht nicht oder doch nur in fehr 
mopdifizierter Weife angewendet werben. So wenig Preußen 
1866 Rechtsnachfolger der bannoverfchen Staatsgewalt 
murde in dem Sinne, daß es die von und für lebtere 
Fonftituierten Pflichten und Rechte für fih unbedingt gelten 
zu lafien rechtlich verpflichtet war, fo wenig das Neich für 
Elfaß-Lothringen in dieſem privatrechtlichen Sinne Rechts⸗ 
nachfolger der franzöfifhen Staatsgewalt wurde, fo wenig 
ift das Neich in diefem Sinne Rechtsnachfolger des Norb- 
deutſchen Bundes geworden. Die ganze in der Theorie fo 
lebhaft umftrittene Frage entbehrt übrigens jedweden praf- 
tifchen Intereſſes. 

VI. Die Reihsverfajfung, welche am 1. Ja— 
nuar 1871 oktroyiert worden war, erfuhr als— 
bald durch die geſetzgebenden Faktoren des 
Reiches eine Reviſion bezw. Neuredaktion, 
welche in dem Geſetz v. 16. April 1871 fixiert 
wurde; die neuredigierte Verfafjung vom 16. April trat 
gemäß RV. Art. 2 am 4. Mai in Kraft (das betr. Stüd 


21 S. dagegen 2aband I,|juriftifch völlig belanglos, über- 
41 f. u. bef. Sellinet, Staa- |died auch gemäß der in a. IV. 
tenverb. 273 ff. Der Hinweiß|s. 3 al. 2 der UV. enthaltenen 
des letzteren Schriftitellerd dar- | Generalllaujel für Regelung des 
auf, daB die jeßige nordamıeri-! „territory“ juriftiich ohne Sinn. 
tanifche Union der 28. Bundes⸗- Vgl. über die Generalklaufel 
ftaat in 70 Jahren wäre, tft, Hänel StR. IL, 825 ff. 
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des RGB. ift ausgegeben am 20. April, f. unten die 
Lehre von der Gefeßgebung $. 15). Diefelbe qualifiziert 
fih al legale Abänderung ber VBerfaffung vom 
1. Januar, vollzogen in den Formen, welche in letzterer 
für Verfaſſungsänderungen vorgeſchrieben waren. In 
dieſer Redaktion ſteht die Verfaſſung bis zur Stunde in 
Kraft, jedoch mit folgenden inzwiſchen erfolgten Abände⸗ 


rungen: 


1. durch Gef. v. 24. Febr. 1878 (RGB. 45) wurde 
Art. 28 Abſ. 2 aufgehoben (f. hierüber unten 8. 8), 
2. durch Gef. v. 3. März 1873 (RGB. 47) murbe 
Art. 4 Ziff. 9 formell abgeändert und inhaltlich erweitert 

(f. hierüber unten 8. II $. 33), 
3. durch Gef. v. 20. Dez. 1873 (RGB. 397) wurde 
Art. 4 3. 18 formell abgeändert und inhaltlich ermeitert 


(j. hierüber unten $. 15), 


22 Laband I söff.; Schul⸗ 
ze DStR. I 8. 78; Hänel 
StR. I 





Bedeutung kann das Ge. vom 
16. April 1871 nicht haben. 


Meyer,i®ar die Berfajfung nit 


, f.; ©. 
Zebrb. 161. Hänel führt aus:|am 1. Januar 1871 bezw. 


Das Gefek vom 16. April 1871, 
insbeſondere deſſen 88. 1 u. 
hätten die Bebeutung, „daß es 
über die rechtliche Natur der 
Gründungsafte des Deutichen 
Reiches, über das Verhältnis, 
in weldem die deutfche Berfaf- 
hung zu ben vorbergebenven 
völferrehtlichen Verträgen ftebt, 
über den formellen Rechtsgrund 
der Geltung diejer Verfaſſung 
in endgültiger, über die Schwan⸗ 
tungen wiſſenſchaftlicher Erörte- 
rungen binausgehobener Weife 
entijieben bat“, N; 

ee 


=) 


warum ed biöher galt”. 


1. Juli 1867 als Gefeg in 
Kraft getreten, jo war 
fein ſpäteres „Gefek“ 
rechtlich imftande, ihr den 
Geſetzescharakter beizu- 
legen. er Geſetzescharakter 
der Berfaffung fann einzig und 
allein auf der oben ©. . 
egebenen Deduktion beruben. 
8 diefe nicht ftihhaltig, fo kann 
fein fpäterer Rechtsaft die Wir- 
tung baben, daß die Berfaffun 

„ausſchließlich und allein Fra 

Reichsgeſezes und als Reichs⸗ 
eſez“ „Rechtsgültigkeit und 
echtsverbindlichkeit“ Bat. 
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4. durch Gef. v. 17. März 1878 wurde Art. 17 ohne 
formelle Abänderung inhaltlich ermeitert (f. bierüber unten 
$- 9), 

5. durh Gef. v. 15. Juli 1879 8. 6 wurden bie 
Art. 38 u. 70 ohne formelle Abänderung inhaltlih abge- 
ändert (f. hierüber unten B. II $. 30), 

6. durch Gef. v. 16. Yebr. 1882 (RGB. 39) wurde 
Art. 34 ohne formelle Abänderung inhaltlih abgeändert 
(j. unten 38. II $. 80), 

7. durh Gef. v. 24. Juni 1887 (RGB. 253) und 
die hierzu ergangenen Bollzugsverordnungen wurde Art. 35 
Abf. 2 für den Branntwein aufgehoben (f. hierüber unten 
3. II 8. 30), 

8. dur Gel. v. 11. Febr. 1888 (NGB. 11) wurde 
Art. 59 abgeändert (f. unten B. II. 8. 34), 

9. dur Gef. v. 19. März 1888 (RGB. 110) wurde 
Art. 24 abgeändert (f. unten $. 8), 

10. dur Gef. v. 15. Dez. 1890 (RGB. 207) wurde 
auf Grund des mit England abgefchloffenen Staatsvertra- 
ges v. 1. Juli 1890 Art. 1 erweitert (Helgoland), 

11. über das Verhältnis von Elfaß-Lothringen zur 
Reichsverfaſſung ſ. unten Bud VI, 

12. über die Schubgebiete |. unten Buch VII. 

VIII. Endlich ift bier noch das juriftifhe Ver— 
hältnis der Eingangsmworte der VBerfaffung 
zu dieſer felbft zu erörtern.?® 

Die Eingangsworte lauten folgendermaßen: „Se. M. 


= Hänel, Stud. I, 92—104; 
Laband L 61f. 
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der König von Preußen im Namen des Norbdeutfchen Bun- 
des, Se. M. der König von Bayern, Se. M. der König 
von Württemberg, Se. K. H. der Großherzog von Baden 
und Se. 8. H. der Großherzog von Heflen und bei Rhein 
für die füblih vom Main belegenen Teile des Großherzog: 
tums Heſſen fließen einen ewigen Bund zum Schuße des 
Bundesgebietes und des innerhalb desfelben gültigen Red- 
tes, fowie zur Pflege der Wohlfahrt des deutfchen Volkes. 
Diefer Bund wird den Namen „Deutfches Reich“ führen 
und wirb nachftehende Verfaflung haben.“ 

Diefe Worte gehören juriftifh nicht zur 
Berfaffung; fie enthalten nur gleihfam die Motive zu 
legterer; fie geben eine hiſtoriſche Notiz über dasjenige 
Faktum, welches zur Aufrihtung des neuen Staates und 
damit auch zu der Verfafiung geführt hat; fie erzählen ein 
der Vergangenheit angehöriges rechtshiftorifches Faktum, 
den Abſchluß von Verträgen, welche inzwiſchen durch bie 
Konftituierung des neuen deutfchen Staates ihre Erfüllung 
gefunden Hatten. Sie bezeichnen zugleih in allgemeinen 
Redewendungen die Gefihtspunfte, von welchen die Kon⸗ 
trahenten der Berträge in Hinfiht auf das neu zu be 
gründende Staatsweſen geleitet waren; auch dabei handelt 
es fih nur um eine allgemeine Motivierung deſſen, was 
geſchah, bezw. in Zulunft geſchehen follte: juriftifche 
Folgerungen dürfen hieraus weder für die 
rehtlihe Natur des Reihes noch für die Kom- 
petenz gezogen werden:?* die vechtlihe Natur des 


4 Aus dem Eingang zur Ver- | natur des Reiched. Ferner jehen 
faffung folgert insbefondere | in der im Eingang enthaltenen 
Seydel 14 ff. die Vertrags Zweckbeſtimmung eine materielle 
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Reiches ergiebt fih aus anderen juriftifh entſcheidenden 
Momenten (vgl. $. 4), die Kompetenz aber ift nur in der 
Derfafjung felbft (Art. 4 bezw. 78) cirfumflribiert.?® 

Die Eingangsworte zur „Verfafiung“ enthalten nichts, 
was juriftifh unter den Begriff der „Verfaflung” fub- 
fumiert werden könnte, fie verweifen vielmehr ſelbſt auf die 
„nachſtehende Verfafiung”, melde ſomit unzweifelhaft erft 
mit den Worten 

„I. Bundesgebiet” 


beginnt. Wenn als Überfchrift ſchon vor den Eingangs- 
worten der Titel „Verfafiungsurfunde” fich findet, jo liegt 


„Kompetenz grenze" ,derenÜber- 
ſchreitun verfaßungswidrig 
wäre: rin 


Meyer, Erörter. 69 u. 
139 


6; v. 


rth, 
©. 1516°; öning ebd. 
1875 S. 344. Den entgegenge- 
fetten Weg hatte JZahariä „zur 
Frage der Reichskompetenz ge⸗ 
genüber dem Unfehlbarkeitsdog⸗ 
ma” in Sinterpretation des Ein- 
nange ee Hänel, 
Stud. I,1 ‚ endlich hält den 
erften Sat des Eingangs für 
„enuntiativ*, ſomit obne ju⸗ 
riftifhe Bedeutung, den zweiten 
Dagegen für „bispofitin”, aber 
nit als Staatsvertrag, welde 
Meinung er vielmehr ausführ- 
lich und durchſchlagend wiber- 
legt, fondern ald Beitandteil des 
Verfafſungsgeſetzes. Daß ed ge- 
fünftelt ift, den Eingang in zwei 





ſchiedener juriftifher Bedeutun 
auseinanberzureißen, liegt au 
der Hand. Hänels Meinung 
aber läßt ſich damit nicht ftügen, 


.|daB der erfte Sat des Eingangs 


im Präſens, der zweite im Fu⸗ 
turum gefaßt fei. Diefer zweite 
Sat ift nit, wie Hänel meint, 
deshalb im Yuturum gefaßt, 
weil er imperativifch ift, fondern 
nur deöwegen, weil er ein auf 
die Zukunft gerichtetes hiſtori⸗ 
ſches Faktum erzählt: ed wird 
berichtet von einer im November 
1870 gefchehenen Bertragsichlie- 
Bung, melde hinſichtlich der Er- 
füllung auf die Zukunft, näm⸗ 
ih den 1. Januar 1871, ges 
richtet war. Dgl. jegt Hänel 
StR. I, 778 ff., beſonders auch 
über die Folgerungen, welche 
Seybdel und G. Meyer aus 
den Eingangsworten ziehen. 

= Hänel, Stub. I, 103, StR. 
I, 78 Fr f.; vgl. ferner unten 


Stüde von fo fundamental ver- | S. 78 
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hierin eine juriſtiſche Inkorrektheit, denn die Worte bis zur 
oben bezeichneten Grenze find lediglich „enuntiativ“, in 
feiner Weife „bispofitio“ 2° 
” Gegen Seydel 5 ift Bier|nau wäre der Wortlaut fo zu 
noh zu bemerken, daß bder|faflen gemefen: „haben einen 
Wortlaut des Einganges zur Bertrag gefchloflen, dahingehend 
RB. nicht lautet: „S. M. der dag fie am 1. Januar 1871 
König 2c. Ichließen einen Bunbes- | einen Bundesftaat aufrichten 
vertrag”, Sondern „fchließen | werden.” Bel. Deleler in 
einen Bund”; juriftifh ganz ge | Br. Jahrb. 186 ff. 





Zweites Bud. 
Reih und Einzelfianten. 


8. 4. 
Das Keid.! 


Das deutfhe Reich ift ein Bundesftaat. 


L Bundesſtaat und Staafenbund.? 


Bon den Formen zufammengefetter Staaten, melde 
‘Die Theorie unterfcheibet, find, wenn man die efjentiellen 


ı 2aband I 88. 7—10; v. 
Mobiiff.; Seydel 3 ff; der- 
Ieibe, g ammelte Abhandlungen 
21; Hänel, Stub. I, 
68 ff., derſelbe in Si 3 Ann. 
1877, TS, derf., StR. 1, 192 ff., 
71 FL; elline, Lehre von 
d. Staatenverbindun en (1882); 
Trieps, der Bunbesitaat; Lie- 
be, faatsredti. Studien; G. 
Meyer, ſtaatsrechtl. Erört. 1— 
20, 2 rb 28ff., 347 ff., 
Hirths nn. 1876, 661 ff.; ’ D 
Martig in der Tüb. 

Si Staatöw. 1876, ©. | 'w F 

a dei" Saint Sons 

bei moller r 
vu Nor Rofin in Hirths 
Ann. 1888, 265 ff.; Gareis, 


Allg. Staatsrecht in le: 
ſens Handbuch Ol ff. 
ihr. 


— rn in r die gel. 
taat3m. 1881, 2921. 


‚in Hirths 

Ann. 1884, 458 ff. : Brie, Zbes- 
rie d. Shanten eebind, ‚(1886 ) 
in Gründut 8. XI, 
Dejet, Einleit. 21 ff, 292 ff.: F 
Bake, Beschouwingen over 
den Statenbond en den Bonds- 
stat (1881); Borel, sur la 
souverainete et l'état federatif 
(1886). Eine interefjante Ber- 
.|gleihung bietet Wefterfamp, 
das Bundesrecht der NRepublit 
der verein. Niederlande 1579 — 
1795 (1890). 

s Altere Litteratur angeführt 
bei Meyer, Grund; 5 
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Merkmale des Staatsbegriffes fefthält, nur die beiden oben 
bezeichneten haltbar. 

Der Staat muß juriſtiſch ala Perfönlichfeit gefaßt wer- 
den;® nur fo vermag man bie begrifflich notwendige Vor⸗ 
ausfegung für einen Willen des Staates zu gewinnen. 
Allerdings liegt darin eine Filtion: ‚ohne Fiktion aber, 
melde hier nur Subfumtion thatſächlicher Gebilde unter 
Denklategorieen beveuten, läßt fi eine Rechtsordnung weder 
auf dem Gebiete des privaten noch des öffentlichen Rechtes 
fonftruieren.* 

Der Wille der Perfönlichfeit des Staates 
ift gerichtet auf Herrſchaft; „die Staatsgewalt 
iſt Wille, der Macht ift" (Sarwey); in der Aus— 
übung von Herrſchaftsrechten liegt das Weſen 
bes Staates;d die unumſchränkte Einheit der 
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6. die anregenden Crörte- 
rungen von Jellinek, Syftem 
d. fubj. öff. R. S. 12 ff., 26 ff.; 
ferner die vortrefflidde Entwicke⸗ 
lung von Sarwey, das öffentl. 
Recht 8.1; Stein, Vollgiehende 
Gewalt I, 18; Gerber, Grund- 
züge 219 ff.; Triepel, Inter 
regnum 72 ff. Bol. aud Sey- 
del, Abbandl. 2ff.; Hänel 

iR. I, 81ff.; Preuß im Arch. 
f. öff. R. IV, 62 ff.; G. Meyer, 
Lehr. (8) S. 9. 

Bol. Hänel, Stud. 18.5; 


Jellinet, Öffentl. Rechte 291: |85 


jeder „Mehrheitswille” ift eine 
„Fiktion“. Gierke, d. R. d. 
Genoſſenſch. IT, 102 ff.; Gar- 
eis 29 ff; G. Meyer, Lehrb. 
(3) ©. 12 ff. 

8 Gerber, Grundz. 3, 26. 


Bortreffiih Laband I, 64 f.; 
ebenfo Jellinek, Gef. u. V. 
S. 191; entgegengefegt Rofin 
32 ff. (vgl. aber S. 37 zu Ger⸗ 
ber): „die dem Staate zuftehen- 
den Herrſchaftsrechte And als 
ſolche, d. 5. in ihrer abftraften 
Potenz als Herrichaft, abgelehen 
von ihrem individuellen durch 
den Staatszweck gegebenen In⸗ 
or nichts für den Staat als 
olchen Charakteriftifhes." Den 
Satz bed Tertes, den ich näher 
ausgeführt habe, in Ann. 1882, 

u , 471ff., erklärt 
Laband als ein „mit beſonde⸗ 
rem Eifer“ von mir feſtgehalte⸗ 
nes „WMißverftändnig”. Der 
ganze Streit ift ein leerer ſcho⸗ 
laftifcher Wortftreit. Wer möch⸗ 
te leugnen, daß die Thätigkeit 
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gefamten Herrfhaftsredte 
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ift Sonperanetät.® 


Souseränetät if das erfte und oberſte begrifflicde Merk⸗ 
mal des Staates:“ ein Gebilde, welches mit Souveränetät 


des Staates nicht lediglich burd) 
Herrihaft verwirklicht werde 

Das iſt eine ſelbſtverſtändliche 
Wahrheit. Herrſchaft an ſich iſt 
überhaupt ohne Inhalt. Darin 
hat Roſin Recht. Das, worauf 
es ankommt, iſt: 1. Der Zweck 
des Staates iſt ein allſeitiger, 
in der Idee unbegrenzter; 
2. alles, was der Staat als 
feinen Zweck in concreto erflärl 
bat — 3. B. Meliorationen, 
Schulweſen, Kunftmufen —, 
das kann er herrſchend ver- 
wirlliden. Sn diefer Botenz, 
die der Staat allein Bat, liegt 
das Weſen des Staated; in 
diefem Sinn ift der alleinige 
Zwed des Staated: Herr- 
Ihaft, ſoweit folde erfor- 
derlid, für Erfüllung ber ge 
fegten Einzelzwecke. ch weiß 
mid volllommen eind mit dem 
Labandſchen Satze: „der 
Staat herrſcht, damit er 
ſeine Zwecke zu realiſieren 
vermöge,“ ebenſo mit den wei⸗ 
ter folgenden Ausführungen über 
das Verhältnis von Gemeinde 
und Stadt. VBgl. auch ©. 
Meyer, Lehrb. 8) S. 9. 11; 
ferner Sehr gut Gareis 28 f. 

6 Zellinel, Gefeg u. Ver⸗ 
ordn. 184. 217, Staatenverbind. 
16-60; Gareis 29 ff. 102; 
Trieps 11ff. („Allfeitigfeit” 
bes Zwecks und der Zuftändig- 
keit); Rofin 3ff.; Gierke in 
Schmollers Jahrb. VII, 1125 ff.; 


Hugo Grotius, de jure belli 
Ic. 5 8 : „summum im- 
erium unum ac per se in- 
ivisum“; Liebe ff.; jest 
bei. Hänel I, 114 ff.; ſ. au 
G. Meyer, Lehrb. (3) S. 14 fi. 
T Mejer, Einleit. $. 2: „pie 
reale Willensmacht des Staates 
heißt Staatsgewalt (Souveräne- 
tät) — — und ift im Staats» 
verband die oberfte, daber nie- 
mandem als Gott verantwort- 
ide; — — „böber als die 
höchſte Gewalt fann im Staate 
feine fein’. In der 2. Aufl. 
Bat Mejer S. 24. diefe ſcharfe 
Begriffsbeftimmung des Staates 
leider gan aufgegeben. Hänel, 
Stud. I, 44: „der Staat ift bie 
volllommene und ſelbſtgenugſame 
Gemeinfchaft, die in fich felbft 
die Macht⸗ und Rechtsmittel zur 
Behauptung ihrer Eriftenz und 
Wirkſamkeit befigt.” Dagegen 
Zaband 1, 612, „es fehlt in 
der Litteratur nit an gewich⸗ 
tigen Stimmen, melde bie 
Souveränetät nicht zu den we- 
fentlihden Merkmalen des Staat3- 
begriffes zählen.” Letztere An⸗ 
ficht ift neuerdings insbeſondere 
vertreten worden von Meyer, 
ſtaatsrechtl. Erörter. 4ff.; ferner 
von Liebe S1ff., der für den 
Staat3begriff nur „Hoheitärech- 
te”, nit Souveränetät fordert. 
Der Liebefchen Begriffäbeftim- 
mung bed Staates jchließt I 
auch Laband in der 2. Aufl. 
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für feinen Bereich ausgeftattet ift, ift Staat; wo die Sou— 


I, 691, Sellinet, Gef. u. 8. 
201 ff., an. In 8. f. Staats- 


wifl. Bd. 37, 309 f., habe ih | I 


über die Liebeſche Unterfchei- 
dung von Souveränetät und 
Hoheitsrecht mich ausgeſprochen 


und halte dieſe Ausführung auch IH 


jetzt noch in vollem Umfang 
aufrecht. Souveränetät ift aller⸗ 
dings eine „Eigenſchaft“, aber 
ebenjo auch ein „Sejamtbegriff“, 
aus weldem die einzelnen Ho⸗ 
heitsrechte abgeleitet werben 
müflen. Daß, wie Laband 
S. 69 behauptet, das Völkerrecht 
auch A Fra Staaten 
„die Eigen an des internatio- 
nalen Rechtsſubjektes zuerfennt”, 
ift grundfägli zu beſtreiten. 
Ahnlich wie Liebe Hatte ſchon 
früher ©. Meyer, ſ. Lebrb. (3) 
S. 7 NR. 15, den Begriff des Staa⸗ 
tes beftimmt. Bgl. ferner Zelli- 
net, Staatenverb. 36 ff., der Aus- 


das idende erklärt (dazu 
2aband I, 62 und Gareis, 
Allg. SIR. S. 80); Rofin 25ff., 
ber unter Belämpfung von 
Jellinek, die Begriffäbeftim- 
mung von dem „nationalen 
Zweck“ der „Bolldgemeinjchaft” 
gegenüber dem „örtlichen Zweck“ 
er Gemeinde ab üngig macht 

im 


Arhiv f. öff. R 
ff. 
1884, 469 ff., 475 ff.; Gierke 


9); d egen mit größter Ent⸗ 
——* für die Souveräne⸗ 


übung aus „eigenem Recht“ für 
Entfche ı \ 


.|die Eigenart 


tät als Begriffamoment bes Staa- 
tes: 


Gierke, Recht d. Genoſſenſch. 
.11; Gerber, Grundz. 
22. ; Bake 1ff. 10. 14; 
Gareis, Ag StR. 31. ©. 
Meyer, Lehrb. (8) S. 4ff. lehnt 
die Souveränetät ald Begriffs⸗ 
merkmal ab. Laband I, 53 f.: 
„bie juriftifche Berjönlichkeit des 
Staates befteht darin, daß der 
Staat eigene (1. Aufl.: felbftän: 
dige) Herrſchaftsrechte behufs 
Durchführung ſeiner Aufgaben 
und Pflichten und einen ſelb⸗ 
ftändigen Herrſcherwillen bat”, 
ſ. die weitere Entwidelung dieſes 
Gedankens unter Ablehnung der 
Souveränetät als eines Effen- 
tiale des Staatähegriffes S. 61 ff. 
Vorzüglich jekt Hänel, StR. 

. 15, bei. S. 113: „die ftaat- 
lie Herrſchaft ift im Vergleich 
mit jeder anderen Willensmacht 
oder Herrſchaft eine bödfte 
Herrſchaft. — Mit dem allen 
ift die Souveränetät des 
Staates das Unterſcheidungs⸗ 
merkmal, welches ihm im Ber- 
leiche mit jeder anderen gefell- 
hafiticen Drganifationsform, 
insbeſondere aber im Vergleich 


;| mit jedem anderen forporativen 


Berbande HR und welches 

eines Weſens 
ausmacht”, ferner $. 16, bei. 
© 110° über Rofin u. Jel—⸗ 
inet. 
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veränetät fehlt, ift ein Staat nicht vorhanden. Noch nidt: 
fo bei dem „balbfouveränen” Fürftentum Bulgarien, mie 
e3 der Berliner Vertrag vom 13. Yuli 1878 aufrichtete 
(ebenfo bis zum Berliner Vertrag Serbien und Rumänien); 
nicht mehr: fo Karthago nad) dem zweiten punifchen Kriege, 
Polen nah den polnifcheruffiihden Verträgen von 1793. 
Souveränetät iſt höchſte Gewalt:® weder tft 
e3 begrifflih möglid, daß über ver fouveränen 
Gewalt eine andere höhere Gewalt ftehe, denn 
in dieſem Falle ift eben Die letztere die fouve- 
räne Gemwalt;? nod ift es begrifflih möglid, 
daß die Souveränetät geteilt werde,!! denn 
in diefem Falle wäre eben feine hödfte Ge- 
walt vorhanden, fondern man könnte nur von zwei 
hohen Gewalten ſprechen, zwifchen denen Kollifionen mög- 
lich wären, ohne daß eine definitiv entſcheidende Rechts⸗ 
inftanz gegeben mwäre.!! — Gouveränetät ift ein einheit- 


8 Dies drüdt der alte Sak 
aus: „independance de qui que 
ce soit except& Dieu et le bon 
. In der Roſinſchen Er- 
„ausſchließliche Be⸗ 

eigenen Wil⸗ 

kein anderer 
Gedanke enthalten. Vgl. La⸗ 
band I, 67. 

9 Die hiftorifch merkwürbdigfte, 
logiſch haarſcharfe Beſtimmung 
bed Souveranetätsbegriffes, ſo⸗ 
wie eine ganz richtige Polemik 
egen die berühmte „Bmei- 
chwerterlehre“ des Sachſenſpie⸗ 
gels findet ſich in der Bulle 
Bonifacius’ . U 
Sanctam (c. 1. de major. et 

Born, Staatsrecht I. 2. Aufl. 


obed. in Extr. comm. I 8 
„oportet autem gladium esse 
sub gladio: ergo etc.. 2on 
Gregor VII. bis Bonifacius VII. 
bezw. Johann XXII. war bie 
Kirche die fouveräne Gewalt; |. 
die Begründung bei Zorn, 
Lehrb. d. Kirchen-R. 88. 8, 10. 

o Sareis 31; Bale 2355 
vor allem Bufendorf: „unum 
per se ac indivisum“. 

11 So die Zweifchwerterlehre 
des Sachſenſpiegels für das Ver⸗ 
hamis von Staat und Kirche. 

it allem Recht bemerkt dage⸗ 

Bonifacius VIII: „nonne 


en 
nam duo principia ponere nitun- 


tur“? (Du Puy, histoire du 
5 
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licher Begriff: es giebt feinen Unterſchied zwiſchen völfer- 
vechtlicher und ſtaatsrechtlicher Souveränetät.!? Won den 
thatfächlihen Machtverhältnifien ift der Souveränetäts- 
begriff vollkommen unabhängig.!® 

Wohl aber ift eine Beſchränkung der Souveränetät 
möglich:1* jeder vertragsmäßige Zufammenfhluß mehrerer 
fouveräner Staaten zu gemeinfamer Ausübung einzelner 
Souveränetätärechte ift eine Beſchränkung der Souveränetät. 
Durch die erfolgte Beſchränkung wird die für den Staat 
begrifflich notwendige Einheit der Souveränetät nicht alte- 
viert, denn die etwa eingerichtete Gentralbehörbe ift nicht 
Drgan einer felbftänvigen höheren Staatögewalt, ſondern 
nur eine gemeinfame Behörde der beteiligten einzelnen 
Staaten ſelbſt. Zwiſchen mehreren ſelbſtändigen Staaten 
fann eine Beſchränkung der Souveränetät nur dur Ber- 
trag von Staat zu Staat feitgeftellt werben; ein folder 
Vertrag kann fi immer nur auf die Ausübung und 


differend etc. p. 65.) Vgl. auch 
bie vortreffliche Ünterfugung bei 
Gierke IH, 515, bei. 

12 ©. hierüber aud ie gute 
Ausführung von Liebe 12; 
Hänel StR.I, 118. 

18 Brie, Theorie d. Staaten- 
verb. 9 ff., anerlennt es als 
„Vernunftforderung, daß dem 
Staate in jeder Beziehung, und 
nur dem Staate, Souveränetät 
zukomme“, aber „nicht ſelten iſt 
aus geſchichtlichen Gründen im 
Widerſpruch mit der Staats⸗ 
idee die Souveränetät eines kon⸗ 
kreten Staates durch Unterord⸗ 
nung unter die Gewalt eines 
anderen Staates aufgehoben oder 
verkümmert worden.“ Dieſe 


letztere Wahrheit wird kaum je— 
mand beſtreiten. Wie es aber 
möglich ſein ſoll, etwas in der 
„Staatsidee“ Liegendes „ſelbſt 
vom idealen Standpuntt“ aus 
nach einer Richtung „verneinend 
zu beantworten“, iſt mir nicht 
begreiflich. Auf dieſem logiſch 
unmöglichen Fundament beruht 
die ganze Brieſche Unter- 
ſuchung. 


14 Das leugnet 
S. 67 mit Unrecht 
eis, All em. StR. ſ. aud 
Rofin ; Brie a. a. O. 21 1f. 
Beihränkung iſt aber m t, wie 
Mejer, Einl. (2) ©. 25, jetzt 
annimmt, gleich —5 


Laband 
gen Gar⸗ 
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wird ſich in der Negel nur auf einzelne Souveränetäts- 
rechte beziehen. 

Man bat bis auf die neuefte Zeit ziemlich allgemein 
den Begriff des Bundesftantes, nad) dem Vorgange von 
MWait,!® auf der Bafis der „geteilten Souveräne- 
tät” Lonftruieren zu Tönnen geglaubt. Demgegenüber 
bat in verdienftliher Weife Seydel!’ auf den abfoluten 
logiſchen Widerſpruch zwiſchen dem allgemein anerfannten 
Souveränetätsbegriff und zwiſchen dem durch Waitz herr- 
ſchend gewordenen Bundesſtaatsbegriff mit aller Schärfe 
bingewiefen. Seitvem Hänel!E und Laband!? in ihren 
hervorragenden Arbeiten über deutſches Staatsrecht gleich- 
falls die Waitzz ſche Bundesſtaatstheorie für unhaltbar er- 


15 Kieler Monatsfchrift 1858, 
94-530 


4 . 

16 fiber die Gefchichte diefer 
Theorie, indbefondere über Lu—⸗ 
bolf Hugo und Tocquenville 
ſ. d. lehrreiche Darftellung von 
Brie, Der Bundesftaat (1874) 
Dal. auch Borel 104 ff.; La- 
band I, 58 ff. 

3 für Staatswiſſenſch. 
1872, 185256 und refapitu- 
fiertt Kommentar XI—XVl. 
Die Abhandlung Seydels war 
für die Wiſſenſchaft des Staats- 
rechtes in ihrem Eritifchen Teile 
epochemachend. Sie ift neuer- 
dings, mit Recht volllommen 
unverändert, abgebrudt in Ab- 
gend Ingen (189), S. 1—121. 

ag un von Trieps: Das 
Deutiche Reich und die Bundes- 
ftaaten (1890), verſucht gti" 
falls den Nachweis der Nicht- 





fouveränetät des Reiches zu er- 
bringen. Sn Hirths Ann. 
1876, ©. 641 ff. verfudt Sey- 
del, hinſichtlich des Bundes- 
ftaat8begriffes mit Laband und 
Hänel abzurechnen und gelangt 
dabei neuerdings zu dem Facıt 
der Unbhaltbarfeit jene® Be—⸗ 
griffed. Einzelne Einwendun- 
gen Seydels gegen die beiden 
genannten Schriftiteller finb be- 
rechtigt, Die pofitiven Ausfüh- 
rungen jenes Auffates aber be- 
ruhen auf dem Grundirrtum, 
daß eine Staatenverbindung, die 
nit Staatenbund tft, Einbeit3- 
ftaat fein müffe, was eine durd- 
aus unhaltbare Behauptung fub- 
jeftiver Willkür ift. 


18 Studien I 8.3; SIR. I 
88. 30, 31. 
19 StR. I, 56 ff. 
5* 
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Härt haben, dürfte dDiefelbe, nachdem fie mehrere Jahrzehnte 
hindurch die Wiſſenſchaft des deutjchen Staatsrecht3 be= 
herrſcht bat, verdienterweife zu den Toten gelegt fein.?° 

Wenn aber Seydel in vollitändiger Anlehnung am 
Salhoun?! überhaupt den Bundesftaatsbegriff für un- 
haltbar erklärt, jo fhüttet er das Kind mit dem Babe aus. 

Allerdings wird die ſtaatsrechtliche Konftruftion im 
legten Enbe immer zu der Alternative: Staat oder nicht 
Staat gedrängt. Aber der Begriff Bundesftaat ift unent- 
behrlih und hat feine volllommene logiſche Berechtigung 
in der wiſſenſchaftlichen Notwendigkeit, eine beſtimmte Form 
der Staatenverbindung gegenüber dem einfachen Einheits⸗ 
ftante zu charakterifieren. Dagegen gereicht alle meitere 
Unterfheidung von zufammengefegten Staatöformen doch 
nur zur Verwirrung: bei Perjonalunion handelt es ſich 
überhaupt nicht um einen zuſammengeſetzten, fondern um 
zwei völlig getrennte Staaten; Realunion ift garfein ju- 
riftifch präcifierbarer Begriff; Reich ebenfowenig; Staaten- 
ftaat ift Bundesſtaat; Allianz tft Staatenbund.?? 


20 In der Litteratur bes | Über 


Reichsſtaatsrechtes iſt Die Waitz⸗ 
ſche Theorie nur noch ver- 
treten durch v. Mohl 37 („un- 
zweifelhaft eine geteilte Sou- 
veränetät‘) und Wefterfamp 
32; letzterer Schriftiteller 
iebt ©. 72 „dem dringenden 

unſche Ausdruck, daß die Be⸗ 
ruhrungspunkte zwiſchen dem 
Reich und den Staaten thunlichſt 
vermindert werden!" Die rich⸗ 
tigen Defhte untte bei Hau- 
fer, bie erfaffun bes Deut- 
ſchen Reichs 88.9 —12; Held 19. 


die Bunbesftaatätheorie 
von Gareid und Dahn |. 
unten R. 53. 

21 Über die wiſſenſchaftlichen 
Kämpfe inder norbameril. Union 
IL Hänel StR. I, 196 f. 


2 ©, jekt die wertvolle Mono- 
grapbie von Jellinel, Staa⸗ 
tenverbindungen; ferner Brie, 
Theorie der Staatenverbindun- 

en (1886); ©. Meyer, Lehrb. 

) ©. 27ff.; v. Juraſchek, 

erfonalunion u. NRealunion; 
Mejer, Ein. (2) 8. 10; Gar- 
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Die beiden Begriffe Bundesftaatund Staa- 
tenbund aber unterfheiden ſich dadurch, daß 
erfterer ein Staat ift, letterer nidt;? daß 
erfterer eine einbeitlihe Perſönlichkeit, letz— 
terer ein Berein mehrerer felbftändiger 
Staatsperſönlichkeiten iſt;“ daß bei erfterem 
die Souveränetät in der Gentralgewalt, bei 
legterem in den Einzelftaaten rubt; daß die 
rehtlihe Bafis der Berbindung bei erfterem 
nur Gefeß, bei le&terem nur Bertrag fein 
fann;?5 daß erſterer ein Rechtsſubjekt, legterer 
nur ein Rechtsverhältnis ıft,?% 27 daß lebterer 


eis, Allg. StR. 101 ff. Die|terifiert und darin bad unter- 


anregenden Unterſuchungen über 
bie „Theorie" der Staatenver- 
bindungen haben gewiß bie 
Wiſſenſchaft mannigfach geför- 
dert; aber fie beweilen doch 
fämtlih m. E., daß eine allge 
meine Theorie der Staatenver- 
bindungen nur einen bödjft un- 
fiheren Boden hat, und daß die 
Erledigung der fchwebenben 
Streitfragen nur von dem fidhe- 
ren Boden des pofitiven Rechtes 
der einzelnen Staatenverbindun- 
gen aus gewonnen werden kann. 

3 Brie, Staatenverb. 883: 
‚in dem Mangel des Staatö- 
charakters liegt das ſpezifiſche 
Unterſcheidungsmoment de 
Staatenbundg vom Bundes⸗ 
ſtaate“. 

2A. A. in dieſem Punkt 
Bake 36 ff., der den Staaten- 
bund als felbftändige Perfön- 
lichkeit des Völkerrechts charak⸗ 


ſcheidende Begriffsmerkmal ſieht. 
Gareis 115 giebt dem Staa⸗ 
tenbund eine „relative” Perſön⸗ 
lichkeit, Trieps 20 bezeichnet 
ihn als „obligatorifhe® Ver⸗ 
bältnis“. Wie Bale aud 
Schulze 8. 4; Gierfe bei 
Schmoller VII, 1157; vgl. aud 
unten N. 29. 

35 Darüber, daß „die inneren 
Rechtsverhältniſſe ded Staates” 
„ihrer Natur nad” dem Bertrag 
als der „Übereinftimmung meh- 
rerer an ſich ſelbſtändiger Wil⸗ 
len“ entzogen find, vortrefflich 
Hänel, Stud. I, 38. 

Meier, Einl. (1) 8. 4: 


& | „erhebt fi die Gentralbehörbe 


(beffer Sentralgewalt) zu wahrer 
Souveränetät und bleiben dem⸗ 
gemäß die verbündeten Staaten 
nur no in den zur centralen 
Sphäre nicht gehörigen Punkten 
felbjtändig, während fie im 
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eine Anzablawarverbundener, aber fouveräner 
Staatögewalten, erfterer eine einheitlide, 
aber föderativorganifierte fouveräne Staats— 
gewalt darftellt.2® 

Der Staatenbund entfteht und befteht, indem die ein- 
zelnen Mitglieder ihre Souveränetät behalten, aber in Aus- 
übung berfelben fih durch Staatsvertrag gegenfeitig an 
beftimmt formulierte Beichräntungen binden. Für den 
Staatenbund gelten alle Konjequenzen des Vertragsbegriffes, 
und daran vermag auch der Umftand nichts zu ändern, 
daß der Bund als „ewiger“ oder „unauflöglicher” abge- 
ſchloſſen wird. Nichterfüllung bezw. Verletzung der ver- 
tragemäßig übernommenen Bundespflidten feitend eines 
Bundesgliedes würde prinzipiell alle anderen zur Löfung 
des Verhältniſſes bereditigen; und wenn auch diefe Even- 
tualität vertragsmäßig ausgeſchloſſen und für derartige 
Streitigkeiten eine richterliche Inſtanz zur Entſcheidung 
eingejegt fein Tann, fo beruht doch eine von dieſer Inſtanz 
gefällte Entfcheidung im Grunde immer auf Vertrag, und 
die Unterwerfung unter den Richterſpruch ift nur ver- 
tragsmäßige Pfliht und nad den für Verträge gel- 


übrigen der Gentralgewalt als | trag; Dagegen G. Meyer, 
einer eigentlichen Obrigleit un- Lebrb. (3) 293. 
terworfen find, fo geftaltet ſich Jellinek, Staatenverb. 
der Staatenbund zum Staaten- | 197: „für alle Geftaltungen, die 
ftaat” (der nah Mejer identiſch der Staatenbund annehmen 
ie mit Bundesſtaat). Vgl. aud kann, giebt ed nur einen feften 
aband I, 57; Meier, Einl. Punkt: den der Souveränetät 
(2) S. 26°. der Bundesglieder”; vgl. aud 
21 Sehr zutreffend verwendet | die ſchöne, auf umtfaflenden 
bier Zaband I, $. 7 die privat- rechts hiſtoriſchen Grundlagen 
rehtlihe Analogie: juriftifche | rubende Darftelung von Hä⸗ 
Berfion— Statut, Societät —Zer- | nel I, 198 ff. 
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tenden Regeln zu beurteilen, demnach in letter Inſtanz 
Dod immer an ber Trage des Lebensinterefied des fouverän 
gebliebenen Stantöwefens zu prüfen. Der Bund ift fo- 
mit fein ftaatsrehtlides Gemeinwesen, fein 
Herrfhaftsfubjelt,2% er Hat keine Staats— 
gewalt, fondern nur einzelne zur Ausübung 
namens des Auftraggebersdelegierte Hoheit3- 
rechte, er unterfheidet ſich begrifflih nicht 
von der Allianz. 

Anders beim Bundesſtaate. Seine Entftehung aus bis⸗ 
her fouveränen Staaten wird in der Regel aud auf dem 
Wege des Vertrages erfolgen: begrifflid notwendig ift Dies 
indes nicht. Der Staatsvertrag aber hat bier nicht den 
Inhalt, daß die Kontrahenten fich gegenfeitig in Ausübung 
der Souveränetät befchränfen, fondern vielmehr: daß bie 
einzelnen Kontrahenten auf ihre bisherige 
Souveränetät zu Gunften einer zu konſtituie— 


renden Gentralgemwalt 


29 Daß er ein foldhes fei, be= 
Baupten Hänel, Stud. I, 40 ff. 
und Meyer, ſtaatsrechtl. Erört. 
14 und Lehrb. 8. 13; Brie bei 
Grünhut XI, 127 ff. Staaten- 
verb. 83 ffe; Gareis, Allg. 
SR. 8. 42, ſowie die oben 
N. 24 citierten Schriftiteller. 
Mit Unrecht, denn wenn, wor- 
auf man fich beruft, die „Feft- 
ftelung der Gefee" durd die 
Bundedorgane erfolgt, die „ver- 
bindliche Einführung” aber durch 
bie Eingelftanten, mad man zu⸗ 
giebt (Meyer 22), fo befteht 


eben ein Herrfhaftsfubjelt| 


verzihten, jedoch fo, 


über den Einzelftaaten nicht, 
denn Herrfhaft hat nur das⸗ 
jenige Subjekt, welches den Be⸗ 
fehl der „verbindlichen Einfüh- 
rung“ giebt. Richtig Laband 
I, 8, 80. Spt Jellinek, 
Staatenverb. 178; Seydel, 
Abhandl. 118 ff.; Bake 48, 78, 
111; ſ. die Note 26. 

20 Man kann ſomit Staaten⸗ 
bund und Allianz nicht „ver⸗ 
wechſeln“, was Meyer Laband 
vorwirft, denn für beide Rechts⸗ 
verhältniſſe gelten begrifflich 
ganz die nämlichen Merkmale. 
So jetzt auch Laband I, 521. 
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Daß fie einen großen Teil der Souveränetäts— 
rechte zurüdbehalten, d. i. zur Ausübung zu— 
rüdempfangen. Im Staatenbund befhränten 
fid die Einzelftaaten vertragsmäßig in Aus— 
übung der Souveränetät zu Gunſten der Cen- 
tralgemalt; im Bundesſtaat befhräntt fi 
Die Centralgemwalt gefeglih in Ausübung der 
Souveränetät zu Gunften der Einzelftaaten. 
Im Bundesftaat gebt die Einzelfouveränetät 
als folde unter und eriftiert ftaatsredtlid 
nur mehr als Beftandteil der in der Gentral- 
gewalt rubenden Gefamtfouveränetät.?! So— 
bald der Verzicht auf die Einzelfouveränetät durch Auf- 
richtung der Gentralgewalt praftifh geworden ift, iſt bie 
etwa vorher eingegangene vertraggmäßige, auf jenen Ber: 
zicht gerichtete Verpflichtung erfüllt, der Vertrag eriftiert 
nur mehr biftorifh, hat aber feinen aktuellen juriftifchen 
Inhalt mehr; juriftiih kommt von da ab nur mehr das 
von ber Gentralgewalt gegebene Geſetz (im weitelten Sinne 
des Worte) in Betracht. Der Einzelftaat ift wie jeder 
einzelne Staatsangehörige Unterthan der Gentralgewalt: er 
hat dem Gefeh zu gehorchen; für die Form der Rechtſetzung 
unter Öleichberedtigten, den Bertrag, ift zwiſchen Gentral- 
gewalt und Einzelftaat im Bundesftaat prinzipiell fein 
Raum mehr.3?.93 Es kann folglih im Bundesſtaat von 


1 Ebenfo Laband I, 54;| 28 Nach ver herrfchenden Lehre 
Hänel StR. I, 202. fol das unterfheidende Merk⸗ 
82 Daß in diefer Beziehung | mal zwiſchen Bundesftaat und 
in unjerem Reichsſtaatsrecht id Staatenbund darin liegen, daß 
einige Anomalieen finden, wird | die Centralgewalt im letzteren 
in $. 5 zu erörtern fein. nur über Staaten, im erfteren 
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Erfüllung oder Verlegung der Verträge, Austritt aus dem 


über die einzelnen Staats ang e⸗ 
börigen herrſcht (vgl. 3. 3. 
Meyer, Erört. 13, Grundz. 6ff., 
Lehrb. (3) S. 31; über die Ge- 
nefiö und Verbreitung viefer 
Lehre ſ. Hänel, Stud. I, 40). 
In entgegengefehter Weiſe führt 
Laband I, 70 aus, daß gerade 
im Bundesftaat die „Staaten“ 
„dad direkte unmittelbare Ob⸗ 
jeft der in der Reichsgewalt 
enthaltenen Herrſchaftsrechte“ 
nd. (Zn der 2. Aufl. S. 55 f., 
3 ff. iſt dieſe Anficht zwar feft- 
gehalten, aber modifiziert, indem 
ausgeführt ift, daß die Reichs⸗ 
geſetze auch die Staatdangehöri- 
en bireft verpflichten, jedoch 
ei Died Feine „unmittelbare 
Unterordnung der Bevölkerung 
unter die Reichögewalt in ber 
Art, daß die einzelnen Indivi⸗ 
duen auf den ber Neimägeiet- 
gebung unterftellten teten 
von dem Einzelftaat emanzipiert 
feien“.) Beides ift m. €. nicht 
richtig. Die Staatsangehörigen 
find im Bundesftaat fo gut 
direktes unmittelbares Dbjelt“ 
der Reichdgewalt als die Staa⸗ 
ten. Sobald das Neih zur 
Durchführung feiner Aufgaben 
fih eigener Behörden bedient, 
tritt dies mit aller Klarheit 
ervor. Es Tommt aber für 
ie Begriffäbeftimmung des 
Bundesftaates überhaupt gar- 
nit auf die Art und Form der 
Wirkſamkeit der Gentralgewalt 
an (wa8 von Martig 1 als 
das „ungzmweifelhaft" Entſchei⸗ 
dende anfieht; ſ. auch Brie, 


Staatenverb. 113), ſondern einzig 
und allein auf die Entſcheidung 
der Frage: iſt die Kompetenz 
unbegrenzt oder nit? Richtig 
fagt Meyer, Lehrb. 3, daß bie 
GSliedftaaten nicht mehr fouverän 
find, wenn bie Gentralgewalt 
„Durd einen eigenen Akt“ ihre 
Kompetenz erweitern fann. Un 
richtig aber ift die Behauptung 
Grundz. 4, daß ein Bund nie 
mals jouverän fein fönne, „mag 
er in der Form bed Bundes- 
ftaate8 oder ded Staatenbundes 
auftreten, e8 fehlt ihm ftet3 ein 
notwendige8® Erfordernis der 
Souveränetät, die felbftändige 
Beftimmung der Sphäre feiner 
Thätigfeit“. Vgl. jet auch be- 
ſonders Jellinek, Staaten 
verb. 196, 298; Roſin 39. Daß 
aber die, Anteilnahme der Glied⸗ 
ſtaaten an der Centralgewalt 
als ein weſentliches Begriffs⸗ 
moment des Bundesſtaates“ zu 
betrachten fei (Laband 1,57 N.), 
babe ih nicht nur nicht geleug- 
net, wie Zaband gegen “. 
einwendet, fondern dies i 

die unbedingt notwendige 
Borausfegung für die— 
jenige Konftruftion des 
Bundesftaants » Begriffes, 
welche in dem „föberativ 
organifierten Träger ber 
Staatsgewalt“ das ent- 
fheidende Kriterium des 
Begriffes findet (f. unten 
sub II). Welchen Sinn tönnte 
denn ein föderativ organifier- 
ter Träger der Staatsgewalt 
haben, als den der Anteilnahme 
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Bund wegen Nichterfüllung von Bertragspflichten, Auflöfung 
des Bunbesvertrages juriſtiſch Feine Rebe fein: der Ver— 
trag fann nit aufgelöft werden, denn er eri- 


ftiert überhaupt nit mehr. 


der Gliedftanten an der Central⸗ 
gemalt? Die Polemik von La» 

and gegen Borel und mid 
ift demnach gegenftanbäfos. Über 
die pofitive Laban dſche Kon⸗ 
Reuftion ſ. auch Hänel SIR. 


3 Anders natürlich nad fei- 
ner Grundanfhauung Seydel. 
Er führt aus (Abd. 59): Die 
„Bereinigung zum Bunde” fei 
ihrer Natur nad eine dauernde. 

o ein freied Austrittsrecht 
nicht ausgemacht fei, habe jeder 
vertragichließende Teil gegen 
jeden anderen einen Anſpruch 
auf Fortdauer des Bundes. 
Der Bund könne fich rechtlich 


Alle Streitig- 


Sade” fein müffe 
S. 82 endlih zieht Seydel 
dad Facit feiner Ausführung in 
den Süßen: „wird feitend einer 
Staatögewalt der Austritt aus 
dem Bunde im vorgefhhriebenen 
[ormeten Geſetzeswege erklärt, 
o iſt das Bunbesverhältnis 
ſtaatsrechtlich gelöft, jeder wei⸗ 
teren Thätigfeit der Bundes- 
organe im Staate auf ben Ge- 
biete der Gefegebung, der Ver⸗ 
waltung 2c. der Rechtsboden 
entzogen. Dabei mag der Aus- 
tritt aus dem Bunde gegenüber 
den anderen Teilnehmern einen 
nertragäbruc entbalten, aber 
das ändert ſtaatsrechtlich nichts. 


(S. 76). 


nur auflöfen, wenn alle — Vertragsbrüche auf dem Gebiete 


Glieder hierüber eini nd; 
ausdrüdlich beftimme die nur 
die deutſche Berfaffung durch 
den Ausdrud „ewig" ım Ein- 
gange. — Der Ausdrud „ewig“ 
wird nicht zu rechtlichen EHlnh- 
folgerungen benugt werden 
fonnen. Bei einem vertrags⸗ 


mäßigen Berhältnid wird —* den 


des ſog. Völkerrechts verletzen 
keine beſtehende zwingende Rechts⸗ 
ordnung”. Die weiteren Aus- 
führungen Sey dels find doch 
von dem Bewußtſein beherrſcht, 
daß die angegebenen Sätze dem 
auf einem weltgeſchichtlichen 
Entwickelungsprozeſſe beruhen⸗ 
heutigen Rechtszuſtande 


mehr die gegebene juriſtiſche Deutſchlands nicht gerecht wer⸗ 


cap fein: wenn nicht po- 
tin ander® beftimmt, hat jeder 
Einzelitaat das freie Austritts⸗ 
recht. So kommt denn aud 
weiterhin Seydel felbft zu der 
Erkenntnis: daß ein folches 
Verhältnis „nach der Lage menſch⸗ 
liher Dinge ftet3 eine unfichere 


den. So find denn die folgen- 
den Crörterungen Seydels 
eine weitreichende bedeutjame 
Konzeffion anden Bundesftaats- 
gedanken, den freilih aus lo⸗ 
gifhen Gründen ablehnen zu 
müfjen Sey del überzeugt bleibt. 
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feiten werden in inappellabler Weife von den 
geordneten höchſten Inſtanzen der centralen 
Staatsgemwalt entfhieden, die zur Durdfüh- 
rung ihrer Entfheidungen mit allen Mitteln 
ftaatsrehtlihen Zwanges ausgeftattet ift.3° 
Ob im einzelnen Falle ein Bundesftant oder ein Staa- 
tenbund gewollt jei, kann lediglich aus einer Prüfung ber 
thatfächlihen Vorgänge bezw. der darüber aufgenommenen 
Urkunden entnommen werden. Die Prüfung ift darauf zu 
richten: mo ift die Souveränetät, beim Einzelftant oder 
der Gentralgewalt? Iſt dies feftgeftellt, fo ergeben fich die 
Konfequenzen auf dem Wege Iogifcher Debuftion von felbft.3° 


DO. Das Deuffche Reid ein Bundesflaaf. 


An der Hand der sub I gegebenen Debultion haben 
wir, um den rechtlichen Charakter des Reiches feftzuftellen, 
die Frage zu entjcheiben: liegt eine vertraggmäßige Be- 
ſchränkung der einzelftaatlihen Souveränetät durch Über- 
tragung der Ausübung einzelner Hoheitsrechte an eine 
hierfür gebilbete Gentralgewalt oder liegt ein Verzicht auf 
bie einzelftaatliche Souveränetät durch Übertragung berfelben 
auf die Sentralgewalt vor ? 

Die Frage ift im legteren Sinne zu entfcheiden. 


5 Jellinek, Staatenverb. | Trieps die Gehorſamopflicht 
278 ff. Die Konftruftion von | der Einzelftaaten im Bundes⸗ 
Trieps 35 ff.: Staatenbund | flaate ab. 
fei ein obligatorifches, Bundes- | ?* Daß es auf die Art ber 
ftaat ein obligatorifch-bingliches | Kompetengverteilung nit an 
Berhältnis, —* ſoweit ich ſehe, kommen kann, führt auch zu⸗ 
nirgends Zuſtimmung gefunden; | treffend Rofin 11 f. aus; vgl. 
in Ronfequenz feiner privatredht- | ferner Zorn in $. f. d. gel. 
lihen Grundanfhauung lehnt | Staatsm. 1881, S. 298. 
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Die Souveränetät findet ihren prägnan— 
teften Ausdrud in der Setung des Redtes. 
Denn: „das Recht ift das der menſchlichen Geſellſchaft in 
allen ihren Drganifationsformen notwendige Drbnungs- 
prinzip", Die „dem Staate notwendige Erſcheinungs⸗ 
weile". 27 Wer das Recht ſetzt, ift Inhaber der 
Souveränetät. Der alte beutfche Bund hatte Feine 
Kompetenz der Rechtſetzung: er Tonnte zwar Befchlüfie 
fafien, aber was diefe Beichlüffe zum Rechte machte, Die 
Erteilung des verbindlichen, widerfpruchslofen Befehle, ge- 
ſchah durch die Gewalt der Einzelftaaten. Im heutigen 
Deutſchen Reihe wird allerdings Recht fomohl von der 
Gentralgewalt als von den 25 Einzelftanten gefekt: für 
die äußerlihe Betrachtung ſcheint es fomit, daß bier wie 
dort Souveränetät vorhanden fei. Daß dies logiſch un- 
möglich, wurde oben sub I nachgewieſen. Daß aber aud 
nach pofitiver Beitimmung der Reichsverfaſſung die Sou- 
veränetät bei ber Gentralgewalt ruht, fteht noch zum Be- 
weiſe. Kann diefer Beweis erbracht werden, fo ift damit 
zugleich nachgewiefen, daß die Gejehgebungdgemwalt ber 
Einzelftaaten ftaatsrechtlid der Geſetzgebungsgewalt des 
Reiches untergeordnet ift. 

Wäre die Kompetenz der Gentralgewalt eine einfür- 
allemal definitiv und feſt abgegrenzte, gleihfam ein eiferner 
Beitand von einzelnen der Gentralgewalt zugefchiedenen 
Materien ohne jede Möglichkeit der Sompetenzermeiterung, 
dann befäße das Weich nicht höchſte Gewalt, wäre nicht 
fouverän, wäre fein Staat, fondern ein vertragsmäßiges 


* Hänel StR. I, 110 ff., bei. 115, 128 ff. 
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Verhältnis, ein Staatenbund.?? Das war der materielle 
inhalt des f. 3. bei Beratung der norbbeutichen Bundes- 
verfafiung geftellten Antrages Zachariä, der abgelehnt 
murbe.?° Die Gefehgebungsgewalt des Reiches wäre in 
diefem Falle eine von den Einzelftaaten abgeleitete geweſen. 
Art. 4 der AB. ift zwar von fehr weitem Umfange, eri- 
ftierte aber nur dieſer Artikel, fo wäre über die obige auf 
den Staatenbund binauslaufende Debuftion nicht hinweg» 
zufommen.*° 

Daß diefe Debuftion aber für das Reichsſtaatsrecht 
nicht zutrifft, ergiebt ſich unmibderleglih aus Art. 78 der 


ss So behaupteten prinzipiell 
für das Uniondverhältnid der 
nordamerilan. Freiſtaaten bie 
Legislaturen von Birginia und 
Kentudy bei Anlaß zweier 
Unionsgeſetze i. J. 1798. &. hier⸗ 
über Hänel, Stud. I, X. 
Dies behauptete ferner bis vor 
kurzem die herrſchende Lehre 
som Bundesftaate, vgl. v. Mohl 


3 Dem Antrage Zachariä 
(Sten. Ber. I, Anl. S. 45, bar 
u &. 239 die Begründung des 

ntragftellers, ferner S. 318 
die Rede des Abg. v. Thielau) 
333 a 1 ie A adfer 
entgegengette ten. Ser. ], 
©. 30, ferner 239 ff., 315 ff.). 

ahariä beantragte, den 

rt. 2 in folgender Weiſe zu 
fatfen: „Die Bunbesgewalt wird 
dur die ihr in diefer Verfaf- 
fung zugewiefenen Kompetenzen 
beftimmt und begrenzt. ie 
im Bunde begriffenen Staaten 


behalten ihre Selbftänbigfeit, fo» 
weit fie nicht durch diefe Verfaf- 
fung beſchränkt iſt; fie Haben 
alle ftaatliden SHobeiten und 
Rechte, foweit nit der 
Bundesgewalt ausbrüdlich über» 
tragen find.” Der Abgeordnete 
Miquel dagegen beantragte, 
zwifchen Art. 4 und 5 einen Ar- 
titel folgenden Inhalts einzu- 
fhieben: „der Bund ift befugt, 
im Wege der Gefekgebung aud 
folde Einrichtungen zu treffen 
und Waßregeln anzuordnen, 
welde auf andere als die im 
Art. 4 bezeichneten Gegenftänbe 
ſich besiehen, wenn dieſe im Ge⸗ 
Tamtintereffe notwendig werben. 
Der Erlaß folcher Gefeke ift an 
die für Berfaflungsveränderun: 
gen vorgefchriebenen Formen ge- 
bunden.” ©. Hieran 90 ren in 
Tübing. 3. 1881, 30 f in 
Hirths Ann. 1884, 466 f. 


AN. Rofin 7. 
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AB Diefer Artilel Lonftituiert die Mög- 
lihleit einer unbegrenzten Erweiterung der 
Neihslompetenz auf volllommen legalem 
MWeget? „die redtlihde Unabhängigkeit der 
dem Reiche zuftehenden Willens- und Rechts— 


fpbäre von derjenigen ber Einzelftaaten” (La- 


4 Laband I, 64— 70 der 
1. Aufl. flug einen einiger- 
maßen anderen Weg zur Beant- 
mwortung der Frage nad der 
rechtlichen Natur des Reiches 
ein. Souveränetät ift nah L. 
kein begrifflide8 Merkmal des 
Staates. Das Reich fomohl als 
die Einzelftaaten find Staaten 
im Redtsfinne, denn beide Po- 
tenzen find „felbftändig”. Die 
Gründe für die Selbitändigfeit 
des Reiches werden unter vier Ge⸗ 
ſichtspunkten erörtert, den vierten 
derfelben bildet Art. 78. Ber 
trachtet man Souveränetät ale 
begrifflides Merkmal des Staa- 
tes, fo können die Einzelftaaten 
nur für den „Spradgebraudy” 
als Staaten in Betradht kommen, 
denn fouverän tft auf Grund 
von Art. 78 nur dad Neid. 
Was Laband sub 1-83 an 
Gründen für die „Selbftändig- 
feit" des Reiches anführt, ift 
eine Konjequenz ded Art. 78. 
Demgemäß bat Laband 39 
nunmehr in der 2. Aufl. ©.83 f. 
ebenfalls den Art. 78 für „ent- 
fcheidend” erflärt. Vgl. Bake 

Hänel SIR. I, 220 f.: 
„Die Bejahung oder Berneinung 
der Frage nad) der Kompetenz- 


Kompetenz entfcheidet in letter 
SInftanz, ob der Bunbesftaat und 
bier da8 Reich eine mit dem 
Staate gleihartige Natur an 
fih trägt oder nit"; ferner 
773 ff. Genau ebenfo wie unfere 
RV. eidgen. BB. 118 — 128. 
Union%®. a. V. Anders Ro- 
fin 7, der aud ohne Art. 78 
Abſ. I nah Art. 2 u. 4 bie 
Souveränetät der Einzelftaaten 
verneint. Auch Brie, Staaten- 
verb. 104, erflärt die Kompetenz« 
Kompetenz für ein „begrifiliche 
Erfordernis” des Bundesitaats. 
43 A. A. Seydel24; Wefter- 
Lamp 29; Die er, Erört. 64ff., 
Lehrb. 8. 1 ſämtliche mit 
Berufung auf bie in den Ein- 
gangsmorten gegebene Zweckbe⸗ 
immung, „bie vertragsmäßigen 
Grundlagen“ des Reiches und 
feiner Berfaffung. Außer jenen 
„Zweden" rechnet Meyer noch 
zu den „vertraggmäßigen“ 
Grundlagen: 1. die Eriftenz der 
Ginzelftaaten, 2. das Beſtehen 
eines Bunbesverhältniffes. Über 
die Eingangdworte |. vo. $. 3 
. VII; über die „Exiſtenz der 
inzelftaaten” und das „Be- 
ftehen eines Bundesverhältnifies“ 
unten $. 5, ID. 
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band I, 64). „In der Rechtsmacht aber des Staates 
über feine Kompetenz liegt die oberfte Bebingung der 
Selbftgenugfamleit, der Kernpunft der Souveränetät” 
(Hänel). Auf volllommen Iegalem Wege bat das Reich 
duch Art. 78 demnach die Möglichkeit, außer den im 
Art. 4 bereit? ausbrüdlich feiner Kompetenz überwiejenen 
Materien auch jede andere den Einzelitaaten zu entziehen, ** 
und bekanntlich iſt von diefer Kompetenz auch bereits in 
recht erheblichem Umfange Gebrauch gemacht worden. Die 
ganze Frage der „Kompetenz⸗Kompetenz“, welche anfangs 
im Parlament und in der Litteratur*5 fo lebhaft umftritten 
murbe, ift heute längft Feine Frage mehr. Die Kompe- 
tenz des Reiches ift eine völlig ungebundene, 
fie ift auch niht gebunden durch die „vertrags— 
mäßigen Grundlagen der Reihsverfaffung”, 
weil die Reihöverfaffung im juriſtiſchen 
Sinne feine „vertragSmäßigen Grundlagen" 
bat, und die Eingangsmorte zur Berfaffung 
lediglih „enuntiativ” find. Auf Grund des 
Art. 78 bat das Reich den „eigenen” Willen, jederzeit 
felbft mit bindender Rechtskraft für die Einzelftaaten über 
feine Kompetenz zu entfcheiben; „einmal ins Leben gerufen, 
befteht der Organismus des Geſamtſtaates durch fich felbft 


48 Nach der eibgenöffifchen und —5 a en le ſ. in el 
norbamerilanifhen Bundesver- ; auch 
faffung befteht in biefer Rich⸗ Brie, —— 14 ff. 
tung ein bemerkenswerter, wenn MA. A. ©. Meyer, Lehrb. 
auch immerhin nur quantitativer S. 4. 

Unterfchted von unferem Reihd-| *° Die Litteratur ift zuſammen⸗ 
secht, indem über Verfaffungs- | geftellt bei Meyer, ſtaatsrechtl. 
änderungen die Einzelftaaten als | Erört. 749. 
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und beherrſcht damit unter Negierung jeder anderen Sou⸗ 
veränetät von feinem Willen aus den der Einzelftanten.” *6 
Vom rein formal juriftifhen Standpunft aus — politifche 
Möglichkeiten oder Unmöglichleiten find hier nicht zu er- 
örtern — ergiebt fih demnach: Artilel 78 konſti— 
tuiert als oberfte, als fouveräne Macht im 
Reiche die Centralgewalt, da durch jenen Ar- 
tikel der legteren virtuell Die juriftifde Mög- 
lichleit gegeben ift, auf vollkommen legalem 
Wege die einzelftaatlide Gefetgebung in je- 
der Richtung an fich zu ziehen. „Es ift eine un- 
abweisbare Konfequenz aus Artikel 78, daß die gefamte 
Nechtsfphäre der Einzelftaaten zur Dispofition des ver- 
faffungsmäßig erklärten Willens des Reiches fteht” (La: 
band I, 70)... „Wie das Reich voller Herr, fo ift es 
auch in durchgreifender, den Rechtsſchutz der Cinzeljtaaten 
in befonderen formen und Inftanzen nicht bindender Weife 
ausfchließlicher Richter über feine Kompetenz.” *? 

Die notwendige juriftifche Konſequenz aber, die fi 
bieraus ergiebt, ift die: daß Die den Einzelftaaten 
verbliebene Rechtsſphäre ftaatsrehtlih als 
eine vom Rei abgeleitete zu betradten 1ft.°° 


“Nofin 6; Bake 178. werbung bed Prinzipes iſt RV. 
bf. 2: Ibundeung der 
urch 


taaten den Bund nur „gewiſſe gewiſſer Vorausſetzungen. 
ranife" übertragen haben.  Hänel SIR. I, 792 ff.; 
4 Die „ReichShoheit” ift fo-|Zorn in Tüb. 3. f. d. gef. 

mit gewiß „ein Prinzip”, was | Staatsw., 1882, ©. 305 ff. 

Held 55 grundlos leugnet. 50 Übereinft. Mejer, Einl. 
48 Eine draftiihe Spezialan- |(2) S. 24: „Da dem Begriffe 
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„Iſt es Die mwejentlichfte, alles übrige bedingende Aufgabe 


bed zufammengefekten Staates 
emäß bie Gliedftantögemwalten 
in ihrem Berhältniffe zur Ober⸗ 
gemalt Untertbanen find, To 

ann die relative Selb— 
ftändigfeit, welde fie be- 
ſitzen, Ha nur auf 
Einräumung ſeitens der 
Dbergewalt begründet 
werden” (anders freilich S.28). 
Dagegen Brie, Staatenverb. 
101 ff. 108, ebenfo Iehnt La⸗ 
band dies ab und fagt, die 
Einzelftaaten hätten ihre Kom- 
petenz „kraft eignen Rechtes, 
nicht durch Übertragung vom 
Reich’. Hiftorifch gewiß, aber 
nit nad) dem pofitiv geltenden 
Staatsrecht. Wenn Laband TI, 
714 fagt: die Einzelftaaten hät⸗ 
ten „ihre Souveränetät auf die 
Geſamtheit übertragen”, fo 
Ionnten fie ihre Landeshoheit 
nit „aurüdbehalten”, fondern 
nur zurüdempfangen, denn in 
der Souveränetät liegt notwen- 

ig bie Landeshohei 
behauptet Laband, das „eigene 
Net”, die „eigene Herrſchafts⸗ 
fphäre” der Einzelftaaten, aber: 
„allerdings ift eine Einfchrän- 
tung hinzuzufügen. Das Reich 
bat nämlich nad Art. 78 ideell 
eine unbegrenzte Kompetenz; 
es Tann die verfafiunggmäßig 
feftgeftellte Grenze zwifchen ſei⸗ 
ner Machtſphäre und der Macht⸗ 
fphäre der Einzelftaaten in der 
Form der Berfaflungsänderung 
einfeitig, d. 5. ohne Zuftim- 
mung der einzelnen Dtie Baden 
verändern; es Tann alio den 

Born, Staatsrecht I. 2. Aufl. 


©. 102 | 20 


Gliedftaaten die ihnen verblie- 
benen Hoheitsrechte entziehen. 
In einem gewiſſen Sinne kann 
man daher jagen, daß die Ein- 
telttanten ihre  obrigfeitlichen 

ehte nur durch die Duls 
dung des Reiches, nur 
precario befigen, daß ideell 
das Reich die ftaatliche Gewalt 
in voller Integrität befite, und 
daß die Einzelftaaten auch die⸗ 
jenigen Rechte, auf welche fi 
die Kompetenz des Reiches nicht 
erfiredt, ebenfo wie Diejenigen, 
welche ihnen das Reich innerbafg 
jeiner Kompetenz zumweift, nur 
durch den Willen bes Reiches 
aben.* Übereinftimmenb mit 
em Tert Tezner bei Grünhut 
3 XXI, 218; ferner Bake 
1, 1685 Borel a. a. D.; 
S$ellinel, Staatenverb. 46, 
272, 307, f. bef. den Ausſpruch 
Abraham Lincolns bei Jel⸗ 
Line? 2813; anders aber jetzt 
Jellinek, Gefek u. Verordn. 

ri v Pr Mit 
roßer e wendet erner 

änel StR. I, 799, gegen die 
im Terte vertretene nt auung 
und findet in berfelben eine 
„vollfommene Verkehrung des 
Rechts- und Thatbeftanded der 
Gründungsakte“. Ebenfo ſchon 
vorher S. 254, 8201 unter Be⸗ 
rufung auf R.Verf. Art. 2 und 
Bayer. Schlußprot. Art. VL 
Darauß aber Tann nichts ger 
folgert werden. Hänel wendet 
fih ebenfo energiih gegen das 
„abgeleitete“ Recht des Reiches 
wie der Einzelftanten. Aber auf 

6 
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des Staates, das Recht zur Geltung zu bringen, fo ift im 
volllommenen Staate feine Perfon, melde ihre Kompetenz 
nicht auf die Anerfennung des Staates zurüdführen müßte 
und damit die Grenzen feiner Kompetenz bezeichnet erhielte.” 
„Unter allen Umftänden fann eine wahre Autonomie für 
die dem Staate nachgeordneten juriſtiſchen Perfonen nur 
auf ftaatsfeitiger Ermädtigung oder Anerlennung beruhen“ 
(Hänel, Stw. I, 39). Dies trifft volllommen zu 
auch für das Verhältnis der Einzelftanten im und am 
Reihe. Indem man fih auf den Anhalt von 
Artilel 78 vereinigte, [huf man eine im Prin— 
zip unbegrenzte Gentralgewalt, vereinigten 
fih die Einzelftaaten nicht zu einer „Be- 
ſchränkung“ der Souveränetät auf dem Ver— 
tragsmege, fondern zu einem Verzicht auf die 
Souveränetät zu Gunften der Gentralgemwalt. 
Wenn ein Verhältnis konſtituiert wird des folgenden ftaats- 
vechtlihen Inhaltes: eine Anzahl bisher Touveräner Staaten 
vereinigen ſich zur Aufrichtung einer Gefamtftantögemalt 
und legen diefer letzteren die rechtliche Fähigkeit bei, auf 
dem Wege legaler Kompetenzerweiterung ſich unbegrenzt 
auszudehnen, fo iſt es ein Sprach und Denffebler, von 
„Beſchränkung“ der Souveränetät zu fprechen, mo prinzipiell 


einer Seite muß doch das Recht | denn ſolches fei für eine Berfon 
ein abgeleitetes fein, jonft gebt | „jedes Recht, deſſen Subjelt fie 
der Begriff der Souveränetät, | ift”. Beftimmt man das „eigene 
den niemand fchärfer faßt als | Recht” in dieſer Weife, fo ift 
Hänel, unretibar verloren. | die Folgerung ebenfo richtig ala 
Ebenio gegen die Anficht bed | wertlod. Vgl. auch G. Meyer, 
Textes Rofin 16: die Einzel- | Lehrb. 361. 

ftaaten hätten „eigenes Recht”, 
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ein Verzicht vorliegt. °! Hätte man diefe ftaatsrechtliche 
Konfequenz nicht gewollt, fo durfte man ben Artikel 78 
nicht concebieren, wie dies Bayern auch wollte? Nach 
der Lage des pofitiven Nechtes aber tft Artikel 78 das 
Durchfchlagende Argument für die Souveränetät und Staats- 


natur des Reiches.5? 


5 Demgegenüber verfagt auch 
was Seydel, Abhandl. 38 
und meiter einwendet. „Nun 
lautet eben der Vertrag dahin, 
daß einer Dreiviertel-Mehrheit 
der Staaten die Minderheit fich 
au fügen verpflichtet In fol, 
aß alfo diefe ihre Zuftimmung 
gieigiam im vornehinein giebt“, 
tiefer Mehrheitswille fei kein 
„Herrſchaftswille“ (76, 110 ff.). 
Diefer Mehrheitäwille ift aber 
GStaatswille, fomit Herrſchafts⸗ 
wille, ebenfo wie der Mehrheits⸗ 
wille im Barlament. Die „gleich- 
fam im en gegebene 
grenzenlofe Zuftimmung ift eben 
vertragsmäßiges Aufgeben ber 
Souveränetät. Eine der Sey- 
delſchen verwandte Debuftion 
iebt Trieps 47ff. Überein⸗ 

Immend mit dem Terte Bake 


es „C3 gehörte diefer Punkt 
zu den fchwierigften Fragen, die 
überhaupt in der ganzen Ber- 
handlung mit Bayern zu erlebi- 
en waren" (Staatminifter 

elbrüd im RKeichstage). 
Bayern verlangte ein Veto ge- 
en Sompetenzerweiterungen, |. 

eydel, Komm. 263 ff; ©. 
Meyer, Erdrt. 76 ff; Hänel 
StR. L 775. 


„Die rechtliche Geftaltung der Reichs- 


ss A. A. Seybel 18; nv. 
Marti 10; Riedel 5, 54. 
Rofin 6 ff. tritt zwar der De- 
duktion Über die Souveränetät 
des Reiched bei, da die Einzel- 
ftaaten durch das Reich „im. 
weiteiten Umfange beftimmbar“ 
find, folgert dieg aber aus R.- 
Berf. Art. 2,4, nicht aus Art. 78, 
da diefer nur eine „Relation“ 
enthalte, fomit nur formelle Be- 
ziehung babe. Die „Relation“ 
ıft aber gemäß Art. 78 nicht „for- 
mel”, fondern alumfaflend: in 
legterem Punkte liegt bier das 
„Zweckmoment“. it Recht 
findet auch Laband I, 714% 
dad „Wejen” der Reichägemalt 
in der „Unbefchränftheit“, in 
der „tdeellen Totalität des 


nel StR. I, 114 ff. 
Baufteine I, 529, 545, und 
Gareis, Allg. StR. 104, 107 
fuden die Schwierigkeit damit 
zu überwinden, daß fie aus⸗ 
führen: der Begriff des Bundes» 
ftaate8 berube auf der Be- 
ſchränkung der Souveräne- 
tät; fomohl Reich als Einzel- 
ftaaten hätten beichränfte Sou- 
veränetät. Diefer Verſuch, die 
große Streitfrage zu Iöfen, ift 
wohl von allender anfprecdhendfte. 
6* 
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geſetzgebung ergiebt zu ihrem Zeile und vom Standpunkt 
rechtlicher Betrahtung aus, daß das Reich die Natur des 
Staates an fi trägt." °* 

Die Sentralgewalt aber übernahm nicht die Ausübung 
der fümtlicden aus der Souveränetät fließenden Rechte und 
Pflichten: fie beließ vielmehr die Ausübung derfelben in 
weitem Umfange den Einzelftaaten; in „bewußter und ge⸗ 
wollter Selbſtbeſchränkung“ hält fie fi von einem großen 
Teile der ftaatlihen Aufgaben ganz zurüd, ſodaß in dieſer 
Beziehung die Souveränetät des Reiches einzig und allein 
darin einen ftantsrechtlihen Ausdruck gefunden hat, daß alle 
jene Materien auf Grund des Art. 78 zur Dispofition des 
Reiches ftehen. Im ftrengen Sinne des Wortes find dem⸗ 
nad die Einzelftaaten feit 1. Juli 1867 bezw. 1. Januar 
1871 feine Staaten mehr,°® meil ihnen das erfte Efientiale 
des Staatöbegriffee, die Souveränetät, fehlt. Der 


Er fcheitert aber an der logischen 


Notwendigkeit, feftzuftellen: wer |tum 


bad Subjelt der Beſchränkung 
tft. Kraft der Souveränetät 
muß dies das Reich fein: das 
Reich beſchränkt feine Souverä- 
netät zu Gunſten der Einzel- 
ftaaten ; leßtere aber haben feine 
Souveränetät, auch feine be- 
fhräntte.e Vgl. über dieſe 
Theorie Zorn in Hirths Ann., 
100 ©: 462 ff.; Hänel StR. 


‚ 204 ff. 

s Sänel SIR. I, 271; da 
in bie Erörterungen 771ff. über 
ie SKompetenz- Kompetenz; in 
den brei Bundesſtaaten, v0 
Berf. d.nordamerif. Union Art. V, 
Eidgen. B..Berf. Art. 118—123; 
f. ferner Seybdel, Abb. 38 ff. 


5 Pufendorf, syst. civita- 
8: „si sit una civitas, 
non potest plures in se civita- 
tes aliter continere, quam ut 
illae civitates esse desierint“. 
ss Hänel, Stud. I, 68 fagt: 
weber die Einzelftaaten noch ber 
Bund feien „Staat”, fondern 
die „Totalität beider". „Nicht 
der Einzelftaat, nit der Ge- 
famtftaat find Staaten fchledht- 
Bin, fie find nur nach der Weife 
von Staaten organifierte und 
handelnde politiide Gemein 
wefen. Staat fhledthin ift nur 
der Bundesſtaat als die Totali- 
tät beider.” Welcher Unterfchieb 
aber kann gest werden zwi⸗ 
fhen dem Gejamtftaat, der nicht 
Staat, und dem Bundesftaat, 
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Sprachgebrauch aber wird wie im alten, fo im neuen 
Deutſchen Reihe nachwievor die Einzelftaaten als „Staa- 
ten” bezeichnen, und angefichts der biftorifhen Reminis⸗ 
cenzen wird es ſich nicht empfehlen, vom Standpunkt bes 
Staatsrechtes hiergegen zu eifern,’T fondern es wird lebig- 
lich Aufgabe des letteren fein, das hier obwaltende Ber- 
hältnis zwifchen Sprachgebrauch und Rechtsbegriff in das 
richtige Licht zu ftellen. Die Frage bat gewiß die aller 


der Staat fein fol? Richtig 
Hänel 66: „der Gefamtftaat 
tft nicht etwa vom Bundesttaat 
Verſchiedenes, fondern der Bun⸗ 
besftant felbf.” Sehr gut 
Bake 171 ff. u. def. jegt Hä- 
nel StR. I, 801 ff. f. aud 
Seydel, Abb. 104 ff. 

5” Bol. Laband I, 61 (die 
Territorien“ bes alten Reiches). 
Über den Sprachgebrauch Bale 
170; Rofin 321; Zorn in 
Hirths Ann. 1884, 468. Aus⸗ 

ezeihnet und völlig erfchöpfend 
ine StR. 1, : „Der 
Sade nad) ift die Bezeihnung 
des Einzelſtaats ald Staat eine 
Erweiterung des Begriffes, die 
gerabe das an erfter und oberfter 

tele entſcheidende Merkmal 
eliminiert, welches das charak⸗ 
teriftifche Weſen der Erſcheinung, 
für Die der Begriff gebildet 
wurde, audmadt: die Souverä- 
netät. Der Sade nah bat 
nad) einer nur kurzen, 60jähri- 
gen Übergangszeit eine hiſto⸗ 
riſche Rückbildung der politifchen 
Gliederungen de3 deutichen Bol- 
kes ftattgefunden. Wie die deut⸗ 
{hen Territorien, mit Ausnahme 


derjenigen, die Reichsausland 
waren, nur in allmähblider 
2oderung des Reichsverbandes 
und ſchließlich nur durch einen 
revolutionären Aft der Seceſſion 
u fouveränen Staaten geworden 
fm, fo ift ihre Rechtsſtellung 
urd die Erneuerung des beuts- 
fhen Reiches, wenn auch um⸗ 
ebildet im Sinne bed modernen 

taates, zurüdgeführt auf das, 
worauf fie Biftorifch allein einen 
Anfprud haben, auf Landes⸗ 
hoheit.“ Gegen die Auffaffung 
des Textes bei. Brie, Staa- 
tenverb. 96 ff., deſſen Ausfüh- 
rungen auf dem m. ©. unmög- 
lihen Gedanken beruben, da 
im Bunbesftant ſowohl der 
Bund als die Simelitasten bie 
„Univerfalität des Staatszwecks“ 
haben und deshalb Staaten find. 
Ebenfo unhaltbar ift m. €. der 
weitere Grundgedanke der 
Briefen Konftruftion von der 
„Subfidiarität des Bundes 
ſtaatszwecks“, den Brie ſowohl 
in der Reichs⸗, ald der eibgen. 
und Unionsverfaffung finden 
mil. 
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größte grundfätliche Bedeutung. Aber das muß doch ent- 
ſchieden betont werden, daß der ganze, mit fo ftarfen 
Morten geführte Streit ein Streit um eine afabemifche 
Doktorfrage ift, die jeglichen praftifchen Intereſſes erman⸗ 
gelt, jobald man den Einzelftaaten die Souveränetät ab- 
fpridt. Mit diefem Sate wird der Streit zum leeren 
Wortftreit. 

Die wichtigften Konfequenzen aus dem sub I allge- 
mein, sub II fpeziell für das Reich feſtgeſtellten Bundes⸗ 
ſtaatsbegriff ſind folgende: 

1. „Reichsrecht bricht Landesrecht“: bei Widerſpruch 
zwiſchen dem von der Centralgewalt geſetzten Recht jeden 
Grades und dem von den Einzelſtaaten geſetzten geht das 
erftere unbedingt vor (ſ. dazu unten 8. 15).68 

2. Die Centralgewalt ſteht ſowohl den Einzelſtaaten 
ala den ſämtlichen Staatsangehörigen herrſchend gegen- 
über: 59 fie bedarf für ihre Rechtsſätze keiner Vermittelung 
der Einzelftaaten,? Tann jebod mit Durchführung derfelben 
die letzteren jederzeit und in jebem Umfange betrauen.®! 


58 Riedel Fe ou del 36;|f. die fchöng 1 uaführung bei 
Hänel SI. NY Hänel StR. I, 270 f. 


ru Sehr —8* Riedel 5; 
bo Beifiete für die Unter» 











Hänel, Stub. I, 46 und bei 
thanenfchaft der Gliebftaaten Hirth, Ann. 1874, 84 ff. SIR. 


gegenüber dem Reich bei 2a-|I, 267 f. Daß es „wefentlih“ 
band 1, 78f. Bol. auch Hä⸗ für den Begriff des Bundes- 
nel SIR. I, 267 ff. über bie |ftaates fei, dat die Central» 


Souveränetät und Unmittelbar 
feit der Reichdgefehgebung. 


60 Über den großen, in diefer 
„Unmittelbarleit“ der Bundes⸗ 
sejets gebung liegenden und zu⸗ 
urd) die nordamerif. Juris» 
Sribens entwidelten Gedanken 


gemalt fih der Gliebftaaten 
um Zwecke der Erreichung ber 
Hanttichen Aufgaben bebiene 
(2Zaband I, 78), fan garnicht 
zugegeben werben. ©. «us v. 
Martitz in 8. f. Staat“ 
—— 121, S. —* Hä: 
nel StR. I, 268. 
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3. In denjenigen Materien, melde die Gentralgemwalt 
zu ihrer Sphäre gezogen, huben die Einzelftaaten prinzipiell 
feine Kompetenz der Rechtsſetzung,e? außer ſoweit denfelben 
eine folde ausdrücklich durch die Gentralgemalt zugemiefen 
wurde (f. unten $. 15). 

Man Tann fih fomit allerdings darüber feiner Täu- 
fchung hingeben, daß in Bezug auf den Kernpunkt des 
Staatsbegriffes, Die Souveränetät, ein grundjäglicher Unter- 
ſchied zwifhen Bundesftaat und Einheitsftant nicht beiteht. 
Und aud darin fann der grundſätzliche Unterfhied nicht 
liegen, daß die Gentralgewalt nicht die Totalität ber 
Staatdaufgaben übernimmt, fondern von einem erheblichen 
Teile derfelben „fich fernhält” zu Gunften der Einzelftaaten, 
ſodaß „hinfichtlich deſſen ihre Mediatifierung thatfächlich 
nit durchgeführt iſt“ (Xaband): denn dieſer Unterfchied 
ift immer nur quantitativ und wird beherrſcht von der 
virtuellen Omnipotenz des Reiches. 

Der grundfägliche Unterfhied Tann vielmehr nur in 
dem Träger der Staatögewalt gefunden werden.“s Hier 
ergiebt fi) eine fundamentale Berfchiedenheit zwiſchen Ein- 
heitöftaat und Bundesſtaat. Indem im Bundesftaat bie 
Einzelftaaten als juriftifche Einheit den Träger der Staats- 
gewalt darftellen,°* ergiebt fich ein klarer und feiter grund⸗ 


68 Ganz ebenfo Jellinek, | Schriftfteler. Dagegen über- 
Staatenverb. 304 ff. einftimmend mit dem Tert Me- 
68 Garleine Bedeutung legen |jer, Einleit. (2) S. 23: „ein 
biefem Moment bei G. Meyer, | Staatenftaat, deſſen Obergemwalt 
Schulze, Jellinel, Roſin, dem durd die Gefamtheit feiner 
Gierfe: f. Brie, Staatenverb. | Gliedftantägewalten formierten 
S. 981, Kollegium als juriftifcher Perſon 
“GG. Meyer, Lebrb. 38, zufteht, wird Bundesftaat ge- 
lehnt dies ab, ſ. N. 16 über die |nannt.” U A. Brie, Staa- 
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fätlicher Unterfchied gegenüber dem Einheitsſtaat; ergiebt 
fih zugleich eine machtvolle Rechtsſtellung der Einzelftaaten 
von ungleich größerer praftifcher Bedeutung, als welche der 
Scäulitreit über die der Souveränetät entbehrenden „Staa 
ten” zu gewinnen vermag; ergiebt fich enbli die grund- 
fäglihe Unmöglichfeit jener bevenflichen, ſowohl bei La⸗ 
band als bei Hänel fih findenden juriftifchen Erörte- 
rungen über „Eriftenz”, „Mebiattfierung”“ der Einzelftaaten, 
„Umwandlung in den Einbeitsftaat” u. dgl. (f. hierzu 
unten ©. 97 ff.). 

Auf dem Wege Rechten ift Feine Befeitigung der 
„Eriftenz“ der Einzelitaaten, feine „Ummandlung in den 
Einheitsſtaat“ möglich.*® 


OL Der Cräger der Somveräneläf. 
Inhaber der Souveränetät ift die ideale Perfönlichkeit 


tenverb. 128: „die Frage nad) | veränetätsbegriffes juriſtiſch un⸗ 
der Bildung bes Träger® der | haltbar aus den sub III darzu⸗ 


untralgemalt bat daher für das 

Meilen des Bundesftaates Feine 
maßgebende prinzipielle Bedeu⸗ 
tun 


u 

Weanel StR. 1, 776, führt 
aus, Art. 78 ergreife alles, „was 
auf Grund der beftehenden Ver⸗ | fi 
fafſung das Wefen des Bundes- 
ſtaates ausmacht, mithin den 
Beſtand des Bunbesftantes ſelbſt, 
mag man ſeine Umwandlung in 
den Einheitsſtaat oder ſeine 
Ruckbildung in den Staatenbund 
oder ſeine Auflöſung in ein un⸗ 
verbundenes Nebeneinander der 
Einzelſtaaten ins Auge fafſen“ 
— dieſe a a erung ift auch 
bei ftrengfter A ung des Sou⸗ 


legenden Gründen; aus dieſen 
ergiebt ſich auch, daß nicht — 
Hänel 205 — der Begriff des 
Bundesſtaates in allem mefent- 
lien in den des 2 Sängelftantes 
aufgelöft wird; näbert 
ſich auch nel der richtigen 
Anfiht, dab das „Wejen“ des 
Bundesftantes in der Trage der 
Drganifation ber Staatögenalt 
liege, und wenn ©. 207 bie 
nur als „ergänzend“ bezeichnet 
wird, fo fpigt ſich S. 208 alles 
— in allerdingg® m. ©. unzu- 
treffender Weile — auf das 
Kaiſertum, alſo die Organifa- 
tion, zu. 
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des Staates. Bon diefer muß die Souveränetät zur 
Ausübung an eine natürliche Perfönlichleit übertragen 
werben, welch letztere demnach als Träger der Sou- 
veränetät erſcheint. Dieſe Perſönlichkeit ift 
nach monarchiſchem Staatsrecht der Mo— 
narch,“ nach republikaniſchem das Volk. Bil 
det fih ein Bundesſtaat aus Einzelrepublilen, fo erledigt 
fih die Frage ohne jede Schwierigkeit: Träger der Sou⸗ 
veränetät ift dad Geſamtvolk.es Bildet fich aber der 
Bundesftant aus Monardieen, jo ift die Beantwortung 
der Frage nach dem Träger der Souveränetät nicht fo ein- 
fach zu löfen. Der Bundesſtaat hat in dieſem alle die 
Durch Übertragung der Souveränetät der Ginzelftanten auf 
die Gefamtheit neu gefchaffene centrale Staatsgewalt. Der 
Träger dieſer leßteren aber iſt hier weder monarchiſch im 
eigentlihen Sinne des Wortes, noch republilanifch (mas 
wendung Triepelsd für 


Us 
treffend. Der „Zräger ber de 
walt” nimmt eine „notwendige 
Stelle in der Schlußfolge“ ein, 


66 Dorzüglich. Laband l!, 86f., 
bei. jezt auch G. Meyer, An-|t 
teil der Reichdorgane an der 
—— 9 ff. 41 ff. 


Lehrb. (3) S. 12, 347. Trie- er ift ganz unentbehrlich. 
pel, —E 65 gegen die A. N. Erier 21 
Bezeichnung „Organ”: „der 


Träger der Staatögemalt ift 
überhaupt niht Organ des 
Staates im richtigen Sinne des 
Wortes, nämlich Werkzeug zur 
Ausübung fremder Gewalt.“ 
©. aber aud 5, mis Berpfl. 
bes Kaiſers 1 welcher auch 
„Träger“ und, Organ“ begriff» 
lich unterfcheibet, aber in der 
Monarchie beided im Monarchen 
Y ufammenfallen läßt; dem gegen- 
ber halte ich die obige Ein- 


6 Vortreffiih fixiert das 
monaraiiche nanıt Seydel, 
Bayr. S KB: Mayer 
in — un. 1887, 554. 
Über das Bolt ald Träger ber 
Siaatögench | . auh Frider, 

erpfl. d. Kaiſers 20 beffen 
eher in der f weizerif en 
SInftitution des Referendums 
m. E. widerlegt ſind. 


es So in der Schweiz und 
der nordamerikaniſchen Union. 
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auch behauptet wurde), ſondern pleo narch iſſch organiſiert. 
Das Deutſche Reich iſt demnach eine Pleon— 
archie:“ Träger der Souveränetät iſt die 
durch Errichtung der Centralgewalt geſchaffene 
Einheit derjenigen 25 Faktoren, welche bis 
dahin Träger der Landesſouveränetät waren, 
die „Geſamtheit der verbündeten Regierun— 
gen“, wie ſich Fürſt Bismarck auszudrücken 
pflegte 

Wie das Reich ein Staatift, dem die Einzel- 
ſtaaten unterworfen ſind, der aber nichts 
anderes iſt als eben die Einzelſtaaten, in be— 
grifflicher Einheit gedacht, ſelbſt, ſo iſt Träger 
der Reichsſouveränetät die Geſamtheit der 
früheren Träger der Landesfouveränetäten, 
oder forrefter: die juriftifhe Einheit der ver- 
bündeten Staatsoberhäupter.”! 


Meyer, Grundz.65 fpriht|teres an. Bgl. Jellinek, 


nit unzutreffend von einer 
„tonftitutionellen Ariftofratie”. 
Auch Gareis 38 hat Wort und 
Gedanten der „PBleonardie“ 
übernommen ; vgl. auch die zu- 
treffenden Bemerkungen von 
Brie, Staatenverb. 126 ff. 


70 Laband I, 57; v. Mar- 
titz 44; Meyer, Lehrb. 8. 120, 
Grund. 60, Erört. 43. Die 
Differenz ift nur: ob als jus 
riftifhe Perfon oder als Socie- 
tät; Laband nimmt mit Recht 
erftereg, v. Martigund Meyer 


in Konſequenz ihres vertrags- |haupt, als 
mäßigen Ausgangspunftes letz⸗ 


Staatenverb. 284 ff. 


1 Daß neben ven 22 Mon« 
—5 3 ,„Völker“ Beſtandteil 
dieſer Einheit ſind, iſt zwar eine 
Anomalie, alteriert aber die 
Konſtruktion keineswegs. Un⸗ 
richtig iſt es aber in jedem Falle, 
die „Senate” der freien Städte 
als Mitträger der Souveränetät, 
als Staat8oberhäupter nad) Ana⸗ 
Iogie des Monarchen aufzufaflen, 
ein Irrtum, der fi auch im 
Eingang der Rordbeutfchen Bun- 
beäverfafjung findet; Staattober- 

räger der Souve⸗ 
ränetät, Tann in der Republil 
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Nichts iſt zweifellojer, als daß das Reich feine „Ein- 
herrſchaft“ ift, wie v. Mohl annimmt; der Kaiſer ift nicht 
Träger der Reichsfouderänetät, fondern als König von 
Preußen Mitträger derfelben, als Kaifer Organ derfelben. 
Sowenig die Staatsform des Reiches eine monardifche 
ift, ſowenig ift fie aber andererſeits eine republifanifche 
mit einem erblichen Präfidenten. 

In diefem Sinn alſo: ala Mitträger der Reichs— 
fouveränetät, als Beftandteile derjenigen juriftifchen 
Perfon, welde die Neichsfouveränetät trägt, find Die 
bisherigen Träger der einzelftaatliden Sou- 
veränetät auch nah Aufrihtung des Reiches 
fouverän geblieben.”? Die Souveränetät ift materiell 


— —— — — 


beoriiltic nur das Volk fein. 


herren find und müffen fein 
Die Anomalie der drei Repu- 


nah Reichsſtaatsrecht ebenfo 


bliken verſchwindet dadurch, daß 
in dem die Souveränetät prak⸗ 
tiſch darſtellenden Organ des 
Reiches, dem Bundesrat, alle 
Mitträger der Souveränetät 
durch Stellvertreter thätig wer⸗ 
ben. „. dortrefflich Zaband J, 


57,88 ff. 

78 Übereinſt. Laband I, 98%. 
Diefer Sag muß Grund» und 
Edftein auch des Reichsſtaats⸗ 
rechtes fein. Demgegenüber ift 
es eine ſtaatsrechtliche Unmög⸗ 
lichkeit, daß — Hänel I, 322 — 
dem Aufſichtsrechte des Reiches 
erade die Landesherren unter- 
Bent, und daß dies Recht „Re 
ation der Souveränetät der 

nzelftaaten ſchlechthin, auch in 
ihren oberften Organen, den 
andesberren“ fei. Die Landes⸗ 


unverantwortlih ald nad Lan 
desſtaatsrecht; verantwortlich 
fönnen nur die Organe, bie 
Minifter, fein. Hänel kommt 
zu jenem ungebeuerliden Sate 
nur, weil er, obne jede Grund- 
lage im pofitiven Recht, vermit⸗ 
telft einer ganz Fünftlichen De- 
dultion aus den Cingan Smworten 
de® Art. 4 Die ebauptung 
aufftelt: es ſei verfaflungs- 
widrig, wenn das Reih in 
feiner Kompetenziphäre die Auf- 
ficht direft gegen die Organe ber 
Einzelftaaten geltend made. 
Bortrefflih beleudtet Brod- 
baus 100 ff., die militärische 
„Chef’-Stelung der Landes- 
berren (RB. Art. 66 Abſ. 1) 
von dem Geſichtspunkte der per- 
fünliden Souveränetät aus. 
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einheitlih und unteilbar: ihre perſönliche Beziehung aber 
Tann fehr wohl eine mehrfache fein, fo beim Boll in ber 
Republik, bei Mitregenten in einem einfachen Staate, bei 
den Zandesfouveränen im Bunbesitaate.’® 

Der Gedanke eines „Fürftenhaufes” tft fomit für einen 
aus Monarchieen zufammengefetten Bundesſtaat prinzipiell 
durchaus richtig. Glücklicher aber ift jedenfall die Idee 
unfere® Bundeörates.”* Gegen das „Fürftenhaus“ beftehen 
zwei Bedenken: einmal die Schwierigkeit, in einem foldden 
den drei Republifen die richtige Stätte anzumeifen, fodann 
der Umftand, daß ein kollegiales Beraten und Beſchließen 
der Souveräne felbft mit den höchſten Schwierigkeiten, ja 
wohl Gefahren verbunden wäre. 

Man bat demgemäß vorgezogen, die Inſtitution des 
Bundesrates zu fchaffen Der Bundesrat ift der 
Repräfentant derjenigen Korporation des 
Öffentlihden Rechtes, welde Träger der Reichs— 
fouveränetät iſt. Die Divergenz ber republilanifchen 
und der monardifchen Staatsform löft fi im Bundesrat 
harmoniſch auf: wie das Voll, fo beftellen fi aud die 
Monarchen Repräfentanten zur Ausübung ihrer Souveräne- 
tät. Die notwendige und bier ſchon hervorzuhebende Kon⸗ 
fequenz dieſer ſtaatsrechtlichen Baſis des Bundesrates if: 
daß die Mitglieder desfelben Feinerlei Selbftändigleit haben, 
fondern überhaupt nur nad Maßgabe des Willens der zu 


"= Schulze StR. 8. 81;| 74 Daß Stahl ber Pater 
Rofin 40 erllärt bie rgani⸗ dieſer Shee, bemerlt v. Nartig 
fation ber er ewalt al3|50*. Bgl. dort aud die in« 
für Den Bear unbdesftaat | terefjante Reminiäcenz an einen 
gleiggültig. Gbe un —— Antrag v. Bismarck im Er- 

taatenverb. 284 furter Parlament. 
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Repräfentierenden, wie er in der Inſtruktion enthalten ift, 
thätig werden Fönnen.”® 

Es erhebt ſich noch die Frage: kann überhaupt, bezw. 
wie, kann der Träger der Reichsſouveränetät ſich ändern? 

Die Einzelftaaten als Subftrat der Reichsgewalt find 
in demjenigen rechtlichen und faltifhen Stande voraus⸗ 
geſetzt, in welchem fie fih am 1. Juli 1867 bezw. 1. Ja⸗ 
nuar 1871 befanden.”® Die 25 ftaatlihen Individuali⸗ 
täten, die die Art. 1 und 6 der RV. aufzählen, bilden 
die faltifche Unterlage der Reichsgewalt, find die „Mit- 
glieder de3 Bundes“, find nicht nur „hiftorifch-politifche”, 
fondern rechtlihe Individualitäten. Jede Beränderung 
einer diefer 25 ſtaatlichen Individualitäten bildet fomit an 
fih eine Veränderung derjenigen faltifchen Vorausfegungen, 
auf welchen das Reich ruht.” Eine Veränderung kann in 


75 Im übrigen vgl. unten 8.6, 
16 Anderer Anfiht ift La⸗ 
band I, 122, er nennt den 
„Sprachgebrauch“ bes Art. 1, der 
von „Staaten“ ſpricht, einen 


tretenden Beränderungen aner- 
fennen und ift rechtlich verpflich- 
tet, die dementſprechenden „Re 
gulierungen” feiner Drganifa- 
tion daraufhin vorzunehmen. 





„offenbar intorrelten”. Der Ar⸗ 
titel beziehe fih nur auf das 
Bundesgebiet. Andererſeits 
bemerkt Hänel StR. I, 348 
richtig zu Art. 1: „daß der Be- 


fand der einzelnen aufgezäblten | das 


Staaten als eine verfaffungs- 
mäßige Rotwendigfeit anerkannt 
int”; ſ. def. auch die Note 1. 
benfo Laband I, 128 über 


Art. 6 und, ihm folgend, Me- 
ier, Einl. 
7 Hänel StR. I, 349 debu⸗ 


ciert: das Reich hat jenen Rechts⸗ 
beftand übernommen, muß alfo 
die auf Grund desfelben ein- 


Dagegen Rechtsjfäge diefer Art, 
die nad nslebentreten des 
Gefamtftaates erft erlafien wer- 
den follen, bebürfen der vor- 
berigen „Regulierung“ durch 


eich. 
18 Dad Neih würde nad 
Laband I, 124 nicht aufhören, 
ein Bundesſtaat zu fein, wenn 
es flatt aus 25 aus 24 oder 
18 Staaten beftehben würde. Ge 
wiß: Aber ed würde aufhören, 
diefer Bundesſtaat zu fein. 
al Hänel StR. I, 344: Weg- 
fall oder Hinzutritt „berührt 
notwendig die Zufammenfeung 
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zweifacher Art vor fi gehen: einmal fo, daß dadurch eine 
wirkliche Alterierung der betreffenden einzelftaatlihen Indi⸗ 
vidualität erfolgt, oder fo, Daß die einzelftaatlihe Indivi⸗ 
dualität als foldhe unberührt bleibt. Erfterer Fall würde 
vorliegen bei vollftändigem Wegfall eines bisherigen oder 
bei Hingutritt eined neuen Bundesgliedes: Wegfall 
eines bisherigen Bundesgliedes ift nit mög- 
lich durd freiwilligen Austritt; ebenfomwenig 
durch Ausfhluß feitens der übrigen Bundes— 
glieder.” Beides märe Rechtsbruch und ift durch die 
Natur des Reiches als eines Staates unbedingt auöge- 
fchloffen (f. oben I u. ID). Wohl aber kann der Wegfall 
eines Bundesgliebes in vollftändig legaler Weife gedacht 
werden durch Verzicht eines Bundesgliedes dur feine 
fompetenten Faltoren auf feine ftaatliche Individualität.*o 


bed Bundesrates und das 
Stimmgewidt aller Staaten. 
Und fo ift aud bier der Be 
ftand der einzelnen aufgezählten 
Bundesmitglieder ald eine ver- 
fofiungdmäßige 


mit einem anderen lm 
in Realunion tritt, fo erlöſchen 
dadurd von felbft feine Stim- 
men." Woher hat Seydel das 
Recht zu dieſer —* ar 
Behauptung? Aus der Berfaf- 
anerfannt.” Au fung zweifellos nit. Aber auch 
des Derjafiungägeiehes aber |eine Konſequenz allgemeiner 
ält Hänel jede Anderung ftantärechtlicher Prinzipien ift 
ür rechtlich möglih. Nach La-|der obige Sat nicht: eine Ber- 
band I, 184 befteht für das einigung zweier Einzelſtaaten 


Ratımenbinteit 
dem Wege 


Reich „in der Regel gar Fein 
rechtliches Intereſſe, ob ein 
Stück des Bundesgebietes zu 
dieſem oder jenem Einzelſtaat 
 itig M Grund 
ihtig Meyer, Grundz. 

66; Zaband I, 181. 
so Seydel 98 meint: „wenn 
ein Bundesmitglied dadurch aus⸗ 
ſcheidet, daß ſein (sich) Staat 


zu einem (dad fol doch wohl 
„Realunion“ heißen) ift vielmehr 
im Rahmen des geltenden 
Reichsrechts garnicht möglich, 
owenig als eine "Kufnabme: 
er füddeutfchen Staaten in den 
Norbdeutfhen Bund juriftifch 
möglich war. Auch Thudichum 
61 Hält „Realunion” für zu- 
läffig ohne Zuſtimmung der 
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Gegen folden Berzicht könnte ſtaatsrechtlich nichts ein- 
gewendet werben. Darin läge aber der Wegfall eines Gliedes 
der Bundesfette, eined Teiles desjenigen faktiſchen Sub⸗ 
ftrates, auf welchem der deutfche Staat begründet wurde 
und fortwährend beruht. Solcher Wegfall müßte in logi- 
fher Konſequenz ala faktiſche Löſung des bisher beftan- 
denen Bundes aufgefaßt werden, und es bebürfte fomit in 
diefem alle eines neuen Willendaftes der Bundesglieder 
zur Erneuerung bezw. Modififation des faktiſch gelöften 
Berhältnifies.! In welcher Form dieſer Willensaft fi) 
vollzöge, wäre allerdings gleichgültig, wenn nur das mate- 
rielle Erfordernis der Übereinftimmung der Bundesglieber 
gewahrt bliebe. Der Gefetgebung durch Mehr— 
hbeitsbefhluß aber find derartige Verände— 
rungen der Staatsgewalt des Reiches ent- 
z0gen.®®? 

Analog Tiegt die Sade, wenn es fih um Aufnahme 
eines neuen Gliedes handelt. Auch durch eine folche würden 
die faftifhen Vorausſetzungen der Reichsgewalt verändert. 
Zutritt eines neuen Bundesgliedes ift Grün- 


Gentralgewalt, während er jie 
bezüglich bundesfrembder Staaten 
ausfchließt; nah Riedel 76 ift 
Realunion mit einem bundes⸗ 
fremden Staat unftatthaft, da⸗ 
gegen LE die Frage bezüglich 
zweier Bunbesgliever „Tontro- 
vers’. Mit Seydel ftimmt im 
Refultat au Laband I, 129% 
überein, vgl. Dagegen aber auch 
v. Marti in 3. f. Staatsw. 
32, 558 


bı Darauf fommt aud die 


Debultion bei v. Martik 9 
binaus. Meyer, GErört. 66 
fordert nur 1. einen Akt der 
Reiſchs gewalt, 2. Zuftimmung 
des betr. Staates. 

AU. die ſämtlichen Schrift- 
fteller, insbeſondere Laband 
u. Hänel, je a.a.D. Laband 
I, 121 erflärt, die RB. verbiete 
nirgends, daß mehrere Staaten 
fih vereinigen und nennt die 
andere Anſicht eine „fonderbare 
Behauptung”. 
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dung einer neuen Staatögewalt.?? Ein folder 
müßte demnach völferrechtlich vorbereitet werben durch einen 
Staatsvertrag zwiſchen dem Reich und dem neu aufzu- 
nehmenden Staat, durch welchen die Kontrahenten in einen 
neu zu bildenden Staat eintreten zu wollen fich verpflichten. 
Beim „Eintritt" der ſüddeutſchen Staaten in den Norb- 
deutſchen Bund ift dieſe Frage bereit3 praktiſch geworben ; 
die damaligen Vorgänge hätten fi) zu wiederholen bei 
jedem neuen „Eintritte”.%* Da aber jeber derartige „Ein- 
tritt” eine Veränderung der Staatögewalt des Neiches 
darftellen würde, ift aud bier Übereinftimmung aller 
Bundesglieber, die bisher diefe Staatägewalt bildeten, er- 
forderlih und Geſetzgebung durch Mebrheitsbefchluß aus- 
geſchloſſen, da die Reichsverfaſſung eine der nordamerila⸗ 
nifhen Berfafiungsbeitimmung über die Aufnahme ver 
„Territorien“ entfprechende Generalflaufel nicht enthält. 
Ausfterben einer regierenden Dynaftie ift für das Reich 
an fich irrelevant: die Erbfolge regelt fi nach) dem Landes⸗ 
ſtaatsrecht, obne daß reichgrechtliche Normen hierüber be- 
fländen. Würde ein folder Fall nah dem beim Inkraft⸗ 
treten der AB. in Geltung geftandenen, fomit durch die⸗ 
felben garantierten Partikularſtaatsrecht zur Vereinigung bes 
betreffenden Staates mit einem anderen Gliebftaate führen, 


88 VBgl. die gebankenreiche Ab-| ** v. Martig 9 wiſchen 
handlung von Fricker, vom den Fontrahenten der undes⸗ 
Staatsgebiet, in Tübinger Uni⸗ verfalung” und dem neu auf- 
verfitätäfchriften 1867, deren innejmen Stadt; aud 
guinteflenz der Sat ift: „eine Mehl ds Erört. 67, und v. 

nderung, des Staat? ebieted | M 
ir gaine Anderung bed Staates 
elb 
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fo läge eine Änderung der faktiſchen Unterlage des Reiches 
zwar nicht bezüglich des Territorialbeftandes vor, aber für 
dad Reich müßten die bisherigen Staatsindividualitäten 
doch als getrennt betrachtet werben, bis unter Überein- 
fiimmung ſämtlicher Bunvesglieder die etwa gebotene „Re⸗ 
gulierung” ber Reichöverfaflung erfolgt wäre; Gejegebung 
durch Mehrheitsbeſchluß muß auch bier als unzuläffig er- 
achtet werden. Daß die Stimme de3 einen Staates ipso 
jure dem anderen zufalle Kaband I, 129 2) kann nicht 
als richtig zugegeben merben. 

Perfonalunion zwifchen zwei deutfchen Einzelftaaten iſt 
für das Reichsrecht irrelevant? Nicht minder wird bies 
nad dem pofitiv geltenden Rechte auch bezüglich der Per- 
fonalunion eines deutfchen mit einem außerdeutfchen Staate 
behauptet werden miüflen; denn Perfonalunion berührt 
überall die ftaatliche Individualität nicht.°® 

Unberührt bleibt die einzelftaatliche Individualität auch 
dann, wenn nur einzelne ober felbft alle Staatshoheitsrechte 
zur Ausübung von einem Einzelftaate des Bundes an einen 
anderen übertragen werben, wie Dies 3. B. von Waldeck an 
Preußen dur Vertrag v. 18. Juli 1867 gejchah.?? Die 
Staatsindivibualität bleibt dabei immer noch gewahrt, und 
man Tann keineswegs behaupten, daß die Staatögewalt zu 


5 Richtig Meyer, Grundz. Hänel StR. 1, 347%; Laband 
‚1241, 188. 
8 Fürft Bismard erklärte 


fende Betrachtung aber mehr poli⸗ äußerfte Grenze en, mad 


kommen zutreffend ift); 
Born, Staatsrecht I. 2. Aufl. 7 
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einem nudum jus berabgefunfen je. Da aber das Reich 
vielfah eine Thätigfeit der Einzelftanten beanſprucht, fo 
muß auch hier reichsgeſetzliche Genehmigung für Herftellung 
derartiger Verhältniſſe gefordert werben; es ift für das 
Reich nicht ohne Bedeutung, ob, der Staat A oder ber 
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Staat B namens des Reiches thätig wird.es #9 


ss A. A. Thudichum 6Lff.; 
Seydel 17, Bayr. StR. I, 640, 
die feine Mitwirkung des Reiches 
für erforderlich balten. Ebenſo 
Riedel 80: die Abtretung kann 
„nah eigenem Ermeſſen“ des 
betr. Staates erfolgen, erft nach⸗ 
ber fol die Reichsſsgewalt er- 
wägen, ob vielleicht Berfaffungs- 


lung beftimmen, wefent- 
li und einfeitig umzu— 
geftalten.” Danach erflärt er, 
und zwar ſowohl in Bezug auf 
Ausland wie im Innern des 
Reiches, für unzuläffig: 1. Ver⸗ 
ſchmelzung mit einem andern 
Staat, 2. Kumulierung der 
Stimmen durch Perfonalunion, 


änderung erforderlich fei. Nach !3. Zerlegung eined Staates in 


Zaband I, 124 ift nur die Ab- 
tretung an einen mit Refervat- 
rechten ausgeftatteten Staat un- 
zuläffig, bezw. es Tann die Ab- 
tretung nur nad) Maßgabe des 
— a Same 
e en; vgl. au äne 
Sim. 1, 349°. 

8 Im wefentlihen zum glei- 
hen Refultat Tommt jet Hänel 
SR. I, 347f.; im übrigen 
herrſcht in ber Litteratur bier 
eine große Verſchiedenheit, ja 
Verwirrung. Mit Recht formu- 
Iiert Hänel den Grundfag: 
„Die Einzelftaaten find 
nit berechtigt, durch ihre 
Rechtshandlungen die all- 
gemeinen und organiſchen 
Rechte und Pflichten der 
Mitgliedfhaft zu Ändern 
und die verfaffungsmäßi- 
gen Borausfegungen, wel- 
he diefe ihre Rechtsſtel— 


mehrere, 4. Gebietsabtretungen 
oder Xcceffionen, die ald „we- 
fentlide Umgeftaltung ihrer 
Biftorif-politiicpen Individua⸗ 
lität, mithin des verfafſungs⸗ 
mäßigen Maßftabes der Stimm- 
gewichtöverteilung im Bundes⸗ 
rat, gefhägt werden müflen“ 
(niht aber „Orenzregulierun- 
en”). Für jede Maßregel dieſer 
rt, als „in ben verfaffun = 
mäßigen Drganidmus de Rei⸗ 
des eingreifend“, fordert Hä⸗ 
nel ein Verfaffungsgefet. „Die 
Leugnung biefer Schranfen würde 
die rechtliche Libertät der Ein- 
zelftaaten begründen, durch ihre 
Beliebungen die fundamentalen 
Drganifationen des Reiches ohne 
jede Mitwirkung desfelben zu 
ändern, ja in einer legten Zu- 
fpigung Diefelben in ihrer 
Exiſtenz zu befeitigen.” In Be⸗ 
zug auf Nr. 4 ſtimme ih Hä⸗ 
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Über Elfaß-Lothringen vgl. unten Bud VI im Zu—⸗ 
fammenbange. 


IV. Das Reidjsgebief.% 


I. Die natürlichen Grundlagen des Staates find Land 9! 
und Leute. Die Souveränetät des Staates erftredit fich 
fowohl über das eritere als über die leßteren. Während 
aber die Rechtsfäge, die fih auf die Staatsangehörigen 
beziehen, gemäß ihrer fpezialgefeglichen Regelung einer ge- 
fonderten Betrachtung bedürfen, ift die Souveränetät, fo- 
fern fie fi auf das Staatägebiet bezieht, im Anfchluß an 


die vorftehenden prinzipiellen Erörterungen zu betrachten. 
Die Staatögewalt in ihrer Richtung auf das Land 


wird ala Gebietshoheit bezeichnet.9? 


Für Die Gebiets⸗ 


nel bei; für Nr. 1—3 erachte einer im Eigentum des Staates 
ih ein ‚Berfaffungögefeg“” nicht | ftehenden Sache; inſoweit ift 


für ausreichend, ba es 
immer um eine Beränberung 
der Stantögewalt bed Reiches 
bandelt, für welche Übereinftim- 
mung fämtlicder Bundesglieber 
gefordert werben muß. — Völlig 
anderd Zaband I, 122 ff. u. 


bef. 188 f 
” Laband I 88. 21—24. 
91 Dies gilt jedenfalls für die 
modernen Sulturftaaten, vgl. 
Zaband I, 182. 
9% 9. Gerber, Grundzüge 
4 22; Zaband 1, 174; Brod- 
aus in Boltenborfis R.Ler. 
‚65.749; rider, vom 
Staatsgebiet in Tübinger Uni- 
verfitätsfchriften 1867. Die Ab- 
handlung Frickers ift gerichtet 
egen die privatrechtliche Auf- 
hung des Staatögebieted als 


ich hier Fricker unbedingt beizuftim- 


men: Staatsgebiet ift „eine Be- 
eichnung für ein Moment im 

efen des Staates, feine räum- 
lihe Undurchdringlichkeit“, die 
„täumlihe Grenze des ſtaat⸗ 
lihden Willens‘. Bu weit aber 
gebt Frider, wenn er fagt, 
das Staatsgebiet habe „ledig- 
lich“ diefen Rechtscharakter, es 
fei „überhaupt keine Sache“. 
Daß das Gebiet eine Sade ift, 
kann do unmöglich geleugnet 
werden. “Darin braudt aber 
fein privatrecdhtliher Gedanke 
zu liegen; für die ftaatsrecht- 
lihe Betrachtung ift das Gebiet 
einmal „räumliche Grenze be 
Staatswillens“, „Ausſchließlich⸗ 
keit des Staates in ſeiner räum⸗ 
lichen Begrenzung”, ſodann aber 

7* 
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hoheit gelten die nämlichen Grundfähe wie für die Staats— 
gewalt überhaupt. Die Staatögewalt ergreift pofitiv das 
gefamte Staat3gebiet: quidquid est in territorio est etiam 
de territorio. Die Staatögewalt bat negativ ihre Grenzen 
an den geographifchen Grenzen des Staatsgebieted. Cine 
befonders interefjante und charakteriftiihe Ausnahme von 
dem Prinzipe der Gebietshoheit bildet das SKonfularrecht 
nach feinen beiden Richtungen: einerfeitd wird auswärtigen 
Konfuln im Deutfchen Reihe die Ausübung von Hoheits- 
rechten im Namen anderer Staaten geftattet, ambererjeits 
werden deutſche Konſuln gleicherweife in fremden Staaten 
thätig. (Vgl. unten $. 14.) 

Die Gebietöhoheit iſt nicht Eigentum im privatrect- 
lihen Sinne des Wortes, dominium, wie im mittelalter- 
lichen Feudalftaate, fondern Herrſchaft, imperium.® So 
unbefchränft wie lebtere überhaupt, iſt fpeziel auch die 
Gebietshoheit. Es wäre verfehlt, die einzelnen rechtlichen 
Konfequenzen derfelben erſchöpfend aufzählen zu wollen.?* 


Sat; eine Verfchiebenheit von 


auch notwendig Gegenftand ber 
Staatund Staatsgewalt (S.27f.) 


Herrſchaft, „Objelt” der Staats⸗ 


ewalt, und zwar nicht bloß in- 
ofern „dem Geſellſchaftswillen 
bes GStaated eine gemwifle Ein- 
wirfung auf die Wahl bes 
Raumes feiner Thätigkeit mög- 
lich ift”. „Objelt“ muß viel- 
mebr notwendig das Gebiet für 
den Staat fein derart, daß ber 
Staat, ohne Rüdfiht auf Privat- 
eigentum an Grund und Boden, 
für feine Zwede über das Ge- 
biet als „Sache“ muß verfügen 
fönnen. Der „Romabenftaat“ 
ift fein Beweis gegen biefen 


ift nicht zu konſtruieren. 

o23 Eine hochintereſſante Ent- 
widelung ftellt bier befonders 
das brandenburgifch-preußifche 
Recht dar: dispositio Achillea 
(1473), Ebilt Friedrich Wil- 
helms L über die Inalienabili⸗ 
tät der Domänen (1713), Br. 
Berf.-Urk. Art. 1, 2, 53. 

94 Dies betont Laband I, 
174 f., bef. 175° Iehr richtig, 
nur empfiehlt es fi, dann auch 
die Charalterifierung der Ge- 
bietshoheit als „Itaatsrechtliches 
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Im Bundesftaate fteht die Gebietshoheit der Centralgewalt 
zu, jedoch mit der oben für den Bundesftaat im allgemeinen 
feitgeftellten Modifikation, daß den Einzelftanten Autonomie 
und Selbftverwaltung auch bier in weitem Umfange über- 
laſſen blieb. Das Bundesgebiet ift ein einheitliches Staats⸗ 
gebiet, innerhalb defjen prinzipiell von Inland und Aus- 
land nicht die Rebe fein kann.” Für die eigene und un- 
mittelbare Verwaltung des Reiches find die Landesgrenzen 
ganz gegenſtandslos geworben, jo beſonders für die Bezirke 
der Poftverwaltung, der Armeelorpg, der Disziplinar- 
fammern.?® 

II. Der Umfang des Reichsgebietes ift circumftribiert in 
Art. 1 der RV.: „das Bundesgebiet beſteht aus den 
Staaten”, welde oben in 88. 1 und 2 genannt find. 
Dazu fommt noch das Reichsland Eljaß-Lothringen in dem 
Umfange, in welchem dasſelbe durh den Frankfurter 
Friedensvertrag an das Reich abgetreten wurde (ſ. dazu 
unten $. 19). Das Reichsland iſt dermalen noch 
kein „Staat“, ſondern Unterthanenland des Reiches: die 
Frage der Gebietshoheit wird jedoch durch dieſes anomale 
Verhältnis nicht berührt. Eine weitere Veränderung hat 


Paradigma nur Bulmerincg 
in Marquarbfen® Handb. I, II, 
S. 279 ff. angezogen werben 


Sadhenreht” zu vermeiden. 
Ebenſo betont au Hänel 
StR. I, 108, die Gebietshoheit 


fei fein Nechtsverhältnis, das 
„irgend eine Analogie des 
Sachenrechtes fordert oder dul⸗ 
det“. Ganz in verkehrten privat- 
rechtlihen Gedankenkreiſen be- 
wegt fih in der Regel bie völ- 
terrechtliche Darftellung der Lehre 
vom Staatögebiet, wofür als 


mag; ebenso unzulänglic Heff- 
ter⸗Geffken, Völfer-R. S. 147 
der 7. Aufl. 

ob Schulze, Einl. 441. A. A. 
Laband I, 185. 

% Angaben bei Laband I, 
1771 u. unten bei den einſchlä⸗ 
gigen Materien. 
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das Neichögebiet erfahren dur die Ermwerbung der Inſel 
Helgoland (G. vom 15. Dez. 1890, RGB. 207). 

Die Einzelftaaten gehören zum Reich mit dem gefamten 
Gebietäumfange, wie er am 1. Sanuar 1871 beftand ?7 
(nicht wie im deutfchen Bunde Ofterreih, Preußen, Däne- 
mark, Niederlande nur zum Teil). Beränderungen des 
Reichögebietes gegenüber dem Beſtande der Reichs-, wie der 
einzelftaatlihen Grenzen vom 1. Sanuar 1871 enthalten 
demnah immer eine Verfafiungsänderung.? In melder 
Weiſe die „Aufnahme“ eined neuen Einzelftaates in den 
Bund erfolgen fönnte, wurde oben erörtert. Cbenfo, welche 
Rechtsfolgen der Wegfall eines Einzelitantes durch Verzicht 
auf die Staatögewalt haben müßte. Als Verfaffungsände- 
rung aber würde fich rechtlich auch qualifizieren: jeder Er» 
werb von außerbeutfchem Territorium feitend eines deutſchen 
Einzelftaates ohne Veränderung der ftaatlichen Individuali⸗ 
tät; jede Veränderung der inneren Grenzen im Verhält- 
nis einzelner Bundeöglieder unter fih ohne Veränderung 
ber Staatlichen Individualität, 100 jede Abtretung von Reichs⸗ 
territorium an einen außerbeutichen Staat; 101 jede Aus- 


9 —— Seydel 31. oftuliert. Ebenfo Laband IL, 
4 Fri de vom Staats⸗ | 180 f. und die biäherige Praris, 
ie 27 u. 28, |. auch oben | weldhe einfache Bunbesrats- 
befchlüffe für enügend bielt: 
* Richtig Meyer, Grund vol Laband 1911, 1923: Ver⸗ 
68. A. N. Laband I, 184; Pr änderung ber einzelftantlichen 
auch die dort citierten Sack. Grenzen bat immer reichsrecht⸗ 
fteller. liche Kolgen: man denke nur an 
10 v. Marti 10 forbert| die Circumſkription der Reichs⸗ 
hierfür „Einmilli lümt- tagswahlfteife, an bie Berech⸗ 
alu Bundesgenoffen", % nung ber Matritularbeiträge. 
udichum 61, der garleine Zaband I, 183 hält nur 
Zuftimmung der Gentralgewalt | bei freiwilligen Adtretungen dieſe 
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ſcheidung einzelner Staatsteile aus dem Bundesverhältnis. 
Unter die Ausnahmerechte des Art. 78% können Änderungen 
der angegebenen Art nach den unten $. 5 sub D gegebenen 
Ausführungen niemals fallen. 

Die einzelftaatlichen Grenzen find auch jebt noch von 
rechtlicher Bedeutung, fomeit es fi um diejenige Sphäre 
ftaatsrechtlicher Funktionen handelt, welche den Einzelitaaten 
verblieben ift, fei eg, daß das Reich ſich mit ber betreffenden 
Materie garnicht befaßt hat, ſei es, daß es zur Durd- 
führung feiner Geſetzgebung die Einzelftaaten delegiert hat. 
Die Centralbehörden des Reiches aber find felbitverftändlich 
in ihrer Thätigfeit volllommen unabhängig von den einzel= 
ftantlihen Grenzen, ſoweit nicht etma fpezielle Normen 
hierüber anders beftimmen. Dagegen find die Reichstags⸗ 
wahlkreiſe im Widerfpruh zu RV. Art. 29 grundfählich 
nach Landesgrenzen abgeteilt worden (f. unten $. 8). 

Soweit territoriale Kompetenzgrenzen aufrecht erhalten 
wurden, haben die Organe des einen Bundesgliedes im 
Gebiete des anderen fein Recht der Thätigkeit. Jedoch iſt 
gegenfeitige Rechtshülfe ſchon durch das G. v. 21. uni 
1869 den Einzelitanten vorgefchrieben und die Spezialnormen 
hierfür getroffen worden: das GerVerfGeſ. bat in $. 131 
diefen Grundfag neuerdings prinzipiell firiert. Ebenſo ift 
gegenfeitige Zollhülfe Nechtöpflicht und auch in Gemwerbe- 
ſachen ift das Prinzip fpeziell für $. 108 der GewO. 
reichörechtlich firiert worden. o⸗ 


„Buftimmung für erforberlih, |um formale Jurisprudenz, ſon⸗ 
— bei gezwungenen. Formell dern um politiſche Notwendig⸗ 
ſtiſch wird vater Fa feit handeln. 
nicht zu begründen jein: freili 
wird es fi bier praktiſch nicht ‚a Zaband I, 208f}. 
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III. Als Ausfluß der dem Reiche zuſtehenden Gebietshoheit 
mögen folgende fpezialgefegliche Vorfchriften erwähnt werden: 

1. Der Kaifer ordnet die Dislofation der beutfchen 
Truppen an, RB. Art. 63 Abſ. 4, ausgenommen jebod) 
für Bayern, deflen beide Armeekorps im Frieden dem 
Oberbefehl des Landesherrn unterftellt find; ferner eine 
Neihe anderer Bunbeögliever nad) Maßgabe der Militär- 
Ionventionen, f. darüber unten 8. 7. 

2. Der Kaifer kann jederzeit in jevem Teile des Reichs⸗ 
gebieted die kriegsbereite Aufftellung eines Truppenteiles 
verfügen, denjelben „mobil machen”, RV. Art. 63 Abf. 4 
(f. 8. 7). 

3. Der Kaifer kann jederzeit im Reichsgebiete die An⸗ 
lage einer Feftung verfügen, RB. Art. 65; über Bayarn |. 
jedoch Schlußprot. 3. III 8. V Ne. 5., vb. mit RV. Ab- 
ſchnitt XI. Schlußſatz. 

4. Der Kaiſer hat das Recht, in jedem Teile des 
Reichsgebietes den Belagerungszuſtand zu verhängen, „wenn 
die öffentliche Sicherheit bedroht iſt“, RV. Art. 68198 (ſ. 8. 7). 

5. Das Reich kann ohne Berüdfichtigung ber Landes⸗ 
grenzen Eiſenbahnen anlegen laſſen, ſowohl zu Verteidigungs⸗ 
zwecken als auch „im Intereſſe des gemeinſamen Verkehrs“, 
ſelbſt gegen den Widerſpruch des beteiligten Einzelftaates, 
RV. Art. 41. 

6. Eine notwendige Konſequenz der Gebietshoheit des 
Reiches im Innern iſt ferner die Freizügigkeit. Alle Reichs⸗ 
angebörigen haben das Recht, an jevem Orte des Bundes- 

108 Bayern bat in diefer Be-| RB. durchführenden Spezial- 


ziehung ein Ausnahmerecht big geſetzes. 
zum Erlaß eines den Art. 68 der 
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gebietes fich jederzeit aufzuhalten 1% und können frei jebes 
Gewerbe betreiben, allerdingd im Rahmen ber durch bie 
Gewerbeordnung gezogenen Grenzen (ſ. $. 13). In Bus 
fammenbang biermit ftehen auch die Beitimmungen RV. 
Art. 54 Abf. 3 u. 4, mwonad die Seehäfen und ſämt⸗ 
liche Waſſerſtraßen im Reichögebiete allen deutfchen Kauf⸗ 
fabrtetfchiffen unter den gleichen Bedingungen offen ftehen. 

7. Wie für Perfonen, fo befteht auch für Waren inner- 
halb des Neichögebietes prinzipielle Freizügigkeit: Zölle 
Dürfen nur bei der Einfuhr fremder Waren erhoben werden 
(f. $. 30). 

8. Das sub 6 und 7 bezeichnete Prinzip der Frei- 
zügigleit kann nur von Reichswegen Einſchränkungen unter- 
worfen werden. 

a) Durch kaiſerliche Verordnung Tann für das ganze 
Reichsgebiet oder für einen Teil desjelben Paßzwang 
dann eingeführt werden, wenn die Sicherheit des 
Bundes oder die öffentliche Ordnung durch Krieg, 
innere Unruhen ober fonftige Ereigniffe als gefährdet 
ericheint (Gef. v. 12. Dit. 1867, BGB. 33 —35). 

b) Bon Reichswegen kann die ganze Grenze ober ein be- 
ftimmter Teil berfelben für die Aus- oder Einfuhr 
aus beftimmten Gründen gefperrt werben.!° Bezüg- 
ih der Sperre wegen Rinderpeft wurden die Einzel- 
ftanten durch G. v. 7. April 1869 generell delegiert, 


1% Über Ausmweifung und| einfuhrverbot, gegen den Kolo- 
Internierung vgl. unten $. 13.| radokäfer ss G. v. 26. Febr. 
106 Beiſpiele ſind: das eben⸗ 1875 135), Pferdeaus⸗ 
—— —— gegen die Phyl⸗ — ven v. 4. März 1875 
Togern gerintet .v. 11.7 Ir (RGB. 1 
1873 (RGB. 43), das Rartoffel- 
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jedoch haben fie die Pflicht, dem „Bundespräfidium” 
eintretenden Falles Anzeige zu eritatten. 

9. Das Reichögebiet ift in feiner Integrität geſchützt 
durch mehrere Beitimmungen des Reichsſtrafgeſetzbuches. 
(Hochverrat: 8. 81 3. 3 u. 4.) Die Organe des Reiches, 
fpeziell der Kaifer, genießen den ihnen gewährten jtraf- 
rechtlichen Schub in gleicher Weife im ganzen Reichögebiete; 
bezüglich der Landesherren ift eine Unterfheidung gemacht 
zwifchen dem eigenen und dem Gebiete der anderen Bundes- 
glieder (StGB. 88. 80, 94—97). 

10. Dem Auslande gegenüber ift das Reichsgebiet 
rechtlich abgefchlofien. Den Staatdangehörigen fremder 
Staaten iſt zwar das Neichögebiet offen: eine juriftifche 
Einwirkung aber auf dag Reichsgebiet Tann fremden Staa- 
ten nur vom Reiche gejtattet werden. 

Die obige Aufzählung Tann nur beifpielsweife Bedeu⸗ 
tung haben und ift grundfäßlich ohne jeven Wert. 

IV. Über die Grenzen!‘ des Reichögebietes dem 
Auslande gegenüber enthält weder die Reichsverfaſſung noch 
die Spezialgejeßgebung ausdrüdlide Vorfchriften. Die 
Spezialrechtsſätze 107 welche nad) diefer Richtung das Par—⸗ 
tifularret einzelner Staaten enthielt, find gemäß RB. 
Art. 1. als Beitandteil des Reichsſtaatsrechtes zu be= 
tradhten ;19® eine Abänderung derjenigen Landeögrenzen, 


106 Diefe Materie — bisher] 108 Befondbere Erwähnung mag 
nur in ben Lebrbüdern des |davon nur der Frankfurter 
Volkerrechts behandelt — bildet | Territorialveceß v. 20. Juli 1819 
einen notmenbigen Abſchnitt des | finden: Meyer, 20 . Juris 
Staatsrechts. Conf. Germ. l, Hier 
. 107 über Rorbfchledmig ſpeziell Pe anderes enföläeneh 

oben 
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welche zugleich Reichdgrenzen find, kann demnach nur in 
den Formen des Neichgrechtes erfolgen. Diefem Rechts⸗ 
grundfage gemäß wurde, abgefehen von der Feſtſtellung ver 
deutſch⸗ franzöſiſchen Grenze für Elfaß-Lothringen,!0% auch 
verfahren in einem Spezialfalle der Grenzregulierung an 
der badifch-fchweizerifchen Grenze.!!9 

Im übrigen gelten, foweit Spezialrechtsſätze in älteren 
oder jüngeren Staatöverträgen nicht vorhanden find, fol: 
gende allgemeine Rechtsgrundſätze, die durch internationales 
Herlommen und Praxis feite Anerlennung gefunden haben, 
auch als Beftandteile des deutſchen Reichsſtaatsrechtes: 

1. Das Küftenmeer gehört zum Staats— 
gebiet;!1! als Küftenmeer gilt der Meeresfaum an der 
Küfte bis zur Entfernung auf 3 Seemeilen von der Küfte 
vom niebrigften Waflerftand der Ebbe ab gerechnet; 

2. die fog. Haffs und Flußmündungen ge- 
bören zum Staatäögebiet, ebenfo Meeresbuchten 
bis zu 10 Seemeilen Öffnung ;'12 

3. bei fchiffbaren Grenzflüffen entjcheidet der og. 
Thalweg, d. ti. die Fahrftraße ſtromabwärts; bei nicht 
ſchiffbaren Grenzflüffen ift die Mitte ala Grenze zu be- 
trachten ; 1"® 
m Perels, internat. See⸗ 


100 S. bie einfchlägt en Staats⸗ 
verträge RGB. 1871, S. 215, recht S. 25; Heffter-Geff- 
363 ten ©. 164. as ein Staat 


1lo Bgl. den Staatövertrag d. | bier „darf“, ergiebt ſich ledig⸗ 
Reiches mit der Schweiz vom|lih aus feiner Souveränetät. 
24. Suni 1879 (RGB. 307),| Bluntſchli ©. 182. 
durch deſſen Art. 1 der badiſch⸗ 112 Perels, internat. See⸗ 
Igmeigerifie St.-B. v. 28. April|redt S. 31, 38. 

1878 „hierburch für das Deutfche 18 Miener Kongr.⸗A. Art. 4, 
Rei als rechtögiltig anerkannt 95; Heffter-Geffkens. 149°; 





wird". Bluntſchli S. 180. 
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4. bei Gebirgsrüden bildet die Waſſerſcheide, 
bei einzelnen Bergen die hödfte Spite die 
Grenze; 114 

5. bei Grenzfeen fol die Mitte entfcheiden; hin⸗ 
fihtlih des Bodenſees ift es jedoch ftreitig, ob derſelbe 
nicht im Kondominat der Uferftaaten fteht.11° 


8. 5. 
Die Eiuzelfiaaten.! 

Faßt man die Gefamtheit der ftaatlichen Lebensfunk⸗ 
tionen ind Auge, fo ift durch Aufrichtung des Reiches die 
Thätigfeit der Einzelftaaten teils eingefchränkt, teils erweitert 
worden: eingefchräntt, indem ein großer Teil der bis⸗ 
berigen Staat3aufgaben von der Gentralgewalt übernommen ; 
erweitert, indem Durch Bethätigung der Einzelitanten am 
Reiche ein neuer hochwichtiger Kreis von ftaatlihen Funk⸗ 
tionen für dieſe gefchaffen wurde, :und zwar teils in einer 
für alle Bundesglieder gleichen, teil3 in einer einzelne 
Bundesglieder beſonders bevorzugenden Weile. Dazu 
fommen dann meiter die befonderen Ausnahmsrechte zu 
Gunften einzelner Bunbesglieber. 


I. Die allgemeinen Geſichtspunkte für Jeſtſtellung der 
Rompelenz[phären. 


1. Für einen großen Teil von Staatsaufgaben tft das 
Reich in der Weife an die Stelle der Einzelftaaten 


114 Bluntioti, Böller-R. | dagegen v. Rartit in Hirths 
(3. 4.) ©. Ann. 1885, S. 278 ff. (Mittel- 
1 Blantfüli ©. 182. Über Linie), ſJ. —ãA I, 1801. 
den Bodenſee die Monographie 
von Rettich (Kondominat, | Laband I SS. 11—13. 
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getreten, daß keinerlei Thätigleit der leteren übrig geblieben 
ft (Auswärtiges, Konfularwefen, Marine). Die Gefeb- 
gebung fpricht bier von der „eigenen und unmittel- 
baren Verwaltung“ des Reiches im Gegenfah zu den- 
jenigen Angelegenheiten, für welche das Reich nur Gejeh- 
gebung, aber nicht eigene Verwaltung beanfprudt. Be- 
rehtigt zur eigenen Verwaltung wäre daß 
Reih im gefamten Umfange des Art. 4;? daß 
thbatfählich die „eigene und unmittelbare Ber- 
waltung” des Reiches einen verhältnismäßig 
geringen Umfang bat, erflärt fih nur aus 
biftorifh-politifhden Gründen. Den Gegenjat 
zur eigenen und unmittelbaren Berwaltung bildet die bloße 
Beauffichtigung, doch treten mehrfady Kombinationen beider 
Gefichtspuntte ein.® 

2. Eine zweite Gruppe ftaatlicher Aufgaben ift an das 
Reich in der Weife übergegangen, daß die Geſetzgebung 
von der Centralgewalt geübt wird, die Ausführung 
der Gefege aber den Einzelitaaten durch ihre Organe 
belafjen ift (Rechtspflege, Gewerbeweſen). Laband Hat 
dieſes Verhältnis zutreffend ala „Selbitverwaltung” 
bezeichnet. * Denn es handelt fi) bei der Selbftverwaltung 
begrifflih um ſtaatliche Funklionen, die aber der Staat 
nicht direft, fondern durch ihm untergeordnete forporative 
Verbände (Provinzen, Kreife, Gemeinden: „Sorporationen 


4 Die Ausführungen Staats» 
recht I, 94—102, gehören zu ben 
iR eften und „Nruchtbarften Par⸗ 
tieen des Werk 


2 Entgegengeſ. Anſ. Hänel 
‚028 2 9 ſ. dazu unten 


S. 1 13 — 
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des öffentlichen Rechtes”) ausüben läßt. Diefe fungieren 
alfo prinzipiell fraft vom Staate übertragenen Rechtes, 
fraft einer ftantlihen Konzeffion,; wären fie nicht mit den 
ihnen zugemiefenen Funktionen betraut, fo müßte der Staat 
diefelben felbft vollziehen, und begrifflich ftände dem nichts 
entgegen. In der Selbftverwaltung giebt der Staat gewiſſen 
ihm untergeordneten Verbänden Freiheit jelbftändiger Ver- 
waltung, jedoch fo, daß ſowohl negativ die Grenzen dieſer 
felbftändigen Verwaltung als pofitiv die Grundlinien für 
diefelbe durch die Staatsgeſetzgebung gezogen find.® 

Der To feftgeftellte Begriff der Selbitverwaltung trifft 
durhaus zu für das Verhältnis der Einzelftaaten in Hin- 
fiht derjenigen Materien, bei welchen die Gefehgebung vom 
Reiche, die Durchführung der Geſetze von den Einzelitaaten 
bethätigt wird.” — 
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5 Diefen Sat unerfchütterlich 
feier zu haben, ift das hohe 

erdienſt Gneiſts in feinen 
zahlreichen verwaltungsrecht⸗ 
lichen Schriften. Hinſichtlich des 
„Ehrenamtes“ als eines begriff⸗ 
lichen Merkmales der Selbſtver⸗ 
waltung halte ich Labands 
Ausführung gesen Gneift für 
begründet. . jekt aud bie 
guten Ausführungen von Jel- 
linet, Syſt. d. ſubj. öff. R. 
S. 262 ff., beſ. S. 274 über 


ff. 
I, 322, bef. Gneift, Rechtsſtaat 
(2) S. 41. Auf der anderen 
Seite verneint insbeſondere 


brechun 
«ID. urn 


Rofin 21ff., „daß die Gemeinde 
Vertreterin des Staates” fei. 

6 Daß dies im einzelnen in 
fehr verfchiedener Weife erfolgen 
Tann, betont richtig Zaband IT, 


Doch Tann man nicht mit 
Laband I, 104 al8 Prinzip den 
Sat aufftellen: „die Durchfüh⸗ 
rung und Handhabung der Ge- 
feße ift auf das Reich nicht über- 

egangen, folglid den Einzel- 
taaten verblieben” und Binficht- 
lih der im Text sub 1 bezeidh- 
neten Materien von einer „Durd- 
dieſes Prinzips” (a. a. 
fpreden. Diefe Be- 
Bauptung Labands ift eine 
Konfequenz feiner Anſicht: es 
fei wejentlich für den Bundes- 


Die Einzelftaaten. 8. 5. 111 


3. Für eine dritte Gruppe von Funktionen fommt das 
Neih garnicht, fondern nur die Einzelftaaten in Betracht, 
indem dieſen aud die Gefetgebung prinzipiell verblieben ift. 
Für die flantsrechtlihe Stellung der Einzelftaaten ift dabei 
im Auge zu behalten, daß bie einzelftantliche Geſetzgebung 
aud hier als aus der Gentralgewalt abgeleitet erjcheint und 
auf legalem Wege von letzterer an fich gezogen werben 
fann.® Die Grenze für diefe Kompetenzſphäre der Einzel- 
ftaaten ift teils ausdrücklich durch die Säge der Reichs⸗ 
verfafiung, teils ftillfchweigend dadurch beftimmt, daß 
orundfäglich anerlannt ift: alles was nicht direft zur Kom⸗ 
petenz des Reiches gezogen tft, tft als den Einzelitaaten 
verblieben zu betrachten. Diefes ftaatsrechtliche Verhältnis 
hat Zaband? volllommen zutreffend ald Autonomie, 
Selbftgefeggebung im Gegenfah zur Selbftverwaltung 
bezeichnet. Der prinzipielle Geſichtspunkt für die Selbit- 
verwaltung der Einzelftaaten im Reiche ift der nämliche 
wie bezüglich der Gemeinden im Staate; der prinzipielle 
Gefihtspunft für die Autonomie der Einzelftaaten im Reiche 
ift der nämliche wie bezüglich der Rechtserzeugung privater 
Korporationen: die Sphäre der Selbftverwaltung ift an 
fi ein Stüd Staatsverwaltung, die Sphäre der Autonomie 


fact, daß die Gentralgewalt | Grund⸗ und Eckſtein des ganzen 
urch das Medium der Einzel: | Syftemd unjeres Reihshante- 
ftaaten gegenüber ben Staats- rechts gemacht worden von Hä⸗ 
angehörigen x pi werde (ſ. nel in feinem Staatäredt, |. 


hierüber oben 2g auch | darüber und dagegen unten 
v. Martig in I F taats⸗ S. 113f. 
wiſſenſch. 32, Iet a, oben ©. 88 f. 


iſt dieſer Gedanke po viel ftär« 
fer entwidelt, ja geradezu zum| ° Staatörecht I, 104 f. 
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ift an fi etwas, zwar der alles beherrfchenden Souverä- 
netät des Staates Untergeordnete, aber von ihm Unab- 
bängiges, ihm Fremdes. 

Der Begriff Autonomie trifft fomit juriftifh zu für 
das Verhältnis der Einzelftaaten zum Reich bezüglich der⸗ 
jenigen Materien, von welchen das lettere ſich volllommen 
fernhält, 3. B. Schul: und Kirchenweſen. Wie Privat- 
forporationen gegenüber dem Staat, jo find in Diefer 
Sphäre die Einzelftaaten pofitiv frei in Bethätigung ihrer 
rechtserzeugenden Kompetenz und unterliegen nur wie jene 
einem prinzipiellen Oberauffichtörecht, das eine notwendige 
Konfequenz der Souveränetät ift. Da das Reich die fou- 
veräne Gewalt ift, kann es ftaatsrechtlich Teinem Zweifel 
unterliegen, daß demfelben das DOberauffichtärecht über alle 
untergeordneten Potenzen, alfo auch über die Einzelftaaten, 
zuſteht. Spezialnormen zur Durchführung diefes Prinzipes 
find bis jetzt nicht al notwendig erachtet worben.!? 

Für die Begriffsbeftimmung des Bundesſtaates find 
diefe Verhältniſſe irrelevant: weder die PVerteilung ber 
Funktionen zwiſchen Einzelftaaten und Gentralgewalt, noch 
die Art, in welcher leßtere ihre Funktionen ausübt, ins⸗ 
befondere ob und wie fie ſich der Gliedſtaaten bebient, hat 
für den Bundesftaat grundfätliche Bedeutung. Die Ent- 
widelung war in dieſer Beziehung in ben beftehenven 


1° Laband J, 102 behauptet: | Modifikation. Dies Hatte auch 
bie Einzelftaaten feien für diefen | rihtig anerfannt v. Mohl, 
Kreis es Kompetenz nicht der tr: ſtaatsrecht 75 ff., 174 ff., 
Dberau nat bes Reiches unter- | 196ff., 376. Dagegen Jellinek, 
mworfen. Dies ift faktiſch richtig, | Staatenverb. 41, gl aber 52, f. 
juriftifid aber nur mit der im auch unten sub Il. 

Tert gegebenen prinzipiellen 
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Bundesftaaten eine fehr verſchiedene. Während in der 
nordbamerifanifhen Union fi) die Gentralgewalt grund- 
ſätzlich der Bundesglieder nicht bedient, fondern fich 
eine eigene Exekutive geſchaffen hat, beruht in der Eid⸗ 
genoſſenſchaft und mehr noch im Deutſchen Reiche das 
Staatsleben des Bundesſtaates in weitem Umfange auf 
der Vollziehung des Bundes⸗-Staatswillens durch Die 
Bundesglieder. Das hat in hiſtoriſchen und thatſächlichen 
Verhaältniſſen feine volle und gute Begründung. Aber es 
ift fein ftaatörechtlider Grundfat, wie Laband und 
Hänel behaupten. In der eidgen. Bundesverfaffung ift 
fein Grundfat ausgefprochen, fondern es finden fih nur 
Einzelbeftimmungen „in bunter Mannigfaltigleit". Wenn 
in den Bewegungen d. %. 1848 für die deutfche Bundes⸗ 
verfaflung die Vollziehung durch die Einzelftaaten als 
„Prinzip“ erklärt wurde, fo ift Dies doch keinesfalls, wie 
Hänel behauptet, auch in der heutigen Reichöverfaflung 
der Fall, und es kann nicht zugegeben werden, daß aus 
jenem „Prinzipe” fih „die oberften Grundzüge ergeben, 
welche für die Geitaltung der Regierungsgewalt des Reiches 
und damit für die Charakteriftif der Bundesverhältniffe in 
Deutſchland entfcheidend find”. Hänel führt aug, man 
habe demgemäß in beftimmter Abfiht den Eingang zu 
Art. 4 dahin gefaßt, dab das Reich nur die „Beauflich- 
tigung und Geſetzgebung“ babe, um den Einzelftaaten bie 
Vollziehung zuzumweifen; das fei die „recht eigentliche Ab- 
fiht der Reichsverfaſſung“. Diefe „recht eigentliche Ab- 
ficht” ift aber nicht zu erweifen und legt in den Eingang 
des Art. 4 einen Willen des Gefegeberd, der nicht vor- 


handen war und an den Wortlaut Folgerungen fnüpft, an 
Zorn, Staatöredt 1. 2. Aufl. 8 
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die niemand date. Wollte man den mweittragenden Grund- 
Tab, den Hänel behauptet, feititellen, jo mußte die aus⸗ 
drüdlih gefchehen: aus der — überdies ja rebaftionell 
ganz unglüdlihen — Faſſung der Eingangsworte zu Art. 4 
läßt fi das große ftantsredhtliche Gebäude, dag Hänel 
aufführt,1! nicht Fonftruieren. Übrigens muß Hänel felbft 
(f. ©. 328) zugeben, daß die Abſchn. VII—XIU, alfo 
mehr als die Hälfte der gefamten Verfafjung, in Wider- 
ſpruch zu dem „verfafjungsmäßigen Grundſatz“ des Art. 4 
fteben, und daß auch fonft noch „in einer großen Reihe 
von Fällen” dem Reihe „unmittelbare Vollziehungsbefug⸗ 
nifje” überwiefen find. „Alle diefe Beitimmungen haben 
die Natur verfafjungsändernder Geſetze. Denn fie bewirken 
eine andermeite Verteilung der Regierungsrechte zwifchen 
dem Reihe und den Einzelftaaten, als fie der Grundſatz 
des Art. 4 und die befonderen Beitimmungen der Ber- 
faffung bewirkt haben.” Demgegenüber ift nur zu jagen: 
der „Grundſatz des Art. 4“ exiſtiert nit. — 


II. Die Rechte der Einzelfflaafen am Reiche. 
A. Die Mitgliedſchaftsrechte. 

Der Staatswille des Reiches bildet fih auf Grund be- 
ftimmter NRechtsvorfchriften als die Einheit des Willens der 
am Reiche beteiligten Einzelſtaaten. Das bierzu berufene 
Organ ift der Bundesrat, in welchem die jämtlichen Einzel- 


11 Bol. Hänel StR. I, 232ff. |lorum zufammengefaßt. Über 

18 Laband I, 109 f. werden die Unmöglichkeit, den Begriff 
die zur Selbftverwaltung und |der „jura singulorum“ ftaats⸗ 
Autonomie den Einzelſtaaten be⸗ art) zu verwerten, f. unten 
Iaflenen Rechte als jura singu- |S. 127 ff. 
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ftaaten ihre Vertretung haben. Maßgebend ift hierbei das 
Prinzip der Gleihberehtigung der Bundes- 
glieder, wodurch nicht ausgefchlofien ift, daß der BVer- 
fchiedenheit der thatfächlihen Machtverhältniffe entjprechende 
Rechnung getragen wurde. Qualitativ find alle Bundes- 
glieder bei der Bildung des Reichsſtaatswillens gleichberedh- 
tigt, quantitativ aber bejteht eine erhebliche Verſchiedenheit. 

Andererfeitö haben alle Einzelftaaten in gleicher Weiſe 
Anſpruch auf Erfüllung derjenigen ftaatlihen Funktionen, 
die das Neich übernommen hat. inwieweit lehteres der 
Zal, ergiebt fi) aus der Verfaſſung bezw. Spezialgefeb- 
gebung; nicht aber darf der juriftifch überhaupt irrelevante 
Eingang zur RB. Hierfür angezogen werden. Es ift un- 
zweifelhaft, daß das Intereſſe eines einzigen Einzelftantes 
ausreichender Grund für ein Thätigwerden des Reiches, 
3. B. Erridtung eines Konfulates, einer Gejanbtfchaft,'® 
ja jelbft zu einer militärifchen Aktion fein Tann. 

Den im Prinzip gleihen Rechten ftehen im Prinzip 
gleiche Pflichten gegenüber. Es kommen bier insbefondere 
die finanziellen und militäriſchen Pflihten in Betracht. 
Prägravationen einzelner Staaten müſſen als grundfäglich 
unftatthaft betrachtet werben: 14 es könnte fich bei folchen 
immer nur um freiwillige Übernahme handeln. Was die 
Milttärleiftungen angeht, fo ift die Frage der Prägra- 
vationen einzelner Bundesglieder durch dag Prinzip: „jeber 
Deutſche iſt wehrpflichtig” gegenſtandslos. Das Gleiche 


18 Speziell anerlannt in den| Laband I, 113, überein- 
Rovemberverträgen mit Bayern | ftimmend aud Hänel, Stu. I. 
(Schlußprot. XI), Baden-Heflen | 193; a. X. Löning 1514. Pal. 
(Nr. 6), Württemberg (3. 1 e). | fpeziel RB. Art. 08. 
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wäre in finanzieller Hinfiht der Fall, wenn das Reich 
feiner ftaatlihen Natur entſprechend nur eigene Einnahmen 
als finanzielle Unterlage beſäße. Die Matritularbeiträge 
aber müflen unzweifelhaft wenigſtens nad dem gleichen 
Mapftabe für ſämtliche Bundesglieder aufgelegt werben. 

BZutreffend bat Laband diefe vom Prinzip der Gleich" 
beit aller Bundesgliever beherrfhten Rechte als Mit- 
gliedſchaftsrechte bezeichnet.!° 


B. Die Borrechte. 

Bon den Mitglienfchaftärechten heben fich deutlich die- 
jenigen Rechte ab, melde nur einzelnen Bundesgliedern 
zufommen, den anderen nicht: man mag fie als Sonder⸗ 
rechte zufammenfafjen.!° Diefelben find nad ihrem inneren 
Grunde jedoch von fo verfchiedener Art, daß man einen 
“ einheitlihen Gefihtspunft für dieſelben nur in dem nega- 
tiven Momente des Unterjchiedes von den prinzipiell gleichen 
Mitglievfchaftsrechten zu Tonftatieren vermag, Poſitiv 
aber find die Sonderredte entweder Vorredte 
oder Ausnahmsredhte, je nahdem es fih um 
integrierende Beftandteile des Berfaffungs- 
organismus handelt, die nur für einzelne 
Bundesglieder ein höheres Maß von Redten 


15 Laband I, |, bei. 112. bieteriſch Berüdfichtigung für 
Ganz rein kommt das Prinzip das Serfaflungärent forderte, 
der gleichen Mitgliebfchaftärechte | Hänel StR. 1, 807. 

im eidgenöffiihen und im nord- | 16 In der Xitteratur finden 
amerikaniſchen Bundesſtaats⸗ | fih die Bezeichnungen: Sonder- 
rechte zur Geltung, da in diefen | rechte, Rejervatredhte; den Um⸗ 
Bundesftaaten die Verſchieden⸗ fang derfelben beftimmen die 
beit Hiftorifcher und thatfächlicher | ſämtlichen Schriftfteller in ver- 
Berhältnifle in den Einzelftaaten | jchiedener Weife. 

fein Moment bildete, welches ge- 
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fonftituieren, oder um Ausnahmen von der 
Reihsverfaffung, welde fomit einen Wider- 
fprud zu legterer, der möglichſt auszuſcheiden 
ift, enthalten.!T Beide Kategorieen fyftematifch zu- 
fammenzufaflen, ift innerlih unbegründet: zubem gelten für 
die Vorrechte, wie unten auszuführen fein wird, andere 
Berfafiungsnormen als für die Ausnahmsrechte. 

Der gemeinfame Gefichtspunft für die Vorrechte ift der; 
daß einzelnen Bundesgliedern infolge ihrer 
größeren faltifhen Bedeutung ein höheres 
Map von Rechten ald den anderen im Berfaj- 
fungsorganismusdes Reiches zugeteilt murde.18 
Es handelt fi aud hier nit um eine qualitative, ſon⸗ 
dern nur um eine quantitative Verſchiedenheit der den 
Bundesgliedern zuftehenden Rechte: weil Preußen größer 
als Reuß, darum hat erfteres im Bundesrat 17, letzteres 
nur eine Stimme; weil Preußen das mächtigfte Bundes- 
glied ift, darum Bat es die Präftdialvechte; weil Bayern, 
Württemberg und Sachſen bedeutender find, ala Oldenburg 
und Lippe, darum haben erftere gewiſſe ftändige Site in 
den Bundesratsausfhüfien, lebtere nicht. Der gleiche Ge- 
danfe, der dazu führte, einzelnen Bundesgliedern ein Plus 
von Stimmen im Bundesrate gegenüber anderen zu geben, 


IT Laband I, 113 deduciert, band unter die Sonderredite 
daß die Sonderrechte auf „NRicht- | fallen, zutreffen ? 
anwendung der Berfafiungs- und | 18 Dem gleihen Gedanken 
gefegmäßigen Prinzipien“ be⸗ giebt Hänel StR.L 808 Aus- 
ruhen, fie „find nicht Refleg- | drud, jedoch nur für das Kaifer- 
wirfungen der Verfafiung, fon- | tum, während er 809 die bevor- 
dern Modifikationen bertelben“. |rechtete Stellung der anderen 
Sollte diejer Gefihtspuntt für | Königreihe im Bundesrat für 
die Präfidialvechte, die nach La-| ein Reſervatrecht“ erklärt. 
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führte dazu, einzelnen Bundesglievern auch noch nach ande= 
rer Seite ein Plus von Rechten in der ordentlichen Orga⸗ 
nifation des Reiches zu geben. 

Die einzelnen Vorrechte find: 

1. Das preußifhe Erbfaifertum im Reiche; 
dieſes qualifiziert fich zweifellos als ein Vorrecht, aber es 
ift fowenig ein Ausnahmerecht, daß es vielmehr geradezu 
einen Gegenſatz zu leßteren darftellt. 

2. Das Recht am Bundesrat ift ein grund- 
fäglih gleides Mitgliedfhaftsreht aller 
Bundesglieder. Diefer Grundfag ift in Rüd- 
fihtaufPreußen, Bayern, Sadfen, Württem- 
berg, Baden, Helfen, Medlenburg- Schwerin, 
Braunfhweig dahin modifiziert, daß diefen 
Einzelftaaten eine größere Stimmenzahl im 
Bundesratezulommt; erweitert iſt dieſe Modi- 
filation no in befonderer Weife für Bayern 
(. hierüber unten $. 6). 

3. Das Recht Bayerns auf einen ftändigen Sit im 
Bunbesratsausfhuß für Landheerr und Feftungen (NP. 
Art. 8 Abf. 8). 

4. Das gleihe Recht Württemberg 1? (Milit.-Konv. 
8. 15? vgl. RV. Abſchn. XI Schlußſatz). 


19 Nach der Militärfonvention 
Art.2 bat auch Sachſen das gleiche 
Recht. Die Militärkonvention ift 
abgeiatoflen zwifhen Preußen 
und Sachſen; in der Reichs⸗ 
verfaffung ift fie nicht ſank⸗ 
weniert 2 mie f Benin. 
eine vertragsmäßige Berpflich- 
tung des Könige don Preußen, 


in feiner Eigenſchaft als Bundes⸗ 
oberhaupt einen ſächſiſchen Ver⸗ 
treter in jenen Ausſchu gu be» 
rufen. DBgl. über den Rechts⸗ 
charakter der ſächſiſchen Militär- 
fonvention Laband, der zu 
dem gleichen Refultate gelangt; 
a. A. Hänel 247. 
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5. Das Recht Bayern? auf den ftändigen Vorfik im 
Bundesratsausfchuffe für die auswärtigen Angelegenheiten 
(RB. Art. 8 Abf. 4). 

6. Das Recht Wuürttembergs auf einen Sit in dem 
sub 5 genannten Ausſchuſſe (ibid.). 

7. Das gleiche Recht Sachſens (ibid.). 

8. Das Net Bayern? auf den Vorſitz im Bundesrate 
im Falle der Verhinderung Preußens (bayr. Schlußprot. IX). 


C. Die Ausnahmerechte.“ 

Diefe Kategorie von Rechten war zwar im norbbeut- 
ſchen Bunde bereit3 vorhanden, aber nur in fehr geringem 
Umfange; erft die Aufrihtung des Reiches, die fih nur 
durh Gewährung einer Reihe von Vorbehalten (daher die 
Bezeichnung: Reſervatrechte) an die ſüddeutſchen Staaten 
bewerfftelligen ließ, erweiterte diefe Kategorie jehr bedeutend. 

Ausnahmerehte find ſolche Sonderredte 
einzelner Bundesglieder,?! die fih als Ab- 
weihungen und Ausnahmen, ald Widerfprüde 
gegen die Rechtseinheit im Reiche darftellen. 
Als ausnahmsweise Privilegien bedürfen die Sonderrechte 
diefer Art eines beftimmten Titel zu ihrer rechtlichen Be 
gründung.?? Die Biftorifche Geneſis weiſt bei ber 
Mehrzahl diefer Rechte auf die Staatsverträge zurüd, durch 
welche die Aufrichtung des Reiches völferrechtlich vorbereitet 


20 Hänel I $ 138. Auh| ?ı Elfaß-Lothringen ift nicht 
Hänel StR. I, 225, 810, ge Bunbedglich, kann fomit auch 
braucht den das Rechtsverhält⸗ | nicht usnahmerechte dieſer 
nis zutreffend charakterifierenden | ſtaatsrechtlichen Qualität paben. 
Ausdrud „Exemtionen”, und| 2? Ebenfo Hänel StR. IL, 
bezeichnet diefe als „Privilegien. | 810. 
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wurde. Ihr juriftifcher Zitel aber ift verſchieden: Die 
meilten wurden ausdrüdlic in der Verfaflung genannt und 
Dadurch Beſtandteile des Neichöverfaflungsrechtes, ſomit 
auch den für leteres geltenden Normen unterworfen.?® 
Andere Ausnahmerechte wurden durch die Spezialgefeßgebung 
des Reiches, ja felbft durch Verordnung des Bundesrates ?* 
neu gejhaffen: fie werden demnach von den für dieſe 
Formen der Rechtsbildung geltenden Normen beherrfcht. 
Endlich ift ein dritter Teil dieſer Ausnahmerechte wohl in 
den Staatsverträgen, nicht aber in der Verfafjung genannt, 
ohne daß doch bei diefem Verſchweigen die Meinung ge- 
wejen wäre, daburd die fraglihen Ausnahmerehte zu be- 
feitigen. Für diefen Teil beruht demnad die Rechtskraft 
bis zur Stunde nur auf den Staatöverträgen: eine Anomalie 
nit unbedenklicher Art, da im übrigen für das Verhältnis 
zwifhen dem Reich und den Einzelftaaten der Nechtöbil- 
dung auf dem Wege des Staatövertrages infolge ber 
ftaatlihen Natur des Reiches der Boden ganz und gar ent- 
zogen ift.25 

Die einzelnen Ausnahmerehte — diefelben find nad 
ihrem materiellen Inhalt fämtlih in der fpäteren Dar- 


änel, Stud. I, 114: Märt Hänel StR. IT 811 für 
‚die ezugnahme ift nur ein ‚ unzuläffig 
verfürzter Ausdrud für die Dies Refultat feftgeftellt 
wörtlide Aufnahme der Ver⸗ |und im einzelnen vorzüglid be⸗ 
tr Bartifel in den Tert der Ber- | gründet zu haben, ift ein Haupt- 
foflung.” verbienft Br „Studien? von 


änel. ©. 228, über 
“ Ein Beifpiel f. bei La⸗ . 15, sernes er L 59 8. au 


band I, 1141. Die Schaffung 
folder Rechte durch Gefeh er- 19l ferner Meyer, Lehrb. 422 
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ftellung in den einfchlägigen Abfchnitten zu würdigen — 
find; 0 

I. Für Hamburg eine beſchränkte Eremtion von der 
Zollgefeggebung des Reiches als Freihafen (RB. Art. 84). 

HD. Das gleiche Ausnahmerecht für Bremen (ibid.).?? 

III. Die Eremtion Dldenburgs und Schaum: 
burgs von Art. 22 des Zollvereinsvertrages v. 8. Juli 1867, 
den Marimalfah der Chauffeegelver betreffend (duch RV. 
Art. 40 Beftandteil der Verfaffung).?® 

IV. Das Verbot, Übergangsabgaben von Wein und 
Moft beim Übergang über die Grenze des ehemaligen nord⸗ 
deutfhen Bundes von den ſüddeutſchen Staaten zu erheben 
(ZollvV. Art. 5, II 8. 8, e od. RV. Art. 40).29 

V. Die Exemtion Badens von der Reichögefeßgebung 
über Befteuerung bes inländifchen Bieres (RB. Art. 35 2).80 

VI. Folgende Eremtionen Württemberg: 

1. das gleiche Ausnahmerecht wie Baden (RD. Art. 35°); 


0 Ausnahmerechte biefer Art 
waren aus alle zeit! 
grenten semtionen von ber 

meihögeiehgeh: ebung, wie foldhe bei 

Gründung eiches vielfach 
vorkamen * aber durchweg 
erledigt ſind. 


” Diefed Ausnahmerecht, ur- 
ferängfig | fehr weit ausgedehnt, 
ft durd die Spezialgefeggebung | & 
bed Reiches nunmehr fehr ein- 
El f. bierüber unten 


28 Uber den ganzen oliver, 
gipergras Delbrü 


kel — dazu Säner 


SLR. I, 81411, ferner unten 
änel StR. I, 814. 

m . aud Zollver. ⸗V. Art. 5, 
I, $8. 2, 3, 7; die Exemtion 
be; üglich des Branntweind ift 
beetigt durd Gef. v. 24. Juni 
1887 über die VBefteuerung bes 
Branntweines, welches für das 
ganze Reig gilt, vgl. Hänel 

‚813 f.; dagegen Bat 

& vr Diefes Geſetzes eine neue 

remtion bezüglich der Berech⸗ 

nung der zum niedrigeren Ab- 

gabenfag de Wert Gefamt- 

jahresmenge, jomwie fiber einige 
andere Punkte gefchaffen. 


& ber 3. 30. 
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. die teilmeife Exemtion von der Boft- und Telegraphen- 


geſetzgebung des Reiches, indem a) RV. Art. 48—51 
für Württemberg nur nah Maßgabe von RB. Art. 52 
zur Anwendung kommen bärfen, b) neu zu konſti⸗ 
tuierende Vorrechte der Poften nicht ohne weiteres auf 
Württemberg Anwendung finden (Schlußprot. Ziff. 2); 
die teilmeife Exemtion von der Reichseifenbahngefet- 
gebung nad) Mafgabe des Schlußprot. Ziff. 2 vb. 
RV. Urt. 45°; 

die teilmeife Eremtion von der Reichsmilitärgeſetz⸗ 
gebung nad) Maßgabe der durh den Schlußfah zu 
Abſchn. XI der RB. zu einem Beltandteil des Ver⸗ 
faſſungsrechtes gemordenn Militärkonvention vom 
21/25. Nov. 1870.81 


VII Folgende Eremtionen Bayerns:°2 
1. 
2. 
8. 


RD. Art. 35 Abſ. 2 f. oben V: Baden; 

RB. Art. 52 f. oben VI, 1: Württemberg; 
Bayern ift erimiert von der Reichseifenbahngefet- 
gebung, die auf Grund von RP. Art. 42—46 Abi. 1 


21 Hänel, 
befireitel, da bie Militärkonnen- 
tion Berfaflungsreht. eworden 
jet, Es foll ſich bei ie pofitiv 

„bertra Smäßige Zuſiche⸗ 
rungen“ handeln, nur negativ 
fei die Konvention „Vorſchrift 
ber Reichsverfafſung geworben“, 
infofern fie „in ihrer Totalität“ 
ein von ber Verfafſung ſanktio⸗ 
niertes Ausnahmeredt Würt- 
temberg3 Tonftituiere. Die Un- 
terfheidung zwiſchen einer pofi- 


Stud. I, 115 ff.,| 


tiven und negativen Seite der 
Konvention dürfte des inneren 
Grundes ermangeln, der Wort- 
laut der RB. aber dazu nötigen, 
die Militärfonvention ebenfogut 
als Beſtandteil der Berfafiung 
u u betrachten, wie Die analogen 

Deftimmungen ber bayr. Ber- 


trage Bol. ſpeziell v. — bayr. 
Derf.R. (1877) L. A. 
Müller bei PER En San. 1876 
846 ff. 
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geübt wird und unterliegt derfelben nur nah Maß— 
gabe von RV. Art. 46 Abi. 3 und 47; 

4. Bayern iftder Reihsmilitärgefetgebung (RB. Abſch. XI) 
nur unterworfen nad Maßgabe des Berfailler Bertr. 
v. 23. Nov. 1870 II 88. 5—7 und XIV (Schluß: 
fat zu Abſchn. VI der Berf., der fi aber auf 
3. XIV des Bertr. nicht bezieht); 

5. Bayern ift binfichtlich feines Militäretats von den 
Borjchriften der Reichsverfaſſung Art. 69, 71, 72 in 
der Weife erimiert, daß diefelben nur nad Maßgabe 
der sub 4 genannten Vertragäbeftimmungen zur An- 
wendung kommen; durch die Schlußbeftimmung zu 
Abſch. XII der RV. find auch diefe PVertragsbeftim- 
mungen Beftandteil des Berfaffungsrechtes geworben ;?® 

6. Bayern ift nah NP. Art. 4 8. 1 erimiert von der 
Reichsgeſetzgebung über Heimats- und Nieberlaffungs- 
weſen; dazu kommt nah Schlußprot. I noch das 
Verehelichungsweſen, ohne daß dieſer Vorbehalt noch 
befondere Erwähnung in der Verfafiung gefunden 
hätte; derſelbe bezieht fih übrigens nur auf Die 
„ſtaatspolizeiliche, heimatrectliche”, nicht auf die 
civilrechtliche Seite des Verehelichungsweſens. Yür 
die Nechtöverhältniffe des zwifchenftaatlichen Armen- 
wejens blieben in Beziehung auf Bayern in Kraft 
die Gothaer Verträge vom 15. Juli 1851 und 
24. Juli 1854, fowie die Eifenadher Konvention 
vom 11. Juli 1858;°% letztere Beftimmung bat 


88 Uber den Wert dieſes bay- 
rifhen Nefervatrechtes äußert] 3* Hänel, Stub. L, 108. 
fih treffend v. Held 9. 
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ausdrüdlicde Anerkennung in RV. Art. 3 gefunden 
(Schlußprot. IT). 

Außerdem ift Bayern erimiert von etwaigen Reich3- 
gefegen über das Immobiliarverſicherungsweſen 
(Schlußprot. IV); ferner von der Kompetenz der 
Reichsnormalaichungskommiſſion, indem eine eigene 
Gentralbehörde für Maß⸗ und Gewichtsweſen refer- 
viert wurde, ©. v. 26. Nov. 1871 (RGEBl. 397) 
8. 3; endlich gehört hierher auch noch der bayrifche 
Borbehalt in Bezug auf die Thätigfeit der Reichs⸗ 
bank (Bankgeſ. vom 14. März 1875 [RGEBl. 177] 
8. 47 Abi. 8). 

Die lehtermähnten Eremtionen haben feine Aufnahme 
in die Verfaſſung gefunden, ftehen demgemäß auch nicht 
unter befonderen Redhtsvorjchriften.?® 

D. Artikel 78 Abſatz 2.8 

Diejenigen Beitimmungen des Reichärechtes, welche „be= 

ftimmte Rechte einzelner Bundesſtaaten in deren Verhältnis 


8 Bol. Hänel StR. IT, 81411.| glieder, die den Reichs— 


Außerdem bat Bayern nod 
Sonderberedtigungen hinſichtlich 
des Geſandtſchaftsweſens: Die 
bayriſchen Geſandten haben im 
Verhinderungsfalle die Reichs⸗ 
geſandten zu vertreten nach 
näherer Maßgabe von Schiuß- 
prot. VD; ſodann: Bayern er⸗ 
hält für den Unterhalt feiner 
Spezialgefandtfchaften aus der 
Reichskaſſe noch eine Bezahlung 
(Schlußprot. VIII) Diefe Rechte 
im Tert zu erwähnen, wurde 
abfihtlih unterlaffen. Ihre 
Rechtsbaſis ift eine vertrags- 
mäßige. Spe satgelandt- 
fhaften veuffder unde3- 


gefandtfhaften nidt ſyſte— 
matiſch untergeorhnet find, 
find aber im Bundesftaate 
eine Anomalie fo großer 
und fo bedenflider Art, 
daß dies nicht rafh genug 
bejeitigt werden Fünnte. 
Wenigſtens follte eine 
organifde Eingliederung 
des einzelftaatliden Ge— 
ſandtſchaftweſens in das 
Reichs geſandtſchafts weſen 
als rinzip aufgeſtellt 
werden. 


2 Laband, der Begriff der 
Sonderredte bei Hirth, Ann. 
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zur Gefamtheit feftftellen, unterliegen Binfichtli ihrer Ab⸗ 
änderung einmal den allgemeinen Normen des Reichsrechtes. 
Rechtsſätze können nur auf dem gleichen Wege abgeändert 
werden, auf welchem fie entftanden find: Geſetze durch Ge- 
fege, Verfaſſungsgeſetze durch Verfaſſungsgeſetze, Verord⸗ 
nungen durch Verordnungen. Ein Zweifel könnte nur ob⸗ 
walten, ob, ſoweit ſolche Rechte auf Vertrag beruhen, zur 
Abänderung ein Vertrag erforderlich iſt: denn prinzipiell 
ift im Bundesitaate für die Form des Vertrages zwiſchen 
Gentralgewalt und Einzelftaaten fein Raum. In SKon- 
fequenz dieſes Prinzipes wurde behauptet: auch für Abände- 
rung ber bier zur Frage ftehenden Kategorie von Rechten 
könne niemals ein Vertrag ala notwendig gefordert werben, 
„da das Reich wegen feiner fouveränen Macht über feine 
Glieder fich ftet3 der Form des Geſetzes bedienen kann“ 37 
Dieſe Konfequenz geht zumeit: nachdem einzelftaatliche 
Sonberberechtigungen vertragsmäßig konſtituiert und troß 
der hierin liegenden Anomalie in dieſer juriftifchen Form 
aufrecht erhalten wurden, kann für Abänderung folcher 
Sonderberedhtigungen von den beteiligten Staaten die Form 
des Vertrages gefordert werben; ſelbſtverſtändlich kann aber 
auch auf diefe Form verzichtet und die Abänderung in der 
Form des Geſetzes zugeftanden mwerden.?® 

Außerdem aber fchreibt die PVerfaffung vor: „die— 


1874, ©. 1487 ff. Pal. Staats» —— 92, S. 569 ff.; 
recht J188. 11, 12. Dagegen | Hänel StR. J, 815 ff. 
Zöning, die Sonderrechte der *7 Laband I, 119. 
deutfhen Staaten bei Hirth,| 3° Dal. Hänel, Studien I, 
Ann. 1875, S. 337 ff.; Hänel 236 f., StR. I, 818; Löning 
kt 12—14; Meyer, Lehrbuch | 347; Meyer, Lehrb. 422; Las 
9 f.; v. Marti in 8 f. band I, 115. Laband und 
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jenigen Vorſchriften der Reichsverfaſſung, 
durch welche beſtimmteRechte einzelner Bundes- 
ftaaten in deren Verhältnis zur Gefamtbeit 
feftgeftellt find, fönnen nur mit Zuftimmung 
des beredtigten Bundesftaates abgeändert 
werden” (Art. 78 Abf. 2).3? 

Die Interpretation dieſer Vorfchrift ift nach mehr ala 
einer Hinficht beftritten. 

I. Einmal fragt es ih: melde Rechte fallen 
unter den erhöhten Rechtsſchutz diefer Beftim- 
mung? 

Bei den Verhandlungen über die Reichsverfaſſung im 
Reichdtage Hatte der Abg. Hänel den Antrag geftellt, 
diefe Rechte in der Verfaflung ſelbſt namhaft zu machen, 
und zwar als folche zu bezeichnen: die Sonderberechtigungen, 
welche in Art. 4 3. 1, 35 Abf. 2, 46 Abf. 2, 52, Schluß- 
beft. zu Abſch. XI und Schlußbeft. zu Abſch. XII der NP. 
fonftituiert find.*? Der Antrag wurde abgelehnt und fo= 
mit nur der allgemeine Grundfaß firiert: „daß jura singu- 
lorum nicht ohne die Zuftimmung des berechtigten Staates 
aufgehoben werben können”, „dagegen ift die Trage, was 
man unter jura singulorum zu veritehen habe, in der Reichs⸗ 


Meyer halten ein Geſetz in | amerifan. Union eine Abänbe- 
jedem Falle für genügend, Hä⸗ rung des gleihen Stimmen- 
nel bält ein ſolches, A us gegen | verhältnifieß der Einzelftaaten 
den Willen des beteiligten Bun- | im Senat aud nur mit Zu- 
beägliebet erlafien, zwar I finamun: des Betroffenen er⸗ 
einen „ an ı aber für rotgen mn 
„formelles den Wortlaut des 
20 Hänel ER. I, 784 weift Antrages bei Hänel, Stud. 1, 
darauf Bin, daß in der nord⸗ | 195°. 
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verfafjung überhaupt nicht entfchieden worden, ihre Beant- 
mwortung vielmehr zunächſt der Wiſſenſchaft überlafjen“.*! 

Die Willenfchaft hat die Frage der „jura singulorum* 
weder im alten noch im neuen Reiche zu löfen vermodt: 
e3 dürfte deshalb am angemeflenften fein, diefe Danaiden- 
arbeit — daß e3 fich wirklich um eine foldhe handelt, haben 
insbefondere die geiftreichen, aber u. €. völlig unhaltbaren 
Ausführungen Labands bewiefen*? — aufzugeben, und 
das anomale Zuſtimmungsrecht des Betroffenen füglich da 
zu lafjen, wo es fteht, nämlih in Art. 78 Abf. 2 der 
RV.“ (v. Martis.) 

Von hier aus kann nun zunächſt kein Zweifel obwalten, 
daß es ſich bei Art. 78 Abſ. 2 nicht um ein allgemeines 
„Rechtsprinzip (Laband), fondern nur um „Vorſchriften 
der Berfafjung” Handelt. „Rechte, melde niht durd 
eine ausdrüdlide Vorſchrift der Reichsver— 
feffung feft beftiimmbar find, ftehben überall 
niht zur Frage” (Hänel)* Andermeitige Sonder- 
berechtigungen unterliegen einzig und allein den allgemeinen 
Normen. 

Vollkommen bodenlos ift die Interpretation, welche im 
Reichstag der ſächſiſche Staatsminifter Frhr. v. Frieſen 
dem Art. 78 Abf. 2 gegeben hat, wonach alle den Einzel- 


#1 LZaband bei Hirth 1524. | ftimmend die meiften Schrift- 
42 Hänel SLR. I, 817: „es ſteller: ©. Meyer, “öning 
iebt im Touveränen und v. Marti a. a. O 

taate Feine jura singu-| Held 155 ff.; v. Mohl 1478: 
lorum*; den Hänel ſchen Aus⸗ degſer 138; v. Rönne II 
Führungen ift volllommen zuzu⸗ 9* 19 Se befond. Hänel 


f. gegen Laband. 
“4 Studien 198. Überein⸗ 


128 Bud I. Reich und Einzelitaaten. 


ftanten überhaupt belafienen Rechte unter dem Schuße des 
Art. 78 Abſ. 2 als „jura singulorum* flünden. Diefer 
Anficht haben nur zwei bayrifhe Schriftfteller beigepflichtet.** 

Wäre diefe Interpretation richtig, fo hätten mir in 
befter $orm das liberum veto bes polnischen Reichstages 
in unjer Reichsftantsrecht aufgenommen. Die Interpretation 
ift aber völlig unhaltbar. Im Wortlaut unjerer Berfaflung 
würde fie nur dann eine Stüße finden, wenn es hieße: 
„durch welche die Rechte der einzelnen Bundesſtaaten in 
deren Verhältnis zur Geſamtheit feftgeftellt find.” Da die 
Reichsverfaſſung diefen Wortlaut aber durdaus nicht hat, 
fo fehlt jener Interpretation jeder Halt, und fie ift praftifch 
fo bedenklich, daß man derfelben nicht energifch genug ent⸗ 
gegentreten fann. 

Aus allgemein ftaatsrechtlihen Geſichtspunkten ift aber 
eine Rechtfertigung der Frieſenſchen Theorie garnicht 
möglich. 

Denn die Berufung darauf, Daß es ſich bei allen dieſen 
Rechten um „jura singulorum* handle, und daß eben für 
alle diefe leteren der erhöhte Rechtsſchutz der Verfafjung 
ftatuiert werden follte, Tann fchon deshalb nicht als zu⸗ 
treffende Begründung zugegeben werben, weil weber bie 
Theorie noch die Praxis den Begriff der jura singulorum 
jemals feft zu umgrenzen vermochte,‘ und weil andererfeits 


4 Seydel, Komm. 266 ff.;|ning 338 ff. und Hänel, Stu. 
Riedel (bayr. Sinanzminifter)| I, vd Letzterer Schriftfteller 
S. 164. betont peziel S. 186 die voll» 

45 Die rechtshiftoriihe Ent- | ftändige Unbrauchbarkeit des 
mwidelung der Frage behandeln rechtshiſtoriſchen Materiales für 
ſpeziell Laband I, 113 und bef. | unjer heutiges Recht. 
bei Hirth 1874, 1587 ff.; Lö⸗ 
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auch die Analogie des Privatrechtes bier in feiner Weiſe 
als zutreffend erachtet werden fann.*® 

Die Frage wird alfo praftifh nur dahingeftellt werben 
können: ob Vorrechte und Ausnahmsrechte ober letztere 
allein unter den erhöhten Rechtsſchutz des Art. 78 Abſ. 2 
fallen. Dieſe wie jene ſind, ſoweit ſie überhaupt verfaſſungs⸗ 
mäßige Sanktion empfingen, „Vorſchriften der Reichsver— 
faſſung, durch welche beſtimmte Rechte einzelner Bundes⸗ 
ſtaaten in deren Verhältnis zur Geſamtheit feſtgeſtellt 
ſind“.““ Daß es die pofitiv beftimmte Abſicht der Ver⸗ 
faflung gemwefen fei, alle diefe Normen unter Art. 78 Abf. 2 
zu ftellen, Tann jedoch nicht nachgewieſen werben. Weber 
war man fi im Reichstag, noch war man fi auf feiten 
der Regierungen, noch ift man fi in der Theorie darüber 
Har geworden, mas unter „beitimmten Rechten einzelner 
Bunbesftaaten in deren Verhältnis zur Gefamtheit” zu 
verjtehen jei. Vielmehr wollte man bei Feititellung des 
Verfaflungstertes ausdrücklich jene Frage offen laſſen, und 
die Wiſſenſchaft hat diefelbe bis jet noch nicht geſchloſſen. 
Nur dann aber, wenn der pofitive Nachweis möglich wäre, 
daß die Abficht bei Feititellung des Art. 78 Abſ. 2 


46 Treffiende Bemerkungen Bundesglieder, die, mie oben ge- 
hierüber bei Meyer, Lehrb. | zeigt, prinzipiell glei) und nur 
4197 und v. Martik in 3 verſchieden abgeftuft find, weil 
f. Staatswiſſenſch. 32 S. 572, | Preußen größer ift als 2ippe. 
bei. von Hänel StR. I, 822. | Mit dem gleichen Recht mie die 

4 Löning a.a.D. behauptet | Stimmenzahl im Bundesrate 
die au von den Stimmrechten müßte man auch dad Plus 
der Einzelftanten gemäß RV. an Reichskaſſenſcheinen, welches 
Art. 6. Aber auch hier handelt | Preußen gegenüber Meiningen ꝛc. 
es ſich nicht um Rechte „einzelner“, | erhalten hat, als Sonderrecht 
ſondern lediglich „der einzelnen“ | bezeichnen. 

Zorn, Staatsrecht I. 2. Aufl. 9 
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geweſen wäre, alles, was oben unter den Kategorieen der 
Bor- und der Ausnahmerechte zufammengefaßt wurde, mit 
jenem erhöhten Rechtsſchutze auszuftatten, wären wir genötigt, 
die als geltendes Recht anzuerkennen. Diefer Nachweis 
aber kann nicht erbracht werben. 

Unter diefen Umftänden kann nur folgendermaßen argu= 
mentiert werden: die Beftimmung des Art. 78 
Abf. 2 ift eine Ausnahmebeftimmung; in einem 
geordneten Staatsweſen ift es eine Anomalie 
bedenfliher Art, wenn überhaupt der Gang 
der Geſetzgebung von der Zuftimmung eines 
diefer Geſetzgebung untermorfenen Faktors, 
alfo von einem quasi-vertragsmäßigen Kon- 
ſens abbängiggemadtmird; ein foldes Privi- 
legium iſt, wie alle Privilegien, im engften 
Sinne zu interpretieren; aud die hiftorifche 
Genefis des Abf. 2 des Art. 78, der fi in der 
norddeutihen BB. nicht fand, mweift auf den 
Kaufalzufammenhang mit den von den Süd— 
ftaaten gemadten,? im Widerfprud zur Ber- 
faffung ftehenden Vorbehalten hin; ausdiefen 
Gründen ift der Sat geredtfertigt: 

nur Dasjenige, mad oben als Ausnahmerechte 
feftgeftellt worden tft, unterliegt der auf 
nahmsweiſen Borfchrift des Art. 78 Abf. 2, nicht 
aber die Borrehte und noch weniger die 
Mitgliedfhaftsrehte und am wenigften 
dasjenige Maß von Rechten, welches den 


Ebenſo Hänel StR. 1, 810.| She Got Derüber Pever, 
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Einzelftaaten autonomer Ordnung 
überlaffen 1ft.5° 

II. Die zweite große Streitfrage zu Art. 78 Ab. 2 
it: was beißt „Zuftimmung des beredtigten Bundes- 
ftaates” ? 

Der Einzeljtaat wird bei der Bildung des Staatswillens 
des Reiches thätig durch das Medium des Bundesrates 
und nur durch diefes. Es Tann demnach bei der durch 
Art. 78 Abf. 2 geforderten „Zuftimmung” fih nur um 
Abgabe einer Erklärung im Bundesrate handeln: das be- 
teiligte Bundesglied muß fi bei der Majorität befinden, 
außerdem ift die Majorität wirkungslos. „Jeder nicht in 
den vorgefchriebenen Formen vorgehende Alt des Reiches, 
‘der eine Schmälerung oder Aufhebung der Refervatrechte 
zur Abficht oder zum Erfolge hat, ift ala Widerſpruch mit 


zu 


5 Am nächſten ſteht biefer 
Anfiht Meyer, Lehrb. 420 f.; 
fodann Hänel und Löning; 
am weiteſten entfernen ſich da⸗ 
von Seydel und Riedel, die 
auf dem Standpunfte Friefens 
Stehen. Hänel ift der Meinung, 
die Sreihafenftelun von Yam- 
burg und Bremen ſei fein Aus⸗ 
nahmerecht, dagegen zählt er 
die Rechte von Bayern, Würt⸗ 
temberg und Sachſen hinſichtlich 
der Bundesratsausſchüſſe dahin ; 
Löning Hält jene mie biefe 
Normen für Ausnahmeredte in 
unferm Sinne und fügt dazu 
noch die Präfidialrechte Breußeng, 
ſowie die Stimmredte der ein- 
zelnen Staaten im Bundesrate. 
Einen ganz eigentümlicden Weg 
bat Laband eingefchlagen, in- 


dem er Art. 78? als „Rechts⸗ 
prinzip” betrachtet, das garnicht 
etwa nur für „Vorſchriften der 
Derfaflung, fondern ganz alls 
emeine etung babe. iefer 

einung find beigetreten Del: 
brüd, Art. 40 S. 2, u. Mejer, 
Ein. (2) S. 343; vgl. Laband 
I, 114?. Ich Halte die Ein- 
mwendungen, die gegen dieſe Theo- 
tie v. Marti in der 2. f. 
Staatswiſſenſch. Bd. 32 S.569 ff. 
erhoben Hat, für begründet. Zu⸗ 
ftimmend jest Sellinel, 
Staatenverb. 272. (Die Aus- 
führung des Textes ift unver- 
ändert aus der 1. Auflage über- 
nommen. In allen Haupt- 
puntten volllommen überein- 
ftimmend ie Hänel in feinem 
Staatsrecht. 

9* 
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einer Verfaſſungsvorſchrift rechtsungültig, null und 
nichtig” 5! — fo der Rechtsgrundſatz. 

Die Frage, welche erhoben wurde, und melde bis zur 
Stunde lebhaft umftritten wird, ift: ob den Volksvertre⸗ 
tungen der Einzelitanten in jener Frage irgend welches 
Mitwirkungsredht zulommen fönne.’? 

Diefe Frage beantwortet fih durch folgende Deduktion: 
die Thätigfeit der einzelftantlichen Bevollmächtigten im 
Bunbesrate vollzieht fih auf Grund der Inſtruktion und 
nur auf Grund und im Rahmen der Snftruftion.®? Für 
leßtere giebt das Neichsrecht feine Norm, vielmehr iſt die 
Erteilung derfelben gänzlich der Autonomie der Einzelitaaten 
überlafien; fomit eriftiert für leßtere nur die prinzipielle 
Grenze, die das Reichsrecht überhaupt dem Landesrecht zieht. 
Nichts ftünde fomit im Wege, wenn durch Landesgeſetz die 
Erteilung der Inſtruktion an die Benollmädtigten zum 
Bundesrat, ſoweit es fih um Abänderung oder Verzicht 
von Ausnahmerechten handelt, von der Zuftimmung der 
einzelftaatlichen Volksvertretung abhängig gemacht werben 
wollte. Sa, prinzipiell ließe fich fein auf dad Staatsrecht 
begründeter Einwand erheben, wenn jede Inſtruktions⸗ 
erteilung an jene Beſchränkung durch Einzelſtaatsgeſetz ge- 
bunden werden wollte. Das Reichsrecht enthält weder 
direft noch indireft ein Verbot eines folchen Landesgeſetzes. 
Praktiſch würde fich eine derartige generelle Beitimmung 


B1 gin el StR. I, 819. das Litteraturverzeichnig bei 
52 Bol. Hänel, Stud. 1,157,| Meyer, Lehrbuh 422%; v. 
209 ff. über hierauf bezügliche | Rönne, II, 36 ff. 

Anträge im preuß. Herrenhaufe | *° Über die rechtliche Behand- 
und auf der medlenburgifchen |Iung der Snftruftion f. auch 
Ständeverfammlung. S. aud | unten 8. 6. 
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von felbft verbieten, und Art. 7 Abf. 3 der RV. giebt in 
jedem Falle die Möglichkeit, das Reichsintereſſe einer be⸗ 
ſchleunigten Gefchäftserledigung zu wahren. Dagegen läßt 
fih eine |pezielle Beftimmung der oben bezeichneten Art 
fehr wohl rechtfertigen. 

‚Die Anficht, derartige Gefehe feien wider die Neich3- 
verfafjung,5* ift unbegründet. Doc ftehen zur Zeit feine 
Gefete diefer Art in Kraft; zwar wurden in Bayern und 
Württemberg folche beraten, kamen aber zu feinem Ab- 
ſchluß, weil die Regierungen denſelben entgegentraten.>® 

Somit befteht res integra. Nach dem pofitio geltenden 
Recht ift demgemäß zu unterfcheiden: ob das betreffende 
Recht nach feinem Anhalt der Sphäre des Geſetzes ober 
der Verordnung angehöre.5° Im lebteren Falle Tann die 
Inſtruktion einfah vom Staatsoberhaupt ausgehen, in 
defien völlig freiem Belieben es fteht, den Nat irgend- 
welchen anderen Faktors einzuholen oder dies nicht zu thun. 
Jedenfalls aber bedarf auch hier die Inftruftion der Kontra- 
fignatur eined verantwortliden Minifterd, und e3 märe 
der Volfävertretung möglih, wegen etmaiger in ber In— 
ftruftion liegender Verlegung der Staatzinterefien mit den 
durch das einzelftaatliche Verfaſſungsrecht gebotenen Mitteln 
gegen den fontrafignierenden Minifter vorzugehen. Das 


54 Derfelben huldigen Hänel,, 5 Ausführliche Referate über 
Stud. I, 219, jegt auh StR. J, ‚ bie Verhandlungen bei Hänel, 
819; Seybel 268 ff.; Thu⸗ ‚Stud. I, 178 ff. Seybela. a.D. 
digum bei. v. Holtendorff,| 58 Diefe —8— 1 ver- 
Sabrb. I, 48. 8% Müller | treten Laband J, 116°; Hau- 
bei Hirth, Ann. 1876, 850 f. ſer $. 15; Wefterlamp 81; 
G. Meyer, Lehrb. 857. v. Mohl 64f. 


134 Buch II. Reich und Einzelftaaten. 


ift feine „erhöhte Berantwortlichkeit“ ‚57 fondern einfache 
Konjequenz des onftitutionellen Prinzipes. 

Handelt es fih aber um ein in die Sphäre 
der Gefehgebung fallendes Redt, fo fann nur 
auf Grund der erholten Zuftimmung der Volks— 
vertretung eine Anftruftion zu Abänderung 
oder Verzicht überhaupt erteilt werden.d® 
Andernfalls ift überhaupt jtaatsrechtlich Feine Inſtruktion 
vorhanden, die Bevollmächtigten können demnach mit Rechts⸗ 
fraft überhaupt nicht abftimmen, und da eine pofitive Mit- 
wirkung, die Zuftimmung, geforbert wird, fo befteht in 
foldem Falle juriftifch Feine Möglichkeit der Abänderung, 
weil fein rechtäfräftiger „Willensaft des Cinzelftaates“ 5° 
vorliegt.°° Die notwendige Konfequenz hieraus it: Ab- 
ftimmung eines Bevollmädtigten wider oder 
ohne Inſtruktion ift nichtig, wenn es fih um 


7 So 2aband I, 115ff,|M. Barth bei der Beratung 





227; änel, Stud. I, 220 f. 
Art. 783 hätte, wenn er, u 
Hänelannimmt, nur biefe „er- 
höhte Berantwortlichleit" ftatu- 
teren wollte, überhaupt garteine 
juriftifche Bedeutung, ondern 
nur eine „moralifche”. 
5gDie ent egengefe te Mei- 
nung haben offiziell im Reichstag 
und in den Landtagen ber bayr. 
Rinifter v. Zug und ber würt- 
tembergiihe v. Mittnacht für 
riätig erklärt. Ebenſo Staats» 
ne Delbrüd im Reichs— 
2gt änel, Stud. I, 
—X 16116, Die Faffung, 
melde ber Minoritätäreferent 


über bie Berjailler Verträge in 
der bayr. II. Kammer ber Frage 
gab (Hänel 2151%), drüdt die 
richti ige Anfi et jedoch in 
zu abjoluter 

sv Einen Kolben fordert aud 
Laband 1, 121, 

6° YImeinen „Bertrag"zwifchen 
Be und Einzelftaat Handelt es 

hierbei nicht, ſondern um eine 

etzliche Vorausſetzung für die 

Stimmenabgabe des Einzelftaates 
im Bundesrat. So gut Hänel 
209 f. bier von einem „Vertrag“ 
ſpricht, könnte aud) jede andere 
Abftimmung im Bundesrat als 

„Bertrag” bezeichnet werben. 
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die Ausnahmerechte, die unter dem Schuß des 
Art. 78 Abf. 2 ftehben, handelt. 

Es heißt, Reih und Einzelitaaten in einer dem ganzen 
Gedanken des Bunbesftantes widerfprechenden Weife aus⸗ 
einanderreißen, wenn man behauptet: jede Abftimmung im 
Bundesrat ift dem Reiche gegenüber als legaler und rechts⸗ 
fräftiger Wille des Einzelftaates zu betrachten, auch wenn 
er dies in Wirklichkeit nicht ift: für das Reich ift dadurch 
giltig verzichtet, nur bleibt der einzelftaatlicden Volksvertre⸗ 
tung die Möglichkeit, den beteiligten Minifter nah Maf- 
gabe des Landesrechtes zur Verantwortung zu ziehen.®? 

Sit die Inftruftion unter die Normen des Yandesrechtes 
geitellt, fo find die leßteren einfach geſetzliche Vorausſetzung 
für die erftere geworden mit allen daran gefnüpften Rechts» 
folgen. Die Faktoren der Reichsgewalt werden ſich dem⸗ 
gemäß auch der pofitinen Konſequenz nicht entziehen 
können: eintretenden Falles zu prüfen, ob jenen gejeglichen 
Borausfegungen genügt worden fei, konkret gefaßt: ob ber 
einzelftaatliche Bevollmächtigte mit legaler, d. i. durch die 
einzelftaatlihe Volksvertretung genehmigter Inſtruktion für 


1 Diefe Konjequenz zieht Fei- 
ner von den Schriftftellern des 
Reichsſtaatsrechtes. v. Mohl 


Stud. I, 2201196, Meyer, Lehr⸗ 
buch 422 hält die Zuftimmung 
im Bundesrat in jedem Falle 


64 f., der am beften über die 
ganze Frage handelt, äußert fi 
ber die Rechtsfolge einer in- 
aa ulbrigen Abftimmung 
nicht. 
6“ Sp die meiften Scrift- 
ſteller. Vgl. Laband I, 120; 
beſonders eifrig Seydel 270 
gegen die richtige Anſicht; Litte⸗ 
raturverzeihnid bei Hänel, 


für „ausreichend“, aber die Re- 
terung für „verpflichtet, vor 
baabe der Stimme die Zu- 
immung des Landtags zu dem 
erzichte einzuholen’; ebenfo 
Hänel 222. Die „Pfliht” ift 
aber bei diefen Schriftftellern 
feine Rechts⸗ fondern nur eine 


moralifhe Pflicht. 
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diefen Spezialfall ausgerüftet fei,®? denn nur in biefem 
Hal kann die „Zuftimmung des berechtigten Bundesftaates“ 
erklärt werden, und dieje fordert das Reichsrecht in pofitiver 
Weiſe. Bei der grundſätzlichen Öffentlichkeit der Kammer- 
verhandlungen und der leichten Möglichkeit, ſich über dag 
Landesſtaatsrecht zu informieren, Tann jene Prüfung feine 
Schwierigfeit bieten, vorausgejeßt, Daß man an Stelle der 
nebelhaften „jura singulorum“ einen feften Katalog der⸗ 
jenigen Rechte, melde unter Art. 78 Abf. 2 fallen, auf: 
auftellen ſich entſchließt. 


III. Die Eingelfiaaten und der Bundesſtaat. 


1. Nach den obigen Ausführungen iſt das Reich ein 
Staat, deffen thatfählide Unterlage die 
Einzelftaaten bilden. Das Reich „jebt autonome 
Gliedftaaten voraus”. Dieſe thatfächliche Unterlage ift 
der Veränderung im Rechtswege entzogen. Die Exiftenz 
der Einzelfiaaten ſteht nicht zur Dispofition des ver- 
fafiungsmäßigen Stantswillens des Reiches, denn dieſes 
beruht auf der Exiſtenz der Einzelſtaaten. Das Neich 
bat die verfaflungsmäßige Möglichkeit, Die eigene Staats- 
thätigfeit der Einzelftanten zum nudum jus zu entleeren; 
denken ließe ſich ein ſtaatsrechtliches Verhältnis, welches 
eine Staatstbätigleit der Einzelftaaten nur im und am 
Reich zuließe, ein Verhältnis, wonach die Teilnahme am 
Reih nit „ein Stüd des Staatslebens der Einzelſtaaten“, 


es A. A. G. Meyer, Lehrb. 
35711, da die Verfaffung dafür 
feinen Anhalt biete. 





% Qaband I, 119. 
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fondern deren ganzes Stantsleben wäre; aber an der Exiſtenz 
der Einzelftanten hat der Staatswille des Reiches feine 
unüberfteigbare Schranke; weder einzeln noch insgeſamt 
fönnen fie „vernichtet“, „mebiatifiert” werden; b zwar 
ift ed nirgend ausgeſprochen, daß das Neid 
ein Bundesftaat fein müffe; aber die ganze 
Berfaffung beruht auf diefer Vorausfegung. 
Die „Konfolidierung zum Einheitsſtaat“ ift 
rehtlih unmöglid.*® 

2. Der Staatswille des Reiches ift die in 
den verfaffungsmäßigen Formen hergeftellte 
Einheit des Staatsmwillens der Gliedftaaten.?” 

3. Dem fo bergeftellten Staatswillen des 
Reiches in ſeiner „logifhen Ifolierung”® find 
die Gliedftaaten des Reiches rechtlich unter- 
than. Und zwar im vollen Umfange und mit allen recht- 
lichen Konſequenzen. Dies gilt ſowohl für die Gliedſtaaten 
als folche, wie für die einzelnen Individuen. Insbeſondere 





es A. A. Laband I, 120, 
der dies für rechtlich möglich 
erllärt. Aber dann doch 184: 
„Die Integrität der Mitglieder 
bed Reiches fteht nicht zur Ber- 
fügung der Reichsgewalt, bie 
Mitglieder haben vielmehr ein 
bertafungamd iged Recht, daß 
das Reich ihre Integrität ſchütze.“ 
e6&. hierüber Zorn bei 
Hirtb Ann. 1884, ©. 481 ff. 
gegen Laband und Hänel. 

bereinftimmend mit dem Tert 
Brodbaus 181 ff. 

16. oben $. 4 über den 
„Träger der Soupveränetät". 


| Dies ift der enticheidende Punkt, 
den Gareis, Allg. StR. 107 
völig überfieht, wenn er aus⸗ 
führt: für den Bundesjtaat und 
feine Staatsbethätigung als 
ſolche fei „die Staatsgemwalt der 
Gliedſtaaten zunädft gar nicht 
vorhanden”. 
68 Laband I, 78 gegen 
Gierfe, ebenfo Mejer, Eint. 
(2) S. 294: „die Obergemalt ift 
unabhängig, aljo Touverän, die 
zweiundzwanzig Gliedſtaats⸗ 
gewalten ſind ihr Unterthanen⸗ 
ehorſam ſchuldig, alſo nicht 
ouverän.“ 
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ift es rechtlich gleichgültig ‚69 ob das Reich feinen Willen 
durch eigene Drgane vollziehen läßt, oder ob es zum Voll⸗ 
zug feines Willend fi des Organismus ber Gliebftaaten 
bedienen will: das Reich ift in diefer Richtung durch feinen 
„verfafiungsmäßigen Grundfat” eingeſchränkt, ſondern ent⸗ 
ſcheidet jene Frage lediglich nach Geſichtspunkten der Zweck⸗ 
mäßigkeit, alſo nicht nach rechtlichen, ſondern nach poli⸗ 
tiſchen Gründen. Soweit das Reich in ſeiner Kompetenz⸗ 
ſphäre ſich der Einzelſtaaten bedient, hat es die „zwiſchen⸗ 
ſtaatliche Rechts- und Verwaltungshilfe“ „im weiteſten 
Umfang und in den verſchiedenſten Formen“ geordnet, um 
„Die einheitliche und planmäßige Durchführung ber geftellten 
Aufgabe in allen Einzelftaaten und durch alle Einzelſtaaten“ 
zu fihern (RV. Art. 4 3. 11, 12; GerVerfG. 88. 161, 
167, 168; Gef. v. 21. Juli 1869; Zolfartell v. 11. Mai 
1833 u. a. m.).?° 
Insbeſondere kann das Reich auch eigene Aufſichts⸗ 
organe, ſei es nun in der Form von Centralbehörden, ſei 
es in ſpezialiſierter Organiſation beſtellen. Dies ergiebt 
ſich mit Notwendigkeit aus dem Staatscharakter des Reiches 
und iſt mitnichten ein „verfaſſungswidriger Kompetenz⸗ 
übergriff“1 des Reiches. Sowohl der Kaiſer kraft feiner 
verfaſſungsmäßigen Pflicht der „Überwachung der Durch⸗ 
führung der Reichsgeſetze“ (RV. Art. 17), als der Bundes⸗ 
rat kraft ſeiner verfaſſungsmäßigen Pflicht zur Sorge für 
Abhilfe vorgefundener Mängel (RV. Art. 7) ſind zur 
6. ef. A. Hänel| °! So Hänel StR. I, 307 f.; 
übereinft. mit bem Text ®. 
10 Dal. die forgfältige Dar: | Meyer, Lebrb. 641; vgl. La⸗ 


ſtellung de Materie bei Hä-|band 1, 246 fi. 
nel StR. I 7. 


Die Einzelftaaten. 8. 5. 139 


Wahrnehmung diefer Aufficht berufen und in den Formen 
der Geltendmachung derfelben verfafjiungsmäßig unbeſchränkt, 
wie das Neich überhaupt. Für Herftellung dauernder In⸗ 
ftitutionen zur Übung der Aufficht bebarf es fomit der 
Übereinftimmung von Kaifer und Bundesrat, find hierzu 
Geldmittel erforberlih, auch des Reichstages. In Zoll- 
fahen bat fih aus der Zeit des alten Bollvereines ein 
höchſt eigentümliches, ſehr kompliziertes Auffichtöverfahren 
erhalten, das, obwohl in den jetzigen deutſchen Staats⸗ 
organismus durchaus nicht paſſend, doch aus politiſchen 
Rückſichten übernommen wurde, aber unter feinen Um⸗ 
ſtänden als „Paradigma“ für die Ordnung dieſer Verhält⸗ 
niſſe, ſondern vielmehr als ein merkwürdiges hiſtoriſches 
Überbleibfel einer überwundenen Periode unferer Staats⸗ 
entwickelung zu bezeichnen iſt. In ganz beſonderer Weiſe 
iſt dem Reich durch die Verfaſſung Art. 76 Abſ. 2 die 
Aufficht über die Verwaltung der Rechtspflege durch Die 
Einzelftaaten und die Pflicht der eventuellen Abhilfe durch 
eigene Maßregeln übertragen.?® 

„Befeggebung und Auffihtsführung maden 
aber die Regierung überhaupt aus.” "* 

4. „Nichterfüllung der verfaffungsmäßigen 
d.i. der rehtlih begründeten Bundespflidten“ 
kann Bundeserefution nah fih ziehen (RR. 
Art. 19),7° falls anderweitige Mahnungen zur Erfüllung 
der Bunbespflicht fruchtlos bleiben. Außer der Exekution 


 Hänel StR. I, 445 ff., 
ebenfo bie eidgen. BB. Art. 118. 
. Meyer, Lehrb. 644. 


© Hänel SM. L 578 
u. unte 


73 So Bu StR. 1, 810ff. 
6 
14 Meier, Einl. (2) 280. 
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bat das Reich Zmangsmittel gegen die Einzelitaaten bezw. 
deren Organe nicht.”* Die nordd. BB. hatte ausdrüdlich 
bemerft, daß die Erelution bis zur Sequeftration des 
Landes und feiner Regierungsgewalt gehen könne. Die 
RB. enthält dieſe Beftimmung nicht, wodurch nicht etwa 
jene äußerfte Eventualität ausgeſchloſſen werden follte.?? 
Gegen Preußen tft Erxefution nicht möglid, da nur ber 
Kaifer eine folde zu vollftreden nach der Verfaſſung be- 
rufen ift, und von einer Exekution des Kaiſers gegen das 
Bundesglied Preußen nicht die Rede fein kann. 

Die Erekution ift nah der Berfaffung vom Bundes- 
rat zu befchließen: ſowohl die verfafjungsmäßige Voraus⸗ 
fegung der Nichterfüllung der Bundespflichten, als die ver- 
faffungsmäßige Folge, die Erekution, bedarf eines formellen 
Bundesratsbeſchluſſes; der Weg der authentifchen Geſetzes⸗ 
deflaration ift nicht erforderlich”? 

5. Die begrifflih notwendige „Zotalität" 
der Staat3aufgaben erfordert, daß aud für 


16 ©. hierzu die Erörterung | Reich erft dur Spezialgeſetz 
bei Hänel ER. I, 446. bieje „altuelle” Gewalt beilegen. 
77 Die nordd. BB. hatte die au diefer mefentlid anderen 
Bollftredung der Erefution dem | Rechtdauffafiung bed Reichs 
„Bundesfeldherrn“ überwieſen gegenüber dem nordbeutfchen 
und das Mittel der „Sequeftra- | Bundesrecht nötigt weber der 
tion” ausdrüdlich genannt. Aus | Wortlaut des * die Verhand⸗ 
der anderweiten Faſſung von Lungen über Art. 19 (, haupt⸗ 
RV. Art. 19 folgert Hänel|fähli internationale Conve- 
451, daß der Rechtsſatz nicht |nienz”): e8 genügt immer ein 
mehr in Kraft fteht, welcher zu Beſchluß des Bundesrates für 
einer vollen und teilmeifen Er- jedwede gorm und jedwedes Mit- 
greifung der Regierungögemalt tel der Erefution. 
und damit zu einer unmittel-| ns 4 . 
bar wirffamen Erefutionägemalt | ,.; gänel 17 gegen Sey 
ermädtigte”, vielmehr müſſe das l " 
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den den Sliedftaaten verbliebenen autonomen 
Wirlungsfreis ein Dberauffidtsreht des 
Reiches beftehe.?8% Daß hierfür pofitive Rechtsvor⸗ 
ſchriften bis jeßt nicht als erforverlih betrachtet wurden, 
beweift nichts gegen den Grundſatz, der fi) als notwendige 
Iogifche Folge aus der Souveränetät des Reiches ergiebt.®1 








79 Dies wirb abgelehnt von 
Seydel, Abb. 57ff., Jellinek, 
Staatenverb. 311ff.; Laband 
I, 102, u. bef. Hänel StR. I, 
307, aber in merkwürdigem 
MWiderfpruß dazu 801 ff., bei. 
805, mo vortreiffid ausgeführt 
ift: die Einzelftaaten find zwar 
thatſächlich, aber nicht potentiell 
„frei von allen Rechten der 
Kontrolle und des Zwanges“; 
wären fie es grundfäglid, „To 
märe dies das Prinzip der 
Unordnung”; vgl. Meier, 
Einl. (2) S. 29519. Es ift un- 
möglid, die Bundesgewalt mit 
Gareis, Ale. StR. 107, als 
eine für die Gliedftanten „fremde 
Staatögemalt” zu betrachten. 

80 Auf diefem Gedanken be- 
rubt 8. 195 der Frankfurter 
RV., fowie die Vorfchriften der 
eidgen. BV., wonach jede Ver⸗ 
änderung einer Kantonalverfaſ⸗ 
fung der Genehmigung der Gen- 
tralgewalt bedarf; vol. aud 
Wiener Schlußalte $. 60; Hä— 
nel SIR. 1, 572 f. 

1 Hänel StR. I, 799 jagt, 
daß zwiſchen dem Reid und 
den Einzelftaaten in ihrem felb- 
ftändigen Wirkungsfreife ein 
„Pflicht- und Berantmortlich- 
teitöverhältnis" nicht beitebe, 


wonach das Reich „mit den ihm 
zu Gebote geftellten Mitteln zu 
überwachen und erforderlichen 
Falles zu erzwingen” babe, daß 
die Einzelftaaten die ihnen ob- 
liegenden Aufgaben erfüllen; 
„die Einzelftaaten find in der 
Erfüllung der ihnen nad) ihrer 
Berfaflung geſetzten Aufgaben 
frei von allen gefeglichen Direk⸗ 
tiven, frei von allen Rechten der 
Kontrolle und des Zwanges.“ 
Dies ift thatſächlich richtig, . 
weil bei ben wohlgeordneten 
Verhältniſſen der deutſchen Ein- 
elitaaten in feiner Weife bis 
he t ein Bebürfniß für ſolche 
„Rechte der Kontrolle" hervor» 
getreten ift. Als Rechtsprin— 
up ift der Hänelfche Sab im 

undesftaat ſchlechterdings un- 
möglich, denn das Gedeihen, ja 
die Möglichkeit der Eriftenz bes 
Bundesſtaates beruht in erfter 
Linie auf der richtigen Erfüllung 
der Staatdaufgaben durch die 
Einzelftaaten. Die obigen Hä- 
nelſchen Säte Ind mit dem 
Hänelfchen ouveränetäts- 
begriff unvereinbar. Der Not- 
wendigkeit grundfäglider Kon⸗ 
gruenz des Staatslebens von 
Bund und Bunbeögliebern trägt 
die eidgendfl. .B. Darin 
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6. Die Gliedftanten find fomit nicht Provinzen des 
Reiches, da fie ala Gliedftaaten Träger des Staatswillens 
des Reiches find. Sie find aber ebenfowenig wie die Terri- 
torien des alten Reiches Staaten im vollen Sinne des 
Wortes, da fie einer Souveränetät unterthan find, die zwar 
durch fie dargeftellt wird, die aber dem einzelnen Glied⸗ 
ftaat gegenüber unbefchränft herrſchende Staatsgewalt ift. 
Die Einzelftaaten haben ihren Staatscharakter 
im Reich und haben feinen anderen Staat3- 
charakter als den im Reiche ?? auch für ihre auto- 
nome Sphäre nit, denn auch diefe muß als auf dem 
Willen des Reiches beruhend angenommen werben, falls 
überhaupt das Neich den fouveränen Staatsmillen bat.°® 


Rechnung, daß fie bei Revifton 
von Kantonalverfaflungen Ge⸗ 
nehmigung des Bundes fordert; 
ebenjo f. B die Frankfurter 
Reichsverfaſſung 8. 195. Übri- 
gen bemerlt Hänel SIR. 1, 

felbft, ein Eingreifen des 
Reiches ſei notwendig und zu- 
läſſig, wenn aus der zbätig eit 
der Einzelſtaaten fih eine „Rüd- 
wirkung: auf daß Reich ergebe; 
ferner die in ähnlicher Richtung 
fih bewegenden Ausführungen 
©. 240 f., 320 ff. u. bei. 805. 
Bol. hierher die vortreffliche 
Kritit des Gedanken? der „ge- 
teilten Souveränetät” von La⸗ 
band I, 59, aus welder La: 
band aber au in diefer Frage 
die Konfequenzen ziehen müßte; 
die „Dberaufficht” des Reiches 
wird S. 102 ausdrücklich abge- 
lehnt, aber unmittelbar darauf 
ſpricht Laband diejenigen Ge- 


danken aus, die die Notmendig- 
feit des Grundfages der 
Oberauffiht im Bundesſtaat 
unentbehrlich machen. 

82 S. den Ausipruh Abra⸗ 
bam Lincolns bei Hänel 
Stud. I, 21: „Die Staaten 
haben ihren Status in der 
Union, und fie haben feinen 
anderen gefetlihen Sta- 
tus.“ Ich Habe niemals, wie 
G. Meyer (8) ©.5 N. 5 be⸗ 
bauptet, die Einzelftaaten als 
„Provinzen, alfo ald Kommu⸗ 
nalverbände” bezeichnet. 

88 Gareis, Allg. StR. 102, 
führt aus: ein „Einheitsftaat“ 
fei immer dann gegeben, wenn 
die einzelnen Teile der eigenen 
Souveränetät entbehren. Sch 
vermag dem nicht beizuftimmen. 
Das —I Merkmal des 
Einheitsſtaates gegenüber dem 
Bundesſtaat liegt nicht in der 
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Sobald man dem Neid die Souveränetät zufpridt, wie 
man dies gemäß NP. Art. 78 muß, ift aller Streit um 
den „Staatscharafter” der Einzelftaaten ein leerer, jedes 
praftifchen Intereſſes ermangelnder Wortitreit. Die „voll- 
fommene Eingliederung und Unterordnung 
der Einzelftaaten ala Gefamterfheinungen in 
und unter das Reich“s einerfeits; die Bil- 
dung des Staatswillens des Reiches durd die 
Einzelftaaten, deren Einheit das Neid ift, 
andererfeits:°5 dies find die verfaſſungs— 
mäßigen Grundpfeiler des deutfhen Staat3- 
baues; das Neih „könnte thatfählid getrennt von den 
Gliedſtaaten ala beſonderes Weſen nicht eriftieren”.3® 

Aus diefem notwendigen rechtlichen Zufammenhang 
von Reich und Einzelftaaten ergiebt fich insbeſondere auch 
die rechtliche Unmöglichkeit Triegerifhen Austrags ftaatd- 
rechtlicher Streitigkeiten unter den Einzelitaaten und bie 
verfaffungsmäßig (RV. Art. 76 Abf. 1) anerkannte Not- 
mendigfeit der Erledigung folder Streitigleiten dur Die 
Reichögewalt.37 


Souveränetät, fondern in der 
Drganifation des Trägers der 
men 
änel StR. I, 595. 
arin liegt der „begriff- 
* Unterſchied zwiſchen dem 
Bundesſtaat und dem decentrali⸗ 
fierten Einheitsſtaat“, der ſomit 
keineswegs „verloren” iſt (2a- 
band I, 77 gegen Hänel): 
nit die Berteilung der Staats. 
aufgaben, jondern die Bildung 
des Stantswillens iftentfcheidend. 
6 So volllommen richtig 


Laband I, 79, ferner vortrefi 
Lich 91: „die Führung 
Zandedregierung und die Aus- 
übung de Anteild an der 
Reichsgewalt können nicht aus⸗ 
einander geriflen werden, fon 
dern beftimmen fich gegenfeitig 
und ftellen zulommen die volle Le⸗ 
bendt ätigfeit de3 Staates dar.” 

gl. über den prinzipiellen 
—*— dieſer Jorſchriß ins⸗ 
bei. Hänel StR. I, 578; ſ. 
auch unten $. 6 und Brie 
Staatenverb. 110. 
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„Wir Haben“ — fo erflärte der große 
Schöpfer unferer Reihsverfaffung (4. März 
1867) — „e8 für unfere Aufgabe gehalten, ein 
Minimum derjenigen Konzeffionen zu finden, 
welche die Sondereriftengen auf deutſchem Ge— 
biete der Allgemeinheit machen müffen, wenn 
diefe Allgemeinheit lebensfähig werden foll.” 

Diefe Worte müffen ala derleitende Grund- 
gedanfe des gefamten Reichsſtaatsrechtes be— 
trachtet werden. 





Drittes Bud. 


Die Organifation der Stantsgewalt des 
Reiches. 





8. 6. 


Der Bundesrat! 


Der „Repräfentant der eigentlihen Souve- 
ränetät“ ift der „Die Bundesregierungen ver- 
tretende Bundesrat”. (Fürſt Biamard im Reichs⸗ 
tag, Sig. v. 27. März 1879 und fonft bei jebem gegebe- 
nen Anlaß.) 

L Prinzipielle Erörferung. 

Die ſtaatsrechtliche Beitimmung unſeres deutſchen 
Bundesrats bot der Theorie anfangs die erheblichſten 
Schmierigkeiten:? denn iſt es auch richtig, daß der Bundes⸗ 
rat gleihfam von felbit als Ausdruck der thatfächlich 


ı aband 8. 27-—-31;: 3 Bol. 3.8. die Erörterun ngen 
2. Dog ars 88, 198 1863 von Cherfamp (1873) 
ff.; Riedet $. 4lu.a a. D.; Auerbad sm) 
7ff.; Seydel, Komm.|66. “Die richtigen Gelichtäpuntte 
. sn, fowie bei — polken: bei Meyer, Grund; (1868) 
borih, Sabrb. N.F. IN, 273 ff.; 59 f. und v. Marti (1868) 
. Seld 108 ff.; Zäubigum 46 ff. 
101 FE; d Marti 45 ff. 
Zorn, Staatsrecht I. 2. Aufl. 10 


146 Buch II. Die Organifation d. Staatögewalt d. Reiches. 


gegebenen Verhältniffe entftand,? jo ift ed andererſeits auch 
richtig, daß diefe Inftitution feine Parallele im Staats- 
recht irgend eines anderen Staates hat; die ganze Unficher- 
beit der Theorie in der Begriffsbeftimmung des Reiches 
felbft wirkte unter diefen Umſtänden unmittelbar auf die 
Begriffsbeftimmung diefer das Reich in ganz bejonderer, 
eigenartiger Weiſe charakterifierenden Inſtitution. 

Im deutfhen Bundesrat* kommt zum ftaatsrechtlichen 
Ausdrud: daß das Deutfche Reich ein aus monarchiſchen 
Bundesglievern gebildeter Bundesftaat if. In republi= 
kaniſchen Bundesftaaten iſt für eine dem deutfchen Bundes- 
rate analoge Institution weder Bedürfnis noch Möglichkeit. 
Zwar haben auch die nordamerifanifche Union und die 
ſchweizeriſche Eidgenofienfhaft die Notwendigkeit einer 
„Staatenrepräſentanz“ im Bundesitaate anertannt, und 
demgemäß murde dort der Senat, bier der Ständerat ge- 
Schaffen. Beide Inſtitutionen aber find dabei zugleich 
parlamentarifche Körperfchaften: die Zufammenjegung 
zwar wird durch die Einzelitaaten bethätigt, die Kompetenz 
aber und die Form der Thätigfeit ift bei beiden Inſtitu⸗ 
tionen eine parlamentarifche, fonform etwa der eines Ober⸗ 
baufes im monardifhhen Staate.® In der Republik ift 


s Darauf st ſpeziell Hin | Betrahtung gegenüber Dem 
Laband I, 215 Überwiegen des monardifchen 
* €3 mag auabrüdtic bervor- | Elementes 
gehoben werben, daß der ſchwei⸗ 8 Auf dem en Gedanten 
zeriſche Bundesrat eine prin⸗ beruhte das „Staatenhaus“” des 
Kipiell von unferem deutichen | Frankfurter und Erfurter Parla⸗ 
undesrat grundverfchiedene | mentes. Den dharakteriftifchen 
Inftitution ift. Unterfhied zwiſchen dieſem 
Die drei Republiken ver» | „Staatenhaus" und unſerem 
ſchwinden für die ftaatsrechtliche Bundesrat bob Fürft Bis—⸗ 
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dies auch in vollem Einklang mit den Prinzipien des 
Staatsrechtes überhaupt: es handelt ſich bei den Organen, 
durch melde in foldden die Regierung des Staates geführt 
wird, im legten Ende immer um eine Vertretung des 
Bolfes ala des „eigentliden Souveräns“, und fomit ift es 
nur eine Frage der Zweckmäßigkeit, ob diefer Souverän 
nur in feiner Gejamtheit oder auch in feinen durch die 
Grenzen der Einzelitaaten bejtimmten Teilen bei Bildung 
des Staatsmwillend der Gentralgewalt in Betraht fommen 
fol. Die Volksvertretung im engeren Sinne (der ſchweiz. 
Nationalrat und das Nepräfentantenhaus der Union) und 
die Staatenrepräfentang unterfcheiden fih im republifanifchen 
Bundesitaate nicht der Art, fondern nur dem Grade nad.’ 

Anders im monardifhen Bundesſtaate. Das Volk ift 
hier nicht jouverän, fondern hat nur eine foncedierte Mit- 
wirkung an der Ausübung der Staatögewalt (ſ. oben 
©. 34); die „legte Quelle aller Gewalten“ ift nicht das 
Bolt, fondern „von Gottes Gnaden“ und fraft der feften 
biftorifhen Tradition der Monarch. Treten mehrere Mon- 
archen behufs Bildung eines Bundesitaates zufammen, fo 
wäre daS dem Monarchen des fouveränen Cinzelftaates 
forrefpondierende Organ grundfäglic die Korporation der 
Monarchen, der Fürftenrat. An deflen Stelle hat man bei 


mard im Reichstag (18. et Binding, Reichsgründung 
1871 Sten. Ber. | 298) iebr tref- | S. 46. 
en ervor. as „Staaten 7 ; s _ 
haus” ver Frankfurter Reichs- Füßen hierher „ie gute u 
verfaflung ſollte aus 192, je zur verb 181 ff. mit Angaben über 
Hälfte dur die Landesregie- );. Borferiften ber Gen. und 
rungen und die Zandtage zu er- 8 " 

nennenden Ritgliebern beftehen, nordamerit. Bundesverfaffung. 


10* 
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Aufrihtung des deutfchen Bundesſtaates in wohl ermogener 
Meife einen Nepräfentanten, den Bundesrat, gefeht.? Der 
Bundesrat vertritt die „Mitglieder des Bundes” (NV. 
Art. 6): „Mitglieder des Bundes” find prinzipiell „die 
Staaten Preußen, Bayern” zc. (RP. Art. 1) als In— 
haber der Souveränetät: da aber die Souveränetät, wie 
oben auögeführt wurde, immer eines Trägers bedarf, 
und diefer im monardifchen Staate nur der Monarch ift: 
die Fürften (bezw. drei „Völker“).“ Formell vertreten die 
Bevollmächtigten zum Bundesrat demnach ihre Vollmacht⸗ 
geber, die Fürften,; materiell aber vertreten fie Die Staaten, 
da die Fürften nur als Staatsoberhäupter zur Erteilung 
der Vollmacht berechtigt find. In diefem Sinne find im 
Bundesrat nur die Staaten vertreten, und jeder Staat 
muß vertreten fein! (f. oben ©. 114 f.); dies ift das be- 
deutfamfte „Witglievfchaftsrecht" jedes Bundesgliebes. 
Lediglih eine notwendige Folge aus diefem Prinzip ift 
das verfafjungsmäßige Hecht jedes Bundesglieves, „Vor⸗ 
Thläge zu machen und in Vortrag zu bringen”, welde 


8 ©. oben ©. 92 ff vom Juli 1876 ift dieſe 


9 Daß es ſich ee nit um male bejeitigt worden und 
Souveränetät des Einzelftantes | damit das einzige feheinbare 
als folden, fondern um die, Argument für die Theorie, daB 
Mitfouveränetät im und am nidt Staaten, fondern nur 
Reiche handelt, ergeben die Aus- | StaatSoherhäupter im Bundes⸗ 
führungen oben ©. 88 ff. rate vertreten feien. Ebenſo 

10 Dagegen berief man fi | mie Meyer auh Thudichum 
auf Lauenburg, das nicht im | bei v. Holgendorff, Jahrb. L 
Bundesrate vertreten war, ob- | 23%; Seydel ebenda NR. iii 
wohl ſelbſtändiger Staat, weil 278. Übereinſtimmend mit der 
nur in Berfonalunion mit ae im Text eg ee 
Ben (Meyer, Lebrb. 348 f.,|LabandbL8 eld 
356°; vgl. aber Laband I, 88); | 1083 ; Gare, Allg. SLR. 
durch das Sntorporationägefeg | 109 ff.; Lönin g Verw.R. 28. 
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„der Beratung zu übergeben“ das Präfivium verpflichtet 
ft (RB. Art. 7 Abf. 2). „Im Bundesrat ftimmt nicht,‘ 
wie Fürſt Bismard in der 18. Sigung der Reichstags⸗ 
feffion von 1871 hervorbob, „ber Frhr. dv. riefen, fon- 
dern das Königreih Sachſen ftimmt durch ihn; nach 
feiner Inftrultion giebt er ein Botum ab, welches ſorg⸗ 
fältig deſtilliert ift aus all den Kräften, bie zum öffent 
lichen Leben in Sachen mitwirken; in dem Votum ift 
bie Diagonale aller der Kräfte enthalten, die in Sachfen 
thätig find, um das Staatsweſen zu bilden; es ift das 
Botnm der ſächſiſchen Krone, modifiziert durch die Ein- 
flüfle der ſächſiſchen Landesvertretung, vor welcher daB 
ſächſiſche Minifterinm für die Bota, weldhe es im Bundes⸗ 
rat abgeben läßt, verantwortlich iſt“ (Sten. Ber. 298). 

Eine treffendere theoretiſche Begriffsbeftimmung des 
Bundesrates, als fie in diefen Worten des größten Praf- 
tikers deutſchen Staatörechtes gegeben ift, wäre nicht 
möglich. 

Der Bundesrat iſt nichts künſtlich Gemachtes, wie 
man wohl anfangs klagte, als man die Inſtitution in den 
bisherigen ſtaatsrechtlichen Schablonen unterzubringen ver⸗ 
zweifeln mußte; der Bundesrat entſtand vielmehr in der 
natürlichſten Weiſe als Ausdruck der gegebenen thatjäch- 
lichen Verhältniſſe ganz von ſelbſt. Um das Auguftbünd- 
nis von 1866 zu erfüllen, entſandten die verbündeten 
Staaten ihre Vertreter nach Berlin zur Beratung und 
Verhandlung über die Organiſation des zu errichtenden 
Bundes. Dieſe Verſammlung von Vertretern war zunächſt 
nur ein „völkerrechtliches“ Kollegium auf der juriſtiſchen 
Baſis des Staatsvertrages; durch die Errichtung des Bundes⸗ 
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ftaates bezw. die Bundeaverfaffung wurde jener völkerrecht⸗ 
liche Kongreß in ein nad beitimmten Normen fungierendes 
ftaatörechtliches Kollegium verwandelt, und damit war der 
Bundesrat vorhanden.!! 

Der Bundesrat ift demnach als Bertreiungslörper 
der „verbünbeten Regierungen” daß oberſte Organ des 
Reiche? Aus feiner juriftifhen Dualififation als Ber- 
tretungsförper der Einzelftaaten ergeben ſich folgende Sätze: 

1. Nur die Einzelftaaten fünnen, aber jeder 
Einzelftaat muß im Bundesrat vertreten fein; es tt 
jomit begrifflih unmöglih, daß der Kaifer als folcher, 
dag Elfaß-Lothringen als „Reichsland“, daß Perfonen 
(z. B. die fog. Standesherren) oder Berufzftände im 
Bundesrat vertreten find ;'® 

2. da der Bundesrat eine Vertretung der Einzel- 
ftaaten varftelt, fo fönnen die Stimmen der Bevoll- 
mädtigten eines Staates nur einheitlich abgegeben 
werden. Diefer aus der Rechtönatur des Bundesrates fich 
ergebende Sat iſt überbied in der Neichöverfaffung noch 
befonder3 (Art. 6) ausgeſprochen; 

3. die Vertreter zum Bundesrate erhalten ihre Voll⸗ 
macht von de von dem Oberhaupte des betreffenden Einzelftaates, fie 


18 Vgl. die prägnanten Auße- 


1 Vgl. ade auch zur Ent- 
rungen des Fürften Bidmard, 


I, chichte dang Stud. 
EM Mejer, Einl. (2) melde Laband I, 219% eitiert. 
; 2 . Sehr rihtig Laband 8 Die „„Beöftbiatftinme” 
‚217, indes Seydel, Komm. (R2. Art. 58, 73, 8 N iſt 
97, 105 der Annahme einer | immer die Röniglic preußifche; 
„ſtaatsrechtlichen“ Natur des | Über den Reichälanzler |. unten 
Bundesrates natürlich ablehnend |$. 9; über Elſaß⸗ Lothringen 
gegenüberftebt. unten $. 20. 
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werden demnah auch techniſch richtig ald „Bevollmäd- 
tigte“ bezeichnet (RB. Art. 6 Abi. 2); 

4. die Vertreter fönnen nur nad Inſtruk— 
tionen ihrer Bollmadtgeberthätig werden, da 
fie ein eigenes Recht garnicht befiken ; 1* 

5. wer Bevollmädtigter zum Bundesrat und damit 
Repräfentant der Souveränetät ift, kann nicht zugleih Mit- 
glied des Reichötages, der den Souverän fonftitutionell be- 
ſchränkenden Volfsvertretung, fein. Dieje beiden Funktionen 
find begrifflich infompatibel (RB. Art. 9 am Ende); 

6. die Verſchiedenheit thatſächlicher und rechtlicher Vor- 
ausfegungen in den Einzelftaaten nötigte bei Aufrichtung 
des Reiches dazu, einzelne Staaten bezüglich einzelner Ma— 
terien von der für die übrigen Staaten centralifierten Kom⸗ 
petenz, jei es zeitweilig, fei e8 dauernd, zu erimieren (ſ. oben 
$. 5 über die Ausnahmerechte). Bei der Beichlußfaflung 
in ſolchen Materien fönnen diejenigen Staaten im Bundes- 
rate nicht mitwirlen, welche erimiert find, da die Bevoll- 
mächtigten zum Bundesrat Bertreter der Einzelftaaten, nicht 
der Gefamtheit find; jedoch fommen nur diejenigen Aus- 
nahmerechte in Betracht, welche „nah den Beitimmungen 
diefer Verfaſſung“ anerkannt find, nicht ſolche, welche 
auf anderen Titeln beruhen. En Mitberatungsrect 
wird man übrigen? nah dem Wortlaut der Verfaflung den 
von der Abftimmung ausgefchloffenen Staaten nicht ver- 
weigern fünnen (RB. Art. 7 Abf. 4).15 

14 Anders im „Staatenhaufe” | Inftruttionen, fondern nad 
der Reichsverfafſung von 1849, | freier Überzeugung. Bol. Sey- 
fowie im ſchweiz. Ständerat |del bei v. olgenvorff a. 


und dem Unionsfenat: die Mit-ja. D. 275. 
glieder ftimmen bier nit nah | 15 LZaband I, 229 f. charak⸗ 
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Man wird fomit darauf verzichten müflen, den Bundes- 
rat durch Analogieen zu erklären; am allerwenigiten paßt 
die Analogie einer erften Kammer (Oberhaus, Herrenhaus, 
Pairskammer); es paßt aber auch die Analogie des Unions⸗ 
fenate3 und des fchmeizerifchen Ständerates nit; am eheften 
paßt noch die Analogie eines einzelſtaatlichen Minifteriums,!® 
da auch der Bundesrat ebenfo wie ein Miniftertum vom Träger 
der Souveränetät beftellt und an deflen Inſtruktionen ge- 
bunden ift; doch ift er nach der Verfafiung nicht als ftän- 
dig gedacht, auch als Gefamtheit nicht nad Reſſorts ge- 
gliedert. Demgemäß Tann der Bundesrat nur aus fi 


felbft erflärt werden,!T und diefe Erklärung iſt dahin zu 


terifiert dag Verhältnis fehr zu- 
treffend in dem Satze: „infos 
weit da® Rei von der Aus 
übung einzelner Hoheitsrechte | u 


in den ſüddeutſchen Staaten geg 


ausgefchloffen ift, find aud die 
füddeutichen Staaten von der 
Teilnahme an diefer Ausübung 
ausgelchloffen”. Seydel,Komm. 
195, und bei v. Holgen- 

Meyer, 


orff 283, ©. 
gehts 361. Was Art. 7* hin⸗ 


ſichtlichh des Bundesrats be⸗ 
ftimmte, hatte Art. 28% der ur⸗ 
Iprünglihen Berfaflung ganz. 
fonform für den Reichstag vor- 
gelgrieben. Diefer a der 

erfaffung wurde such © 
24. Febr. 1873 (RGB ) auf. 
geboben. Mit Recht: denn die 
—* des Reichstages Ind, 

te auch gewählt find, 3 
freter des ganzen Volkes 88 
Art. 29), während die Bevollmäch⸗ v 


tigten zum Bundesrat immer | 


Vertreter der einzelnen Staa- 
ten find. 

16 „Dagegen Zaband I, 218 

in fcharfer Polemit 
en Rümelin. Es Tann 
aber nicht ald richtig jugegeben 
werden, daß, wie Laband be- 
bauptet, der Kaifer, der „oberite 
Chef der Regierung“ ſei. Diefer 
Chef ift vielmehr die „verbüns- 
deten Regierungen”, deren Res 
präfentant der von ihnen be 
ftellte Bundesrat ift, deſſen 
Eigenfhaft als „Regierungs- 
follegium“ nit besweifelt wer⸗ 
den. ann: 

1 Eine rechtshiſtoriſche Ana⸗ 
logie bietet der Reichstag des 
alten Reiched: Laband I, 218; 
Gierke, das alte und da3 neue 
beutfche Rei 25 f. Aber aud 
biele Analogie trifft nur an 

ernd, nicht volllommen zu; 
Val. Meyer, Lehrb. S. 315°. 
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zefumieren: der Bundesrat ift das im Namen und 
Auftrag der verbündeten Regierungen fungie- 
rende oberfte Organ der Reihsftaatsgemalt,!® 
recht eigentlich das „Regierungsfollegium” 
des Reiches.'⸗ 


II. Brganilafion und Verfahren. 


1. Der Bundesrat zählt (gemäß NB. Art. 6) 58 be- 
Thließende Stimmen, dazu kommt nunmehr noch eine be- 
ratende. Die Stimmen find verteilt nad Maßgabe der 
feinerzeitigen Stimmverteilung im Plenum des alten beut- 
fen Bundes.?° Preußen führt unter Zurechnung der da⸗ 
maligen Stimmen von Hannover, Kurheſſen, Holiftein, 
Naflau und Frankfurt 17 (mit Walded jett 18) ,?' die 
beiden Königreihe Sachſen und Württemberg je 4, Baden 
und Hefien je 3, Medlenburg- Schwerin und Braunfchweig 
je 2, alle übrigen Staaten je 1 Stimme; Bayern erhielt 


18 Nichtig Seybel bei v. 
Holtendorff 284 ff.; Jelli— 
net, Staatenverb. e 288; 


1a, | wie Laband bei Hirth 
54, 1510 und Staatsrecht 1], 


jet auch 





Brie, Staatenverb. 119 f. 


19 Ganz in bie Ser Ichmeift 


Born hal, Archiv f 

VII, 4 73 f., mit feinen Bemer- 
—*8 über Bundesrat und Kai⸗ 
ſertum. 

20 Bol. hierzu Senbel bei 
v. — — 1f.; Lö— 
nin bei Hirth 1875 ©. 8367, 

e zutreffend bemerfen, dafı 
ri Ad) bei jener Bezugnahme 
nur um ein biftorifches Motiv, 
teineöwegd aber um die Auf- 
ftelung eines Rech t3grundfages 





22 f. annimmt; |. 
Dänel StR. I, 344°. 

31 Die Stimmenzabl Preußens 
beträgt ſomit nicht einmal !s 
der Geſamtzahl; nach der nordd. 
BVerf. hatte Preußen 17 von 
43 Stimmen; ſchon damals 
proteftierte der Abg. Walded 
„al8 Preuße“ gegen dieſe Ein- 
nung Dee Bundesrates, welche 
die acht Vreußend auf 
die allerentſchiedenſte Weife 
ſchwächt“, indem fie 17 Stim- 
men für 26 und 26 für 5 Mil- 
lionen Seelen gewähre. 
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als bejondere Bergünitigung ftatt 4, wie die anderen König- 
reihe, 6 Stimmen.?? 

2. Die Abftimmung im Bundesrat erfolgt nad der 
Berfaffung bezw. nach näherer Maßgabe der Gefchäftsord- 
nungen v. 27. Februar 1871 und 26. April 1880. Regel: 
mäßig find einfache Mehrheitsbeichlüffe entſcheidend (NB. 
Art. 7 Abf. 3); anderd nur 1. bei den Ausnahmerechten, 
welche nah Art. 78 Abi. 2 zu behandeln find ;?® 2, bei 
Berfafjungsänderungen (RB. Art. 78 Abf. 1); 8. bei den- 
jenigen Materien, in melden der preußifchen Stimme ein 
Veto gegen Neuerungen eingeräumt tft.?* Bei Stimmen- 
gleihheit entjcheivet die preußifhe Stimme (RB Art. 7 
Abf. 3). Die Stimme eines jeden Staates ift einheitlich 
abzugeben; Bevollmädtigte fann jeder Staat zum Bundes- 
rat fo viele entfenden, ala ihm durch die Berfafiung 
Stimmen eingeräumt find (RP. Art. 6 Abf. 2). Für die 
Bevollmächtigten fönnen zugleih Stellvertreter ernannt 
werden, „welche im Fall der Verhinderung von Hauptbevoll- 
mädhtigten für diefelben als Mitglieder in den Bundesrat 
eintreten“ (Geſch.O. $. 1). Liegt letterer Fall nicht vor, 
fo dürfen die Stellvertreter den Verhandlungen im Plenum 
und den Ausſchüſſen zwar beimohnen, aber nidt daran 
teilnehmen ($. 4'). Die Zuziehung von Kommiffaren 
zur Hilfeleiftung für die Bevollmächtigten oder Gtellver- 
treter ijt nur geitattet auf Grund vorheriger Anmeldung 


22 Ob dieſes Plus bayrifcher | Schug von RB. Art. 78 Abf. 2 
Stimmen ein „Sonderredht“ ſei ftehendes Recht feien (Löning), 
(fo2aband I, 220* und andere | darüber f. oben $. 5. 
Schriftfteller), ob die „indivir| %3 ©. Bierüber oben $. 5. 
dualifierten Stimmredte" der % ©. unten die Lehre von 
Einzelftaaten ein unter dem der Gefekgebung $. 15. 
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beim NReichöfanzler; Zulaffung folder Kommiffare zu den 
Beratungen fett jedoch einen Genehmigungsbeſchluß des 
Bundesrates ſelbſt voraus; zum Wort können diefelben 
verftattet werden behufs „Erteilung von Auskunft” „auf 
Verlangen des Bevollmädtigten, zu defien Hilfe fie zuge- 
zogen find” ($. 42). — Dauernde Vertretung mehrerer 
Staaten durch einen Bevollmächtigten „ift nur auf Grund 
von Vollmachten zuläffig, welche von den Regierungen auf 
beftimmte Perſonen auögeftellt find” ($. 21); die Ab- 
ſtimmung aber hat ftets für jeden Cinzelftaat gefondert 
jtattzufinden. Stimmführende Bevollmädtigte können außer- 
dem „in Verhinderungsfällen” den Bevollmächtigten eines 
anderen Staates für ſich fubitituieren, jedoch nur auf Grund 
vorgängiger Mitteilung an den Reichskanzler und nur für 
eine Sigung; in der nächſten Sigung muß der betreffende 
Staat wieder felbft vertreten fein ($. 7). Die elfa$- 
lotbringifhen Kommiffare haben das Recht, an 
allen Verhandlungen ver Ausfhüfle und des Plenums teil- 
zunehmen, Anträge zu ftellen und Referate zu erjtatten, die 
Borlagen find ihnen zuzuftellen ($. 5). Die Abftimmungen 
erfolgen nad der in RV. Art. 6 bezeichneten Reihenfolge 
der Staaten. 

8. Die Gefhäfte des Bundesrates werden in 
8. 3 der neuen Gefh.D. eingeteilt in „bie wichtigeren, 
inäbefondere die Geſetzesvorlagen“ und die minder wid; 
tigen; 25 zur Erledigung ber erftgenannten follen „die erften 
Bevollmädtigten der Regierungen“ im Bundesrat anweſend 
fein, und um dies zu ermöglichen, follen die betreffenden 


25 Laband I, 256 fi. 
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Geſchäfte durch Anordnung des Reichskanzlers in eine furze, 
nah ihrem Anfangstermin genau zu beitimmende Zeit zu- 
fammengefaßt werden; der gleihe Mobus ſoll befolgt 
werden, wenn derartige Angelegenheiten wiederholt Gegen- 
ftand der Beſchlußnahme des Bundesrates werden. Dieje 
Borlagen müſſen mindeftens drei Wochen vor dem vom 
Reichskanzler beftimmten Anfangs: Zeitpunft der Behand- 
lung dem Bundesrat in Vorlage gebradt worden fein; 
außerdem werden fie nur dann in fofortige Behandlung 
genommen, wenn fie dur Mehrheitsbeſchluß für dringlich 
erklärt worden find. Gefehentwürfe und andere „wichtige 
Borlagen” werben zunächſt einer erjtmaligen Beratung ohne 
Beſchlußfaſſung unterworfen, die zweite Beratung darf erft 
nah Umfluß von fünf Tagen erfolgen; in derjelben erfolgt 
regelmäßig Beichlußfaflung , falle diefelbe nicht auf Grund 
eines formellen Beſchluſſes „ausgefegt“ wird. Bufammen- 
ztehung der erften und zweiten Beratung, fowie Abfürzung 
ber fünftägigen Friſt kann befchlofien werden, wenn nicht 
14 Stimmen widerſprechen ($. 16). „Um die Befchluß- 
nahme thunlichit zu befchleunigen, werden die Regierungen 
ſoweit möglich ihre Anträge fchon vor Beginn der Seffion 
des Bundesrates einbringen und ihre Bevollmächtigten im 
voraus mit ausreichender Inſtruktion verfehen“ ($. 12°). 
Sit die Sitzung nad den Beitimmungen der Gefchäfts- 
ordnung angekündigt und trogdem ein Staat nicht vertreten, 
fo fällt feine Stimme aus. Ebenfo wenn ein Staat fi 
der Abftimmung enthält unter der Angabe mangelnder In⸗ 
ftruftion (RB. Art. 7 Abf. 3). Selbſtverſtändlich feht die 
leßtere Beitimmung der Berfaffung voraus, daß den Bevoll- 
mädhtigten die nötige Zeit zur Einholung von Änftruftionen 
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offen gehalten werde, ehe die Abftimmung im Bundes- 
rat erfolgt; durch die oben mitgeteilten Spezialbeftim- 
mungen der Geſchäftsordnung ift hierfür ausreichende 
Borforge getroffen. Daß jeder Einzelftaat feine Stimme 
im Bundesrat abgeben muß, fchreibt zwar die Neichöver- 
fafiung nicht vor; mohl aber könnte durch Die Landesgeſetz⸗ 
gebung eine ſolche Bejtimmung getroffen werden zum Zweck 
der Wahrung der Intereſſen des Einzelitantes im und am 
Reiche. Doch beftehen derartige Spezialbeftimmungen bis 
jegt nit, und es ift fomit nur nad den allgemeinen 
landesſtaatsrechtlichen Normen zu bemefien, ob in der Nicht- 
ausübung des Stimmrechte im Bundesrate eine Verlegung 
der einzelftaatlichen Intereſſen gefunden werden fann und 
ob bezw. wie eine Verantwortlichfeit hierfür begründet :jt.?* 
Ferner muß angenommen werden, daß bei dauernder 
Ternhaltung eines Einzelftantes vom Bundesrate, mie fie 
insbeſondere in der Nichternennung von Bevollmädtigten 
zum Ausdrud gelangen könnte, eine Nichterfüllung der ver- 
fafjiungsmäßigen Bundespflichten läge, welche im äußerften 
Falle gemäß RB. Art. 19 zur Erefution führen fönnte.?” 
Eine beftimmte Zahl anmefender Mitgliever als Boraus- 
ſetzung für die Beichlußfähigfeit ift nicht vorgeſchrieben. 
* S.dazuLabandl, 2elfl;; u Infjen ira Bismard ngl. 
®. Meyer, Lehrb. 3568. band 1, 223?) fünnte zu den 
zi Qaband I, 221 f. behaup- Bedentiicften Konfequenzen füh- 
tet, „eine tedtlide Pflicht des | ren. Wie Laband auhSeydel 
Einzelftantes dem Reiche gegen- | 280. Auch die Ausführungen 
über für eine Bertretung und | Labands in der 2. Aufl. kön⸗ 
Stimmabgabe im Bundesrat |nen in diefem Punkte nicht als 
Sorge zu tragen, befteht nicht“. | überzeugend anerlannt werben. 
Die Theorie, daß es dem Ein- | Die Analogie des Reichstages 


zelſtaat völlig frei ftehe, jeine |pabt bier ſowenig wie fonft. 
Stimme im Bundesrat „ruhen“ 
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Über jede Sikung ift ein Protokoll aufzunehmen, 
das beim Beginn jeder folgenden Situng feitzuftellen 
ift. Eine Veröffentlihung der Bundesratsverhandlungen er⸗ 
folgt grundfäglich nicht.?® 

4. Die Legitimation der Bevollmädtigten zum Bundes⸗ 
rate liegt in der von dem Abjendeftaat auögefertigten 
Bollmahtsurfunde; diefelbe ift beim Zufammentritt 
des Bundesrates zu einer neuen Seffion vorzulegen und 
auf ihre Orbnungsmäßigfeit zu prüfen. ?? Diefe Prüfung 
erfolgt in der Regel einfach durch den Vorſitzenden, den 
Reichsfanzler.° Würde in einem Einzelitaate infolge von 
Thronftreitigfeiten die Frage fi erheben, wer zur Aus- 
jtellung der Vollmacht berechtigt jei, fo fteht ohne Zweifel 
dem Bundesrat die Entfcheivung hierüber in Hinficht einer 
ihm vorliegenden Vollmachtsurkunde zu:?! in der Regel 
werben allerdings mohl ftaatsrechtliche Streitfragen jo tief- 
greifender Natur ſchon vorher auf dem einen oder anderen 
Wege zur Beurteilung der Reichsgewalt gelangt fein. Die 
Ernennungen der Bevollmächtigten zum Bundesrat werden 
durch den Reichskanzler im Reichsgeſetzblatt publiziert. 

5. Die Inſtruktion ift lediglih Sache des Be- 
vollmädtigten und feines Abfendeftaates, der Beurteilung 
durch den Bundesrat demnad regelmäßig vollitändig ent- 
zogen.3? Nur wenn es fih um Abänderung von Aus- 
nahmerechten handelt, die unter dem Schute von RB. 


8 S. die genaueren Angaben | 81 sagt. Seydel bei v. Hol⸗ 
bei Laband I, 258 f. Kendorff 2%. 
» Qaband I, 228 f. 32 Ehenfo Laband I, 226, 
20 G. Meyer '318; Rofen-|229, vgl. 9. 
Der ‚ die ftaatöreditt. Stellung 
eichskangiers 11. 
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Art. 78 Abi. 2 ftehen, wird man gemäß der oben $. 5 
(I, D) entwidelten Anfiht annehmen müffen, daß ber 
Bundesrat materiell zu prüfen babe, ob die „Zuftimmung 
des berechtigten Bundesſtaates“ vorliege.?? Im übrigen 
aber ift es nicht Sache des Bundesrates zu entfcheiden, ob 
ein Bevollmädtigter inftruftionsgemäß oder inftruftiongmwibrig 
fih verhalten habe. — 

6. Der Bundesrat ift nah der Verfaſſung nicht 
ftändig verfanmelt, ſondern tritt nur periodiſch zujammen 
(NB. Art. 12—14); je mehr jedoch die Reichsgeſchäfte 
fih bäuften, deſto mehr nahmen die Unterbrechungen der 
Sitzungen den Charakter bloßer Baufen an, und die Ent- 
widlung der Dinge ijt längjt bei dem Nefultate angelangt: 
daß der Bundesrat ein ftändiges Kollegium 
geworden iſt und mindeſtens je ein Bevollmächtigter 
jedes Einzeljtante® dauernd fein Domizil am Sit bes 
Bundesrates hat (zwedmäßtg ift diefe Funktion in Zu- 
fammenhang gefeßt worden mit den fonft ja völlig gegen- 
ftandslofen Geſandtſchaften der Einzeljtaaten am preußifchen 
Hofe). 

Nah der RB. wird der Bundesrat „berufen“ durch 
den Kaiſer; im Namen des Kaifers werden die Sitzungen 
„eröffnet, vertagt, geſchloſſen“ (RB. Art. 12). Was der 
Bundesrat aus eigener Initiative handeln würde, wäre 
nichtig. Das Ermeſſen des Kaiſers ift jedoch durch die 
RB. an folgende Regeln gebunden ; 1. der Bundesrat muß 
berufen werden und fo lange verfammelt bleiben als der 


22 A. A. in biefem befonderen |a. a. D. 276 und die ſämtlichen 
gun Laband I, 229*;| Schriftfteller, ausgenommen 
eydel bei v. Holgendorff| Triepel, Interregnum S. 102. 
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Keihstag tagt; der Neichdtag aber muß mindeftens all- 
jährlich einmal berufen werden (NB. Art. 13); 2. der 
Bundesrat muß berufen werden, wenn ein Drittel der 
Stimmen, alſo mindeftens 20, dies verlangt (RB. Art. 14). 
Durch die oben gefchilderte Entwidelung des Bundesrates 
zu einem fländigen Regierungsfollegium des Neiches find 
diefe Vorſchriften in der Hauptſache gegenſtandslos ge= 
worden; doch wäre e3 ein zweifellofes verfafjiungsmäßiges 
Necht des Kaiſers, den Bundesrat zu „ſchließen“, vor⸗ 
behaltlich der Einſchränkungen der Art. 18 und 14. That 
fählih wäre dies ein Zeichen ſchwerſter Zerrüttung der 
Gefundheit des Reichsorganismus. — 

7. Den Vorfit im Bundesrate famt der damit ver- 
bundenen Leitung der Geſchäfte bat der vom Kaiſer er- 
nannte Reichskanzler zu führen (NB. Art. 15). Daß der 
Reichskanzler preußifher Bevollmädtigter zum 
Bundesrat fein müſſe, ift zwar durch die Verfaſſung nicht 
vorgefchrieben, wird jedoch abgejehen von der faktiſchen 
Notwendigkeit auch juriftifch deshalb angenommen werden 
müflen, meil fonft der vom Kaifer zum Reichskanzler er- 
nannte Bevollmädtigte eines anderen Cinzelitaates von 
dem Oberhaupte des Abfendeftaates abberufen werben 
fönnte, was zu einem unlösbaren Dilemma führen müßte. 
Eine andere Frage dagegen ift es, ob der Reichs— 
fanzler überhaupt Bevollmädtigter zum 
Bundesrat fein müffe Die Verfaſſung fchreibt 
dies nicht vor, bat es aber zweifellos vorausgefeht. 2% 


5 Auch mag dafür der Wort- | Bundesrates vertreten lafſen“ 
laut der Berfaflung: „durch | (Art. 15 Abf. 2), ſowie die In⸗ 
jedes andere Mitglied des | fongruenz hervorgehoben werden, 
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Daß fih aber ein Verhältnis des Vorfites und der Lei- 
tung der Gefchäfte im Bundesrat denken ließe ohne Stimm- 
führung, alfo ein Reichskanzler, der nicht Bevollmächtigter 
wäre, ift faum zu beftreiten. Man wird fomit, da ein 
verfafiungsmäßiges Verbot nicht befteht, dieſes Verhältnis 
als rechtlich zuläffig zu erachten Haben.?° Der Reichslanzler 
fann fi im Vorfig „Durch jedes andere Mitglied des Bundes⸗ 
rates“ vertreten lafien, ohne daß es hierzu befonderer Faiferlicher 
Genehmigung bevürfte; doch ift hierfür „Ichriftlihe Sub- 
ftitution“ erforderlih (RB. Art. 15 Abi. 2); im BVerfailler 
Schlußprotokoll ift überdies Bayern zugefichert (aber nicht 
in die DVerfafjung aufgenommen) worden, daß im Falle 
der Verhinderung Preußens, alfo wenn überhaupt fein 
preußifcher Bevollmächtigter anmwejend wäre, Bayern das 


die aus Art. 9 fi ergeben 
würde, wonad nur „Witglie: 
der des Bundesrates“ das 


ftehender Gewaltträger ernennt 
den Reichdlanzler — — „mit 
dem Reichskanzler fit jemand 


Recht haben, im Reichätage zu 
erſcheinen und zu fprechen. Ver⸗ 
neinend nur Henſel in Hirths 
Ann. 1882, 10 ff.; ſ. dazu und 
dagegen Laband I, 254°; 
Meyer, Lehrb. 3597. 

85 Eine vielerörterte Streit- 
frage, vgl. bef. die Außerungen 
des Fürſten Bismard im 
Reichstage, Sten. Ber. 1877, 
S. 127, fowie die vortrefflichen 
Ausführungen von Hänel, 
Stud. I, 24 ff. Hänel fagt: 
„niht mehr das Bräfibium 
Preußen, ein Mitglied des Bun- 
des im Sinne bes Art. 6, fon- 
dern der Kaiſer als foldher, ein 
außerhalb diefer Mitgliedichaft 
und außerhalb des Bundesrates 

Born, Staatdreht I. 2. Aufl. 


im Bundesrat, der nicht von 
einem Einzelftaat ernannt und 
als folder nicht Bevollmächtigter 
eines Cinzelftaates iſt.“ a⸗ 


G. gegen vermag ich die ee 


nels aus der räſidial⸗ 
ſtimme“ nicht für richtig zu 
halten, ſondern nehme in dieſer 
Beziehung ein „ſach⸗ und ſinn⸗ 
widriges Überbleibſel aus dem 
Verfaſſungsentwurf“ an. Der 
Begriff der preußifchen und der 


Bräfidialfimme ald einer 
Stimme iſt ein unlödbarer 
Widerſpruch: eine Bräfidial- 


ftimme neben der preußifchen 

hätte ausdrücklich geichaffen 

werden müflen. Bol. bierber 

auch G. Meyer, Lehrb. 358 ff. 
11 
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Necht des Vorfites im Bundesrate haben fol (Schlußprot. 
IX).?° Iſt auf Grund des Gtellvertretungägejeßes vom 
17. März 1878 ein Generalftellvertreter des Reichskanzlers 
ernannt, fo hat derfelbe das Recht des Vorſitzes im 
Bundesrate an Stelle des Reichskanzlers nach ausdrück⸗ 
licher Beſtimmung des Geſetzes nicht. ?7 

Der Reichskanzler leitet die Geſchäfte nach Maßgabe 
der Geſchäftsordnung. Alle Einläufe an den Bundes⸗ 
rat gehen durch ihn. Er iſt das Vermittelungsorgan 
ſowohl zwiſchen Bundesrat und Kaiſer als zwiſchen Bundes⸗ 
rat und Reichstag. In Bezug auf minder wichtige Ein⸗ 
gaben an den Bundesrat räumt die Geih.-D. dem 
Reichslanzler ein gewiſſes Maß felbitändiger Kompetenz 
ein. Zu den Sitzungen find die Bevollmädtigten fchrift- 
lih unter Angabe von Zeit, Ort und Lokal der Situng, 
wo möglich auch der Tagesordnung, einzuladen; bei Aus- 
ſchußwahlen ift letzteres zwingende Vorſchrift. 

8. Die Arbeiten des Bundesrates werden entweder 
im Plenum oder durch die Ausſchüſſe erledigt. Letztere 
find juriſtiſch als Kommiſſionen des Bundesrates zu be- 
trachten; ihre Aufgabe beſteht in der Regel in der Vor⸗ 
bereitung der Arbeiten für das Plenum, doch iſt denſelben 
auch mehrfach eine ſelbſtändige Kompetenz überwieſen. Die 
Ausſchüſſe werden entweder nur vorübergehend zur Erledi⸗ 
gung eines beſtimmten Geſchäftes gewählt, oder ſie ſind 
dauernd, ſei es gemäß verfaſſungsmäßiger Vorſchrift, ſei 
es auf Grund anderer Beſtimmungen, ſei es nad Her- 


*. S. dazu aud Hänel, ER 27 G. v. 17. nr 187 .4. 
251; Laband I, 254 ;| dgl. unten IP Inf. 
Regen, Lehrb. 8. 1248. Laband I, 
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kommen. Die jtändigen Ausfhüfle müflen „für jede 
Seffion” refp. alljährlich neu zufammengefegt werden, bie 
ausſcheidenden Mitglieder find wieder wählbar (AB. Art. 8 
Abf. 2). Jeder Ausfhup muß mindeftend aus den Ber- 
treten von fünf Staaten beftehben (RB. ebenda), in der 
Regel find es fieben (nur der 2. und 8. Ausſchuß haben 
fünf Mitglieder). ?° Preußen („das Präfivium”, wie fi) 
die RV. inkorrekterweiſe ausdrückt) muß in allen Aus- 
ſchüſſen mit einer alsbald zu ermähnenden Ausnahme einen 
Sit haben und führt den Borfit (RP. ebenda). Im 
übrigen findet regelmäßig freie Wahl durh das Plenum 
ftatt, und zwar in der Weife, daß durch die Wahl die 
Staaten benannt werden, denen man dann überläßt, die 
in den betr. Ausfhuß zu deputierenden Perfonen zu 
benennen.?? Hat ein Staat in einem Ausſchuß mehrere 
Vertreter,“o fo ift er doch nur zur Führung einer Stimme 
berechtigt, in Konfequenz der für die Stimmengabe im Ple- 
num beftehenden verfaffungsmäßigen Vorſchrift. Die Wahlen 
erfolgen durch abfolute Stimmenmehrheit bei geheimer Ab- 
ſtimmung, eventuell durch relative Stimmenmehrheit, fub- 
eventuell entfcheidet das Los.t! Den Ausſchüſſen müflen zu 


©. Laband I, 263. Hänel, Stud. I, 301; ©. 
NV. Art.8 fagt in Abſ.2: Meyer, Lehrb. 3625. 
die „Bundesftaaten” feien ver-| + Die Möglichkeit eines ſol⸗ 
treten, in Abf. 3 na aufgäde en Berbältniffes ift nach ber 
lung der Staaten, welche ftändige | RB. nicht ausgeſchloſſen, prak⸗ 
Sike haben: „bie Mitglieder | tif aber wird dieſe Möglichkeit 
werden — — jewählt.“ eſch⸗kaum werben. 
D. 8.17 beftimmt deutlih, dab | +1 Nah RV. Art. 7° erfolgt 
dburh Wahl des Plenumd nur | die „Beihlußfaflung” im Bun- 
die Staaten begeichnet merben. desrat mit einfacher Mehrheit 
Bol. Laband I, 264°; Sey-| mit votum decisivum für Preu⸗ 
del bei v. Holkendorff 279; | Ben bei Stimmengleichheit. Das 


11* 
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ihren Arbeiten alle Beamten und alles Material zur Ber- 
fügung geftellt werden, deſſen fie bebürfen (RV. Art. 8 
Abf. 5). Die Arbeiten der Ausſchuſſe können fortgeführt 
werben, auch wenn das Plenum nicht verfammelt ift. 

9. Die tändigen Ausfhüffe find: * 

1. Für das Landheer und die Feftungen.*? 
Derjelbe beiteht aus 7 Mitglievem, von welden 
Preußen, Bayern, Württemberg nad) der Verfaffung 
je eines zu entjenden haben; außerdem ift auch 
Sadfen durch die preußiſch-ſächſiſche Militärkon- 
vention ein Mitglied zugeftanden;** die übrigen 
Mitglieder ernennt der Kaiſer frei, bezw. er be- 
‚zeichnet die Staaten; 

2. für das Seeweſen (Kriegs-Marine), 5 Mitglieder, 
die vom Kaifer in der zu 1. bezeichneten Weife er- 
nannt werben; *° 

3. für Zoll: und Steuermefen, 7 Mitglieber, 
die, abgejehen von dem verfafjungmäßigen Sit und 
Vorſitz Preußens, vom Plenum gewählt werben ;*® 


im Tert bezeichnete Voeh wverſah Preußen und Sachſen abge— 
ren beruht auf Geſch.O. 8. 172; ſchloſſen) obwaltende Rechtsver⸗ 
ſ. ann and a R mb L erh hältnis f. unten im Wilitärrecht. 
aban „Pand⸗ 45 
bug 5. Deutice Me N 2 g | af a2. Art. 8 Wf. 1. 8.2 
. Art. 8 7 
af. 2 . Württemb. Sic Kon. | * 38. Art. 8 Abf. 1 8.8 
Art. 15 Abf. 2 —8 olußbeſt. Abi. 2. Dieſer Ausſchuß ift 
zu Abſchn. XI der RB hiſtoriſch herausgewachſen aus 
“4 Über vas bei diefer Mili- |dem früheren Centralbureau 
tärlonvention (v. 7. Febr. 1867, | des Zollvereind". ©. bazu La: 
aljo vor Errichtung des Rord- |ban I, 267 f. u. unten ®. I 
deutfhen Bundesftaates zwiſchen $. 30. 


22; 
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4. für Handel und Verkehr, wie 3. gebildet; 
5. für Eifenbahnen, Poſt- und Telegraphen- 
weſen, wie 3. gebildet; 
6. für Juſtizweſen, wie 3. gebildet; 
7. für Rehnungsmwefen, mie 3. gebildet (Die 
Budgetlommiffion des Bundesrates).*? 
Diefe Ausſchüſſe müfjen ald dauernde nah RB. Art. 8 
Abf. 1 beitellt werden. Dazu fommen nod: 


8. kraft der Verfaflung Art. 8 Abf. 4: der Aus- 
ſchuß für die auswärtigen Angelegen- 
heiten.*® Für denfelben gelten die im allgemeinen 
für die Ausſchüſſe beftehenden Vorſchriften, jedoch 
mit der widtigen Mobifilation, daß in demfelben 
Bayern den Borfit führt, daß ferner verfaſſungs⸗ 
mäßig in dem Ausfhuß nur Bayern, Sachſen 
und Württemberg vertreten fein müffen; zmei 
weitere Mitglieder find aljährlid vom Bundesrat 
zu wählen, und es fteht nah der RV. nidts im 
Wege, daß Preußen gewählt werdet? Der Aus- 
ſchuß, wohl als Kontrollinftanz für die ausmärtige 
Politif Preußen gegenüber gedacht, ıft bis jebt in Feiner 
Weiſe praftifch geworden, und es iſt zu hoffen, daß 
dies auch nicht der Fall fein werde; 


47 Laband I, 268 f., ſowie Reichſstag (Sten. Ber. der II. 
unten 3. DS. 30. außerord. Seiftion d. 3. 1870 
48 Bol Laband IL 231ff. S. 
über biefen Ausſchuß, der ledig⸗ * Beydel bei v. Holtzen⸗ 
lich, Kommunitationsmittel⸗ AN dorff 296 Hält dies „Durch die 
So haralterifierte ihn Natur der Sache“ für ausge⸗ 
Staatsminiſter Delbrü Fi pi ſchlofſen“. 
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9. kraft Bundesratsbeſchluſſes vom 27. Mai 1871: 
der Ausfhuß für Elſaß-Lothringen; weiter 
fraft ftändiger Praris 
10. für die Berfaffung und 
11. für die Gefhäftsordnung. Außerdem befteht 
3. 3. noch ein außerordentliher Ausſchuß für das 
Eifenbahbn- ütertarifmwefen, beftehenb aus 
7 Mitgliedern. 


II. Das Rechtaverhälfnisder Bundesratsbenollmärhfigten.®® 
1. Zum Reide. 

Die Mitglieder des Bundesrates ftehen in feinem Dienft- 
verhältnis zum Reiche, find fomit, obwohl fie in ihrer Ge- 
famtheit eine Reichsbehörde bilden, nicht Reichs beamte.* 
Sie beziehen demnach weder Gehalt aus der Reichskaſſe, 
noch ftehen fie unter der Disziplinargewalt des Reiches. 

„Dem Raifer liegt es ob, den Mitgliedern des Bundes- 
rated den üblichen diplomatifhen Schu zu gewähren” 
(RB. Art. 10). Aus dieſer Beftimmung der Verfafiung 
geht hervor , daß die Stellung der Bundesratsbevollmäd;- 
tigten im Reiche bei Erlaß der Verfaſſung als eine gleid- 
fam völkerrechtliche gedacht war, als die Funktion von 
Gefandten der verſchiedenen Einzelftaaten beim Reiche. 
Der Geſichtspunkt, von welchem man hierbei ausging, tft 
jedoch ftaatsrechtlih unbaltbar, da von völferredt- 
lichen Beziehungen zwifchen den das Reich Eonitituierenven 
Einzelftaaten und dem Reiche felbft logifch nicht die Rede 


No. auch Gier te in 51 Bol. Laband I, 224, ſ. 
Schmollers Jahrb. VII, 1146. auch unten $. 10. 
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fein Tann, während der Rechtsbegriff Gefandter völfer- 
rechtliche Beziehungen der Staaten zur unbedingt not- 
wendigen Vorausfegung hat.? Die Bevollmächtigten zum 
Bundesrat find Staatsbeamte, melde die Bundesglieder, 
die Eingelftaaten, behufs Bildung des Staatöwillend der 
Gentralgewalt an den hierzu beitimmten Ort entfenden; 
über den Ort, an welchem der Bundesrat feinen Sit hat, 
beftimmt die Berfaflung nichts; man wirb fomit in dem 
faiferlihen Recht der „Berufung“ des Bundesrates (RP. 
Art. 12) auch das Recht der Beftimmung des Sitzes zu 
finden haben. Für einen „piplomatifhen Schub” im Sinne 
des Völkerrechts aber ift bier juriftifch niemal® Raum, da 
die begrifflide Vorausſetzung eines foldhen: Gefandte ſou⸗ 
veräner Staaten bei fouveränen Staaten, fehlt.5? 

Sleihmohl bat man aus RB. Art. 10 auch in der 
Spezialgefehgebung des Reiches noch Konfequenzen gezogen: 
die Bevollmädtigten zum Bundesrat find erimiert von ber 
Gerichtöbarleit de3 Staates, in welchem der Bundesrat 
feine Situngen abhält, ausgenommen die von biefem felbft 
beitellten. Yerner können die Mitglieder des Bundesrates 
in Givil- wie in Straffahen nur mit Genehmigung ihres 
Landesherrn an einem anderen Orte als dem Bundesrats⸗ 
fige als Zeugen oder Sadhverftändige vernommen werben, 
folange fie an lebterem vermeilen.5* 


53 Darüber ift in Theorie und| 6G6GVG. 8. 18%; CRD. 5% 
Praris fein Zweifel, |. die Lchr- | 347, 367; ein. 88. 49 u. 12. 
u. Handbücher des Völkerrechts, Cine Kritif ber „Exterritoria- 
fomie unten 3. II $. 28. lität“ der Benollmädtigten zum 

658 Anders G. Meyer, Lehrb. | Bundesrat giebt Wefterfamp 
363, der ben Bevollmächtigten 103; Dagegen vaflen jene „völ- 
Die „Stelung von diplomatischen terrechtligen“ Beftimmungen na- 
Bertretern“ zuweiſt. türlich aufs beſte zu der völker⸗ 
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2. Gegenüber den Einzelftaaten. 


Die Bevollmädtigten zum Bundesrate find regelmäßig 
höhere Staatöbeamte des Abſendeſtaates; ihre Ernennung 
erfolgt dur das Staatöoberhaupt und kann von Diefem 
jederzeit wieder zurüdgezogen werben; an dem Dienftver- 
hältnis zum Einzelftaat wird dur den Eintritt in den 
Bundesrat nichts geändert, vielmehr fett letzterer erſteres 
voraus; nur dem Einzelſtaat ijt der Bevollmächtigte dis⸗ 
ziplinarifch unterftellt ; nur von ihm empfängt er feine $n = 
ftruftion. Die legtere ift volllommen res interna des 
Einzelftaates, fie Tann dem Bevollmächtigten vollfte Freiheit 
der Bewegung lafien, fann ihn aber ebenfo gut an die 
fpezialifiertejten Detailvorfchriften binden oder ihn verpflichten, 
im einzelnen Falle immer Spezialinftruftion zu erholen. 
Die Reichsverfaſſung enthält nur die einzige hierher gehörige 
Borfchrift, daß „nicht inftruterte Stimmen” nit „gezählt“ 
werden (Art. 7 Abf. 3). Ob die Volksvertretung hierbei 
eine Mitwirkung zu beanfpruchen habe, entfcheivet ſich ledig— 
Ih nah Partikularftaatsrecht: keinesfalls widerſpricht eine 
folde Mitwirkung den pofitiwen Vorfchriften oder dem Geift 
der Reihsverfaffung. Es fünnte fehr wohl durch Zandes- 
fpezialgefeg die Erteilung der Inſtruktion überhaupt oder 
für beitimmte Fälle ausdrüdlihd an eine Mitwirtung der 
Bolfevertretung gebunden werden, und es wäre dann eine 
im Widerſpruch zum Gefeh erteilte Vollmacht feine gültige 
Vollmacht. Ob freilich derartige Landesgeſetze wünſchens⸗ 
wert, bezw. inwieweit fie thatfächlich durchführbar wären, tft 








rechtlichen Konftruftion des Rei- deſſen Komm. 111 und bei v. 
&ed, die Seydel giebt; vgl. Holgendorff 280. 
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eine andere Frage, die fih nicht auf den Boden des 
Rechtes, fondern der Politik entjcheidet.55 


IV. Rompefeng. 


I. Der Bundesrat ift das höchſte Organ des 
Reiches: feine Befhlüffe find definitiv. Für 
den Bundesrat ſpricht überall die Präfum- 
tion; er ift Dvemgemäß immer und überall zu— 
ftändig, wo nit durch pofitive Rechtsvor— 
ſchrift die Zuftändigfeit eines anderen Dr- 
ganes begründet ijt.5® 

II. Der Bundesrat bildet ferner das natürlihe Kom 
muntfationsorgan unter den Bundesgliedern 
und der legteren mit der Gentralgemwalt: der 
unausgeſetzte perfönliche Meinungsaustaufch dient am beften 
zur Wahrung der allgemeinen Intereſſen und Aufrecht⸗ 
erhaltung besjenigen Maßes von Vertrauen, welches für 
das Gebeihen des Bundesſtaates die unerläßliche Voraus⸗ 
ſetzung bildet.°?. 

III. Der Bundesrat ift weiter dasjenige Organ, in 
welchem und durch welches die Bundesglieder zur 


55 Pal. über die ganze Face G. Meyer, Lehrb. $. 12319), 
auch oben 8. 5; dort auch die iſt ganz unerfindlid. Zreffend 
Litteraturangaben ; wie man au? | Laband I, 2 . 

der Zuftimmung der einzelftaat- | 5% Genau ebenfo ©. Meyer, 
lichen Bollsvertretungen zu RB. | Lehrb. 352; Seydel in Hol: 
Art. 6 einen „Berzicht derfelben | zendorffs Jahrb. a. a.D. 284. 
auf jede Mitwirfung zur In-| 97 Sehr gut Laband I, 281 
ftruierung der Bundesratsbevoll⸗ FAR allerdings handelt es 
mädtigten“ folgern kann (Sey = | ji hierbei wejentlih um poli- 
del bei v. Holkendorff 277, |tifhe, nicht um juriftifhe Ge- 
ebenfo Hänel, Stud. I, 219; ſichtspunkte. 
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Ausübung ihrer Mitglienfhaftsrehte am 
Reihe gelangen. Diefe find grundfäglich gleih, darum 
müſſen auch alle Anträge von Bundesgliedern zur Beratung 
geitellt werden (RV. Art. 7 Abf. 2). Abgefehen von ben 
oben $. 5 erörterten Ausnahmerechten find die Rechte der 
Einzelftaaten bei Bildung des Reichswillens nur quantitativ 
nah Maßgabe der thatfählichen Verhältniſſe abgeftuft. 

IV. Der Bundesrat übt dag Dberauffihtsredt 
des Reichesss über vie Bundesglieber nad Maß- 
gabe folgender Spezialvorfchriften : 

1. die Beſchwerde wegen uftizvermeigerung, im Gegen- 
fat zu Verwaltung und Verwaltungsgerichtsbarkeit 
(Hänel ©. 788 f.), durch einzelſtaatliche Gerichte 
kann, „wenn auf gefeglihem Wege ausreichende Hilfe 
nicht erlangt werden kann“, an den Bundesrat ein- 
gelegt werben; findet er die eingelegte Beſchwerde 
für „erwieſen“, fo iſt „die gerichtliche Hilfe bei der 
Bundesregierung, die zu der Beſchwerde Anlaß ge 
geben hat, zu bewirken” (RV. Art 77), °°? 

2. Streitigkeiten jtaatsrechtlicher Natur — „fofern dies 
felben nicht privatrechtlicher Natur und daher von 
ben fompetenten Gerichtöbehörben zu erledigen find” °0 
— zwiſchen Bundesglievern „werden auf Anrufen ®! 


58 Pal. die interefiante Ber- | Bundesrat zu fällenden „Rechtd«- 
leihung mit den durch die ſpruch“ ebenda 741; ©. Meyer, 
Frankfurter Neichäverfaflung | Xehrb. 642. 
nad) diefer Richtung dem Reichs- © S. die nähere Beltimmung 
gerihte sugemielenen Funktionen | bei Hänel StR. I, 578 f. 
ei Hänel SIR. IS. 9. 1 Die Folgerung Hänels 

5 Wörth leid Wiener | StR. 1, 577, daß dies „Anrufen“ 
Schl.⸗A. Art. 29; vgl. Hänel reihöverfaffungsmäßi ge vflicht 
StR. I, 737 ff, Über den vom | fei, allerdings vorbehalten das 
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des einen Teild von dem Bundesrate erledigt” (RV. 
Art. 76 Abſ. 1). Provoziert die eine Partei auf 
Entfheidung durch den Bundesrat, fo muß bie 
andere in jedem alle vor das angerufene Forum 
folgen. Der Bundesrat kann felbft eine Entfcheivung 
fällen,*? der die ftreitenden Parteien fich unterwerfen 
müffen,°® er kann aber ebenfo gut eine andere In⸗ 
ftanz mit der Entſcheidung beauftragen.** In jevem 
Falle haben die Parteien zu gehorchen, dann nur 
ift die Sade „erledigt”, wie dies die Verfaſſung 
pofitiv vorfchreibt. Über die den Kernpunkt des 
Bundesftaates treffende hohe grundfäßliche Bedeutung 


diefer Verfaſſungsbeſtimmung f. oben $. 5, IH. 
3. Der Bundesrat kann ferner fogar interne Verfaſſungs⸗ 


„Recht der Kompromiffe”, geht 
zu weit. Richtig ift und folgt 


| es A. A. Seydel, Komm. 
254 und bei v. Holtendorff 


aus der Natur des Bundes- | 288 f., der eine Entſcheidung 
ſtaates, daB jede Selbfthilfe |durh den Bundesrat felbit als 


unter den Bundesgliedern aus» 
geichlofien ift. Daß der Bundes- 


rat für die Entſcheidung ber- | 643 


artiger Streitigleiten ungeeignet 
fei, fann Hänel durchaus nicht 
zugegeben werben. Im Gegen» 
teil: jede andere Inſtanz wäre 
ungeeignet, weil es fid um 
„Staatenftreitigleiten im ftren- 
gen Wortfinn“ Handelt, „bei 
enen ausſchließlich Einzelftaaten 


als ſolche Bartei find“ (Hänel|er den Sprud 
7) de P fi 8 


ausgeſchloſſen betrachtet. Richtig 
Laband 1,249; Meyer, Lehrb. 


4 Bol.den bei Sey del a. a. O. 
289 erwähnten praktiſchen Fall, 
in dem es ſich aber nicht um 
ein „ſachverſtändiges Gutachten” 
handelt; der Bundesrat bewirkt 
in biefem Falle die ihm durch 
die Verfaffung übertragene „Er- 
ledigung“ vielmehr dadurch, daß 
einer anderen 
Inſtanz veranlaßt, deren Ent» 


63 Eine völkerrechtliche Juris⸗ Scheidung dann rechtlich als feine 


diktion“ — G. Meyer, Xehrb. | Entfcheidung zu 


elten bat. 


642 — ift dies in Anbetradt | Ebenfo Hänel StR. I, 975, 
de3 oben nachgewiefenen Staats⸗ und jegt Laband I, 249. 


charakters des Reiches nicht. 
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ftreitigfeiten in einem Einzelftaate entſcheiden. Vor⸗ 
ausfegung hierfür tft: einmal, daß er von einer be- 
teiligten Seite angerufen wird, fodann, daß in dem 
betreffenden Staate feine „Behörde zur Entſcheidung 
folder Streitigkeiten” „beſtimmt“ iſt.“s Jedenfalls 
muß es ſich um „Verfaſſungsſtreitigkeiten“ handeln; 
allerdings iſt dieſer Begriff fehr vag,** und man 
wird nicht jede Meinungsdifferenz über Interpretation 
einer Verfaſſungsvorſchrift hierher beziehen dürfen, 
fondern mefentlih nur an akute Konflilte zwiſchen 
einer Ginzelregierung und ihrer Volfsvertretung zu 
denfen haben.” Die Thätigkeit des Bundesrates ift 
primär auf einen gütlichen Ausgleich zu richten, even⸗ 
tuell ift die Streitfrage „im Wege der Reichögefeh- 
gebung zur Erledigung zu bringen”. Zweifellos hat 
durch dieſe Vorſchrift das Reich die Möglichkeit ge- 
wonnen, einzelitaatliches Verfajlungsreht neu zu 
ſchaffen, authentifch zu interpretieren oder abzuändern.®® 


65 Solche Behörden beitehen 
in Sachſen, Braunfchweig, Olden⸗ 
burg, den Hanſeſtädten. Bal. 
Hänel StR. I, 570 über den 
„[uölibiären. Sharatter von 

V. Art. 76 A ferner 
6. Meyer, Lehrb. —— da⸗ 
nach beſtehen ſolche Behörden 
auch in Altenburg und beiden 
Medlendurg. 

66 Bol. Seydel, Komm. 255 
und bei v. Holgendorff 290; 
Meyer, Lehrb. 649; Laband 
1, 250 über die Interpretations⸗ 


fra es 
©. Hänel StR. I, 567 ff. 
fordert: einen Streit um bie 


„objektive Geltung der Berfafs 
fung”, der zu entſcheiden iſt 
„durch einen gemeinverbindlichen 
Ausiprud über die Rechts⸗ 
beftändigleit einer en teffung 
oder Verfaſſungsbeſtimmung 

über das Verhältnis zur Mi- 
nifteranflage fpeziel ©. 569. 

8 Del. Seydel a. a. D. 
20 f.; Laband I, 251 f.; 
Meyer, Lebrb. 643; Hänel 
StR. IL, 571 Hält nur authen- 
tiſche Interpretation für zus 
läſſig. Sehr richtige grundfäß- 
liche Bemerkungen madt zu 
diefer Borfhrift Yaband I, 2. 
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Zweifellog auch könnte Durch Reichsgeſetz zur Ent- 
ſcheidung ein Gerichtshof, auch ein einzelftaatlicher, 
berufen werben; dagegen könnte es mit bem Wort- 
laut der Berfaffung, der immer eine fonfrete „Streit- 
frage” vorausfegt, nicht in Einklang gebracht werben, 
wenn das Reich fi die Kompetenz beilegen mürbe, 
einen ſolchen Gerichtshof „als eine dauernde orga- 
niſche Einrichtung zu Tchaffen“.*® 
V. Der Bundesrat hat die Sankttion der Geſetze 
und wirft mit bei der Feftftellung des In— 
haltes derfelben.’”? In letzterer Beziehung ift zu be= 
merken, daß die Mitglieder des Bundesrates jederzeit den 
Beratungen des Reichötages und feiner Kommiffionen an- 
wohnen und das Wort ergreifen dürfen; auch menn ein 
Staat bei der Abflimmung im Bundesrate felbft in der 
Minderheit blieb, fo kann fein Vertreter doch noch im 
Reichstag die unterlegene Meinung vertreten (RB. Art. 9), 
um durch einen diefer Meinung zuftimmenden Beſchluß des 
Reichstages eventuell eine Anderung des früheren Bundes⸗ 
ratSbefchluffes zu erzielen. — Gewiß ift dies die wichtigſte 
Funktion des Bundesrates, dennod tft „die prinzipielle 
Charakterifierung des Bundesrates als des für die Gefeh- 
gebung beftimmten Organs“ zu eng.”! 


Sp Hänel StR. I, 572; 


gewiß einen fehr wertvollen 
das RG. v. 14. Mai 1881, wel: 


„Präcedenzfall” dar. 


ches zur Entſcheidung von Ber- 
fafjungsftreitigfeiten zwiſchen 
Senat und Bürgerfchaft in Ham⸗ 
burg das Neichögericht beruft, 
beruht auf der Hamburger Ber- 
fofjung Art. 71, 76, ftellt aber 


70 Siehe unten $. 15. 

1 2aband I, 2%. Der 
Vergleich des Bundesrates mit 
einem „Bermaltungsrat” einer 
privatredtlichen Korporation 
(ebenda 235) entbehrt gänzlich 
des Fundamentes. 
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VI. Der Bundesrat ift prinzipiell dad Organ des 
Reichsverordnungsrechtes; für ihn ſpricht die Prä- 
fumtion, falls nicht durch pofitive ſpezialgeſetzliche oder ver- 
faffungsmäßige Vorſchrift anderen Yaltoren dieſes Recht 
übertragen mwurbe.”? 

VI. Der Bundesrat wirkt, fei es im Plenum, fei es 
durch die Ausſchüſſe, mit bei ver Ernennung gemiffer 
Kategorieen von Reichsbeamten. Die Ernennung 
der Beamten erfolgt Traft RV. Art. 18 dur den Kaifer; 
legterer aber ift in einer Reihe von Fällen gebunden, fei 
es Die Zuftimmung, fei e8 das Gutachten des Bundesrats 
zu erholen. Es kommen hier in leßterer Beziehung in 
Betracht: die Kontrollbeamten für Zoll- und Steuerweſen 
und die Konfuln, in erfterer die Mitglieder des Reichs⸗ 
rechnungähofes, des Reichsgerichtes und der bei demjelben 
beftehenden Staats⸗(, Reichs“⸗)Anwälte, des Bundesamtes 
für Heimatsweſen, der Disziplinarlammern und des Dis- 
ziplinarhofes, der Verwaltung des Reichsinvalidenfonds, 
des NReihsbanfvireftoriums, der ftändigen Mitglieder des 
Potentamtes, des Reichöverfiherungsamtes.’® 

VII. Der Bundesrat hat die etwaige Auflöfung 
des Reichstages während der Legislaturperiove zu „be= 


72 Siehe fpeziel über RB. | res ift richtig, ſchließt aber das 
Art. 7 an. 3, die vor |erftere ald allgemeinen 
züglide Ausführung bei La. | NRehtsgrundfak aus. Nach der 
band I, 2361. Nur kann | Konftrultion des deutſchen 
grundfäglih nicht zugegeben | Bunbesftantes ruhen alle Rechte 
werden, daß der SKaifer „die des Kaiſers auf Spezialtitel; 
Daun der NRegierungäge- | |. darüber die nähere Ausfüh- 
häfte‘, der Bundesrat „die rung in 8. 7. 

Aufftelung der allgemeinen Ber- | 7° Näheres unten 88. 9, 10. 
waltungsnormen” babe. Letzte⸗ Bgl. auh Laband I, 242. 
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ſchließen“, der Beichluß bedarf aber zu feiner „Rechtskraft“ 
der „Zuftimmung” des Kaifers (RV. Art. 24). 

IX. Der Bundesrat hat die Erefution gegen 
Bundesglieder nah Maßgabe von NP. Art. 19 zu 
„beichließen”, „wenn Bundesmitgliever ihre verfaffungs- 
mäßigen Bundespflichten nit erfüllen“. Ob letzteres der 
Tall, ift vom Bundesrat feftzuftellen: durch einfachen Mehr⸗ 
heitäbefchluß, wenn es ſich um unbeftrittenes Recht handelt, 
außerdem durch authentifche interpretation der ftreitigen 
Rechtsſätze in der hierfür im einzelnen Falle gebotenen 
Form.’ Die Erelution ift vom Kaifer „zu vollitreden”. 

X. Der Kaifer bedarf ferner der Zuftimmung des 
Bundesrates: 

1. beim „Abſchluß' von Staatsverträgen über 
„ſolche Gegenftände”, „welche nad Art. 4 in den 
Bereich der Reichsgeſetzgebung gehören” (RB. Art. 11 
Abf. 3);75 

2. bei Kriegserflärungen, „es fei denn, daß ein 
Angriff auf das Bundesgebiet oder deſſen Küften er- 
folgt" (RB. Art. 11 Abf. 2). 

XI. Der Bundesrat hat ferner eine umfaflende Kom- 
petenz in finanziellen Angelegenheiten des 
Reiches: 

1. beim Etatgejeß ſowie bei ver Aufnahme von Anleihen 
und Übernahme von Garantieen (RB. Art. 69, 73) 
bat der Bundesrat die allgemeinen Funktionen, welche 
Abm für die Neichgefeßgebung zulommen ; ® 


14 0 bei v. Holten- 


16 S. ne 8. 18. 
—V ſ. auch oben 8. 


76 S. hierzu unten 8. 16. 
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. er hat dur feinen Ausfhuß für Rechnungsweſen die 


vierteljährlichen Rechnungen der Einzelſtaaten über die 
Erhebung der Zoll⸗ und Steuergefälle zu prüfen und 
daraufhin durch das Plenum die an die Reichskafſe 
abzuführenden Beträge feftzuftellen (RB. Art. 39); 
er hat ferner das gefamte Zoll- und Steuererhebungs- 
weſen der Einzelſtaaten als oberfte Inſtanz zu kon⸗ 
trollieren und für Abhilfe etwa hervorgetretener 
Mängel zu forgen (RV. Art. 36 Abſ. 3);7 


. e* bat, ebenfo wie der Reichstag, dem Reichskanzler 


alljährlid auf Grund der orpnungsmäßig befundenen 
Rechnungen Entlaftung „über die Verwendung aller 
Einnahmen des Reiches” zu erteilen (RP. Art. 72) ;7° 


. er Eontrolliert gemeinfam mit dem Reichstag die 


Verwaltung der Reichsſchulden, indem er drei Mit- 
glieder in die Reichsſchuldenkommiſſion aborbnet ; '? 


. in gleicher Weife fontrolliert er die Reichsbank⸗ 


verwaltung dur Abordnung von drei Mitgliedern in 
das Reichsbankkuratorium; ®° 


. er ift beteiligt an der Verwaltung des Reichskriegs⸗ 


ſchatzes, indem alle Zaiferlihen Verordnungen, die 
über die Subſtanz desſelben verfügen, feiner ſowie 
des Reichſstags Zuftimmung zu ihrer Gültigkeit be 
dürfen, und alle Anorbnungen, die die Verwaltung 
betreffen, gleihfall8 vom Kaifer nur mit feiner Zus 


77 gl. bierüber die ausführ- | 7° Gef. vom 19. Juni 1868 


lihe Erörterung von Laband | (BGBL. DS 4,7; f. weiteres 
256. zu Art. 7 2.3 derlunten 2. 1 30. 


"3, |: auch unten ®. 8. 80. 1 Wär 1875 8,25 


S. hierüber unten 8. 16. 184); f. unten B. I 
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flimmung erlafjen werben dürfen, endlich über den 
Beitand alljährlich durch die Reichsſchuldenkommiſſion 
an ihn zu berichten iſt.* 

Kraft pezialgefetlicher Beſtimmungen find dem Bunbes- 
rat außerdem noch nicht wenige wichtige Rechte in Be- 
ziehung auf die Finanzwirtfchaft des Reiches beigelegt, die 
in anderem Zufammenhang zur Erwähnung gelangen werben.®? 

XI. Der Bundesrat wirkt mit bei der Ausübung ber 
Disziplinargewalt über Reihsbeamte, fowie 
bei Feftitellung der Penfionsverhältnifie von folchen.®® 

Der obige Katalog von Rechten des Bundesrates Tann 
nicht erfchöpfend fein, vielfach find durch einzelne Geſetze 
dem Bundesrat Funktionen zugeteilt,?* vie ſich lediglich 
unter den allgemeinften Geſichtspunkt fubjumieren laflen: 
daß ber Bundesrat das oberfte Organ des Reiches ift. 
Ferner baben aud die Ausfchüfle des Bundesrates zum 
Teil widtige jelbfländige Funktionen, von denen in der 
weiteren Darftelung je am jpeziellen Drte die Rebe fein 
wird.85 

1 Gef. vom 11. gm. 1871|und infoweit intereffante An- 
sr 403) 88. 1, 3; |. unten ſätze zur Geftaltung des Bundes⸗ 
rates als eine oberften Ber- 

n % Ti u <aband N 245. | waltungdgerichtähofes des Rei- 
unten des, einer Aufgabe, die freilich 

s. Eine teilmeife ufgäßtung dauernd und allgemein nicht 
bei Zaband I, 245. 247; ein- |vom Bundesrat wahrgenommen 


zelne dieſer Funklionen find | werden könnte. 
verwaltungsgerichtliher Natur| 2° Bgl. auch Laband I 8.31. 


Born, Staatsrecht L 2. Aufl. 12 
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8. 7. 
Der Kaifer.! 
I. Ber Begriff des deuffihen Kaiſertums. 

Nachdem die ftaatsrechtliche Einheit aller deutſchen Staaten 
bergeftellt war, griff man, dem lebhaften Wunſche der 
Nation folgend, zurüd auf die Bezeichnungen einer alten 
ruhmvollen Tradition des deutſchen Volkes: Kaifer und 
Neid? 

Letzterer Ausdruck bedeutet juriftifh das bundesitaatliche 
Verhältnis, das mit dem 1. Januar 1871 ins Leben 
getreten war; nichts andered. Die Bezeichnung „Kaifer“ 
bedarf noch der juriftifchen Yeititellung. 

In der norbdeutfchen Bundesverfafjung waren die der 
Krone Preußen übertragenen Vorrechte in verfchievener Weife 
ala Rechte des „Bundespräfibiums” , „Bundesfeldherrn“, 
„Königs von Preußen“ (Marine)® bezeichnet, dag nordd. 
Strafgefegbuh fügte dazu die Bezeichnung „Bundesober- 
haupt“.“ Eine prinzipielle Einheit der Terminologie wurde 
erſt bergeftellt dur das PVerfaflungsgefeh vom 16. April 
1871, indem an Stelle jener Ausprüde dem Antrage des 


ı Zaband I 8; 24 — 26; |neben dem preuß. Bundesrats⸗ 
27, Grundz. prafibium nod ee Sphäre 
&. 58-101; v. Mol 280 ff.; | fpezififch preußifcher Hegemonie 
Riedel DR ff, 102f}.; Seydel, | zu fonftituieren, zeigt Hänel, 
Komm. S4ff., 112 fe; v.Rönne| Stud. II, 9 ff., auch Bornhat 
I 88. 25—27; Hänel, Stud. |im Archiv VIII, 431 ff. Speziell 
Q, 12 ff., be. 56 ff. Bornhak das Kommando über Heer und 
im Archiv f. öff. R. VIII, 425 ff. site urtprüngtig als ein 
9 preußiſchos Recht gedadt un 
S. oben ©. 50f. ift erft durch die Reichsverfaffung 
® Daß dieſer Berjchiedenheit | zu einem rein Taiferlichen ge- 
des Wortes ur\peünglig die be» | worden; ſ. Bornhak 439. 
ftimmte Abfiht zu Grunde lag,| * Bol. Laband I, 195 ff. 
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Königs von Bayern gemäß für das Präfidium® die Be- 
zeichnung Kaiſer“ feitgeftellt wurde. 

Aug diefer hiftorifchen Bemerkung geht hervor, daß das 
deutfche Kaifertum in Bezug auf feine prinzipielle Grund- 
lage identiſch ift mit dem norddeutſchen Bundespräfibium.® 
Schon aus ben oben $. 4 gegebenen Ausführungen folgt 
mit Notwendigkeit: daß die Anficht unbegründet ift, als 
handle e3 fi beim Kaifertum um eine Souveränetät über 
das Neid.” Die letztere wird vielmehr getragen von ber 
Einheit der verbündeten Regierungen; handelt der Kaifer 
namens der leßteren, jo bandelt er immer als Delegat 
bes Trägerd der jouveränen Reichsgewalt, als ſtaatsrecht⸗ 
licher Vertreter derjenigen juriſtiſchen Perfon, zu welcher die 
Bundesgliever durch Aufrihtung des Reiches zufammen- 
gefaßt mwurben.® 


5 Die Bezeihnung „Präfi- 


daß die von ihm behauptete 
dium“ findet fich jedoch noch an 


fahlide Anderung aber nicht 


mehreren Stellen der RD. und 
zwar meift folchen, wo fie ganz 
inkorrekt, d. i. völlig identifch 
mit preußifh (j. auch Laband 
I, 199) i 


"6 2aband I, 196 führt aus, 
daß Ye der bei Aufrichtung 


des Reiches erfolgten Anderung | 


der Terminologie auch eine ſach⸗ 
liche Anderung infofern einge- 
treten fei, als nunmehr nad 
RB. Art. 17 auch die Anord- 
nungen des Taiferlihen Ober- 
befehls für das Heer und die 
Marine der Kontrafignatur des 
Kanzler bebürften, was nad 
norddeutfhem Bundesrecht nicht 
der Fall war. Nach dem MWort- 
laut der RB. hat Laband recht; 


in der Abficht des Geſetzgebers 
lag, ift unzweifelhaft; daB praf- 
uf die Anordnungen bes Ober⸗ 
befehled nicht fontrafigniert 
werden, ebenfo. 

TSo v. Mohl B2ff.; 9. 
Schulze I, 37; ähnlich Born- 

af ff., der eine „über- 
rafchende Ähnlichkeit“ zwiſchen 
dem deutſchen Kaiſertum und 
der parlamentariſchen (belgiſchen) 
Monarchie findet. 

s Seydel, Komm. 91, 112 
in Konſequenz ſeiner —F 
mäßigen Grundanſchauung läßt 
den Kaifer Kentörehitig ban- 
deln als „Kolleltivmandatar der 
Bundesglieder“; v. Martih 48 
läßt die Sentralgemalt zwiſchen 

12* 
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Das ftaatsrechtliche Verhältnis des Kaiſers ift unter dieſen 
Umftänden nicht ganz leicht zu prägifieren: mag politiſch die 
Stellung des Kaiſers hervorragender fein, ſtaatsrechtlich 
war jedenfall die des Königs von Preußen ausgezeichneter. 
Im alten Deutſchen Reiche war die ftaatärechtliche Stellung 
des Kaiſers weit höher als im neuen; man ift ſoweit ge 
gangen, für lebteres die Stellung des Kaiſers mit ber 
Präfidentfhaft einer Republif zu vergleihen. Es kann zu- 
gegeben werben, daß es nicht an Gefichtspunften für dieſen 
Vergleich fehlt; gleihmohl ift er abzumeifen, da feine 
Bafi eine unrichtige ift: das Reich ift feine republifanifch- 
demofratifche, ſondern eine pleonarchiſche Staatsform, und 
der Kaifer fteht nicht an der Spihe einer Demokratie, fondern 
eines Fürftenfollegiums. Der Kaifer ift kraft feiner 
monardifchen Stellung als König von Preußen überhaupt, 
alfo auch für das Reich unverantwortlicd, und feine Würde 
ift erblih: auch aus dieſem Grunde ift der Vergleich mit 
einem republifanifchen Präfiventen unrichtig. 

Der Kaiſer ift im Hinblid auf das Reich einmal Mit- 
träger der Reichdfouveränetät wie die übrigen StaatZober- 
bäupter, und er ift im Unterſchied von letzteren überdies 
noch ein beſonders bevorrechtetes,? ausgezeichnete Drgan 
des Reiches. 

Die Präfidialvechte ftehen dem „Könige von Preußen” zu 


den Mitgliedern des Bundes und | tum, welche v. Treitfchle, 
dem Kaiſer „geteilt” fein; vgl. Preuß. Jahrb. 34, 513 vertritt. 
Dagegen Meyer, Grundz. 62,1) ° Daß die Präfibialrechte nicht 
bet 2: ferner Laband 200; als „Ausnahmerehte” betradhtet 
ſ. auh deflen Bemerkungen | werden können, ift oben ©. 117f. 
egen die ſchiefe und unjuri- | ausgeführt. 

IR He Auffaffung des Kaiſer⸗ 
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(RB. Art. 11). Nur Preußen bat in diefer Weife neben 
feiner Stellung im Bundesrat noch felbftändige Funktionen 
am Reiche. Soweit dieſe Funktionen des Kaifers reichen, 
fommen für die Stellung der Einzelftaaten die allgemeinen 
Grundfäte zur Anwendung: insbeſondere die abfolute 
Gehorfamspflicht gegenüber dem Reiche. 

Nach der nordd. BB. mar das Präfivium des Bundes 
„der Krone Preußen” übertragen worden: bie Änderung 
des Mortlautes in der jetigen RB. hat nur redaktionelle, 
feine materielle Bebeutung.‘? Daraus folgt, daß alle Sätze 
des preußifchen Staatsrechtes (Preuß. BU. Art. 53—58) 
über die Thronfolge fomohl als über eine etwaige Regent- 
fhaft!! ipso jure aud für dag Reich gelten." Die bin- 
fichtlich der Stellvertretung in der Theorie aufgetretene ab- 
mweichende Anficht ift inzwifchen auch durch die Praxis bei 
traurigem Anlaß zurüdgewiejen morden.? Die Präfivial- 
rechte find ein Ncceflorium der preußifchen Kron⸗, d. i. 
Negierungsgewalt: mer leßtere führt, bat ipso jure auch 
das Hecht zur Führung der Faiferliden Geſchäfte. Eine in 
verfaflungsmäßiger Form erfolgte Abänderung ber preußi- 
fhen Thronfolgeorpnung wäre fomit ipso jure wirffam 
für das Neid. 

Daß die Ausübung der kaiſerlichen Rechte zur Voraus- 
fegung die Ableitung des Eides auf die preußifche Ver- 

10 Seydel, Komm. 113; 11108; iig,n. Rönne ‚Riedel 
Held 9; ebenfo jegt v. Bözl, 103; irrig D- Rönne I, 225f.; 
Verf.⸗R. 5918; irn v. Rohl Mohl ff, deren Ausfüh⸗ 
2842; Auerbach 106 rungen miberlegt find von La - 

1 Bol. Bierüber Schulze, band I, 201 
PeeD Diaatäreht J 178 ff. NP. vom 4. Suni 1878 


u genannten RER, 101). 8. des Regenten 
Scriftlenen du dazu übereinftim- | v. 6. Juni 1878 (ibid. 102). 
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fafjung habe, tft dagegen unrichtig.!* *° Denn kraft des 
monarchiſchen Succeffionsprinzipes ift der Thronfolger ipso 
jure Herrſcher im Moment des Ablebens des bisherigen 
Herrſchers. So aud in Preußen. Nur dies aber ift nad 
der Reichsverfaſſung rechtliche Vorausſetzung für das Kaiſer⸗ 
tum: alles übrige aber eine interne Frage des preußifchen 
Staatsrechtes. Verweigert der preußifche Thronfolger den 
Eid auf die Verfaflung, fo begeht er zwar eine verfaſſungs⸗ 
widrige Unterlaffung, an feinem Königtum und folglich 
auch an feinem Kaifertum aber fehlt Fein Titelchen. 

Für den Antritt des Kaiſertums beftehen juriftifche 
Normen überhaupt nicht, insbefondere erfolgt feine Eides⸗ 
leiftung auf die Reichöverfafiung. 


OD. Die Rechte des deuffchen Kaiſertums. 


1. Das SKaifertum ift einmal ein Ehrenvorzug, 
der bei Aufrichtung des deutſchen Bundesſtaates demjenigen 
Bundesgliede verliehen wurde, das nach äußerer Madt- 
ftellung und innerem Berdienft um die ftaats- 
rehtlide Entwidelung Deutfhlands zur 
Sührerftellung berufen war. Der Ehrenvorzug des 
Kaifertums liegt nicht zum Eleinften Teile in der hohen Tra- 
dition, die im beutfchen Volke, fpeziell in Mittel- und 
Süddeutſchland, ein madtvoller ivealer Faktor war und 
bi3 zur Stunde ift; nicht minder ift der Chrenvorzug 
jenes Titels nach außen von Bebeutung, weil er fremden 


14 Bol. die treffende med Az v. —3 284 und v. 
rung von Laband J, nne I, 
ebenfo Meyer, Lehrb. * 
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Staaten gegenüber die Einheit Deutſchlands zu imponie- 
rendem politiſchen Ausdruck bringt.!5 

In dieſen beiven politifhen Gefichtspunften ruht ber 
Schmwerpunft des Vorrechtes des deutſchen Kaifertumes. 
Meder ift mit dem Titel eine Givillifte, no ein Hofftaat, 
noch ein Drbensfyftem verbunden: 1% deflen beburfte es bei - 
der Perfonalunion des deutſchen Kaifer- und preußifchen 
Königtums nit. Eine Gebietshoheit bezeichnet der Kaifer- 
titel nicht, da der Kaifer nicht Träger der Reichsſouveräne⸗ 
tät ift. SKorrelterweife wählte man darum die Faſſung: 
„Deutſcher Kaifer” und nicht die auf eine Gebietähobeit 
weifende: „Kaifer von Deutfchland”. Der Kaifertitel wirb 
nur in Reichsſachen, nicht in ſpezifiſch preußifchen An- 
gelegenheiten geführt? Die Erblichkeit und Unverantwort- 
lichkeit der Kaiferwürbe bezeichnet kraft alter monardifcher 
Tradition der Zufag „von Gottes Gnaden“. Aus der 
Erblichfeit folgt ferner, daß der preußifhe Thronfolger 
ipso jure auch Kronprinz des Deutfchen Reiches ift; dem⸗ 
gemäß wurde diefer Würde ausprüdlihd das Prädikat 
„Kaiferlide Hoheit” beigefügt. Die vom Kaiſer namens 
des Reiches ernannten Beamten führen das Präbifat „Laifer- 





18 In diefem nicht juriftifchen, 
politiih aber ſehr bedeutungs- 
vollen Sinne hat v. Treitſchke 
in dem N. 8 genannten Auf. 

e 


fage allerdings 9 
über bie von 


® Bol. jerog 
dem Kaiſer Fi Erinnerun 
rieg mit Frank⸗ 


an ben legten 
veih für die bewaffnete Macht 
eiched geſtiftete Kriegs⸗ 


des 
denkmunze, G. v. 24. Mai 1871 


(RGB. 103), Ausf.⸗V. v. 20. Mat 
1871 (460B. 111 ff.) 

17 Dies iſt ausdrücklich betont 
in der Verjailler Proflamation 
v. 18. Januar 1871. 

188.8 v. 18. San. 1871, 
ſ. Auerbad 161, im RGB. 
findet fich jene Verordnung nicht, 
diefelbe tft eigentümlichermeife 
publiziert im Pr. Min-BL d. 
Innern 1871, 2. 
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li“ ;19 die Inſignien von Kaiſer und Neih: Krone, 
Mappen und Standarte wurden genau normiert.?° Die 
Perfon des Kaifers iſt im ganzen Reichögebiet unter er- 
höhten ſtrafrechtlichen Schuß geftellt.2" 

2. Einen vollftändigen Katalog der Faiferlichen Rechte 


- materieller Art aufzuftellen, ift nicht angänglih, obwohl 


prinzipiell und fyftematifh ein ſolcher erforderlich wäre: ?? 
denn alle materiellen Rechte des Kaifers find einzelne, 
ihm von Reid wegen ausbrüdlich übertragene,2® während 
auf der anderen Seite die Rechtsſtellung des Bundesrates 
eine prinzipielle ift, und darum die Kompetenz desſelben 
mangel3 pofitiver Normen, die anderes beftimmen, prä- 
fumiert werden muß. 

Die hauptſächlichſten materiellen Gefichtspunfte für Die 
ſtaatsrechtliche Stellung des Kaiſers find folgende: 

A. Dem Kaifer’ift dur die NB. Art. 50 ausdrück⸗ 
ih die oberfte Leitung des Poſt- und Tele- 








19 KB. v. 3. Auguft 1871| fozufagen amtliden — Yunltio- 

(RGB. 318). nen entfprehen im mejentlichen 

30 Bol. die Seſchreibung bei | den Befugniſſen und Pflichten, 
2085. 


welche der Vorftand oder Direl- 
aband I, tor einer juriftiihen Perſon 
überhaupt bat.” Diefer privat- 
rechtlihe Vergleich ift einmal 
ftaatsrechtlih ganz wertlos — 
man denfe nur an die widhtigfte 
Funktion des Kaifers, den mili- 
tärifchen Oberbefehll — und bat 
zweitens weder im Wortlaut 
noch im Sinn der RB. irgend» 
melde Begründung: weder for- 
dert noch verträgt daS deutſche 
Kaifertum die Einreihung in 
eine „allgemeinere Begriffskate⸗ 
gorie“ (211 R.). 


21 RStGB. 88. 80, 94, 95. 


92 Unbegründet ift die Be— 
merkung von Laband I, 209* 
über ſolche „Kataloge“ gerade 
in diefem Falle. 

22 A. X. Laband I, 210: 
„in der öffentlich-rechtlichen 
Korporation, melde dad Reich 
ift, tft der Kaiſer dasjenige Or⸗ 

an, weldheö man bei der Brivat- 

orporation den Borftand oder 
Direktor nennt, und feine Be» 
fugnifie und Pflichten, feine — 
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graphenweſens übertragen; eine grundfäßliche Be— 
deutung hat dieſe Vorfchrift nicht; ihre nähere Betrachtung 
erfolgt in der Spezialdarftellung (ſ. unten $. 25). 

B. Dem Kaifer ift dur ©. v. 9. Suni 1871 (RGB. 
212) $. 3 die Ausübung der Staatsgemwalt in 
Elſaß-Lothringen namen? ber verbündeten Negie- 
rungen delegiert; auch diefe Vorfchrift ift lediglich in der 
Spezialdarftellung zu erörtern (f. unten $. 19). 

C. Der Kaifer ernennt und entläßt nah RV. 
Art. 18 die Reichsbeamten. Dieſes Recht findet zwar 
eine Modifikation durch die für verfchievene Kategorieen 
vorgefchriebene Mitwirfung des Bundesrates; e3 hat über- 
dies eine ſehr umfaflende jpezialgefegliche Normierung er⸗ 
fahren.2* Nichtsdeftomeniger ift durch jenes Hecht dem 
Kaiſer auch für das Reichsſtaatsrecht eines der bedeutfamften 
und madtvollften Monarchenrechte eingeräumt worden; da3 
Recht der Behörbenorganifation liegt in dem faiferlichen 
Recht der Beamtenernennung an fih nit. Die nähere 
Erörterung ift auch bier der Spezialdarftellung vorzubehalten. 

Snöbefondere ernennt der Katfer gemäß N. 
Art. 15 den Reichskanzler, welcher als Borfitender 
des Bundesrates und als leitender Reichsminiſter Die 
wichtigſte Beamtenſtellung im Reiche bat; ſ. hierüber 
unten $. 9. 

D. Der Kaifer hat gemäß RB. Art. 12 (vorbehaltlich 
der Art. 18, 14, 25, 26) ven Bundesrat und Reichs— 
tag zu berufen, zu eröffnen, zu vertagen, zu 
ſchließen, vem Reihstag gegenüberaudgemäß 


* S. hierüber unten $. 10. 
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RB Art. 24 Abf. 2 mit Zuftimmung des 
Bundesrates das Recht der Auflöfung Mm 
diefen Rechten Liegt bezliglich des Neichstages das einfache 
fonftitutionelle Monarchenrecht, das alſo auch für dieſe 
wichtige Funktion dem Satfer übertragen wurde. 

Sehr abnorm aber find dieſe Nechte bezüglich des 
Bundesrates: einmal inſofern, als durch diefe Ver- 
fafjungsvorfchriften der Bundesrat als eine erfte Kammer 
behandelt ift, ſodann insbefondere darum, weil dem Kaifer 
bier das höchſte Monarchenrecht gegenüber dem grundſätz⸗ 
lichen NRepräfentanten der Monarchenrehte im Reichs⸗ 
organismus übertragen iſt; infofern fallen diefe Bor- 
ſchriften ganz aus dem Rahmen der Reichsverfaſſung here 
aus. Das Nähere bezüglich des Bundesrates in $. 6, bes 
Reichstages in 8. 8. 

E. Während in den angegebenen Richtungen dem Kaiſer 
unverfennbar eine Monardenftelung im Reiche gegeben 
wurde, find feine Befugniffe hinfichtlic der Rechtsbildung 
im Reihe auffallend geringe. Weder bat er das 
monarhifhe Berorbnungsredt,nod die Initia— 
tive und die Sanktion bei Gejeten. Vielmehr 
bedarf feine Verorbnungsgewalt immer eines geſetzlichen 
Titele,25 während fie beim Bundesrat grundfäglich vor- 
banden ift; bei Gejegen ferner bat der Kaiſer lediglich 
das Recht, die vom Bundesrat befchlofjenen Entwürfe in 
eigenem Namen zwar, aber nah Maßgabe der Befchlüfle 
des Bundesrates dem Neichdtag zu überweifen (RB. 





»s Gin folder findet fi) z. B. | —ãe—S —— bei ager 


Der Raifer. 8.7. 187 


Art. 16),2% ferner die durch Sanktion des Bundesrates 
perfeft gewordenen Geſetze in der monardhifchen Form aus- 
aufertigen und zu verlündigen (RB. Art. 17).27 

Der Kaifer bat fomit für die Rechtsbildung nur eine 
formelle Monarcenftellung, während die materiellen Mo- 
nardhenrechte hier in aller Stärke im Bundesrat Tonzentriert 
find. 

Näheres über diefe Fragen und Streitfragen |. 88. 15, 
17. | 

F. Der Kaifer als der Vertreter des madt- 
voll geeinten Deutſchlands hat die völfterredt- 
lihe Vertretung des Reiches gemäß NP. Art. 11 
und zwar 

a) die Ausübung des aktiven und paffiven 
Geſandtſchaftsrechtes in völlig unumfchräntter Weife, 
Näheres $. 23; 

b) die fonfularifhe Bertretung des Reiches 
grundſätzlich, jedoch verfafiungsmäßig beſchränkt einerfeits 
durch Mitwirkung des Bundesrates, andererſeits zu Gunſten 
der Einzelſtaaten (RB. Art. 56), Näheres 8. 24; 

c) das Recht über Krieg und Frieden, und 


” G. Meyer, Lehrb. 374: 
„er Tann die Einbringung wei- 
gern, wenn der Befäruf des 

undesrates in verfafſſungs⸗ 


meiſten Schriftſteller an, ſ. La⸗ 
band I,a.a.D.; Hänel, Stud. 
D, 51. „Thatſächlich aber fei,* 
meint Mejer, Einl. 297f., „dem 


widriger Weife gefaßt ift, da⸗ 
gegen nicht wegen materieller 
edenfen gegen den Inhalt des⸗ 
felben.” Hänel, Stud. IL,45Ff.; 
Laband I, 350; G. Meyer, 
Anteil 72 ff. 
21 Daß dies eine Rechtäpflicht 


des Kaiſers fei, nehmen die lä 


Kaiſer offen gelaflen, jedes vom 
Bundesrat und Reichstag neu- 
beſchloſſene Geſetz unwirkſam 
bleiben zu laffen, indem der 
König (9) es nad erfolgter 
bunbesrätliher Sanktion un 
anertgt und unverfündet 
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zwar bei Angriffen auf das Reihögebiet un- 
eingefhräntt, fonft mit Zuftimmung des 
Bundesrates; 

d) enblih den Abſchluß der Staatsverträge, 
für die Verordnungsiphäre uneingefhrändt, für Die Sphäre 
der Gefeßgebung in Fonftitutioneller Beichränfung durch 
Bundesrat und Reichstag, |. Über dieſe große Streitfrage 
8. 18.28 

G. Der Kaifer hat die Überwahung der Aus- 
führung der Reichsgeſetze RV. Art. 17 und gegen 
bundeswibrig fi verhaltende Bunbesglieber die Voll⸗ 
ftredung der vom Bundesrat beſchloſſenen 
Erelution (RP. Art. 19). S. hierüber 88. 6, 17. 
In welcher Weife jenes Überwahungsrecht auszuführen fei, 
ift dur die RP. nicht allgemein vorgejchrieben; bie Spe- 
zialvorfchriften bezüglich des Zollmefens und der indirekten 
Steuern (RB. Art. 36, vb. ZollVV. v. 18833) finden Er- 
Härung ihrer merkwürdigen Schwerfälligfeit und SKompli- 
ziertbeit nur in der Schonung des hiftorifch Geworbenen, 
eignen ſich aber als Überbleibfel einer überwundenen ſchwie⸗ 
rigen Epoche in Feiner Weife zur Verallgemeinerung.? Es 
ift demnach der Kaifer in Anoronung der der Überwachung 
bienenden Maßregeln grundfählih frei, ſoweit nicht bie 
fonftitutionellen Schranfen für die Gejeßgebung fich geltend 
maden; im übrigen wird, da bie Abhilfe von „Mängeln, 


3 Laband I, 212 ſpricht ſtaatsrechtlichen Stellung bes 
dem Kaifer auch ganz allgemein Reichskanzlers ergiebt, ift weiter- 
die privatrechtlide PBertretung | bin zu unterfuchen. 
des Neichätages zu. Die RB.| 29 ©. bierber oben S. 138 f. 
fagt davon nit. Ob fi Das |und andererfeits Hänel StR. 
Labandſche Refultat aus der |I, 307 f. 
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melche bei der Ausführung der Reichsgeſetze“ oder der zu 
ihrer Ausführung erlaffenen „allgemeinen PVermaltungs- 
vorfchriften” und getroffenen „Einrichtungen“ „hervortreten”, 
durch die Verfaffung Art. 7 Abf. 3 grundſätzlich dem Bundes⸗ 
rate überwiefen ift, von diefem Gefichtöpunfte aus ein ge- 
meinfames Handeln von Kaifer und Bundesrat zu fordern fein. 

H. Der Kaifer ernennt die Mitglieder der 
Bundesratsausfhüffe für Landheer und 
Feftungen, fowie für die Marine (NL. Art. 8 
Abf. 2, vorbehaltlich der verfaffungsmäßigen Mitgliebfchaft 
von Bayan und Württemberg im erftgenannten Aus- 
ſchuſſe). 

J. Der Kaiſer übt die Schutzgewalt in den 
deutſchen Kolonieen aus (RG. v. 17. April 1886 
[RGBl. 75] 8. 1); ſ. dazu unten 8. 22. 

K. Der Kaifer bat dad Begnadigungsredht für 
den Bereich der eigenen Juſtizverwaltung des Reiches, ſo⸗ 
wie in allen Disziplinarfachen von Reichsbeamten.?® 

L. Beitausdasmwidtigfteund unfer Kaifer- 
tum geradezu dharakfterifierende Kaijerredt 
ift der Faiferlide Dberbefehl über das Land- 
heer und die Flotte im Krieg wie im Frieden. 


Das „Deutfhe Heer”, von weldhem die Ver— 
faffung®? ſpricht, ift ſtaatsrechtlich ein ein- 


s NBeamt.G.$.118; StPO. | Brodhaus, das deutfche Heer 
. 484; die weiteren Angaben |(1888) bei. S. 76 ff., 81 Fff.); 
. bei Zaband II, 487. Hänel SIR. I, 482 ff. 

31 Laband II, 497 fi. u. im| 22 Über Berfaffung und Mili- 
Archiv f. öffentl. R. III, 491 ff. |tärfonventionen |. unten im 
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heitlides Reichsheer, nit eine Anzahl von 
Zandesheeren.?? Neben dem einheitlichen Reichöheer 
bat nur Bayern formell im ftaatsrechtlichen Sinne ein 
felbftändiges Landesheer. 

Daß das deutſche Heer Reichsheer fei, ergiebt fi ein- 
mal ſchon aus dem prinzipiellen Gefihtspunft, daß das 
Reich die fouveräne Militärhoheit befitt. Wenn in ber 
Verfafſung, in Gefeten und Konventionen von „Wilitär- 


bobeit“ der Einzelitanten die Rebe ift, fo iſt dies nicht im 


Militärreht; Hänel, Stud. I, 
171, StR. J, 40 ff.; Brod- 
baus 168 ff.; über die recht⸗ 
lihden Schwierigleiten in den 
Mil.»Konventionen bei. 172 ff. 
ae A. A. Laband I, 501, 
der als „oberfte8 Prinzip ber 
Militärverfaffung des Deutfchen 
Reiches“ den Sat behauptet: 
„es giebt Fein Heer des Reiches, 
fon nur SKontingente ber 
Einzelftaaten.” „Die Einheit 
ift bei der Marine Konfequenz, 
bei dem Heer Modifikation des 
Grundprinzips.“ Sal unse ⸗ 
—— Ann. 1 75,1 R- 
R um 57 ff. —* "is 
affung de aben fi 
angefchlofien Biegen, Zebrb. 
5851, ermaltungs-N. U, 37 f.; 
9. Schulze J, 253 ff. 265 ff. u. 
bef. Brodhaus in der vor- 
treffliden, oben N. 31 erwähn- 
ten ronographie S. 7 ff. 214 ff., 
gegen welche die Erörterungen 
von Laband, Arc. f. öff. N. 
II, 491 ff. gerichtet find. „Die 
Kontingente,” fagt Laband, 
„gleichen einem Bermögen, das 
dem Einen gehört, über das 


aber der Andere die Verfügung 
dt Aus der Kompetenz be3 

eihed zur Militärgefekgebung 
allein darfallerdings das, Reichs⸗ 
beer" nicht gefolgert werden 
(Brodhbaus 14ff., 214 ff.); 
dennoh ift die Brodbaus- 
{che Argumentation nicht „abe 
furd“ aband I, 5559), 
fondern richtig. Die Abhand- 
lung von Laband im Ardin 
befhäftigt fih mit dem Bunte, 
der alle übrigen beftimmt und 
unbedingt beherrfcht, und dem⸗ 
gegenüber alle anderen Momente 
ganz geringwertig find, mit ber 
unbedingten Gehorſamopflicht 
fraft des Fahneneides gegenüber 
dem Kaifer fo gut wie garnidt. 
Bon „unitarifden Wünſchen und 
Idealen“ Tann nicht die Rebe 
fein. Gerne wird aber Zaband 
zugegeben werden, daß die Ver- 
faflung in diefer Materie „in 
bewunderungswürdiger Weile 
u gleicher Zeit den militärifchen 

edürfnifien und den politifchen 
lin en Rechnung getragen 
at”, 
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Sinne von Souveränetät zu verftehen. Was oben $. 4 
in prinzipieller Deduktion über die Souveränetät im Reiche 
ausgeführt ift, gilt insbefondere auch vom Militärwefen. 
Nur Württemberg und Bayern haben Refervatrechte, Bayern 
allerdingd in fo weitem Umfange, daß für diefen Staat 
den Ausgangspunkt der rechtlichen Betrachtung gerade der 
Gegenfat zum Prinzip des Reichsheeres bildet.®* 

Daß das deutfhe Heer Reichsheer fei, ergiebt fi) aber 
insbefondere aus den Rechtsſätzen über den Taiferlichen 
Dberbefehl,° über die Grundlagen der Heeresorganifation,?® 
über den Militäretat.?” Bon diefen Rechtsſätzen find die⸗ 
jenigen über ven Zaiferlichen Oberbefehl und die Kontin- 
gentsherrlichkeit hier zu betrachten. 


I. Der kaiſerliche Oberbefehl. 

„Die gefamte Landmadht des Reiches wird 
ein einheitlihes Heer bilden, weldes in Krieg 
und Frieden unter dem Befehle des Kaijers 
ſteht“ (RP. Art. 63 Abf. 1). Dieſe Macht bildet „das 
deutſche Heer“,?s die Negimenter führen fortlaufende 
Nummern, haben gleiche Uniform, Bewaffnung und Grad- 
abzeichen.2? 


= Bol. Laband II, 502 fj..| °7 S. Hierüber Brockhaus 

der zwar die „ReichSmilitär- 21 

hoheit · zugiebt, daß „Reichäheer" | ** Nach Laband II, 502 iſt 

aber —— dies „nur eine Rolektiobezeich- 
s Daß bie e Befei gewalt bed nung, um bie Kontingente der 

Kaiſers mit der Wirkung der | einzelnen Bundesftaaten zujam- 

unbebingten Gehorfamspflicht | menzufafien. 

dad enticheidende Moment ift,| °° Im einzelnen beftehen be» 

führt aud Ichr zutreffend aus güste ber Nummerierung unb 


Orpehaus M er Uniform einige Befonder- 
*s ©, Hierüber unten im Mi⸗ heiten. fiber Bayern f. unten 
Itärtecht. Bel Seydel 1401. 
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Ebenſo ſteht die Flotte unter dem ausſchließ— 
lihen Oberbefehle des Kaifers (RB. Art. 58).* 
Der kaiſerliche Oberbefehl *! wird Hinfichtlich der Außeren 
Form ganz ın gleicher Weife ausgeübt wie da8 Verordnungs⸗ 
vet: nur befteht flantsrechtlih die Pflicht der Kontra- 
fignatur (RB. Art. 17, bezw. Stellvertretungsgefeb vom 
17. Mär; 1878, das aber auf das Militärweſen nicht 
anmwenbbar ift) für den Taiferlichen Oberbefehl nicht; zwar 
ift in der Verfaſſung verfäumt worden, dies ausdrücklich 
zu Tonftatieren (Art. 17 der RB. ſpricht ganz generell von 
den „Anorbnungen und Berfügungen des Kaiſers“), doch 
darf das Angegebene als ungmeifelhafter Rechtsfat behauptet 
werden: es war gewiß nicht die Abſicht des Geſetzgebers, 
an dem früheren Rechtsprinzip, wie es im Allerh. Erl. vom 
18. Januar 1861 feitgeftelt war, in diefer Frage zu 
rütteln, dafür fpricht auch eine ununterbroddene Praris und 
die Natur der Sade:*? man müßte ja andernfall® zu der 
abjurden Konfequenz gelangen, auch im Kriege für die 
Maßnahmen des Taiferlichen Dberbefehls eine Kontrafignatur 
für notwendig zu erklären. 
Über die materielle Grenze zwifchen Oberbefehl und 
Taiferlichem taiferligem Verordnungsrecht ſ. unten im Militärredt.** 
a gäneı, SLR. I, 480 fi. «8 Über die Gtellung bes 
#1 Zaband II, 529 ff.; Thu. |preußifhen Kriegsminiſters |. 
dich um 98ff; Seydel 1396 FF; unten im Militärreht. Die Aus» 
Hänel StR. I, 500 ff. führungen von . Meyer, 
+2 fhereinftimmend Seybel|Berm.-R. IL Brockhaus 
1397; Thudichum, Berf.-R.|88 ff., 195 f., anel StR. 1, 
887 und bei v. Holtzendorff, 521 ff, find m. E. rechtlich nicht 
$abrb. II, 120; Zaband U, tonftruierbar; bier e id 
580 ff.; Seder in Gtengel® | den Ausführungen von Laband 


Wörterb. I, 68; Brockhaus im Ardiv IU, 525 zu. 
82, bei. 85 f. 
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Die einzelnen auf den Oberbefehl bezüglichen Rechts- 
ſätze find: 

1. Fahneneid. RB. Art. 64 Abf. 1, Art. 58. 

Alle deutfhen Truppenteile find zum „um 
bedingten” Gehorſam gegen die Befehle des 
kaiſerlichen Oberbefehlshabers bezw. feiner 
Vertreter in der militärifhen Ämterbierardie 
verpflidhtet und haben dies bei ihrem Dienft- 
eintritt eidlih zu geloben. „Es giebt Feine 
Befehlsgewalt im deutſchen Heere als die des 
Kaifers, alle Befehlehaber im Heere find dem Kaiſer 
militärifch fuborbiniert, jede Befehlshabung im Heere fann 
nur ausgeübt werben kraft rechtlicher Ableitung aus dem 
Rechte des Kaiſers.“ (Hänel StR. I, 501.) Den Fahnen- 
eid leiften die preußifchen und die in preußifche Verwal⸗ 
tung (f. unten ©. 205) übernommenen Truppen, fomwie die 
Mannfhaften der Marine dem Kaifer direlt; die übrigen 
Kontingente ſchwören zwar den Fahneneib ihrem Kontin- 
gentsherrn, aber mit der Verpflichtung, „ven Befehlen des 
Kaiſers unbedingte Folge zu leiften” (f. unten S. 201f.). 
Der Fahneneid der bayrifhen Truppen enthält diefe Ge- 
horfamsverpflidtung nur für den Kriegsfall (f. unten III). 

2. Der Kaiſer hat die BVorfchriften über die Heereö- 
disziplin zu erlaflen (Mil.G. $. 8, für die Marine RB. 
Art. 53): ** die Disziplinarftrafordnung für das Heer er- 


4 Daraus ergiebt fich die wie folhe erfolgte. &. den Text 
Inkorrektheit einer Publikation | der Disziplinarftrafordnungen 
diefer Borfchriften im preußi=| bei v. Walther VI, 58. 
ſchen Armeeverorbnungsblatt, 

Zorn, Staatsrecht I. 2. Aufl. 13 
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ging unter dem 31. Dftober 1872, für die Marine vom 
23. Nov. 1872. 

3. Ernennung der Offiziere (NB.Art. 64 Abf.2). 

a) Der Kaiſer ernennt, verfeht, penfioniert, entläßt alle 
preußifchen fowie die Offiziere der in preußifche Verwaltung 
übernommenen Kontingente. Außerdem b) die Hödftlom- 
manbierenden aller Kontingente, den bes ſächſiſchen „auf 
Grund der Vorfchläge” des Königs von Sachſen, c) die 
Feftungsfommandanten der fämtliden Reichsfeſtungen, 
d) alle Dffiziere, melde eine Befehlshaberftellung über 
mehrere Kontingente innehaben. e) Außerdem dürfen Gene- 
rale und Offiziere, melde ein Generaldamt vertreten, nur 
mit Genehmigung des Kaiferd ernannt werden (RP. Art. 64 
Abf. 2). 5) Für die Beſetzung von Dffiziersftellen „im 
Reichsdienft”, d. i. in den vom Kaiſer direkt zu beſetzenden 
Stellen,*° ſei e8 im preußifchen Heere oder in anderen 
Kontingenten“ „mit oder ohne Beförderung” kann der Kaifer 
frei „aus den Offizieren aller Kontingente (auögenommen 
das bayrifche) des Reichsheeres“ wählen (RB. Art. 64 
Abf. 3).* 

Eine Modifikation diefer Sätze befteht nur für MWürttem- 
berg: der König von Württemberg darf den Kommandeur 
des mürttembergifchen Armeelorpg nur mit Zuftimmung 
des Kaiſers, alle übrigen Offiziere frei ernennen (Mil.- 
Kon. Art. 5).* 


45 Brodhaus 91 richtig. malie”, die thatſächlich gegen- 
“ Bol.audh Brockhaus doff. ſtandslos ift. Über den Inhalt 
4 Siehe auch Württemb. | der württembergifchen und ſächſi⸗ 
Mil.Konv. Art. 7. DBgl. über: | Then Mil.-Konv. ſ. auf Brod- 
haupt Zaband II, 558 über die haus 185 ff. 
im Tert sub f bezeichnete „Ano= 
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4. Inſpektionsrecht. 

„Der Kaifer hat die Pfliht und das Net, dafür 
Sorge zu tragen, daß innerhalb des deutſchen Heeres alle 
Zruppenteile vollzählig und kriegstüchtig vorhanden find, 
und daß Einheit in der Drganifation und Formation, in 
Bewaffnung und Kommando, in der Ausbildung der Mann- 
ſchaften, ſowie in der Uualififation der Offiziere hergeftellt 
und erhalten wird. Zu dieſem Behufe ift ver Kaifer be- 
vechtigt, fich jeberzeit durch Inſpektionen von der Verfaffung 
der einzelnen Kontingente zu überzeugen und die Abftellung 
der dabei vorgefundenen Mängel anzuordnen.” (RB. Art. 63 
Abf. 3.) *® 

Der Kaifer kann die Inſpektion perſönlich ober durch 
Stellvertreter vornehmen. Dem König von Württemberg 
fol die Perfon eines etwaigen Stellvertreterd vorher „be- 
zeichnet” werden. Zeit, Ort, Art der Inſpektion anzu= 
ordnen, ift dem Kaifer vollftändig frei überlaflen. Vor⸗ 
gefundene Mängel kann der Kaifer direlt zur Abftellung 
anordnen, nur in Sachſen und Württemberg gejchieht dies 
formell durch den Landesheren auf Grund der materiellen 
Anordnungen, der „Mitteilungen“, des Kaiſers (Sächſ. 
Mil.-Konv. Art. 4 Abi. 2, Württemb. Mil.-Konv. Art. 9 
Abſ. 2). 

5. Präfenzftand, Formation, Dislofation. 

„Der Kaiſer beftimmt den Präfenzftand, die Gliederung 
und Einteilung der Kontingente des Reichsheeres, ſowie Die 
Drganifation der Landwehr und hat das Recht, innerhalb 


# Laband II, 583; Brod« !heit*), 79ff.(„Inſpektionsrecht“); 
Haus 86 ff. („vollzählig*), 50 ff. G. Meyer in Hirths Ann. 1880, 
(„triegstüchtig"), 55 ff. („Eins 341. 

13* 


196 Bud III. Die Drganifation d. Staatögewalt d. Reiches. 


des Bundesgebietes die Garnifonen zu beftimmen” (RB. 
Art. 63 Abf. 4). 

Über Bräfenzftand und Formation enthalten dag Mili- 
tärgefeh vom 2. Mai 1874, die Militärgefehnovellen vom 
6. Mai 1880, 11. März 1887, 15. Juli 1890, 3. Aug. 
1898 die grundlegenden Normen. Inſoweit iſt demnach 
ber kaiſerliche Oberbefehl jet nur mehr im Rahmen des 
Gefeßes frei; Beftimmungen des letzteren können felbftver- 
ſtändlich nur auf dem Wege des Geſetzes abgeändert werden. 
Vol. hierüber unten im Militärredit. 

Die „Dislofation” dagegen ift nach der Berfaffung 
Sache des Taiferlihen Oberbefehls ohne geſetzliche Ein- 
ſchränkung. Doch hat der Kaifer fi in diefer Beziehung 
durh die Konventionen (über deren rechtlihe Bedeutung 
ſ. 8. 11 8. 34) folgendermaßen gebunden: 5° 

a) in Friedenszeiten dürfen nur im eigenen Zande dis⸗ 
lociert werben die Landeskinder der Königreiche Sachſen 
und Württemberg, der Großberzogtümer Baden, Heffen, 
Sachſen⸗Weimar, Oldenburg, der Herzog: bezw. Yürften- 
tümer Sachſen⸗ Coburg⸗Gotha, Sachfen-Meiningen, Sachſen⸗ 
Altenburg, Reuß ält. u. jüng. Linie, Anhalt, Schwarzburg⸗ 
Rudolſtadt. Für die Königreiche Sachſen und Württem- 
berg beftimmt überdies der Landesherr die Gamifon. Die 
fieben thüringifchen Staaten bilden für die Dislofation eine 
Einheit; | 

b) fremde Landesfinder dürfen, wenn nicht befonbere 


“ Laband II, 584. über das verfaflungsmäßige 
°° Vgl. die Zufammenftellung Beinip, 197 ff. über Sachſen 
von Thudichum bei v. Hol-, und Württemberg, 208, 207 ff. 
penbauff ‚ 1021; 2Zaband | über die übrigen Einzelftaaten. 
‚ SAfl.; Brodhbaus 67. 
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Interefien dies fordern, in Friedenszeiten nicht dislociert 
werben in den SKönigreihen Sadfen und Württemberg, den 
Großherzogtümern Baden, Hefien, Oldenburg. Ausge- 
nommen find jedoch wieder und das kaiſerliche Dislokations⸗ 
recht demnach frei für die Feftungen Mainz und Raftatt; 
Dislocierung mürttembergifcher Truppen in dieſe Yeltungen 
bedarf jedoch der Zuftimmung des Königs;°! für Ulm gilt 
eine Spezialfonvention,.?? 

c) ein Berfprechen preußifcher Garnifonen enthalten die 
Konventionen für Hamburg, Bremen, Lübeck, Schaumburg. 
Rippe, Lippe-Deimold, Waldeck, Schwarzburg⸗Sonders⸗ 
haufen. 

6. Mobilmadung.® 


Der Kaiſer hat das Recht, „die kriegsbereite Aufftellung 
eines jeden Teiles des Neichäheeres anzuordnen“ (RV. 
Art. 63 Abſ. 4 am Ende) und zu diefem Zwecke die Re- 
ferven und die Landwehr einzuberufen. Hierfür ift bereits 
in Friedenszeiten ein genauer, geheim gehaltener Plan 
behufs fchleunigfter Durchführung der Faiferlihen Anord⸗ 
nungen auszuarbeiten. 

7. Der Kaifer hat das Recht, innerhalb des Reichs⸗ 
gebietes Feſtungen anzulegen; Bundesrat und Reichstag 
haben bierbei nur eine befchließende Mitwirkung nad der 
finanziellen Seite (RB. Art. 65). In Bayern bedarf es 
bierfür der einzelftaatlihen Zuftimmung, in Württem- 
berg des „Vernehmens“ des Königs.d* 

si at Württ. Milit.-Konv. |» 5 Brockhaus 75 f. 
Art. 6, 14. % Zaband II, 569 ff.; Hä⸗ 


2 &, unten 8. 4. Brock⸗ nel I, 517; Brodhaus 68 Ff., 
baus 210 ff. I 147, 194. 
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8. Belagerungszuftand.’° 

„Der Kaifer kann, wenn die öffentlide Sicherheit in 
dem Bundesgebiete bedroht ift, einen jeden Teil desjelben 
. in Kriegszuftand erklären” (RB. Art. 68). Eine Be- 
Drohung der öffentlichen Sicherheit kann ſowohl in Kriegs⸗ 
als in Friedengzeiten vorhanden fein; der verhängte Be- 
lagerungszuftand kann ſowohl das ganze Reichsgebiet als 
einzelne Beftandteile desjelben ergreifen. Die Verhängung 
des Belagerungäzuftandes ift Ausfluß des Fatferlichen Ober- 
befehles: 5° daraus ergiebt fih, daß den Einzelftanten jeve 
Kompetenz i in diefer Hinficht entzogen iſt.““ Ausgenommen 
ift jedoch bis zum Erlaß des vorbehaltenen Geſetzes Bayern. 

Der Belagerungszuſtand ſchafft materiell eine vollſtändige 
Militärdiktatur: die Reichsverfaſſung verſpricht in Art. 68 
für Regelung der „Vorausſetzungen, der Form der Ver—⸗ 
fündigung und der Wirkungen” ein Reichagefeß, welches bis 
jegt nicht erlafjen wurde; big zum Erlaß desſelben iſt 


°° al. zum folgenden bie| preuß. Staatöminifteriums, ſo⸗ 


Kern Erörterung von Zaband 
; G.Meyer, Verw.⸗R. 
182 .; 5 Brodhaus 70 ff.; 
Seybel in Stengel® Wörterb. 
1,158 ff.; Hänel StR. 1,482 ff.; 
Löning, Berm.-R. 290 
6 Danad) könnte Kontrafigna- 
tur rechtlich rigt RATE 
werden. Hänel © 
fordert eine ſolche * die For⸗ 
men und Vorausſetzungen, nicht 
aber für die militäriſchen An⸗ 
ordnungen, Brockhaus 72 un- 
bedingt für die jErtapung. 
aband II, T, 542. 
U. A. die bier N. u eitierten 
Scriftiteller. Insbeſondere ift 
auch das felbftändige Recht des 


wie der Militärbefehlshaber zur 
Verhängung des Belagerungs- 
zuftandes befeitigt, 1 die 
Befugnifle der — 6 des 
preuß. Geſetzes —* en fort. 
Unrichtig v. Rönne 84!, rich⸗ 
tig in diefem Punkt ©. Tray 
Verw.R. I, 1831; Lönin 
Berm.-R. 293; ufo , 
257; Hänell, "4343 Das 
gegen er G Meyer, 
erw.⸗R. 1 über die Be— 
Bag der. Zandesherren, den 
jelngerungäguftand au Der» 
hängen; f. befonder8 Laband 
a. a. D. und püner 40 44019, 
Brockhaus 72 ff. 
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das preuß. Gef. v. 4. Juni 18515° durch NV. Art. 68 
ala maßgebend erklärt. Nach Iebterem giebt es nur zwei 
Borausfegungen für Verhängung des Belagerungszuftandes: 
1. Bedrohung oder Befetung eines Landesteiled durch den 
Feind; 2. innerer Aufruhr. Diefe Beftimmung ift exkluſiv 
und ftreng zu interpretieren. Hinfihtlih der Form 
fchreibt das preuß. Gefeß vor, daß die Anordnung „zur all- 
gemeinen Kenntnis” gebracht werden muß: jedenfalls iſt 
alfo Publikation im Reichögefehblatt erſorderlich; außerdem 
fol die Ordre in jeder einzelnen Gemeinde des Bezirke 
unter Trommelfchlag oder Trompetenfhall verlefen, ferner 
den Gemeindebehörden beſonders mitgeteilt und in den 
Zeitungen fowie durch öffentlichen Anjchlag verfündet werden. 
Hinfihtlih der Wirkungen endlich beftimmt das Gejeg: die 
vollziehende Gewalt geht in bollem Umfange auf die Milt- 
tärbefehlahaber über, denen bie Civilbehörden unbedingten 
Gehorſam zu leiften Haben; für die Milttärperfonen gilt 
das Kriegsrecht, für Civilperfonen ebenfalls teilmeife außer- 
gewöhnliche Beitimmungen über Strafverfahren (Kriegs- 
gerichte) und Strafredt;*? außerdem können überdies noch 
beftimmte bürgerlihe Rechte vom Militärbefehlöhaber ſus⸗ 
pendiert werben.®! 

Dem Kaifer unmittelbar zur Seite jteht für die Funf- 


58 Tert beiv. Walther J, 4ff.| 1 Preuß. BU. Art. 5—7, 

® Laband U, 538%; Hänel|27—30, 36. Bol. auch R.⸗Preß⸗ 
SIR. I, 434%; Brodhaus 72; | Gef. v. 7. Mai 1874 (R6Bl. 65) 
a. U. ©. Meyer, Verw.⸗R. 1,|85. 15—17, 301. ©. Hänel 
184%, R. J, 437 ff. über die analoge 

so S. Laband I, 40 ff.; | Anwendung der preußifchen Bor- 
Hänel SIN. I, 486 f. Einf®. | Schriften in den anderen Einzel- 
vom 91. Mai 1870 8. 4 zum | ftaaten. 
SIEB. (RGB. 195). 
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tionen des Oberbefehld — nicht für die Milttärverwaltung, 
welche dem Kriegsminiſterium (f. unten ©. 205) obliegt, — 
ber große Generalftab der Armee, der alle einfchlägi- 
gen militärifchen Angelegenheiten von Wichtigkeit für Krieg 
und Frieven vorzubereiten und zu bearbeiten hat.°? 


II. Die Kontingentsherrlichkeit. 

Das Korrelat zum kaiſerlichen Oberbefehl bildet die 
Kontingentsherrlichkeites ver Einzelitaaten bezw. 
der Landesherren; deswegen muß die Betrachtung der letz⸗ 
teren notwendig an die des eriteren angelnipft werben. 
Die militärifchen Rechte, welche im monardifchen Einheit3- 
ftaat in der Perfon des Monarchen fonzentriert find, find 
im deutfchen Bundesftaat nach den beiden oben bezeichneten 
Richtungen geteilt, jedoh je, daß der Schwerpunft im 
faiferlichen Oberbefehl liegt.** | Die biftorifche Geneſis des 
Reichsheeres aus Landeskontingenten wirkt jedoch im gelten- 
den Rechte noch nah, indem den Einzelftanten mehrere 
Rechte ald „Andenken an ihre ehemalige Souveränetät” 
in Militärfachen belafjen mwurben.‘® 


2 Laband UI, 601. waltverhältnis“ ift der entichei- 


68 ber den Begriff „Kon= | dende Punkt, von dem aus auch 
tingent* in der RB. ſiehe Hänel StR.1, 472 ff. zu unfe- 
Brodbaus 10 ff. Diefer, rem Refultate gelangt, f. bei. 
Schriftfteler unterfcheidet zwi-|S. 509, 528 ff.; ebenſo fehr 
fhen Iandesherrlihen und kon⸗ |ridtig Brockhaus 87 ff., wie 
tingentberrlihen Rechten (S. früher bereit? G. Meyer in 
95h); die Unterfheidung ift zu= | den angef. Erörterungen. 
treffend, aber unmwidtig. 65 Laband II, 552 ff. bemüht 

6° Darauf allein kann es an« ſich, einen allgemeinen jurifti- 
fommen, und demgemäß Tann | chen Begriff der „Kontingents- 
den Ausführungen Labands | berrlichleit” im Unterſchied vom 
m. €. unmöglih zugeftimmt | „Oberbefehl" zu fixieren; das 
werden. Das „militäriiche Ge- | Wefen der erfteren beftehe in 
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Das Reich befteht aus 25 Staaten und einem Unter- 
thanenland: das Reichsheer müßte demnah 26 „Sontin- 
gente” zählen. Dies ift jedoch nicht der Fall, vielmehr 
haben 7 Staaten vollitändig auf die Selbftändigfeit ihrer 
Kontingente verzichtet und find militärifch in Preußen in- 
forporiert, nämlich Schwarzburg - Sonderähaufen, Waldeck, 
Schaumburg =-Lippe, Lippe- Detmold, Hamburg, Bremen, 
Lübeck. Da ferner 7 thüringifhe Staaten fih zu einer 
militärifhen Einheit verbunden haben, fo eriftieren noch 
13 eigentlihe „Kontingente” als die faktiſche Baſis des 
Reichsheeres. Die in der Kontingentsherrlichfeit enthaltenen 
Einzelredite find: 

1. Die Wehrpflicht, welche materiell verfaffunggmäßige 


der militärifhen Dienftherrlich- 
keit. Im einfachen monardi- 
ſchen Staat coincidieren Ober⸗ 
befehl und Dienſtherrlichkeit, 
hier beſteht alſo für jene La⸗ 
bandſche Unterſcheidung kein 
Bedürfnis; im Deutſchen Reiche 
aber wird es nach dem poſitiven 
Rechte nicht gelingen, die disjecta 
membra der den Einzelſtaaten 
verbliebenen Rechte unter einen 
einbeitlihen jurtftifhen Begriff 
zu fubfumieren: das Dienft- 
verhältnis befteht im Reiche über- 
Died Traft des Fahneneides 
gegenüber Kaifer und Neid). 

uh den Ausführungen La» 
bands in der 2. Aufl., fomwie 
im Archiv III gegen Brod- 
baus gegenüber vermag id 
meine feüßere Auffaffung nicht 
zu ändern. Sekt teilt Laband 
die landesherrlihen Rechte in 


drei Gruppen: 1. Kontingents- 
berrlichkeit; 2. territoriale Mili- 
tärhoheitdrehte; 3. Militär- 
hoheitsrechte gegen die Staats⸗ 
angehörigen. Ein wiſſenſchaft⸗ 
liche Bedürfnis für diefe Unter- 
ſcheidung bürfte nicht beftehen; 
ed dürfte genügen, dem Reich3- 
recht des kaiſerlichen Oberbefehles 
das Landesrecht der einzelſtaat⸗ 
lichen Rechte als Kontingents⸗ 
herrlichkeit gegenüber zu Hellen. 
Brodhaus Red bezeichnet 
ſehr richtig das Recht des Kaiſers 
al3 die plenitudo der potestas 
ordinaria et immediata und er» 
Härt dann die Kontingentöherr- 
lichkeit mit dem kirchenrechtlichen 
Patronat, welder Erklärung 
Hänel beiftimmt. Großen Wert 
vermag ich Diefer Erklärung 
durch kirchenrechtliche Analogieen 
nicht beizumefjen. 
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Pflicht jedes Deutichen gegenüber dem Reiche ijt,°* wird 
formell ala fonfretes Dienftverhältnis gegenüber dem Landes⸗ 
bern begründet, indem lebterem ber Fahneneid geleiftet 
wird; da der Fahneneid aber die unbebingte Gehorſams⸗ 
verpflichtung gegenüber den Befehlen des Kaiſers enthält,” 
da diefem ferner das Dislokationsrecht verfaffungsmäßig 
zulommt, da ferner prinzipiell jeder Deutſche an jedem 
Drte des Reichsgebietes feiner Militärpflicht genügen und 


6° RB. Art. 59, dazu Hänel 
St. I, 508; ©. Weyer in 


33 ff., 
f.; Brodbaus 
112 f.; dagegen Laband Arc. 
DI, 517 


, . 

67 Dem Fahneneid kann aus 
diefem Grunde nidht die hohe 
faaterettige Bedeutung für 
en Einzelftaat beigemefjen wer- 
den, die ihm Laband II, 557, 
564 ff., 567 giebt. Vgl.übrigens 
Laband II, 5575, 567° über 
die Formel. „Beherricht“ wer- 
den die Kontingente vom Kaifer 
und nidt „von dem Landes- 
herren, dem Träger ber Staats⸗ 
ewalt*, wie Zaband II, 555 
agt; eine „Kommandogemalt“ 
der Landeöherren, „beichräntt" 
durch den Faiferlichen Oberbefehl, 
dem unbedingter Gehorſam zu 
leiften ift, ift feine Kommanbdo- 
gemalt gl. auch Hänel StR. 
‚414, : „damit tft dem 
Fahneneide an die Landedherren 
der Inhalt geraubt worden, den 
ihm die Beziehung auf eine fpe- 
zifiſche Verpflichtung gab. Er ift 
zurüdgedrängt auf eine allge 
meine Treueverfiherung an den 
Landesherrn, melde die Unbe- 


bingtheit bes militärifhen Ge- 
por ams nicht berührt.” Mit 

eht fagt Brodhaus 88: 
„Das Suborbinationdverhältnig, 
in welchem die Kontingente vor- 
mald zu ihren Landesherren 
ftanden, ift aufgehoben und durch 
ein Subordinationsverhältnis 
zum Kaiſer erſetzt; denn es ift 
unmöglich, zu militärifchem, d. i. 
unbedingtem Gehorfam genen 
zwei verſchiedene Perjonen, Kaiſer 
und Kontingentsherrn, verpflich⸗ 
tet zu fein.” Über das „Redt 
auf Treue bed SKontingents“ 
Brockhaus 109 ff.; eine „ſtaats⸗ 
bürgerliche Verpflichtung“, die 
Brodbaus aus dem Wortlaut 
des Fahneneides herauskonſtruiert 
(ſehr rihtin hierüber Laband 
im Archiv III, 522), widerſpricht 
bem Begriff und Wortlaut des 
Fahneneides: Der Landesherr 
bat lediglih das Ehren- 
recht, den Fahneneid für 
den Kaifer entgegenzuneh- 
men; die dem Landesherrn 
befhworene „Treue“ ift für 
den Soldaten identiſch mit 
dem dem Kaifer gefhwore- 
nen „Gehorſam“. 
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in das Heer eintreten kann („militärifche Freizügigkeit“, ſ. 
« hierüber unten im Militärrecht), fo befteht das Dienftver- 
bältnig materiell unzweifelhaft gegenüber dem Kaifer 
und dem KReich.® 

2. Die Kontingentöherren haben das Recht auf be- 
fondere Ehrenbezeugungen und Ehrenwachen, die FKontin- 
gente haben Kokarde und Hoheitszeichen ihres Staates zu 
tragen (RB. Art. 63 Abſ. 2, 66).°° 

3. Die Kontingentsherren haben nah RP. Art. 63 
Abf. 5 das Hecht, militärifche Anordnungen formell jelb- 
ftändig zu publizieren; „behufs Erhaltung der unentbehr- 
lihen Einheit in der Adminiftration, Verpflegung, Bewaff- 
nung und Augrüftung“ müfjen jedoch die für die preußifche 
Armee ergehenden Anoronungen von den Kontingentäherren 
für ihre Kontingente in Kraft gejegt werden, nachdem 
ihnen die betreffenden Anordnungen durch den Bundesrats⸗ 
ausſchuß für das Landheer und die Feftungen „zur Nad- 
achtung” mitgeteilt worden find.”° Spezielle Anerkennung 
bat dieſes lediglih formelle Recht noch in den Militär: 
fonventionen mit Württemberg (Art. 12, 15) und Sachſen 
(Art. 2) gefunden. 

4. Die Kontingentsherren haben das Recht, Offiziere & 
la suite ohne Bezahlung aus der Reichskaſſe zu ernennen, 
Adjutanten für fih und die Prinzen’ ihres Haufes aus den 
Offizieren des SKontingentes zu wählen; ferner nad der 


= 8. Meyer, Ann. 1880,| ⸗0 Sal bierzu 2Zaband II, 
344; Saufse I, 266; Brod- 562 f., 059%; Brodbaus 108 f. 
haus 118; a. 9. mit großer | "° 6 hierüber rockhaus 
Schärfe Saband I, 565 u. im 56 ff.; Hänel, Stud. I, 84 f.; 
Archiv II, 519; Dede r in | andrerfeit3 Saband im Archiv 
Stengels Worlerb I, 375. III, 508 f. 
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Berfaflung auch das Net, die Offiziere des Kontingentes 
zu ernennen (RB. Art. 66), doch haben auf dieſes Recht 
alle Einzelftaaten mit Ausnahme von Sachſen und Württem- 
berg zu Gunſten Preußens verzichtet; aber auch für diefe 
Staaten erleivet das Ernennungsrecht Einſchränkungen (f. 
oben ©. 194).7! Jedenfalls erhalten die LZandesherren „außer 
den regelmäßigen Rapporten und Meldungen über vor- 
fommende PVeränderungen, behufs der nötigen lanbes- 
berrlihen Publifation, rechtzeitige Mitteilung von den 
die betreffenden Truppenteile berührenden Avancement3 und 
Ernennungen” (RB. Art. 66 Abf. 1).7? 

5. Die Landeöherren haben dad Recht, zu polizei- 
liden Zmweden „ihre eigenen Truppen zu verwenden”, 
aber auch „alle anderen Truppenteile des Neichheeres, 
melde in ihren Ländergebieten diölociert find, zu requirieren“ 
(RB. Art. 66 Abſ. 3)."® 

6. Die Landesherren find „Chefs“ d. i. Chrenober- 
bäupter ohne militärifches Kommando der in ihren Gebieten 
dizlocierten Truppenteile,"* haben das Recht, zu infpizieren 


’ı Die heſſiſchen und medlen- 


„verwenden“ und „requirieren“, 
burgifchen Offiziere erhalten zwei 


Patente, eined® vom König von 
Preußen und ein zweites von 
ihrem Großherzog, Vgl. über 
da3 landesherrliche Ernennungs⸗ 
recht Hänel StR. I, 508 f.; 
Brockhaus 170 ff. 

12 Brodhaus 104 ff. 122 ff. 

78 Laband II, 568, im Archiv 
f. öff. R. IT, 515 ff.; Hänel 
StR. I, 505 f; Brockhaus 
106 ff., befonder8 auch über die 
rechtliche Identität der Worte 


dagegen allerding® Laband a. 
a 


14 Hänel StR. I, 505 u. beſ. 
die Analyfe diefer Stellung bei 
Brockhaus % ff. Mit Recht 
führt Brockhaus aus, daß 
eine wirkliche Kommanboftellung 
im Heere der grundfäßlichen 
Stellung der Landesherren im 
Drganiamus des Reiches durch⸗ 
aus widerſprechen mürbe; |. da⸗ 
zu allerdings auch Laband im 
Archiv II, 514 f 
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(RB. Art. 66 Abf. 1), die Disziplinargewalt wie ein 
fommandierender General?° auszuüben, andrerſeits Die 
Pflicht, über alle Offiziere vom Stabsoffizier aufwärts dem 
Kaifer fortlaufende Qualifikationsberichte einzufenden. 

7. Die Kontingentsherren haben das Recht felbitändiger 
Militärverwaltung und Gerichtäherrlichleit über ihre Kon- 
tingente: dieſes Recht ift jedoch thatfächlih dahin rebuziert, 
dab nur Bayern, Württemberg und Sadfen 
neben Preußen eine eigene Militärvermwaltung 
führen, alle übrigen Kontingente find in 
preußiſche Verwaltung übernommen.” 

Die preußifhe Militärvermaltung ift ſomit nad) ihrem 
Rechtsgrund: 1. jus proprium für bie preußifchen 
Truppen, 2. jus delegatum — ein Stüd der dem 
Kaifer zur Ausübung übertragenen Staatsgewalt — für 
Elfaß-Lothringen, 3. jus cessum für die übrigen 
deutſchen Einzelftaaten,? ausgenommen Bayern, Württem- 
berg und Sadfen; jene Einzeljtaaten aber gruppieren fi) 


76 Das Verhältnis zwiſchen 
Zandesheren und kommandieren⸗ 
dem General Tann leicht zu 


StR. I, 508 f.; Brodhaus 
100; über das landesherrliche 
Inſpektionsrecht 103 f.; wie frei- 


Kolifionen führen: beide haben 
FINE at beide ein Ber 
gungsre er die Truppen, 
die Kommandeure der Armee- 
korps find Kommandeure bed 
betr. Territorialbezirfe8 „unbes 
ſchadet der Souveränetätärechte 
der einzelnen Bundesftaaten“ 
MiL-G. 8. 59. Dad ganze 
echtsverhältnis ift in gobem 
Grade unflar und Konflitte ge 
rabezu provogierend. Bgl. Hänel 


lich eine Inſpizierung ohne „Be- 
fehl” lich fein —* bleibt 
dunkel, — auch Laband im 
Archiv III, 514. 


16 2aband I, 560 f., Archiv 
III, 525; Brodhaus 124 ff., 
if a Meyer, VerwR. 
II, 41, 62 ff. 


77 Diefe zutreffende Unter⸗ 


ſcheidung des Nechtötiteld macht 
Saband I, 5 ’ 
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wieder in foldhe, welde die Sonberlontingente aufrecht er⸗ 
halten, und in ſolche, welche hierauf ganz verzichtet haben. 

Aus dem Angegebenen folgt, daß nit die Kontin- 
gentsherrlichkeit, ſondern der faiferlide Ober— 
befehl den Ausgangspunkt für die prinzipielle 
Konſtruktion des Militärrechtes zu bilden hat; 
in letzterem find alle wichtigen materiellen 
Rechte fonzentriert, erftere bildet nur das 
Medium für das Rechtsverhältnis zum Reide 
und beftebt in der Hauptſache nur aus wenig 
bedeutenden Ehrenrehten. Die Kontingentöherrlid- 
feit ift aber in ihrer Bedeutung noch weiter rebuziert durch 
folgende drei Beftimmungen: 1. daß der Landesherr die 
aus der Kontingentsherrlichkeit fließenden Rechte auch den- 
jenigen in feinem Gebiet dislocierten Truppen gegenüber 
bat, welche garnicht feine Zandesfinder find; 2. daß jene 
Rechte auch denjenigen Staaten bezw. Lanbesherren zu- 
kommen, welde garleine felbftändigen Kontingente mehr 
befiten, fondern militärifh ganz in Preußen inforporiert 
find; 3. daß jeder Deutfche in jedem Einzelftaat feiner 
gefeglihen Wehrpfliht genügen Tann. Dazu kommt 
noch, daß für die große Mehrzahl der Einzelftaaten das 
„Kontingent“ völlig abforbiert wird durch die militärische 


78 Daß bierüber zwifchen den 
Einzelftaaten eine Abrechnung 
erfolgt, was Laband II, 566, 
Archiv II, 521 al3 Argument 
dafür anführt, daß 8 jeder 
Deutſche eigentlich feinem Staat 
die Dienftpflicht Teifte, ift nichts 
meiter al8 eine notwendige Kon- 


kruten von den Einzelftaaten pro 
rata zu ftellen find (RB. Art. 60). 
Daß jener Abrehnungsmodus 
fein Prinzip tepräfentiert, be- 
Du WR ee —3* 
aß zwiſchen Preußen und ſeinen 
22 Inneren von Einzelftaaten 
feine ſolche Abrechnung ftatt- 


fequenz des Satzes, daß die Re- | findet. 


Der Kaifer. 8.7. 207 


Formation: nur Württemberg, Sachen, Baden haben ab- 
gefchlofiene Armeekorps, Hefien eine abgefchlofiene Divifion, 
Medlenburg, Oldenburg, Braunfchweig Brigaden.”? 


Id. Die milttärifhe Sonberfielung Bayerns.” 

Prinzipiell bat Bayern die Militärhoheit ebenfogut ver- 
loren wie Preußen und die übrigen Einzelftaaten: die Aus- 
nahmeftellung, welde die Verfaffung in milttärifcher Hinficht 
für Bayern ftatuiert, geht jedoch jo weit, daß Bayern neben 
dem Reichsheer fein vollflommen ſelbſtändiges Sonderheer 
behalten bat. 

1. Was die Grundlagen der Organifation betrifft, jo 
gelten der Grundfat der allgemeinen Wehrpflicht, ſowie bie 
verfaffungsmäßigen Grundfäge von der fpeziellen Dienit- 
pflicht genau ebenfo für Bayern wie für das übrige Neid). 
Das bayriſche Heer wird in die gejehliche Friedenspräſenz⸗ 
ftärfe eingerechnet; die Ziffer der alljährlich zu ftellenden 
Erſatzmannſchaften wird materiell vom Kaifer, formell vom 
König von Bayern fixiert; das bayrifche Heer ift im 
übrigen ein vollflommen abgejchloffenes Kontingent, jedoch 
der Gefebgebung des Reiches in Militärfachen prinzipiell 
unterworfen (Verf. Vertr. IT 8. 5 Ziff. II Abf. 1). 

2. Das bayrifhe Heer fteht im Frieden unter dem 
ausfchließlihen Oberbefehl des Königs von Bayern, im 


19 Laband I, 505; Brod-| 112 ff., 236, 244, StR. I, 487 ff.; 
haus 198 f. Brodbaus 130 ff. bei. au 
80 Verſailler Vertrag III 8.5 | über Schlußprot. 'xıv, , 
vb. mit den Schluhselt zu | 155 ff 
Abſchn. XI und XII der Reichs⸗ 1 "taubigum 105; Brod- 
verfafjung. Zaband II, 504 f., haus 134 f. 
586 f.; Hänel, Stud. I, 107 ff "| 
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Kriege dagegen unter dem Überbefehl des Kaiſers. Mit 
dem Beginn der Mobilmahung beginnt der kaiſerliche Ober- 
befehl, die Mobilmahungsordre wird formell durd den 
König gegeben, derſelbe ift jedoch verpflichtet, dieſe Ordre 
zu erlafien, wenn diefelbe vom Kaijer für das Reichsheer 
erlafien ift: „auf Veranlafiung” des Kaifers, und ift nicht 
berechtigt, fie von fi aus zu erlafien®? (Verf. Vertr. W 
8. 5 Ziff. TI Abſatz 5). Im Kriege nehmen ſodann 
die bayriſchen Truppen die gleiche rechtliche Stellung ein 
wie alle übrigen Truppenteile. Die Berpflihtung zum 
Gehorfam gegen den FKaifer im Kriege ift im bayrifchen 
Fahneneid enthalten (Verf. Vertr. IT 8. 5 3. IV).8® 

3. Im Frieden werden alle bayriſchen Offiziere, auch 
die Höchftlommandierenden, vom König ernannt,°* die Dis- 
Iofation erfolgt nur durch letteren, das Verordnungsrecht 
fteht gleihfalld dem König zu, bezw. ift demjelben durch 
Spezialbeftimmungen der Reichögefeßgebung mehrfach über- 
tragen. Der König von Bayern ift jedoch verpflichtet, in 
Bezug auf Drganifation, Formation, Ausbildung, Gebühren, 
Mobilmachung die nämlichen Vorſchriften zu erlaffen, welche 
für das Neichheer gelten (Verf. Vertr. IT 8. 5 8. IN 
zweiter Sab: „wird Bayern volle Übereinftimmung her- 
ftellen”); der Kaifer bat über die angegebenen Punkte 


fein Recht mehr übrig,” ift voll 
fommen richtig. 

& Ausgenommen für bie 
Feſtung Neu-lllm. Nicht richtig 
Thudichum bei v. Holtzen⸗ 
dorff, Jahrb. II, 99 bezüglich 
der Ernennung der Flomman- 
deure neuer bayerifcher Feftungen. 


82 Seydel 1397; Laband 
D, 586 f.; Brockhaus 145 ff. 


88 Der von Laband, Ardiv 
Ill, 528 bart belämpfte Sag: 
„Rüden alfo die bayerifchen 
Truppen aus Bayern aus, fo 
bleibt für den König faft gar 
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fomwie über Vollzähligkeit und Kriegstüchtigfeit des bayrischen 
Heeres das Inſpektionsrecht, jedoch muß jede einzelne In— 
fpeftion vom Kaifer im Einvernehmen mit dem König von 
Bayern angeoronet werden (Berl. Vertr. IT 8. 5 3. I 
Abſatz 4). Vorgefundene Mängel müflen®® von 
legterem auf erhobenes Monitum des Kaiſers abgeftellt 
werden (Verf. Vertr. DI 8. 5 3. II: „ber Bunbes- 
feloherr — — wird fi mit dem König von Bayern ins 
Benehmen feßen”). 

4. Die Beitimmungen der Verfaſſung über Berhängung 
des Rriegszuftandes gelten für Bayern nicht: einem Reichs⸗ 
gefek über diefe Materie müßte fich jedoch auch Bayern 
fügen (Verf. Vertr. IT $.5 3. VD. 

5. Hinfihtlih der Bewaffnung, Ausrüftung und der 
Gradabzeihen bat Bayern „fich vorbehalten”, die Einheit 
zwifchen dem bayrifhen und dem Reichsheer herzuitellen. 
Die Uniform der bayrifhen Truppen dagegen ift eine be- 
fondere (Schlußprot. 3. XIV 8. 4). 

6. Die Disziplinarordnung für das bayrifche Heer hat 
der König kraft feines Oberbefehlee am 12. De. 1872 
fonform der für das übrige Reichsheer durch den Kaiſer 
getroffenen, erlafien (bayr. Mil.⸗V.⸗Bl. 498). 

7. Die Militärverwaltung Bayerns ift volllommen felb- 
ftändig, und der bayriſche Militäretat wird von den gefeh- 
gebenden Faktoren Bayerns feftgeftellt, figuriert demnach im 
Reihsmilitäretat nur als durdlaufender Poſten; doch find 


8 A. X. Laband II, 586, dver| 8% Laband II, 534; Se bel 
dies nicht ala Rechtspflicht an- |in Stengels Wörter. I, 1 
erfennt; Seydel 1397; Brod- 
baus 151. 

Born, Staatöredt I. 2. Aufl. 14 


sn 
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die gejeßgebenden Faktoren Bayerns materiell bei Feſt⸗ 
ftelung des Etats an die Normen des Reich3militärrechtes 
gebunden. Erfparniffe der bayrifhen Militärverwaltung 
fallen nicht in die Reichs-, ſondern in die bayrifche Staats⸗ 
kafſſe (Verf. Vertr. IT 8. 5 3. IH.” Die Entidäbi- 
gungen, melde aus dem Militärfiskus für die fog. 
Friedenzleiftungen fowie für Nayonbejchränfungen in der 
Umgebung von Feitungen geleiftet werden müflen (j. unten 
im Militärreht), find aus der bayrifhen Militärkafle zu 
bezahlen, die Entfehädigungen für Kriegsleiftungen dagegen 
fowie für Armierung von Feltungen auch für Bayern 
aus der Reichskaſſe. 

8. Über die Sonderftellung der bayrifchen Yeitungen f. 
unten im Militärrecht.3® 


IV. Die Kriegsmarine (RB. Art. 53).%° 

Diefelbe ift in Krieg und Frieden, in Verfaffung und 
Verwaltung eine vollflommene Einheit ohne jegliche Mopdifi- 
fation. Den Oberbefehl führt der Kaifer, dem allein bie 
Mannjhaften den Fahneneid leiften. Die verfafjungs- 
mäßigen Grundzüge der Organifation find die gleichen wie 
beim Landheer, das Militärgeſetz findet aber auf die 
Marine feine Anwendung, und die Präfenzziffer ift nicht 


7 Thudichum 116 behaup- 
tet, daß ſolche Erfparnifie nicht 
zu allgemeinen Staats⸗, fondern| Hänel StR. I, 480 
nur wieder zu fpeziellen Militär-| das Neihämarineamt u. das 
zweden verwendet werden diürf- | Oberlommando der Marine ge- 
ten. Über die ganze Frage| mäß der Geftaltung durch den 
bed bayerifhen Militäretats ſ. kaiſ. Erl. v. 30. März 1889 |. 
Brockhaus 137 ff. unten S. 272 4, 


88 Brockhaus 1%. 
8 Laband II, 499, 617 f;; 
er 
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geſetzlich fixiert. Der Marineetat wird von den geſetz⸗ 
gebenden Faktoren des Reiches feſtgeſtellt und zerfällt nicht 
wie der Militäretat in verſchiedene Rubriken. Nur Preußen 
hatte vor Aufrichtung des Reiches eine Kriegsmarine, und 
dieſe wurde in vollem Umfange vom Reich übernommen. 
Zum Dienſt in der Marine iſt nur „bie geſamte fee- 
männijche?" Bevölkerung des Reiches verpflichtet” ; Der 
alljährlihe Erſatzbedarf wird vom Kaifer feftgeftellt und 
durh den Ausfhuß für Seeweſen auf die Seeuferftaaten 
des Reiches (Preußen, beive Medlenburg, Oldenburg, die 
8 Hanfeftädte) verteilt. Der Kieler Hafen und der 
Sahde- Hafen find Reichskriegshäfen, über melde das 
Reich gemäß den näheren Borfchriften des ©. v. 19. Juni 
1883 (RGEBl. 105) das Verfügungsrecht befigt. — 





Die „allgemeine Begriffsfategorie”, die Laband zur 
wiſſenſchaftlichen Erfaffung des deutſchen Kaifertumes für 
erforderlih Hält, findet er in eimer Direftorial- 
ftellung nad Analogie derjenigen einer Privatforporation. 
Daraus leitet Laband vier Sätze ab: 1. „ver Kaiſer ift der 
alleinige, ausfchließliche Vertreter des Reiches dritten gegen- 
über” ; 2, „dem Raifer liegt Die Regierung des 
Reiches 0b”; 3. „ver Kaifer ift der Verwalter der 
Machtmittel des Reiches”, und 4. er übt die Staatsgewalt 
in Elfoß-Lothringen aus. Die Sätze 3. und 4. haben mit 
der „allgemeinen Begriffsfategorie” nicht? zu thun, ſondern 
find Spezialrehtsfäge. Die Sätze 1. und 2. dagegen find 
allgemeiner Natur, Sat 1. aber würde in Sab 2. ent- 
balten und demnah überflüjfig fein, falls diefer Satz 2. 

9° Vgl. über_diefen Begriff Seydel 1438. 
14* 
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richtig iſt. Sat 1. ift für die auswärtigen Verhältniſſe in 
der Berfafiung fpezialgefetlich begründet, Satz 2. aber ift 
in der Verfaſſung nicht begründet. Das Organ für 
die „Regierung des Reiches“ iſt grundfäglid 
der Bundesrat, nicht der Kaifer.?! Ergiebt fid 
dies ſchon aus der ganzen ſtaatsrechtlichen Konſtruktion des 
deutſchen Bundesſtaates, fo ift es auch deutlich genug in 
den allgemeinen Rebewendungen von RV. Art. 7 zum 
Ausdrud gebracht. Dabei entiteht allerdings eine Schwierig- 
feit, melde zur Labandſchen FKonftruftion zu Drängen 
fheint, wie denn thatfählih die Praxis, insbeſon⸗ 
dere der neueften Zeit, auch mehr und mehr in Diefe 
Bahn eingelentt hat: die Geftaltung der „Exelutive” im 
Reid. Keine Berfaflungsvorfchrift, analog dem Sat der 
preuß. Verf.⸗Urk. Art. 44: „der König hat die vollziehende 
Gewalt“ , weiſt viefelbe dem Kaifer zu; nur die „Über: 
wachung“ der Reichsgeſetze liegt dem Kaifer ob, aber auch 
diefe gemäß Art. 7 in Konkurrenz mit dem Bundesrat. 
Aber der Kaifer ernennt den Reichsfanzler, dieſer ift für 
die Regierungshandlungen des Kaiſers verantwortlih, und 
der Reichskanzler fchließt in fi das ganze Behördenſyſtem 
des Neiches ein. Daraus allein, nicht aus dem privat- 
zechtlihen „Direftor”, Tönnte — von rückwärts — der 
Labandſche Satz gefolgert werden: ber Kaiſer bat die Re— 
gierung des Reiches. Dennoh muß diefer Sat als 
mit den Grundlagen unferer Reihsverfaffung 


91 Ebenſo G. Meyer, Lehrb.| der Nepräfentation (Oberhaus) 
353: „Dem Reichstage gegen | fondern diejenige Stellung ein, 
über nimmt der Bundesrat nicht welche im Eonftitutionellen Staate 
die Stelle eines zweiten Faktors die Regierung beſitzt.“ 
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in Widerfprud ftehend abgelehnt werden. 
Dann bleibt freilih das bedenkliche Dilemma beftehen: 
der Bundesrat, das Regierungskollegium des Neiches, hat 
feinerlei Exekutive; die gefamte Exekutive ift thatſächlich 
fonzentriert in dem vom Kaiſer, dem nur einzelne Re- 
gierungsrechte, nicht Die Regierung als folche zufteht, er- 
nannten Reichfanzler, der die Fonftitutionelle Verantwor- 
tung nur für die faiferlichen, nicht für die Negierungsafte 
des Bundesrates trägt. 


8.8. 
Der Reihstag.! 
I. Prinzipielle Erörferung. 

Mie in ſämtlichen deutſchen Einzelftaaten (mit Aus- 
nahme Medlenburgs), jo wurde aud für den beutfchen 
Bundesftaat das Fonftitutionelle Prinzip grundſätzlich an- 
genommen. Faft mehr noch als ein Kaifer war ein ein- 
‚ heitliches deutſches Parlament feit Anfang diefes Jahr⸗ 
hunderts die heiße Sehnfuht der Nation. Es war unter 
diefen Umftänden mehr als der Ausdrud eines richtigen 
ſtaatsrechtlichen Prinzipes, es war ein Akt höchſter politi- 


„2 Bon politifhen Gefichtd- | 133; Thudichum ©. 132 bis 
punkten aus, die er ald „Rechtd- se v. Mohl 331 ff.; Riedel 
logik“, „Gewo nheitsrecht be- [31 ff. 110 ff.; Seybel, Koınm. 
—8 — entwickelt Bornhak im Be. u. in dirtho⸗ Ann. 1880, 

chiv VIII, 471 ff. eine Theorie | 35 ge 118 ff.; Wefter- 
des Raifertums, die der ver- —32 222 ff.; lehrreich 
faffungsmaßigen Grundlage er⸗ und das Niveau der politiſchen 
Te an Zn ttenakur überragend: 

I 88. 32—38; Uly, Der Reichsſstag u. bie 
Meyer, — 88. 105, 128 bis —W (1880). 
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fer Klugheit, daß in allen preußifchen Bundesreform⸗ 
entwürfen jeit 1848 die Einrichtung eined deutfchen Parla⸗ 
ments geradezu in erfter Linie fteht. 

Der deutſche Reihstag ift von allen Reichs— 
inftitutionen diejenige, in mwelder der Ge- 
Dante der Einheit der Nation am ungetrüb- 
teften und prägnanteiten zum Ausdrud fommt. 
Der Reichstag ift Die Bertretung des deutſchen 
Bolfes, und jedes. einzelne Mitglied des 
Reichstages ift Vertreter des ganzen Bolfes 
(RV. Art. 29): die einzelftaatlichen Grenzen find in diefem 
Sinne für den Reichstag nicht vorhanden. Darin liegt der 
gerade Gegenfah zu dem im Bundesrat zum ſtaatsrecht⸗ 
lihen Ausbrud gelangenden Prinzip der Bertretung der 
Einzelftanten. Darum mar es von vornherein prinzip- 
widrig, wenn nad dem urfprünglichen Abſatz 2 des Art. 28 
auh im Reichstag wie im Bundesrat bei Materien, bie 
nicht dem ganzen Reiche nad der Berfafjung gemeinjam 
find, die Stimmen derjenigen Abgeorbneten nicht gezählt 
werden follten, die in Staaten gemählt waren, auf melde 
die Neichögefeßgebung in der betreffenden Materie feine 
Anwendung findet: durch G. v. 24. Februar 1873 (RGB. 
45) wurde diefe Prinzipmwidrigfeit befeitigt.? 

Der Reichstag ift fomit in voller Reinheit ein Organ 
der über den Einzelftaaten ftehenden Gentralgewalt.® 

Die Wahlfreife allerdings find nah Maßgabe der 


3 Damit ift auch die ftaaten- | Art. 28 Abſ. 2 u. 29 gegen- 
bundliche AnBeinanberfegung von ſtandslos geworden. 
Seydel, Komm. 138—142 u| 2 S. auh Laband I, 272; 
Jellinek, Staatenverb. 226. 
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einzelitaatliden Grenzen cirkumffribiert, und das Wahlgeſetz 
8. 5 Abf. 1 a. E. ſchreibt vor, daß in jedem Einzelſtaat 
mindeſtens ein Abgeordneter zu mählen jei. Obwohl dies 
an fih als ein Berftoß gegen den prinzipiellen Gedanken 
des Art. 29 der AB. betrachtet werden muß, fo empfahl 
es fih aus praltiihen Erwägungen megen der für die 
Wahlen zu treffenden, ziemlich komplizierten behörblichen 
Vorbereitungen. Das Wahlrecht zum Reichstag dagegen 
ift von den einzelftaatlichen Grenzen völlig unabhängig: 
jeder Deutfhe fann, falls er den übrigen 
gejeglihen Borausfegungen genügt, an jedem 
Drte fein Wahlredt ausüben, und es ift hier- 
für volllommen gleidgültig, ob er dem be- 
treffenden Einzelftaate ftaat3rehtlih ange- 
bört oder nit (f. dazu unten ©. 218). Ä 

Abgejehen von dem bereit erwähnten Grundſatz, daß 
mindeftens in jedem Einzelftaate ein Mitglied des Reichs⸗ 
taged zu wählen fei, bildet die Grundlage für die BZu- 
fammenfegung des Neichätages der Satz: Daß auf je 
100,000 Seelen ein PBertreter kommen folle; Bruchteile 
von über 50,000 follen für voll gelten. Demnach be= 
ftanden für den ehem. Norbveutfchen Bund 297 Wahlfreife 
(Wabhlgef. $. 5), dazu kamen die fübdeutichen Staaten mit 
85 (NP. Art. 20 Abi. 2), Elſaß⸗Lothringen mit 15 Wahl: 
freifen (©. v. 25. Juni 1873 $. 8), in Summa ſomit 
897, welche Zahl jedoch dem dermaligen Stand der Be- 
völlerung nit mehr entſpricht.“ 


1873 (RGB. 144) und Berordn. 


4 DaB Verzeihnid der Wa I 
RGB. 1870, des Bunbesrats v. 1. Dez. 1873 


kreiſe im 
1871, 35, dazu ©. v. 20. Sun! 
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Gegenüber der bisherigen Ausbildung des konſtitutio⸗ 
nellen Prinzipes in Deutfchland zeigt der Reichstag drei 
bemerfengwerte Neuerungen: 1. der Reichstag ift die 
einheitlihe Vertretung des deutfhen Volkes; 
da8 Zweifammerfyftem wurde für das Reid 
niht angenommen; 2. das Wahlreht zum Reid 3- 
tag ift aufbreitefter vemofratifher Baſis nor— 
miert; 3. die Mitglieder des Reichsſtages be- 
ziehen verfaffungsmäßig Feine Diäten (f. die 
nähere Ausführung unten S. 234). 

Die Mitglieder des Reichstages find gemäß den all- 
gemeinen Fonftitutionellen Prinzipien an Aufträge oder In⸗ 
ſtruktionen nicht gebunden (RB. Art. 29): von einem 
„Mandat“ im juriftifhen Sinne it feine Rede, die „Ver- 
tretung” des Volkes ift nur eine ſtaatsrechtliche ohne irgend⸗ 
welche andere Verantwortlichleit, ala welche die Gewählten 
gegen fich ſelbſt haben.® 

Die Wahlberedtigten — nur ſolche — haben "das 
Hecht, zum Betrieb der Reichsſstagswahlen Vereine zu bilden 
und in gejchlofienen Räumen unbemwaffnet öffentliche Ver⸗ 
fammlungen zu halten; nur für Anzeige und Überwachung 
diefer Vereine und Verfammlungen bleibt das Landesrecht 
maßgebend (Wahlgef. $. 17); anderweitige landesrechtliche 
Vorſchriften nach diefer Richtung find aljo reichögefeßlich 
verboten.® 


(RGB. 373), endlih für del 0» | die ei en juriftifhe Analyſe 

land Gef. v. 15. Dezbr. 1890 | des ndates" der Reichstags⸗ 

(RGBl. 207), V. d. BR. v. mitglieder. 

16. Mai 1891 (RGEBl. 111). ° Rgl. Zabanb 1, 309 f. 
56. bei Zaband I, 273 ff. 
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I. Die Bildung des Reichstages.“ 


Der Reichsſstag geht hervor aus allgemeinen, 
direften Wahlen des Volles, welde geheim 
erfolgen müffen (RP. Art. 20).® 

Zur Durchführung dieſes Grundfages erging das Wahl- 
geſetz v. 31. Mai 1869 (BGB. 145 ff.), welches inhalt- 
ih auf dem „Reichswahlgeſetz“ v. 12. April 1849 beruht, 
auf Grund defien ſchon die Wahlen zum „Tonftituierenden” 
norddeutfhen Parlament erfolgt waren (f. oben ©. 22). 
Das nord. MWahlgefeg wurde mit ber Berfafjung gleich⸗ 
zeitig eingeführt in den fübdeutfchen Staaten und in Eljaß- 
Lothringen. ine generelle Ausführungsverordnung des 
Bundesrates erging am 28. Mai 1870, das fog. Wahl: 
reglement, defjen Akänderung gemäß $. 15 des Wahlgefetes 
nur mit Zuftimmung des Reichstages rechtlich möglich ift; 
dazu ein Nachtrag für die ſüddeutſchen Staaten v. 27. Febr. 
1871, ein zweiter für Elfaß-Lothringen v. 1. Dez. 1878 
(j. oben ©. 215 N. 4). 


A. Das Wahlrecht.⸗ 
I. Dasſelbe hat nachfolgende pofitive Vorausſetzungen: 


? Bgl. hierzu v. Mohl: Kri⸗ 
tifde Bemerkungen über die 
Wahlen zum Deutfchen Reichs⸗ 
tag. Tübingen 1874. Seydel 
in Hirths Ann. 1880, 359 [3 

8 Über dieſes „allgemeine“ 
Wahlrecht eriftiert eine große 
politiſche Litteratur. Ich er- 
wähne nur Gneiſt, Rechtsſtaat 
(2. A.) S. 318 f. Ob das all⸗ 
gemeine Wahlrecht dauernden 

eftand haben kann, mag dahin» 


geftellt bleiben; in feinem Falle 
darf vergefien werden, daß das⸗ 
felbe einen ungeheuer ftarfen 
Hebel für die Aufridtung der 
deutfhen Einheit bildete und 
darum einen der genialjten Ge- 
danken in dem weltgefhichtlichen 
Gejamtplane des Fürſten Bis⸗ 
mard darftellt. An diefer hi⸗ 
ſtoriſchen Thatfahe Tann alle 
Epigonenfritit nichts ändern. 

° fiber die vielumftrittene 
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Reichsangehörigkeit; „jener Deutfche” (ſ. dazu unten 
88. 11, 12), 


. Wohnſitz in einem Einzelftaate, 


vollendete 25. Lebensjahr, 
. männliches Geſchlecht (Wahlgeſetz $. 1). 


IL. Ausgeſchloſſen find diejenigen PVerfonen, melde: 
1. 
2. 
3. 


unter Vormundſchaft irgend welcher Art ftehen, 

im gerichtlichen Konkurſe ſich befinden, 
Armenunterftügung aus öffentlichen oder Gemeinde⸗ 
mitteln zur Zeit der Wahl beziehen oder im letzt⸗ 
vergangenen Jahre vor derſelben bezogen haben, 
den Befi der bürgerlihen Ehrenrechte (RStGB. 
88. 32 ff.) Durch rechtsfräftiges Urteil verloren haben 


(Wahlgef. 8. 8).10 


Beſteht eined der unter den lebten vier Ziffern ge= 


Trage, ob daS Wahlrecht ein 
„Tubjeltived" Necht — die Mög- 
lichkeit von folden auf dem Ge- 
biete des Öffentlichen Rechtes 
überhaupt vorausgejegt — fei, 
f. Laband I, 308; Zellinel, 
Syftem d. fub. öff. Rechte 
©. 130 ff., beide die Frage ver- 
neinend: „Wählen ift eine ftaat- 


liche Funktion, deren Subjelt | 


niemals der einzelne als foldher 
fein fann. Der ganze Vorgang 
der Wahl ift ausſchließlich durch 
objektives Recht geregelt, aus 
dem für niemand ein ſubjektives 
Recht fi ableitet” (Jellinek). 
„Das Wahlrecht iſt überhaupt 
fein ſubjektives, im individuellen 
Antereffe begrünbetes 3 Net, ſon⸗ 
dern lediglih der Reflex des 
Berfaffungsreihtes“ (Zaband). 


10 Vgl. Zaband I, 290 ff.; 
Meyer, Lehrb. 327. Das Mahl- 
gelet hatte beftimmt: wenn die 

berfennung wegen „politifcher” 
Verbrechen oder Vergehen erfolgt 
fei, jo ſollten die Ehrenrechte 
fofort nach verbüßter Strafe oder 
erfolgter Begnadigung wieder 
eintreten. Soweit ſich der z 
riff „politifcher” Gerhreihe 
rihife überhaupt feſtſte 
läht, ijt jene Beſtimmung des 
Wahlgeſetzes nah dem RStGB. 
gegenſtandslos, wenigſtens für 
das Wahltedt; inwieweit fie 
etwa für die Wählbarkeit pralk⸗ 
tiſch fein Zönnte, |. Laband IT, 
— ferner G. Meyer, Lehrb. 
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nannten Berhältnifie, fo ift auf die Dauer desſelben das 
Wahlrecht nicht vorhanden: alſo bei Konkurs, bis derſelbe 
auf irgendwelche Art, folglich auch durch völligen Mangel 
an Aftiven, beendet ift. 

III. Ferner kennt das Reichsſtaatsrecht noch einen Zu— 
ftand, während befien das Wahlrecht quoad jus vorhanden, 
quoad exereitium nicht vorhanden ift, wo dasſelbe „ruht“ ; 
dies ift der Fall: 

1. bei den Perfonen des aktiven Dienftftandes in Land⸗ 
heer und Flotte, folange diefelben bei den Fahnen 
find, ausgenommen jedoch die Militärbeamten, 
welche wählen dürfen (Wahlgeſ. 8. 2, Milit.-G. v. 
2. Mai 1874, RGB. 45 $. 49 Abf. 1); 

2. bei denjenigen Perfonen, welche nicht in den Wahl⸗ 
litten ftehen (Wahlgeſ. 8. 8 Abſ. 2 a. E.); ſ. unten 
S. 222. 

3. bei denjenigen, welde zur Seit der Wahl fih nit 
im Wahlkreis ihres Wohnfites befinden („wo er 
feinen Wohnſitz bat“, Wahlgef. 88. 1a. €. u. 7). 


B. Die Wählberfeit,is 
I. Die Wählbarkeit ift von den nämliden Voraus- 
fegungen bedingt wie das Wahlrecht: diejenigen Perfonen- 
Tategorieen, welde das Wahlreht quoad jus nicht haben 
bezw. gefeßlich ausgeſchloſſen find, find auch nicht wählbar; 


11 Ein Preuße kann in Mün-| Seybdel in Hirths Ann. 1880, 
gen mwäßlen, wenn er dort feinen | 362%. 

ohnſitz bat, ohne Bayer zu fein, | *? Val. über den rechtlichen 
aber nicht, wenn er 3. 3 der Charakter der Wahl die anregende 
Wahl fih nur auf ber Durch | Unterfudung von Jellinek, 
reife daſeibſt befindet. Über den |Syftem ver fubjelt. öff. R. 
„Wohnſitz“ Laband I, 2891;|©. 158 ff. 
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diejenigen dagegen, deren Wahlrecht ruht, find wählbar 
(Moltfe). Außerdem ift zu den Vorausſetzungen des 
Wahlrechtes nur no die eine gefügt: Staatsangehörigkeit 
in einem der deutſchen Einzeljtaaten feit mindeſtens einem 
Jahr, vom Wahltage rüdwärts gerechnet, dagegen tft Domi⸗ 
zil im Reichögebiet nicht erforderlich (Wahlgeſ. $. 4). 

II. Nicht wählbar in den Reichstag find: 

1. die Souveräne; die auf folde fallenden Stimmen 
find ungültig; 

2. deren Vertreter im Regierungsfollegium des Reiches, 
dem Bundesrat (RP. Art. 9);18 die auf folde 
fallenden Stimmen find jedoch nicht ungültig, da die 
Mitglienfhaft im Bundesrat niebergelegt werben 
fann, dann wäre die Wahl in den Reichstag gültig.1* 

UI, Die Mitgliedſchaft des Reichstages erlifcht: 

1. durch Verluſt einer der Vorausfegungen der Wähl- 
barkeit, der Verluſt tritt zwar ex lege ein, jebod) 
bedarf es einer formellen Ungültigfeitserflärung, bis 
zu welcher Sig und Stimme im Reichstag juriſtiſch 
beitehen bleiben (GO. $. 8); 1° 

2. durch Verziht kraft ausdrücklicher Erklärung (GO. 
$. 66); 

3. durch Annahme eines befoldeten Staatsamtes bezw. 
Beförderung in ein mit höherem Rang oder höherem 
Gehalt verbundene? (RB. Art. 21 Abſ. 2) ; 1° 


18 Die preuß. 3.-U. ſchließt“ 1 Laband I, 293; Seydel 
auch die Mitglieder der Ober⸗ |in Hirtb Ann. 1800, 3664; ©. 
rehnungslammer aus: Art. 74| Meyer, Lehrb. 366 
Abſ. 2. Das Reichsrecht enthält| 1° Laband 1, 16. 
dieſe Vorſchrift nicht, dieratiole- | 1° Vreuß. Berf. sUrf. Art. 78 
gis ift aber hier wie dort Diegleiche. | Abj. 3; vgl. Laband I, 317; 
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4. durch Auflöfung des Reichsſtages (NB. Art. 24); 
5. durch Ablauf der verfaflungsmäßigen Wahlperiode 
von 5 Sahren, vom Tage der Wahl an gerechnet 
(NB. Art. 24, in der Faffung des Gef. v. 19. März 
1888, RGBl. 110).17 
In diefen Fällen ift Neuwahl erforverlih und Wieder⸗ 
wahl des biöherigen Mitgliedes, abgefehen von den sub 1 
bezeichneten Fällen, geftattet. — 


C. Dad Wahlverfahren (Bahlgei. #6. 6 ff.).1® 

1. Die Wahl erfolgt in Wahlfreifen (Wahlgef. 
8. 6 Abſ. 1); die fämtlihen Wahlkreife follen dur Ge- 
fe abgegrenzt werden (Wahlgef. 8. 6 Abſ. 4); dies Ge- 
feß ift noch nicht ergangen, fomit dermalen noch diejenige 
Abgrenzung in Geltung, melde für die erftmaligen Wahlen 
getroffen wurde; diefe Abgrenzung bat Geſetzeskraft und 
könnte eine Abänderung nur durch Geſetz erfahren (Anlage 
C zum Wahlreglement, Abänderungen durch ©. v. 20. Juni 
1873, RGEBl. 144, u. G. v. 25. Dez. 1876, RGEBl. 275). 
Dana bilden die Staaten Medlenburg-Strelit, Sachien- 


Seydel a. a. D. 398 ff. (über- |tation auch die Bearbeitungen 
reiches Material aus der preuß. | des preuß. Staatsrechtes von 
Braris). Rönne, Schulze, Bornhak 
17 Thudichum 165 nimmt zu vergleichen. 

an, ein aufgelöſter Reichstag; 18 Dazu Ausf.⸗V. d. BR. v. 
könne nochmals berufen werden; 31. Mai 1870 („Reglement”); 
richtig dagegen Seydel 153; RGB. 275— 310. Spiel ©. 
Meyer ; Laband I, 320. | 306 ff. ein Berzeichnis derjenigen 
Die Borfchriften des Neichd- | Verwaltungsbehörden, welche in 
ſtaatsrechtes ftimmen bier voll-| den Einzelftaaten mit Durd- 
ftändig mit denjenigen des preuß. | führung des Wahlreglements be- 
Staatsrechtes überein; es find | traut find. Bal. au Laband 
demgemäß für ihre Interpre⸗ | I, 297 ff. 
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Altenburg, Schwarzburg-Rudolftabt, Schmarzburg-Sonders- 
haufen, Waldeck, Neuß ä. L., Neuß j. 2, Schaumburg- 
Lippe, Lübeck, Bremen je einen; Sacfen- Meiningen, 
Sachſen⸗Coburg⸗Gotha, Anhalt je zwei; Sachen Beimar, 
Oldenburg, Braunfchweig, Hamburg je drei, Medlenburg- 
Schwerin ſechs, Hefien neun, Baden 14, Württemberg 17, 
Sadfen 23, Bayern 48, Preußen 236 Wahlkreife; dazu 
fommt das Neichsland Elfaß-Lothringen mit 15 Wahl- 
treifen, ſodaß die Gefamtzahl 897 beträgt (Wahlgef. $. 5 
Abf. 2, ferner Bel. dv. BR. v. 27. Febr. 1871, RGBl. 
35 ff., für Bayern V. v. 27. Februar 1871, für Elfaß- 
Lothringen v. 1. Dez. 1873, RGBl. 373). Für jeden 
Wahlkreis ift von Staatswegen ein Wahlkommiſſar 
zu ernennen. 

2. Jeder Wahlkreis ift auf dem Berwaltungsmwege in 
Wahlbezirke abzuteilen, deren jeder nicht mehr als 
3500 Seelen umfafjen, räumlich abgegrenzt und thunlichſt 
abgerundet fein, fowie mit den Ortögemeinden möglichft 
zufammenfallen ſoll (Wahlgeſ. 8. 6, Abi. 2 u. 8, Regl. 
8. 7 Abf. 3). Für jeden Bezirk ift eine Wählerliſte! 
aufzuftellen (Wahlgef. 8. 8), welche in alphabetifcher Folge 
die Wahlberechtigten des Bezirks nah Bor- und Zunamen, 
Alter, Gewerbe, Wohnung nachweiſt. Diefe Wählerliſte ift 
in doppelter Ausfertigung durch den Gemeindevorftand ber- 
zuftellen (Regl. 8. 1); fpäteftens vier Wochen vor der Wahl 
ift diefelbe auf mindeſtens acht Tage zu öffentlicher Einficht 
auszulegen, damit jeder Wahlberechtigte durch Kontrolle 
jein Iinterefie wahren kann. Der Auslegungstag wird 


19 Bol. das Formular BGB. 1870 S. 283, 
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durch die Staatsbehörde beftimmt und ift befannt zu machen 
(Wahlgef. $. 8 Abf. 2); am 22. Tage von jenem Termin 
ab ift die Lifte durch Unterfchrift des Gemeindevorftandes 
abzufchließen (Regl. 8. 4). innerhalb 8 Tagen nad Be 
ginn der Auslegung kann jedermann ?? gegen den inhalt 
der Lifte, nicht nur in eigener, ſondern auch in fremder 
Sache jchriftlid oder zu Protokoll reflamteren und Auf- 
nahmen oder Streichungen beantragen. . Der Antrag ift 
fofort dur den Gemeindevorftand zu prüfen, ſpäteſtens 
binnen 14 Tagen nad Ablauf der achttägigen Friſt durch 
die zuftändige Behörde zu entſcheiden und darüber die 
nötigen Bermerkungen zu machen (Wahlgef. $. 8 Abf. 2, 
Regl. 8. 3). Iſt binnen Jahresfriſt nach der allgemeinen 
Wahl Neuwahl erforderlich, jo bedarf es der Aufftellung 
einer neuen Lifte und der Auslegung nicht (Wahlgef. $. 8 
Abſ. 3).21 

3. Die Koften für Vorbereitung und Vornahme der 
Mahl haben, abgejehen von den Koften für die Drud- 
formulare der Wahlprotofolle und für die Ermittelung des 
Mahlergebnifies, die Gemeinden zu tragen (Wahlgef. $. 16). 

4. Der Tag der Wahlen wird durch Taiferl. Ver- 
ordnung beftimmt; die Wahlen find im ganzen Reihe an 
einem und demfelben Tage zu vollziehen (Wahlgef. 8. 14). 
Der Kaifer ift dabei nur an folgende verfaflungsmäßige 
Schranken gebunden: a) der Neihstag muß nah RV. 


20 Der Wortlaut giebt alfo| 21 Bezüglih der bei Auf: 
eine Schranfe. Der Sinn aber | jtellung der Lilten zu bewirken⸗ 
Tann doch vernünftigerweife nur | den Dienftauffiht |. Laband 
fein: jeder wahlberedhtigte Deut- | I, 3022. 
oe be Bezirks. A. M. Laband 
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Art. 13 mindeftens alljährli einmal berufen werden. Sit 
die fünfjährige Wahlperiode abgelaufen, jo müſſen demnach 
die Neumahlen jedenfall vom Kaifer fo rechtzeitig ange- 
ordnet werden, daß jener Vorſchrift des Art. 13 gemügt 
werben Tann; b) ift der Reichstag aufgelöft, ſo müflen bie 
Neuwahlen innerhalb der folgenden 60 Tage von der 
Nublifation des Auflöfungsdelret3 ab angeorbnet und der 
Reichstag innerhalb von 90 Tagen nad der Auflöfung 
berufen werden (NL. Art. 25). Bon der Vorfchrift, daß 
die Wahlen im ganzen Reihe an einem Tage zu ge 
fchehen haben, darf nur abgegangen werden: a) wenn ber 
Gewählte ablehnt, b) wenn ein Mitglied des Reichstages 
verzichtet (ED. 8. 66), c) wenn der Reichstag eine Wahl 
für ungültig erflärt und dadurch eine Neuwahl erforderlich 
wird. Die in diefen Fällen notwendigen Spezialmahlen 
werden nicht durch den Kaiſer, ſondern durch Die zuftändige 
(Anl. D zum Wahlreglement bezeichnet diefelbe) Landes- 
behörde angeordnet. 

5. Zur Vornahme der Wahl wird von der „zuftän= 
digen Behörde” für jeden Wahlbezirk ein Wahlvorfteher 
ernannt und ein Wahllokal bezeichnet (Regl. $. 8). Die 
Wahlhandlung tft öffentlih (Wahlgeſ. 8. 9 Abf. 1)?? 
und bat um 10 Uhr vormittags zu beginnen und ift um 
6 Uhr abends zu fchließen. Der Wahlvorfteher bilvet fich 


28 Diefe Borfchrift kann ver- | vorfteher aus dem Wahllokale 
nünftigerweife und dem Zuſam⸗ hinwegweifen. Auch Laband 
menbang des Gefeged nah nur|1, 310 dürfte diefer Meinung 
auf die Wähler ded Bezirkes) fein, indem er fagt: „es wird 
fih beziehen, da nur dieſe ein | dadurd die Drbnungsmäßigleit 
berechtigtes Intereſſe an der | und Reblichkeit bed Berfahrens 
Wahlhandlung im Bezirk haben. | unter die Kontrolle der Wahl⸗ 
Andere Berfonen Tann der Wahl- berechtigten geftellt.” 
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mindeftend zwei Tage vor dem Wahltermin ein Bureau 
aus beliebig zu wählenden Perfonen, die jedoch fein un- 
mittelbares Staatsamt befleiven dürfen (Wahlgef. $. 9). 
Die Mitglieder dieſes Wahlvorftandes find durch Hand⸗ 
Schlag an Eibesftatt zu verpflichten (Regl. 88. 10, 12). 

6. Die Stimmabgabe gefhieht durch Zettel, die 
in eine Urne gelegt werden (Wahlgef. $. 10). Das Ge- 
heimnis der Stimmabgabe ift dur eine Reihe fpezieller 
Beitimmungen gefihert. Der Wähler muß in Perſon an 
der Urne erjcheinen, hat Namen und Wohnung anzugeben, 
wird daraufhin in der Wählerlifte aufgefuht und nur, 
wenn bier der angegebene Name fich findet und die Iden⸗ 
dität feitfteht, zur Stimmabgabe zugelaflen; in der Wähler- 
liſte ift die erfolgte Stimmabgabe zu vermerten (Wahlgef. 
$. 10 Abf. 1, Regl. SS. 15, 16). Die Stimmzettel . 
müflen von weißem Papier fein, dürfen fein äußeres Kenn- 
zeichen tragen und nit im Wahllofal felbft gefchrieben 
ober bergeftellt werden (Wahlgef. SS. 10 Abf. 2, 11): weder 
dürfen fie eine Unterfchrift haben, noch Dürfen fie ungefaltet 
oder fo gefaltet fein, daß der inhalt gelejen werden kann. 
Borichriftswinrige Zettel find vom Wahlvorfteher zurüd- 
zuweiſen; Streitigfeiten hierüber entfcheidet der Wahl⸗ 
vorſtand (Wahlgef. 88. 10, 13). Gedruckte oder fonft auf 
dem Wege der Vervielfältigung hergeftellte Stimmzettel, die 
nur den Namen des zu Wählenden tragen, find den gefeh- 
lichen Vorſchriften über „Drudfchriften”, fpeziell denjenigen 
der Preßgefehgebung, nicht unterworfen (Gef. v. 12. März 
1884, RGEBl. 17). Im Wahllofal dürfen weder Anfprachen 
gehalten werben, noch darf Diskuſſion ftattfinden (Regl. 
8. 18). 


Horn, Staatsrecht I. 2. Aufl. 15 


226 Bub. Die Drganifation d. Staatögewalt d. Reiches. 


7. Der Schluß der Wahl ift dur den Wahlvor- 
ſteher offiziell zu verkünden (Regl. $. 17). Daraufhin er- 
folgt Zählung der im Bezirke abgegebenen Zettel und Feft- 
ftellung des Refultates für den Wahlbezirf; alle Stimm- 
zettel, welche mit äußeren Stennzeichen verjehen oder nicht 
von weißem Papier find, welche feinen oder keinen lesbaren 
oder mehrere Namen oder den Namen einer nicht wähl- 
baren PBerfon oder einen Namen mit Proteft oder Vorbehalt 
enthalten, find als ungültig auszufcheiden (Regl. $. 19) 
und dem Protofoll beizubeften; die übrigen find verfiegelt 
aufzubewahren. 

8. Das Wahlrefultat des Bezirks?s ſowie die Wahl- 
akten find dem von Staatswegen ernannten Wahllommifjar 
(Regl. 88. 24 ff.) des Wahlkreiſes zu übermitteln; bie 
Wahlakten find verfiegelt aufzubewahren, bis der Reichstag 
über die Wahl definitiv entfchieven hat. Der Wahlkom- 
mifjar hat fpäteftens nah Ablauf des dritten Tages nad 
dem Wahltage das Wahlrefultat unter Zuziehung einer 
Kommiffion von 6—12 Wählern, die fein unmittelbares 
Staatsamt befleiden, in öffentlihder Verhandlung 
feftzuftellen und zu verfündigen (Regl. 88. 26 ff.). 
Das Wahlprotofoll ift dem Reichſtag einzuhändigen, Stimm⸗ 
zettel, die für ungültig erklärt worden find, find beizufügen, 
die übrigen vom Wahlvorfteher folange verfiegelt aufzu- 
bewahren, bis der Reichdtag über die Wahl entjchieven hat 
(Regl. 8. 18 Abſ. 2). Gewählt ift, wer die abfolute 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen auf fich vereinigt bat, 
d. i. mindeftend eine Stimme über die Hälfte der jämt- 


= Bol. das Mufterprotolol BGBL. 1870, S. 285. 
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lichen abgegebenen gültigen — die ungliltigen find vorber 
auszufcheiden — Stimmen bekommen bat. 

9. Iſt dieſes Reſultat nicht erzielt worden, jo hat 
engere Wahl, die fog. „Stihmwahl”, ftattzufinden, 
d. 5. es ift die begonnene Wahlbanblung in der Weife 
fortzufeen, daß vollftändige Neuwahl in Beziehung auf 
die Stimmabgabe der Wähler ftattfindet, jedoch mit der 
Beichränfung, daß nur diejenigen beiden Kandidaten mwähl- 
bar find, melde bei der erften Wahl die relativ meiften 
Stimmen auf ſich vereinigt haben (Wahlgef. $. 12, Regl. 
8. 29 ff.); ungültig find bei der engeren Wahl demnach 
alle Stimmzettel, die einen anderen al3 den Namen eines 
diefer beiden Kandidaten tragen. Die engere Wahl ift vom 
Wahlkommiſſar fpäteftens binnen 14 Tagen nad der Er- 
mittelung des erfimaligen Wahlergebniffes anzuoronen; ſie 
ift juriftifh nur Fortſetzung der erften Wahl, darum find 
die für dieſe getroffenen Vorbereitungen ohne meitered auch 
für fie maßgebend.?* Ergiebt ich bei der engeren Wahl 
Stimmengleichheit, jo entſcheidet das durch den Wahl: 
fommiflar zu ziehende Los. 

10. Der Wahllommiffar hat den Gemwählten von der 
auf ihn gefallenen Wahl in Kenntnis zu feßen und damit 
die Anfrage, ob er die Wahl annehme, fowie für den Be- 
jahungsfall, infofern nicht Notorietät befteht, die Auf- 


2 Gegen diefed Stichwahl⸗durchgeſetzt hatte, richtet fich eine 
Igftem, mweldes 3. ®. bei der | in ihrer Schärfe wachſende poli- 

eichstagamwahl von 1890 zur|tifhe Kritik. Über dad Syftem 
Folge hatte, daB in Baden die⸗ | der Proportionalmahlen, mit dem 
jenige Partei, für welche über- |man da und dort Erperimente 
haupt die meiften Stimmen ab- | gemadt bat, |. Rofin: Minori- 
gegeben waren, feinen Kandidaten | tätenvertretung. 

15* 
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forderung zu verbinden, die binfichtlih der Wählbarkeit 
nah dem Geſetz erforberlihen Nachweife zu erbringen. 
Für Abgabe diefer Erflärung ift geſetzlich eine Friſt von 
8 Tagen gejegt;?5 bleibt die Erklärung binnen dieſer Yrift 
aus, fo gilt dies als Ablehnung; das Gleiche ift rechtens 
bei bedingter Annahme. 

11. Zum Schuß des Wahlrechtes *° enthält das Reichs⸗ 
ſtrafgeſetzbuch mehrere Beftimmungen gegen Wabhlbeein- 
fluffung ($$. 107—109 und 389) 2°. Wahlbeeinfluffungen, 
welche nicht unter ein Strafgefeh fallen, find rechtlich 
erlaubt, mögen ſie moraliih noch fo verwerflich fein. 
Wahlbeeinfluffungen durch amtliche Organe find vom Reichs⸗ 
tag mehrfach ala legitimer Grund zur Ungültigfeitserflärung 
von Wahlen betrachtet worden.?s 

12. Die definitive Entſcheidung über die Gültigfeit 
einer Wahl erfolgt nur durch den Reichstag felbft (RD. 
Art. 27, eriter Satz). Proteſte gegen eine Wahl können 
dem Reichsſtag bis zum Ablauf des 10. Tages nach feiner 
Cröffnung eingereicht werden, bei Nachwahlen big zum 
Ablauf des 10. Tages nach Feltftellung des Wahlergeb- 
niſſes (SD. 8. 4). Auf Verlangen des Reichstags find 


25 fiber die Möglichkeit, daß | brauche kirchlicher Straf-u. Zucht« 
ber Reichsſstag eine verfpätete | mittel, © 2, 8, Au aufgehoben 
Annabhmeerflärung für gültig uch © Zprl 1886, 
hält, ſ. — bejahend — La-| Art. 4. dert die richriften 
band 1, 3078, verneinend Sey« des RStGB. |. v. Liſzt, Lebrb. 
del in Hirths Ann. 1880, 384°. |d. Strafredts 530 ff., fowie bie 

20 S. die vortreffliche Dar- | bei Labant I, 311 cit. ſtraf⸗ 
ftelung bei Laband I, 308 ff. venflihe T Litteratur. 

37 Die Boriariften des preuß. v. Mohl a. a. O. 49 ff.; 
G. v. 13. Mai 1873, betr. Die Seybdel in Hirths Ann. 1880, 
Grenzen des Rechtes” zum Ge-| 389 ff.; Zaband I, 3121. 
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dur den Wahlkommiſſar die Wahlakten einzufenden. Die 
Prüfung der Wahlen Durch den Reichstag gefchieht in folgender 
Weiſe: Jeder Abteilung des Neichstages (f. darüber unten 
©. 236) wird durch das Los eine Anzahl von Wahlen zur 
Prüfung überwiefen; ergiebt fi fein Anftand, fo wird 
dies lediglich durch den Präfiventen dem Reichstag mit- 
geteilt; ift die zehntägige Einſpruchsfriſt verjtrichen, fo find 
diefe Wahlen definitiv gültig (BD. 8. 7). Sind dagegen 
Anftände vorhanden, fo ift in folgenden Fällen die Sache 
an die Wahlprüfungskommiſſion (f. darüber unten ©. 245), 
die für jede Sitzungsperiode neu zu wählen ift, abzugeben: 
1. bei Vorliegen von rechtzeitigen Wahlproteften,; 2. wenn 
die Wahl durch Mehrheitsbefchluß der Abteilung für zweifel- 
haft Hinfihtlih der Gültigkeit erklärt wurde; 3. wenn 
10 Mitglieder der Abteilung einen aus dem Anhalt der 
Wahlverhandlungen abgeleiteten, fpeziell zu bezeichnenven 
Zweifel gegen die Gültigkeit der Wahl erheben (BD. $. 5). 
Die Wahlprüfungstommiffion bat ſodann dem Reichstag 
behuf3 definitiver Beſchlußfaſſung Bericht zu erftatten. Die 
Abteilungen Tönnen übrigens immer an den Reichstag Bericht 
erftatten, auf Grund deſſen dann formeller Beſchluß gefaßt wird 
(8. 6).2° Bis zur Ungültigkeitzerflärung einer Wahl hat 


39 Neuerdings wird lebhaft die 
Forderung erhoben, die Prüfung 
der Gültigfeit der Wahlen einem 


Beftimmungen der neuen preu- 
Bifchen Selbftveraltunggeied- 
gebung, Durch welche dag Ober⸗ 


unabhängigen Gerichtshofe zu 
übertragen, fo insbeſondere von 
Sellinet: ein Verfaflungöge- 
richtshof, ſowie derfelbe: Syftem 
ber fubj. öff. Rechte S. 159. 
Eine intereffante Verwirklichung 


verwaltungsgeriht — allerdings 
nur unter beftimmten Borau3- 
fegungen — ald Wahlprüfungs- 
Gerichtshof beftellt wurde. Die 
Jellinekſche Forderung hängt 


zufammen mit der von diefem 


dieſes Gedankens enthalten die | Schriftfteler entwidelten Theorie 
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der Gewählte Sit und Stimme; bei Beanftandung einer 
Wahl darf das beteiligte Mitglied nicht über die Gültig- 
feit der Wahl mitabftimmen (GO. $. 8). 


IIL Die perfönliche Rechtsſtellung der Reichsfagsmifglieder.®0 


1. Mitgliever des Reichsſtags dürfen niemals. wegen 
ihrer Abftimmung oder wegen der in Ausübung des parla- 
mentarischen Berufes gethanen Äußerungen zur Rechenfchaft 
gezogen oder gerichtlich oder disziplinariſch verfolgt werben 
(RB. Art. 80; RStGB. $. 11);?! fie find für die Aus- 
übung ihrer Rechte im Reichstag niemandem irgendwie im 


juriftifchen Sinne verantwortlid.?2 


der fubjeltiven öffentlichen Rechte. 
Jellinek fpricht dem Gewählten 
ein fubjeltives Recht zu, jedoch 
nur, wenn ein Gericht den Streit 
darüber zu entſcheiden habe, an- 
dernfall® fei nur ein „Refler 
objeltiven Rechtes“ vorhanden. 
Ich halte diefe Konftruftion nicht 
für möglid. 

30 Bol. zum folgenden Heinze: 
Die Straflofigfeit parlamentari- 
her Rechtsverlegungen und die 
Aufgabe der Reichdgefeßgebung 
(1879); Schleiden: Die Dis- 
ziplinar⸗ u. Strafgewalt parla- 
mentarifcherBerfammlungen über 
ihre Mitglieder (1879); Fuld 
im Gerichtsſaal B. 35, 529 ff.; 
Ardiv f. öff. R. IV, 841 ff. u. 
beſonders die lehrreiche Schrift 
von Seidler: Die Immunität 
der Mitglieder der Bertretungs- 
förper nah öſterreich. Recht 
(1891). Die von leterem Schrift- 
fteler gegebene biftorifche Ent- 


Es befteht Feine Haft- 
midelung des englifchen u. fran- 
zöſiſchen Rechtes, ſowie die ver- 
gleihende Darftellung der gel- 
tenden Geſetzgebungen ift e r 
wertvoll und dankenswert. S. 
auch Laband I, 330. 

si Meyer, Lehrb. 274 ff., 
376 ff.; Seidler 79 ff., bei. 
über die Frage, ob außerparla- 
mentarifchen Inftanzen übers 
haupt ein Recht der Beurteilung 
parlamentarifherVerbandlungen 
uftehe, welche Seidler mit 

echt bejaht, entgegen einem 
Erf. d. Reichöger. v. 5. Juli 
1881. Über die früheren Streit» 
[ragen des preuß. Kur 
ſ. Rönne, Pr. StR. I, 299 ff.; 
Schulze, Pr. StR. $. 161; ©. 
Meyer, Lehrb. 275. Durch das 
RStGB. ift jeder Streit un⸗ 
möglid) emacht. 

s2 Daß das Privileg auch für 
die Arbeiten der Abteilungen, 
Kommilfionen, Enqueten befteht, 
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barfeit der Reichötagsmitgliever für ihre parlamentarifche 
Thätigkeit als nah Maßgabe der Gefchäftsorunung.?® 
Die Beftimmungen der lebteren haben Teine Geſetzeskraft, 
fondern find lediglih ein Ausfluß der dem Reichstag durch 
RV. Art. 27 nad diefer Richtung eingeräumten Autonomie; 
fomit gilt formell die Geſchäftsordnung nur für denjenigen 
Reichstag, der fie fih gegeben hat; doch iſt die vom 
I. norbdeutfhen Parlament aufgeftellte, i. 3. 1876 neu 
redigierte Gefchäftsordnung bis jet von jebem neuen 
Reichstag angenommen morden.?* Darnach werden Redner, 
welche die in den $. 42 ff. ver GO. gegebene Redeordnung 
verlegen, vom Präfiventen unter Nennung des Namens 
darauf zurücgewiefen. Gegen den Ordnungsruf iſt ſchrift⸗ 
liher Rekurs an den Reichstag geftattet, der in der 
. nädjften Sigung ohne Diskuſſion und nur über die Be- 
rechtigung des Ordnungsrufes entjcheidet ($. 60). ft der 
Redner zweimal zur Ordnung gerufen und verlett in der 
nämlichen Rede die Ordnung abermals, fo kann ihm durch 
Beihluß des Neichstages auf Anfrage des Präfidenten 
ohne Debatte das Wort entzogen werden, wenn er zuvor 
auf diefe Folge Hingewiefen wurde (GD. $. 46).°° Nie- 


ift unzweifelhaft: Seidler 8. 

Si R efreiung von ber Beugnid- 

pfliht Liegt jedoch darin nicht: 
98 ff., a i 


diefer fog. Disziplin, pp iell des 
Sronungerufed f. bei. Heinze 
36 fi. Ein Verſuch der Regie- 


Seidler Privilegien | rung i. 3. 1879, die Reichstags⸗ 
strictissime zu interpretieren | Disziplin durch Staatsgeſetz zu 
find. ordnen, was ganz unzweifelhaft 


38 Die neuefte Yaflung der 
Geſchäftsordnung v. 10. Februar 
1876 f. bei Hirth, Ann. 1877, 
S. 490 


. 490 ff. 
% Dal. Zaband I, 820 f. 
5 her die Unzulänglichleit 


rechtlich zuläffig wäre, ſchei— 
terte am Wiberfpruch bes Reichs⸗ 
tages; eine Kommifftonsberatung 
des letzteren über Verſchärfung 
der Geſ aſtscrnung blieb gleich⸗ 
falls reſultatlos. Das engliſche 
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mand darf reden, ohne vom Präfidenten das Wort erhalten 
zu haben ($. 42); die Rednerlifte wird von den Schriftführern 
geführt; die Zulaffung zum Wort erfolgt nad) der Reihen- 
folge der Meldung ($. 47), nur zur Geſchäftsordnung 
fofort; perfönlicde Bemerkungen Tünnen nur zum Schluß 
der Debatte, „faktiſche“ Bemerkungen garnicht gemacht 
werden ($. 44); abgelefen werden Dürfen Reden nur von 
der deutſchen Sprahe nicht mädtigen Rednern ($. 45 
Abf. 2). 

2. Beamte bedürfen zum Eintritt in den Reichstag 
feines Urlaubs (RB. Art. 21 Abf. 1).39° Unter Beamten 
find jedenfalls alle Staats- und Kommunalbeamte, Teinen- 
fall3 die „Privatbeamten” zu verftehen, ob Kirchendiener, 
ift zweifelhaft, aber nach der richtigen Anficht zu ver- 
neinen,®” ob Offiziere, ift gleichfalls zweifelhaft, aber nach - 
der richtigen Anficht zu bejahen.?? Beamte haben lediglich 
ihrer vorgejegten Behörde die erforderliche Anzeige zu er- 
ftatten, ein Hindernis darf ihrem Eintritt nicht entgegen- 
geftellt werden. Ein Gehaltsabzug tft nah dem Sinn der 
Verfaſſung als unftatthaft zu erachten; dag Gleiche ift für 
Stellvertretungsfoften anzunehmen.?? 


wie das franzöfifche Recht find | 33 Ebenfo Laband I, 420; 
viel ftrenger: beide geftatten Haft |a. A. ©. Meyer, Lehrb. 3698. 
und NAusfchließung ald Dis-| 39 Bgl. Laband I, 312%. 
aiplinarftrafen. Vgl. Sten. Ber. | Für Reichsbeamte ift der im Tert 
d. Reichſt. 1879, S. 247 ff. bezeichnete Sat pofitiv anerfannt 

6 Nah dem Entw. der nord. durch das Reichsbeamtengeſetz v. 
BB. follten Beamte garnicht | 31. März 1873, 8. 14 Abſ. 2. 
wählbar fein, vgl. hierzu v. Mar⸗ Vgl. weiter Seydel, Komm. 
tig 79 ff. 144; Hierfemenzel 4; Thu- 

7 So auh Meyer, Lehrb. dichum 154; v. Martik 82; 
368 f.; vgl. die Zufammenftellung | Riedel 112. Über die berühmte 
der Meinungen 369. Streitfrage der Stellvertretungs- 
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3. Während der Situngsperiode *° Tann fein Mitglied 
des Neichötagd ohne deſſen Genehmigung*! wegen einer 
mit Strafe bedrohten Handlung zur Unterfudhung gezogen 
oder verhaftet werden, außer wenn es bei Ausübung der 
That oder im Laufe des nächitfolgenden Tages ergriffen 
wird (RB. Art. 31 Abf. 1). Der Reichstag hat die 
auf diefe Genehmigung gerichteten Anträge ftet3 abgemiefen. 
Sind die Verhandlungen nur vertagt, fo dauert die 
Situngsperiobe fort, und obiger Grundfat bleibt in Kraft,*? 
doch ift durch G. v. 26. März 1898 (RGEBl. 138) beftimmt, 
daß die ftrafrechtliche Verjährung rubt, folange „auf Grund 
gefetlicher Vorfchrift die Strafverfolgung nicht begonnen oder 
nicht fortgefeßt werben Tann”. Selbftverftändlich bezieht ſich 
derfelbe jedoh nicht auf Verhaftung eined Reichstagsmit⸗ 
glieves zur Verbüßung einer rechtskräftig erkannten Strafe.** 


koſten im preuß. Staatareät f. 

Rönne, Preuß. StR. IL, 245 ff.; 

Gerber, Grundz. ©. 136. 
—5 erörterten 


0 Die unter 
rivilegien Tennt 


60; vgl. auch G. Meyer, Lebrb. 
277 ’ 


“4 ber ‚ben Begriff ber „Ge- 
nehmigung“” eidler 
b f. Seid! 108 ff. 
9 Die bierber ee I Bor« 
ln Se ae 
egen die gemein r⸗ 
—2*88 en der 


lichen 
demofratie 8. Abſ. 8 nebſt 





ſtrafrechtlichen 
das elite eht nicht, fie 
beruhen auf der Gefeggebung 
ber franzöf. Revolution und rei» 
hen bier noch weiter (Dell. v. 


26. Juni 1790 u. bef. Berfaffung 
2». 22. Aug. 1795, Art. 110—123, 
jest Gef. v. 16. Juni 1875). 
Des deutſche Beet iß aus 
der preuß. Verf.Urk. Art. 

übernommen und —* ver⸗ 
mittelt durch die beigiſche Ver⸗ 
faſſung, auf der franzöſiſchen 
Entwickelung. Weſentlich enger 
die ſchweizeriſche und nieder⸗ 
ländifhe Geſetzgebung. ©. dar⸗ 
über die lehrreiche Darſtellung 
von Seidler 15 ff., 4ff., 57 ff., 


84 | felbit, j. LZabandl, 330 


Deil.-G. v. 31. Mai 1880 find 
aufgehoben. 

So alle ſtaatsrechtlichen 
Schriftfteler und der Reichstag 


f-; 

Meyer, Lehrb. 378. N. KH. die 
Vertreter des Strafrehtd, „o 
Binding, Handb. 680: 2: . 
Sulb im Arhio f. öff. H IV, 347. 

4 Der Wortlaut der RE. iſt 
ſo klar, daß es nur Verwunde⸗ 
rung erregen kann, wie im Reichs⸗ 
tag bei Anlaß des „Falles Ma- 
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4. Die Genehmigung des Neichstages ift während ber 
Situngsperiode auch erforberlich zur Verhaftung eines Mit- 
gliedes „wegen Schulden oder zum Sicherungsarreft” (RL. 
Art. 81 Abf. 2. CPO. 8. 785 Abf. 1).% 

5. Auf Verlangen des Reichstages muß jedes ſchwe⸗ 
bende Strafverfahren gegen ein Mitglied, fomwie jede 
Unterſuchungs⸗ oder Civil, nicht Straf=- Haft, für die 
Dauer der Situngsperiode aufgehoben werden (CPO. 
88. 847, 867, 786; StPO. 88. 49, 72). Es bevarf 
aber hierfür eines offiziellen Reichstagsbeſchluſſes, der dies 
verlangt (RP. Art. 31 Abſ. 3).*° 

6. „Die Reichstagsmitglieder dürfen als folche Feine 
Befoldung oder Entfhädigung beziehen" (RB. Art. 32).* 
Damit find nah dem Wortlaut der AB. nit allein 
offizielle Diäten ausgeſchloſſen, fondern alle und jede, ſei 
es auch private „Entſchädigung“, die im Hinblid auf die 
Neichtagsmitgliedfhaft gegeben mwird.*? Freilich hat dies 
Verbot an der Unmöglichkeit einer wirkfamen Kontrolle 
eine Schranke, ift auch nicht ftrafrechtlich geſchützt,““ immer- 
bin Tann e3 die Nechtöfolge haben, daß eine ciwilvechtliche 

48 Riedel 35 beſchränkt den 
Sinn des Artilels in unzuläffiger 
20 . ud Meyer, “ehe. 2772,|Meife, wenn er nur Ente is 
37810; Laband I, 832 ff. gung „aus öffentlichen Mitteln“ 

#5 G. Meyer, Lehrb. 278. arunter fubfumiert. Ebenfo 

46 Laband 1,332; G. Meyer, | Thudichum 209; Seydel a. 
Lehrb. 37815, a. D.; Zaband a. a. O.; richtig 

47 Bol. hierzu Laband L|v. Martitz 78. 

335 ff.; v. Martig 77; Sey-| +9 Thudichum 209 behauptet 
del, Komm. 161; Thudichum ganz willkürlich: der Verluft der 
208; Meyer, Lebrb. 379. Fer- | Nitgliedfhaft zum NT. fei bie 
ner über die Diätenprozefle in Rechtsfolge einer Verlegung von 


Preußen Fuchs im Ardiv f. | Art. 32. 
öff. NR. 1 108 ff. Bf 


iunfe* i. 3. 1874 bierüber fo 
fange debattiert werden konnte. 
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Klage, welche auf Leiſtung einer verfprodenen „Ent- 
ſchädigung“ gerichtet ift, abgewiefen werden muß, ferner, 
daß auf Grund des preuß. Allg. Landrechtes ſolche 
„Diäten“ vom Staat eingeforvert werben Ffünnen.5° — 
Die zu freier Fahrt vom Sit des Reichſstags zum Domizils⸗ 
ort während der Situngsperiode, ſowie 3 Tage vorher und 
nachher, berechtigende Karte, welche den Reichätagsmit- 
gliedern vom Reihe, dag hierfür eine erhebliche Ent- 
Thädigungsfumme an die Eifenbahnen bezahlt, verabfolgt 
wird, kann mit RV. Art. 32 faum in Einklang gebracht 
werven.! Die Diätenfrage bildet einen vielerörterten 
Streitpunkt. Wiederholt hat der Reichstag durch formelle 
Beichlüffe fih für Diäten ausgeſprochen. 

7. Wahrheitögetreue Berichte über Reichstagsverhand- 
lungen find von jeder ftrafrechtlihen Verantwortung frei 
(RB. Art. 22 Abi. 2; RStGB. $. 12). Bruchitüde 
von Verhandlungen, 3. B. einzelne Reden aus einer Situng, 
haben dieſes Privilegium nicht.°? 

8. Ein Zwang irgendmwelder Art für die Mitgliever 
zur Teilnahme an den Situngen befteht nicht; das vor= 
handene Recht iſt nach diefer Richtung höchſt unvollitändig. 
Urlaub für 8 Tage erteilt der Präfident, für länger nur 
der Reichstag ſelbſt; Urlaub auf unbeftimmte Zeit ift 
verboten (GO. $. 65). 

xvI Entſch. d. RGer.-Civ.S. Komm. zum 


‚s89f. Laband I, 386; StG8. 8.12 N. 6,7; Fuld in 
uf im at öff: N. I, Ann. d. Deutfchen Reiches 1887, 


























vgl. ©. Meyer, Lehrb. S: 251 ff. und befonders Heinze 

©. 21 ff. mit vernichtender Kritik; 

ig Saband I, 3369; Meyer, l “ug ©. Meyer, Lehrb. 276. 
Lehrb ntſch. d. RGer. in Strafſachen 
2 Senkel 149; Zaband ], vi, 207 ff. 
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9. Mitglieder des Neichdtages dürfen den Geſchworenen⸗ 
und Schöffendienft ablehnen, ebenſo die Berufung als Bei- 
fiter eine Seeamtes; zur Vernehmung ald Zeuge oder 
Sadiverftändiger während der Sigungsperiode an einem 
andern Drte als dem Site des Reichtages ift Genehmigung 
des Reichstages erforberlich.5® 


IV. Die Rompelenz des Reichtages. 


1. Der Reichstag bat zunächſt das Recht der Auto- 
nomie für feine inneren Berhbältniffe (RP. 
Art. 27).5* Kraft diefes Prinzipes entfcheibet derfelbe über 
feinen Beftand in der Weife, daß jede einzelne Wahl 
geprüft und darüber eine Entſcheidung, fei es 
von den Abteilungen, fei eg vom Plenum, von lebterem 
entweder in pofitiver ober in negativer Richtung, gefällt 
wird (f. bierüber oben S. 229). Kein anderer Faktor hat 
hieran irgenbmwelden Anteil. Kraft des gleihen Prin- 
zipes wählt der Reichsſstag, nachdem durch 
Namensaufruf die Beſchlußfähigkeit feſt— 
geftellt ift, fein Präſidium (SD. SS. 9 ff.), be 
ftehend aus einem Präfidenten, zwei Vicepräfiventen und 
acht Schriftführern; die Wahl erfolgt für jede Sitzungs⸗ 
periode (f. über den Begriff unten S. 243) beim Zu- 
fammentritt des Neichdtages, für den Präfiventen und die 
Vicepräfidenten bei Beginn der Legislaturperiode zunächſt 


68 Ger Bert.) 3 . ce“ 4 Zellinet, Syſt. d. fubj. 
S: > Abf. 2; RGeſ. v. 27 uli öff. R. 161 beftreitet, daß es ſich 
877 (X6GBl. 55), .10; StPO. | bier um „ftatutarifches Recht“ 
Ss: 49, 78; 88. 947, banble, „denn porlamentarifche 

7. Fammzen find feine Korpora⸗ 

nen“ 
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proviforifh auf 4 Wochen, nach Ablauf diefer Frift ſowie 
in den jpäteren Sigungsperioden fofort definitiv für Die 
Situngsperiode ($. 11).5° Der Reihstag giebt fi 
ferner, foweit nicht verfaffungsmäßige Vorfchriften feine 
Thätigfeit regeln, feine Gefhäftsorpnung. Juri— 
ſtiſch kann diefe jelbftverftändlih nur auf Die Dauer der 
Wahlperiode von einem Reichstag aufgeftellt werben: bie 
vom erjten nordd. Reichſtag normierte Drbnung wurde 
jevod von allen fpäteren acceptiert (ſ. oben ©. 2831). 
Der Präfident leitet die Berbandlungen, 
vertritt den Reihstag nad außen, erteilt das 
Wort, ftellt die Tagesordnung der Sifungen 
in der Regel allein feit und übt die Dis- 
ziplinargewalt über die Reichstagsmitglieder (j. oben 
©. 231)°° fowie die Polizei im gefamten Gebäude (BD. 
SS. 13, 35, 87, 51, 62). Wer von der Tribüne Zeichen 
des Beifalls oder Mißfallens giebt, tft zu entfernen, auch 
Iönnen die Tribünen vollftändig geräumt werden (88. 68, 
64). Der Präfivent ernennt ferner die fpeziell für den 
Reichstag notwendigen Beamten und Diener nad Maßgabe 


55 Bor der Wahl fungiert als 
Borfigender der Alterspräfident 
De der bisherige Präſident, 
GO. 8. 1; über die eventuell er- 
forderlichen engeren Wahlen ſ. 8. 9 
Abſ. 3; für die I der Schrift⸗ 
führer ift nur relative Stimmen- 
mebrbeit erforderlich ($. 10). 

56 Sat der Bräfident eine Dis- 
ziplinargewalt über die Mitglie- 
ber bed Bunbesrate8? Meyer, 
Lehrb. 37510 verneint die Frage, 
ebenfo ber frühere langjährige 


Bräfident Simfon (Sten. Ber. 
1873 I, 655), Mit Recht, denn 
die Zuſtändigkeit des Präftdenten 
des Reichstages Tann fich in dis⸗ 
ziplinariſcher Beziehung logiſcher⸗ 
weiſe nur auf die Mitglieder des 
Reihätages beziehen; ein Ein- 
ſchreiten gegenüber den Ver⸗ 
tretern der Regierung ließe ſich 
nur vom Gefichtöpunft der 


Situngspoligei aus juriftifch 
—— 
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der hierfür in den Etat aufgenommenen Pofttionen (CD. 
8. 14 u. Reichs⸗Beamt. G. v. 31. März 1873 $. 156), 
fowie zwei Duäftoren aus der Mitte des Neichtages für 
das Kafien- und Rechnungsweſen ($. 16). 

2. Die wichtigfte Funktion des Neichdtages iſt Die 
Mitwirkung bei der Gefehgebung (j. hierüber 
unten die Lehre von der Geſetzgebung $. 17). 

Man bat von der Zuftimmung des Reichstages, welche 
zum Zuftandefommen aller Reichsgeſetze erforderlich tft, noch 
eine „Genehmigung“ als befondere Art der Mitwirkung 
des Neichätages für beftimmte Angelegenheiten abgezweigt.°? 
Es handelt ſich jeboch bei dieſer „Genehmigung“ ftaats- 
rechtlich entweder genau um den nämlichen Alt, mie bei ber 
Zuftimmung zu Gefegen, oder um eine bloße Kontrolle. 

Einmal fchreibt RV. Art. 11 Abf. 3 „Genehmigung“ 
des Reichätages für die „Gültigkeit von Staatäverträgen 
vor, die fih „auf ſolche Gegenftände beziehen, melde nad 
Art. 4 in den Bereich der Neichögefeßgebung gehören”, 
während für den „Abſchluß“ die „Zuftimmung” des Bunbes- 
rated gefordert wird. Die Unflarheit diefer Terminologie 
ift, wie die Verhandlungen über jenen Satz der Ber- 
faffung zur Evidenz ergeben, hervorgegangen aus einer 
völligen Unflarheit über die rechtliche Natur der Staats⸗ 
verträge. Der dem Sat zu Grunde liegende richtige Ge- 
danfe fann nur der fein: falls es fi bei Staatsverträgen 
um Materien der Geſetz gebung handelt, fo bedarf eö der 
für leßtere vorgefchriebenen Form, in meldder der zu⸗ 
ftimmende Beihluß des Reichstages einen Hauptbeitandteil 


5T Zaband I, 278 fl. 
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bildet. Die Thätigleit des Neichstages ift fomit bier 
genau die nämliche, wie bei den Gefehen.’® 

Eine „Genehmigung“ wurde ferner noch in der Praxis 
erholt und juriftifeh als felbftändiger Akt zu Tonftruieren 
verfucht bei Überfchreitungen des Reichshaushaltsetats. 
Wenn fih zur Ergänzung des Hauptetat? Nachträge als 
notwendig barftellen, fo bedarf e3 Hierfür nach der klaren 
Vorſchrift der Verfaſſung grundfägli ganz ebenfo der 
Form des Gefeße wie beim Hauptetat; demgemäß wird 
auch verfahren. Wenn bei Etatsüberfchreitungen nur „Ge- 
nehmigung” eingeholt wird, fo ift das ein abgefürztes 
Verfahren für den verfaffungsmäßig vorgefchriebenen Weg 
der Gefeßgebung, welches auf dem zum Reichsgeſetz er- 
hobenen preuf. Gel. v. 27. März 1872 8. 19 beruht (f. 
hierüber unten $. 18) und immerhin gegenüber der DVer- 
fafjung rechtlich bedenklich ift. 

Endlih ift hier no der „Genehmigung“ zu gedenken, 
welche für Verordnungen des Bundesrates oder des Kaiſers 
durch Spezialgejege dem Reichstag vorbehalten if. In der 
Regel ift dieſe „Genehmigung“ einfach ein Recht der Kon- 
trolle, das dem Reichstag eingeräumt ift, jogar bis zur 
eventuellen Außerfraftfegung von ſolchen Verorbnungen. 
Soweit es fihb um das dem Kaiſer für Elfaß-Lothringen 
gewährte Recht handelt, Verordnungen mit interimiftifcher 
Geſetzeskraft zu erlafien, welche dem Reichstag fofort bei feinem 
Sufammentritt vorzulegen und von ihm zu beftätigen oder 
außer Kraft zu fehen find — ein Änderungsrecht ift dem 
Reichſtag nicht gegeben worden —, infomweit handelt es fich 


58 S. hierüber unten $. 19. 
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lediglich um ein dem preußiſchen Staatsrecht (pr. BU. Art. 63) 
nachgebildetes, mobdifiziertes Gefeßgebungsverfahren (f. unten 
$. 20); in zahlreihen anderen Fällen erfcheint dieſes Recht 
des Reichstages nur ala Kontrolle, fo für den Retorfions- 
zoll nach Gef. v. 15. Juli 1879 8. 6, für die Abände- 
rung de3 Wahlreglement3 für den Reichstag nad Wahl- 
gefet vom 31. Mai 1869 $. 15 Abſ. 2).°° 

Eine ftaatsrechtlich in befonderer Weife zu behandelnde 
„Genehmigung“ als Form der Thätigleit des Reichsſstages be= 
ftebt fomit nicht: Die betreffenden Funktionen fallen entweder 
in das Gebiet der Gefegebung oder in das der Kontrolle.°° 

3. Dagegen bildet eine volllommen felbftändige und 
durch innere Geſichtspunkte zufammengehaltene Gruppe von 
Funktionen des Reichdtages das demfelben zuftehende Kon⸗ 
trollredt. 

„Es widerſpricht ſchlechterdings der Natur jeder Volks⸗ 
vertretung, ſich in der Auſgabe einer Mitwirkung bei der 
Geſetzgebung zu iſolieren. Das hat ſie in keiner Phaſe 
ihrer hiſtoriſchen Entwickelung geduldet.“ 6 

Nichts, was Reichsſache iſt, iſt prinzipiell dem Reichs⸗ 
tag fremd: kraft dieſes Prinzipes kann der Reichstag jeder⸗ 
zeit an die Vertreter der Reichsregierung Anfragen und 
Interpellationen (ED. $. 82 ff.) richten, ein aller- 


5 Meitere Angaben bei 2a-| 9 Hänel, Stud. I, 16; vgl. 
band I, 2802. über bie Biftorifche Entwidelung 

0 Daß ſich der ſtaatsrechtliche dev engliihen Parlamentöver- 
Begriff der „Genehmigung” in|faffung Gneift, Nechtöftant 
ber biöherigen „traditionellen | (2. U.) S. 43 ff. und die Aus 
Darftellung des onftitutionellen | führung der Hier gegebenen 
Staatsrechts“ nicht findet, was | Skizze in ben Übrigen Schriften 
Zaband I, 280 rügt, ift fomit| Oneifts über das engliſche 
in der Sade begründet. Staatdredt. 
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dings nur moralifches Recht, da demfelben feine Pflicht der 
Beantwortung ſeitens der Vertreter der Regierung ent- 
fpridt. Interpellationen find an den Bundesrat zu richten 
und deſſen Vorfitzenden, dem Reichskanzler, mitzuteilen; fie 
müfjen beitimmt formuliert und von 30 Mitgliedern unter- 
zeichnet fein. ine Diskuſſion über Interpellationen darf 
nur erfolgen, wenn 50 Mitglieder eine folche verlangen; 
die Stellung eines Antrages ift in feinem Falle dabei zu- 
läſſig. Immerhin Hat das Prinzip darin Ausdruck ge- 
wonnen: daß der Reichstag feine Fontrollie- 
rende Thätigfeit über alle und jede Sphäre 
des Öffentliden Lebens im Weide erftreden 
fann.‘®? 

Die allgemeine Kontrolle wirb ferner gelibt bei der Be- 
ratung des Reichshaushaltsetats. Die einzelnen Pofitionen 
des lebteren geben die Möglichkeit einer Diskuſſion aller 
Mipftände, die fi auf irgendweldem Gebiet gezeigt haben. 

Endlih gehört Hierher auch das fog. Petitiong» 
recht (SD. $. 28). Jedermann kann dem Reichstag auf 
dem Wege der Petition eine Anregung nad) irgendwelcher 
Seite geben; der Reichstag kann darüber auf Antrag einer 
Kommiffion oder von 15 Mitglievern debattieren (f. auch 
SD. 8. 35 Abf. 2 u. 3) und hierdurch oder durch be- 
fondere Beſchlüſſe, die über Petitionen gefaßt werben, einen 
Einfluß auf die Regierung geltend machen (RB. Art. 28).°® 


02 Laband I, 2855 Seydel|juriftifh ift dies gemiß zu- 
in Hirths Ann. 1880, 430; G.| treffend. Aber dies [chließt nicht 
Meyer, Lebrb. 8. 198. aus, daß Verhandlungen und 

es Da „Betitiondrecht” erklärt Befchlüffe über Petitionen unter 
Laband I, 28383 in draftifcher | Umftänden eine welthiſtoriſche 
Weiſe Kir inhaltslos. Formal⸗ Bedeutung haben können; eine 

Zorn, Staatsrecht J. 2. Aufl. 16 
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Unmittelbares Eingreifen ift dem Neichdtag nirgends ge- 
ftattet. Der Reichstag kann auch den formellen Beichluß 
faflen, daß ihm über Durchführung eines beſtimmten Geſetzes 
Bericht zu erftatten ſei, der Bundesrat feinerfeit3 kann 
daraufhin zuftimmende oder ablehnende Entſcheidung geben.°* 
Eine Überfiht der vom Bundesrat auf Beſchlüſſe des 
Reichstages hin getroffenen Entfcheidungen gelangt zur 
Mitteilung an die Mitglieder und kann unter beitimmten 
Borausfegungen zum Gegenftand von „Bemerkungen“ im 
Reichstag gemacht werben (dad Nähere ſ. CD. $. 34). 

Die Kontrolle des Reichstages bezieht fi) ganz be— 
fonders auf die Finanzwirtſchaft des Reiches. Nah RV. 
Art. 72 ift demfelben, ebenjo wie dem Bundesrat, über 
die Verwendung aller Einnahmen des Neiches alljährlich 
durch den Reichskanzler Bericht zu erftatten und Entleftung 
einzuholen. Der Reichstag bat hierdurch die Möglichkeit 
einer völlig unbeſchränkten Kontrolle der gefamten Yınanz- 
wirtfchaft des Reiches (f. unten $. 16 B.). 

Dazu kommt noch die fpezielle Kontrolle, welche dem 
Reichstag bezüglich aller bedeutenderen, felbitändigen Yinanz- 
verwaltungen des Reiches vorbehalten wurde, fo bezüglich 
des Neichsfchuldenwefene, des Reichskriegsſchatzes, des 
Reichsinvalidenfonds, des Reichsfeſtungsbaufonds und Des 
Reichstagsgebäudebaufonds: alle diefe Verwaltungen haben 
aljährlid an die Reichsſchuldenkommiſſion Bericht zu er- 


Sluftration bierzu giebt ber 
Beſchl. d. amerit. — entanten⸗ 
—* v. 26. Mai 1886 auf die 

etitionen über Abſchaffung der 
Sklaverei (ſ. Holſt, Geſch. d. 


nordamerik. Freiſtaaten I, 2 
©. 223 fi.) 


%4 Zahlreiche Geſetze mit biefer 
Klaujel citiert Laband I, 282*. 
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ftatten, welche aus Abgeorbneten des Bundesrates und 
des Reichstags befteht, diefe Delegierten haben an ihre 
Delegatare zu berichten und lebtere jenen Spezialverwal- 
tungen duch offiziellen Beſchluß Entlaftung zu erteilen 
(vgl. unten $. 16 B.). 


V. Die Berhandlungen des Reichstages. 

1. Der Reichstag ift alljährlih mindeftens einmal zu 
berufen. Die Berufung geſchieht durch Faiferliche Ver- 
ordnung. „Dem Kaifer fteht es zu, — — den 
Reichstag zu berufen, zu eröffnen, zu ver— 
tagen und zu fließen" (RB. Art. 12). Der Kaifer 
eröffnet in Perſon oder durch einen Stellvertreter den Reichs⸗ 
tag, und in gleicher Weife erfolgt der Schluß desſelben. 
Durch Eröffnung und Schluß tft die Sigungsperiode 
(„Seſſion“, RB. Art. 26) thatſächlich und juriftifch umgrenzt. 
Nur der Kaifer bat ferner das Recht, den Reichstag zu ver- 
tagen; durch Vertagung wird die Sitzungsperiode nur that- 
fachlich, nicht rechtlich unterbrochen; bei wiederholter Bertagung 
mährend der nämlichen Sigungsperiode, fowie bei einer 
PVertagung von über 30 Tagen, ift der Kaiſer an die Zu- 
ftimmung des Reichsſtags gebunden (RP. Art. 26 vb. 12). 
Wird die Situngsperiode gefchlofien, fo hören damit auch 
die Arbeiten der Kommiffionen auf, und alle noch nicht 
fankttionierten Vorlagen werden herkömmlich neu behandelt.°5 


6 Beinzip ber „Diölontinui- bie Geſch.⸗O. in zweifellofer Über- 


tät” Geh 2; vgl. La= | fchreitung des ihr — 
band ], 318, 58; Meyer, en ne vingips 
Lehrb. 373; über Die verfafſungs⸗ f. unten in der Lehre 


mäßige Bedenklichteit dieſes durch |von der Gelekgchunn. 
16* 
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Nur auf Grund fpezieller geſetzlicher Ermädtigung er- 
achtete man ausnahmsmweife eine Fortfegung der Kom⸗ 
miffionsarbeiten für ftatthaft.®® 

2. Die Berhbandlungen müffen verfafjungs- 
mäßig öffentlich fein (RB. Art. 22 Abf. 1); Aus- 
ſchluß der Offentlichkeit ift verfaflungswibrig.” Ein in 
geheimer Sitzung gefaßter Beihluß wäre vechtli nicht 
vorhanden. Im Situngsgebäude handhabt der Präfi- 
dent die Polizei; diefelbe kann fi allerdings bis zur Räu- 
mung der Tribünen ausdehnen (GO. 88. 62—64).°? 

3. Die Arbeiten des Reichstags vollziehen fich teils im 
Plenum, teils in Ausſchüſſen; als folde kommen in 
Betracht die Abteilungen und die Kommiffionen. 
Beim Zufammentritt jedes neu gewählten Reichstages 
werden 7 fländige Abteilungen mit möglidft gleicher 
Mitgliederzahl Durch das Los gebildet (BD. 8. 2); 
den Abteilungen liegt insbeſondere die Worprüfung der 
Mahlen und in der Regel auch die Entfcheidung über 
deren Gültigkeit ob ($. 3).7° Die Kommiffionen werden 
nah Erfordernis beftellt, ſei es dauernd für beftimmte 


“ — G. v. 28. Dez. 1874| Seybel 8 Thudichum 192; 
ROBL. 1 94). Riedel 112 
T RB. Art. 22 Abf. 1: „Die 9° Darin läge ein thatſäch⸗ 
Verhandlungen bes Reichstages licher Sa der Öffentlich" 
find öffentlich". Diefem abfo- | Teit. Daß die Räumung der 
luten m Sat gegenüber ift Geſch⸗O. | Tribünen erforberlih werben 
36, welder Ausſchluß ber | Tann, ift zweifellos. Gegenüber 
beffentt keit geftattet, nichti dem uneingeſchränkten Orundfat 
Übereinftimmend Laband ber Berfafjung über die Ofen 
922; Seydel, Ann. 1880, lichkeit wird in ſolchem e 
S. 417 ff.; 0. A. Meher, Lehrb. nichts übrig bleiben, ald die 
3762; Riedel 112; Thu- Sitzun⸗ zu unter 
8 


dichum 192. . Geſch.O. 26 
gu 562; a. A. a. D. N 
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Zweige von Geſchäften, fei es für beftimmte einzelne Auf- 
gaben. BDauernde Kommiffionen werden beftellt für 1. die 
Geſchäftsordnung, 2. Petitionen, 3. Handel und Ge 
werbe, 4. finanzen und Zölle, 5. Juſtizweſen, 6. ben 
Etat. Die Kommiffionen werden gebildet durch Wahl 
feitend der Abteilungen ($. 26 Abf. 8), und es fteht fein 
Hindernis im Wege, daß ein Mitglied des Reichstages zu⸗ 
gleich mehreren Kommiffionen angehöre. Die Kommiffionen 
wählen ihren Borfitenden und Schriftführer und beftellen 
in der Regel einen oder mehrere Referenten, die Bericht an 
das Plenum erftatten, ſei es mündlich, fei es ſchriftlich. 
Beſchlußfähig find die Kommiffionen, wenn mindeftens Die 
Hälfte der Mitglieder anwejend if. Die Sibungen der 
Kommiffionen find geheim: nur Reichstagsmitglieder dürfen 
denjelben beimohnen, falls nicht auch dies durch Plenar- 
beſchluß des Reichstags ausgefchloffen ift (ED. $. 27 Abf. 5). 
Im übrigen gelten für die Abteilungen und Kommiffionen 
die allgemeinen VBorfchriften für den Reichſstag, insbeſondere 
auch bezüglich der Teilnahme von Vertretern des Bundes⸗ 
rates (RB. Art. 9),71 fowie der Unverfolgbarkeit parla- 
mentarifcher Außerungen (RB. Art. 30); dagegen fann 
die Vorſchrift der Berfaffung über die Unverfolgbarfeit 
„toahrheitögetreuer Berichte” (RB. Art. 22 Abf. 2) auf die 
Kommiffionen und Abteilungen feine Anwendung finden, 
ift vielmehr ausdrücklich nur für die „öffentlichen Sitzungen 
des Neichdtages”, d. i. die Plenarverhandlungen gegeben. 
Bon dem Zufammentritt der Kommifſionen und dem Gegen- 

1 Nicht „mit Se 


Stimme” „lönnen” (GO. 8 
Bunbesratsmitglieber an "ven 


Kommilfionsfigungen teilnehmen, 
23) | jondern 1b Ihr Recht berubt auf 
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ftand ihrer Arbeiten muß dem Reichskanzler Mitteilung ge: 
madt werben (GO. $. 29). 

4. Alle Borlagen,’? welche von feiten des Bundesrates 
an den Reichötag gelangen, fowie die fürmlichen d. i. von 
15 Mitgliedern unterftüßten und in der durch GO. $. 22 
beftimmten Form eingebraditen Anträge von Reichstags⸗ 
mitgliedern, welche den Charakter von Gefegentwürfen tragen, 
find durch den Präfidenten zum Drud und zur Verteilung 
zu bringen, fowie weiterhin einer dreimaligen Be- 
ratung zu unterwerfen. Die erſte Beratung darf frühe- 
fteng am dritten Tage, nachdem der Entwurf gedrudt und 
verteilt ift, erfolgen; handelt es fih um Vorlagen des Bun⸗ 
desrates, fo werben biefelben zunädft in allgemeiner Weife 
durch einen Regierungsfommiffar begründet; Anträge aus ber 
Mitte des Neichstages führt der Antragiteller begründend 
ein. Auch die Verhandlung trägt bei der eriten „Leſung“ 
nur einen allgemeinen Charakter und die Beichlußfafiung 
erfolgt nur über die Frage: ob der Entwurf im Plenum 
weiter beraten oder ganz oder teilmeife an eine ſei es be- 
veit3 vorhandene, fei es ad hoc zu beftellende Kommiffion 
verwiefen werden jol. Mit einfacher Stimmenmehrbeit 
fann der Reichstag befchliegen, daß mit der erften jofort 
die zweite Beratung verbunden werde. Außerdem darf die 
zweite Beratung früheftens zwei Tage nach der erften, falls 
eine Kommiffion beftellt und von dieſer fchriftlicher Bericht 
erfordert wurde, früheſtens zwei Tage nach Verteilung bes 
gedrudten Kommiffionsberichtes erfolgen. In dieſer zweiten 
„Leſung“ ruht regelmäßig der Schwerpunft der parlamen- 


73 Geſch.⸗O. 88. 17 ff.; Seydel 427 ff.; Laband I, 325 ff. 
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tarifhen Arbeit. Jedes einzelne Mitglied Tann hier Ab- 
änberungsanträge ftelen. Die Verhandlung und Abftim- 
mung ift bei der zweiten Beratung eine artifelmeife. Führt 
die Abftimmung auf Grund der zweiten Beratung zu all- 
gemeiner Ablehnung, fo wird nicht mehr weiter beraten. 
Andernfalld hat der Präfivent die Befchlüffe der zweiten 
„Leſung“ zufammenzuftellen und die gedruckte Zufammenftellung 
den Mitgliedern zuzuftellen; früheftend am zweiten Tage 
nah diefer Zuftellung darf dann auf Grund jener Zu- 
fammenftellung in bie dritte Beratung eingetreten mwerden.”® 
Diefe dritte Beratung teilt fi in General- und Spezial- 
beratung; Abänderungsanträge bevürfen bei der dritten 
„Leſung“ der Unterftüßung von mindeſtens 30 Mitgliedern ; 
die Abftimmung erfolgt erft artifelmeife, dann über das 
Ganze des Entwurfes. Werben noch in dritter Beratung 
Abänderungsanträge angenommen, fo ift die Beſchlußfaſſung 
auszufegen bis nach erfolgter Zufammenftellung jener Be- 
Tchlüffe durch das Büreau. 

Über Anträge des Bundesrates kann nicht zur Tages- 
ordnung übergegangen werben ($. 53 Abf. 4). 

Die Vorlagen des Bundesrates werden im Reichstag 
dur Mitglieder des Bundesrates oder befondere Kommiſ⸗ 
fare vertreten; erftere fünnen jeberzeit das Wort verlangen 
und müſſen fofort, außerhalb der NRebnerlifte, zum Worte 
zugelafjen werden, auch nad Schluß der Debatte, woburd 
dieje wieder als eröffnet gilt. Auf die Kommifjare werben 


. ray ’ Beftimmungen fann nad Maß—⸗ 
” Eine Mobiftfation biefer | gabe von Geih.-D. 8. 21 erfolgen. 
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diefe Grundſätze gejhäftsordnungsmäßig gleihfalld ange» 
mendet.”* 

5. Anträge von Reichdtagsmitgliedern, welche nicht den 
Charakter von Gefehentmürfen tragen, werden in einmaliger 
Beratung erledigt (GO. $. 28). Alle felbitändigen An= 
träge müſſen von mindeſtens 15 Mitgliedern unterzeichnet 
fein (SD. 8. 22). Im übrigen find au ſolche Anträge 
nah den Vorſchriften für Gefehentwürfe zu behandeln. 
Sie können jederzeit zurüdgezogen, dann aber von jedem 
Mitglied ohne Unterftügung wieder aufgenommen werben 
($. 24). Über Abänderungsanträge und Anträge auf 
motivierte Tagesordnung ſ. noch GO. 88. 49, 50; über 
Vertagungsanträge und Anträge auf einfache Tagesordnung 
8. 58. 

6. Die Beihlußfafiung erfolgt prinzipiell fo, daß bie 
abfolute Mehrheit der Stimmen entfdeidet, d. i. alfo: 
199 Stimmen find erforderlich zu einem bejahenden Votum, 
falls alle Mitglieder anmwefend find (RB. Art. 28 erfter 
Sat); Stimmengleihheit ift Ablehnung (ED. $. 51). 
Gültige Beichlüffe können gefaßt werben, wenn minbeitens 
ein Mitgliev über die Hälfte der gefetlihen Mitgliederzahl 
des Neichstages („Mehrheit der gefetlihen Anzahl der 
Mitglieder”) anweſend ift (RV. Art. 28 zweiter Sap).”® 
Die Beichlußfähigfeit wird an fi präfumiert; es Tann 
aber zu jeder Zeit von jedem Mitgliede eine Entſcheidung 
hierüber durch Auszählung verlangt werben; ift jedoch das 
Bureau einftimmig der Anficht, das Haus fei befchlußfähig, 

74 RV. Art. 16 u. 9; Gefh.-D. | ftimmung (Aufftehen u. Sitzen⸗ 


8.43; ©. Meyer, Lehrb. 375. | bleiben, ev. Gegenprobe, ſubev. 
75 ber den Modus der Ab- | Zählung) |. SD. $. 55 ff. 
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fo erfolgt trotz geftellten Antrages fein Namensaufruf 
(3. 54 Abi. 2 u. 3). Namentlihe Abftimmung erfolgt 
auf Antrag von 50 Mitgliedern ($. 57). 

7. Über die Verhandlungen des Neichstages 7° müffen 
Protofolle geführt werden (GO. 88. 38 ff.). Diefelben 
haben zu enthalten: die gefaßten Beſchlüſſe in mörtlicher‘ 
Anführung; die etwa gejtellten Ssnterpellationen in wört⸗ 
licher Anführung nebft Vermerk über die Beantwortung 
derfelben; die amtlichen Anzeigen des Präfidenten. Die 
Protokolle müffen vom Präfiventen und zwei Schriftführern 
vollzogen werden und find im Ardiv des Reichstages auf- 
zubewahren. Sie gelten als genehmigt, wenn fein Mit- 
glied des Neihstags Einſpruch erhebt. Sie find die ein- 
zigen offiziellen Urkunden über die Thätigfeit des Reichs— 
tages. Außerdem werben nod die ftenographifchen Berichte 
in quafisoffizieller Weife behandelt, indem fie nach erfolgter 
Drudlegung von den Rednern durchgeſehen und von den 
Schriftführern revidiert werden (GO. 8. 15); fie follen 
einen korrekten mörtlichen Bericht über die ganze Situng 
von Anfang bis zu Ende geben; demnach ift Die Vornahme 
von fachlichen Veränderungen bei der Korrektur unftatthaft. 

8 Wenn in der Verfammlung ftörende Unruhe ent- 
fteht, fo kann der Präfident die Situng auf beitimmte 
Zeit ausſetzen oder ganz aufheben. Kann fi der Präfi- 
dent fein Gehör verfchaffen, fo bevedt er fein Haupt, wo— 
durch die Sigung auf eine Stunde unterbroden ift ($. 61). 

9. Die Verhandlungen des Reichstages find durch be- 
fondere Straffanttionen gefhütt: Zwang gegenüber dem 


16 Laband I, 564 f. 
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verfammelten Reichſstage märe mit Zuchthaus eventuell 
Feſtung zu beftrafen; nicht minder tritt Zuchthaus⸗ eventuell 
Feſtungsſtrafe auch ein gegen Perfonen, die einzelnen Mit- 
gliedern des Reichstages gegenüber bezüglich ihrer Thätig- 
feit in leßterem Zmang ausüben (RStGB. $. 105: 
„Iprengen, zur Yaflung oder Unterlaffung von Beſchlüfſſen 
zu nötigen oder Mitglieder aus ihnen gewaltfam zu ent- 
fernen”, $. 106: „ein Mitglied — — durd Gewalt oder 
durch Bedrohung mit einer ftrafbaren Handlung verhindert, 
fih an den Drt der Verfammlung zu begeben oder zu 
ftimmen”).? 


8. 9. 

Der Meihskanzler, die Htellvertreftungsämter und bie 

üdrigen Meißsbehörden.! 

Die Materien, melde dur die Reichöverfaflung und 
die Nachtragsgeſetze zu derfelben der Kompetenz des Reiches 
überwiefen wurden, find in Bezug auf die Durdführung 
der hierfür ergangenen Spezialgefege zu nicht geringem 
Teile dem bereitö beftehenden altbefeftigten Behördenorga⸗ 
nismus der Einzelftaaten übertragen worden. Nur bezüg- 
lih eines Teiles jener Materien wurde ein felbftändiger 
Reichsbehördenorganismus gefchaffen. Zutreffend fann man 
demnach den Unterfhied maden: daß das Reich binfichtlich 
feiner Kompetenzen teilmeife nur Auffichtsbefugnifie, teil- 
weife aber eine „eigene und unmittelbare” Ber- 
waltung augübt.? 


Bel. auch SIEB. } 339, 8. 13 (def. S. 8 ff); Riedel 

ſowie d. ehrbüderb. Strafrechts. F. 9; Seybel, Komm. 126 ff.; 
ı Zaband I, 8: 39—43;|v. Martit 66 ff. 

Meyer, Lehrb. 8. 135, Grund. | ? S. oben S. 108 ff. über die in 
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Die Entwidelung der AÄmterorganifation des Reiches 
mar anfangs in ftarfem Fluſſe begriffen, bat aber jet 
einen gewiflen Abfchluß gefunden, ſodaß an der Hand der 
bisherigen Entwidelung und auf Grund der im Reichätag 
aus Anlaß des Gejegentwurfes über die Stellvertretung 
des Reichskanzlers gepflogenen Debatten? die Grundzüge 
des Neichsbehörbenfyftems mit einiger Sicherheit formuliert 
werden können. 


A. Der Reidhskangler.* 


Das Behördenfyftem des Reiches beruht auf dem Prin⸗ 
zipe ftrenger Gentralifation. Nach der Reichsverfaſſung 
fonzentriert fich dasfelbe in höchfter Inftanz nur im Reichs⸗ 
fanzler. Die ftantsrechtliche Stellung des Reichskanzlers 
bat demnach eine doppelte Seite: derſelbe ift einerfeit? 
Borfigender im Bundesrat und anbererfeitö ober- 
fter Chef der Reichsverwaltung. 


„Selbftverwaltung” der Einzel- 
ftaaten gegebenen Reichsange⸗ 
legenbeiten, S. 109 ff. über die 
„eigene und unmittelbare Ber- 
waltung” des Reiches. 


8 Diefe Berhandlungen find 
für die Erfenntniö bes ſtaats⸗ 
rechtlichen Zuftandes des Reiches 
beſonders lehrreih. Sten. Ber. 
1878, ©. 321 ff. (5. März), 373 ff. 
(8. März), 401 
(11. März). 


©. Bert el in Hirths Ann. 
1882, 1ff.; Rofenbdberg, Die 
Inataregtliche Stellung des 
eichskanzlers (1889); Joel in 
Hirths Ann. 1878, 402 fi; 


.(9. März), as1f. |? 


Hänel, Stud. I, 24 ff.; La- 
band I, 8.40. Über die rein 
preußifche Stellung des Bundes- 
fanzler8 nah dem Entwurf v. 
15. Dez. 1866 ſ. Hänel StR. 1, 
339 f. Erft durd den Reichstag 
empfing der Kanzler feine heutige 
Rechtsgrundlage, die zugleich die 
Grundlage des Reichsbehörden⸗ 
ſyſtems bildet, ſ. auch Born⸗ 
at im Archiv VIII, 485. Daß 
diefe8 Behördenſyſtem nur zur 
„Beauffihtigung” da und fomit 
„einer umfafſenden Entwidelung 
arnicht fähig" ift, behauptet 

änel StR. I, 340 auf Grund 
feiner wahrhaft verhängnisvollen 
Anſchauung über den „Grund- 
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I. Nach RB. Art. 15 fteht „der Borfig im Bundes⸗ 
rate und die Leitung der Gejchäfte” dem Reichskanzler zu. 
Die „Leitung der Gefchäfte” fann im Zufammenhang jener 
Berfaffungsbeftimmung nur auf den Bundesrat fi be 
zieben:5 daß die Leitung der übrigen Reichsgeſchäfte dem 
Reichskanzler zukomme, ergiebt fi nicht aus Art. 15, fon- 
dern aus Art. 17 der RV., demnach kann aud die dem 
Kanzler in Art. 15 eingeräumte Subftitutionsbefugnis ſich 
nit auf die „Leitung der Geſchäfte“ des Neiches, ſondern 
nur auf den Vorfig und die Leitung der Geſchäfte im 
Bundesrate beziehen.® 

Der Reichskanzler muß nah RV. Art. 15 Mitglied des 
Bundesrate® und zwar preußifcher Benollmädtigter 
fein.” Dermalen ift das Amt des Reichskanzlers nicht 


fag" von RB. Art. 4; ſ. darüber 
oben ©. 118 f. 

6 Ebenfo Zaband I, 357; 
Hänel, Stud. I, 35; Meyer, 
Lehrb. S. 338°; Seydel 122. 
Eine andere Anficht fuchen Joel 
und Henfel in den oben N. 4 
citierten Auffägen zu begründen. 
Die Joelſche Anfıht hat aud) 
Fürſt Bismard in der Sigun 
des Neichdtaged v. 5. März 187 
Bir richtig erklärt (Sten. Ber. 


EAN Joël a. aD. Das 
gegen Hänel, Stud. U, Af.: 
„ed ift eine volllommene Ver⸗ 
fennung ber ganzen biftorifchen 
Entwidelung, der politifchen Be- 
deutung und Arndt des Geſetzes 
v. 17. März 1878, wenn man 
annimmt, daß neben demſelben 
auch noch die Subſtitutions⸗ 


befugnis aus Art. 15 der Verf. 
für den miniſteriellen Geſchäfts⸗ 
kreis des Reichskanzlers An⸗ 
wendung finden könne. Dem 
Art. 15 iſt vielmehr durch jenes 
Geſetz die Bedeutung definitiv 
zuerkannt, die er urſprünglich 
zweifellos allein beſaß, und die 
er nach einer wohlbegründeten 
Meinung niemals verloren hat, 
wenn ſie auch durch den Beſchluß 
zu Art. 18 verdunkelt wurde. 
Er bezieht ſich ausſchließlich und 
allein auf die Subſtitution des 
Reichskanzlers im Präſidium bes 
Bundesrates". 

? Die Begründung dieſes 
Satzes ſ. oben S. 160f.; vgl. da⸗ 
zu auch Roſenberg 12; La⸗— 
band I, 258 ff. 351 ff.; Dagegen 
Henſel 10f. 
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mehr verbunden mit dem des preußifchen Minifterpräfiden- 
ten: eine verfaflungsmäßige Notwendigkeit für Diefe Ver⸗ 
bindung befteht auch nidht;® ift aber der Reichskanzler 
überhaupt preußifcher Minifter, fo ift es ſtaatsrechtlich un- 
zweifelhaft, daß eine Berantwortlichleit desfelben gegenüber 
dem preußifchen Landtag in Beziehung auf die Vertretung 
der preußifchen Intereſſen im Bundesrat nah Maßgabe 
des preußifchen Staatörechtes begründet ift,;? der Reichs⸗ 
fanzler ift in diefem Falle zugleich preußifcher Minifter für 


die Reichdangelegenheiten. 


8 Politiſch dagegen dürfte fie 
unzweifelhaft beitehen, wie dies 
auch Fürft Bismard im Neichs- 
tag bei jedem Anlaß entſchieden 
betonte; ed fommen bier große 
politifhe Imponderabilien in 
Betradt, die fih der Heinen 
juriftifden Formulierung ent- 
ziehen. Ein Reichskanzler, der 
nit feit auf dem preußischen 
Staatsminifterium fußen würde, 
würde in der Luft fchweben; |. 
Preuß in Tüb. 5% Bd. 45, 446; 
G. Meyer, Lehrb. 381; vgl. 
auh Hänel, Stw. I, ; 
Zaband I, 352. 

9’ 2aband a. a. D. Ebenio 
Hänel, Stud. I, 58 ff.: „aud 
die preußifde Vollmacht des 
Zeigelanger unterliegt der In⸗ 
ſtruktion von ſeiten Preußens 
unter Berantwortlichleit des 

reußiſchen Minifteriums". Die- 


die ſtaatsrechtliche Stellung des 
preuß. Gefamtminifteriumd in 
wert aben für Konrad Maurer, 
893). Ebenfowenig beruht 
ed auf pofitivem Recht, wenn 
Hänel weiter ausführt: „aber 
allerdings, der Reichskanzler ge= 
mwinnt aus feinem kaiſerlichen 
Amte das Recht und die Pflicht, 
einer Inſtruktion der preuß. 
Stimme, die den Geſichtspunkten 
der unter feiner Verantwortlich 


446; keit geführten Reichspolitik wider⸗ 


ſpricht, und die ihn lediglich als 
preuß. Bevollmächtigten binden 
würde, Weigerung und Wider⸗ 
ſpruch entgegenzuſetzen“. Weder 
aus der Verfafſung noch aus 
der Spesialgejehgebung läßt fi 
diefer Sa begründen; er mochte 
für des Fürften Bismard welt⸗ 
efhichtlihe Perfönlichteit als 
elbitverftändlich ericheinen ; die 


er Sat ift grundfäglich richtig, | Berfaff 


nur mit der Ginfhräntung, da 

für eine Verantwortlichfeit „des 
Minifteriumd" als Kollegiums 
ein poſitiver Rechtsſatz nicht auf⸗ 
findbar iſt (ſ. hierüber Zorn, 


aſſung kennt weder für den 
Kaiſer noch für den Kanzler die 
von Hänel in jenem Satze 
vorausgeſetzte pſtandi e ſtaats⸗ 
rechtliche Stellung im Bundes⸗ 
rate. 
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Über die Stellvertretung des Reichskanzlers im Bundes⸗ 
ratspräſidium f. oben ©. 161 f. 

II. Nah RB. Art. 1719 bedürfen die vom Kai— 
fer namens des Reiches erlaffenen Anord- 
nungen und Verfügungen „zu ihrer Gültigkeit 
der Gegenzeihnung des Reichskanzlers, wel- 
her dadurd die PVBerantwortlidfeit über- 
nimmt”.!! Im Lichte der allgemeinen Fonftitutionellen 
Prinzipien betraddtet, befagt jene Verfafiungsbeftimmung, 
daß der NReichsfanzler verantwortlicher, und zwar nach der 
Berfaflung der einzige verantwortliche Minifter des Reiches 
ift. Eine Anomalie gegenüber den allgemeinen Tonftitutio- 
nellen Prinzipien liegt jedoch nur infofern vor, als der 
Kanzler nicht, wie die Minifter im Einheitsftaat, vom Sou- 
verän ernannt wird, fondern vom Kaiſer, dem diefes Recht 
verfafjungsmäßig delegiert ift (RB. Art. 15), ohne daß 
der Bundesrat, der Repräfentant der Souveränetät, daran 
irgend melden Anteil hätte. Dem SKaifer find demnach 
diejenigen Kompetenzen bezüglich der laufenden Verwaltung, 
welde im monardifhen Einzelftaate dem Souverän zu- 
fommen, injoweit übertragen, als derſelbe den oberften Chef 
der Reichsverwaltung und ferner die demſelben zuzuorbnenden 
Beamten ernennt (RV. A. 18, ſ. ferner unten$. 10, ©. 290 ff.). 
Die Verantwortlichkeit des Kanzlers erſtreckt ſich demgemäß 

10 Der Entwurf der nordd. von Hänel StR. I, 888 ff., 
Bundesverfaflung, hatte dieſen Stud. II, 31ff.; Laband I, 350. 
Artitel nicht. Über die Ent-| !1 Vgl. hierzu bie allgemeinen 
ſtehungsgeſchichte bed Art. 17 aus aeirachtungen Dei Mohl 
einem Antrage v. Bennigſen 398 ff.; v. Hel — ff.; die 
ſ. Born af m Archiv f. öff. rechtlichen duführungen von 


R. Bd. 485 ff. u. beſonders nofenberg 13 u. bei. 
die — Darſtellung Hänel, Stud. II, 10 f. 
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auch nur auf die Regierungshandlungen des Kaifers, nicht 
Dagegen auf diejenigen des Bundesrates; für die legteren 
befteht eine Zonftitutionelle Berantwortlichfeit im Rahmen 
des Reichsſtaatsrechts überhaupt nicht 1? fondern nur im 
Rahmen des Landesitantsrechtes, infofern die einzel- 
ftaatliden Minifter ihren Landtagen für die 
Thätigfeit der einzelftaatliden Bevollmäd- 
tigten zum Bundesrat verantwortlid find. 
Der Reichstag aber hat dem Bundesrate gegenüber feine 
Möglichkeit, eine Verantwortlichkeit geltend zu machen, ſon⸗ 
dern nur dem Reichskanzler gegenüber. 

Materiell fann auf Grund der Reichäverfafjung nicht 
behauptet werben: dem Kaifer ſei die Regierungsgemwalt im 
Reiche übertragen; vielmehr kommt diefelbe prinzipiell dem 
Bundesrat zu, und die dem Kaifer übertragenen Rechte find 
nur einzelne, wenn aud noch fo widtige (j. hierüber 
oben ©. 211f.); formell allerdings ift der Kaifer durch 
das ihm überwiefene Beamtenernennungsreht und durch 
die Verbindung, welche die Reichsverfaſſung zwiſchen Kaifer . 
und Reichskanzler herjtellt, ala Inhaber der Regierungs- 
gemalt neben dem Bundesrat auch juriftifch anerfannt. Die 
Folge dieſes eigentümlichen und fchwierigen Rechtsverhält⸗ 
niſſes ift die, daß der Kaifer unter Umſtänden verpflichtet 
fein fann, die Durchführung von Gefeben zu überwachen 
(RB. Art. 17), bei deren Beichlußfafjung der König von 


13 Riht Soel 10; wer Gefegentwürfe” Tann die von 
det 127 : Sänet, Stu gänel, Stud. II, 47 geforderte 
Auch für „Die ormetie, Bern erantwortlichkeit des Reichd- 
feffungamäbigfeit der Befchlüffe | kanzlers gegenüber dem Reichs⸗ 
es Bundesrates iiber vorgelegte | tag nicht anerkannt werben. 


256 Buch II. Die Organifation d. Staatögewalt d. Reiches. 


Preußen im Bundesrat majorifiert wurde; daß ferner die 
vom Kaiſer ernannten Beamten die Verordnungen des 
Bundesrates ausführen müffen, ganz gleichgültig, ob fie 
dem Willen des Kaiſers entfprechen oder nicht.!2 

Die Verantwortungspflicht des Reichskanzlers ift durch 
die Verfaffung nur auf „Anoronungen und Verfügungen 
des Kaiſers“ bezogen, das heißt: fie befteht überhaupt nur 
in demjenigen materiellen Umfange, der durch die Faiferlichen 
Kompetenzen begrenzt wird; da der Kaiſer aber alle Be 
amten des Reiches ernennt, fo wird durch dieſes Necht des 
Kaiſers das PVerantwortungsgebiet des Kanzlers geradezu 
auf die Thätigkeit aller Reichsbehörden erftredt und dadurch 
der Umjtand, daß für Anordnungen des Bundesrates feine 
Berantmortungspflicht befteht, praktiſch weſentlich einge- 
ſchränkt werden. Die Verantwortung richtet fih nach oben 
und nad unten: fie dedt den als Mitträger ver Souverä- 
netät unverantwortlichen Kaifer und deckt andererfeit3 alle 
untergeorbneten Behörden in ihrer Thätigkeit. Indem ber 
Kanzler kraft feiner Verantwortlichkeit verpflichtet ift, Die 
ſtaatsrechtliche Haftung für Die untergeorbneten Reichsbehörden 
zu tragen, ift ıhm zugleich notwendigerweife das Recht ein- 
geräumt, die Thätigfeit diefer lekteren durch feine Direl- 
tiven zu beitimmen.!* Nur dann kann logiſcherweiſe eine 
Berantwortlichfeit begründet werden, wenn derſelben das 
Recht entſpricht, jederzeit in die Funktionen der Behörden, 
für welche die Verantwortung getragen werden muß, beftim- 
mend einzugreifen. 


18 Bol. Laband I, 344 f. vertret. Gef. v. 17. März 1878, 
16 Treffend Seydel 126; ſ. 8. 8. 
auch unten S. 265. über Stell- 
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Diefe allgemeinen Grundjäge für die ſtaatsrechtliche 
Konftruftion der Tonftitutionellen Verantwortungspflicht find 
anerkannt binfichtlich der eigentlichen Verwaltungsbehörben, 
erfahren Dagegen eine Modifikation Hinfichtlich der Richter: 
behörden und beftimmter Finanzbehörden. Kraft des Prin- 
zips der Unabhängigkeit des Richteramtes, das als pofitives 
Reichsrecht anerkannt ift (GVG. 8. 1), ift jedes Eingreifen 
in Die gefeglich feitgeorbnete Thätigleit der Richter durch 
außenftehende Yaltoren verboten. Die Nechtipredung ver 
Reichsgerichte iſt volllommen felbftändig und unabhängig 
vom Reichskanzler: dem entjpricht, daß dem Kanzler keiner⸗ 
lei Pflicht der Verantwortung für die Rechtfprediung ob- 
liegt; der Kanzler haftet lediglich dafür: daß die gefeglich 
geordneten Gerichte überhaupt beftehen, und daß ihnen bie 
Möglichkeit des Funktionierens geboten if. Dies gilt für 
die Gerichte jeder Art, auch Verwaltungs⸗ und Disziplinar- 
gerihte. Den Gerichten volllommen gleichgeftellt ift ber 
Reichsrechnungshof. Dem Gedanfen der Zonftitutionellen 
Verantwortung volllommen entrüct ift ferner der militärifche 
Dberbefehl (f. darüber oben ©. 192). 

Bei den jelbitändigen Finanzbehörden findet gleichfalls 
fein dirigierendes Eingreifen des Reichskanzlers ſtatt: dieſe 
find vielmehr in Bezug auf ihre „innere Thätigfeit” voll- 
fommen unabhängig. Der Neichöfanzler hat demnad für 
fie gleichfalls nur eine ähnlich befchräntte Haftpflicht, mie 
binfichtlich der Richterbehörden, obwohl fie feiner „oberen 
Zeitung unterftellt“ find (f. unten ©. 277 ff.). Demnach wird 
der Reichskanzler allerdings ftaatsrechtlih befugt fein, 
diefen Behörden Anmeifungen zu erteilen, jedoch nur injo- 
weit, ala nicht das Gefek fie ausdrücklich als elbſtandig 


Zorn, Staatsrecht I. 2. Aufl. 
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und allein verantwortlich erflärt;!° für die vom Geſetz 
unter diefen Grundſatz geftellte Sphäre ihrer Thätigfeit 
ftehen fie den Gerichten gleih, und kann ein dirigierendes 
Eingreifen des Reichskanzlers nicht ftattfinden;; für Die noch 
verbleibende Sphäre dagegen tehen fie ben Verwaltungs: 
bebörden gleich.!® 

Die „Verantwortlichleit”, wie fie Art. 17 ftatuiert, iſt 
weder in der Berfaflung näher präzifiert noch durch ein 
Spezialgefeb genauer feſtgeſtellt. Man jtreitet unter den 
politifchen Parteien lebhaft darüber: ob die Verantwortung 
nur eine „hiftorifch-politifche”, „moraliſche“ oder eine ſtaats⸗ 
rechtliche Pflicht fei. Nach allgemeinen Grundfähen, auf 
welche zu rekurrieren wir mangel3 pofitiver Rechtsſätze ge- 
nötigt find, ift zugugeben: die Verantwortung des Art. 17 
fonftituiert eine NRechtspflicht des Kanzlers, dem Reichätag 
Rechenſchaft über jeden Punkt, der in das Gebiet der Ver⸗ 
antwortlichkeit fällt, abzulegen. Daß der Reichskanzler auch 
dem Bundesrat zur Rechenſchaft verpflichtet ift, folgt un- 
zweifelhaft aus der prinzipiellen rechtlichen Natur jenes 
Drganes.17 Weiter aber reiht die für das Reichsſtaats⸗ 


18 Bol. unten ©. 277. efeglihen Borfchriften” zu prü- 
n, und nur bejabenden Falles 
16 Anderd Tonftruiert La» | diefelden auszuführen verpflichtet 
band I, 381 daS PBerbältnid. | feien, fo muß doch diefer Grund⸗ 
Es ift das Berdienft Labands, ſatz als für ale Behörden geltend 
die ſtaatsrechtliche Eigenart der | behauptet werben: die ſtaatsrecht⸗ 
felbftändigen Finanzbehörden be- | lihe Eigenart der jelbftändigen 
onders heruorgehoben zu haben. | Finanzbehörden liegt in dem im 
enn er aber die rechtliche 'aen- Text bezeichneten Moment. 
art darin findet, daß dieſe Be| 179. A. Rofenberg 31 auf 
börden befugt feien, die An-| Grund einer redtlich nicht halt⸗ 
weifungen des Reichöfanzlerd auf | baren Konftrultion des Berhält- 
ihre „Übereinftimmung mit den | niffes von Kaifer und Bundesrat. 
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recht ftatuierte Berantwortlicheitspfliht nicht: die Verwei— 
gerung der Rechenſchaft ift mit einem Rechtsnachteil bedroht, 
und die Ablage der Rechenfchaft kann nicht erzwungen 
werden. Somit handelt es ſich in jevem Falle bier um 
eine lex imperfecta: freilih ift das hierbei in frage 
ftehende Problem bis zur Stunde nirgends gelöft und 
nirgends die Baſis für eine zu empfehlende lex perfecta 
gewonnen. !? 

Der Reichskanzler ift fomit nad der Ber- 
faffung das verantmwortlide Geſamtſtaats— 
minifterium des Neihes: alle Reichsbehörden 
find — abgefehen von der oben erwähnten 
Modifilation für die Richter- und beftimmte 
Sinanzbehbörden — gleihfam feine „Bureaus“ 
(2aband); ihre Thätigfeit ift in legter In— 
ftanz ftaatsrehtlih Thätigfeit des Reichs— 
fanzlers, 

Das unmittelbare Bureau des Reichskanzlers bildet die 
Reichskanzlei, deren Einrichtung lediglich auf dem Etat 
beruht (im Etat pro 1877/78 ift der Reichskanzler noch 
unter dem Titel „Reichskanzleramt“ rubriciert, 1878/79 ift 
der Reichafanzler und fein „Gentralbureau” jelbjtändig rubri- 
ciert, 1879/80 heißt das Gentralbureau: „Reichsfanzlei”). 


18 Andererfeits tft dad ganz aud Laband 1,355 f.; Henfel 
abſprechende Urteil Seydels 54 ; Rofenberg 21 ff. ſowie 
(1 D über die Berantwortlich- bei. die allgemeine Fratsregt- 
feit, die eben eine „Phraſe“ fei, | liche Grörterung bei G. Meyer, 
aud nicht gerechtfertigt. Vgl. | Lehrb. 


17* 
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B. Die Stelluerfrehmgsämfer (Reichsminiferien).1? 

1. Eutfichuug und Bedeutung bed Gtelluertretungsgeiches. 

Das Prinzip, welches die Verfaſſung binfichtlih der 
Berantwortlichfeit des Reichskanzlers aufftellt,2° bat eine 
weitgehende Modifilation erfahren durch das hochwichtige 
Geſetz v. 17. März 1878 (RGEBl. 7), betreffend die Stell- 
vertretung des Reichskanzlers. 

Die Verfaſſung ſieht, wie oben ausgeführt, eine Stell⸗ 
vertretung des Reichskanzlers nur für den Vorſitz und die 
Geſchäftsleitung im Bundesrat vor, nicht aber für bie 
Gefchäfte des Reichskanzlers als des verantwortlichen 
Keihsminifters.2? Allerdings wurde zweimal aud in diefen 
Funktionen eine Stellvertretung des Reichskanzlers ange- 


orbnet: 2? gegen die Verfafiungsmäßigfeit diefer Stellver- 


19 Joel bei Hirtb, Ann. 
1878, ©. 761 ff.; Roſenberg 
33 fl. Die Bezeichnung „Stell 
vertretungsämter” hat zuerit der 
Abg. Hänel im Reichstag ge- 
braudt; es empfiehlt ſich, die⸗ 
ſelbe für die Theorie des Reichs⸗ 
ſtaatsrechtes zu acceptieren. Nach 
dem Wortlaut des Geſetzes v. 
17. März; 1878, $. 2 Tann es 
sweifelhart erfeinen, ob die 
Stellvertretung perſönlich oder 
fahlih gedacht ift (f. darüber 
unten ©. 263f.); bis jetzt ift Die 
Stellvertretung nur perfönlicdh 
eingerihtet; die bezügliden An- 
ordnungen des Kaiſers find im 
Reichsanzeiger publiziert. Der 
hehen Bedeutung dieſer Ange- 
egenheit für die Entmwidelung 
bes Reichsſtaatsrechtes würde 
am beſten Rechnung getragen, 


wenn durch kaiſerliche, im Reichs⸗ 
geſetzblatt zu publizierende Ver⸗ 
ordnung eine Fixierung der jetzt 
in Betracht kommenden Stell⸗ 
vertretunggsämter ohne per- 
ſönliche Beziehung erfolgen 
würde, wie dies aud) der Abg. 
ginel bei der Beratung des 

eſetzes im Reichstag beantragt 
hatte. Obwohl diefer Antra 
abgelehnt wurde, erfcheint dog 
ae urung als geſetzlich 
zulalltg. 

20 Uber die Verhandlungen im 
fonftituierenden norddeutſchen 
Frigotag ſ. Hänel, Stud. II, 


ff. 
21 Anders der erfte 
faffungsentmurf Art. 16; ſ. 
änel, Stud. I, 81 ff.; ©. 
eyer, Lehrb. 8826. 
22 Joëel 402; vgl. dazu die 


Vers 
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tretung aber wurden mit Recht fofort Bedenken erhoben, 2® 
und da auch nad anderer Richtung ſich Bedenken geltend 
machten, fand die Frage eine geſetzliche Regelung durch das 
die Verfafiung abändernde Gejeg vom 17. März 1878. 
Dieſes Geſetz wurde in der Faflung, in melder es vom 
Bundesrat fefigeftellt worden war, vom Reichstag ange- 
nommen und alle Abänderungsanträge entweder zurüd- 
gezogen (Befeler) oder abgelehnt (Hänel und andere). 
Das Geſetz wurde in dieſer Faſſung angenemmen, obwohl 
die fämtlichen Redner im Neichdtag, die in der langgebehnten 
Debatte dag Wort ergriffen, die große Unflarheit und 
mangelhafte Präzifion des vorgelegten Entwurfes hervor: 
hoben; das Geſetz fand trogdem Annahme, weil 1. Fürft 
Bismarck erklärte: „es ift nicht ohme ſchwere Mühe und 
Arbeit möglich gewejen, im Bundesrat das Maß von Über- 
einftimmung, deſſen Ausdrud die Vorlage ift, herzuftellen“ 
(Sten. Ber. 386), und weil man bei neuen Verhandlungen 
im Schoße des Bundesrates ein Scheitern der Borlage 
befürchten mußte;?* 2. weil von allen der Weiterentwide- 
lung der Reichsinſtitutionen im bundesftaatliden Sinne 
günftigen Rednern erfannt wurde, daß das Geſetz trotz 
feiner Unfertigfeit und Unflarheit einen „ungeheuren Fort⸗ 
Schritt” enthalte, welcher der künftigen Entwidelung die 
Mege ebne;25 meil, wie Fürſt Bismard bemerkte (Sten. 


Rede des Abg. Hänel im Reihd-| 2 „Diefed Geſetz — darüber 
tag (Sten. Ber. a. a. D. 321 ff.). | bin ich außer jedem Zweifel — 

® Meyer, Lehrb. 383° für | räumt Kae verfaſſungsmäßige 
die Verfaſſungsmaͤßigkeit. Hinderniſſe weg in der Abſicht, 

2Bgl. die Rede des ſächſ. daß ſpäter ſich eine ſolche Re- 
Miniſters v. Noftiz-Wallmig | gierung entwickele, wie das Deut⸗ 
im Reichstag (Sten. Ber. 391). ſche Reich fie notwendig haben 
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Ber. 348), das Geſetz „feinen Abſchluß für immer” dar⸗ 
ftelle, fondern einer „langfamen Fortbildung” fähig fei. 

Die von den Rebnern der Mehrheit an das Geſetz ge- 
fnüpfte Hoffnung bat fi inzwifchen wohl bewährt, und 
thatfächlih wurde auf Grund des Gefehes eine Anzahl ver- 
antmwortlicher Reichsminiſter gefchaffen, nur werben diefelben 
nicht Minifter, fondern Staatsſekretäre genannt.?° 


Il Der allgemeine Zuhalt des Geſetzes. 


1. Nah dem Geſetz fann ein Stellvertreter des 
Reichskanzlers für deffen gefamten Amtskreis 
aufgeftellt werden (Generalftellvertreter, 
Bizefanzler), ſowie Spezialftellvertreter (f. unten II). 
Die Ernennung erfolgt in jedem Yale dur den Kaifer 
„auf Antrag des Reichskanzlers“; mit den lehteren Worten 
ift lediglich zum Ausdrud gebradht, daß dem Kanzler die 


Ber. 387). 


wird, damit nit fpäter dem Bel. G. Meyer, 
Lehrb. 383 ff 


materiellen Bedürfnis formelle br 


Hemmniffe fi entgegenftellen, 
wie augenblidlih der Fall ift. 
Sm Hinblid Hierauf muß ich 
dieſes Geſetz bezeichnen als eine 
überaus weitgehende Bollmadt, 
welhe an ben Kaifer und an 
den Reichskanzler erteilt wird, 
und id verfenne nicht einen 
Augenblid die Bedenken, melde 
gegen die Ausſtellung einer fol- 
hen Vollmacht vorgebracht wer- 
den. Wir legen die zufünftige 
Drganifation bed Reiches aud 
dem Recht nah in die Hand 
derjenigen Gemalten, die id 
eben jet bezeichnet habe.” Abg. 
Lasker am 8. März 1878 (Sten. 


Hänel, Stu. I, 2: 
„Allerdingd bat das Gefeh die 
Reichsminiſter, verdedt unter 
dem Namen der Stellvertreter, 
weder der Zahl noch der Kom⸗ 
petenz nach beftimmt, e8 Bat fie 
vereinzelt nebeneinander Binge- 
ftellt, jeden für fi nur in Ver⸗ 
bindung mit dem Reichskanzler. 
Aber ihrer Geftaltung zu feften 

mtern — — fteht ein ver- 
faffungsmäßiges Hindernis nicht 
entgegen.” Dagegen ift der 
„tollegialifde Zuſammenſchluß“, 
falls er eine ſtaatsrechtliche Bes 
deutung haben follte, allerdings 
verfaffungsmäßig ausgeſchlofſen. 
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Initiative in der Regel zulommen folle; dies rechtfertigt 
fih dadurch, Daß der Kanzler auch nach eingerichteter Stell- 
vertretung für deren Gebiet grundſätzlich verantwortlich 
bleibt (f. unten ©. 265), daß demnach die zu ernennenden Stell- 
vertreter dem Kanzler genehm fein müſſen; Meinungsver- 
ſchiedenheiten hierüber zwiſchen Kaiſer und Kanzler können 
in jedem Moment durch Enilaſſung des letzteren im Sinne 
des monarchiſchen Prinzipes ausgeglichen werden.““ Der 
Bundesrat hat auf die Ernennung der Stell— 
vertreter ebenſowenig einen Einfluß, wie auf 
die Ernennung des Reichskanzlers ſelbſt. 

2. Die Stellvertretung iſt keine obligatoriſche, ſondern 
eine fakultative Inſtitution („können“); es ſteht im Er- 
meſſen des Kaiſers, von der ihm durch das Geſetz ver⸗ 
liehenen Vollmacht Gebrauch zu machen oder nicht. 

3. Die Stellvertretung hat einzutreten „in Fällen 
der Behinderung“. Nach dem Wortlaut dieſer Vor⸗ 
ſchrift müßte angenommen werden, daß eine ſpezielle Be- 
hinderung zuerſt eingetreten ſein müſſe, ehe die Ernennung 
von Stellvertretern erfolgen dürfe. In der Praxis haben 
jene Worte jedoch eine andere Auslegung gefunden,?® näm- 
lich dahin, daß derjenige „Fall der Behinderung”, 
welder in erfter Linie in Betradt fommt, die 
ganz außerordentlihe Ausdehnung ift, welde 
der Amtskreis des Kanzlers im Verlaufe der 
Zeit angenommen hatte; nur fefundär wurde dabei 

2 3081 766. Die langatmi-| 2° Ein Antrag des Abg. Be- 
gen Debatten über diefen Punkt | feler wollte die Faflung dahin 
im Reichätag waren ganz gegen- | geändert wiflen „für den Fall 


ſtandslos. er Behinderung“. Vgl. auch 
Roſenberg 39. 
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an Fälle der Behinderung durd Krankheit, Urlaub u. dgl. 
gedacht. Demnach wurden alsbald ein Generalftellvertreter 
und mehrere Spezialftellvertreter ernannt und feßten ihre 
Funktionen fort, gleichgültig, ob der Kanzler beurlaubt war 
ober nit. Auch für den Generalftellvertreter wurbe dieſe 
interpretation des Geſetzes beliebt: verfelbe ift als dauern⸗ 
ber Gehilfe des Kanzlers für den Gefamtumfang der Amts- 
gefchäfte betrachtet worden.” Das Amt des BVizefanzlers 
war, folange es beitand — zur Seit befteht es nit —, 
mit dem des Vizepräfidenten des preußifchen Staatsmini⸗ 
fterium3 verbunden, wie früher das des Kanzlerd mit dem 
des Präfidenten: eine geſetzliche Notwendigkeit hierfür be- 
fteht dort fo wenig wie bier; ebenjomwenig befteht eine 
rechtliche Notwendigkeit, daß der Vizekanzler Bevollmächtig⸗ 
ter zum Bundesrat fein muß; vielmehr ließe fich ſehr wohl 
denfen, daß der Kanzler ſich auf die Thätigfeit aus Art. 15 
befchräntt, indes der Vizefanzler die Geſchäfte aus Art. 17 
wahrnimmt. 

Der PVizefanzler Tann fomit als Stellvertreter des 
Kanzlers volllommen an Stelle des letzteren fungieren, und 
zwar gleichgültig, ob dieſer letztere ebenfalls amtiert oder 
nit. Nur den Vorſitz im Bundesrat an Stelle bes 
Kanzlers bat der Vizekanzler nicht kraft feines Amtes zu 
führen, fondern nur dann, wenn er hierfür ſpezielle ſchrift⸗ 
Iihe Subititutionsvollmadt erhält (RB. Art. 15 vb. $. 4 


2 Joel 765 hält einen fol-|der Reichskanzler perfönlich be- 
hen „eifernen“ Generalftellvers | hindert ift“. Die Kontrafignatur 
treter für geſetzlich unzuläffig; |wurde jedoch bald vom Kanzler, 
Meyer, Lehrb. 339 f.: „eine | bald vom Bizelanzler vorgenom- 
ſolche Stellvertretung tritt na⸗ men (ogl. 3. 3. RGBl. 1879 
turgemäß nur dann ein, wenn| Nr. 5, 6 u. 37). 
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dee ©. v. 17. März 1878).20 Die Leitung der Ver—⸗ 
mwaltung des Reiches dagegen und die Kontrafignatur aller 
Anorbnungen und Berfügungen des Kaijers hat der Vize— 
fanzler, foweit der Kanzler nicht felbft thätig wird, Traft 
feine® Amtes. Iſt der Kanzler zeitweife ganz aus den 
Geſchäften ausgeſchieden, jo gehen alle Obliegenheiten des 
Kanzler3 ohne weiteres auf den Vizekanzler über; fungiert 
dagegen der Vizekanzler neben dem Kanzler, fo ift die 
Verteilung der Gefchäfte lediglih in das Belieben des Ieh- 
teren geftellt, one daß bierfür irgendwelche gefetliche 
Schranten beftünden. 

4. Jederzeit aber ift der Kanzler, gleichgültig ob ex 
beurlaubt iſt oder nicht, bereditigt, „jede Amt3- 
handlung au während der Dauer feiner 
Stellvertretung felbft vorzunehmen” ($. 3). 
Diefe Beftimmung bezieht fih fowohl auf die General- 
wie die Spezialitellvertretung. Dieſelbe hat nad Maßgabe 
der Verhandlungen eine mehrfade Bedeutung: einmal 
legten die Einzelftanten darauf Gewicht, fodann der Reichs⸗ 
tag und endlich insbeſondere der Reichskanzler ſelbſt. Leb- 
terem follte auch dann, wenn die ftantsrechtlihe Verant⸗ 
wortlichkeit, welde rechtlich aus der Kontrafignatur folgt, 
von einem anderen getragen würde, doch immer die alls 
gemeine „hiftorifch-politifche” VBerantmwortlichfeit verbleiben ;?1 
ferner follten Reichgminifterien im gewöhnlichen Sinne des 


”% 9. G. Meyer, LXehrb. | zufagen Hiftorifch-politifhe Ver⸗ 
3349, deſſen Anfiht aber mit | antwortlichkeit für den ganzen 
8. 4 nit in Einflang zu brin-| Gang der Verwaltung, für Die 
gen iſt Einheitlichkeit derſelben, für die 

a1 bg. 0. Bennigfen, Sten.| Auswahl der Berfonen bleibt beim 
Ber. S. 331: „die allgemeine, fo- | Reichskanzler.“ 
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deutfchen Fonftitutionellen Staatsrechts, d. i. mit voller 
Selbftändigfeit der einzelnen Reſſorts ausgeftattete Amter 
in den Stellvertretungsämten nicht gefchaffen werben; 
endlich legten die Einzelftaaten darauf Gewidt, nur dem 
Reichskanzler, nit andern „WMiniftern” gegenüberzu- 
ftehen: fo fam man von verſchiedenen Seiten zu jener 
Beitimmung. Erreiht ift damit zweifellos die Abficht, 
den „Refiortpartifularismus” und feine Gefahren abzu= 
Schneiden: der Reichskanzler hat nad dem pofitiv 
geltenden Recht die volle Freiheit, den Um- 
fang jedes Stellvertretungsamted zu nor- 
mieren, und aud in diefen Bereih kann er 
jederzeit abändernd eingreifen. Erreicht ift ferner 
die Abfiht, eine Berantwortlichleit des Kanzlers auch 
bei eingerichteter Stellvertretung gefetlich firiert zu wiſſen; 
Dagegen wird der Kanzler in Reſſortſachen unbehindert fein, 
die Einzelftanten eintretenden Falles an den gejeklichen 
Stellvertreter zu weifen. — 


DI. Die Spezialftehivertretung. 

1. Eine Spezialftellvertretung ift nah dem 
Geſetz nur geftattet „für Diejenigen einzelnen Amt3- 
zweige, welde jih in der eigenen und un— 
mittelbaren Berwaltung des Reiches befinden“ 
($. 2).2? Aus den Verhandlungen ergiebt fih, daß bie 
„eigene und unmittelbare Berwaltung” als Gegenfat zu 
der Aufſicht des Reiches gedacht wurde: wo dem 





s Gin oögelepnte Antrag des ‚ Berhanblungen Joel 767 —* 
Abg. Hänel bezweckte geſetze den ob. No. 9 ausgeſpro enen 
liche Aufzählung dieſer Ser | Bunte 

waltungszweige. Vgl. über die 
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Reih nur Auffihtsfunftionen zugewiefen 
find, ift fein Stellvertretungsamt ftatthaft. 
Sit die Verwaltung zwifhen Reih und Einzelftaaten ge- 
teilt, fo ſoll eine Stellvertretung nad Ausweis der Motive 
nur ftatthaft fein, wenn die Verwaltung „vorwiegend“ in 
den Händen des Reiches fich befindet.”? 

2. Als verantwortliche Spezial-Stellvertreter des Reichs⸗ 
kanzlers dürfen nur bejtellt werden „die Vorftände der 
dem NReihslanzler untergeordneten oberften 
Reichsbehörden ($. 2). 

3. Die Stellvertretung Tann fi nad dem Geſetz fo- 
wohl auf den „ganzen Umfang” eines Reſſorts als auf 
„einzelne Teile ihres Geſchäftskreiſes“ beziehen ($. 2). 
Durch lettere Beſtimmung ift die Möglichkeit weiterer 
Spezialifierung der Reichscentralbehörden offen gehalten. 

4. Als verantwortlihe Reichscentralftellen im Sinne 
des Stellvertretungsgefeßed kommen demnach, abgejehen vom 
Vizekanzler und von Elſaß-Lothringen?“, in- Betradt: 


ss Die Motive nennen: Aus ſekundär ſtaatsrechtlich zu bes 


wärtiged, Marine, Poft- und 
Telegraphenwefen, eigene Fi⸗ 


nanzverwaltung des Reiches, El⸗8. 2 


jeB-Sotbringen. Joðel 771 zählt 
ferner an örden, für melde 
eine Spezialitellvertretung des 
Reichskanzlers ulaſig wäre, auf: 
das Reichskanzleramt (jetzt Reichs⸗ 
amt des Innern), das Reichs⸗ 
eiſenbahnamt, das Reichsbank⸗ 
direktorium und das Reichs⸗ 
juſtizamt. Das Reichsbankdirek⸗ 
torium iſt hiervon auszuſcheiden, 
da das Bankweſen in erſter 
Linie privatrechtlich und nur 





trachten iſt, ſ. unten B. II 8. 27, 
bemgemäß enthält auch Bankgeſ. 
eine Sondervorſchrift hier⸗ 
über, materiell gleichen Inhalts; 
das Neichdeilenbahnamt ferner 
ift nur Auffichtsinftang. Meyer, 
Lehrb. 334 fubfumiert das 
Reichstuftizamt und das Reichs⸗ 
bankdireftorium unter die ſub⸗ 
ftitutionsfähigen Amter, ferner 
die Verwaltung der Schußgebiete, 
letzteres zutreffend, da fie Be- 
ftandteil des Ausmärtigen ift. 
% fiber Elfab - Lothringen ſ. 
unten Bud VI. 
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1. der Staatsfelretär des Auswärtigen, 

2. dr Staatsfelretär des Reichsmarine— 
Amtes, 

3. der Staatsfelretär für das Finanzweſen?s 
Reichsſchatzſekretär), 

4. der Staatsſekretär für das Poſt- und Tele— 
graphenweſen (Kaiſ. V. v. 28. Februar 1880). 
Soweit Reſervatrechte in Beziehung auf die Poſt⸗ 
verwaltung beftehen, fomwie für die Sphäre der den 
Einzelſtaaten belafjienen Bermaltungsbefugnis Tann 
feine Stellvertretung ftattfinden ;*® 

5. der Staatsfefretär für das Juſtizweſen, 

6. der Staatsfelretär für die Verwaltung 
der Reihseifenbahnen, 

7. der Staatsfelretär für das Innere?” 


C. Die übrigen Reidjsbehörden. 
I. Die Gentralverwaltaungdftellen. 


In unmittelbarer Unterordnung unter den Reichskanzler 
beftehen für ſämtliche Verwaltungszweige des Reiches 
Gentralftellen, die fich gegenfeitig koordiniert find, und 
deren Vorftände nach englifhem Vorbild den Titel „Staats: 
jefretär” führen. An diefem Koordinationsverhältnis tft auch 


5 Bol. die ausführlide Er- 


auf Namen ausgeſtellt, müflen 
es hierüber bei Joel 


alfo bei Wechfel des Amtes er- 

Er Für vie ante 

s0 . . iff. 5 u. enannten Stell- 

774 im einzelnen Joel vertretungen koͤnnten geſetzliche 

Bedenken erhoben werden, viel⸗ 

87 Die Stellvertretungsorbres | leicht auch bezüglich der Ziff. 3 
find (f. oben S. 26019) perfönlidh | u. 7. 
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dadurch nichts geändert worden, daß einzelne dieſer Ämter 
ala Stellvertretungsämter des Reichskanzlers (f. oben) be- 
ftelt wurden. Bei mehreren Gentralftellen überwiegt der 
Geſichtspunkt der Auffiht?? — 


1. Daß Reichsamt des Innern. 

Durch Erlaß des Bundespräfiviums vom 12. Auguft 
1867 (BGBl. 29) war die erfte Bundescentralitelle unter 
dem Namen „Bundesfanzleramt” gefchaffen worden. Chef 
derfelben war der Bundesfanzler ſelbſt. Jener Gentral- 
ftele war überwiefen: 1. „die Verwaltung und Beauffichti- 
gung der durch die Verfaffung zu Gegenftänden der Bundes- 
verwaltung gewordenen, bezw. unter die Aufficht des 
Bundespräfidenten geftellten Angelegenheiten”, 2. „bie dem 
Bundeskanzler zuftehende Bearbeitung der übrigen Bundes- 
angelegenheiten”. 

Aus diefem Bundeskanzleramt entwidelte fi allmählich 
da3 ganze dermalige Behörbenfyftem. Zuerſt waren nur 
Pofts und Telegraphenweifen Materien der „unmittelbaren 
Bundesverwaltung”. Das Bundeskanzleramt zerfiel dem⸗ 
nah in die Gentralabteilung, die I. Abteilung: das 
Generalpoftamt, die II. Abteilung: Generalbireftion der 
Telegrapben (B. v. 18. Dez. 1867, BGBl. 328). Durch 
V. v. 12. Mai 1871 (BGEBl. 102) erhielt dad Bundes⸗ 
fanzleramt die Bezeichnung „Reichöfanzleramt”. Zu den 
ober bezeichneten Abteilungen fam 1871 die IH. für 


38 Laband I, 363 ff. giebt | fich Hier nur um einen Überblid 
eine ausführlide Entwidelung | des Syſtemes —— ſeinen 
des geſamten Behörbenorganis- | Inhalt kann dieſer Rahmen nur 
mus. Das dürfte an biefer |in der Spezialdarftellung finden. 
Stelle zu weit führen. Es fann 
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Elfaß - Lothringen, am 1. Sanuar 1875 die IV. für das 
Suftizwejen. 

Der Entwidelungsprozeß diefer Amter®% Hat jegt nur 
mehr hiſtoriſches Intereffe: das heute gewonnene Refultat 
geht dahin, daß von dem urſprünglich wenig umfangreichen, 
allmählih aber zu immer größeren Dimenfionen anges 
wachſenen Bundeskanzleramt alle größeren Gejchäftszweige 
abgelöft wurden, bis auf Handel und Gewerbe, urfprüng- 
lich zu den Funktionen der Gentralabteilung gehörig. Außer: 
dem gehören jet noch zum Reſſort diefer Stelle: die auf 
den Bundesrat und Reichstag bezüglichen Angelegenheiten, 
die Givilverwaltung in Militärfaden, fpeziell das Erfat- 
geihäft, die allgemeinen und Disziplinarangelegenheiten 
der Reichsbeamten, die Heimats- und Nieberlafiungsverhält- 
nifje, Patentwefen, Maf- und Gewichtsweien, d. i. alle 
Materien, für melde nicht inzwiſchen Spezialbehörben er- 
rihtet wurden. Demgemäß wurde durch Faiferl. Veroron. 
v. 24. Dez. 1879 (RGEBl. 321) der Name „Reichskanzler- 
amt”, der in einer ernften gewaltigen Periode der Nation 
lieb geworden war, in ein nüchternese „Reichsamt des 
Innern“ verwandelt. Sein Chef führt den Titel Staatsſekretär 
und ift Stellvertreter des Reichskanzlers; das Amt zerfällt 
in zwei Abteilungen ;*° die erfte bat zu bearbeiten die auf 
den Bundesrat, den Reichstag, die Reichsbehörden bezüg- 
lihen Angelegenheiten, Disziplinarfaden, Staatdangehörig- 
keits- und Auswanderungsſachen, wirtſchaftliche Angelegen- 
heiten, Handel⸗ und Schiffahrt, Medizinal⸗ und Veterinär⸗ 


Bol. Laband I, 360 ff.;| * Handbuch I das Deutiche 
G. Meyer, Lehrb. 386 ff. | ei 1898 ©. 126 ff. 
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polizei, Civilſachen der Militärverwaltung, Preffe und 
Vereinsweſen, Statiftil; die zweite bearbeitet alle die Für⸗ 
forge für die arbeitenden Klafien fowie die Gewerbe be- 
treffenden Sachen. 

Vom Reichsamt des Innern refjortieren insbeſondere 
das Statiftifhe Amt des Reiches; *! die Normalaihungs- 
kommiſſion als technifche Centralftelle für Maß- und Ge⸗ 
wichtswefen ; der Reichskommiſſar für das Ausmanderungs- 
weien; die Inſpektoren für Steuermanne-, Mafchiniften- 
und Seefchifferprüfungen ; das Sciffsvermefjungsamt ; die 
Reichsſchulkommiſſion; die technifhe Kommiffion für See- 
ſchiffahrt; das Reichögefundheitsamt (feit 1876); die 
Kommiffion für Arbeiterftatiftil; die Behörden für Unter- 
fudung von Seeunfällen (Oberfeeamt und Reichskommiſſare 
bei den Seeämtern) ; die phyſikaliſch⸗techniſche Reichsanftalt ; 
das Neichöverfiherungsamt; die kaiſerl. Kanallommiffion 
in Kiel (K. V. v. 17. Zuli 1886, RGEBl. 238) mit fünf 
Bauämtern; die Disziplinar- und Verwaltungsgerichte (ſ. 
unten B, C) in Verwaltungsſachen; die Centraldirektion 
der Monumenta Germaniae historica.*® 


2. Das Auswärtige Amt. 


Bis 3. J. 1870 wurden die auswärtigen Angelegen- 
heiten des Bundes vom preußiſchen Miniftertum des Aus- 
wärtigen verwaltet. Auf mieberholte Anregung des Reichs- 
tages wurde weiterhin das korrekte Verhältnis durch Er- 


“1 fiber die Aufgaben des⸗ 206). Bgl. die eingehende Dar- 
felben f. d. Denkſchrift in Druckſ. Relung i 2aband I, 363 ff. 
d. Neihätogen 1872 Nr. 8, Geih.| +? ©. Über alle diefe Reflort- 
Inſtr. v. B. Juni 1872 (NGBL. | bebörden Handbuch 129 ff. 
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rihtung des oben genannten Reichsamtes hergeftellt. Der 
Staatsfefretär des Amtes ift Stellvertreter des Reichs⸗ 
fanzlerd. Das Auswärtige Amt befteht aus vier Ab- 
teilungen, deren erfte die höhere Politif, Die zweite die 
auswärtigen Beziehungen des Handels, die dritte die 
Rechtsangelegenheiten völferrechtlicher,, ftant3- und privat- 
rechtlicher Natur, die vierte (nicht numeriert) die Kolonial- 
fachen zu bearbeiten bat: unter der erften ftehen die Ge- 
fandtfhaften des Reiches (f. dazu unten B. II 8. 23), 
unter der zweiten die Konfuln des Reiches (f. unten B. II 
8. 24), unter der vierten die Kolonialbehörven (f. unten 
Bud VID. 

Ferner reflortieren vom Auswärtigen Amt das archäo⸗ 
logiſche Inftitut mit Sefretariaten in Rom und in Athen; *® 
endblih die Prüfungstommilfion für das diplomatifche 
Examen. 


3. Dad Reihsmarine-Amt.* 

Diefes Amt iſt feit 1872 an die Stelle des preuß. 
Marineminifteriums getreten (V. v. 15. Juni 1871, RGEBl. 
272). An der Spite fteht ein Staatsſekretär, der Stell- 
vertreter des Reichskanzlers iſt. Die Apmiralität als Ber- 
waltungsftelle zerfällt in acht Abteilungen: das Gentral- 


4 Sandbuh 43 ff. 1871 (RGBL. 272). vd. A. E. v. 

4 Bol. Handbud 171 Ff.|1. Januar 1872 (RGBL. 5) ge 
über die Einteilung diefes8 Amtes; | treten, welcher Oberlommando 
über die Entwidelung Laband | und Marineminifterium in einer 
I, 370 f. Die heutige Organi- | Gentralftelle vereinigte; durch 
fation entjpridt der früheren N. €. v. 30. März 1389 wurde 
preußifchen, gemäß Allerh. Erl. | ſodann die Trennung der beibeit, 
v. 16. April 1861; an deſſen grunbiägtih fo verſchiedenen 
Stelle warder X. E. v. 15. Juni | Aemter wieberhergeftellt. 


Der Reichskanzler u. d. Stellvertretungsämter. 8. 9. 273 


bureau, die militärifhe Abteilung, dad Marine-, das Ver⸗ 
waltungsbepartement, die Medizinal-, die nautifhe Ab- 
teilung, das ftatiftifche Bureau, das Juſtitiariat. Als be- 
ratendes Organ für die Marinevermaltung fungiert ein von 
dem Reihamarineamt reffortierender Admiralitätsrat; *° fernere 
Refiortbehörden find: die Werften in Danzig, Kiel, Wil- 
helmshaven; die Bildungsanftalten der Marine für Organi⸗ 
fation und Verwaltung (Marine-Alademie, Marine-Schule, 
Dedoffizier- Schule) ; die Infpeftion der Marine Artillerie; 
die Artillerievepot3 in Friedrichsort, Wilhelmshaven, Geeſte⸗ 
münde, Curhaven; die Minendepot3 ebenda ; die Inſpektion 
des Torpedoweſens; das Torpebo-Verfuchstommando ; die 
Torpedowerfitatt; die Sanitätsämter; die Küftenbezirks- 
infpeftoren; die Schiffsprüfungskommiſſion; die Obſerva⸗ 
torien zu Wilhelmshaven und Kiel; die Marineintendantur- 
behörben der Nord» und Dftfee; die deutſche Seewarte,; das 
bydrographiihe Amt; von der Seewarte reffortieren die 
Agenturen, Beobadtungsftationen und Signalftellen.*® 


4 Daß Reihspoftamt.* 

Die Abteilungen I und II des Neichsfanzleramtes 
waren bereit? vom 1. Januar 1876 ab als felbftändige 
Gentralftelle dem Generalpoftmeifter unterftellt und aus dem 
Reichskanzleramt ausgejchieden worden (DB. v. 22. Dez. 1875, 


45 Die Einberufung desfelben | des Adg. Laster im Reichstag 
ift nah der 2. v. 15. Juni 1871| (4. März 1880) vorhanden fein 
fafultativ; eine V., wonach in | fol, ift nicht publiziert. 
gewiffen Fällen der Admirali-) ** Yanbiug I ff. über alle 
tätörat berufen werden muB, |diele Reflortbehörben. 
welde nah der Behauptung | VBgl. Hanbbud 224 fi. 

Zorn, Etaatäreht I. 2. Aufl. 18 
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RGBl. 379). Die Abteilungen felbft blieben, die erſte für 
das Poft-, die zweite für das Telegraphenwejen (Organi⸗ 
fation und Technif) erhalten ;*® dazu fam 1880 nod eine 
dritte Abteilung für Die gemeinfamen VBerwaltungsangelegen- 
heiten? An der Spite des Reichspoſtamtes fteht ein 
Staatsfetretär, welcher Stellvertreter des Reichskanzlers ift. 
Reſſortbehörden find die 40 Oberpoftdireftionen mit 25 615 
Poft- und 12799 Telegraphenämtern (ausgenommen find 
Bayern und Württemberg). 


5. Das Reihsjuftizamt. 


Dasfelbe beiteht als felbftändige oberfte Reichsbehörde 
feit 1. Januar 1877. In Verwaltungsſachen reflortiert 
von demfelben nur das Reichsgericht. Außerdem bat das 
Reichsjuſtizamt insbefondere die Vorbereitung, Ausarbeitung 
und Vertretung von foldhen Gejegentwürfen, die fih auf 
die Rechtspflege beziehen.°! Der Staatsfelretär des Amtes 
ift Stellvertreter des Reichskanzlers (R.-Anz. v. 2. Mai 
1879). Vom Neichsjuftizamt vefiortiert die Kommilfion 
für das bürgerliche Geſetzbuch. 


48 Bol. hierzu das Regulativ 
v. 27. Dez. 1875 bei Hirth, 
Ann. 1876 S. 205 ff. N. €. 
23. Febr. 1880 (XGBl. 25). 

40 Vom NReichspoftamt reffor- 
tiert auch bie Reichsdruckerei, 
hervorgegangen aus der ehem. 
Staatödruderei, ſowie der Deder- 
{chen Oberhofbuchdruderei, welche 
dad Reich um 872,500 M. von 
Preußen angelauft bat. Vgl. 


3 


1879 (XGBl. 1879 ©. 174 f.) 
fowie das Gef. v. 15. Mai 1879 


.(GRGBl. 139) und die Faiferl. 3. 


v. 23. Febr. 1880 (RIBL. 25); 
ſ. Fr 362. er 29 


so Handb. 200 ff. 

51 Val. die Rede bes Staats- 
felretärd Fried berg im Reidhs- 
tag v. 14. März 1877 (mitge- 
teilt 0m ‚irth. Ann. 1877 


den Nachtragsetat v. 6. Zulil ©. 680 
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6. Das Neihsamt für die Verwaltung der Reichs— 
eifenbahnen.®? 

Durch K. V. v. 27. Mai 1878 (RGEBl. 1879, 193) 
wurde dieſes Amt als felbftändige Gentralftelle geſchaffen: 
Reichseiſenbahnen find aber bis jeßt nur die eljaß-lothringifchen 
Bahnen. Durch 8. V. v. 14. Juli 1879 (R.Anz. von 
demf. D.) wurde ferner dag Amt in Perfonalunion mit 
dem preußifhen Miniftertum ber öffentlichen Arbeiten ge- 
ſetzt und durch K. V. v. 22. Juli (R.-Anz. v. demf. D.) 
der Staatsſekretär dieſes Amtes zum Stellvertreter des 
Reichskanzlers ernannt. Bis zu diefer Neuorganifation 
war Gentraljtelle für die Neich3eifenbahnverwaltung das 
Reichskanzleramt für Elfaß-Lothringen geweſen, bei der 
ſtaatsrechtlichen Neuorganifation des Reichslandes im Jahre 
1879 wurbe die oben bezeichnete Anderung durchgeführt. 


7. Das Reihsfhagamt.’® 

Dasſelbe ift an die Stelle der früheren Yinanzabteilung 
des Reichslanzleramtes getreten (V. v. 14. Juli 1879, 
RGBl. 196). An der Spite fteht ein Staatsſekretär, 
welcher Stellvertreter des Reichskanzlers iſt. 

Vom Schatzamt reſſortieren: die Reichshauptkaſſe, die 
Verwaltung des Reichskriegsſchatzes, das Zoll⸗ und Steuer⸗ 
Rechnungsbureau, die Reichsbevollmächtigten und Stations⸗ 
kontrolleure für Zölle und indirekte Steuern, das Münz- 
metallvepot des Neiches, die Reichsrayonkommiſſion, Die 
Reichsſchuldenverwaltung. 


52 Vgl. dandez⸗ 368 ff. 
53 dandsug 207 ff. | 5 Handbuch 209 ff. 
18* 
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8. Das Reihseifenbahnamt.’® 

Zur Wahrnehmung der Auffichtäfunktionen auf Grund 
von RP. Art. 41—47 wurde durch ©. v. 27. Juni 1878 
(REBL. 164) $. 1 eine „ftändige Gentralbehörbe” errichtet 
und dem Reichskanzler unterftellt. Bon derjelben können 
im Falle des Bedürfniſſes Kommiffare an Ort und Stelle 
entfendet werden. Die Organifation des Eiſenbahnweſens 
durh das Reich ift aber big jeht ein Torjo geblieben. ©. 
unten 3. II 8. 20. 


9. Das Reihshantdireltorium.dt 57 

Während es fih bei den oben sub 1—7 genannten 
Gentralftellen unzweifelhaft um die Ausübung von Hoheits- 
rechten des Staates handelt, ift dies beim Reichsbankdirek⸗ 
torium (©. v. 14. März 1875, RGBl. 177 8. 26) nicht 
in gleicher Weife der Fall. Bei der Reichsbank ift viel- 
mehr der privatrechtliche fisfaliihe Gefichtspunft über- 
wiegend, daneben fommt allerdings aud ein öffentlich-recht- 
licher Geſichtspunkt in Betracht (f. darüber die grundfäh- 
lihe Erörterung unten B. II $. 2258), doch find die Reichs⸗ 
bankbeamten und Neichsbankbehörden den eigentlichen 
Staatäbeamten und Staatsbehörden des Reiches durch poft- 
tive gejegliche Vorfchrift gleichgeftellt worden. Centralftelle 
für das Reichsbankweſen ift das unter der verantwortlichen 
Leitung des Reichskanzlers ſtehende Reichsbankdirektorium, 
von welchem die 17 Hauptſtellen, 46 Stellen, 179 Neben⸗ 


65 Pa 218 ff. 5 Handbuch 372 ff. 
56 jiber die jehr intereffante| °® Siehe auch Laband IT, 
ERRANG: Entwidelung der preus= | 375 ff. 
iihen Bank vgl. v. Rönne, 
preuß. Staatöreht II, 146 ff. 
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ftellen, 23 Warendepot3 und eine Kommandite reffortieren ; 
die Mitglieder werden nad Vorſchlag des Bundesrates vom 
Kaifer ernannt. Die Auffiht über die Bankverwaltung 
führt das Bankluratorium (Bankgef. $. 25), beftehend 
aus dem Neichäfanzler, einem vom Kaiſer ernannten und 
drei vom Bundesrat gewählten Mitgliedern. 


1I. Die felsftändigen Finanzbehörden des Reiches. 


Die sub I genannten Centralftellen find beherrſcht von 
dem jtrengen Grundſatz des verwaltungsrechtlihen Dienft- 
gehorſams; fie ftehen demnad in dem Sinne unter dem 
Reichskanzler, daß er in ihre Thätigkeit durch direkte An⸗ 
ordnungen abänbernd oder ergänzend einzugreifen jeberzeit 
befugt ift (f. oben ©. 257 f.). 

Neben diefer Kategorie von Behörven fteht ald zweiter 
Kreis die Gruppe der felbftändigen Centralfinanz- 
bebörden, deren Geſchäftsgang vom Reichskanzler nicht 
in derfelben Weife beeinflußt werden darf, wie derjenige 
der Vermaltungsbehörben, deren Stellung dem Reichskanzler 
gegenüber vielmehr eine den Gerichten ähnliche ift. 

Diefe Sentralfinanzitellen find: 


1. Der Reichſsrechnungshof. 
Derfelbe hat die Kontrolle über die Durdführung des 
Etat3 zu führen behufs Erholung der nah NP. Art. 78 


8 fiber die für die Erfennt- | Schulze, Preuß: Staatsredt II, 
nis der Entwidelung des preus |498 ff; v. Nönne, preuß, 
Bilden Staates bodintere ante Staatärecht I, 154 ff.; über das 
Gefhichte der preuß. Oberrech⸗ geltende Recht Labandl, 384 ff.; 
nungskammer und deren melt- ß ferner Handb. 220 ft. 
berühmt gewordene Praris f 
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vorgefchriebenen Entlaſtungsbeſchlüſſe. Die Mitglieder 
werben nach Borfchlag des Bundesrates vom Kaifer ernannt. 
Als Rechnungshof des Reiches fungiert auf Grund alljähr- 
lich wiederholter gefeglicher Delegation die preußifche Ober- 
rehnungsfammer in der ihr durch ©. v. 4. Yuli 1868 
(BGBl. 433) gegebenen Ermeiterung, nah Maßgabe des 
G. v. 11. Febr. 1875 (NEBL. 61). Der Rechnungs— 
bof tft dem Reichskanzler gegenüber ebenjo 
unabhängig wie die Gerichte (f. im übrigen unten 
8. 16, B.). 


2. Die Reihsfhuldenverwaltung und Reichsſchulden⸗ 
fommiffion. 

(®. v. 19. Yunt 1868, BGBL. 880, 8. v. 27. Januar 1875, RGEBI. 18.) 

Erftere ift fombiniert mit der preußiſchen Hauptverwal- 
tung der Staatsſchulden, welche als Reichsfchuldenverwaltung 
unter der „oberen Leitung” des Reichskanzlers fteht, „jo= 
weit dies mit der ihr beigelegten Unabhängigfeit vereinbar 
iſt“ ($. 2); leßtere beruht auf dem preuß. ©. v. 24. Febr. 
1850 $. 6, aus weldem in $. 9 die Konfequenzen für die 
perſönliche Rechtsftellung der Mitglieder gezogen find.°? 

Neben der Verwaltung der Reichsſchulden beiteht noch 
als Auffichtsbehörve die Reichsſchuldenkommiſſion (88. 4—7), 
aus drei vom Bundesrat und drei vom Reichstag gewählten 
Mitgliedern und dem Präfidenten des Reichsrechnungshofes 
gebildet, unter dem Vorſitz des Präfidenten des Bundes- 
ratsausſchuſſes für das Rechnungsweſen, aus defien Mitte 
auch die vom Bundesrat zu deputierenden Kommiſſions⸗ 


so &. dazu unten Bd. D im Reichsfinanzrecht ($. 29). 
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mitglieder zu wählen find; dieſelbe iſt vom Reichsfanzler 
unabhängig. 

Die Verwaltung des Reichskriegsſchatzes 
wird gleichfalls unter der Kontrolle der Reichsſchulden⸗ 
kommiſſion geführt. 

Durch ©. v. 11. Nev. 1871 (RGEBl. 408) wurde 
nämlich ein Reichsfriegsfhag im Betrag von 40 Mill. Thlr. 
gemünzten Geldes gebilbet und die Verwaltung desſelben 
dem Reichskanzler übertragen ($. 3), an defjen Stelle ein 
Kurator die laufenden Gefchäfte beforgt; in Verwaltungs- 
ſachen refjortiert die Verwaltung des Kriegsſchatzes vom 
Schatamt (f. im übrigen unten B. II $. 29). 


3. Die Verwaltung des Reihsinvalidenfond.d! 
(8. 0.23. Mat 1878, RGEBl. 117; 0.28. Febr. u. 11. Mat 1876, RGBl. 24 u. 495; 
v. 80. März 1879, REBL. 119.) 


Im Betrage von 187 Mil. Thlr. wurde aus der fran- 
zöſiſchen Kriegskoſtenentſchädigung ein Invalidenfond ge- 
bildet und für denſelben eine ſelbſtändige Verwaltung, be= 
ſtehend aus drei vom Bundesrat gewählten und einem vom 
Kaiſer ernannten Mitgliede (8. 11), eingeſetzt, in allgemeiner 
Unterordnung unter den Reichskanzler, unter Kontrolle der 
verſtärkten Reichsſchuldenkommiſſion ($. 13). Die grund- 
ſätzliche Rechtsſtellung der Behörde iſt die nämliche wie 
diejenige der Reichsſchuldenverwaltung. 

Unter diefe Verwaltung ift auh, ganz nad) Maßgabe 
der für den Invalidenfond geltenden Grundfäße der Reichs- 
feftungsbaufond und der Reichätagsgebäudebaufond geitellt. 


6 Handbuch 228. 
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(G. v. 30. Mai 1873, RGEBl. 123); (f. im übrigen 
unten 8. II 8. 29). 


' III. Die Riterbehörben bed Meike. 
1. &ivil» und Strafgerichtsbarkeit. 

a) Diefe ift grundfäglic der Selbftverwaltung ver 
Einzelftaaten verblieben. Vom Neih ift nur die höchſte 
Inſtanz, das Reichsgericht zu Leipzig, beitellt (GVG. 
88. 125—141, dazu Geſetz v. 11. April 1877 über ven 
Sitz des Reichsgerichtes). Dasſelbe ift hervorgegangen aus 
dem früheren Reich8oberhandelsgericht und beruht im mefent- 
lihen noch auf der Drganifation dieſes letteren, mie fie 
durd ©. v. 12. Juni 1869 (BGBl. 201) eingerichtet 
worden mwar.? Das Reichsgericht ift oberfte Inſtanz 
(„Revifionz”- Inftanz) in Civil» und Sriminalfachen 
(GVG. 88. 12, 125, 141) und demfelben find außerdem 
nod eine Reihe fpezieller Funktionen übertragen.®- 6 Die 
Mitglieder desfelben, einfchließlich der Reichsanwälte, werden 
vom Bundesrate gewählt und vom Kaiſer nur formell er- 
nannt („werden auf Vorſchlag des Bundesrates vom Kaiſer 


175), dazu ferner die 14 im 


62 Uber die Entftehungdge- 
ne) Bag RGBl. 1879 S. 287 ff. publi- 


[bite f. Laband |], 


ür Elfaß-Lothringen Gef. v. 
4. Juni 1871 (XGBl. 315). 

68 Uber Hochverrat und Lan- 
beöverrat gegen SKaifer und 
Neich entfcheidet das Reichsge⸗ 
richt in erfter und letzter Snhang 
(vgl. den niemals? in Rechtskraft 
etretenen Art. 75 der RV., jest 


jierten Berorbnungen. ag 
Laband I, 389% über die Er- 
weiterung der Kompetenzen des 
ehemaligen Reichsoberhandels⸗ 
gerichtes, die infofern noch jeßt 
von großer praftifcher Bedeutung 
ift, ala fi hierauf der Borbe- 
halt des jelbftändigen bayrifchen 


t&3. 88. 80-93 und G oberften „anbesgerichtes nicht be⸗ 
$. 136 3. 1). ieht (EB. 3. GBG. 8.8 Abf. 2); 
G. v. 16. Juni 1879 (ROUT. f auh G. Meyer, Lehrb. 3928. 
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ernannt”). Beim Neichögericht befteht eine Staatsanmwalt- 
ſchaft (Oberreihsanwalt und Reichsanwälte), die verwal- 
tungsrechtlich dem Reichskanzler unterftellt ift.*® 

b) Direkte Reichsgerichte find außerdem noch die 
Neihslonfulargerihte Ale Reichskonſuln haben 
kraft Geſetzes gewiſſe im Inland den Richtern zufommende 
Funktionen zu bethätigen. Als vollitändige Civil- und 
Kriminalgerichte fungieren die deutſchen Konfuln jedoch nur 
in der Türkei famt dem Bafallenjtaat Bulgarien, indes für 
den Bafallenftant Agypten befonvere Verhältniſſe obmalten ; 
ferner in Rumänien, Serbien, Montenegro, Perfien, Japan, 
China, Siam und Samoa. Die Gerichtsbezirke der Konfuln 
in diefen Ländern werden durch den Bundesrat abgegrenzt. 
Kompetent find die Konfuln zur Jurisdiktion über die 
Neichsangehörigen und fog. Schußgenofjen. Berufungsinftanz 
über ven Konfulargerichten ift das Reichsgericht zu Leipzig.*® 

c) Ferner find Reichsgerichte die Marineftraf- 
gerihte. Während die Strafgerichte des Landheeres ein 
Beitandteil ver Landes-Militärverwaltung find, ift bie 
Marine in der eigenen und unmittelbaren Verwaltung bes 
Reiches; daraus ergiebt fi der ftaatsrechtlihe Charakter 
der Marineftrafgerihte. Als ſolche fungieren die Komman⸗ 
dantur der Seefeftung Kiel, die beiden Stationächef3 der 
Oſt⸗ und Nordfee, die Kommandanten der in Dienft ge- 
ftellten Schiffe, da3 preußifche Generalauditoriat ala General: 
auditoriat der Kaiferlihen Marine (A. E. v. 23. Mai 
1876).°7 


es Handbuch 203 ff. ren Staatsrecht vorzubehalten, 
6* Die nähere Darftellung |f. unten $. 26. 
diejer Verhältniſſe ift dem äuße- | 97 Laband I, 30 f. 
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2. Die Disziplinargerichte.6® 
(G. v. 81. Mär; 1878 88. 86 ff., RGBl. 60, bazu G. 0.5. Ron. 1874, RGEBl. 128.) 

a) Zur Ausübung der Disziplinargerichtsbarfeit ijt das 
Gefamtgebiet ded Reiches dermalen in dreißig Bezirke‘? 
eingeteilt, für deren jeden eine Disziplinarfammer 
beſteht; dieſelbe ift nur zuſtändig über Die unmittelbaren 
Reichsbeamten und tritt nur bei Bedarf zufammen (B. v. 
11. Zuli 1878, RGBl. 298; v. 7. Yan. 1874, REBL 3; 
Regulativ v. 12. Dez. 1878, CBl. 390). Für die außer- 
balb des Reichsgebiets domizilierenden Reichsbeamten tft 
die Disziplinarfammer zu Potsdam zuftändig, für die Be- 
amten der Reicheifenbahnverwaltung, melde im Ausland 
ihren Dienftlihen Wohnſitz haben, die zu Straßburg (®. v. 
5. Nov. 1874, RGEBl. 128). Die Mitglieder der Diszi- 
plinarfammern werben vom Kaifer gemäß Wahl des Bundes⸗ 
rated ernannt. Jede Disziplinarfammer befteht aus fieben 
Mitgliedern, von denen vier, einſchließlich des Präfidenten, 
die Richterqualität haben müfjen; im einzelnen alle ent⸗ 
fcheidet ein Kollegium von fünf Mitgliedern, von welchen 
drei, einfchließlich des Vorſitzenden, die Richterqualität haben 
müflen. Zu Mitgliedern der Disziplinarfammern werben 
Beamte im Reichs- oder Staatsdienfte nebenamtlih berufen 
(NRegulativ v. 18. April 1880, EB. 203). 

b) Für Militärbeamte, die ausfchlieglih unter mili- 
tärifhen Oberen ftehen — alfo nit für Perfonen des 
Soldatenitandes, für Auditeure und für Militärbeamte, die 
auch unter nichtmilitärifchen Vorgefetten ftehen — werben 


88 Über den Begriff der Dis-|NBenmtG. 8. 87, dazu fpäter 
aiplingrgemalt ſ. unten $. 10|nod Stuttgart u. Straßburg ſ. 


. . Zaband 
69 Bol. Handbuch 137 Ff.; 
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für das Verfahren auf Amtsentfegung befondere Mili- 
tärdisziplinarfommisfionen gebildet, beftehend 
aus einem Oberſt, drei höheren Offizieren und drei Milt- 
tärbeamten; für jeden Armeelorpäbezirk, fowie für den Be- 
zirk jeder Marineftation befteht eine ſolche Kommiffion 
(RBeamtG. 8. 121, dazu das PVerzeihnig BGBL. 1867, 
289). 

c) Die obere Disziplinarinftanz über den zu a. und b. 
bezeichneten Behörden ift der Disziplinarbof. Der 
felbe tritt im Bedarfsfalle in Leipzig zufammen: er befteht 
aus fünf Mitgliedern des Reichsgerichtes und vier aus 
der Mitte des Bundesrates vom Kaifer nad) Vorfchlag des 
Bundesrates zu ernennenden Mitgliedern (G. v. 31. März 
1873 8. 110), dazu zwei anderen Mitgliedern; im einzel- 
nen Fall entfcheidet ein Kollegium von 7 Mitgliedern, von 
welden 4 Richterqualität haben müflen. 

d) Da8 Bundesamt für Heimatsweſen ift 
ale Plenum konſtituiert alleinige Disziplinarinftanz über 
feine Mitglieder (f. unten $. 10) für Anklagen auf Amts- 
verluft, Sufpenfion und freiwillige Verſetzung in Rubeitand. 

e) Das Reichsgericht ift ala Plenum Tonftituiert 
alleinige Disziplinarinftanz für feine Mitglieder, ſowie über 
die bei demfelben zugelafienen Rechtsanwälte (f. unten 
8. 10). 


3. Die Verwaltungsgerichte. 


a) Das Bundesamt für Heimatwefen iſt 
ftändiges Oberverwaltungsgeriht in zwiſchenſtaatlichen 
Armenſachen, jomweit e3 fi nicht um die örtliche Organi- 
fation der Armenverbände handelt (G. v. 6. Juni 1870, 
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BGBL. 360, 88. 42 ff., dazu Regulativ v. 6. Yan. 1873, 
CBl. 4), ſowie kraft erfolgter Delegation ala höchſte In⸗ 
ſtanz für innerſtaatliche Armenſachen in Preußen, Heſſen 
und 15 Kleinſtaaten.'“ Die Mitglieder desſelben werben 
auf Vorſchlag des Bundesrates vom Kaifer auf Lebenszeit 
ernannt. Das Bundesamt befteht aus mindeftens fünf 
Mitgliedern, von denen drei Richtergualität haben müſſen; 
im einzelnen Falle entjcheivet ein Senat von drei Mit- 
gliedern, von denen eines Richterqualität haben muß. Die 
Entſcheidungen erfolgen „Im Namen des Reiches” ; für 
Bayern und Elfaß-Lothringen ift das Bundesamt nicht zu- 
ftändig. 

b) Das verftärkte Reihseifenbuhnamt (©. v. 
27. Juni 1873 $. 5, dazu Regulativ des Bundesrats v. 
13. März 1876, EBL. 27). 

Gegen Mafregeln des Reichgeifenbahnamtes kann „auf 
Grund der Behauptung, daß jene Maßregeln in den Ge- 
ſetzen und rechtsgültigen Vorſchriften nicht begründet feien”, 
Rekurs an das verftärkte Reichseiſenbahnamt ergriffen 
werben; basfelbe befteht aus zwei Räten bes einfachen 
Neichseifenbahnamtes und drei hinzuzuziehenden Richtern 
unter Vorſitz des Präfidenten des Reichseifenbahnamtes ; 
die Richter werden vom Kaifer nebenamtli ernannt; ber 
Nekurs ift beim Reichskanzler anzubringen. 


c) Das Reihspatentamt (G. v. 25. Mai 1877, 
RGBL.501, 8.13 ff., dazu V. v. 18. Juni 1877, RGEBl. 
533), beftehend aus mindeſtens drei ftändigen, vom Kaifer 


10 Aufgezählt im Handbud | 3 125 Ind bei Meyer, Lehrb. 
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nah Wahl des Bundesrates ernannten und einer beliebigen 
Anzahl nichtftändiger Mitgliever,”! zur Entſcheidung über 
Srteilung, aber auch über Zurüdnahme und Nichtigfeits- 
erflärung erteilter Patente, fowie über Patentbefchwerden 
(vier Anmelde-, zwei Bejchwerbe- und eine Nichtigfeits- 
abteilung). Vom Patentamt ijt Rekurs an das Reichs⸗ 
gericht geftattet. 

d) Das Reihsoberjeeamt. 

Zur Entſcheidung der Schuldfrage bei Seeunfällen find 
durh ©. v. 27. Juli 1877 (RGEBl. 549) befondere See- 
ämter eingefeßt, gegen deren Entſcheidung Rekurs an bag 
Dberfeeamt in Berlin offen fteht; letzteres ift eine 
Kollegialbehörde, beftehend aus einem Vorfigenden und ſechs 
Mitgliedern, von melden mindeftens drei der Schiffahrt 
fundig fein müflen (ED. v. 3. Mai 1878, 6Bl. 276). 
Der Vorfigende und ein ſchiffahrtskundiger Beifiter werben 
vom Kaifer ernannt; außerdem präfentieren die Seeufer- 
ftaaten immer auf drei Jahre drei fachtundige Perfonen, 
aus welchen der Vorſitzende im konkreten Fall fünf Mitglieder 
zur Konjtituierung des Oberfeeamtes beruft. Nur das Ober- 
feeamt iſt Reichsbehörde, die Seeämter dagegen find Landes⸗ 
behörden,, doch wird das öffentliche Intereſſe auch bei den 
Seeämtern durch einen vom Reichskanzler ernannten Reichs⸗ 
fommiflar vertreten; die Bezirfe der Seeämter find durch 
ben Bundesrat abgegrenzt, und die Oberauffiht auch über 
bie Seeämter wird vom Reich geführt”? — 

e) Die Reichsrayonkommiſſion (f. auch unten 
im Milttärredt). Diefe, durch Gef. v. 21. Dezbr. 1871, 


gl. Handbuch 155f. | 7% Val. Handbuch 133. 


286 Buch II. Die Drganifation d. Stantögewalt b. Reiches. 


RGBl. 459) gebildet, ift Die obere Inſtanz über den 
Feſtungskommandanten, fomohl für abminiftrative wie ver- 
mwaltungsgerichtlide Sachen in Bezug auf die gefetlichen 
Eigentumsbefchräntungen in der Umgebung von Feitungen ; 
fie befteht aus einem Vorſitzenden, deſſen Stellvertreter und 
vier Mitgliedern.’® 

f) Das Reichsverſicherungsamt.'s 

Durch das Unfallverfiherungsgefe v. 6. Zuli 1884 
(RGBl. 102) wurde diefe Behörde gefchaffen zur Ent- 
ſcheidung von Streitigfeiten bezüglich der Genofjenfchaften 
(8. V. v. 5. Aug. 1885, RGBl. 255); erweitert wurde 
ihr Wirfungsfreis durch die Geſetze v. 28. Mai 1885 
(RGEBl. 159), 5. Mai 1886 (RGEBl. 132), 11. Juli 
1887 (RGEBl. 537), 13. Juli 1887 (REBL. 329), 22. Juni 
1889 (RGEBl. 97). Dasſelbe befteht aus einem Präfi- 
denten, vier Mitglievern des Bundesrates, zwei Direktoren, 
81 ftändigen Mitgliedern, fünf ftändigen richterlichen Bei- 
fiern, einer Anzahl von richterlichen und nichtrichterlichen 
Hilfskräften, je vier nichtſtändigen Mitgliedern für die 
gewerbliche, landwirtjchaftlihe und Seeunfallverficherung 
mit bezw. 12, 6, 2 GStellvertretern für jedes Mitglied. 
Die ftändigen Mitglieder, ſowie die ftändigen richterlichen 
Beifiger werden vom SKaifer auf Vorſchlag des Bundes- 
rates lebenslänglich ernannt, von den nichtſtändigen werben 
vier vom Bundesrat aus feiner Mitte, je eines von den 
Genoſſenſchaftsvorſtänden und den verficherten Arbeitern 
aus ihrer Mitte gemählt. Die übrigen Mitglieder ernennt 
der Reichskanzler. Außerdem beruft der Bundesrat aus 
der Zahl der in land» und forftwirtfhaftlihen Betrieben 


"8 Handbuch 216. | % Handbuch 158 ff. 
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befchäftigten Perfonen zwei nidtftändige Mitgliever bes 
Neichöverfiherungsamtes und je ſechs Stellvertreter der⸗ 
felben. 


$. 10. 
Das Reichsbeamtenrecht.! 


L Der Begriff von Amt und Behörde. 


1. Amt ift ein beftimmt begrenzter Kreis 
von Gefhäften des Staates:? das Wefen des 
Staates ift Herrfhen, imperium: Gefdäfte 
bes Staates find für die ftaatsredtlide Be- 
tradtung demnach nur Funktionen, welde fid 
auf die Herrfhaft, auf die Ausübung von 
Hohbeitsrehten beziehen: zum Begriff des 
Amtes gehört folglih die Amtsgewalt, wel- 
her die Pfliht der Staatsangehörigen zum 
Gehorfam und die dem Amtebeigelegte Fähig— 
feit, den Gehorfam nötigen Falles zu erzmin- 
gen, entfpridt.® 


1 Laband I 88. 39, 4—53; 


;|viel weitere; der „perfönliche 
Meyer, Lehrb. SS. 135—137; 


Begriff eines Dienenden“ bildete 


Ztſchr. f. Gefeßgebung u. Praxis 
des öffentl. Rechtes v. Hart⸗ 
mann B. I, 449ff., 569 ff., 
D, 13 ff., 238 ff., 333 ff., 429 ff.; 
vgl. ferner über die Behörben- 
organifation im Reiche „dad im 
Reihdamt des Innern bearbei- 
tete, alljährlich zur Ausgabe ge- 
laongendte Handbuch des 
Deutſchen Reiches. Weitere 
Litteraturangaben ſ. unten zu II, 

3 Die urſprüngliche Bebeutung 
ded Wortes ift allerdings eine 


aber jeit der älteften Zeit Das 
harakteriftiihe Moment, fiehe 
Penn Deutfches Wörterbuch 


„beambeten” Grimm I, 1206 
und die Unterfuhung über Die 
Partikel „be’ 1202 ff. 

2 S. die treffenden Bemer- 
tungen Bierüber bei Perthes, 
der Staatsdienſt 108 ff., 114f. 
A.L.R. II, 13 8. 16: „Tomweit die 
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2. Behörde ift das Amt ala objektive dauernde 
Inftitution gefaßt; dem Amt ift der Charakter des Dauern- 
den begrifflih nicht eigen, es Tann Amter ganz vorüber- 
gehender Natur geben; die Behörbe dagegen Fermzeichnet 
gerade das Dauernde einer Amtzinftitution, im übrigen 
decken fich beide Begriffe. 

„Die Behörden find nur Apparate bed Staates, mittels 
deren er feine Staatögewalt ausübt.” „Amtsgewalt ift 
nicht? andere® als Staatsgewalt.“ „Den Untertbanen 
gegenüber erfcheint die Behörde ald Eubjelt von Hoheits- 
rechten, indem fie gewifjermaßen die konkrete Manifeitation 
des Staates darftellt und mit dem Staate felbft identiſch 
wird. Im Verhältnis zum Staate dagegen bat die Be 
börde nur etwa die Bereutung wie ein Rab oder eine 
Schraube an an einer Mafchinerie.” * 


Anſicht „Staatsgewalt" nicht 

effentielled Be ri ömoment für 
Behörde ift; leider jet Las 

band in der 2. Aufl 338? 


Beſorgung gewifler zu den Rech⸗ 
ten und Mich chten des Staates 
gehörender Angelegenheiten und | d 
Geſchäfte den Beamten des 





Staats vermöge ihres Amtes 
obliegt, muß diefen, innerhalb 
der Grenzen ihres Auftrages, 
ebenfo mie dem Landesherren 
ſelhn Folge & eleiftet werben.“ 
Die im Tert citierten Sätze 
find entnommen der 1. Auf- 
lage von Zaband I, 293—295. 
Die prinzipielle Begriffgbeftim- 
mung Labands in diefer Ma- 
terie zeichnet ſich burg — be⸗ 


geblieben, obwohl nad ber jest 
von Laband angenommenen 


die Anſicht, die er in der 1. A. 
fo „Persüglig begründet hatte, 
und auf der m. ©. allein bie 
Raatöregttige Konftruftion von 
Amt und Beamter möglich ift: 
daß jedes Amteine „obrig- 
feitlihe Gewalt” enthalte 
und darftelle, au fgegeben; ber 
vulgäre Sprach 9% rau mag 
auch jonft von „Amt“ fprecen, 
das Siaatsrecht kann es nicht. 
Der behauptete (S. 3391) Ge⸗ 
genſatz“ zwifchen „obrigfeitlichen® 
und „fisfalifhen, technifchen, 
wiſſenſchaftlichen u. dgl. (7) 
Amtern ift nicht vorhanden. 
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Reichsämter und Reihsbehörden?® find fo- 
mit Amter und Behörden, die zur Ausübung 
ber Staat3gewalt des Reiches berufen find. 

3. Im monardifhen Einzelftante laufen alle Funk: 
tionen de3 Staates zufammen im Monarchen als dem 
Träger der Staatögewalt; er ift als folcher höchſter In⸗ 
haber der Amtsgewalt; gleihfam ftrahlenförmig geht von 
diefem Mittelpunkte der Ämterorganismus des Staates 
aus und läuft in legter Inſtanz wieder zu jenem Mittel- 
punft zurüd.® Der Monarch hat kraft dieſes Prinzipes 
das Recht der Drganifation der Amter und 
der Ernennung der Beamten TDiefed Recht fann 
allerdings Modifikationen erfahren, indem durch Berfaflung 
oder Spegialgefege beitimmte Grundfähe für die Organi- 
fation der Ämter aufgeftellt werben: daß die „Organiſa⸗ 
tion durch Geſetz“, d. i. unter Mitwirfung ber Volksver⸗ 
tretung, aber ein Beftandteil des fonftitutionellen Prinzipes 
fei, kann nicht behauptet werden. Übrigens fteht der Volks⸗ 
vertretung nah Maßgabe des Budgetrechtes (ſ. unten 
8. 16) in jedem Falle ein bebeutender Einfluß auf bie 
Amterorganifation zu. 

Die Beamten find demnach ftaatsrehtlih ale Ge— 
bilfen des Monarchen zu betradten:? ber unverant- 


5 Eine Klaffififation der ° Vorzüglide Bemerkungen 


Reichsbehörden mit Rückſicht auf 
die une des Reichs⸗ 
Beamten mtengeiekes | ‚in der K. V. 
ov 1874 (RGBl. 135), 
aa für die Reichsbankbeamten 
V. v. 19. Dez. 187 Gop. 38 
ferner K. V. 7. Aug. 1888 
(RGEBl. 229). 
Zorn, Staatsrecht I. 2. Aufl.’ 


a ei 2. ®erber, Grund- 


züge 
os: an * Staatsdienft (f. 
über dieſes Werk unten NR. 16) 
30 f.; Gerber 227 ff. Analog 
Tonftruiert Zaband I, 343 eine 
„Kaiferliche 


Prärogative‘ ges 
mäß dem 


m. €. unbaltbaren 
19 
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wortlihe Träger der Staatögewalt wird Hinfichtlih der 
Thätigfeit feiner Gehilfen gegenüber der Volfsvertretung 
gededt durch die verantwortlichen Minifter. 

4. Diefe allgemeinen Grundfäge laſſen fih auf das 
Reichsſtaatsrecht nicht ohne weiteres anwenden. Das dem 
Monarden des Einzelftantes Eorrefpondierende Reichsorgan 
ift der Bundesrat: die Reichsverfaſſung überträgt jedoch die 
Emennung der Beamten dem Kaiſer, ebenfo deren Entlafjung 
(RB. Art. 18). Über die Amterorganifation dagegen ent- 
hält die NReichöverfaffung feine Beitimmung,?® nur einzelne 
Amter beruhen auf fpezialgefeglichen Vorfchriften. Da fo- 
mit allgemeine gefegliche Beftimmungen hierüber nicht vor- 
handen find, jo bleiben jedenfalls die Errichtung unbefol- 
deter Amter, die Aufhebung und Veränderung beftehender 
Ämter und insbefondere die Abgrenzung des Gefchäfte- 
kreiſes Gegenftände der freien Entſcheidung der Regierung. 
Und aud die Errichtung befoldeter Amter ift prinzipiell 
fret, nur in Hinfiht der dafür erforderlicden Geld mittel an 


Grundfage: „Der Kaifer führt! citiert bei Rehm 587, nod 
die Regierungsgefhäfte des präcifer 3. 9. Böhmer). 


Reiches”, |. hierüber oben ©. 
21lf. Schon feit Anfang des 
17. Jahrh. wird der Grundfaß 
des Textes in der Theorie be— 
tont: „praefectus societatis civi- 
lis cui a Majestate sub certo 
salario concessa est potestas 
de negotiis rei publicae cognos- 
cendi judicandi imperandi et 
ratiocinia curandi, ad utilitatem 
rei publicae, ut ipsum Impe- 
rantem in oneribus regiminis 
sublevet“ (Myler v. Ehrenbadh, 


8 Wohl aber findet fich eine 

folche in einem Etat8-Gel.-Entm. 
oom 29. Okt. 1874 8.8: danach 
follten „Gehalt und andere ftän- 
dige Dienftemolumente”“ nur auf 
Grund gefegliher Genehmigung 
gegeben werden dürfen; vgl. da⸗ 
u Laband I, 345f. Doc 
ürfte e8 zu weit gegangen fein, 
auß einem abgelehnten Geſetz⸗ 
entwurfe und einer unbeant- 
worteten Neich3tagdrefolution 
von 1868 ald aus einem „Prin⸗ 
zipe“ Rechtsſätze abzuleiten. 


8. 10. 
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bie etatgmäßige Bewilligung gebunden.” Als fompetent zur 
Errichtung von Ämtern ift nad den allgemeinen Grund- 
fägen der Reichsverfaſſung der Bundesrat, nicht der Kaifer, 
zu betrachten, falls nicht pofitive Vorfchriften anders be- 
flimmen; für den Bundesrat fpriht gemäß RV. Art. 7 
Abf. 2 die Präfumtion.!? Die Anficht, daß die Drgani- 
fation der Reichsämter ein grundfäßlicher Beitandteil der 
faiferlihen Gewalt fei, ftüßt fih darauf, einmal, daß der 
Reichskanzler als der Chef aller Reichsbehörden durch bie 
Verfaſſung in unmittelbare Beziehung nicht zum YBundes- 
rat, fondern zum Kaifer geſetzt iſt, ferner, daß das Recht, 
die Amtsträger zu beftellen und zu entlafjen, durd bie 
Verfaffung dem Kaifer übertragen ift (RB. Art. 17 u. 18). 
Der Kaiſer iſt jedoch in dieſer Beziehung als Träger der 
Reichsgewalt nur zur Ausübung eines befonderen Staats- 
hobeitsrechtes des Reiches berufen, nämlich zur Auswahl 
ber Perſonen, ohne daß hieraus eine allgemeine Schluß- 
folgerung auch bezüglich der Einrichtungen, der Amter- 
organifation, gezogen werden bürfte.!! Übrigens ift es 
nicht unbedingt erforderlich, daß Reichsämter durch Reichs⸗ 


— 


® Laband I, 346; Löning, 
Verw.⸗R. 56. 

10 Bol. Laband I, 346, der, 
fomeit eine geſetzliche Grundlage 
vorhanden at den Kaiſ ler, ans 
dernfalls aus RB. Art. 7 8. 2 
(„ Einrichtungen) den Bundes- 
rat für zuftändig erklärt. Da⸗ 
geoen Ipridt Löning, Berw.- 

56 dad Recht arundfählich 
dem Kaifer zu. 

1 2aband I, 343 fagt: 
„Der Inbegriff aller Befugniſſe, 


welche ſämtlichen Reichsbehörden 

zuſtehen, erſcheint als ein Anteil 
Ge Kaiferd am —— 
leben des Reiches" und folgert 
dies daraus, weil „ber Kaiſer 
die Regierungsgefcäfte des 
Reiches führt.” Über letztere m. 
E. den uns nie unferer 
Reihäverfafiung wi airesense 
Anfiht f. oben ©. 
übrigend auch die Einmentun en, 
die ih Laband ©. f. 
ſelbſt macht. 

19 * 
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beamte verwaltet werden;2 ferner Tann fehr mohl im 
Bundesftaate die nämliche Behörde zugleich Funktionen des 
Reiches und eines Einzelftaates verwalten? In allen zur 
Zuftändigkeit des Reiches gehörigen Angelegenheiten, welche 
in Gelbftverwaltung der Cinzelitaaten gegeben murben, 
find die zur Ausführung der Geſetze berufenen Behörden 
nicht Reichs- fondern Landesbehörven,1* beſonders alfo bie 
Gerichte, die Zollbehörben u. a. m., und ganz ebenfo bie 
vier Kriegaminifterien.!® 


U. Der Beamfenbegriff.'® 
1. Der Begriff Beamter hat zur ftaatsrechtlihen Vor⸗ 


182 Zaband 1,3412, |. unten  Reihöbeamten, RGEBl. 61 ff., 
«800 f. ‚ welches im folgenden nur nad 
18 2aband I, 341®. 


© ohne Zufaß zitiert if. 9. 
16 Nach Laband 1,337 follen | C9 


BT 
„dem bundesftaatlichen Charakter | TOP YTTOTLNE intertung); 
bes Reiches entſprechend“ Landes⸗ 1 8, a aisredt 
behörden die Regel für den Noll. . UND bejonders Die im 
dug der Reichögefchäfte bilden, * one 5 on 
Dagegen oben ©. 138. Rehm in Hirths Ann. 1884, 
15 A. N. bezüglich der Kriegs⸗ 
minifterien Brodbaus, das 


S. 565 ff., 1885, ©. 65 f Bon 
beutfche Heer 124 ff., 148 ff., 


älteren Werfen find beſonders 
al3 grundlegendes hervorzuheben 
Hänel StR. I, 508, richtig da⸗ 
gegen zabı nd I, 342. ©. aud) 


oben ©. . 
16 2abandIS.44; Meyer, 
Lehrb. 88. 142—154; Kann» 
ie ßer, das Recht der deutfchen 
eihäbeamten (1874); v. Zed⸗ 
litz⸗-NReukirch, die Rechtsver⸗ 
hältnifſe der Reichsbeamten 
—— bei Hirth, Ann. 
1876, S. 261—400 (Kommentar 
v. 91. März 1878, 
echtsverhältnifſe der 


zum Geſe 
betr.” die 


die Arbeiten von Gönner 
(1808) und Berthes (1838) 
über den Staatsdienft. Diele 
beiden Monographieen find heute 
noh das Hefte, was über 
ben Gegenftand gefchrieben ift. 
Sieht man bei Bönner von 
dem  armfeligen wibderlichen 
bayrifhen Byzantinismus der 
Rheinbundszeit ab, fo ift Die 
Arbeit durch Hu richtige grund⸗ 
ſätzliche Erfaffung bed Staats⸗ 
bienfte8 und durch die juriſtiſche 
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ausfegung den Begriff des Amtes;17 doch decken ſich beide 


Schärfe der Einzelausführungen 
epochemachend. Gleiche Aner- 
fennung verdient die Schrift 
von Perthes, die zudem durch 
den hohen etbifhen Standpuntt 
der Betrachtung ausgezeichnet 
ift. Beide Schriften, im poſi⸗ 
tiv»rechtliden Teil längſt völlig 
veraltet, überragen weit bie 
anze neuere Litteratur; Die 
chrift von Perthes follte m. 
€. neu herausgegeben werben 
und da3 Bademecum jede Be- 
amten bilden. Vgl. ferner die 
Litteraturangaben bei Meyer 
©. 3531. Schöpfer des Beamten- 
tanbes ſpeziell für Preußen ift 
riedrich Wilhelm I. iefem 
größten Verwaltungskönig des 
preußifhden Staates verdanken 
wir auch die erfte umfaflende 
Beamtengefeßgebung in den 
großen Inſtruktionen für das 
eneraldireftorium und für die 
Kriegd- und Domänenfammern 
von 1723. S. Shmoller in 
Preuß. ayahrb. XXVI, 148 ff., 
Verw.⸗R. 37 ff. 108 ff., derfelbe 
im Verwalt.⸗Archiv II, 217 ff., 
437 ff. („Gerichte und Verwal⸗ 
tungs behörden in Brandenburg- 
Preußen“). „Aus der Prarıs 
der preußifhen Regenten des 
vorigen Jahrhunderts ift faktiſch 
Dad heutige deutſche Staats⸗ 
dienerrecht erwachſen. Man war 
im großen und ganzen unter 
Friedrih Wilhelm mie fpäter 
unter Friedrich d. Gr. ficher, 
daß ein gerechtes Berfahren, 
eine fachliche, unparteiifche Be- 


f.; ſ. aud Löning,: 


bandlung der BPerjonalfragen 
ftattfinden, daß feiner ohne Ur- 
ſache entlaflen werde, daß ber 
tüchtige Beamte mit ehrenhafter 
Seibftändigfeit feiner Überzeu- 
gung folgen dürfe. Und inner- 
halb der Karriere war man 
icher, daß der Fleißige, Ehrliche, 

rauchbare vorwärts komme, 
man gewärtigte nicht, unfähige 
Dilettanten und Höflinge in den 
beſten Stellen und höchſten Ge- 
halten zu jehen. Das war eg, 
mad dem Staatödienfte immer 
genug Leute und Die beften 
Kräfte des Landes zuführte. 
Und bald gab es feine andere 
Regtinteit, zu hoher Stellung, 
zu Einfluß und Ehre zu fommen, 
als den Staatsdienft" (Schmol- 
ler). „So ward der preußifche 
Beamtenftand ein Borbild für 
die anderen deutihen Staaten“ 
(2öning) Dieſes Beamtenrecht 
wurde fodann im weientlichen 
eingefügt ind Allgem. Preuß. 
Zandredt II, 10. Eine analoge 
Kodifilation erfolgte 1805 für 
Bayern unter dem beſtimmenden 
Einfluffe von Gönner, danad 
in den übrigen deutſchen Staa- 
ten (j. die genaueren Angaben 
bei ©. Meyer 403 N. 5). 

1T Die ältere Theorie Gön⸗ 
ner 12 ff.) Tonftruiert den Be- 
amtenbegriff rein privatrechtlich 
(Miete oder Pacht). Die Theorie 
de8 Staatspdienfted Hat in 
ihren Grundgedanken zuerft ent- 
widelt Samuel v. Bufendorf, 
de jure naturae genttum (1672), 
1. VIH, c. 28.24. Den Wende⸗ 
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Begriffe nicht unbedingt: es fann Ämter geben, deren In⸗ 
baber nicht Beamte find (Gejchmorene, Schöffen), niemals 
aber kann es Beamte geben, die prinzipiell ohne Amt 
wären; Beamte ohne Amt giebt es nur infofern, als das 
Amtsverhältnis unter Umftänden ruhen fann, oder die Über- 
tragung des Amtes noch vorbehalten bleibt, alfo nur in 
Ausnahmefällen; !® bearifflih jet der Beamte das Amt 
voraus.1? ES muß fih ſomit bei den Funktionen 
des Beamten immer handeln um Gefdhäfte des 
Staates, um ein Stüd des ftaatliden im- 
perium, um Ausübung ftaatlider Hoheits— 
rechte?! Die Stantögewalt läuft aus bis in Kleine und 
Heinfte deren, und bis zu dieſen legten Ausläufern 
fönnen beitellt fein und find thatjächlich beftellt befondere 
Beamte, welche die Staatshoheit darſtellen; auf die Natur 
der dem Staate geleifteten Dienite fommt es nicht an: ?! 


punkt bilden die Gefekgebung | 29 Dagegen erklärt ſich jekt 
des Allg. Pr. Landrechts (II, 10)| Laband in den Ausführungen 
und die Schrift von Gönner:|der 2. Aufl. mit aller Schärfe; 
der Staatsdienft (1808. VBgl. nur ©. 414 fpridt er doch 
auch Iſgacſohn, Geſchichte d. wieder ganz generell von ber 
reuß. Beamtentumes, 3 Bde, im Staatsamt liegenden „Dele- 
18 Borläufer von Gönner |gation der Staatsgewalt"! S. 
find zu nennen GSeuffertjauh ©. 445: „Der Beamte, 
(1793) und v. d. Bede (1797), | welcher Hoheitsrechte des Staa- 
f. über ſie Rehm 614ff. ALR. | tes bandhabt“. 
II, 10 iftgeute noch die Grundlage | ?! gl. hierfür beſonders 
des preuß. Rechtes, da das in | Perthes 27 ff; Laband I, 
Verf.⸗Urk. Art. 98 gegebene Ver- 4061, 409%; Meyer, Lebrb. 
ſprechen nicht eingelöft wurde. 862; der Gegenfak von „obrig- 
18 Bol. unten V, sub 1 u. 3. keitlich“ und „techniſch“, auf 
19 Etwas ander Laband I, welden Laband fo großes 
404, doch ſcheint mir die Ab⸗ | Gewicht legt, befteht allerdings 
weihung mehr in den Worten für den Beamtenbegriff nicht, 
old ın der Sache zu liegen. | weit bie vom Beamten als ſol⸗ 
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der Widerftand gegen den Nachtwächter oder den ftaatlichen 
Flurwäcter oder den mit der Polizei betrauten Portier 
eines Staatögebäubes ift Widerftand gegen die Staat3- 


gewalt (RStGB. $. 113).2? 


2. Inſoweit deden fih Amt und Beamter. Um letz⸗ 
teren Begriff zu gewinnen, ift aber ferner noch erforberlich 


chem geleifteten Dienfte auch dann, 
wenn fie eine beſtimmte tedh- 
niſche Borbilbung, wie 3. B. 
bautechniſcher. medizinifcher 2c. 
Art chen, eben begrifflich 
obrigfeitliche find. Sehr richtig 
fagt Laband a. a. D.: „nid 
die Art ihrer Dienfte, fondern 
die Art des rechtlichen Berhält- 
niffe8 zum Staate, welches ſie 
zur Leiftung ihrer Dienfte ver- 
pflichtet”, giebt das unterfcheis 
dende Merkmal zwifden dem 
privsten Baumeifter und dem 
Regierungsbaurat. Handeln 
etwa nur „Polizeibeamte und 
Richter” . „obrigteitlih Sn 
jenem von Laband felbit fo 
präzis bervorgebobenen Merkmal 
liegt der von Laband vermißte 
„vernünftige Sinn“ meiner Be- 
paupfung und des Umſtandes, 
m ——— Unter- 

eidung madt zwiſchen „obrig- 
feitlih“ und „techniſch“; ſ. bei. 
auch Laband I, 410%. Das 
gegen hält Löning, Verw.⸗R. 
15, ben, Re — Über- 
tragung für gleichgültig und er- 
klärt auch gemietete Diener für 
Beamte, wenn Ste Staatsfunktio⸗ 
nen ausüben. Dad gerade Ge- 
enteil: daß e8 nur auf ben 
echtsakt der-Übertragung an- 


fomme, führt da3 pr. OVG. 
Entf. XX, 128, XIH, 137 aus. 

22 ft für gewiſſe Dienitlei- 
ftungen mit beftimmten Berfonen 
nur ein Dienftmietevertrag ab⸗ 
geichlofien, fo find dieſe Perfo- 
nen nicht Beamte, wenn fte auch 
etwa ftaatlihe Bureaus zu rei«- 
nigen haben oder dgl. Es kommt 
für den Begriff immer auf den 
in der Anftellung liegenden 
ftaatlihen Auftrag an. Durch⸗ 
aus zutreffend findet Laband 
I, 408 das „entfcheidende, we⸗ 
fentlide Kriterium des jurifti« 
Ihen Begriffes des Beamten” 
in dem doppelten Gegenfaß ein- 
mal zu dem „Dienft des Unter⸗ 
thanen“, den er leiften muß, 
und zweitens zu dem Dienft des- 
jenigen, den der Staat gemietet 
bat. Ganz auf demfelben Stand- 
put fest die Kodifikation des 
LER. DO, 10, 88. 1-3. So 
auch Löning 116, aber nur 
für Beamte „im engeren Sinn“. 
Übereinft. pr. OVBG. Entf. XX, 
128. Die en d. pr. OVG. 
XVI, 259 ff. ift im Refultat 
richtig, nit aber in der Be⸗ 
ründung; die „Bejoldbung” ift 
ür den Beamtencharakter des 
Regierungsbaumeifters nicht ent- 
ſcheidend, fondern lediglich bie 
Anftellung. 
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das Merkmal des dauernden Dienftverhältniffes 
zum Staate.s Keineswegs ift aber unter dauernd 
lebenslänglich zu veritehen: es kommt vielmehr nur 
darauf an, daß ein Kreis von Gefhäften gene- 
tell einer Berfon zugemiefen ift, daß es fi 
nicht um eine einzelne konkrete Thätigfeit han— 
delt.?* Demnach begründet auch eine proviforifche An- 
ftellung ſtaatsrechtlich die Beamtenqualität, ebenfo die An- 
ftellungen auf Zeit, nicht aber find Beamte die Geſchwo⸗ 
renen, Schöffen, obwohl fie in ihrer Mitwirkung an der 
Ausübung der Juſtizhoheit des Staates grundfäglih ein 
Amt im ftaatsrechtliden Sinne darftellen. 

Beamter ift demnach, wer auf Grund eines 
dauernden Dienftverhbältniffes zur Ausübung 
von Funktionen der Staatögemwalt berufen, 


„angeſtellt“ 1ft.23 


3 Ebenſo Zaband I, 405 
(jedoch ohne das Moment „dau- 
end“) mit Quizeffenber Berufung 
auf RStGB. 8. 359 „im Dienfte 
— — angeftellt, ©. Meyer 
4113. Zöning 115 f. hält dies 
Moment für irrelevant, fehr 
ſchön wird dasſelbe ethiſch be- 
gründet von Perthes 25ff., 31 

4 PBertbes 35; Laband IL, 
4091 gegen diefed Erfordernis; 
Probe, Kündigung und Wider- 
ruf bemeifen nichts gegen bie 
im Tert gegebene Begriffsbeſtim⸗ 
mung; für ein „ſeiner Natur 
nach vorübergehendes Geſchäft“ 
werden Beamte nur „angenom⸗ 
men“, nicht „angeſtellt“, d. h. fie 
werden als Beamte betrachtet 


keit berufen 


und behandelt; vgl. auch Entid. 
des pr. DVG. — 124 ff. 

26 9. Gerber 109: „als 
Staatsdiener werben nur foldde 
Perſonen betrachtet, welche vom 
Monarden zu dauernder Aus- 
übung der in einem beftimmten 
Staatsamte regulierten Thätig- 
ind.” Schulze 
a. a. D. verlangt als Begriffs- 
momente des Staatödienftes: 
1. Thätigfeit „für wahre Staats» 
zmede, und zwar für fpeziell 
normierte Aufgaben des Staat$- 
lebens”, 2. daß diefe Thätigkeit 
„nicht in vorübergehenden Auf⸗ 
trägen, fondern ın Bekleidung 
eines vom Staate errichteten 
ftändigen Amtes beftehe“, 3. daß 
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Alle übrigen als begrifflich notwendig angenommenen 
Merkmale find irrelevant: fo insbeſondere Gehaltäbezug,®® 
Aufwand der gefamten oder auch nur vorwiegenden Lebens⸗ 
thätigfeit,27 Dienfteiv?® und mas fonft noch der Art be- 
bauptet wurde. 

3. Der dauernde Träger der Staatsgewalt ift im 
monardifchen Staate der Monard: alle Beamten find 
demnadftaatsrehtlih Gehilfendes Monarden.?? 


das Verhältnis „auf einer be= | Tulargefegaebungen; f. dagegen 
fonderen Anftellung berube‘,|2aband I, 408 f. 
4. daß e3 „mit einer befonderen | *7 Dgl. die bei Meyer 357 
Pflicht der Treue und bed Ge- gitierten Schriftfteller, die auf 
horſams gegen dad Staatsober- | diefed Moment das entichei- 
haupt verbunden fei". Laband |dende Gewicht legen (Perthes, 
1, 404 f. betont für bie Segeife: Heffter, v. Gerber, Zöpft, 
beftimmung neben dem Amt als |v. Held, v. Pözl, v. Shulje 
„zweites Begriffömoment" das | [das „volle“ Staatödienerver- 
Dienftverhältnis zum Staat, be⸗ hältnis beftehe nur für foldhe 
merft bald darauf, „daß nicht Perſonen, die „im Staatsdienft 
das Amt für den Begriff des | ihren Lebenäberuf gefunden 
Beamten ausſchlag eben! haben”), v. Stein, benen fid 
ift. Sharakterikite ſt Meyer jelbft anfchließt). ie 
gielme r dag Dienftverhälinid"; im Text vertretene Anficht teilt 
©. 412 ift dann Diefes [eftere Zaband I, 41l. 
„DaB ale weientliche Begriffd- | 28 Aus diefen Momenten darf 
moment“, das „übrig bleibt”. alfo nicht der Staatsbeamten⸗ 
Löning, Verm. “R. 115: „Be haralter der Mitglieder der Be- 
amter ift eine Perſon, welcher die hörden des landesherrlichen 
Verpflichtung auferlegt iſt, in Kirchenregimentes gefolgert wer⸗ 
dienſtlicher Unterordnung unter den. usgezeichnet iſt dieſe 
ein Organ des Staates bezw. a ehort erörtert in Entſch. 
eines Kommunalverbandes amt⸗ XX, 451 
* Gönner 30 ff, Perthes 


liche Ben aus uführen“. 
at 22 ff., v. Serben 1 108, Gierte, 


ulze 318 „nur 
auf die —RE ——— Genofſ.⸗R. III, 642, Nr. 344. 
Beamten finden alle Konfequen- | E3 Tann dahin in gehätt Sc we 
gen des Staatsdienerrechtes volle ob es zutrifft — Gareis 

SR. 82 —, dab auch in Ausg 


nwendung.“ Ebenſo andere 
Schriftſteller, au einige Parti- Republik die Beamten ihre Amts⸗ 


. u En — — 
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„Magistratus vero principis majestatem suscipit ejusque 
legibus ac jussis obligatur* — fo beftimmt fon 
Bodinus, de republica II, 5 das ftaatärechtliche 
Verhältnis der Behörden zum Fürften?° Daraus folgt, 
daß es Prinzip des wonarchiſchen Staatsredhtes ift, 
daß der Monarch die Beamten, feine Gehilfen in 
Ausübung der Staatsgewalt, beruft?! und entläßt, 
daß alle ihre Thätigkeit im Namen und Auftrag des 
Monarchen erfolgt, daß fie mit Recht einen auf Diefes 
Verhältnis Hinweifenden Titel: kaiſerlich, königlich, 
fürftlih 2c. führen. Dazu fommen im Tonftitutionellen 
Staate noh die wenigen Beamten, melde direft zum 
Dienfte der parlamentarifchen Körperſchaften berufen find; 
wenn diefelben auch in der Regel nit vom Monarchen 
oder in feinem Auftrag ernannt werden, fo find fie doch 
unzweifelhaft zur Ausübung von ftaatlihen Funktionen 
berufen.®? 

4. Beamte im ftaatsredtliden Sinne find 
demnah niemals Perſonen, welde feinen Auf- 
trag zur Ausübung ſtaatshoheitlicher Funk— 
tionen baben:°?? Beamte find nicht Rechtsanwälte und 


gemalt vom „Staat3haupt” ab- | Beamte Staatshoheitsrechte aus⸗ 
iten übe, beſeitigt er alle Momente, 
so Indem G. Meyer 411 f. |welde eine ftaatsrechtliche Kon⸗ 
eö für einen „Wortftreit” er- ſtruktion des Beamtenbegriffes 

Härt, ob man die durch privat- | ermöglichen. 

rechtlichen Dienftmietevertrag | *! „Staatsämter und Würden 

angenommenen Berfonen als |zu verleihen gebührt nur dem 

„Beamte“ bezeichne, ferner es Dberheupt des Staates” A.LR. 

als unmefentlih bezeichnet, ob |II, 13 8. 7, dazu Perthes 

der Beamte vom Monarden er» | 69 ff. 

nannt werbe, endlich es ebenfo | °2 Vgl. Meyer 35915. 

für unmwefentlih hält, ob der, 93 Vgl. die zutreffenden Be 
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Notare, wenn diefelben nur im Intereſſe und nad Wahl 
privater Perſonen ohne ftaatlihen Auftrag fungieren, auch 
dann nicht, wenn etwa ihre Bezirke ſtaatlich abgegrenzt 
oder angewiefen find, wie dies nach deutfchem Reichsrechte 
bei den Rechtsanwälten der Fall; ?“ Beamte find überhaupt 
nicht alle fogenannten „Brivatbeamten”,3° insbelondere 
auch die Bedienfteten privater Korporationen ; Beamte find 
nicht die Funktionäre auf Gütern, Fabriken 2c., welche dem 
Staate zu privatrechtlihem Eigentum gehören, wenn damit 
feinerlei Auftrag zu ftaatlihen Funktionen 3. B. Polizei⸗ 
gemalt verbunden ift; Beamte find im ftaatsrechtlichen 
Sinne nit die Reichsbankbeamten, diefelben find vielmehr 
nur fraft pofitiver Geſetzesvorſchrift mit den Rechten der 


merlungen bei v. Gerber 109f.; | fönnen. Damit wären Die 


Gareis, Alg. StR. S. 160. 


3 Die ftaatsrechtliche Beftim: 
mung der Rechtsanwälte bietet 
anz befondere Schwierigkeiten, 
? die anregenden Unterſuchungen 
von Laband II, 418. Jelli— 
net, fubjeft. öff. Rechte 237. 
Mit dem Sate dieſes letzteren 
Schriftftellers: „fie find mit 
öffentlihem Rechte belehnt, die 
Ausübung des geliehenen Rech⸗ 
te8 ift dem Staat gegenüber 
Ausübung eines öffentlichen, 
dem Privaten gegenüber eines 
Privatrechts“, ii eine Begriffe- 
beftimmung nidt gewonnen; 
die Schwierigfeit liegt im An- 
waltszwang. d. i. in ber geſetz⸗ 
lihen Borfchrift, daB beftimmte 
Alte der Rechtspflege, alfo der 
Suftizhoheit, nur unter Mit» 
wirtung von Rechtsanwälten 
giltig” vorgenommen werben 


Rechtsanwälte grundfäglich dem 
Staat3dienft eingegliedert, auch 
wenn die Auswahl der im ein- 
zelnen Fall fungierenden Perfon 
dem privaten Belieben überlaffen 
ift; aber es fehlt das Begriffs⸗ 
moment des ftaatliden Auf 
trages, der ftaatlihen Berufung. 
Über das Verhältnis von Rechts: 
anwaltſchaft und Gewerbe ſehr 
ut das pr. OVG. XV, 44 ff.; 
ß auch über die Auffaſſung des 
Ehrengerichtshofes u. des Reichs⸗ 
gerichtes Breuß. Juſt.Min.⸗Bl. 
886, 32, 70. 

8 „Brivatbeamter” ift für bie 
ſtaatsrechtliche Betrachtung eine 
contradictio in adjecto, demnach 
fann aud die Anftellung von 
Staats» und Brivatbeamten nicht 
„unter eine gemeinjame „Bes 
griffsfategorie” fallen” (La⸗ 
band J, 421). 
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Beamten begabt, wie dies auch in der Anhangäftellung 
des Banketats zum allgemeinen Reichshaushaltsetat äußer- 
lih zum Ausdrud fommt (f. über die ftaatsrechtliche Stel- 
lung der Reichsbank im Rahmen der Staatöhoheit des 
Neihes unten Bd. II 8. 27); Beamte find nit alle 
Kirchendiener, auch die der fog. Landeskirchen; obwohl letz⸗ 
tere nicht private SKorporationen find, fo find doch die 
Funktionen der Religionsdiener auch der Landeskirchen nicht 
als ftaatlihe zu betrachten, weil diefelben zu erholen fein 
Zwang befteht, auch dann, wenn, wie nad) dem Pr. Allg. 
ER. II, 11 8. 18 und fämtliden deutſchen Partikular⸗ 
gefebgebungen, den Geiftlichen der Landeskirchen die Rechte 
der Staatöbeamten eingeräumt find.?® 

Dagegen find prinzipiell Beamte die Kommunalbeamten, 
da die Kommunen ftaatsrechtlide Verbände find, und fo- 
mit die Funktionen diefer fommunalen Verwaltung prin- 
zipiell Funktionen der Staatöverwaltung find: eine Ber- 
waltung ftaatlicher Funktionen, melde den vom Staat 
organifierten und ihm untergeordneten Kommunalverbänden 
der verſchiedenen Grade — in Preußen: Einzelgemeinde, 
Kreis, Provinz — Übertragen ift.?T Diefe Beamten 
fann man demnad zutreffend ald mittelbare Staats— 
beamte bezeichnen.?? Als Beamte find ferner die Per- 


s S. hierzu vortrefflih Ver-| 454 ff., XIX, 49. ferner 
thes —V gene Entſch. des Gneift, Rechtsfiaat 8 S. 42, 
rt. OVG. XX, 453 ff. Über das | 3348. 
mt de? Superintenbenten, 88 Das OVG. in den R. 37 
ebenfo XIX, 422 ff. zitierten Entſch. Sagt: „welde 

37 Dies iſt auch die Auffaf- organiſch in die Verfafſun 
hung db. ALR. UI, 10 83. 69. | Staate® eingreifen, Bmwede jr 

05; ſ. da J auch Entf 3 pr. |erfüllen baben, bie in direkter 
4 XVI, 154 ff., 39 ff., | Beziehung zu den Aufgaben des 
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fonen des Hofdienſtes anzufehen, da die Funktionen der- 
felben als ein Dienft zu Staatszweden und in Ausübung 
der Staatöhoheit erfcheinen, fomeit nicht private Vermögens⸗ 
verwaltungen des Fürften in Betracht fommen.?? 

Beamte find dagegen nicht Verfonen, die zwar ein Amt 
befleiven, die aber nicht in dauerndem Dienftverhältnis zum 
Staate ftehen, fo insbefondere die Geſchworenen, Schöffen, 


Sacverftändigen ad hoc.*® 


Staates ftehen”; zu dieſen ge- 
hören die Berufsgenoſſenſchaften 
des Unf.-Berf.-Gef. nad) Anficht 
ded DVG. nicht, mohl aber die 
Handeläfammern, XIX, 62 f., 
XVI, 154. Diefe Judikatur des 
DBG. erfcheint nit unbebent- 
lich, was zu begründen jedoch 
hier zu weit führen würde; 
richtig dagegen OVG. XI, 73 ff., 
vgl. ferner II, 176 f. (Eifenbahn- 
polizei bei Privateifenbahnen). 
Über den Gedanken der „mittel- 
baren” Staatöbiener |. auch bie 
im wefentliden noch heute zu⸗ 
treffenden Crörterungen von 
Gönner 46, 154 ff. 

8 Die Ausfcheibung ber hier 
in Betracht kommenden Yunl- 
tionen wird Schwierigleiten be⸗ 
reiten, da nicht felten eine Ver⸗ 
bindung derfelben in Perſonen 
beftehen wird. Perthes 28 f. 
Ichliebt den Hofdienft grundfäß- 
i 


aus. 

0 Das deutſche StGB. ſub⸗ 
ſumiert in $.31 Advokatur, An- 
waltſchaft, Notariat, Schöffen- 
und Gefchmorenendienft unter 
die „öÖffentliden Amter" „im 
Sinne diefes Geſetzes“; bei den 
leßtgenannten beiden Funktionen 


ift dies auch ftaatsrechtlich rich“ 
tig, bei der Advokatur und ber 
Anwaltfchaft dagegen nad Reichs⸗ 
recht nicht (f. oben RN. 34), beim 
Notariat kommt es auf das 
Bartilularredt an. Abfchnitt 
XXVII des 2. Teild des StGB. 
handelt von den „Berbreden 
und Vergehen im Amte“ und 
definiert in 8. 359 den Beamten⸗ 
begriff (der fih alfo im Sinne 
dDiefes Abfchnittes mit dem 
Amtsbegriff dedt, nicht aber im 
Sinne des oben zit. 8. 31) da⸗ 
bin: „unter Beamten im Sinne 
dieſes ratg ſeter ſind zu ver⸗ 
ehen (1) alle im Dientte des 
eiches oder (2) in unmittelbarem 
oder (3) mittelbarem Dienfte 
eines Bunbesftaates auf Lebens 
zeit, auf Zeit oder nur vorläufig 
angeftellte Berfonen, ohne 
Unterfchied, ob fie einen Dienft- 
eid geleiftet haben oder nicht, 
ingleihen (4) Notare, nit a 
(5) Advokaten und Anmwalte.” 
Diefe Definition ftimmt für 
1—3 volllommen mit der ſtaats⸗ 
rechtlichen überein, während dei 
4 da3 Partikularrecht entſchei⸗ 
det, ob mit diefen Funktionen 
ein Auftrag zur Führung von 
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Seit dem preußiſchen Landrecht (II, 10 88. 1—8) wird 
für die Beamten der ftantsrechtlide Terminus: Staats- 
dDienert! gebraudt. Darin fam zu treffendem Ausdruck, 
daß die frühere privatrechtliche Anjchauung vom Verhältnis 
des Monarchen zu den Beamten überwunden war, daß leb- 
tere, wenn auch Gehilfen des Monarchen, die doch nur 
feien zu BZweden des Staates und für Ausübung der 
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Stantögewalt.*? 


Staatsgeſchäften verbunden iſt 
oder nicht; iſt erſteres der Fall, 
dann iſt der Beamtenbegriff ge⸗ 
geben; für 5 iſt die ſtrafrecht⸗ 
liche Normierung nach den 
Grundfäßen der deutſchen Rechts⸗ 
anwaltsordnung die allgemein 
gültige. 

+1 Thatfächlich erreicht und in 
einzelnen Rechtsſätzen zum Aus⸗ 
drud gebradt mar dieſe Ent- 
widelung in Brandenburg- 
Preußen bereit3 unter dem 
großen Kurfürften, grundſätzlich 
ausgebildet unter Friedrich Wil⸗ 
beim J. Den mwidtigften Be- 
ftandteil dieſer Entwidelung 
bildet das Entlafſungsrecht des 
Landesherrn wegen ſchlechter 
Dienſte des Beamten, urſprüng⸗ 
lich ganz unbeſchränkt, weiterhin 
aber nur auf Grund eines ge- 
ordneten rechtlihen Verfahrens: 
fo ULR. II, 10 88. 99-101, 
für Richter U, 17 8. 99; ſ. J. 
9. Böhmer, de jure principis 
circa dimissionem ministrorum 
(1716). 

42 Dana find Staatödiener 
und Staatsbeamter 
Begriffe. Dagegen Seydel 








identifche | 


Rehm 652 ff., 164 ff.; Laband 
Il, 415! (werft Meifterlin, 
die Verhältnifle der Staatöbiener 
1838); der fcharfen Bolemil 
Labands a. a.D. wird m. €. 
jeder Boden entzogen durch bie 
ſehr richtige Bemerkung ©. 425: 
„iveil die Anftellung im Staats- 
dienft eben nur zu dem Zwecke 
erfolgen darf, Daß der Angeftellte 
ein öffentliches Amt befleide“. 
Sehr gut betont diefen Punkt 
auch D. Mayer 66: „es giebt 
feinen Eintritt in den Staats- 
dienft ſchlechthin. Die An- 
ftellung erfolgt immer zu 
dem Zwed der Übertra- 
gi ng eines beftimnmten 

mte8, regelmäßig unter 
gleigpeitigerübertragung 

esfelben.“ Ebenfo Löning, 
Verw.⸗R. 116%. Gönner 2YFf. 
beftimmt den Beamtenbegriff 
weſentlich ebenfo, nur rechnet er 
die Kirchendiener aud dazu; 
davon unterfcheidet er Staats⸗ 
diener, ben weiteren Begriff, 
der auch, Rechtsanwälte, Hof- 
diener, Arzte, angeftellte G@e- 
lehrte umfatjen foll; f. dagegen 
die Ausführungen des Textes. 


Aug. Staatslehre (1873) 95 ff.; Endlich zählt er hierher die 
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5. Die oben dargelegten Grundfähe des Beamtenrechtes 
haben auch für das Reichsſtaatsrecht volle Geltung; nur 
find zwei Modififationen hervorzuheben: 1. an Stelle des 
Monarchen im Einzelftaat ift für das Reich der Kaifer ge- 
fett, obwohl der Kaifer nicht der monardifche Träger der 
NReichsſtaatsgewalt ift; 2. das Zuſammenwirken der Gentral- 
gemalt und der Einzelftaaten behufs Erfüllung der Staat3- 
aufgaben, wie e3 den Bundesftaat überhaupt charakteriſiert, 
findet Binfichtli des Beamtenverhältnified darin einen be- 
fonderen Ausbrud, daß es fog. „mittelbare“ Reichs— 
beamte giebt: die Emennung erfolgt bei denfelben durch 
die Einzelftaaten, fie find fomit Landesbeamte, ihre Dienft- 
verpflichtung aber befteht gegenüber dem Reich; hierher ge- 
hören insbeſondere die unteren Poſt- und Telegraphen- 
beamten (RB. Art. 50), ausgenommen in Bayern und 
MWürttemberg,*? während die Beamten der Militärverwal- 
tung als eines verfaflungsmäßig — Art. 66 — den Ein- 
zelftaaten überlafjenen Verwaltungszweiges rechtlih Beamte 
der Einzelftaaten find.** 

Den Reichsbankbeamten,““ Reichsſtagsbeamten“s und 


„ohne beftimmte Staatsfunktion? | Gehorfam verpflichtete Beamte; 
„in des Staats Pflichten und | beide Kategorieen find „Reichs- 
Dienfte“ Kun ei Berfonen. | beamte im Sinne diefes Gefehes*. 


Diefer untt allein macht . . 
Schwierigkeit erlebigt fi aber Ranbeß finden mur Die 88-14 
durch Die oben in iefer Note biß 148 des R —3* 
gemachten Bemerkungen. dung, |. Lab Den ur 4903: 
## Meyer 417; Xaband IT, Meyer 418 2. 2. 
337, 417 ff. Das RBeamtG. 
— 1 unierſcheidet demgemäß *° Bankgeſ. vom 8 März 
vom Kaiſer angeftellte, d. dem 1875 (RGBl. 184) g.28 
Kaiſer nach der Berfaffung zum 6 RBeamtG. 8 
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elfaß-lothringifhen Landesbeamten““ find die Rechte der 
Reichsbeamten ausdrüdlich beigelegt. 

Die Nechtzverhältnifie der Reichsbeamten haben eine 
umfafjende Ordnung erfahren durch das hochwichtige Geſetz 
vom 31. März 1873 (RGEBl. 61); fubfibiär kommt für 
Reichsbeamte das Recht des Wohnortes, bei Reſidenz außer⸗ 
halb des Reichsgebietes das Recht des Heimatitaates, beim 
Mangel eines folhen das preußifche Hecht zur Anwendung 
(8. 19). Für die Mitgliever des Reichögerichtes, des 
Bundesamtes für Heimatsweſen, des Reichgrechnungshofes, 
fowie für richterlide Militärjuftigbeamte find nicht anwend⸗ 
bar die Beitimmungen des Geſetzes über Verfekung, Stel- 
lung zur Dispofition, zwangsweiſe Penfionierung, Diszi- 
plinarbeftrafung und Suspenfion, für die Mitglieder des 
Reichögerichtes ferner die Beftimmungen über Venfionierung 
($. 158).4° 


IN. Die Begründung des Beamfenverhälfnilfes. 


ever Beamte ift Träger der Stantögewalt; er ift dies 
aber nicht Fraft eigenen Rechtes, ſondern kraft einer vom 
Monarhen ala dem oberften Träger der Staatögewalt er- 
folgten Delegation, kraft des durch die Anftellung empfan- 
genen Amtsauftrages, der ihm prinzipiell jederzeit wieder 


G. v. 23. Dez. 1873 (GB1.|1885, ©. 71; f. Laband IT, 
. ElfaßsLotbringen 479). Thu-| 4209; G. Meyer 417. 
ihum 269 bejtreitet für diefe| +8 Thudihum 285; La- 
Kategorie den Charakter von|band I, 508 ff. Über den Ge 
Reichsbeamten, ebenſo Leoni | richtäftand der im Ausland do- 
in Rorquarbiend Handb. II, 1 | mizilierten Beamten ſ. 88. 21, 
©. 249; ebm bei Hirth 22 d. Gef. 
Thudichum 270. 
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entzogen werben fann.5° 
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Die Begründung des Be- 


amtenverbältniffes fann demnach begrifflid 


nicht durch ein 


„Rechtsgeſchäft“ u 


erfolgen, 


ſondern muß auf einem einſeitigen Staats— 
afte beruhen („lex specialis“), da eine Über- 
tragung von Staatshoheitsrechten auch nur 
zur Ausübung namens des Staates durch 
„Rechtsgeſchäft“ unmöglich ift.5? 


50 Bol. hierzu die treffenden 
grerkungen von Laband |], 


5 Die älteren Theorieen: Pre⸗ 


furium, Dienftmiete, .anbat, 
Innominatkontrakt |. 5 . Rebm 
in Hirths Ann. 1884, 582 ff. 


und danad die Skizze bei La- 
band I, 412ff. Auf dem Stand- 
punkt ves Textes ſteht ALR. 
I, 10 8. 84. Die „lex specia- 
lis“ rührt von 9. 4. Bada- 
riä Sf. Rehm 647 ff. Die 40. 
tige Anſigt en Gönner 


“ lie ©. 5. ever 414 u. 


Berw-R. r 72, fowie die dort 
engeführten Schriftfteler, Eben- 
fo —3334 e 320. Der Be 
an biet y Pr eorie ift Gön⸗ 
ner 88 ; ihm folgten 
Werth‘ ‚Seltter Dabl- 
mann, öpfl, BZadartä, 
Gerber, Öierke ‚Bluntfdli, 
Pözlu. 0. m. (. "die Litt.-Ang. 
bei &. Meyer 4151). WM. 
Laband I, 8 421 
Seydel, allg. Staaislehre 597. 
Bgl. darüber jekt beſonders bie 
ſchöne Abhandlung von Otto 
mager im Archiv f. Öff. Recht 
‚ 1 ff. über den Gebanfen des 
'gorn, Staatsrecht I. 2. Aufl. 


öffentlichrechtlihen „Bertrages” 
und deſſen Seftaltung im römi«- 
chen (cenſoriſche — franz. 
echt (contrat inistratif). 
Neuerdings unterfcheidet er 
band I, 415 und ihm folgend 
$ellinel, fubj. öffentl. Sechte 
198, zwifchen dem Staatsdiener⸗ 
vertrag und ber Übertragung 
des Amtes, zmifchen Anite elung 
und Ernennung: erfteres 
Bertrag, letzteres —sE 
akt. ⸗ iſt ohne weiteres zuzu⸗ 
geben, daß der Anftellung ein 
privatrechtlicher Vertrag voran- 
gehen, daß ein folder ein An- 
nerum des ‚Hobel Bafies der An⸗ 
ftelung bilden kann. Es ift 
gear richtig, daB in der 
taatspraxis da und dort (3. * 
in Preußen) die Ernennung (z. B 
zum Landrat) und die An ellung 
(„da8 Landratsamt des Kreiſes 
&. übertragen") äußerlich gejon- 
bert werben. Die innere Ein- 
heit des Staatshoheitsaktes bleibt 
.|dadurd) völlig unberührt. Der 
„Dertrag” ſcheitert immer an 
dem Sage: daß die Berufung 
zur Ausübung von Hoheits⸗ 
rechten des Staates im heutigen 
Staate — ander im Mittel- 


20 
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Allerdings ift der Eintritt in den Stantöbienft regel- 
mäßig ein freiwilliger Akt: dies bat aber nur in 
äußeren Berhältnifien feinen Grund, weil der Staat auf 
dem Wege der Freimilligkeit ausreichende Kräfte zu ge⸗ 
winnen vermag;5® und auch abgejehen hiervon iſt frei- 


alter, anders auch heute bei un- 
entwidelter DOrganifation, 3. B. 
in Kolonieen, — ein dem Ber- 
trage unerreihbares und unu- 
gäangliches Gebiet bleibt. ie 
prinzipielle Aufielung der 
Streitfrage hängt lediglid von 
der prinztipiellen Auffahung bed 
Staates und der Staatsgewalt 
ab (f. die Bemerkung bei Per⸗ 
thes ©. 4). „Was von Seiten 
des Staates ausgeſprochen wird, 
ift immer obrigfeitlic bindend“ 
(D. Mayer); „il a a pas à 
proprement ge er de 
administratifs, par ce qu'un 
pareil adjectif ne saurait ac- 
compagner un pareil substantif“ 
(Desjarding). Zum Berftänd- 
nis feiner Konſtruktion zieht 
Laband S.407 als „klaſfiſches 
Beifpiel" aus der Geſchichte des 
Privatrechts die Vaſallität ber- 
an: „die Rommendation erzeugte 
fein (obligatorifhes) Kontrafts- 
verhältnis, Sondern ein Berhält«- 
nis der Über- und Unterordnung, 
eine potestass — —. Der In⸗ 
balt des Berhältnifies wird nicht 
durch gegenjeitiged dare facere 
praestare oportere, fonbern 
mundeburdium (defensio) und 
fides gebildet.” Dann ift ber 
ganze Streit ein Kampf um 


contrats |R 


williger Eintritt in ein Verhältnis und Begründung eines 


Worte: diefer „Bertrag“ ift fein 
Bertrag; warum foll ein „Ge⸗ 
waltverbältnid des Staates“, 
welches „eine befondere Gehor- 
famd-Treue- und -Dienftpflicht 
des Beamten, andererjeit3 eine 
Pflicht des Staates zum Schuße 
und zur Gewährung des zuge⸗ 
fiherten Dienſteinkommens be- 
ründet“, in das Brofrufteöbett 
es Vertrages“ eingezwängt 
werden? Die Vertragstheorie 
teilen Seydel, Gareis, Sar- 
mey, Löning, Stengel, 
ebm, reund, Ende— 
mann (f. &. Meyer 41515 die 
Zitteraturangaben). 

5 G. Meyer, Lebrb. 413°, 
420 und beſonders Gönner 
83ff. Kreittmayer: „bei 
dem heutigen großen Überfluß 
der Leute pflegt man ad oflicia 
publica niemand mehr zu zwin⸗ 

en”, f. Rehm 630 ff. (Seuf- 
ert, Heffter, ertbe3, 

achariä, Dablmann); D. 

ayer 8. Schon WMyler 
und J. H. Böhmer behaupten 
eine Zwangspflicht zur Über- 
nahme von Staatsämtern jussu 
rineipis, ſ. Rehm 587 ff. Aud 
ertbes 55 erflärt die Über- 
nahme als Unterthanenpflicht. 
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Verhältniffes durch Vertrag keineswegs identifch ;°* übrigens 
trifft auch der Geſichtspunkt der Freiwilligkeit garnicht be- 
dingt zu (der preußische Amtsvorfteher !).55 

Das Benmtenverhältnis iſt ein ftantörechtliches, feine 
Begründung erfolgt durch einfeitigen Akt der Staatögewalt,?® 
den allerdings anzunehmen oder zurüdzumeifen dem Be- 
rufenen regelmäßig freifteht. Niemand aber hat ein Recht 
auf Anftelung im Staatsdienit. Schon die äußere Form 
der Anftelungsurtunde (Beftallung, Patent) fpricht evident 
gegen die Annahme eines Vertrages, dagegen für Annahme 
eines Altes der Staatshoheit. Eine „Willenzeinigung“ 
ift erforderlih.57 Die Anftellung erfolgt grund- 


5 S. die Ausführung über 
diefen Gedanken bei Gönner 
84 ff.; unwiderleglich ift m. €. 
der Sag: „wo nicht die Per- 
fonen in Anfehung des Gegen- 
ftandes ihrer Willendvereinigung 
im Zuftand einer redtlichen 
Gleichheit fich befinden, da ift 
ein Bertrag nidt vorhanden, 
wenn wir auch eine Übereinftim- 
mung der Willen antreffen”; f. 
auch S. 140 ff. 

Meyer 413; 


56 Butreffend 
S. 188 f. 
Bol hierher aud) die charakte⸗ 
riftifde orſchri der preu 


Vormundſch.⸗O. 9 20, 
(Schöffen, Ge⸗ 

worene). Zwar beziehen ſich 
ieſe Vorſchriften nur auf Am- 
ter, nit auf Beamte, fie ent- 
behren aber in ihrer Eigenſchaft 


als Zwangsvorſchriften dennoch 
nicht der charakteriſtiſchen Bes 
gtung ſ. auch Laband J, 
414. icht auggel aloſen iſt, 
daß vor der Anſtellung eine 
vertragsmäßige Einigung über 
beftimmte Punkte zwiſchen dem 
zu Berufenden und dem Staat 
erfolgt iſt: dies iſt dann ein 
lediglich privatrechtliches Ver⸗ 
hältnis, das nur feine causa 
dem Öffentliden Rechte ent- 
nimmt, kein Beftanbteil der 
Ernennung, fondern etwas von 
außen Hinzufommendes; |. auch 
D. Mayer S. 71 NR. 104. 

56 jIhereinft. pr. OVG. Entſch. 

' ’ ’ 137 ff-; Gön⸗ 
ner 153 ff. 


57 fibereinftim. Dernburg, 
Band. I, 561%. O. Mayer 
61ff. Pr. V. v. 26. Dez. 1808 
8 44: „es müflen die Regierun- 
gen das Dienitverhältnis aber 
auch gegen ihre Untergebenen 

20 * 
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ſätzlich auf Lebenszeit; Anftellung auf Widerruf 
oder Kündigung bedarf befonderen Vorbehaltes ($. 2). 
Für die Reichsbeamten erfolgt diefer Akt prinzipiell 
durch den Kaijer, nur die fog. mittelbaren Reichsbeamten 
(f. oben ©. 303) werden durch die Landesherren der Ein- 
zelftaaten emannt; für einige Kategorieen von Beamten 
bat der Bundesrat ein Mitwirkungsrecht; dasſelbe befteht 
in folgendem Umfang: 1. Der Bundesrat wählt: die 
Mitglieder des Reichsrechnungshofes und der Disziplinar- 
behörben ; der Kaifer bat bier nur die formelle Ernennung; 
2. der Bundesrat präfentiert dem SKaifer durch den Aus- 
ſchuß für Zoll- und Steuerweien die Reichsbevollmächtigten 
und Stationskontrolleure (RB. Art. 36), durch feinen Aus- 
ſchuß für Handel die Konfuln (RB. Art. 56 Abf. 1), je 
do kann der Kaifer von der Präfentation aud abgeben 
(nach „Bernehmung” des betr. Ausfchuffes), 3. der Kaifer 
ernennt, jedoch auf Grund vorheriger Einigung mit dem 
Bundesrat: die Mitglieder des Neichögerichtes, den Ober⸗ 
reihsanwalt und die Reichsanwälte, die Mitglieder des 
Bundesamtes für Heimatswefen, des Reichsbankdirektoriums, 
des Reichspatentamtes, fomweit die leßteren ftändig find.58 
Die Neichötagsbeamten werden dur den Präſidenten des 
Reichdtagd ernannt ($. 156), die niederen Reichsbeamten 
meift kraft genereller Delegation dur den Reichskanzler 
“ oder andere Chef3.°? Eine Faiferlihe Beftallungsurkunde 


nicht als Mietskontrakt, und 
öffentliche Beamte nicht zu Miet⸗ 
lingen herabwürdigen, indem ein 
Leder von ihnen nad dem Ver⸗ 
pältniffe des ihm angemiefenen 

erufs zur Erhaltung und Be- 


förderung des allgemeinen Wohls 
beitragen fol”; ſ. Berthes 79. 
5: Meyer 364. 


5 ©. dazu die Angaben bei 
Laband I, 4245, 
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erhalten nur die höheren Reichsbeamten und die Kon⸗ 
fuln.° Die Reichsbeamten führen die Bezeichnung faifer- 
lich.* 

Beſondere Vorausſetzungen für die Anſtellung im Reichs⸗ 
dienſt beſtehen in Beziehung auf Geſchlecht, Alter (nur für 
Reichsgericht vollendetes 35. Lebensjahr, GVG. 8. 127), 
Konfeſſion und Staatsangehörigfeit®? nicht; Dagegen find 
durch die Spezialgefege befondere Dualififationsbeftimmun- 
gen für die einzelnen Beamtenfategorieen mehrfach vor- 
geſchrieben.““ Außerdem fett die Bekleidung eines Reichs⸗ 
amtes die volllommene bürgerliche Integrität voraus, fo 
wie diefelbe im RStGB. 88. 31— 34 präcifiert ift: dar⸗ 
nad bat die Verurteilung zu Zuchthausftrafe, die Aberken⸗ 
nung der bürgerlichen Ehrenrechte und die Aberfennung der 
Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter den dauernden 
Verluſt der befleiveten öffentlichen Amter zur Folge, fowie 
die Unfähigkeit, während der im Urteil beftimmten Zeit 
foldde zu erwerben; bei Zuchthausſtrafe tritt dieſe Unfähig- 
feit für immer ein. Hinſichtlich des Befähigungsnachweiſes 
enthält die Neichögefeßgebung nur generelle Vorfchriften 
für die zum Richteramt erforderliche theoretifche und praf- 


eo K. V. v. 23. Nov. 1874| berufen werden; die Anftellung 
(RGBl. 135); derfelben ift ein | iftaber Erwerbs rund ber Stant3- 
Klaffififationd - Verzeihnis der | angebörigkeit, j. darüber unten 
Reichs beamten beigefügt; ferner 8. 12. Über "den hierin liegen- 
K. 8. v. 19. Dez. 187 5 (RGB den Geſichtspunkt gegen die Ber- 
378); über bie Rloffeneintsifung tragstheorie Gönner 93 ff., 
ber Dar und Marinebeam- | 181 f. 
ten Rail. 8 . v. 29. Juni 1880| 9% Bol bierüber Meyer 


ROBL 1 69). 421ff.; Ganand 425; Hart- 
u 2 v. 3. Aug. 1871 8.1|mann, Ztſchr. f. d. öff. Recht 
(RER 318). I, 462 (anonymer Aufſatz); 


62 Ausländer können demnad) | Schulze 322. 
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tiſche Vorbildung (GVG. 88. 2—5, 149), fonft ift Diefer 
Punkt nur durch Landesrecht geordnet: das Hei über- 
nimmt nach freiem Ermeſſen lanbesrechtlih vorgebildete 
Beamte in feinen Dienft.°* 

Die Begründung des Beamtenverhältniffes muß nad) 
Reichsſtaatsrecht durch ein fehriftliches Dokument, die Be- 
ftallungsurfunde,°d erfolgen. Exit mit dem Amts⸗ 
antritt jedoch beginnen die rechtlichen Wirkungen des Be- 
amtenverhältnifies ,‚*° fo befonders der Anſpruch auf Das 
Gehalt mangeld befonderer Beitimmung (8. 4). Bor dem 
Amtsantritt ift der Dienfteid‘T zu leiſten ($. 8); doch 
find amtlide Funktionen vor Ableiftung des Dienfteides 
rechtlich vollflommen wirkſam (f. RStGB. 8. 359); bei 


6 ©. die näheren Angaben 
bei &. Meyer 4211118. 
6 Über die älteften Beftal- 


die vorbehaltlofe Annahme jei- 
tens des Beamten“ ift auch un- 
zutreffend. Einmal find die 


lungsurkunden f. Rehm 575, 
der darin einen „deutlichen Ber- 
trag” findet; f. auh Laband 
I, 426°. Gebr gut Dern- 
burg, Band. II, sn. 
Mayer 61ff. 

66 Edenfo Meyer 428; 
Schulze 33; a. A. Laband 
I, 426, der mit dem Empfang 
der Beſtallungsurkunde die Wir- 
fungen eintreten läßt, ebenfo 
die „berrfhende Anfıht”. Die 
im Text aufgeitellte Anſicht folgt 
au der Natur der Sache. 
Grundfäglihd müßten die Wir 
tungen mit dem Datum des 
Dekrets beginnen; f. darüber 
und dagegen volllommen richtig 
Laband I, 426%. Aber die 
Labandſche Meinung: dee 
die Aushändigung, d. i. bur 


durch „d. i.” verbundenen beiden 
Momente ganz veridiebene 
Dinge. Sobann bildet bie Feſt⸗ 
ftelung des zweiten Momentes 
Schwierigfeiten. Man wirb fo- 
mit das thatfählihde Moment 
des Amtsantrittes als entſchei⸗ 
dend anzufehen haben, wie Dies 
für den ae Ber ug auch durch 
ausdrückliche Vorſchrift des Ge⸗ 
ſetzes beſtimmt iſt 3 4 Abſ. 2, 
vgl. auch 8. 45 Ab}. 2). 


5. Perthes 79 ff. 


68 Bol. Berthes 80; Meyer 
424: arfeim in Gtengels 
Mörterb. I, 265 ff; Thu⸗ 
dichum 271; a. A. für ridter- 
liche Gefhäfte LabandlI, 427%; 
f. aber ©. Meyer 425%, Br. 
8. O. v. 11. Aug. 1832. 
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den mittelbaren Reichsbeamten wird der Dienſteid dem 
Landesherrn geleiſtet, jedoch in einer Faſſung, welche die 
Gehorſamspflicht gegen Kaiſer und Reich einfchließt;°? die 
Ernennung der Reichsbeamten iſt öffentlich bekannt zu 
machen, wodurch die für den Träger der Staatsgewalt er⸗ 
forderliche Legitimation bewirkt wird. 

Wie von allen Reichsbeamten die Ableiſtung des Dienft- 
eides, fo wird noch überdies von beftimmten Kategorieen 
derſelben die Leiftung einer Kaution gefordert.” Kau- 
tion und Eid von Beamten ftehen ſich begriff- 
Lich vollfommen glei: es handelt fih weder 
bier noch dort um ein Erfordernis des Amtes 
an fi, fondern nur um eine vom Geſetz ge- 
forderte Sarantieleiftung für Erfüllung der 
Amtspflichten, die nach der Natur der Sade 
vor Antritt des Amtes zu leiften iſt. Kaution 
müffen alle Beamten”? Leiften, welde Geld 


e Die Eibesformel ift feft- 
Ki nos durch kaiſ. 3. v. 29. Juni 
BL. 308), für die Kon⸗ 
fuln —* das G. 8. Nov. 
1867 (BGBl. 138) 8. y\ für bie 
Mitglieder der Verwaltung bes 
Beichöinnalibenfonba dur Gel. 
v. 23. Mai 1873 (RGOBl. 121) 
. 12; über die „mittelbaren” 
eichäbenmten saband 1, 4282. 
vom 2. Juni 1869 
(BESBL 161 ff.), betr. die Kau⸗ 
tionen der Bundesbeamten (gilt 
im ganzen 2 Reiche) mit a 
gelet v. ärz 1893 (RGEBl 
31); * Meyer 422; Har- 
[gim in Pienneß Wörterb. d. 
erw.⸗R. I, 722 ff. Dazu eine 


Heide von Spezialverorbnungen, 
beren Angabe bei Laband I, 
4291. Das Kautiondfyftem in 
Preußen feit Friedrich on 
Di. deir, —— 
v r * 
v. 25. Wär; 1873. di im 
Reiche tautionäpflichtigen Be: 
amtenklaſſen, fowie die Höhe ber 
Kautionen zu beftimmen, iſt kai⸗ 
ſerlicher, im Einvernehmen mit 
dem Bundesrat zu erlaflender 
Bere dnung anheimgegeben ($. 3 


1 Nah Laband I, 482 iſt 
bie SKautionäleiftung ein con- 
tractus pigneraticius. 

78 Über die Ausdehnung des 
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oder Geldeswert zu verwalten haben ($. 2). 
Aus dem Begriff der Kaution folgt notwendig, daß bie 
felbe vor Antritt des Amtes erlegt werden muß, Doch kann 
davon ausnahmsweiſe bispenfiert werden (8. 7); die 
Rechtswirkſamkeit der Amtshandlungen ift von der Erlegung 
der Kaution nicht abhängig. Neichsbeamte, deren Amt 
bisher kautionslos mar und durch eine neue Vorſchrift mit 
Kaution belegt wird, find für ihre Perfon von der Kautions- 
pflicht frei ($. 16, ſ. dazu jevoh 2. v. 16. Aug. 1876 
[RGBl. 179] SS. 7—9). As Kaution dürfen gegeben 
werden auf den Inhaber lautende Obligationen über 
Schulden des Reiches oder eines inzelftantes, welche 
zu ihrem Nennwerte angerecinet werben ($. 5), ſowie 
Forderungen, welde in einem Schulbbuh des Reiches 
oder eines Einzelſtaates eingetragen find (G. v. 22. März 
18983 $. 1); die Kaution ift das Haftobjelt („Fauftpfand“ 
8. 5 Abi. 2) für das Neich bezüglich der der Verwaltung 
des Beamten anvertrauten Werte ($. 10);7® biefelbe ge⸗ 
hört nicht zur etwaigen Konkursmaſſe ($. 11 Abf. 2); fie 
wird von Reichswegen aufbewahrt und nah Maßgabe ber 
im Gefeb ($. 6) aufgeftellten Grundfähe verwaltet; Forde⸗ 
rungen des Reiches auf Grund rechtskräftiger Urteile oder 
vollitredbarer Adminiftrativentfcheibungen können 1. durch 
gerichtlichen Verlauf von Kautionsobjeften geltend gemadht 
werden, 2. Durch außergerichtlihen Verlauf von folcden nur 
an der Börfe ($. 11), nicht bei einem Privatbankier. (Über 


Gedankens auf Richtbeamte ſ. RBeamtG. 8. 20. Über die An⸗ 
Laband IT, leguns von Kautionsmafſſen ©. 
18 Nach näherer Maßgabe des |v. 22. März 1893 88. 5—8. 

Landesrechtes $. 12 a1 vb. 
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Schuldbuh-Forderungn ©. v. 22. März 1893 $. 8.) 
Rüdgabe der Kaution ($. 13) bezw. des Kautionsreſtes er- 
folgt gegen Quittung bei Beendigung des Dienftverhält- 
nifies, wenn Feine Forderungen des Reiches aus bemfelben 
entftanden oder die entitandenen befriedigt find ($. 13), 
über Schuldbuch- Forderungen ©. v. 22. März 1893 8. 4. 


IV. Ber rechtliche Inhalt des Beamfenverhälfnilfen.* 
A. Pflichten. 

1. Der Beamte ift verpflichtet zur gewiſſenhaften Ver⸗ 
waltung feines Amtes nad Maßgabe von PVerfafiung, Ge- 
fe und Dienftvorfchriften ($. 10). Darin liegt insbejondere 
auch die Refidenzpflicht: zum Verlaffen des Dienftortes bedarf 
der Beamte amtlicher Erlaubnis, Urlaub genannt ($. 14),75 
ausgenommen Eintritt in den Reichstag (RB. Art. 21), 
Erfüllung gejeßlicher Pflichten als Zeuge, Sadverftändiger 
(über außergerichtlihe Gutachten $. 12), Gejchworener, 
Schöffe, Militärbienft oder Krankheit; ée in diefen Fällen 
ift nur ft nur Anzeige an die vorgeſetzte Behörde gefordert. 


74 8, Yet hierher pie — Abzug von Stellvertretungs⸗ 
örterung bei aban .|Toften findet bei Urlaub bis zu 
über indirefte Hehtsmirtungen ‚| 1!/a Monat, bei Eintritt in den 
Gönner 1% ff. Reichätog, infolge von Krankheit 

756 8. v. 2. Nov. 1874 (XGBl. nit de 
129). Dayı für gefandtfchaft- ntid. d. pr. OVG. XVI, 
liche und Konfularbeamte V. v.|399 ff. erfennt das im Tert 
23. April 1879 (RGBL. 134); | formulierte Prinzip an; ein dis⸗ 

vgl. die genaueren Angaben bei | ziplinarif) zu ahndender That- 
Laband I, 486 Über die beſtand kann aber in der Form 
Steuerpflicht am bienflihen ber Anzeige liegen, fowie darin, 
al f. ©. v. 13. Mat 1870 daß fie zu fpät erfolgte, dem⸗ 
Abſ. 8, dazu Seydel in| gemäß Teine Fürforge für Stell- 
Sicihe Ann. 1 6, 179. Ein |vertretung möglidh war. 
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2. Der Beamte ift Fraft feines Eides zu „befonderer 
Treue und Gehorſam“ (A. LR. II, 10 $. 2) gegenüber 
dem Staate verpflichtet.” Darin liegt befonders auch die 
Pflicht des Beamten zur Amtsverfchwiegenheit in Sachen 
„deren Geheimhaltung ihrer Ratur nad erforderlich ober 
von feinem Vorgeſetzten vorgefchrieben ift” ($. 11). Die 
Gehorfamspflicht gegenüber den vorgeſetzten Behörben ift 
jedoch feine abfolute, ſondern bezieht fih nur auf amt⸗ 
lide Gefhäfte, welde nicht mit Berfaffung 
und Gejegen in Widerſpruch ftehen ($. 10). 
Die Befolgung von gefegwidrigen Befehlen eines Vorge— 
fegten ift demnach unftatthaft: jeder Beamte hat die dienſt⸗ 
liche Verpflichtung, jeden ihm erteilten Befehl auf feine 
Geſetzmäßigkeit zu prüfen und ift „für die Geſetzmäßigkeit 
feiner amtliden Handlungen verantwortlih” ($. 18). 
Anbererjeit3 aber kann der Ungehorfam gegen einen dienſt⸗ 
lichen Befehl auf Grund fubjeltiv angenommener Gefeh- 
wibrigfeit für den ungehorfamen Beamten gleichfalls eine 
Haftung begrünben.”® 


77 Sehr gut hierüber LZaband|122 ff, 133; Lab and I, 489. 
I, 498® ge en abweichende An- | Zeugnis über bienftliche "Ange 
fihten, — G. Meyer 4242; Iegenheiten nur mit Genehmi- 
Ze del, Bayr. StR. III, 387; | gu gung a Dienft- 

ayer 54; Rehm 86. Aus behörhe .. 12 
ei älteren Sit. bei. die vor- Zabandl 0 Freund 
Bere onen bet im Arch. f. öff. R ı® fl; 
ren es 28 ff G. Bon —* ch. d 


l. 420 ff., 409 F. 
4954 6° —8 um 278; die 161 Bert es 120 ‚ bei. 
126 ff. Mit Recht fagt Ber- 
— Mi Mer 3 thes 127: „die Schwierigkeit 


11,12; € läßt ſich nicht durch ein Geſetz 
973; S N. 1 58, ;!bejeitigen, e8 bleibt vielmehr 
vgl. dazu Dodom, Strafprn, dem guten Geifte des Beamten⸗ 
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Über das Prüfungsrecht und die Prüfungspflicht herrſcht 
in der ſtaatsrechtlichen Litteratur ein alter Streit. 

Die Prüfung bat fi zu erſtrecken: 1. auf die Kom⸗ 
petenz der befeblenden Behörde, ſowohl in territo- 
rialer als fachlicher Beziehung; in erfterer Richtung bietet 
die Prüfung kaum erheblihe Schwierigfeiten, wohl aber 
fann der lettere Punkt unter Umſtänden fehr ſchwierig fein. 
2. Die Prüfung tft ferner zu richten auf die vorſchrifts⸗ 
mäßige Form: diefer Punkt wirb in der Regel fi ein- 
fach erledigen. 3. Enbli bat der mit dem Befehl beauf- 
tragte Beamte feine eigene Kompetenz zu prüfen, was 
gleichfalls im einzelnen Fall große Schwierigkeiten bieten 
Min. 

Die drei angegebenen, von Laband aufgeftellten all- 
gemeinen Grundfäte find zwar wertvolle Richtpunkte, bieten 
aber keineswegs eine für jeden Fall fihere Löfung Man 
wird überhaupt darauf verzichten müfjen, eine folche zu 
gewinnen: ber Beamte bat nad beftem Wiſſen und Ge 
wifjen feine Gehorfamspflidt zu erwägen und anbererjeits 
liegt die gleiche Pflicht gewifienhafter Erwägung aller im 
fonkreten Fall in Betracht kommenden Umftände eventuell 
den zur Entſcheidung berufenen Disziplinarbehörben ob. 
Das Recht der Nemonftration bei der vorgefegten Dienft- 
behörve nad Erledigung des Befehles bat der Beamte in 
jevem Falle und damit die Möglichkeit, die disziplinarifche 





ftandes überlafien, im einzelnen 


are das Richtige zu finden”; 
l, die —— Borjän bal 
































din te — inner⸗ 
der Dienſtſphäre. 
47; ferner 
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Verantwortlichkeit unter Umftänden ganz von fi abzu= 
lehnen.ꝰ0 

3. Der Beamte bat die Pflicht eines achtungswürdigen 
Verhaltens: auch durch fein außeramtliches Verhalten darf 
er das Anfehen des Staates, den er zu repräfentieren hat, 
nit ſchädigen und kann eventuell dur ſolche Schädigung 
bisziplinarifde Maßnahmen gegen ſich provozieren ($. 10).81 

4. Die Reichsbeamten dürfen ohne Genehmigung der 
oberften Reichsbehörden Feine Nebenämter führen oder Ge- 
werbe betreiben oder Nebenbeſchäftigungen, mit welchen eine 
fortlaufende Remuneration verbunden ift, annehmen, aus- 
genommen die Wahllonfuln, die nichtftändigen Mitglieder 
des Patent⸗ und des Reichöverficherungsamtes und die zeit- 
weilig in den Ruheſtand verfeßten Beamten.?? Zum Ein- 


so Auch Meyer 426 f. ge 
mwinnt keineswegs ein unzweifel- 
haft fefted Refultat. Bgl. Thu⸗ 
dich um 275 ff; Zaband 1, 
440 ff. 488 ff.; Schulze 324 ff.; 
3 0 n in Igibis 3. f. deutſch. 


der Anficht, kaiſerliche Berord- 
nungen, wenn gehörig kontra⸗ 
figniert und publiziert, müßten 
ausgeführt und angewendet wer- 
den, „jogar wenn fie Gebiete 
betreffen, die gejetlicher Regu- 
Iierung unterliegen, auch wenn 
fie ferner der Berfaflung und 
Geſetzen widerſprechen“, und ge- 
ftattet von dieſer „Regel” nur 
„Teine Ausnahmen“. 





81 Zuerſt bat da3 kanoniſche 
Recht diefen Gedanken audge- 
taltet in feiner Borfchrift über 
a8 decorum clericale, vgl. audh 
Laband I, 445 f.; f. Entſch. d. 
pr. DVS. XIV, 404 ff. über 
Berlegung diefer Pfliht durch 
politifches Verhalten. Ball. auch 
208 der * Y A 

‚u. dazu Perthes * 
Gönner 198. 

82 Bol. Thudichum 282; 
Zaband I, 4312. Die Argu- 
mentation bei Meyer 357 ift 
ein post hoc ergo propter hoc: 
nit weil beftimmte Perſonen 
feine Rebenämter führen dürfen, 
find fie Beamte, fondern weil 
je Beamte find, dürfen fte Feine 

ebenämter führen. 
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tritt in den Vorftand, Auffichts- oder Verwaltungsrat einer 
auf Erwerb gerichteten Gefellfchaft ift bie gleiche Genehmi- 
gung erforberlih, die nicht erteilt werben darf, wenn bie 
Funktion mit einer Remuneration verbunden ift ($. 16).3® 

5. Titel, Ehrenzeichen, Gefchenke, Remunerationen u. dgl. 
dürfen Reichsbeamte von auswärtigen Regierungen ober 
Herrihern nur mit faiferlider Genehmigung annehmen; 
diefe Vorfchrift bezieht ſich jedoch nur auf die unmittelbaren 
vom Kaiſer angeftellten Reichsbeamten (3. 15 Abf. 1).°% 

6. Geſchenke oder Belohnungen „in Bezug auf ihr 
Amt” dürfen Reichsbeamte nur mit Genehmigung ber 
oberften Reichsbehörde annehmen ($. 15 Abf. 2).85 

7. Den Konſens der vorgejehten Behörde zur Eingebung 
einer Ehe zu erholen, find Reichsbeamte nicht verpflichtet.°® 


B. Reechte. 

1. Die Beamten find in Bezug auf ihre amtliche Thä- 
tigleit in beſonderer Weife ſtrafrechtlich geſchützt: RSLGB. 
88. 118, 114, 196, doc) kennt unſer Strafreht das Delikt 
der Amtsehrenbeleidigung als ein felbftändiges nicht mehr.®” 

2. Die Beamten haben das ftrafredhtlih geſchützte 
(RStGB. $. 360 Nr. 8) Recht auf den mit ihrem Amt 


. Zaband I, 447 8. 3, 4. |land 262; Laband I, 5105; 
% Über bie „mittelbaren“ Schulze 38; ©. Meyer 
Neihäbenmten f. "Saband 1,|429 1°, 

87 Laband I, 473f. und bie 

gr Über das Verhältnis diefer | Lehr- u. Handbücher des Straf- 

a ae zu nr. 8.331 | rechts. Um ein „fubjeltines“ 

ſ. T bi dum Recht allerdings handelt es ſich 

29 2 be ehr. 1875 88. 38, | Hierbei nicht, fondern um ben 

3. Dazu, Hinf chius, Kom. objettinen Schuß, ber Snftitution, 
138; v. Siderer, Perfonen- ſ. D. Mayer 

Rand u.Ehef ltekung i in Deutſch⸗ 
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verbundenen Rang, Uniform und Titel.?? Eine felbftändige 
Rangorbnung der Reichabeamten befteht bis jet nicht.®? 
3. Die Beamten empfangen ihren Lebensunterhalt vom 
Staate in Form der Beſoldung („beneficium datur propter 
offhicium*);?0 der Anfprud beginnt mangel® anderweiter 
Beitimmung mit dem Tage des Amtsantrittes ($. 4 Abf. 2). 
Mit Recht wird dieſe letztere unter den Gefichtspunft ber 
Rente?! gebradt: der Staat hat diejenigen Perfonen, 
welche den Staatsdienſt zu ihrem Lebensberufe gemacht 
haben (und dies ift nah 8. 2 des RBeamtG. die zur 
Orundlage zu nehmende Regel), ftandesgemäß zu unter 
halten? und thut dies je nach Art und Wert der Dienfte 
des Einzelnen nad einem höchſt verſchieden abgeftuften 
Maßſtabe. Das „Gehalt“ wird auch bei Krankheit und in 
den Fällen, wo fein Urlaub erforderlich ift (f. oben ©. 313), 
entrichtet (8. 14); basfelbe wird monatlich oder viertel: 


88 fiber den Titel f. bie be-| diefer Stelle zu den beften Teilen 
berzigenöwerte Mahnung bei| des ganzen Wertes gebören. 


Perthes 86 f. Übereinftimmend im Grundge- 
8 Bol. die Bemerkungen von | danten mit Laband ift die 
Laband I, 4M!. von großen Geſichtspunkten be» 


% „Qui altario servit, vivere | herrſchte Entwidelung bei JIhe⸗ 
debeat de altari“, c. 16 X. dejring, Zwed im Redt I (2. A.), 
praeb. III, 5. 186 , 195 ff. Eine völlig 

91 Die Bezeihnung „Rente” |andere Anſchauung vertreten 
rührt von Gönner ©. 105, Seydel, Bayr. SIR. II, 415; 
108, der Staatödiener hat da-| Rehm 14 ff. Bol auch 
tur feinen „Rahrungsftand“”. parfeim in Stengels Wörterb. 
Laband fagt „Alimentation“,| J, 184 ff; Meves in Holgen- 
verbindet aber damit denfelben | dorffs R.sLer. LI, AR f. ag 
Sinn wie Gönner mit ber| Entid. d. OVG. IX, 36 ff., IV, 
„Rente”. 127 f.; ferner die Erörterungen 

9 vortaeug Laband I, bei Perthes 98ff,; Gönner 
477 ff., deſſen Ausführungen an | 104 ff. 


= 
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jährlich ® vorausbezahlt (85. 5, 27, 56), und es ift 
gleichgültig, ob der Beamte noch während des ganzen Beit- 
raumes wirklich im Dienft bleibt oder nicht, ausgenommen 
bei Dienftentlaffung infolge gerichtlichen oder Disziplinar- 
urteils, in welchem Falle der Beſoldungsanfpruch mit dem 
Tag der Rechtskraft des Urteils endet. Die Befoldung, 
foweit fie nur den Lebensunterhalt deckt (bis 1500 ME., 
vom Mebrbetrag "/s), ift nicht gerichtliches Exelutionzobjeft,?® 
auch nur inſoweit cebirbar, verpfändbar oder in anderer 
Weife übertragbar ($. 6), endlih auch nur infoweit Be- 
ftandteil der Konkursmaſſe (analog für Witwen- und 
Waifengelber ©. v. 20. April 1881 $. 17). Beamte, bie 
zeitweife in Ruheſtand verfeßt find, haben nur Anſpruch 
auf einen Teil des Gehaltes, das ſog. Wartegeld.?* 
Etatsmäßig angeftellte Beamte, die dauernd bienftunfähig 
geworden find, erhalten Benfion,?" wenn die Dienft- 
unfähigkeit ohne ihr Berfchulden eingetreten ift, oder wenn 
fie 10 Jahre im Reichsdienſt gewirkt oder das 65. Lebens⸗ 
jahr zurüdgelegt haben ;?® der Minbeftbetrag der Penfion 


® ©. dazu bie bei 2a band 97 Aber ben Begriff der Pen- 
* ange cit. Derorbmungen . 1 .| fton SEE Zweck im 
Oel. vom 25. Mat 1887 Ben 1,3 .; ferner Laband 
8 Bl. 194). I, 483 e; Fe 147 ff. 
u 7 hum 272 bei. 3.4.| 9 Über Berechnun ber digt 
“ CPD. 25 715, 749; Reichs- be geben ee orſchriften 
beamtengel: Dazu La⸗ 3 noch 
band I, 479. ‚v2. Fort 1 Art. I), 
” Zabend I, 483. Dasfelbe über Feldzüge ſpeziell $. 49, 
beträgt in der Regel ®« des | über biplomatifhen und onfu- 
Gehaltes, doch mit der Grenze | larifchen Dienft 8. 51, Kolonial- 
von 450— Mt. jährlich | dienft ©. 31. Mai 1887 (RGBl. 
(8. 26), ruht jedoch unter be» 211) 8. 1, ferner ergänzend zu 
en gejeglihen Boraus- | diefen Vorschriften G. v. 22. Mai 
egungen und erli — ter an« | 1893 (6Bl. 171) rt, 17. 
deren ganz (88. 29, 30). 
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ift 15/60, für jebes weitere Dienftjahr !/eo mehr bis zum 
Höchftbetrage von *F/so des Dienfteinlommens (88. 34 ff.), 
dazu RG. v. 21. April 1886 (RGEBl. 80), v. 25. Mat 
1887 (NEBL. 194), „unbeſchadet jedoch meitergehender 
Anfprüde, welche etwa vor Erlaß dieſes Geſetzes und vor 
Eintritt in den Reichsdienſt zugeftanden worven find” .?® 
Iſt die Dienftunfäbigfeit die Yolge eines im Dienfte er- 
littenen Betriebsunfalles 100 in einem reichsgeſetzlich ber 
Verſicherungspflicht unterliegenden Betriebe, fo beträgt die 
Penfion vorbehaltlich etwaiger befonderer Anſprüche, ?/s bes 
jährlihen Dienſteinkommens; ift durch den Unfall zwar 
nicht dauernde Dienftunfähigleit, wohl aber beeinträchtigte 
Erwerbsfähigkeit verurfacht, fo beträgt Die Penfion bei dem 
Ausſcheiden aus dem Dienft ebenfalls ?/s des jährlichen 
Dienfteinlommend bei völliger Erwerbsunfähigkeit für die 
Dauer derjelben; einen nad dem Maße der verbliebenen 
Erwerbsfähigkeit zu bemefjenden Bruchteil bei teilmeifer 
Erwerbsunfähigfeit. Außerdem werben nad dem Wegfall 
des Dienfteinlommens die Koften des Heilverfahrens erfekt. 
Die Befoldung (ebenfo Wartegelb) für das dem Tobes- 
monat eined etat3mäßigen Beamten folgende Duartal wird 
ald Gnadenguartal an die Witwe oder eheliche Deszendenz, 
mit Genehmigung der oberiten Reichsbehörde auch eventuell 
an andere Verwandte entrichtet (88. 7, 8, 81). 


9 Auch das Recht auf Ben-|band I, 485. Über das Ver⸗ 
fton ruht bezw. erliſcht unter hältnis dieſes Geſetzes zum Haft⸗ 
beſtimmten geſegtcen Borau „\nHictgefet v. 7. Juni 1871 bes 
—— i bes R ie * — y Ks Km 
ie Mitglieder des Reichsgeri ejeg Zeller in Hir nn. 
36. $. 180. s 1887, ‚ 


100 Gef. » vom 15. März 1886 107 —* Thudichum 274. 
(RGBl. 53) 8. 1; vgl. dazu La⸗Analog ein Gnadenmonat für 
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Für die Witwen und Waifen der Reichsbeamten hatte 
das Neichöbeamtengefeg keine Fürſorge getroffen. Durch 
das NG. v. 20. April 1881 (RGBL. 85) war diefe Lücke 
zwar ausgefüllt worden, jedoch derart, daß die erforderlichen 
Summen dur Beiträge der Beamten felbft befchafft wer- 
den mußten; durh ©. v. 5. März 1888 (RGEBl. 65) 
find nunmehr auch diefe Beiträge aufgehoben und Damit 
die gefegliche Fürforge für Witwen und Waifen von Be- 
amten lediglich auf die Reichzfafje übernommen.!%? Dem⸗ 
gemäß gelten jetzt folgende Vorfchriften: 

a. Gejeglihen Anſpruch ios auf Witmenpenfion und 
Waiſengelder für ebelihe oder durch nachfolgende Ehe 
legitimierte Kinder haben a) die mit Gehalt oder Warte- 
geld angejtellten penfionsberechtigten Beamten, b) Beamte, 
welche eine lebenslängliche Penfion aus der Reichskaſſe 
beziehen, c) die Reichsbanfbeamten,!°* nicht aber die nur 
nebenamtlih im Reichsdienſt thätigen Perſonen. 

b. Die Witmenpenfion beträgt !/a derjenigen Penfion, 
zu welcher der Beamte nad Maßgabe de ©. v. 21. April 
1886 am Todestage berechtigt gemejen wäre, jedoch min- 
deitend 160, höchitend 1600 ME. (befondere Vorfchriften 
über Altersunterfhied und Eheſchließungen zum Zweck der 
Erſchleichung der Penfion in 88. 12 u. 13); das Waifen- 


Benfionen gemäß —* G.| 19% fiber one Be- 
v. 25. Mai 1887 (XGBl. ‚iss willi Uigung 5 14 

108 S. Laband I, 486f., uni 1881 
wie den Kommentar von T ju ⸗ Gonn 17, 2. &. Suni 1886 
dichum in Hirths Ann. 1881, |(RGBL. 203), v. 18. März 1888 
551 ff., Bollgugsvorfgriften v.|(RGBL. 80). 
25. Mai 1881 ım CBL. 188. 

Zorn, Staatöredt I. 2. Aufl. 21 
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geld beträgt bei Lebzeiten der Witwe für jedes Kind !is, 
für Doppelwaifen !/s der Witwenpenfion,; Witmenpenfion 
und Waifengelver zufammen dürfen jedoch höchſtens bis 
auf den Benfionsbetrag des Beamten felbft anfteigen. Die 
Zahlung beginnt mit Ablauf des Gnadenmonates bezw. 
Gnadenquartales und erfolgt monatlih durch Borauszah- 
lung. Der Empfangsberecdhtigte wird durch die oberfte bezw. 
höhere Reichsbehörde bejtimmt. 

c. Der Anſpruch erlifcht mit dem Ablauf des Monats 
der Wiederverehelichung der Witwe ober Berheiratung der 
Waiſe, ſowie Vollendung des 18. Lebensjahres der Waifen ; 
er rubt bei Berluft der deutſchen Staatsangehörigfeit. 

d. Eine befondere Regelung ift erfolgt für Todesfälle 
infolge von Betrieböunfällen 10° im Betriebe einer reichs⸗ 
gefeglih dem Unfallverficherungszwang unterliegenden Be⸗ 
Thäftigung. Bei derartigen Todesfällen wird, fofern nicht 
ein Gnadenquartal oder Gnadenmonat zufteht, ein Sterbe⸗ 
geld im DBetrage des einmonatliden Dieniteinfommens, 
mindeftens jedoch 30 Mark bezahlt; die Witwenrente be- 
trägt 20 %/0 bes Dienfteinfommens, jedoch mindeitens 160, 
höchſtens 1600 ME.; das Waiſengeld ®/s der Witmwenrente 
für jedes Kind bis zum vollendeten 18. Lebensjahre oder 
ber Verbeiratung ; Doppelwaiſen erhalten die volle Witwen- 
rente; Afcendenten, wenn ber DVerftorbene ihr einziger Er- 
nährer war, erhalten bis zum Tod oder Wegfall der Be- 
dürftigfeit 20 %/o des Dienſteinkommens des Berftorbenen ; 
der Höchjitbetrag der gefamten Rente für Witwe und 
Waiſen beträgt 60 9/0 des Dienſteinkommens; ift die Ehe 


1056 9.9.15. März 1886(RGBl. Jin 8. 3, über die Anmeldung 
53) $. 2, dazu die Modifilation |des Unfalls 8. 6. 
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erft nah dem Unfall gefchlofien, fo fällt die Rente weg 
(88. 2 Abf. 2), ebenfo wenn der Unfall vorfäglih ober 
durch ein Verſchulden herbeigeführt if, megen beflen auf 
Dienftentlaffung erfannt werden kann ($. 5). — 

Der Anfprud auf die Befoldung und die Dienftemolu- 
mente ift durch pofitive Recht3vorjchrift privatrechtlich ge- 
ſchützt (88. 149 ff.).os Jedoch dürfen die Gerichte erft an- 
gerufen werden, wenn zuvor Der Inſtanzenzug des betref- 
fenden Reſſorts vergeblid durchgemacht wurde; die Frift 
für Anrufung der Gerichte — die erſte Inſtanz iſt das 
Zandgeriht — beträgt 6 Monate vom Zeitpunlte des ab- 
meifenden Bejcheides der oberſten Refjortbehörde.17” In 
zweiter und leßter Inſtanz entjcheidet derartige Streitig- 
feiten zwiſchen Beamten und Fisfus das Neichsgericht 
($. 152). Die Revifion ift in jevem Falle ohne Rüdficht 
auf den Streitwert zuläſſig. An die Entjcheidungen der 
Verwaltungs: und Disziplinarbehörden über das Dienit- 
verhältnig (Berfegung in Ruheſtand, Amtsentjebung u. ſ. f.) 
ift der Civilrichter gebunden (8. 155). 108 


106 Meyer 283; Laband IT, 
470 mit Recht gegen die Be- 
bauptung: dadurch werde das 
Rechtöverhältnig ein aus Civil⸗ 
und Öffentl. Recht „gemifchtes”. 
Sarmwey, dad Öff. R. u. die 
Bermwaltungsgerichtöbarkeit 321. 
Der Gegenitand ift vielumftritten. 
Sehr gut darüber Wach, Civils 
prozeß I, 95 ff., dem volllommen 
beizuftimmen ift: „es ift durch⸗ 
weg der Staatszweck, das 
Staatsintereffe, welches das ge- 
famte Verhältnis dominiert; es 
ift unzuläffig, dasſelbe mit Zer- 


ftörung feiner organiſchen Ein- 
beit in zwei, wenn aud) fonnere, 
verfchiedenartige Rechtsverhält- 
niſſe zu zerlegen.“ Auf dieler 
letzteren Untericheidung beruhen 
beionders die Ausführungen von 
Perthes 93 ff., 146 ff. 
107 UÜber BVerluft des Klage: 
rechtes in den Fällen des $. 
bei nicht friftzeitig einge egter 
Beſchwerde an die oberfte Reichs⸗ 
behörde ſ. G. v. 25. Mai 1887 
(RGEBl. 194). 
108 Laband J, 4925 und die 
dort cit. Entſch. d. Reichsgerichts. 
21* 
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Barauslagen find dem Beamten zu erfeßen: es gefchieht 
dies in verfchiedener Weife je nach Art der Ämter wie nad 
Art der gemachten Auslagen (Diäten, Fuhrkoſten, Bureau- 
foften, Repräſentationsgelder, Umzugsfoften u. dgl.).1® 

Endlih werden noch unter befonderen Berbhältnifjen 
Funktionzzulagen, Manlogelder, Remunerationen gewährt. 

Die Berechnung der Penfion erfolgt nur auf Grund 
des eigentlihen Dienſteinkommens, wozu der Wohnungs⸗ 
geldzuſchuß (SS. 1, 4 ff.) prinzipiell gehört.119 

Dienftwohnungen bilden einen Beitandteil des Gehaltes ; 
für die Berechnung der von ſolchen zu erhebenden Miets⸗ 
feuer!!! erging eine gejegliche Spezialvorfhrift dahin, daß 
der Wert der Wohnung nit mit mehr ala 15 %o des 


Bargehaltes angerechnet werben darf. 
4. Die allgemeine Staatöbürgerpflict der Übernahme 
von Gejchworenen- und Schöffendienft ift für Beamte ge- 


109 Hierüber find auf Grund 
von $. 18 des Gef. viele Spe- 
zialverordnungen erlafjen und 
teil im RGEBl., teil im CBl. 
publiziert worden. Bgl. aud 
Laband I, 474 ff. Die Grund- 
lage bildet die K. V. v. 21. Juni 
8 5 (RGBl. 249), ferner 

Juni 1873 (RGEBl. 169), 

3. ger 1874 (XGBl. 13), dazu 
v. v. 19. Nov. 1879 (RGBl. 
313), für Militär- und Marine- A 
beamte v. 20. Mai 1880 (RGBl. 
113) und 16. Gebr. 1891 (RGDBL. 
16), für gelanbtigaftlißie und | © 
Konfularbeamte 2. v. April 
1879 (RGEBl. 127); ferner bie 
bei Zaband I, 475%, 4771 an⸗ 
gegebenen weiteren Verord⸗ 
nungen. 


10 RG. v. 80. Juni 1878 
(RGBl. 166) u. v. 28. Mat 1887 
(RGBl. 159), unter Aufhebung 
der früheren Gefege und Ber- 
ordnungen. Danach ftuft ſich 
der Wohnungsgeldzufhuß für 
etatömäßig angeftellte befoldete 
Beamte mit Dienftfig in Deutſch⸗ 
land nad) fünf Rang- und eben- 
foviel Ortsklaſſen, dazu noch als 
befondere Ortöflaffe Berlin, ab. 

Ausführlid über bie —5* — 
Natur des Wohnun egewdan 
Guße Laband |, beſ. 
. 482 über bie bofitinreie 
lihen Einfchräntungen bes 
Grundfaßes, daß der Wohnungd- 
geldzuſchuß als Gehalt gilt 

1 Gef. vom 31. Mai 1881 
RSBL 99). 
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ſetzlich modifiziert; 112 auch fonft finden ſich in der Spezial» 
gejeßgebung ſowohl des Reiches als der Einzelftaaten mehr- 
fach Vorſchriften analoger Art. 


V. Bie Rechtsfolgen der Pflichfverlegung (88. 72 fj.).t3 
Diefelben fönnen begründet fein im Strafrecht, im 
Privatrecht oder ausſchließlich im Staatsrecht. 


a) Die ſtrafrechtlichen Folgen.!!* 

Das Strafgeſetzbuch handelt im 28. Abfchn. des zweiten 
Teiles Speziell von „VBerbreden und Vergehen im Amte“. 
An ſich beruht diefer Abſchnitt auf der Baſis des Staats⸗ 
rechtes: Angefichtd der unausgetragenen ſtaatsrechtlichen 
Kontroverfen über die Begriffe Amt und Beamter wurde 
e3 jedoch für notwendig erachtet, den letteren Begriff „im 
Sinne des Strafgefeßes" zu definieren; der ſtrafrechtliche 
Beamtenbegriff det ſich nicht vollftändig mit dem jtaats- 
rechtlichen (ſ. oben S. 801°); eine ſtrafrechtliche Verant⸗ 
wortlichkeit der Beamten beſteht nur, ſoweit poſitive ſtraf⸗ 
geſetzliche Normen die Grundlage für eine ſolche bieten.!15 

Man unterjcheivet eigentlihe und uneigentlihe Amt3- 
delikte, je nachdem eine Handlung überhaupt nur dann be- 
ftraft wird, wenn fie „im Amte“ begangen wurde ober 
in dieſem Falle nur höher als gewöhnlich beftraft wird. 

Die Spezialbetradhtung diefer Delikte gehört dem Straf- 
recht an.!!® 


112 RBeamtG. $. 25, dazu Amtsverbrechen (1870), geder 
206 A m: —— — im Gerichtsſaal Bd. XXXI. 
aban 
114 &, bie Lehr-u. Hanbbüger Laband I, 448. 
des Strafrechts, ferner Zuder, | 116 Bel.auhLaband I, 448ff. 
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b) Die privatredtlihen Folgen.” 

Die Pflichtverlegung eines Beamten Tann dann einen 
im Wege des Civilrechtes verfolgbaren Schadenserſatzanſpruch 
begründen, wenn durch diefelbe eine Vermögensbeſchädigung, 
fei eö dem Fiskus, fei e8 einem Dritten gegenüber, berbei- 
geführt ift (A. IR. II, 10 88. 88, 89). Die Beamten 
haften nach Analogie der Grundfäge über das Mandat fo= 
wohl dem Fisfus ald jedem Dritten gegenüber, gleichgültig 
ob Abficht oder Irrtum oder Mangel an Sorgfalt !!8 vor⸗ 
liegt, „megen Überfchreitung ihrer amtlichen Befugnifle 
oder pflichtwibriger Unterlaſſung von Amtshandlungen“ 
($. 154). Die privatrectliche Haftung ift unabhängig 
von dem etwa eingeleiteten Disziplinarverfahren und unter- 
liegt nur der Entſcheidung durch die Civilgerichte ($. 79). 
Auh dann, wenn ein Disziplinarverfahren gegen einen 
Beamten wegen Nichterfüllung oder nicht ordentlicher Er- 
fülung feiner Pflichten eingeleitet wurde, fann doch aus 
dem nämlichen Thatbeftande fih noch eine privatrechtlicdhe 
Haftung ergeben.!? Berufung auf einen Befehl der vor- 
geſetzten Behörde giebt feine Befreiung, wenn Gefegwidrig- 
feiten in Frage find, mohl aber dann, wenn Mangel an 


— 


17 Meyer 8. 149; Laband Handlungen der Beamten — 


I, 454 ff.; Lönin Verw.⸗R. —A im Arch. f. öff. R 
1961; Verthes 135 ff.; Sar- .; Pilot in Ann. 1888, 
wey, das Öff. R. ıc. 157 f.; 254 ; Meyer, Lehrb. 





Jehüpet, Syſtem d. ſubj. öff. 

. 232. Über die vermögens- 
etliche Haftung des Staates 
für Berfehen feiner Beamten 
befonderd die Monographie von 
E. Löning, die Haftung des 
Staated aus rechtswidrigen 


4975; —— d. RG. i. Civil⸗ 

ſachen XI, 206 ff. (verneinend); 

Oel der teren Litteratur Ber- 

thes 1 

118 jher „tehnifhe Fehler“ 

f. Laband I, 456 f. beſ. N. 3. 
119 Saband I, 470 ebenfo. 
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Sorgfalt oder techniſche Fehler die Vorausfegung des An- 
ſpruchs bilden.2° In höchſter Inſtanz — erfte Inftanz ift 
das Landgericht — entſcheidet das Neichögericht über die 
Schadenderfagpfliht von Beamten ($. 154). 

Neben diefen allgemeinen, prinzipiell dem Civilrecht 121 
angehörenden Säten beitimmt das Reichsbeamtengeſetz 
(88. 134—148) noch Speziell über die Erfabpflicht bei 
„Defekten“, d. i.: wenn „der thatſächliche Beitand einer 
Kaffe oder eines Magazins geringer ift ala der Sollbeitand“, 
ohne daß notwendig der Thatbeitand der Unterfchlagung 
darin läge. Die vorgefehte „höhere” Behörde entfcheidet 
in vollftredbarer Weife über den Betrag des Defektes und 
den erfaßpflichtigen Beamten ($$. 134 ff.), jedoch fteht dem 
betroffenen Beamten biergegen, jomohl bezüglich der Erſatz⸗ 
verbindlichfeit als des Betrages außer der Beſchwerde im 
Inſtanzenzug noch der Rechtsweg frei ($. 144).12? Die 
reichörechtlihe Regelung diejer Materie erfolgte ganz nad) 
der preuß. V. v. 24. Januar 1844. Oberſte richterliche 
Inſtanz ift das Reichsgericht (8. 152). 


c) Staatsrehtlihe Folgen.'? 
Für den Fall, daß weder ein im eigentlichen Sinne 
des Wortes ftrafrechtliher noch ein privatrechtlicher That- 
beſtand in einer Pflichtverletzung liegt, kann doch im enge⸗ 


180 Val. hierher die interef- lbs r eim in Stengeld Wörterb. I, 
fanten Borfchriften A. ER. I, 


$$. 45, 58, bayı Berthes 1S5ff 1! Laband I, 462 ff. u. die - 


121 Bol. über die Verſchieden- dort N. 2 zitierte ftaat3- und 
beit der im Reich hierüber gel» Beyer, de gitteratur; ©. 
tenden Orundfäge Laband ], Meder, ar 429 ff, Ann. 
457. 1876, 6 er dis ‚Bern. 

123 Laband J, 458 ff.; Har- | R. TR; Ndanner 13 
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ren Rahmen des für Beamte geltenden Spezialvechtes ein 
ftrafbarer Thatbeitand gegeben fein; ebenfo fann neben 
dem ſtrafrechtlichen oder privatrechtlichen noch ein ſtaats⸗ 
rechtlihes Einfchreiten erfolgen. 

Neben dem Kriminalftrafreht, welches bereits Tpegielle 
Beftimmungen über Amtsdelikte enthält, beiteht noch das 
befondere Disziplinarreht für Beamte. Dieſes fällt 
prinzipiell unter den Begriff des Strafredhtes: es ift von 
leßterem nicht der Art, fondern nur dem Grabe nad !?* 
verchieden.15° Melde Amtsdelikte im Strafgefegbud, 
welde in der Disziplinarordnung zu behandeln feien, er- 
giebt fih nicht aus inneren prinzipiellen, fondern nur aus 
äußeren Gründen. Die Disziplinargemwalt ift 
nicht „Zwang zur Erfüllung der Dienjtpflict” 12 


1% Darum ift eine Unter: | Bayr. StR. III, 478 ff.; Har⸗ 





ſcheidung und Gegenüberftellung 
reht wohl möglid, was La⸗ 
band I, 4622 für unmöglid) zu 
halten jcheint. 

135 Iibereinftimmend Meyer, 
xehrb. 8. 148; v. Pözl im 
Staatswörterbuch IXx ©. 696; 
Hugo Meyer, Lehrb. d. Straf. 
rechtes $. 204, ſowie die bei 
Laband zitierte Friminaliftifche 
Zitteratur. Es iſt Died eine 
der am meiften umftrittenen Ma⸗ 
terien des Staatsrechts. Die 
neueften Unterſuchungen find 
von Binding bei Gründut II, 
684 ff.; Heder im Gerichtsſaal 
XXXI, 481 ff.; Rehm in Hirths 
Ann. 1885, 191 ff.; v. Liszt 
in v. Holtzendorffs R.⸗Lex. II, 
966ff.; v. Bar, Handb. d. Straf⸗ 
rechts I, 8. 111; Seydel, 


ſeim in Stengels Wörterb. L, 
67 ff., 267 ff. 

136 So Laband I, 462 fi. 
Bol. jeboh Laband II, 167 
1. Aufl.), mo der richtige Ge- 
ſichtspunkt hinſichtlich des Mili« 
tärftrafgefegbuches und ber Mili- 
tärdisziplinarordnung („gleich» 
fam ein zweites Strafgejekbudh 
für leichtere Fälle“) zum Aus⸗ 
drud gelangt ift. Übereinft. jegt 
bei. Hecker, Lehrb. d. Militär- 
ftrafredts $. 3, ferner die bei 
Zaband I, 4631 angeführten 
Schriftfteler. Die gegen obige 
Bemerkung gerichtete NR. 1. ©. 
464 der 2. Aufl.: „im Gegen- 
faße zu den Disziplinarvorſchrif⸗ 
ten für Beamte ift die Diszi⸗ 
plinarftrafordnung für das Heer 
ein wirkliches Militärftrafgejek- 


— 
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(fo Zaband in der 1. Aufl.; in der zweiten: „Mittel 
zur Erhaltung der Zudt und Ordnung innerhalb des 
Dienftverhältnifjeg und zur Sicherung der Erfüllung der 
Dienftpflihten”), ſondern Strafgemalt wegen Ver- 
legung der Dienftpflidt. „Ein Reichsbeamter, wel- 
cher die ihm obliegenden Pflichten ($. 10) verlegt, be- 
geht ein Dienftvergehen und bat die Disziplinarbe- 
ftrafung verwirkt” ($. 72). Zwangsmittel zur Erfüllung 
der Dienſtpflicht kennt das Reichsſtaatsrecht nicht.” Wenn 
ein Teil diefer Verlegungen wegen ihrer befonveren Schwere 
und allgemeinen Beziehung in das allgemeine Strafgefeh- 
buch aufgenommen wurde, fo ift dies doch unter dem gene- 
rellen Vorbehalt gejchehen, daß die felbftändige Würdigung 
des Thatbeitandes unter dem fpezififch amtlichen Geſichts⸗ 
punft vorbehalten bleibe: darin liegt fein Verſtoß gegen 
das ftrafrechtlide Grundprinzip „ne bis in idem“, fondern 
nur eine aus Smwedmäßigfeitsgründen beliebte Teilung der 
Kognition über einen und denfelben Thatbeftand durch 
zwei verfchiedene Inſtanzen unter zwei bejonderen Geſichts⸗ 
puntten.!?? 


AR ift doch eine willfürlidhe | „Zwangsmittel“ dieſer Art, 
Behauptung S. auch Yellt« kombiniert alfo die beiben Ge- 
net, Syitem d. fubj. öff. Rechte | fihtöpuntte; andere Geſetzgebun⸗ 
©. 508 I. der energifch mwider- | gen fehen Zwangsmittel vor, |. 
ftreitet, DaB die Disziplinarge- |Xöning, Verm.-R. 130 f. 
walt „Herrſchergewalt“ ei.| 138 Der Gedanfe rührt aus 
Löning, Verw.R. 127%. Ganz|dem kanoniſchen Recht, mo er 
fibereinjtimmend mit der Auf- —* Ausprägung in der Unter⸗ 
fafſung des —5 jetzt daS pr. | ſcheidung zwiſchen forum ex- 
OVG. Entf. XXL, 445 („Spe-|ternum und f. internum gefun- 
sialftrafrecht für Beamte”). den bat, vgl. Hinſchius, Syit. 
197 Schulze 330f. erflärt|d. SKirchenrehtes I, 163 v: 
Arreft und Gelvftrafen als Scherer, Handb. d. KR. LT, 
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Disziplinarifches Einfchreiten kann als Folge der Ver- 
legung einer jeden Amtöverpflichtung 12° vorfommen. Die 
Disziplinarftrafen find entweder fog. Drbnungsftrafen oder 
Entfernung aus dem Amte. Erftere find: Warnung, Ver⸗ 
weis, Geldftrafe ($. 74). Warnung und Verweis kann 
jeder Vorgeſetzte erteilen (8. 80—82). Gelpftrafen bis 
zu 9 ME. können die Vorfteher von Behörden, big 30 Mt. 
die der oberften Reichſsbehörde unmittelbar untergeordneten 
Behörden, von über 30 ME, nur die oberfte Reichsbehörde 
verhängen: dieſelben dürfen bei unbefoldeten Beamten den 
Betrag von 90 Mf., bei befolveten Beamten den Betrag 
des einmonatlihen Dienfteinfommen® nicht überfteigen 
(88. 74, 81). Ordnungsſtrafen (88. 82, 83) werden durd 
einfache Vermaltungsverfügung, die jedoch mit Gründen 
zu verfehen ift, verhängt; dagegen iſt Beſchwerde an die 
vorgejehte Behörde geftattet. 

Die Entfernung au3 dem Amt ift entweder Strafver- 
fegung mit gleichen Rang aber geringeren (bis zu 1/s) 
Einfünften; eine ſolche kann durch die oberfte Reichsbehörde 
verfügt werden ($. 75 Abf. 1);’?° oder Dienftentlafiung 
26 "Gin analoges Verhältnis | Töning, Bermdt. 180 (she 


liegt vor, wenn derjelbe That- | grifflid” voneinander unabhän- 
beflanb unter verfchiedenen Ge⸗ gig”). Eine vortrefflidhe Unter» 
fiht3punften vom Civil- und 





vom Verwaltungsgericht zu be- 
handeln ift; f. hierher Sarwey, 
d. öff. R. ꝛc. . nad La⸗ 
band I, 465 liegt kein Verſtoß 
gegen das ſtrafrechtliche Prinzip 
ne bis in idem“ vor, weil die 
Disziplinarftrafe feinen ftraf- 
rehtlihen Charakter bat, Ton- 
dern „an Stelle der Kontrakt⸗ 


uchung der Frage in Entſch. d. 
pr. DR. ar 438 ff. 

199 S. dazu die kaſuiſtiſche 
Entwidlung beilaband I, 466. 

180 Richter können gegen ihren 
Willen nur kraft ricdterlicher 
Entfeidung, die nur auf ge- 
jeglichen Gründen beruhen kann, 
verfegt werden: GVG. 8. 8. 
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mit Verluft des Titels, Ranges und Penfionsanſpruches bezw. 
eines Teiles desſelben. Dienftentlaffung (83. 75 Abf. 2, 
84 ff.) Tann nur auf Grund eines Ürteile® der Dis- 
ziplinarfammer erfolgen, gegen welches Berufung 
(88. 111 ff.) an den Disziplinarhof in Xeipzig fo- 
wohl dem Beamten als dem Staatsanwalt freifteht ($. 110). 
Zuftändig ift die Disziplinarlammer des dienftlihen Wohn- 
jiges, für die im Auslande domizilierten Beamten diejenige 
zu Potsdam ($. 88, dazu jedoch $. 90 u. ©. v. 5. Nov. 
1874 [R6Bl. 128] für die Beamten der Eifenbahnver- 
waltung), für die einftweilig in den Ruheſtand verfegten 
diejenige des lebten dienſtlichen Wohnfitzes ($. 119). 

Jede Disziplinarlammer befteht aus 7 Mitgliedern und 
entfcheivet im einzelnen Fall ala Kollegium von 5 Mit- 
gliedern, von melden der BVorfitende und 2 Beifiger 
Richter fein müflen ($. 89). Der Disziplinarhof (8. 91) 
befteht aus 11 Mitgliedern, nämlid 4 Bevollmädtigten 
zum Bundesrat und 6 Mitgliedern des Neichögerichtes, 
darunter der Präfivent; der Disziplinarhof entfcheidet im 
einzelnen Fall ala Kollegium von 7 Mitgliedern, von wel- 
chen der Borfigende und 8 Beifiger Richter fein müfjen !®' 
(ſ. auch oben ©. 283); die Mitglieder werben vom Bundes- 
rat gewählt und vom Saifer ernannt ($. 98). 

Die oberfte Neichsbehörde läßt die Vorunterſuchung 
(88. 94 ff.) durchführen und befchließt auf Grund der Vor⸗ 


181 Die Site der Disziplinar- | Bezirke erging kaiſ. V. v. 11. Juli 
fammern wurden erftmalig durch | 1873 (RGEBl. 293); Regulativ 
8. 87 des Geſetzes (28) beitimmt, | für die Disziplinarfammern v. 
dazu V. v. 7. Jan. 1874 (RGBL. | Dez. 1873 (CB. 390), gemäß 
3). Über die Abgrenzung der 88. 88, 9. 
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unterfuhungsalten entweder Einjtellung des Verfahrens, 
Berhängung einer Orbnungäftrafe oder Abgabe der Sache 
an die Disziplinarfammer (88. 84, 85, 98); lehtere ver- 
handelt regelmäßig in kontradiktoriſchem Verfahren (88.104 ff.) 
in öffentliher Sigung ($$. 101—108). Verhaftung, vor- 
läufige Feftnahme oder Vorführung des Angefhuldigten ıft 
unzuläffig ($. 94 Abf. 2, dazu $. 102). Der Kaifer fann 
alle Disziplinarftrafen mildern oder erlaflen, aud für Die 
mittelbaren Reichsbeamten ($. 118). Der Dienftentlafiung 
fann fih ein Beamter dadurch entziehen, daß er vor Be- 
endigung des Verfahrens feine Entlaffung mit Verzicht auf 
Titel, Gehalt und Penſionsanſpruch beantragt und erhält 
(8. 75 vb. 100).182 Disziplinarftrafen find ftets mit 
Rückſicht auf die „gefamte Führung“ des Beamten aus- 
zumefien ($. 76). Die Disziplinarfammer Tann aud eine 
Ordnungsſtrafe verhängen ($. 108 Abf. 3). 

Die Mitglieder des Reichsgerichtes, des Bundesamtes 
für Heimatsweſen, des NReichgrechnungshofes, ſowie die Mi- 
litärjuftizbeamten unterliegen nicht der Disziplinargemalt 
der Disziplinarfammern ($. 158), die Mitgliever des 
Reichägerichtes vielmehr nur derjenigen ihres Plenums, 
deſſen Entfcheidung nur auf Entlafjung lauten fann, wenn 
der betr. Beamte megen einer entehrenden Handlung zu 
einer Strafe überhaupt, oder wegen irgend einer Handlung 
zu einer Strafe von längerer als einjähriger Dauer ver: 


188 Thudihum 810, 321; punkt des NBeamt.G. rechtfer⸗ 
Zaband I, 453 f.: Löning, tigt fihö daraus, daß Die ganze 
Berw.-R. 132. Die Gefek- | Disziplinargemalt nur ben Zweck 
ebungen find in Ordnung dieſes yet, Ordnung innerhalb des 
Bunttes verfhieden; der Stand- | Beamtenftandes zu halten. 
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urteilt wurde (GVG. 8. 128), die Militärbeamten derjeni- 
gen beſonders zu bildender Militärbisziplinarfommiffionen.2® 
Die für die Mitglieder des Reichsgerichtes geltenden Be⸗ 
ftimmungen find analog auf die Mitglieder des Bundes⸗ 
amtes für Heimatsweſen anzumenden. 

Iſt gegen einen Beamten ein Strafverfahren auf Grund 
des Strafgefegbuches eingeleitet, fo muß mit Einleitung 
oder Weiterführung des Disziplinarverfahrene bis nad Er- 
ledigung des eriteren gewartet werden ($. 77): 194 Frei⸗ 
fprehung durch das Strafgeriht fchließt die Einleitung 
eines Disziplinarverfahrend nicht aus ($. 78); die Dis- 
ziplinarbehörbe ift jedoch ald an den vom Gtrafrichter feſt⸗ 
geftellten Thatbeftand gebunden zu erachten 120 und bat den- 
felben lediglich unter dem fpezififch amtlichen Gefichtspunft 
— „an fih und ohne ihre Beziehung zu dem gefetlichen 
Thatbeftande der ftrafbaren Handlung, melde den Gegen- 
ftand der Unterſuchung bildete” — zu würdigen. Die 
oberfte Reichsbehörde hat überdies auch nach erfolgter ge- 
richtlider Verurteilung noch die Möglichkeit, ein Diszipli- 
narverfahren einzuleiten, wenn jene nicht den Verluft des 
Amtes einfchliegt (StGB. 88. 33, 35).18° 


188 Die befonderen Borfchrif-|f. d. Deutſche Neid 1874, ©. 
ten über Die „ausfchließlich unter | 174. N. A. ein Beſchluß v. pr. 
Vilitarbefehlshabern ſebendey Staatsminiſteriums v. 28. Närz 
Militär heanıten” & 120—123.| 1891 (M.Bl. d. inn. Berw. 

Über die Gründe dieſer S. 134). 
——— zoriarift ſ. Entf. | 18 Dhudichum 311. Sehr 
abweichender Anſi über das 

u Eben S Kabanb I, 469. | Verhältnis von iplinar- u. 
Entſch. DVG. (in ein- aa alverieheen je Laband 
—5 —* Begrün⸗1J, 468 f. Jellinek, Syitem d. 
ung) XXII ff.; Entſch. d. | fubj. öff. R. 107: „beibe Straf⸗ 
Disziplinarhofes im GentralbL berechtigungen [aufen nebenein- 


= 
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VL Beränderung und Beendigung des Dienfiverhälfnilfes. 


Die Beendigung des Dienftes kann entweder in der 
Weife vorfommen, daß fie nur auf das fpezielle Amt ſich 
bezieht oder ſie kann generell fein: im erfteren Fall bleiben 
die allgemeinen Rechte und Bflichten beftehen, und es ruht 
nur die Amtsausübung, im legteren Falle hören vie 
Amtsausübung ſowie alle Rechte und Pflichten juriſtiſch auf. 


1. Das Ruben der Dienftpflidt.1# 


a) Ein Beamter fann zur Dispofition geftellt 
werden. Die einftweilige Verfegung in den Ruheſtand ift 
ein der Natur der Sache nah ganz ausnahmsweiſes und 
vorübergehendes Verhältnis, in welchem der Beamte Fein 
Amt zu verwalten hat; für das grundjägliche Verhältnig 
zwifhen Amt und Beamten dürfen aus diefer Singularität 
feine Schlußfolgerungen gezogen werben.??? Die Amts- 
rechte und Amtspflichten, lettere ausgenommen die Ber: 
mwaltung eines befonderen Amtes, beftehen in diefem alle 
fort, nur kann die Beſoldung verringert werden (Wartegeld 
$. 26), andererfeit3 aber fann es auch vorlommen, daß in 
diefem Falle bejondere Entſchädigung gegeben mwirb.'2® 
Beamte zur Dispofition unterftehen der Disziplinargemalt 
nah Maßgabe des lebten dienftlihen Wohnfites ($. 119); 
fie müfjen jederzeit ein ihrer Berufsbildung entſprechendes 
andere? Amt, zu welchem fie berufen werben, übernehmen 


ander ber, weil fie auf verfchie-| Hauptargument für feine Theo⸗ 
benem Rechtsgrund beruhen.” |rie von dem grundfäßlicden 
187 Meyer $. 154; Laband | Unterfchied zwiſchen Staatsamt 
I, 495 ff. und Staatsdienft fieht. 
188 Anders Laband I, 493f.,| 139 Meyer, Lehrb. 397. 
der in diefem Verhältnis ein 
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($. 28). Generell ift ihnen die Annahme von Nebenämtern 
und der Betrieb von Gemerben geftattet (8. 16 Abf. 3). 
Beamte müſſen fich jederzeit gefallen laſſen, zur Dispofition 
gejtellt zu werben, wenn ihr Amt infolge einer „Umbildung 
der Reichsbehörden“ aufgehoben wird ($. 24). Außerdem 
ift das Gleiche ganz allgemein dem Kaifer vorbehalten für 
Beamte, „bei melden eine fortvauernde Übereinftimmung 
in prinzipiellen Anfichten mit der leitenden Autorität not- 
wendig iſt“,140 nämlih: 1. dem Neichsfanzler, 2. den 
Chefs, 3. Direktoren und Abteilungsvorftänden der Central: 
vermaltungsbehörden, 4. den vortragenden Räten und etatö- 
mäßigen Hilfsarbeitern im ausmärtigen Amt, 5. den Mi- 
Ittär- und Warine-$ntendanten, 6. dem diplomatifchen 
Perfonal, 7. den Konfuln ($. 25),1*! 8. dem Oberreichs⸗ 
anwalt und den Reichsanwälten (GVG. 8. 150), 9. den 
Gouverneuren, Kommifjaren und Kanzlern der beutfchen 
Schutzgebiete (©. v. 31. Mai 1887 8. 2), 10. gewiſſen 
Kategorieen elfaß-lothringifcher Beamten. 

b) Ein Beamter fann fufpendiert werden: 142 ein: 
mal fraft gefeßlicher Vorſchrift im Falle der Verhaftung 
auf Grund eines gerichtlichen Strafverfahrens, jodann kraft 
gerichtlichen oder Disziplinarurteild, das auf Amtsverluft 
lautet, aber noch nit die Rechtskraft befchritten hat 


140 Das Geſetz nennt nur die | Tert gegebene Interpretation, 
Chefs des Innern, Auswärtigen, | dem Sinn des Geſetzes ent- 
der Abmiralität, dazu fügt das | Spricht, dürfte nicht zu bezweifeln 
©. v. 27. Juni 1873 $. 2 den | fein; jedenfalls aber empfiehlt es 
Vorſitzenden des Reichseiſen⸗ | fich, dies gefeglich zu fixieren. 
bahnamtes. Daß nad Ausweis | ?*ı Thudichum 289. 

der im Tert citierten Worte ver | 1 Laband I, 49 ff.; ©. 
Motive die ausdehnende, im Meyer 450 ff. 
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(8. 125); endlih durch Verfügung der Gentralftelle des 
Reſſorts infolge der Einleitung eines gerichtlichen Verfah⸗ 
ven? ober Abgabe der Alten an die Disziplinarlammer 
($. 127). Bei Gefahr auf Verzug fann jeder Vorgefebte 
feine Untergebenen fuspendieren, vorbehaltlich definitiver 
Entſcheidung durd die Centralftelle (5. 131). Die Sus- 
penfion hebt die ganze Amtsgewalt vorläufig auf und bat 
zur Folge, daß die Hälfte des Gehaltes vom Ablauf des 
Suspenfionsmonate® ab zurüdbehalten wird ($. 128: der 
allgemeine Grundfa erleidet wejentlide Modifikationen). 
Die andermweitigen Rechte und Pflichten dauern fort.!*8 
Die Suspenfion ift immer nur eine vorläufige Maßregel 
und wird aufgehoben ($. 126) entweder dur Dienftent- 
laſſung oder Wiedereintritt in das Amt: im lebteren Falle 
wird die zurüdbehaltene Befoldung nacdbezahlt, vorbehalt- 
lich des Abzuges einer etwa verhängten Drbnungäftrafe 
und der Unterfuhungsfoften; im erfteren Falle wird nur 
nachbezahlt, was nah Abzug der Stellvertretungd- und 
Unterfuhungsfoften noch verbleibt ($S. 128—130). Die 
Mitglieder des Neichsgerichtes, des Bundesamtes für Hei- 
matsweſen und des Reichsrechnungshofes fünnen fuspendiert 
werben dur Beichluß ihrer Plena (Mitglieder des Reichs⸗ 
gerichtes: „nach Anhörung des Oberreichsanwaltes“), „wenn 
wegen eines Verbrechens over Vergehens das Hauptverfah- 
ren eröffnet” wurde; bei verhängter Unterfuchungshaft tritt die 
Suspenfion von Rechtswegen ein; das Net auf die Be- 
foldung wird durch die Suspenfion nidht berührt (GVG. 
8. 129, ©. v. 6. Juni 1870 8. 48, pr. ©. v. 27. März 


148 Qaband I, 500°. 
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1872, NBeamtG. 8. 158). Über das Aufhören der Sus- 
penfion enthält das Geſetz gleichfalls genaue Vorſchriften 
($$. 125, 126). 


2. Die Beendigung ber Dienftpfliht! erfolgt: 


a) auf Grund eines flrafgerichtlichen Urteils durch Ver: 
urteilung zu Zuchthaus, durch Überfennung der bürger- 
lichen Chrenrechte oder der Fähigkeit zur Bekleidung öffent- 
licher Ämter, ferner durch Urteil, das auf Verluft der be- 
kleideten Amter lautet; das richterliche Urteil wirft ipso 
jure (RStGB. 88. 31, 88, 35, 36, 358; 81, 83, 84, 
87—91, 94, 95), bei den Mitgliedern des Reichögerichtes 
und des Bundesamtes für Heimatsweſen fchon bei Ver— 
urteilung zu Freiheitsftrafe von mehr als einem Jahr in 
jedem Falle und ebenfo bei jever Verurteilung megen eines 
entehrenden Deliktes (GVG. $. 128, ©. v. 6. Juni 1870 
$. 43) ,145 

b) auf Grund eines die Amtsentlafjung ausfpredhenden 
Disziplinarurteil®, das den Berluft des Titels und Pen- 
jionsanfpruches non Rechtswegen zur Folge hat ($. 75); 

c) auf Antrag: jeder Beamte kann jeberzeit feine Ent- 
lofjung fordern und diefelbe kann ihm nicht verfagt wer— 
den; 146 die Entlafjung wird erteilt dur den Kaifer (NL. 


144 Die ältere Theorie behan- | 264 ff. Durch die neuere Ent- 
beit mit größter Ausführlichkeit | widelung und die moderne Ge- 
die Frage des freien Entlaffungs- | feßgebung ift bie Frage gegen- 
rechte® der Staatsdiener durch | ſtandslos geworden. 
den Monarden; die Streitfrage| 145 Meyer 449; Laband |, 
ift geradezu der Kernpunkt der | 508. 
früheren Unterfuhungen und| 144 Laband I, 501f.; ©. 
fpaltet die Schriftfteller in zwei | Meyer, Lehrb. 444; Rehm in 
Heerlager, ſ. befond. Gönner Hirths Ann. 1885, 203°. AN. 

Zorn, Staatsrecht I. 2. Aufl. 22 
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Art. 18) und bat den Verluft des Amtes fowie des da⸗ 
mit verbundenen Titeld und Gehaltes zur Rechtsfolge. 
Der Staat kann das Dienftverhältnis ohne Grund einfeitig 
nur löfen, wenn die Anftellung auf Widerruf oder auf 
Seit erfolgte ($$. 2, 82).17 Außerdem können ver Reichs: 
fanzler, der Statthalter für Elfaß-Lothringen, die Chefs 
des Auswärtigen, des Innern und der Abmiralität jeder⸗ 
zeit ihre Entlafjung fordern und haben nad zweijähriger 
Dienitzeit im Amte Penfionsanfprud.1*8 


3. Die Benfionierung ($$. 44, 69). 


Zwifchen 1. und 2. inmitten fteht die Penfionierung: 
das Nuhen der Dienftpfliht ohne die Vorausfeßung des 
Miedereintrittes in den Dienft. Penfionierte Beamte find 
begrifflich nicht mehr Beamte, fie find aus dem ftaatsrecht- 
lihen Beamtenverhältnis ausgefchieden und folglih aud 
aus der ftaatlihen Disziplinargewalt; mas ihnen an Be- 
amtenrecht belafjen wurde, iſt an fih nur Vergünftigung, 
deren Gewährung allerdings geſetzlich reguliert ift und für 
deren Entziehung in der Regel auch geſetzlich beftimmte 
Vorausſetzungen aufgeftellt find.1*? 

a) Die Penftonierung fann erfolgen auf Antrag des 
Beamten: Vorausfehung hierfür ift jedoch entweder 1. min- 
deſtens zehnjähriger Dienſt und nachgewiefene Zörperliche 


2 öning, Derm. NR 1341, 3 MT Bor die Mitteilung des 
Gönner 258; A. LR. II, 10 |Reichetangters an den Reichstag 
8. 95: verneint dies, „wenn dar: ı bei Thudichum 353 ff. La- 
aus ein erheblicher Nadteil für band I, 502 f. 

das gemeine Befte zu beforgen| 148 Thudidum 294. 

ift”; ſ. auch die intereflanten| 4° Bgl. zhubigum 310; 
Angaben bei Bertbes 143 ff. G. Meyer, Lehrb. 44 
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oder geijtige dauernde Dienjtunfähigfeit (8. 34) oder 2. 
unverfchulvet eingetretene, durch den Dienſt verurfachte 150 
Unfähigkeit ($. 36; vgl. überdies 8. 39), oder 3. zurüd- 
gelegtes 65. Lebensjahr (©. v. 21. April 1881 Art. 1); 
jedoch Tann auch beim Mangel diefer Vorausfegungen 
Penfion gegeben werden. Mitgliever des Reichsgerichtes 
können bei eingetretener Dienftunfähigfeit jederzeit penfioniert 
werben und erhalten mindeſtens ?2%/so des Gehaltes als 
Ruhegehalt (GVG. 8. 130). Außerdem fünnen der Reichs⸗ 
fanzler, die Staatsjefretäre des Auswärtigen, des Innern, 
der Admiralität und für Elfaß-Lothringen jederzeit auch 
ohne eingetretene Dienftunfähigfeit ihre Benfionierung fordern 
($. 35).162. Anſpruch auf das Penfionsgehalt beiteht für 
diefe Beamten ſchon dann, wenn das betreffende Amt min- 
deſtens zwei Sabre bekleidet wurde. Bei Beamten, welche 
eine kaiſerliche Beftallung empfangen haben, iſt Taiferliche 
Genehmigung auch für die Penfionierung erforderlich; die 
Entſcheidung erfolgt durch die oberfte Reichsbehörde ($. 54), 
welche dieſe Befugnis auf die höhere Reichsbehörde über- 
tragen fann (©. v. 25. Mai 1887, RGBl. 194). Über 
den Antrag muß immer die vorgefeßte Behörbe des Antrag- 
ftellerö gehört merben. 

b) Die PBenjionierung fann erfolgen ohne Antrag (88. 61ff.) 
wegen dauernder Dienftunfähigleit nach zehnjähriger Dienft- 
zeit ($. 61 vb. 68) oder nad zurüdgelegtem 65. Lebens- 
jahr 162 (vor zurücgelegter zehnjähriger Dienftzeit nur im 


180 fiber ben au erbeingenben 11 ©, bazu 2aband I, 404 f.; 
Beweis 8. 53; |. Laband G. Meyer, Lehrb. so 529, 
505. 152 Gef. vom 21. April 1886 

(RGBl. 80) Art. IT 
09% 
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Wege des Disziplinarverfahrense). Widerfpridt der Be- 
amte, fo ift ein genaues Adminiftrativverfahren mit Aus⸗ 
ſchluß des Rechtsweges zur Entſcheidung über den Wider⸗ 
fpruch vorbehalten. Die Entfcheidung erfolgt dur den 
Kaifer im Einvernehmen mit dem Bundesrat, wenn der 
Beamte eine laiſerliche Beftallung empfangen bat ($. 66), 
fonft durch die oberfte Reichsbehörde, gegen deren Entſcheidung 
binnen 4 Wochen Rekurs an den Bundesrat freifteht, 
welcher definitiv entjcheibet ($. 66),1°8 bei den Mitgliedern 
des Neichägerichtes durch Plenarbefhlug (GBE. 8. 131). 
Außerdem können der Reichöfanzler und die sub a ge- 
nannten Chef3 höchſter Reichsbehörden jederzeit penfioniert 
werden mit Anfprud auf Penfion nad) zweijähriger Ber- 
waltung des Amtes. Seine Anwendung finden die Vor⸗ 
fhriften über unfreimillige Verfetung in Ruheſtand auf 
bie in $. 158 genannten Beamten, für melde Spezial: 
vorſchriften gelten.15* 

c) Die Penfion Tann auf Antrag des Staates erfolgen 
bei den Beamten ded auswärtigen Amtes. 


4. Berfegung.!5s 
a) Jeder Beamte muß fi, im Fall das dienftliche Be- 
dürfnis dies erfordert, in ein anderes Amt von gleichem 


18 Thudichum 305. Eine 
F zigiworſchrift noch in 8. 68 


154 Laband I, 5082. 
‚18 Thudichum 288; Meves 
in Holtzendorffs R.-Ser. DI, 
1077 ff; ©. Meyer, Lehrb. 
4. Man mag, wenn man 
will, die Verfegung als „Ana- 


logon der Rovation” Tonftruieren: 
ein Bedürfnis dafür befteht nicht. 
Auch die Berfegung ift eine Aus⸗ 
nahme, was ſchon Daraus hervor⸗ 
geht, daß jedes Amt in ber 

egel „lebenslänglich” verliehen 
wird. Schlußfolgerungen über 
dad | grundfählide Verhältnis 
von Amt und Staatsdienft find 
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Nang und Einlommen verfegen laſſen ($. 28). ber das 
„dienftlide Bedürfnis” entfeheivet nur die Regierung. Die 
Mitglieder des Reichögerichtes, des Bundesamtes für Hei- 
matweſen, des Neichsrecinungshofes und die Milttärjuftiz- 
beamten fönnen nicht wider ihren Willen verjeßt werben. 

b) Über die Verfegung als Disziplinarftrafe ſ. oben 
Ve. 


fomit aud) bier abzulehnen. An⸗ 
ders Laband I, 498, der aud 
die Berfegung nur aus jenem 


geundfä lihen Unterfchiede er⸗ 
lärbar findet. 





Biertes Bud. 


Die Reihsangehörigkeit (das Reichs⸗ 
- bürgerredtt). 


8. 11. 
Der Begriff der Meißsangehörigkeit.! 
I. Die Staatögewalt bat zu ihrer natürlichen Grund- 


lage: Zand und Zeute. 


In lehterer Beziehung find zwar 


dem Staat prinzipiell alle Menſchen unterworfen, die in 


1 9.Gerber, Grundz. 88. 15 
—17 und befonder® Anlage II; 
Laband I, 88. 14—19 (vgl. aud) 
die zu — 14 zitierte Spezial- 
Iitteratur);_ Meyer, Lehrb. 

8. 75—79, 213—226, Verw.⸗R. 
‚96—144; Seybdelin Hirths 
Ann. 1876, 135 ff., 1883, 577 ff., 
Bayr. StR.T,524ff., Abb. 59 ff.; 
Hänel StR. 1,353 ff.; Schulze 
° 1 158; €. Meier in 

olgendorffs R.⸗Lex. III, 413 ff.; 
Riedel 249 ff.; . Land- 
gralt bei Hirtb, Ann. 1870, 

. 625 ff. Unter den Kommen- 
taren zum NReichögefeg v. 1. Juni 
1870 ift beſonders hervorzuheben 
derjenige von Cahn (1889). Die 


durch Rehm, der Erwerb von 
Staats⸗ und Gemeindeangehörig- 
feit in geſchichtlicher Entwide- 
lung nad römifhem und deut- 
ſchem Staatdreht in Hirths 
Ann. 1892, aud im Separat- 
abdrud. Ferner entftand über 
den Rechtsfall Beauffremont- 
Bibesco eine vollftändige Spe- 
jiallitteratur, bie fi auch auf 
die Staatdangehörigleit bezieht 
und aufgeführt ift bei Tb.Land- 
araff in Hirths Ann. 1876, 
10221. Die internationale Seite 
der Frage bat fpeziell behandelt 
v. Martig in einer trefflicdhen 
Abhandlung bei er Ann. 
1875, 793 ff. 1113 ff.; ſ. ferner 


rechtshiſtoriſche Entwidlung bat | Störk in Holtzendorffs Handb. 
eine gute Bearbeitung gefunden |d. Völkerrechts 88. 113 ff. 
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feinem Gebiete fi) aufhalten, auch die Ausländer („habiter 
le territoire: c’est se soumettre & la souverainete* — 
Rouſſeau): die rechtliche Wechfelbeziehbung aber, welche ben 
Staat mit den Inländern verbindet, ift eine intenfivere, 
dur befondere Normen beſtimmte. Man fat biefelben 
zufammen in dem Begriff der Staatsangehörigfeit. 
Staatsangehörigleit ift alfo die nicht bloß 
faftifhe und als folde rechtlich geſchützte Ge- 
malt, wie fie der Staat aud über Ausländer 
bat, fondern das befondere Rechtsverhältnis 
der Staatögewalt zu den feine natürlide 
Grundlage bildenden Volksgenoſſen. Bon der 
Staatsangehörigkfeit ift das Staatsbürgerrecht zu 
unterſcheiden: letzteres beruht unbedingt auf der Staats⸗ 
angehörigkeit, reicht aber weiter, indem es auch die Teil⸗ 
nahme am öffentlichen Leben des Staates umfaßt, welche 
außer an die allgemeine Staatsangehörigkeit noch an ſpe⸗ 
zielle Vorausfegungen, wie männliches Gefchledht, beftimm- 
tes Alter u. dgl. duch die Gefebgebung geknüpft zu fein 
pflegt.* 

II. Die Feftftelung des Begriffes der Staatsangehörig⸗ 
feit bietet im Einheitsſtaat feine Schwierigfeiten — voraus- 
geſetzt, daß man fi von der verwirrenden Phrafe freihält, 
die in der Staatsangehörigkeit nur möglichſt umfaſſende 
Rechte aber möglichſt geringe Pflichten ftatuiert wifjen will 
— mohl aber im Bundesſtaate. Die früher herrfchende 
Theorie vom Bundesftante mußte notwendig eine bop- 
pelte Staatsangehörigkeit annehmen: der Einzelne follte 





2 Vgl. v. Pözl, Bayr. StR. $. 31, dazu unten $. 12. 
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zwei gleichberechtigten Toorbinierten Staaten ftaatsrechtlich 
angehören, für gewiſſe Materien dem einen, für andere dem 
anderen. Dieſe Begriffsbeftimmung tft logiſch ebenfo un- 
haltbar wie ihre Unterlage, die „geteilte Souveränetät“. 
Die Staatdangehörigfeit muß prinzipiell ein 
einhbeitliher Begriff fein:? „Reichs- und Landes- 
angehörigfeit find nicht zwei verfchiedene, jondern ein- und 
diefelbe Thatſache“ (Seydel, Komm. 135). Im Bundes- 
ftaat befteht fie gegenüber dem Staat, d. i. der fouveränen 
Gentralgewalt (f. oben ©. 75 ff.). Die Staatsangehörigfeit 
im Deutſchen Reiche ift prinzipiell Reichsangehörigkeit; Die 
Zugehörigkeit zum Einzelftant iſt, wenn auch hiſtoriſch und 
nach dem pofitiven Hecht das Primäre, doch prinzipiell ein 
aus der Reichsangehörigkeit erſt hervorgehendes Rechtsver⸗ 
hältnis.“ 

Alle Deutſchen gehören dem Reiche an und 
ſind der Staatsgewalt des Reiches unterthan, 
erfreuen ſich aber andererſeits auch der 
Rechte, die jenem Unterthanenverhältnis 
forrefpondieren 

III. Für den Erwerb der Reichsangehörigkeit aber 
wurde der Grundfat feftgehalten, Daß derſelbe durch 
das Medium der Einzelftaaten zu erfolgen 


3 Bol. Laband 8. 145] 5 Hänel StR. I, 354. Das 
Hänel J, 326, S — 8. 138 Unterthanenverhältniszumfeiche 
Dewegt fih für dieſe Frage noch iſt ein „unmittelbared" (a. A. 

edankenkreis de geteilten  Zaband 128), infomeit das Reich 
Souveränetät. leine Staatögewalt unmittelbar 
+ Ebenfo Jellinek, Staa-|d. i. ohne Mitwirkung der Ein- 
tenverd. 278 f.; vgl. anberer- yelftaaten ausübt, alfo 3. B. für 
ſeits Laband I, 129. Konſularweſen, Militär, Marine. 
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habe (G. v. 1. Juni 1870 $. 1). Es giebt feine von 
den Einzelftaaten losgelöfte jelbftändige Reichsangehörigkeit: 
nur wenn und meil der Einzelne Angehöriger 
des Einzelftaates ift, ift er Reihsangehöriger.® 
Dies wäre begrifflih durchaus nicht notwendig geweſen, 
und in der nordamerifanifchen Union befteht in der That 
das entgegengejegte Verhältnis: das im Reihe für den 
Erwerb der Staatsangehörigfeit normierte Verhältnis ent- 
hält jedoch andererfeit? auch feinen Widerſpruch zum Be- 
griff des Bundesitantes. 

Für die Schußgebiete find die Grundſatze des Reichs⸗ 
geſetzes über den Erwerb der Staatsangehörigkeit durch das 
Medium der Einzelſtaaten vollſtändig aufgegeben (Geſ. v. 
15. März 1888 8. 3), ſ. hierüber unten B. VII. 

Die Reichsangehörigkeit kann vermittelt ſein durch die 
Zugehörigkeit zu mehreren Einzelſtaaten: ein mehrfaches 
Angehörigkeitsverhältnis dieſer Art widerſpricht in keiner 
Weiſe dem Bundesſtaat. Die Angehörigkeit zum Einzel⸗ 
ſtaat Tann auch wechſeln, ohne daß dadurch die Reichs⸗ 
angehörigkeit berührt wird: der Inwohner eines Hauſes 
verbleibt unter demſelben Dache, auch wenn er aus dem 
Zimmer 1 in das Zimmer 20 überſiedelt. 

IV. Indem alſo der Deutſche dem Einzel— 





8 Jiber Eifaß-2ot ringen un. 'citizens of the United States 
ten 8. VI VBgl. Cahn 11f.; and of the state, wherein they 
G. Meyer, Lehrb. 183". [meside, Dagegen, Eidg. Bundes. 

? Constitution of Unit St. | verf. Art. „jeder Kantons» 
Amend. a. XIV, s. 1: all bürger ift Schmeigerbürger ;3 ſ. 
persons born or naturalized dazu Wale, Beschouwingen 
in the United States and subject | ©. 129 f.; Hänel I, 359; Jel⸗ 
to the jurisdiction thereof, are linef a. a. D. 279. 
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ftaate als Untertban Gehorſam leiftet, leiftet 
er denfeben dem Reihe, von weldem der Ein- 
zelftaat ftaatsrehtlih bedingt ift.? In dieſem 
Sinne ift ver Sat vollflommen ridtig: „indem der Ein- 
zelne der Bundesgewalt gehorcht, gehorcht er ihr als ber 
von feinem Staat beftellten Gewalt, er gehordht feiner 
eigenen Staatsgewalt“.“ In den zur Reichskompetenz ge- 
zogenen und vom Reiche felbft in Verwaltung genommenen 
Materien ergreift daS Reich jeden einzelnen Deutfchen di- 
reft,!° in den der Selbftverwaltung der Einzelftaaten 
überwiefenen indirelt, in den der Autonomie überlaffenen 
nur grundfählich, virtuell, thatfächlih aber gamidt. — 

V. Da das Recht der Staatsangehörigleit zum Einzel- 
ftaat dur die Aufrichtung des Norddeutſchen Bundes for- 
mell unangetaftet blieb und materiell nad wie vor für die 
Einzelftaaten eine bejondere Rechtswirkung äußerte und 
äußert, ergab fich die Notwendigkeit, Das gegenfeitige Rechts⸗ 
verhältnis der Staatsangehörigleit unter den einzelnen 
Bundesftaaten fofort menigftens in feinen Grundzügen zu 
regeln.!! Dies ift die Bebeutung des vielumftrittenen Ar- 
tikel 3 der Neichiverfaffung, der das „gemeinfame 


8 S. die Ausführung oben | in ben, anderen Bundesſtaaten 
©. 136 N. 4. 5. Sehr richtig betont 
v Seybel, Komm. 43. Dänel bei. die Notwendigkeit 
10 4. Y.Laband I, 128 auf | de x „planmähig übereinftimmen- 
Grund feiner Theorie, daß im|den Regelung“ und damit bes 
Bundesſtaat bie Gentralgemalt | „Übergreifens der Organifations- 
über Staaten, nicht direkt über | gemalt des Centralftaateö in die 
bie Unterthanen derrſche. Vgl. elementare Organiſation ber 
dagegen oben $. 4 Einzelftaaten, nämlich in die 
dänel SIR. I, 356, 564, | Ordnung ihrer Staatdangehörig- 
584 ff., bei. auch bie Angaben keit“. 
über die analogen Vorſchriften 
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Indigenat” ftatuiert.!? Hätte fofort auf dem Wege 
der Spezialgejeßgebung das Verhältnis der Stantsange- 
hörigleit des Einzelſtaates zur Neichsangehörigfeit geregelt 
werben fönnen, fo wäre jener Artifel 8 vollflommen über- 
flüffig gewefen, wie er denn durch die inzwifchen ergangene 
Spezialgefeßgebung in der That in faft allen Einzelpunften 
gegenſtandslos geworben if. Der Artifel 3 gab fomit 
erftend in negativer Hinſicht einen durchgreifenden, unmittel- 
bar anmwendbaren Redhtsgrundfag ‚1? der dahin zu formu⸗ 
hieren ift: fein Deutfher darf in irgend einem 
Teile des Reiches für die Sphäre des bürger- 
Iihen Rechtes ſchlechter gehalten werden als 
die Angehörigen des betreffenden Staatesz!* 


12 Bol. Laband I, 169 ff. 
Allerdin 
recht ni 
dige Vvorausſerung 


beſonders Hänel StR. 8. 98. 

8 ift das Reichebürger- Laband 1, 168 ff. Vorläufer 
it die „logifch notwen- |ded8 Art. 3 war Art. 18 der 
für den Bundesakte, weiterhin die ganze 


Art. 3 und es könnte fehr wohl 
der Inhalt des Art. 3 auch für 
die Angehörigen von fremden | i 
Staaten Geltung haben (La⸗ 
band I, 169, Hänel StR. 1, 
584 f. und im weſentlichen ebenfo 
Seydel, Komm. 44), aber der 
Inhalt des Art. 3 ift eine 
logifhe Konfequenz ber 
Aufridtung des Bundes— 
ftaate® und ber daraus fol- 
gendengebieterijhenRot- 
wendigkeit einer in der 
Sauptfade gleihen Redt3- 
ftellung aller Angehöri— 
gen des Bundesftaates in 
jedem Teile Ddesfelben. 
fiber bie Biftorifche Entwidelung 
des Art. 3 Handelt jehr gut ©. 
Meyer, Verw.⸗R. I, $. 34 und 


Entwidelung des Bollvereins. 
Den analogen Gedanken, aber 

anderer Ausführung, 
fteltt die Vorſchrift in Art. 
42 der eidgenöfl. Bunbesverf. 
dar, der freilid Seydel, Ab- 
handl. 63 von feinem Stand- 
punft den Vorwurf ber „Ber: 
worrenbeit“ und einer „UÜner- 
Härlichfeit, Die ihres gleichen 
ſuht macht. 

2 S. die Einzelangaben bei 
—8 I, 1712, ebenſo Hänel 
StR. J, 587 egen Sarmwey, 
Württemb. StR. I, 147). 

14 Hänel SLR. h 590: „Ber- 
neinung der Rechtöfraft jeder 
der gleichen Behandlung der 
Landesfremden und inhei⸗ 
miſchen entgegenſtehenden Rechts⸗ 
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— vorbehalten nur Aufnahme in den lofalen Gemeinde- 
verband und Armenpflege, welche beiden verfafiungsmähigen 
Vorbehalte jedoch durch die Reichsſpezialgeſezgebung, in3- 
befondere das G. v. 1. Nov. 1867 („Freizügigkeit”) und 
v. 6. Juni 1870 („Unterflügungswohnftg“) aud in weitem 
Umfange befeitigt find! — fodann zweitens in pofi- 
tiver Hinfidt ein Programm, da3 in feinen ein- 
zelnen Beftanbteilen erft fpegielgefeglic zur Durdführung 
gelangen mußte, wie dies inzwiſchen in ben Gefeen über 
Freizligigleit, Unterſtützungswohnſitz, Gewerbeweſen, ſowie 
insbeſondere den großen Juſtizgeſetzen geſchehen iſt. 

Die einzelnen Beſtimmungen des Art. 8 find folgende: 

1. Derſelbe beſeitigt zuvörderſt für das Geſamtgebiet 
des deutſchen Bundesſtaates bezw. die Geſamtmaſſe der 
Reichsangehörigen den juriſtiſchen Unterſchied zwiſchen In⸗ 
land und Ausland. Jeder Deutſche iſt, welchem 
Einzelſtaat er auch angehören mag, in jedem 
Teile des Reichsgebietes Inländer. Daraus 
werben fofort folgende direfte Konfequenzen gezogen: fefter 
Wohnſitz, Gewerbebetrieb, Erwerb von Grundſtücken ift 
allen Deutfchen überall unter den gleichen rechtlichen Bor- 
ausfegungen geftattet; für Wohnſitz und Gemerbebetrieb 
find dieſe Vorausfegungen jet durch das Reichsrecht ge- 
regelt; der Erwerb von Grundftüden erfolgt noch nad 
Landesrecht, das aljo in feinen Ausländer hierfür etwa 


norm“; dazu Note 12 über den 15 Hänel StR. I, 591. 
preuß. Berfaffungsentwurf von | Über den heutigen immer noch 
866, Art. 3 in feiner grund« ſehr bedeutenden Umfong bes 
jenen Berfchiedenheit von dem | „Indigenates“ bef. 592 N. 14. 
egigen Art. 8. 
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ſchlechter ftellenden Vorfchriften für Deutfche nicht weiter 
zur Anwendung kommen darf. 

2. Artilel 3 fchreibt ferner vor, daß alle Deutfchen 
in Hinſicht der fonftigen bürgerliden Rechte, der „Rechts⸗ 
verfolgung und des Rechtsſchutzes“ gleichheitlich behandelt 
werden müflen: auch dieſer Punkt tft jet in der Haupt- 
ſache durch die Reichsgefeßgebung erledigt und, foweit dies 
noh nit der Fall, fteht die reichsrechtliche Normierung 
bevor.!® 

Es wurde die Frage erhoben, ob die Grundfäte des 
Art. 3 und der zu demfelben ergangenen Spezialgejege auf 
juriftifhe Perfonen anwendbar feien. Dieje Frage ift 
zu verneinen. Juriſtiſche Perfonen können der Natur der 
Sade nad Feine Rechte haben, die aus der perfönlichen 
Staatsunterthanenfchaft fließen, und nur um ſolche handelt 
es fi) bier. Beſchränkungen, die nach dem Partikularrecht 
der einzelnen Staaten für juriftifhe Perſonen fremden 
Domiziles vorhanden waren, find in Kraft verblieben: eine 
Anomalie fann darin nur infofern gefunden werden, als 
verfchiedene Givilrehte in einem Bundesftaate überhaupt 
eine Anomalie find. Die juriftifche Perfon aber kommt 
bier nur als eine Form des Civilrechtes in Betracht und 
auf folche bezieht fich der Art. 3 nicht.!? 


16 Über eine das Eherecht be-|42; Laband I, 170%. 4. 4. 
treffende Konjequenz, welche aus Brü ner, über das gemein- 
der in dieſer Materie vorbehal- | fanıe Andigenat; Hierjemen- 
tenen bayrifhen Gefekgebung jet 283, u. bef. Hänel StR. 
folgt, |. v. Siderer, Perſonen⸗ 589°. Eine fpezialgefegliche 
ftand u. Sheäliehung 2 270 f.; vorfchrift in dem Sinne der 
Hinſchius, Komm— RGeſ. Brücknerſchen Meinung hat 
v. 6. br. 1875 ©. a (8. 2. jedoch die GewO. $. 12, 

ihtig Seydel, Komm. 


2: 
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3. Ferner follen alle Deutfhen in jedem Einzelftaat 
zur Bekleidung öffentlicher Amter zugelaffen werden: ſoweit 
alfo Ausländer von öffentlihen Amtern in einem Einzel- 
ftaat ausgefchlofien find oder für ſolche erjchmerende Vor⸗ 
ſchriften gelten, dürfen dieſe Vorfchriften für Deutfhe nir- 
gende im Reihe mehr zur Anwendung gebracht werden; 
die pofitiven Vorfchriften des Partikularrechtes aber bleiben, 
foweit nicht für einzelne Amter die Reichsgeſetzgebung ein- 
gegriffen hat, durchweg in Kraft, und Artifel 3 fordert 
keineswegs, daß die in einem Einzelftaat für eine beftimmte 
Kategorie von Ämtern erlangte Dualififation ohne weiteres 
auch für jeden anderen Einzelftaat gelten müfje.!® 

4. Endlih muß nad Art. 3 jeder Deutiche in jedem 
Einzelftaate zur Erlangung des Staatsbürgerrechtes zuge- 
laſſen werden („politifche Freizügigkeit"). Der Artilel ent- 
bält das „Verbot, die Borausfegungen für die Ausübung 
politiicher Rechte für Reichsgenoſſen anders zu beftimmen 
ala für Einheimifche”.? Zwar ift der Preuße ebenfogut 
wie der Sachſe Neichdangehöriger, aber der Preuße, der in 
Sachſen fi niederläßt, ift nit ohne weitered Sachſe, 
fondern muß nur nad Vorſchrift der Reichsverfaſſung zur 


18 ©. au Laband I, 148. | Borausfegungen wie der Ein- 

199. Meyer, Berwm.R. $.|heimifhe au zur Ausübung 
9921. pu weit aber geht Hänel aller ſtaatsbürgerlichen Rechte 
StR. I, 594, wenn er jagt: | bereitigt, mögen fie das aktive 
A dag nicht Die | oder palfive Wahlredht ober jede 
partilulargejetlich pur Boraus= | fonftige Teilnahme an den Funk⸗ 
fegung gemadte Aufnahme in |tionen des Staates ober der 
den Iofalen Gemeindeverband | Selbftverwaltungstörper betref- 
eine Ausnahme bewirkt, ift kraft | fen.“ Nicht von der „Ausübung“, 
des Indigenates der Landes- | fondern nur von der „Zulaflung“ 
fremde "unter den nämlichen | handelt Art. 3. 
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Erlangung des ſächſiſchen Staatsbürgerredht3 „zugelaflen“ 
werben. “Der prinzipielle Rechtsgrund hierfür liegt in der 
Aufrihtung des Bundesftaates und der damit gegebenen Not- 
mwendigfeit, auch in ftaatsbürgerlicher Beziehung die Eigen- 
ſchaſt des Ausländer für den Deutſchen in jedem Teile 
des Neiches prinzipiell zu befeitigen. „Die wichtigſten 
ftaatlihen Aufgaben werden für das ganze Reich gemein- 
Schaftlih gelöft, und deshalb Tann derjenige, der dem 
Ganzen bereit? angehört, von einem einzelnen Teile nicht 
als ein Fremder abgeftoßen werben." ?° Es blieb den 
Einzelftaaten im allgemeinen freigeftellt, die Borausfegungen 
für den Erwerb des einzelftaatlihen Staatöbürgerrechtes 
und damit auch für die Ausübung der fpeziellen ftaatd- 
bürgerlichen Rechte zu normieren: ?! um zum ſächſiſchen 
Landtag wählen zu fünnen, bedarf fomit der in Sachſen 
domizilierte Preuße erft des Erwerbes des ſächſiſchen Staats⸗ 
bürgerrechtes. 

Dies der Standpunft des geltenden deutjchen Staats⸗ 
rechtes. Auf einem anderen: dem im Bundesſtaate prin- 
zipiell richtigen Gefichtspunft jteht die Gefeßgebung im 
nordamerifanifhen und aud, wenn auch in anderer Rechts- 
form, im eibgenöffifhen Bundesftaate:?? der Angehörige 
eines Cinzelftaates, der in einem anderen fich nieberläßt, 
gewinnt nad diefen Geſetzgebungen ipso jure fofort oder 
durh Ablauf einer gewiflen, kurz bemeijenen Zeit, das 
Staatöbürgerreht in dem Einzelftaate der Niederlaffung. 





» Laband I, 172; Thu-| Bayr. Schlußprot. II; vgl. 
dichum Verf.-R. 69; Sarmey | bierzu Seydel bei Hirth 1876, 
Württemb. StR. I, 147; Hänel 136!, Komm. 61. 

StR. I, 357 f., 592. 9.8 Bol Meyer, Lehrb. 182. 
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Der i. J. 1870 von Preußen vorgelegte Entwurf eines 
Reichsgeſetzes über die Staatsangehörigleit hatte das gleiche 
Prinzip aboptiert,?? dasfelbe wurde aber von den anderen 
Einzelftaaten verworfen; es ift jedoch kaum ein Zweifel, 
daß auch im deutichen Bundesftaate dem fchweizerifch-nord- 
amerifanifchen Prinzipe in diefer Frage die Zukunft gehört.?* 

Das Reich bat dermalen für den Erwerb des Bürger- 
rechtes im Einzelftaate nur einen großen Grundfat firiert 
und damit eine mehrhundertjährige Leidensgeſchichte Deutfch- 
lands zum prinzipiellen Abſchluſſe gebradt: die Aus⸗ 
übung der ftaatöbürgerlihden Rechte darfnad 
dem ©. v. 3. Juli 1869 (BGBL. 292) nirgends 
im Reihe abhängig gemadt werden von Bor- 
ausfetungen, die fih auf das NReligionsbe- 
fenntnis beziehen, und alle Befhränfungen, 
die nach dieſer Rihtung noch im partiflularen 
Staatsrecht vorhanden waren, find aufge— 
hoben. Das Geſetz bezieht ſich ſowohl auf die bürger- 
lihe ala auf die ftaatäblirgerlihe Sphäre: in Bezug auf 
legtere werden beijpieläweife angeführt 1. Teilnahme an 
der Gemeindevertretung, 2. Teilnahme an der Zandeöver- 
tretung, 3. Bekleidung öffentliher Ämter. Nach diefer 
ftaatsbürgerlichen Seite liegt der Entftehungsgrund und 
unmittelbar praftifche Hauptwert des Gejehes: es befeitigt 


 S. dazu Hänel StR. I!  Bur Entſtehungsgeſchichte 
59012, des Geſetzes und über beifen 
4 Dazu wird auch im Laufe | grundfäglihe Bedeutung Hin 
der Seit noch ein anderer Ge- | fichtlich der Kompetenz des Rei- 
fihtspunft - nötigen, den La=| des f. Hänel StR. I, 358 
band I, 155 treffend beleuchtet; 
vgl. auh Hänel StR. I, 59214. 
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eine objektive Schranke. Ob damit auch ein fubjeltives 
„Recht der Glaubensfreiheit“ gegeben fei, enticheivet fich 
dur die Beantwortung der großen Streitfrage um die 
Eriftenz von „fubjeltiven öffentlihen Rechten“. „Der 
Deutſche,“ bemerft Zaband (I, 153), „bat die Fähigkeit, 
feine eigenen religiöfen Überzeugungen zu haben und zu 
betennen, von der Natur nidt vom Recht." ?° Die 
Fähigkeit, „Überzeugungen zu haben”, entzieht ſich aller- 
dings der Rechtsordnung, die Fähigkeit aber, „Über- 
zeugungen zu befennen”“, bat der Deutfde 
„vom Recht“: eine Sahrhunderte andauernde ſchwere 
Leidensgeſchichte Deutichlands belegt diefen Sat mit den 
ftärkften Beweiſen. Die Konfequenzen zu erörtern, welche 
ſich aus dem durch jenes Reichsgeſetz firierten Staatgrundprin- 
zipe der Neligionsfreiheit ergeben, jteht bier nicht zur Auf- 
gabe, wo nur eine ganz beftimmte einzelne Konfequenz in 
Frage kommt. Für das Verfaſſungsrecht des Neiches giebt 
jenes Geſetz nur ein großes, meittragended Prinzip: im 
übrigen ift es ridtig, daß Die unmittelbar praftifche An- 
wendung des Geſetzes nur innerhalb der Einzelftaaten zu 
erfolgen bat, daß durch dasſelbe „ein gemeinrechtlicher 
Grundfag des Territorialftaatsrechts reichsgeſetzlich ſanktio⸗ 
niert wurde”. (Laband a. a. O.) 

Innerhalb diefes Rahmens aber dürfen Vorausfegungen, 
die fih auf Alter, Steuerpflicht oder dgl. beziehen, für den 


söning, Verw.⸗R. ©. 797. 
yellinel, Syftem D S. dazu auch Zorn im Ber 
2; auch ö. —* er, walt. ng. von Schulzenftein u. 
— Hinſchius in | Reit II, ff. 
Stengeld MWörterb. I, 603 ff. u. | 
Horn, Staatöredt I. 2. Aufl. 23 


20 Derfelben ek ‚ssels 
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Erwerb des Staatäbürgerrechtes im Einzelftaat von diefem 
nad) Belieben aufgeftellt werden.“ 


8. 12. 
Erwerd nnd Yerlufi der Reihsangebörigkeit. 


Erwerb und Verluft der 


deutiden Staatsangehörigkeit 


fanden ihre fpezialgejegliche Normierung in dem Gef. vom 
1. Juni 1870 (BGBl. 855).' 


A. Erwerb. 


Derfelbe erfolgt entweder ipso jure ober durch einen 
formellen Rechtsakt, die Naturalifation. 


Die Erwerbsgründe find: 


1. Geburt ($. 3) d. i. Abftammung von deutſchen 


ſtaatsangehörigen Eltern, bei 


27 Ausdrücklich anerkannt im 
bayr. Schlußprot. II, eine reichs⸗ 
reditlighe Schranke bietet aber 
noch MilGeſ. $. 49 über das 
Wahlrecht der aktiven Militär- 
perfonen; f. dazu oben S. 219. 

ı Über die Einführungdbaten 
des Geſetzes in den verſchiedenen 
Teilen des Reichsgebietes vgl. 
ZabandI, 154; Meyer, Lehrb. 
1839; Riedel 271. Im fol- 
genden ift daS Geſetz einfach 
durch Allegierung ber SS. zitiert. 
Vorläufer des Reichsgeſetzes war 
das intereflante preuß. Gef. v. 
31. Du, 1842; eine ſehr wert- 
volle UÜberfiht über die euro- 
päifhen Gejebgebungen bietet 
die Xabelle be Sabn 340 ff. 


unebelichen Kindern von einer 


Über das röm. u. ältere beutfche 
Recht, befonderd über bie ent- 
ſcheidende Bedeutung des Donti- 
zilsbegriffe® und deſſen Wande- 
lungen f. die reichhaltige und 
lehrreihe Abhandlungvon Rehm 
(oben$.11R.1). Das ältere Recht 
fennt insbefondere auch den dem 
heutigen völlig verloren gegan- 
genen (Pr. ©. v. 31. Dez. 1842 
. 13, RGef. v. 1. Juni 1870 

12) Erwerbögrund des durch 
längere Zeit, in der Regel ein 
Jahr, fortgefekten Domiciles, 
alfo eine Art Erjigung, f. Rehm 
48 ff., 31ff. Zum älteren 838 
Recht ſ. auch Entſch. d. DVG. 
XVII, 397; ferner Rehm 98F. 





Erwerb und Berluft ber Neihhdangehörigkeit. 8. 12. 355 


deutfchen Mutter; ob die Geburt im In⸗ oder Auslande 
erfolgte, ift gleichgültig.® 

2. Zegitimation ($. 4), fer eö bei unehelichen Kin⸗ 
den durch nachfolgende Ehe, ſei es durch jede andere 
civilrechtlich ftatthafte Art? Adoption ift auf die Staat3- 
angehörigleit ohne jede Wirkung ($. 2). Die civilredt- 
Iihen Borausfeßungen der Legitimation richten ſich der⸗ 
malen noch nah dem am Domizil des Legitimierenden 
geltenden PBartifularrecht.* 

8. Verheiratung mit einem Deutfchen ($. 5); wird 
die Ehe für nichtig erklärt, fo geht die Staatsangehörigfeit 
wieder verloren, nicht aber bei Ehefcheidung.® 

4. Eintritt in den unmittelbaren oder 
mittelbaren Staatsdienft, ſowie in den Dienft 
einer der fog. Zandesfirden ($. 9). Staatsdienſt 
ift ſowohl der ftaatliche Dienft im Reiche wie in den Einzel- 
ftaaten, Civil- wie Militärbienft ," mittelbarer Staatsdienit 


— 





2Cahn 17ff. Die Gefeh- 
gebungen find bierüber außer- 
ordentlich verſchieden, |. barüber 
die Angaben bei Cahn 19 ff.; 
’ [. au 2aband I, 155, bei. 


3 Gabn 34 fi. 

AN Cahn 36 ff.: nad 
dem Recht, welchem der Legi- 
timierende als Staatsange- 

öriger angehört, Dagegen 


aband I, 
5 Kahn 48; G. Meyer, 
Tehrb. 1845. 

Cahn 41ff.; ©. Meyer, 
Lehrb. 187. Nur in der Be 
ſchränkung des Textes wird das 
Wort „Kirchendienſt“ des Ge⸗ 


ſetzes zu verſtehen ſein: denn 
nur bei den Landeskirchen findet 
dinſiatu ber Beſetzung der 

irhenämter eine Mitwirkung 
des Staates ftatt, die doch als 
Borausfegung jener Geſetzes⸗ 
beftimmung betrachtet werden 
muß. gl. Seydel 145. 
Cahbn 94 über Rabbiner. Über 
die rechtshiftorifhe Entwidelung 
des Gedantens |. Rehm 36, 
43 ff., 90. Das 17. Jahrh. fteht 
auf dem dem heutigen entgegen- 
gele ten Standpunlt; erft Ende 
es 18. Jahrh. dringt die heutige 
Anfhauung durch; vgl. aud) 
Pr. A. LR. U, 178. 181. 

? Bezüglich des Militärdienftes 

23* 
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ift nach der richtigen Anficht (vgl. oben S. 800 f.) nur der 
Dienft der Kommunalvermaltung; Rechtsanwälte find nicht 
Staatöbiener, Notare je nach den Vorfchriften des Landes⸗ 
rechtes? Die Beitallungsurkunde? verleiht zugleich die 
Staatsangehörigfeit, falle nicht ausprüdli ein entgegen- 
gefeßter Vorbehalt gemacht wurde; ein folder Tann fich 
aber nicht auf den Beamten felbft, fondern nur auf Die 
Ehefrau und minberjährige, in ber Gewalt des Baters 
ftehende Kinder beziehen, für welche der Erwerb der Staats⸗ 
angehörigfeit durch den Vater im anderen all ipso jure 
wirtt.10 Beamte, die im Inlande ihr Domizil haben, 
müſſen die deutſche Staatsangehörigfeit befiten ($. 9), 
foldhe, die im Ausland bdomiziliert find, nicht, doch darf 
ein Gefuh folder Beamten um die deutſche Staatdange- 
börigleit niemals von dem erſuchten Staate abfchlägig be- 
fchieden werben, wenn diefelben ein Gehalt aus der Reichs⸗ 
fafie beziehen (G. v. 20. Dez. 1875, RGEBl. 324: diefes 
Spezialgeſetz ergänzte eine auffällige Lüde des Haupt: 
gefeßes).!! 

5. Naturalifation (88. 6 ff.): darunter verfteht 
man den ftaatsrehtliden Alt der Verleihung 
der Staatsangehörigkeit an Ausländer! Die 


wollte man dies ſächſiſcherſeits; 9 Durch Staatsoberhaupt, 
verneinen; |. dazu G. Meyer, Central⸗ und „höhere" Verwal⸗ 
Lehrb. 188°; Laband I, 1628. |tungSbehörden erteilt; f. dazu 
Das Geſetz zählt auf: das Verzeichnis bei Cahn un. 
„unmittelbarer ober mittelbarer | 1° Cahn 98 ff. 
Staatödienft, Kirchen-,, Schul-| !! Eine Berpflihtung zum 
oder SKommunaldienft’. Bgl. Erwerb der deutſchen Staats⸗ 
Seydel 14 ff; Cahn 91 zu angehsrigkeit befteht alſo auch 
Pr. U LR. II, 10 8.69; ©. |jekt noch nit; Cahn 102 ff.; 
Meyer, Lehrb. 187%, Sey-| Laband I, 1639. 
del, Bayr. StR. ], 53%. 13 Cahn 43 ff., 69 ff. über 
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Raturalifation erfolgt auf Grund eines formellen Gejuches 
durd eine von ber „höheren Berwaltungäbehörbe" 1? aus- 
zufertigende Urkunde, deren Rechtswirkung vom Datum 
der Aushändigung beginnt. Niemand bat (abgefehen 
von dem sub 4 erwähnten alle der Beamten) ein Recht 
auf Raturalifation: der erſuchte Staat Tann das 
Geſuch nah vollftändig freiem Ermeflen abweifen. Die 
Naturalifation ift daher !* Fein „Rechtögefchäft”, wie La⸗ 
band will, fonden ein freier Hoheitsakt.! 

Für die Erteilung der Naturalifation hat das Reichs⸗ 


die Form ber Urkunde 291 ff. 
Rechtshiſtoriſches bei Rehm 
62 ff.; der Gedanke, daß der 
Staat die rechtliche Rezeption 
von Fremden vornehmen Tann, 
gehört der Entwidelung erft des 

8. Jahrh. an. 

18 Bol. Seydel 138%; Sahn 
44, bier auch eine Aufzählung 
der Bebörden, in den Schutz⸗ 
ebieten der Reichskanzler ©. v. 
5. März 1888 8. 6. 

14 Zaband 1, 1575 fragt: 
„dann find wohl aud Kauf und 
Miete Leine Rechtögefchäfte?" 
Allerdings find fie dies, da jeder 
bürgerlich Rechtsfähige kauf⸗ 
und mieisberechtigt iſt; natura⸗ 
lſationoberzqußz iſt aber nie⸗ 


mand Wworbehaltlich der Aus⸗ 
nahmen des 8. 21 u. d. G. v. 
20. Dez. 187 


3. ) 

15 Laband I, 157° nennt die 
Ratvralifation ein „ſtaatliches 
Rehtsgeihäft” und zwar ein 
„jweifeitiges" nad) Analogie der 
privatrechtlichen Adoption. Das 
Familienrecht bietet aber bier für 
die juriftifche Konſtruktion Teine 


brauchbare Analogie zum Staats: 
recht, weil es fich bei beiden um 
prinzipiell ganz verfchiedene Ob⸗ 
jefte handelt. Ebenfo wie La- 
band jet Jellinek, Syft. d. 
ſubj. öff. R. S. 198: Die Natu- 
ralifation fei ein „Bertrag”, die 
Theorie von der „Ungleidhartig- 
feit von Staat und Individuum“ 
ſei „durhaus verfehlt“, im 
„status libertatis* feien Indi⸗ 
piduum und Staat „gleipartig”. 
Das find fie nie. — Die richtige 
Anfiht bei G. Meyer, Lebrb. 
184 ff, Verw.⸗R. S. 72 und D. 
Mayer, Archiv f. öff. R. IH, 
45 ff. Die richtige Anficht and 
in Entid. d. pr. DVG. XL, 
414. Intereſſante Bemerkungen 
über das römifhe Recht bei 
Bernice, formelle Geſetze ©. 
23: die Erhebung in den Bürger- 
ftand erfolgte nur durch lex; 
„iede Givitätsverleihbung enthält 
die Aufftellung eine! Rechts⸗ 


ſatzes“. Uber die Frage iſt all- 
maͤhlich eine große Litteratur 
entſtanden. 
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recht den Einzelftanten beftimmte Vorfchriften erteilt, die 
ala zwingendes Recht, von dem Feinerlei Dispenfation ftatt- 
haft ift, betrachtet werden müfjen.* Dagegen ift eö den 
Einzelftaaten freigeftellt, neben den reichsrechtlichen Voraus- 
fetungen noch befondere Erforberniffe der Naturalifation 
aufzuftellen. Die reichörechtlihden Vorausfegungen find: 
1. Dispofitionsfähigfeit des Gefuchftellers nad feinem bis- 
berigen Recht, bez. Konſens von Vater over VBormund ; 17 
2. Unbefcholtener Lebenswanbel; 3. Wohnung am Ort der 
beabfichtigten Niederlaſſung; 18 4. Fähigkeit, ſich und feine 
Angehörigen ? zu ernähren (8. 8). Dieſe gefetlichen Vor- 
ausfegungen find dem erfuchten Staate nachzumeifen,?° doch 
ift die Würdigung der erbrachten Beweismittel dem Er- 
meſſen der Behörde anheimgegeben ?! Die Nachmweifungen 





über Lebenswandel, Domizil 
von der Berwaltungsbehörbe 


16 Ein generelles Dispenfa- 
tionsredt will Th. „anbgr raff 
ben Behörden, welche die Natu⸗ 
ralifation zu erteilen haben, vin- 
dizieren: bei Hirth, Ann. 1876 
S. 1024; vgl. aber dagegen 
2aband I, 160f.; Riedel 
251; Meyer, Lehrb. 185°; 
Cahn 75. 

17 Cahn 75ff.; Seydel 142. 


18 Nach dem Reichögelek tommt | DVG 


nur dad Wollen in Betracht. 
Verſchiedene Einzelftaaten, neue- 


ſtens auch Preußen, fordern 
wirkliche iederlaſſung, Cahn 
82. ber die Schwierigkeiten 
in der Be ung des 
Domigild } bef. Rehm 52 ff., 
bei. 531 


und Subfiftenzfähigfeit find 
vorher der zuftändigen Ge- 


tieberlaflun Te as Entf‘. d. 
pr. D 9 f. 

18 Can 66 f. "über die Grund⸗ 
füge ded Bundesamtes für das 
Heimatsweſen in diefer Frage. 

In Preußen erfolgt preb- 
kollariſche Vernehmung. Die 
Androhung, daß bei falſchen 
Angaben die Naturaliſation 
nichtig ſei, erklärt das preuß. 
DSG. m —* — und ®. 

eyer für unzuläffi ahn 
83 f. Ant. 40. y 


21 Fran dies befagen bie Be- 
merlungen Delbrüds im 
Reichstag, auf welche ſich Land- 
g% raff zur Stüße feiner in ber 
ote 16 erwähnten Anftcht beruft. 


Über Aufenthalt und |(Sten. Ber. 1870 S. 1077.) 
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meinbebehörbe zuguftellen und von letzterer zu begutachten, 
ohne daß jedoch die Staatsbehörde an das Gutachten der 
Gemeindebehörbe gebunden wäre. Die Entſcheidung er- 
folgt durch einfache Vermwaltungsverfügung, die dem Ge- 
fuchfteller ohne Angabe von Gründen zu eröffnen ift. Die 
Wirkungen ber erteilten Naturalifation erftreden ſich ipso 
jure auf die Ehefrau und die minderjährigen Kinder — 
der VBolljährigfeitstermin iſt nad dem ©. v. 17. Februar 
1875 (RGBl. 71) für Deutfche das vollendete 21. Lebens⸗ 
jahr, für Nichtbeutfche ift das Necht des biäherigen Hei- 
matsſtaates anzumenden —-, falls nicht für diefe Perfonen 
ein ausbrüdlicher, anberweitiger Vorbehalt gemacht wurde. 
Ehefrauen allein fönnen für fi und für die bei ihnen 
befindlichen Kinder auch ohne den Ehemann naturalifiert 
werden, wenn ben gejeglichen Vorausſetzungen, insbeſondere 
auch über Dispofitionsfähigkeit, genügt ift; alfo 3. B. im 
Halle der s6paration de corps des früheren franzöfifchen 
Rechtes.?⸗ 

Ein Ausländer, der ſich im Reiche naturali— 
ſieren läßt, kann ſeine frühere Staatsange— 
hörigkeit beibehalten; ebenſo verliert anderer— 
ſeits ein Deutſcher durch Erwerb einer frem— 
den Staatsangehörigkeit nicht ipso jure bie 


22 Bayern u. Württemberg danke der rechtlichen Selbſtän⸗ 
fordern Zufiherung der Aufs | digleit einer Ehefrau unter be— 
nahme in einer Gemeinde, Sahn | ftimmten DBorausfegungen ift 
70 f. auh im ©. v. 6. Juni 1870 

ss Übereinſtimm. Cahn 80; | über den Unterftügungsmwohnftk 
Meyer, Lehrb. 1861; Th. 8. 17 ausdrücklich anerkannt, 
Landgraff a. a. D. 1029; a.|demnah alfo dem deutſchen 
A. Seydel ebenda 138 f.; | Rechte wohlbelannt. 

Bayr. SIR. I, 528°. Der Ge 
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deutfhe. Die Konflilte, melde aus einem derartigen 
doppelten Staatöbürgerrecht fich notwendig ergeben müflen, 
haben Theorie und Praris im hoben Grabe befchäftigt, 
ohne daß bis jegt ein national oder international brauch⸗ 
bares Recht erreicht wäre.?* 
Gebühren fönnen für die Raturalifation erhoben werben.?5 
Bon der Naturalifation unterfcheivet das Geſetz ($. 7) 
die Aufnahme: ?° es handelt fich bei leßterer ganz um 
den gleihen Rechtsakt wie bei der Naturalifation, nur mit 
der Modifikation, daß eine Perfon in Frage fteht, welche 
bereits eine deutſche Staatsangehörigfeit hat. Wäre 
das für den Bundesſtaat allein richtige Prinzip ange- 
nommen worden, daß der Angehörige eines Einzelitaates 
bei Niederlaflung in einem anderen Einzelftaat ipso jure 
vollberechtigter Bürger des letteren wird, jo bebürfte es 
der Nectefäge über die „Aufnahme“ nicht. Nachdem 
dies nicht gefhah, waren für die Verwirklichung bes 
Grundfages in Art. 3 der RV., daß jeder Bundesange- 
hörige in jedem Einzelftaat zum Erwerb des Staatsbürger- 
rechtes „zugelaffen“ werden muß, beſondere Vollzugsvor- 
 Bal. den $. 11 NR. 1 an⸗ kaner können auf Grund ber 


geführten trefflichen Aufia von | geltenden Staatöverträge im 
v. Martig; auch Meyer $. 79; Deutihen Reiche nur dann 





plurium civis esse non potest“, 
recht gebt a diefen Rechten 


durh Naturalijation in einem) * Riedel 270, Seydel 
fremden Staate ipso jure ver! 141; a. W. Th. Landgraff 
Ioren. Vfterreicher und Ungarn, | bei Hirth, Ann. 1870, 648. 
Rufſen, Türken, Berfer, Naro-| 9% Cahn 48 ff. 
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fchriften erforderlich. Diefe finden fih im ©. v. 1. Juli 
1870 im Anfhluß an die Rechtsſätze über die Naturali- 
fation. 

Keinem Deutfhen darf die „Aufnahme“ 
verfagt werden. Zur Erlangung berfelben bedarf es 
jedod eines formellen Gefuches ?7 und einer formellen Auf» 
nahmeurfunde; das Geſuch iſt mit dem Nachweis der big- 
berigen Staatsangehörigfeit und der feften Nieberlafiung ?® 
in dem erſuchten Einzelftante zu belegen; übrigens kann 
mangels des letteren Nachweiſes die Aufnahme doch ge- 
mährt werben.?? Koften für die Aufnahme dürfen nicht 
berechnet werden. Die Aufnahme darf nur verfagt werben, 
wenn auf Grund gefeglicher Beitimmung gegen den Geſuch⸗ 
ſteller Aufenthaltsbefchränfungen ftatthaft find (vgl. unten 
8. 18 III 3c).80 

Deutfche, die im Neichsdienft angeftellt werden, ver- 
ändern dadurch ihre Staatsangebörigkeit nicht, erwerben 
alfo nicht diejenige des Domizilftaates.?! Will ein Deut- 
fcher die Aufnahme in einem Einzelftaat erhalten, fo iſt 
hierfür keineswegs die Aufgabe der früheren Staatsange- 
hörigfeit gefetliche Vorausſetzung: mehrere Staatsangehörig- 
feiten können nebeneinander beitehen; doch zieht nach poſi⸗ 
tiver Gefeßesvorfchrift der Erwerb einer ſolchen durch Legi- 
timation oder Verheiratung den Untergang der früheren 


7 Cahn S. 53 3.7. 0 Seybel 141, u. ſehr aus⸗ 
28 Bol. hierüber Laband I, | führlich ahn 56 fr ferner ©. 
159. eyer, .43; Las 
” Meyer, ehr. 186; Sey-|bandl, PEreie dniig, Bew. 
del, Bayr. StR. I , 590; 2a! R. 262 fi. 
band u 159; Rehm 100;| 9 Seydel 145; a. U. Rie- 
Cahn 54 del 261. 
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nach fi; durch Aufnahme, Geburt, Legitimation, Verheira- 
tung lönnen aber anbererfeit3 mehrere Staatsangehörigleiten 
neu entitehen, in den letgenannten brei Fällen, wenn ber 
für das Rechtsverhältnis maßgebenve Teil mehrere Staats⸗ 
angehörigfeiten befitt;®? Anftellung in einem Einzelftaat, 
die den Erwerb der Staatsangehörigfeit des letzteren zur 
Folge hat, ift vom Geſetz nicht als Berluftgrund der frühe- 
ren Staatsangehörigfeit bezeichnet. 


B. Berfan.s 

Analog den Erwerbsgründen gliedern fi die Berluft- 
gründe in folde, welde ipso jure und ſolche, welde nur 
auf Grund eines formellen Rechtsaktes wirken. 

Die einzelnen PVerluftgründe find: ®* 

1. Legitimation ($. 13),8° 

2. Heirat (ebenda),?® 

3. Erklärung der Ehenichtigkeit, nicht aber Ehe— 
fheidung (ebenda), 

4. Entlaffung durch formellen Rechtsakt (55.14 ff.)®? 

Die Entlaffung als ftaatsrechtlider Akt wird durch Die 
„böhere Verwaltungsbehörde" auf Grund eines geftellten 
Gefuches erteilt; die Wirkung beginnt mit erfolgter Zu⸗ 


82 Beifpiel: die B. ift Bayerin | *5 san 119 ff. 

und beiratet den ., der Breuße| 3% Ca 

und Sachſe ift; die B. verliert | fchriften, welche in betreff der 

durch die Heirat die bayrifche | Ebefchließung von Ausländern 

und erwirbt die preußifche und | beftehen; ſ. auch zu 5. 38 bes 

rädfiige Staatsangehörigkeit. | Gef. v. 6. Febr. 1875 v. Siche⸗ 
Cahn 112 ff. ; 


24 Dazu Tommen noch die Hinfhius, Komm. 195 f. 
Vorſchriften der Staatöverträge; | (3. N. 
ſ. über diefelben Cahn 113. 21 Cahn 128 ff. 
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ftelung der Urkunde? Jedoch erlifcht die Wirkſamkeit 
der Urkunde mit rückwirkender Kraft, wenn nicht der Ent- 
lafjene innerhalb 6 Monaten nah erfolgter Zuftellung 
feinen Wohnſitz fahtifh außerhalb des Reich3gebietes nimmt 
oder die Staatsangehörigleit in einem anderen Einzelftaat 
erwirbt ($. 16);°% die Urkunde wird dann überhaupt ala 
nicht außgeftellt betrachtet und es erfolgt die Heranziehung 
zu allen Staatspflichten.‘! Die Entlafjung erftredt fidh 
wie die Raturalifation mangels befonderen Borbehaltes 
ipso jure aud auf die Ehefrau und die minderjährigen 
Kinder, auf letztere vorbehaltlih der unten bezeichneten 
militärifchen Befchränkungen.*! Bei Überfiedelung in einen 
anderen Einzelitaat muß die Entlaffung auf geftelltes Ge- 
fu gewährt werben, wenn die Aufnahmeurfunde dieſes 
anderen Einzelftaates vorgelegt wird (88. 15, 24); letz⸗ 
tere ift aber keineswegs pofitive Vorausſetzung, auf 
Grund deren allein etwa die Entlaffung gewährt werben 
dürfte. Bei Auswanderung in einen fremden Staat 
darf nach Heutigen internationalen Prinzipien die Entlafjung 
ebenfalls nicht verfagt werben: +? die deutfche Geſetzgebung 
Sasn ıla. an Bevollmädtigte: 


0 jÜber die Berechnung von 
Datum zu Datum f. Seydel, 


2 Das frühere Recht ftebt 
belanntlih auf dem enigegen- 
gejekten Standpunkt; die Wan- 
delungen in dieſem Punkt bilden 


Ann. 18 6, 148, weitere Litte⸗ 
a, bei ©. Meyer, Lehrb. 


Die Ausſtellung iſt alſo 


als reſolutiv bedingt zu be-|v 
er Cahn 144; Laband 


Cahn 146 r. 
24 II, 1 oa “1 


eined der bedeutjamften Mo⸗ 
mente nicht bloß der Rechts⸗, 
fondern der ganzen Kulturent- 
min f. dazu Rehm 72ff.; 

a Br. 2 LER. II, 17 88. 130, 
1 * Sibrtin "Hol endo 3 
Handb. d. Völkerrechts II, 596 ff. 
und die dort verzeichnete Litte- 
ratur. 
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(8. 17) febt dieſes internationale Prinzip voraus und for- 
dert nur von Beamten, daß fie zuvor dieſes Nechteverhält- 
nis löfen; außerdem find nod die nachfolgenden Be- 
ſchränkungen militärifher Ratur** ftatuiert: 

a) Aktiven Wilttärperfonen, einfhließlih der zum 
Dienft einberufenen Reſerviſten und Land(Gee-)wehrleute, 
muß die Entlafiung unbedingt verweigert werben ($. 15 
Abf. 2, 3); 

b) Wehrpflitigen im Alter vom vollendeten 17. bis 
zum vollendeten 25. LZebensjahr, die noch nicht ausgehoben 
find, darf die Entlaffung nur gewährt werden auf Grund 
eine® Zeugnifles der Erfahfommiffion, daß fie die Ent- 
laſſung nit nachſuchen, um ſich der Dienftpflicht zu ent- 
ziehen (8. 15, 1, Mil.-Gef. v. 2. Mai 1874 8. 30); 

c) die Genehmigung der Wilitärbehörbe, welche be 
liebig verfagt werben kann ‚5 ift gefeßliche Vorausſetzung 
für die Entlaflung bei folgenden Kategorieen von Perfonen 
des Beurlaubtenftandes: Dffizieren und im Offiziersrang 
ftehenden Ärzten, ausgehobenen aber vorläufig in die Hei- 
mat beurlaubten Refruten und Freiwilligen, den zur Dis⸗ 
pofition der Erſatzbehörden entlafienen Militärperfonen, den 
zur Dispofition der Truppenteile beurlaubten Mannjchaften 
(Mil.-Gef. v. 2. Mai 1874, RGBl. 61, 88. 34, 52, 54, 
56 Nr. 2—4, 60); 


2 S. dazu Cahn 135 ff.; Jedoch ift gegen die Berfa- 
G. Meder, Lebrb. 189; La⸗ | gung Klageim Berwaltungäftreit- 
banb Il, 624 ff. verfahren zuläffig in Preußen, 

+ Das Zeugnis der Erfak- | Bayern, Württemberg, Baden, 
fommiffion unterliegt einer | Heflen, Cahn 141. 
Nachprüfung von Civilbehörden, 

Entſch. d. pr. OVG. XV, 410. 
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d) Reſerviſten, Land⸗ und Seewehrleute, die nicht zum 
Dienft einberufen find,*® bedürfen zur Entlafjung ebenfalls 
der Genehmigung der Militärbehörde, die aber nicht ver- 
fagt werden fann (Kriegädienfi®. v. 9. Nov. 1867 $. 15; 
Mil.Gef.-Rov. v. 11. Febr. 1888 Art. II $. 11), 

5. Die deutſche Staatsangehörigkeit wirb ferner ver- 
loren dh Nichtgebrauch ($. 21). Wenn fi ein 
Deutfcher zehn Jahre ununterbrochen (zeitweilige Rückkehr 
mit Niederlaflung im Reiche unterbricht alfo den Lauf ber 
Friſt)“ im Ausland50 aufhält, fo verliert er nah Ab- 
lauf dieſer Zeit feine Rechtsqualität ald Deutfcher, falls 
er nicht ein ftantliches Neifepapier®! oder einen Heimats⸗ 
fein mit ſich führt, ober zum Zweck des Cintrittes in 
fremden Staatsdienſt die befondere Erlaubnis feiner Re- 
gierung eingeholt hat.°? Abgewendet kann jedoch dieſe von 
felbft eintretende Rechtsfolge dadurch werben, daß Ein- 





46 Auch innerhalb des sub b. 
bezeichneten Alters f. Seydel 
in Hirths Ann. 1881, 67 ff.; 
G. Meyer, Lehrb. 1898, 

#7 Die Straffankttionen zu 
diefen Beftimmungen |. RStGB. 

. 140, 360 8. 3. Die Mili- 

rgejeße ftatuieren nod eine 
8* von Rechtsvorſchriften für 
Perſonen, die mit Genehmigung 
der Militärbehörde ihren Wohn⸗ 
fit im Ausland genommen 


Haben. 

# Cahn 1l51ff.; Laband 
I, 165 f. 

4 Seydel 154; Cahn 159. 


‚® Den zwar felbftverftänd- 
lichen, aber dennoch beftrittenen 


Sa, daß die Schukgebiete In⸗ 

fand find, fpricht beſonders aus 

ni 0 v. 17. April 1886 8.6 
b 


5 Auch das Seefahrtsbuch ift 
ein folches vgl. Cahn 162, über 
ein einheitliches Formular von 
Heimatöfcheinen 8. d. BR. vom 
20. San. 1881, Cahn 196. 

52 Bol. dazu die Übergangs- 
beftimmung in $. 25. rr⸗ 
ſinn und Minderjährigkeit einzu⸗ 
rechnen ſind, iſt ſtreitig: bejahend 
Labandl, 1661; Seydel, Ann. 


a. 
Reichsamt des Innern. 
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trag in die Matrifel eines deutſchen Konfuls erwirft wird; 
der Konjul bat über den erfolgten Eintrag auf Verlangen 
einen Matrikelſchein zu erteilen. Die Friſt von zehn 
Jahren kann durch Staatsvertrag auf fünf Jahre reduziert 
werben für Deutfche, welde fi in einem fremden Staate 
fünf Jahre ununterbrochen aufhalten und die Staatdange- 
börigfeit jenes Staates erworben haben, einerlei, ob fie ein 
Neifepapier oder einen Heimatsſchein haben oder nicht.°* Der 
durch die oben bezeichnete Rechtsfolge Betroffene kann jedoch 
im Falle der Rückkehr in das Reichsgebiet jederzeit Wieder- 
aufnahme in die deutſche Staatsangehörigfeit verlangen 
und diefelbe muß ihm gewährt werben in dem Staate ber 
Niederlaffung ($. 21 Abf. 5). Andererfeitö darf die 
Wiederaufnahme durh den früheren Heimatsſtaat felbft 
dann gewährt werben, wenn feine Nieberlafiung im Reichs⸗ 
gebiete erfolgt und feine andere Staatsangehörigfeit er- 
worben iſt.b — 

Der Verluſt der Staatsangehörigkeit durch Nichtgebrauch 
erſtreckt ſich nad pofitiver Beſtimmung des Geſetzes auch 
auf die Ehefrau und die minderjährigen, unter väterlicher 


52 S. hierüber Näheres Bd. IT| Lehrb. 195; v. Martitz 827 ff., 
im Konſularrecht. VBgl. auch 1122 ff.; Seydel, Bayr. SIR. 
Meyer, Lehrb. 192; Cahn IJ, 557; Entſch. d. pr. DVG. 
155 ff. 388 ff. 


5 Diefe Vorfchrift bezieht fich 
insbefondere auf die nordameri-| 55 Cahn 182 ff; Laband 
kaniſche Union (Bancroft-Ber-|I, 167°; f. au Entf. d. pr. 
Hi ſ. den Text bei Cahn | OVG. XIV, 395 f., der Rechts⸗ 
174 ff., vgl. über die Sache anſpruch erftredt fih auch auf 
jelbft und die beveutende Litte- | die im Ausland „peöozenen Kin⸗ 
ratur der Frage Laband I,|der, ebenda XXI, 388 ff. 
167°; Cahn 153; ©. Meyer, 
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Gewalt ftehenden Kinder, wenn fie fih beim Vater befin- 


den (8. 21 Abf. 2).56 


6. Endlich Tann die deutſche Staatsangehörigleit zur 


Strafe verloren werden: 


a) von Deutfchen, welche beim Ausbruch eines Krieges 
auf die ergangene generelle Aufforderung des Kaifers bin 
nit in das Vaterland zurückkehren ($. 20); 97 

b) von Deutſchen, melde ohne Erlaubnis ihrer Regie- 
rung in ausländifchen Staatsdienft getreten find und auf 
ergangene Aufforderung feitend des Heimatsſtaates dieſes 
Dienfiverhältnis nicht löfen (8. 22).58 59 

Die Entſcheidung erfolgt in dieſen Fällen dur die 
Eentralbehörbe des Heimatsftantes mit Wirkfamfeit für das 


geſamte Reichsgebiet.“o 81 


se Vgl. Seydel 152 f.; La- 
band I, 166; Riedel 268; 
v. Pozl 731, Cahn 170. 

5 Sahbn 148.5 Laband 
I, 188 f. 

68 Cahn 187 ff; Laband ], 
140 


5 Außerdem konnte gemäß 
G. v. 4. Mai 1874 (RGBI. 43) 
über die unbefugte Ausübun 
von Kirchenämtern der Berluft 
der Staatöangebörigfeit noch 
ausgeiprochen werden für Geift- 
liche oder andere Religionsdiener 
«) welhe dur Urteil eines 
ftantlihen Gerichte aus dem 
Amte entlaflen waren und 
trotzdem fortfuhren, dad Amt 
fih ausdrücklich anzumaßen oder 
thatfächlich auszuüben; 8) eben- 


Auf Frau und Kinder erftredt 


Amtsbandlungen vorgenommen 
hatten und infolgebeffen von der 
Zandespolizeibehörbe in beftimm- 
ten Bezirken fonfiniert oder aus 
folchen erterniert worden waren, 
wenn fie den polizeiliden Ber- 
fügungen zumider bandelten; 
ebenfo y) für Berjonen, welchen 
ein Kirchenamt den Borfchriften 
der Staatögefeke zumider über- 
tragen oder von ihnen über- 
nommen wurde, wenn wegen 
Amtshandlungen in dieſem 
Amte richterliche Beitrafung er- 
folgt war. Dieſes Gefek ift auf- 
gehoben durch ©. v. 6. Mai 
18 (RGBl. 69). 

so Sehr richtig weift Laband 
1, 138 f., Bier auf die „mit be 
fonderer Deutlichfeit” hervor⸗ 


fo für gerichtlich entlafjene Reli- | tretende „innere Einheit von 


gionsdiener, welche 


einzelne | Staatd- und Reichsbürgerrecht“ 
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fih die Wirkung der Aberlennung der deutſchen Staats- 
angehörigfeit zur Strafe nit. Im Falle einer mehr- 
fachen deutſchen Stantsangehörigfeit muß prinzipiell ange- 
nommen werben, daß der Berluft einer derfelben den Ber- 
[uft aller nad) ſich zieht, wie dies bei Geiftlihen und 
Religionsdienern, die zur Strafe erpatritert wurden, das 


Geſetz ausdrücklich beftimmt batte.°® 


und die Kongruenz der Unter- 
tbanenpfliht gegen Reih und 
Einzelſtaat Bin. 


61 Neuerdings hervorgetretene 


Übelſtände 
besco⸗Fall) laſſen es als drin⸗ 
gend wünſchenswert erſcheinen, 
daß über die Naturaliſation 
von Ausländern überhaupt von 
Reichswegen eine Kognition er- 
folge, wie dies jetzt auch in der 
Schweiz geſchieht. Diefe Kogni- 
tion aber jollte jedenfalls dem 
höchſten Regierungsorgan des 
Reiches, dem Bundesrat, bezw. 
einem Ausſchuß desſelben, der 
in zweifelhaften Fällen die Ent⸗ 
ſcheidung des Plenums einzu⸗ 
holen hätte, vorbehalten bleiben. 
Bol. Seydel, Ann. 1876, 733; 
Th. Landgraff ebenda 1027. 

62 jibereinftimmend Meyer 
191%; vgl. au Seydel 151 f., 
der die Strafe auf die Frau, 
nit aber die Kinder ſich er- 
ftreden läßt. 

6 A. A. Meyer, Lehrb. 194, 
der vielmehr jene Gefeteäbeftim- 
mung al® argumentum e con- 





trario verwertet und anninımt, 
daß zwar durd Legitimation, 
Verheiratung und zehnjährigen 
Aufenthalt im Auslande, eberfo 


(Beauffremont-Bis | in dem angezogenen vom Gefek 


ausdrücklich entfhiedenen Spe⸗ 
zialfall, ebenſo bei Entlaſſung 
zum Zweck der Auswanderung 
alle Staatsangehörigkeiten er⸗ 
löſchen, nicht dagegen in den 
unter 1. u. 2. bezeichneten Fällen 
der Entlafſung zur Strafe. Das 
wäre ein prinzipiell ganz un⸗ 
haltbarer, ja begrifflich unmög⸗ 
licher Rechtszuſtand. brigens 
liegt auch hierin eine Nötigung, 
dab von feiten ber Gentralge- 
walt über Naturalifationen und 
Entlaffungen eine Kognition ein⸗ 
gerichtet werde. Bol. auch La- 
band I, 168, der fi) zweifel- 
baft äußert, tro der „völligen 
Analogie der Fälle“, da der 
„extenfiven Interpretation” „der 
Charakter des ©. v. 4. Mai 1874 
als eines Ausnahmegeſetzes“ 
entgegenſtehe. 
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g. 18. 


Her Rechtsinhalt der Keihsangehörigkeit.! 
L Allgemeine Erörterung. 


Der Rechtsinhalt der Staatsangehörigkeit läßt ſich mit 
wenigen Worten dahin zufammenfaflen: der einem 
Staate Angehörige ift verpflichtet, den Ge- 
fegen des Staates Gehorſam zu leiften. Darin 
liegt negativ, daß er alles unterlaffen muß, 
was dem Staate Schaden bringt, und pofitiv, 
daß er alles leiften muß, was der Staat zu 
feinen Zweden von feinen Angehörigen for- 
dert. Diefe beiden Gefihtspunfte haben im einzelnen 
eine umfaflende fpezialgejeglihe Ausbildung empfangen. 
Soweit feine Normen dieſer Art vorhanden find, ift der 
Staatsangehörige in feiner Bewegung und Thätigkeit frei: 
jenen Pflichten zur Treue und zur Erfüllung 
der vom Staate geforderten Leiftungen ent- 
[pridt demnad das in der Staatdangehörig- 
feit enthaltene Recht, im Rahmen der ftaat- 
lihen Rechtsordnung frei dem Ermwerbe und 


1 Bol. Hierfür befonderd v. dem Wort „Untertfan’ ein ' 
Gerber, Grund; &. 222-225, Grauen empfindet und mit 
der fi volllommen zutreffend, | „trüben Medien fchillernder 
nur vielleicht nicht fcharf genug, | Bilder” den Fundamentalgrund⸗ 
gegen eine Anſchauung wendet, ſatz verbedt, daß der Staat3- 
ie nur nad „Redten” ruft | angehörige der Staatsgewalt 
und darüber das richtige Ber- | unterworfen fei und nur in 
fländni® für die Pflichten ver- : Konfequenz der Hieraus ent- 
liert, die, angeftelt durch die fpringenden Pflichten ſtaats⸗ 
republifanifche Phraſe, fchon vor bürgerliche Rechte hat. 

Born, Staatsrecht I. 2. Aufl. 24 
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der Befhäftigung nahzugehen und hierfür den 
ſtaatlichen Rechtsſchut in Anfprud zu nehmen. 

„Das Weſen der Zugehörigkeit zu einem ftaatlichen 
Organismus bejteht in der Unterthanenfchaft, d. h. in der 
Unterwerfung unter bie obrigfeitlide Herrihermadt. Der 
Bürger ift als Einzelner Objekt der obrigkeitlichen Rechte 
des Staates; die Willensiphäre des Staates richtet ſich 
gegen ihn und verpflichtet ihn zu Handlungen, Zeiftungen 
und Unterlafjungen behufs Durchführung der den Staate 
obliegenden Aufgaben.” ? 

Dafür aber hat der Staat jedem einzelnen feiner Unter- 
thanen gegenüber die Pfliht, Schub und Rechtsſicherheit 
nah Maßgabe der Gefehe zu gewähren, eine Pflicht, die 
fih auch in das Ausland eritredt und gerade nad ber 
legteren Richtung in den modernen Kulturftaaten eine aus⸗ 
gedehnte und jorgfältig geordnete Spezialifierung erfahren 
bat, während die Theorie diefem Rechtszweig bis jetzt feines- 
wegs eine feiner hohen Bedeutung entfprechende Würdigung 
hat zuteil werden laflen. — 

Aus diefen allgemeinen Bemerkungen ergiebt fi, daß 
die ftrenge Syſtematik des Staatörechtes für die Darftellung 
des Nectsinhaltes der Staatsangehörigfeit fordern müßte 
entweder, daß man ſich begnüge mit dem allgemeinen Sage: 
der Staatsangehörige ift feinem Staate zum Gehorfam und 
der Staat feinem Angehörigen zu Schuß verpflichtet ober 
aber, daß man die ganze Rechtsordnung unter der Rubrik 
„Rechtsinhalt der Staatsangehörigfeit" Ddarftelle? Die 


2 Zaband I, 131. 
® Diefer wörtlich ebenſo be 
reitS in der 1. Aufl. (1880) for- 


mulierten Anficht bat fi au 
Seydel, Bayr. SER. J, 5 
(1884) angefchlofien, ebenfo 
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Theorie hat jeboch weder diefen noch jenen Weg einge- 
Ichlagen; vielmehr bat man einen Mittelweg genommen 
und unter dem Thema der Stantdangehörigleit zwar 
nit einen Katalog aller Rechtsſätze gegeben, die fich 
auf die Staatsangehörigen beziehen, wohl aber eine Auf: 
zählung der fogenannten Grundrechte, ein Begriff, der 
Zeinerlei juriſtiſche Formulierung fand, der infolgedeflen 
einen bequemen Dedmantel bot für eine wunderliche Mi- 
fhung von wirklichen Rechten und von politifhen — mehr 
ober weniger gevechtfertigtn — Wünfden. Es tft nit 
verwunderlih, daß ein fo fcharfer Denker wie Laband,“ 
dem Gedankengang Gerbers® folgend, unter diefen Ber- 
bältnifien mit der ganzen Kategorie der „Grundrechte“ 
furzen Prozeß machte ımd fie mit ber fpöttifchen Bemerkung 
über Bord warf: warum man denn nit das Recht, 
Wechſel zu traffieren, auch als ein „Grundrecht“ aufführe? 
Aber die ftrenge Konfequenz feiner prinzipielen und prin- 
ziptell richtigen Auffafiung des ſtaatsrechtlichen Charakters 
diefer „Grundrechte“ zieht Laband nicht: vielmehr bringt 
auch dieſer Schriftfteller einen Katalog von Einzelrechten, 


Jellinek, Spft. db. fubj. öff. der zutreffend die Staatsange- 
FR. 112 (1893), welcher bemerkt: | hörigfeit al3 „Staatörecht“ da- 
„mit fharfem Blick hat endlich | rakterifiert; ebenfo Laband I, 
Seydel die Unmöglichkeit eines | 130 f. 

derartigen Beginnend ertennend| Vgl. hierzu Laband |, 
erflärt: den rechtlichen Inhalt | 141 ff. und die bier N. 1 ge- 
der Staatsangehörigkeit erfchd- | gebenen Litteraturnacdhweile; 
pfend zu beftimmen, würde eine |andererfeitd Meyer, Lehrb. 
Aundreife durch das ganze|$. 217. Übereinft. mit Laband 
Staat8reht vorausfegen.” Die auch Hänel StR. I, 356. 
«Rundreife* würde fi noch, viel! 5 Über öffentl. Rechte (1852) 
weiter ausdehnen müffen. Über- | ©. 76 ff., Grundz. d. StR. 88. 
einft. auh Hänel StR. 1, 355ff., | 10°, 17. 





24.* 
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die in der Staatsangehörigleit enthalten fein follen, giebt 
alfo der Theorie von den Grundrechten gewiffermaßen nur 
eine andere Wendung. Dabei verdient es jeboch befonders 
bervorgehoben zu werden, daß die Darftellung der Staat3- 
angehörigleit bei Laband infofern einen großen Yort- 
ſchritt repräfentiert, als dieſer Schriftfteller zuerſt bie 
ſtrafrechtlichen Geſichtspunkte der Lehre ſcharf hervor⸗ 
gehoben und ausführlich behandelt hat. Wenn aber La⸗ 
band das „Wohnrecht“ als Inhalt der Staatsangehörig- 
feit aufführt, fo erhebt fich hinfichtlich der Syſtematik doch 
auch hier die Frage: warum nicht ebenfogut das Recht, 
Wechſel zu traffiern? Und aud von den ftrafretlichen 
Momenten der Lehre gilt prinzipiell ganz das Gleiche. 

Es ift aber in der That der von der Theorie bisher 
feftgehaltene Gedanke, als Anhalt des Staatsbürgerrechtes 
„Grundrechte“ aufzuzählen, wenn auch ſyſtematiſch unridtig, 
doch aus einem anderen Gefichtspunft recht wohl zu ver- 
teidigen. Es empfiehlt fi, bei der Lehre von 
der Staatsangehörigfeit Die Grundzüge der— 
jenigen Ordnung darzulegen, inderen Rahmen 
das Leben der Angehörigen des Staates fid 
bewegt: im Zufammenhang mit dem faktiſchen 
Subitrat, da8 für jeden Staat efjentiell ift, 
den Menſchen, d. i. den ftaatsredtlih zu dem 
„Volke“ gehörigen Perfonen, wird am beften 
troß aller Bedenten der ftrengen Syſtematik 
durch Darlegung der Grundzüge des für jene 
Menſchen geltenden Rechtes ein Überblid ge- 
wonnen über den Kulturgrad, den die Staats— 
und Rechtsordnung repräfentiert. Das ift der 
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richtige und feitzubaltende Gedanke, den die Theorie von 
den „Grundrechten“ einfchließt, der aber allerdings ſtark 
verbunfelt wurde durch den groben Unfug, der vielfach von 
der politifchen Darftellung des Staatsrechtes hinſichtlich der 
„Grundrechte“ verfchuldet ift.* 


U. Die Pflidten. 


1. Die Gehorfams- und Treupflidt. 

Leder Deutſche ift dem Staat zum Gebor- 
fam verpflidtet. Der Staat wird repräfentiert ent- 
weder durch das Reich oder die Einzelftaaten: der Gehor- 
fam bemißt ſich lediglih nad der für jene Yaltoren be- 
ftehenden Kompetenzgrenze.” Vorausſetzung für den Ge- 
borfam ift nur, daß das den Staat vertretende Drgan in 
rehtmäßiger Ausübung feines Amtes fi befinde. Die 
Frage der Rechtmäßigkeit ift im einzelnen Fall quaestio 


6 gl. Hierher. Gierke in als eine Abftraltion der Wiffen- 


Schmollers Jahrb. VII, 1132 ff., 
Jellinek, Syft. d. fubj. öff. R. 
39, 11 —* Binding, 
Reichsgründung 22 fi. (doch 
klingt aus ihnen klar vernehm⸗ 
bar der ganz natürliche natio⸗ 
nale Aufſchrei gegen die Reak⸗ 
tion in Deutfihland*); Hänel 
StR. I, 356: „die Grundredte 
find nichts anderes als zur 
Höhe von Berfaflungsbeftim- 
mungen erhobene Rechtsgrund⸗ 
I für einzelne oder mehrere 
beitimmte Verwaltungszweige 
unter dem einfeitigen Geſichts⸗ 
punkte der ftaatSbürgerlichen 
Berechtigung“; Gneiſt, Rechts⸗ 
ſtaat S. 60: „nicht als beſon⸗ 
dere Individualrechte, ſondern 


ſchaft aus dem Geiſt der Juſtiz⸗ 
und Verwaltungsgeſetzes; Wal⸗ 
deck im konſtituierenden Reichs⸗ 
tag 1867 (Sten. Ber. I, 108): 
„wir baben einen großen Teil 
diefer Grundrechte in ber preuß. 
Verfaſſung und wir haben bie 
Erfahrung gemacht, daß fie nur 
infofern von einigem Wert für 
das Boll find, als fie fi durch 
Drganifation und Gefehgebung 
in Fleiſch und Blut verkörpern”. 
Bol. ud D Meyer, Verm.- 
R. L 8. ff.; Gareis, Allg. 
StR. 8. 54 ff.; Tezner bei 
Grünhut XXI, 80 f., ſpeziell 
gegen Jellinelt. 
Laband I, 131f. 
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facti: allgemeine Regeln lafien fih hierüber nicht aufftellen ; 
in jedem Falle Tann Gehorfam nur im Rahmen 
von Berfaffung und Gefegen gefordert werden. 
Liegt diefe Vorausfehung aber vor, fo ift der Gehorfam 
Staat3bürgerpfliht, gleichgültig, ob er für ein Thun oder 
Unterlafien gefordert if. Die vielberufene Theorie, 
vom „paffiven Widerftand” als der erlaubten 
Dppofition gegen Anordnungen des Staates, 
die ein pofitives Thun fordern, wenn man 
fih nur den durch das Nichtthun verurfadhten 
Rechtsfolgen unterwerfe, ift in nuce die Auf- 
löfung jeder ftaatlihen Drbnung und es ift ge 
rabezu unbegreiflich, wie dieſe Lehre bis auf den heutigen 
Tag eine fo wenig beftrittene Herrſchaft in der Theorie 
behaupten konnte? — 

Zum Geborfam gegenüber den vom Staat ausgehenden 
Nechtsvorfchriften ift jedoch nach heutigen Rechtsprinzipien 
nicht allein jever Staatsangehörige, fondern auch jeder im 
Staatsgebiet fi aufhaltende Ausländer verpflichtet. ‘Der 


8 Diefe Lehre ift befanntlich Wiſſenſchaft“ eingreift, mas fie 
ein Saupfftüd aus dem Inven⸗ | „nicht darf”. Das ift die grund- 
tarium des alten Naturrechtes ſätzliche Rechtfertigung der Revo- 
und in deflen Rahmen nicht nur | lution. Univerſalhiſtoriſch oder 
verftändlih, fondern notwendig | rechtöpbilofophif find jene 
al8 Konjequenz des behaupteten | Säge unentbehrlid, juriſtiſch 
„Staatövertrages“ („contrat so- | find fie unmöglich. Das Gleiche 
cial“. Aber auch Schulze|wird von ber Bierlingfchen 
8. 142 betont ala Fiſuiq g Anerkennung“, welcher Theorie 
maniſche Auffaftung” die „es Jellinek, Öff. Rechte S. 189 
wiſſenspflicht des Bürgers, der | beiftimmt, behauptet werben 
Staatögewalt den Gehorfam zu | müflen, fofern dieſelbe über bie 
verfagen”, wenn fie „mit ihren |gefeglich geordnete Mitwirkung 
Geboten in die höhere Sphäre des Volles bei ber Be 
der Moral, der Religion, der | des Rechtes hinausgreifen fol. 
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Staatsangehörige aber ift überdies noch in befonderer 
Weife zur Treue gegen feinen Staat verpflichtet, und 
diefe Treupflicht bat eine ausgedehnte ftrafrechtliche? 
Spezialifierung erfahren. Gegen die Verlegung der ftaat3- 
bürgerligen Treupflicht 10 find gerichtet die Strafgefeße 
wegen Hoch⸗ und Landesverrates; der „Verrat von Aus- 
ländern ift ein prinzipiell anderes Delift ala der Verrat 
von Staatsangehörigen an der dem Baterlande fchuldigen 
Treue.1! Das Nämliche gilt von der Majeftätsbeleidigung. 
Wenn Ausländer wegen diefer Delikte beftraft werden, fo 
geihieht dies nur aus dem allgemeinen Gefichtäpunite, 
daß der Staat in feiner Integrität gefehügt werben muß; 
wogegen für Inländer bei diefen Deliften das ftantörecht- 
lide Moment der Berlegung der dem Staat fchuldigen 
Treue den für die ſtrafrechtliche Konftruftion maßgebenden 
Geſichtspunkt bietet.!? Diefe ftantörechtlichen Geſichtspunkte 

9 Mit Recht weiſt Laband | Bayr. StR. 111,387, &.Meyer, 
1, 138 bier auch auf den inneren | Berm.-R. 666; Ebrenberg, 


ee bin, in dem | Kommendation und Huldigung 
. 20 des Staatdangeh.-®. (ſ. nach fränt. Recht 112 ff.; gr 


ia * Pr mit dieſer Treu⸗ 
pfli eht. 

10 Vgl. zum Folgenden La⸗ 
band J, 133 ff. und die dort 
zitierte ftrafrechtliche Litteratur. 
Gegen den Labandſchen Ge 
danken haben ſich bie meiſten 
neueren Schriftſteller ausge⸗ 
ſprochen, und in der That wird 
der Schwerpunkt desſelben nicht 
auf dem rechtlichen, ſondern auf 
dem moraliſchen Gebiete zu ſuchen 
ſein; doch entbehrt er nicht 
der rechtlichen Ausprägung, die 
noch eingehender zu unterſuchen 
ſein wird. Dagegen: Seydel, 


linek, ſubj. öff. Rechte S. 187. 
Über ven Standpunki des älte⸗ 
ren deutſchen Rechtes: „indubi- 
tatum, hoc crimen non nisi a 
subditis Be rari“ (Carpzov) 
f. Rehm 32 ff.; vgl. auch Hä⸗ 
nel StR. I, 357 in grunbjäß- 
licher Übereinftimmung mit dem 
Labandſchen Gedantengang. 
11 Laband I, 133 ganz ridh- 
tig. Bel aud Rnitgt , 
Hochverrat 51 ff.; Rehm of; 
über die ältere Entwidelung des 
Gedankens. 

12 Dieſes ſubjektive Moment 
tritt insbeſondere darin hervor, 
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aber müßten fonfequenterweife im Bundesftaat dahin führen, 
Daß ein Unterfhied zwifhen Rei und Einzel- 
ftaat in Bezug auf die fpeziell gegen den 
Staat geridhteten Delikte garnidt gemadt 
würde. Reich und Einzelftaaten in ihrem Zuſammen⸗ 
wirfen repräfentieren die deutihe Staatögewalt: die 
Staat3oberhäupter der Einzelftaaten, in forporativer Einheit 
gedacht, tragen die deutfche Staatögewalt (f. oben ©. 88 ff.), 
folglich jollte das Strafrecht hier prinzipiell feinerlei Unter- 
ſchiede ftatuieren. Die „fubjeltive Treuverpflichtung” der 
Deutfchen befteht im Verhältnis zu den fämtlichen Einzel- 
ftaaten und deren Landesherren grundſätzlich in gleicher 
Weife, weil Diefelben ſämtlich Beitandteile des Neiches, 
bezw. Träger der Reichögewalt find. Durh den „An- 
teil, welchen die Landesherren aller einzelnen Staaten an 


— — — — — — 


daß Hochverrat, Landesverrat 
und Mojeftätäbeleivigung, von 
Deutſchen im Auslande begangen, 
in jedem Yall nah deutichen 
ufgelehen verfolgt merden 
tönnen [bft dann, wenn im) & 
Ausland fhon eine Strafe er- 
fannt wurde; allerdings ift dies 
bezüglich des 8 Hochverrates auch 
für Ausländer —5 und dem 
Hochverrat ſtehen Müunzpver⸗ 
brechen und Amtsdelikte gleich. 
RStGB. 88. 43. 1u. 2. vb. 5, 7. 

18 Der Satz abands I, 1%: 
„Dagegen fehlt ed an der ſub⸗ 
jettiven Treuverpflichtung im 
Berhältnis zu den anderen Ein- 
zelftaaten und ihren Landes» 
herren" ftebt durchaus in Wider- 
ſpruch zu den von Laband J, 


8.9 in fo ausgezeichneter Weife 
entwidelten Srundprinzipien der 
ſtaatsrechtlichen Struftur des 
Reihed. Richtig John bei 
v. —— Handb. LI, 
unrichtig Berner. 
Lehrb. (8) S. 365. Die Erör- 
terung des Textes iſt keines⸗ 
wegs, wie Laband jetzt S. 135! 
einwendet, „von der des 
Einheitäftantes beberrfcht”, viel- 
mehr ift der Standpunkt La⸗ 
bands und — teilweiſe — des 
RStGB. der ſtaatenbundliche. 
Doch iſt allerdings dum geben 
daß die ſtrenge Logi 
Gefühl der — Verbin⸗ 
dung mit dem „eigenen“ Landes⸗ 
beren bier miteinander in Streit 
liegen mögen. 
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der Reichsgewalt haben”, rechtfertigt fi nicht nur der 
„Wegfall der Bedingung der Reziprozität“ und eine „höhere 
Mormierung des Strafmaßes“ als gegenüber ausmärtigen 
Staatsoberhäuptern, Tondern jener „Anteil” hat zur logifch 
notwendigen Konfequenz den Wegfall jeder Verfchiebenheit 
in der Normierung des Strafmaßes. 

Das deutſche Strafgeſetzbuch hat diefen ftaatsrechtlichen 
Gefihtspuntten nicht volle Rechnung getragen ‚'* vielmehr 
macht es in den einfchlägigen Rechtsſätzen eine vierfache 
Unterfdeidung: 1. das Reich, 2. der Einzelftaat, dem der 
Delinquent ſtaatsrechtlich angehört, 3. der Einzelitaat des 
Aufenthaltes, 4. die anderen Einzelitanten. In gleicher 
Weife wird hinfichtlich der Träger der Staatsgewalt unter: 
Ihieden mit der Maßgabe, daß als folder für das Neich 
der Kaifer ftrafrechtlich betrachtet wird. 

Was nun die einzelnen hierher gehörigen Delikte be- 
trifft, fo ftehen für Hochverrat durch Mord oder Mord- 
verfuh am Träger der Staatögewalt (StGB. $. 80) die 
oben sub 1—83 aufgeführten Kategorieen im Straffchuge 
vollfommen gleich, indes für die Kategorie sub Ziffer 4 
nur ein geringerer Schuß ftatuiert ift (8.81 3.1). Das 
gleiche Syitem ift hinſichtlich des Deliktes der Majeftäts- 
beleivigung befolgt (StGB. 88. 94 u. 95, 98 u. 99). 

Keine Unterfheidung unter den vier Kategorieen wird 
Dagegen gemacht, die betreffenden Beitimmungen find fomit 
im Hinblid auf den Bundesſtaat ſtaatsrechtlich richtig for- 

14 Berner, Lehrb. (8) 340 umfaßt und überall von dem 
behauptet zmar: „das RStGB. Grundgedanken audgeht, daß das 
ftelt ein politifhed Strafrecht | ganze Heichögebiet 8 and jet”, 


auf, welches daS Reichsganze die Behauptung ift aber nur in 
und die einzelnen Reichsftaaten | fehr mobdifizierter Weife richtig. 
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muliert: bei dem „Unternehmen“ 7° von Hocdverrat, der 
fih gegen das Gebiet oder die Reichöverfafiung richtet 
(StGB. 8. 81 3. 2—4), fowie in beftinmten Füllen des 
fog. militärifhen Landesverrates (StGB. 88. 87, 88), 
ferner bei ben fog. diplomatifhen Landesverrat (8. 92), 
fowie bei dem gefamten Straffyfteme, das für „Widerfland 
gegen die Staatsgewalt“ aufgerichtet ift (StGB. 8. 113)."* 

Die befprodenen Sätze des deutfchen Strafrechtes geben 
noch zu einer weiteren flaatsrechtlichen Bemerkung Anlaß. 
Wie oben bemerkt, muß prinzipiell das fuhjeltive Moment 
der Verlekung der ſtaatsbürgerlichen Treupflicht für diefelben 
die Baſis der Konftruftion bieten: dieſes Moment ift aber 
vom pofitiven Recht nur in den 88. 87, 88, 89, 90 
(„militärifcher Landesverrat”) berüdfichtigt; die genannten 
SS. find nur anwendbar auf Deutfche,!? indes für Aus- 
länder hier das beſondere Strafgefeh in $. 91 Abf. 1 zur 
Anwendung kommt; ausgenommen find jedoch ſolche Aus- 


15 S. dam RStGB. $. 82; 
ferner 88. 86 über anbere 
Dozbereitun ngäßanbfun en, fowie 

ah —— (3) 6.520 20f. 
Der Gegenfab zwiſchen 


IT Bor. John a. a. O. 48ff.; 
v. giant 523 führt aus, da$ 
nur beim Landes⸗, nicht beim 
Hocdverrat, „das Treuverhältnis 
des Staatsbürgerd zu feinem 


Bundeshnat und Staatenbund 
tritt befonders Kar hervor durch 
die Vergleihung zwiſchen dem i 
hinſichtlich des Hochverrates im 
Reiche geltenden und dem im 
heren deutſchen Bunde vor⸗ 
handenen Rechte: v une über os 
tere82abandl, 13 (uns 
8. 92 ſ. ferner &. 139 f. and 
bie Mitteilung aus den Motiven, 
sol a aud Liszt 88. 165—167, 


Staate von enijeidender Be 
beutun fei, der nur 
erheren —* liegenben 
‚Berbinbung mit einem 
Gemeinwefen“. Eine folde ben 
aber nicht notwendige oder all- 
ein! e Porausfegung für bie 
Verlegung des dem Staate 
PR beftebenden Treuver- 
niff 
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länder, welde „unter dem Schube des Deutfchen Reiches 
oder eined Bundesſtaates fich innerhalb des Bundesgebietes 
aufhalten” und während diefer Zeit einen nad 88. 87, 
89, 90 ftrafbaren Landesverrat begehen; für folche gelten 
die nämlichen Beitimmungen wie für die Inländer ($. 91 
Abſ. 2). Für alle übrigen oben genannten Delikte da- 
gegen iſt das Moment der Staatdangehörigfeit nicht berüd- 
fihtigt worden: Deutſche und Ausländer werden vielmehr 
vollfommen gleich behandelt (aljo bei Diplomatifchem Landes⸗ 
verrat, Majejtätzbeleivigung, Hochverrat, Widerſtand gegen 
die Stantögewalt) und die Würdigung des Momentes ber 
Staatsangehörigkeit mag nur bei der Strafausmeſſung dur 
den Richter nach freiem Ermeſſen erfolgen. Es find dem⸗ 
nad in dieſen Strafgefegen zwei ihrer inneren Ratur nad 
prinzipiell verſchiedene Thatbeftände äußerlich zufammen- 
gefaßt, was befjer vermieden worden mwäre.!® 

Gegenüber „befreundeten” auswärtigen Staaten ift Re- 
ziprozität die notwendige Vorausſetzung für eine deutfcher- 
feitö zu bethätigende Beftrafung von Verlegungen des betref⸗ 
fenden Staates ($. 102). Die Verlegung der dem Staate 
geſchuldeten Treu» und Gehorfamspfliht Tann außer den 
oben bezeichneten ftrafrechtliden Yolgen unter Umftänden 
den Verluſt der deutſchen Staatsangehörigleit als Straf: 
folge nad fi ziehen: vgl. hierüber oben $. 12 B 8. 6 
(S. 867). 

2. Seder Deutſche ift wehrpflidtig (audge- 


18 Berner, Lehrb. d. Straf- | Vgl. Hugo Meyer, Lehrb. d. 
rechtes (8) ©. 342 meint, die im | Strafrehts (2) 88. 184%, 14, 
Tert gegebene Anfiht beruhe 185%; Laband 1, 133 ff. und 
auf „einer veralteten feubalifti- | befonder8 Heinze, ſtaatsrechtl. 
ſchen Auffaffung bes Staates”. | u. ftrafrechtl. Erörterungen 64 fi. 
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nommen die Mitglieder der regierenden Käufer und die 
Stanvesherren) (RB. Art. 57). Sn diefem Satz der Ver⸗ 
faffung liegt ein zweiter Fundamentalſatz bes deutſchen 
Staatsbürgerrechtes: die Pflicht, im Kriegsfalle das Bater- 
land mit Leib und Leben zu ſchützen und behufs richtiger 
Leiſtung dieſes Schuges bereit im Frieden die Militär- 
pflicht zu erfüllen. 

Näheres hierüber unten Bd. II im Militärredht. 

83. Jeder Deutſche bat in finanzieller Beziehung die⸗ 
jenigen Zeiftungen zu machen, welde das Reich behufs Er- 
füllung feiner Aufgaben zu fordern für nötig findet: bie 
Steuerpflidt. 

Näheres hierüber unten Bb. II im Finanzrecht. 

Hinſichtlich der Steuerpflicht gegenüber dem Einzelitaat, 
deren Ordnung dem partilularen Staatsrecht überwieſen 
wurde, hat das Reich nur durh ©. v. 18. Mai 1870 
(BGBl. 119) beftimmt, daß die Befteuerung von Deutfchen 
in dem Staate des Wohnfites, eventuell des Aufenthaltes, 
bei mehrfahem Wohnſitz der Heimat zu erfolgen hat, 
mehrfache Befteuerung aber verboten tft; Grundbefig, Ge- 
werbe, Bejoldungen find in demjenigen Staate zu beiteuern, 
mo fie belegen find, bezw. betrieben ober bezahlt werben.!? 

4. Jeder Deutfche bat übervies die Pflicht, alles zu 
unterlafien , was dem Staate fchaden Fönnte, bezw. pofitiv 
zu thun, was in präventiver Weife zur Verhütung von 
Schaden vorgefchrieben wird. Durch zahllofe Vorſchriften 
polizeilicher Natur bat der angegebene allgemeine Grundſatz 
feine Spezialifierung erfahren. Die Polizei tft den Einzel- 


28. dazu Blohmann in Hirths Ann. 1887, ©. 773 ff. 
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ftaaten verblieben, doch bat das Reich mehrfah in ein- 
ſchneidender Weiſe eingegriffen.?° 


III. Die Rechte. 


1. Jeder Deutfhe muß im VBollgenuß feiner 
bürgerlihen und ftaatsbürgerlihden Rechte von 
der Staatsgemwalt gefhügt werden. Alle Deut- 
ſchen baben in diefer Richtung ein prinzipiell gleiches 
Recht: weder eriftieren im Deutfchen Reiche Berhältnifie, 
welche ganze Kategorieen von Staatsangehörigen hinſichtlich 
des allgemeinen Rechtsſchutzes fchlechter ftellen als andere 
(Sklaverei, Hörigkeit), noch find befondere Bevorzugungen 
einzelner Kategorieen mit den heutigen Staatsprinzipien 
vereinbar. Doc haben in letzterer Beziehung fi) aus der 
ungeheuren Maſſe von Privilegien der früheren Zeit noch 
einige Refte ſelbſt bis in die neuefte Gefeßgebung gerettet, 
nämlich die Befreiung der Mitglieder der regierenden Häu- 
fer vom ordentlichen Gerichtsftand, die Privilegien derfelben 
Perfonen in Bezug auf zeugenfchaftlice Vernehbmung und 
gerichtliche Eibesleiftung, der denfelben gewährte höhere 
ſtrafrechtliche Schub; die Stanvesherren ferner haben das 
Privileg eines befonderen Gerichtsſtandes von Standes⸗ 
genofien in Kriminalfahen, foweit ein folder vor Erlaß 


20 So insbefondere auf dem| Zeit erlaffen, wiederholt ver- 
Gebiet der Seuchen- und Medi⸗ längert wurde und mit dem 
zinalpolizei. — Bor allem fiel| 30. September 1890 durch Zeit» 
unter bie Ziff. 4 das vielum- |ablauf außer Kraft trat; das 
ftrittene Gef. v. 21. Dit. 1878| Geſetz ift mehrfach kommen⸗ 
(REBEL 351) gegen die gemein- | tiert, fo von Gareis in Hirths 
gefährliden Beftrebungen der | Ann. 1879, 345 ff. 
Sozialbemofratie, welches, auf 
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der Reichsjuſtizgeſetze partifularrechtlih noch beftand, be⸗ 
balten.?! 

Der Staatliche Rechtsſchutz wird geleiftet teils vom Reiche, 
teild von den Gimgelftaaten, nad Maßgabe der allgemeinen 
Kompetenzgrenze zwifhen Wei und Einzelftaaten. Die 
Normen, nad melden der Rechtsſchutz zu leiſten ift, find 
jeßt in der Hauptfadhe durch die Reichsgeſetzgebung aufge- 
ftellt, doch ift immerhin der Sphäre einzelftaatlicher Thätig- 
feit nicht allein die Durchführung der auf den Rechtsſchutz 
bezüglichen Gefeßgebung, fondern auch dieſe Iebtere felbft 
in meitem Umfange überlafien geblieben. Die materielle 
und formelle Drbnung des Rechtsſchutzes ift der Gegenftand 
einer Anzahl von befonderen juriftifchen Disziplinen und 
fcheibet demnach aus der ftaatsrechtlichen Betrachtung völlig 
aus: fo Civilrecht und Civilprozeß, Strafredt und Straf: 
prozeß famt allen Separatabzweigungen, die fih in Hin- 
ſicht dieſer Materien im Laufe der Zeit ergeben haben. 
Jene fämtlihen Materien find in die Sphäre der Reichs⸗ 
gefetgebung einbezogen (RB. Art. 4 3. 13 u. Gef. vom 
20. Dez. 1873, RGBl. 379) und mit Ausnahme des 
Civilrechtes auch bereits durch hochwichtige Spezialgejege 
einheitlich für alle Reichsangehörigen geordnet; Die einheit- 
liche Ordnung des Civilrechtes fteht noch bevor. Das 
Reich hat ferner auch die äußere Form der Gerichte durch 
das Gerichtsverfaflungsgefeg v. 27. Jan. 1877 (RGBl. 
41) feftgeftellt und den Einzelftaaten nur die Ausfüllung 
des gezogenen Rahmens überlaflen: die Drgantfation der 


31 Bol. die einzelnen Rachweifungen bei Meyer, Lebrb. 
s6. 20 000, 3 ch 8 y eh 


Der Rechtsinhalt der Reichsangehörigkeit. 8. 13. 383 


Gerichte iſt einheitlich im ganzen Reiche. Verweigerung 
des Rechtsſchutzes durch einzelftantlihe Gerichte kann 
durch Beſchwerde an das oberſte Organ des Reiches, den 
Bundesrat, gebracht werden, dem die verfaſſungsmäßige 
Pflicht obliegt, die gerichtliche Hilfe „zu bewirken” (NL. 
Art. 77, ſ. auch oben S. 170). 

Der Rechtsſchutz aber, den der Staat feinen Angehöri- 
gen ſchuldet, hat feine Grenze nit an den Grenzen des 
Staatögebietes. Prinzipiell zwar muß dieſe Grenze durch⸗ 
aus feitgehalten werden, thatfächlich aber haben die Staaten 
der Neuzeit fih in diefer Beziehung große Konzeſſionen 
gewährt und geftatten eine Bethätigung des Rechtsſchutzes 
für fremde Staatsangehörige in weiten Umfang dur Be⸗ 
amten anderer Staaten innerhalb ihres Gebietes. Dem- 
gemäß hat auch das Deutfche Reich feine Schugpflicht gegen- 
über deutfchen Staatdangehörigen im Auslande prinzipiell 
in der Verfaflung Art. 3 Abſ. 6 anerfannt und den inter- 
nationalen Rechtsſchutz der Deutfchen durch eine umfafjende 
Spezialgefebgebung (RB. Art. 4 3. 7) organifiert. (©. 
unten Bd. DI im Konfularredt.) In letzter Inſtanz find 
die Mittel, durch welche das Reich feiner Pfliht des 
Rechtsſchutzes gegen Deutſche im Auslande genügen müßte, 
die Zwangsmittel des internationalen Verkehres. 

Der Pflicht des ſtaatlichen Rechtsſchutzes entſpricht die 
Gehorſamspflicht der Deutfchen im Auslande gegenüber den 
deutſchen Gefegen und den Vertretern ber deutſchen Staats⸗ 
gemwalt, foweit der betreffende Territorialftaat eine Bethäti- 
gung der deutfchen Staatsgewalt in feinem Gebiete geftattet; 
von praftifcher Bedeutung ift dies insbefondere da, wo 
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deutſche Konfuln die Gerichtsbarkeit über Deutſche auszu⸗ 
üben berechtigt find. 

©. bierüber unten Bd. II im SKonfularredht.°® 

2. Der Genuß der ftaatsbürgerlihden Rechte, 
d. t. derjenigen Teilnahme, welche dem Volle unmittelbar 
an der Bethätigung des ſtaatlichen Verfaſſungslebens ein- 
geräumt ift, hat die Staatsangehörigfeit zur Borausfegung, 
ift aber fomohl für das Reich als für die Einzelftaaten 
noch an befondere Bedingungen gefnüpft. Für das Reich 
fommt bier in Betracht das Recht, zum Reichötag zu wählen 
und gewählt zu werben. (Vgl. bierüber oben ©. 217 f.) 

Die Einzelftanten orbnen die Beringungen für den Ge- 
nuß ihrer fpeziellen ftantsbürgerlihen Rechte felbftändig, 
fomweit nicht zwingendes Reichsrecht vorhanden iſt. (Siebe 
bierüber oben ©. 353 f.) 

3. Jeder Deutfhe hat das Recht der freien 
Bewegung und Thätigfeit im Reichsgebiete: 
das „Grundrecht“ der Freizügigkeit. Hierfür bat jeder 
Deutfche gleihen Anſpruch auf den Schu des Staates, 
und innerhalb des Reichsgebietes befteht ein Unterfchieb 
zwifhen In⸗- und Ausländern in diefer Beziehung nicht. 
Diefer Grundfag war bereits in der norbdeutichen Bundes⸗ 
verfafiung anerfannt und wurde von bier in die Reichs⸗ 
verfaffung Art. 3 Abj. 1 u. 2 übernommen; durd das ©. v. 
1. Novbr. 1867 (BGBL. 55) 22 Hatte er ſchon vor Auf: 
rihtung des Reiches eine umfaflende fpezialgefegliche 


= ©. aud Laband I, 142 ff.| Bneift, Art. Be in in 
38 Speziallitteratur [a bei | Stengeld Wörterb. 

Seydel 159%; ge au d en 102 ff.; Hänel En 

656 f., verw. 
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Durchführung gefunden und das ©. v. 6. Juni 1870 (BGBL. 
360) über den Unterſtützungswohnfitz bat ihn zur vollen 
Wahrheit gemacht, indem es für das ganze Reichsgebiet, mit 
Ausnahme von Bayern ?* und Elſaß⸗Lothringen, einheitliches 
Armenrecht herftellte und den Grundſatz der Gothaer und 
Eifenacher Verträge, daß die der Armenunterftügung ver- 
fallenen Perjonen dem Heimatsftant zugewieſen werben dürfen, 
befeitigte.?° 

Das Grundrecht der Freizügigkeit läßt fich nach folgenden 
Richtungen fpezialifieren: 

a) Ein Deutfcher darf niht aus dem Reichs— 
gebiet verwiefen werden (©. v. 1. Nov. 1867 8.1). 
Kein Staat darf nah den heute anerfannten Grundſätzen 
des internationalen Verkehrs feine Staatsangehörigen, deren 
er aus irgend einem Grunde fich entledigen möchte, einem 
anderen Staate zumweifen. Fremde find im Staate prin- 
cipiell nur gebulbet, fie können jederzeit des Reichsgebietes 
verwiefen werben, wenn das Intereſſe der öffentlichen Ord⸗ 
nung dies fordert ;?° dieſer Grundſatz ift unzweifelhaft Be- 
ftandteil des deutfchen Rechtes, obwohl er einen unmittel- 
baren gefetlihen Ausdruck nicht gefunden bat. Außerdem 
beftimmt das StGB. SS. 39, 284, 362 noch fpeziell, daß 


24 Verſ. Schlußprot. I—-IIL, mark, Belgien, Same, Luxem⸗ 
dazu Cahn 15; Hänel StR. burg: Sad 15 ff., 197 ff. 
1,618 f.; G Meyer, Verw.R. Laband 1, 144; Meyer, 
I, 102 ff.; Laband 1, 150. Lehrb. 648, ſowie die N. 11 
= Gothaer Konv. v. 15. Juli | zitierten Schriftfteller; jetzt bef. 
1851: Cahn 217, Eiſenacher Rehm 24. Über die Spezial: 
Konv. v. 11. Zuli 1853: Cabn | vorfchriften der Niederlafjungs- 
224, franz. ©. v. 15. Dt. 1793: |verträge f. die Angaben bei 
Cahn 322, Verträge mit Öfter |Laband I, 1441. 
reich⸗ Ungarn, Italien, Düne 
Zorn, Staatsrecht I. 2. Aufl. 25 
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Ausländer, die wegen der in den genannten 88 behandelten 
Delikte beftraft find, ausgemwiefen werden fünnen ;?” ebenfo 
fönnen ausländifche Jeſuiten und Perfonen, die einer jefuiten- 
verwandten Korporation angehören, nad) $. 2 des G. v. 4. Juli 
1872 (RGBI. 253) ausgewieſen werben.?® 

b) Ein Deutſcher darf einer ausländifden 
Regierung zur Beftrafung oder Berfolgung nit 
ausgeliefert werden (RStGB. 8. 9). Verbrechen, 
welche Deutfhe im Ausland begangen haben, werden im 
Inland beftraft, fomweit das StGB. hierfür Strafgefege ent- 
hält (f. oben S. 37512); es ift Dies jedoch die Ausnahme, 
Inwieweit Ausländer wegen im Ausland begangener Ber: 
breden an ihre Staaten ausgeliefert werben, beftimmen bie 
Auslieferungsverträge, welche dem äußeren Staatsredht an- 
gehören.?® 

Innerhalb des Reichsgebietes beftehen für 
die Strafverfolgung prinzipiellleine Grenzen: 
fhon durch das Nechtshilfegefet v. 21. Juni 1869 (BGEBl. 
305) $. 23 war diefer Grundfat anerkannt worden und durch 
das Gerichtöverfaffungsgefeb und die Prozeßordnungen ift 
berfelbe ſyſtematiſch dem Reichsrecht eingefügt.®° 

c) Das Korrelat der sub a) und b) bezeichneten nega- 
tiven Rechte bildet das in der Freizügigkeit enthaltene poft- 
tive Recht jedes Deutſchen, einerfeitd auszumandern 
(vorbehaltlich der oben aufgezählten militärrechtlichen Be- 


#7 Die Ausweifungen werden | 1878 8. 22 Abſ. 2 über fozial- 
im Gentralblatt veröffentlicht. | demofratifche Agitatoren. 

= Dazu die Vorfchriften in| * ©. auch Angaben bei 
den jetzt en Geje en Laband J, 
v. 4. M über 30 StP D. Si igı —* 187; 
tigtonäbener, u. dom 28. Dftbr. vgl. La * nd 
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Ichränkungen),?! andererfeits fih überall im 
Neihsgebiet behufs gefegmäßiger Thätigfeit 
aufzuhalten ($. 1), ohne daß eine Einſchränkung diefer 
freien Bewegung durch ftaatlihe Behörden geftattet wäre, 
abgefehen von einigen gefeglih eng umgrenzten Fällen. 
So fann ausnahmsmeife, „wenn die Sicherheit des Bundes 
oder eines einzelnen Bundesftantes oder die öffentliche Ord⸗ 
nung duch Krieg, innere Unruhen oder fonftige Creignifje 
bedroht erfcheint”, durch Taiferlide Verordnung überhaupt 
oder für einzelne Teile des Reichögebietes oder zu Reifen 
aus und nah beitimmten Staaten des Auslandes der 
Paßzwang eingeführt werden. (©. v. 12. Oft. 1867, 
RGBl. 33 $. 9, vgl. dazu 3. B. die kaiſ. V. v. 26. Juni 
1878, RGBl. 131: Paßzwang für Berlin, ferner 8. V. 
v. 2. Febr. 1879, RGBl. 9: Paßzwang für Reifende, die 
aus Rußland kommen.) Außerdem find Aufenthaltöbe- 
Tchränfungen nur nah Maßgabe folgender Beitimmungen 
zuläffig: c) Perſonen, welche ftrafgerichtlich unter polizei- 
liche Aufficht geftellt find, können aus beftimmten Bezirken 
auögewiejen werden; neben dem Reichsftrafrecht (RStGB. 
$. 39) find hierfür aud die Vorfchriften des Landesitraf- 
rechtes noch in Kraft geblieben, ſoweit fie binfichtlich der 
dem leßteren überlaffenen Materien Aufenthaltsbefchränktungen 
ftatuierten (8. 3 Abf. 1);2 8) Verfonen, melde in den 
fetten zwölf Monaten megen wmieberholten Bettelns oder 


1 Ein Auswanderungsverbot | 1883, Bd. IX, 415; vgl. aud) 
fann der Kaifer bei Krieg oder | X, 336, XI, 405. Bol. aud 
Ps A erlafien ($. 17 des Württ. ©. v. 16. uni 1885 

Juni 1870). Art. 57 u. dazu die "Erörterun- 

2 Cahn 59 ff., 326 ff.; gen von Rehm 134 fi. 

Entid. d. OVG. v. 25. Januar 
25* 
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wiederholter Landſtreicherei beftzaft mwurben, Tann ver 
Aufenthalt ebenfo wie den sub «) genannten Perfonen in 
beftimmten Bezirten verfagt werden ($. 3);?? die sub a) 
und 4) bezeichneten Perfonenlategorieen müflen nur im 
Heimatsſtaat aufgenommen werden;?* y) Mitgliebern des 
Sefuitenordend oder einer jefuitenvermandten Korporation 
fann der Aufenthalt durch die Landespolizeibehörden in be- 
ftimmten Bezirken verfagt oder angewiefen werben, ohne 
daß die Grenzen der Einzelftaaten hierfür in Betracht 
kämen (®. v. 4. Juli 1872, NGBL. 253 8. 2 Schluß- 
fat);?®° d) Gemeinden oder Armenverbände können neu 
anziehende Perfonen von der Nieverlaffung ausfchließen, 
wenn fie nachweiſen, daß diefelben unvermögend find, ſich 
und ihre nicht arbeitsfähigen Angehörigen notbürftig zu er- 
nähren ($. 4 Abi. 1).°° Dffenbart fih nach dem Anzuge 
die Notwendigkeit einer öffentlichen Unterftütung, bevor der 
neu Anziehende den Unterftügungswohnfig erworben bat, 
und weift die Gemeinde nad, daß das Unterftühungbebürf- 
nis nicht bloß durch vorübergehende Arbeitsunfäbigteit ver- 


L sehn 63ff.; Laband folge nit im Sinne. Cahn 


4% A. Meyer, Lehrb.| 36 
649; Zaband 1, 151; vgl. fe Bo oniften „au bie leihen 


he Ya 10h, hr 72 89-1, 5. über Regine 


Diener, jeht aufgehoben, ebenjo 
173 ff. Die Anfiht der 3 erft- ım_ 
genannten Schriftſteller führt 53 al. an. Ru au 
notwendig zu der Annahme der L. 3; 
Zuläffigkeit einer Ausweifung | ’ 
aus dem ganzen Reichsgebiete » Seybel 166 f. Jan des 
in den im Tert bezeichneten geſetzlich darf die durch 8. 
galten; 5. 3 des reizügigfeitd- | den Gemeinden erteilte Befug- 
eſ. aber Bat offenbar eine |niö noch befchräntt werden. 
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ſchuldet fer, fo Tann die Fortſetzung des Aufenthaltes ver- 
fagt werden ($. 5).27 8) Bayen und Elfaß-Lothringen 
endlih Fönnen Perfonen, die der Armenunterftügung an⸗ 
heimgefallen find, ihrem Heimatzftaate zufchieben und das 
Gleiche ift den übrigen Einzelftaaten binfichtlih der Bayern 
und Eljaß-Lothringer geftattet. 

d) Die Erwerbsthätigfeit ift durch die neuere 
Gefeßgebung ſoviel ala möglih von den hemmenden 
Schranken einer früheren Kulturperiobe befreit und zugleich 
das Hindernis der eingelftaatliden Grenzen im Reiche in 
diefer Beziehung prinzipiell bejeitigt worden. Verfaſſungs⸗ 
gemäß geniegen alle Deutfhen im Neichögebiet gleiche 
Rechte für den Erwerb von Grundbeſitz, den Betrieb von 
Gewerben und die Fähigfeit zur Bekleidung öffentlicher 
Ämter, fei es in der Weife, daß für das ganze Reichs⸗ 
gebiet gemeined Recht gefchaffen wurde, jo im Gemerbe- 
recht,s ſei ed, daß die betreffende Materie zwar dem Par⸗ 
tikularrecht verblieb, der Unterfchied zwiſchen In- und Aus- 
ländern aber für die Angehörigen deutfcher Staaten be- 
feitigt wurde. 

e) Die Eheſchließung von Deutſchen ift durd ©. 
v. 4. Mai 1868 (BGBL. 149) von früheren polizeilichen 
Ausdrud Bringen darf, ift 
feldftverftändlih, ſoweit nicht 
Strafgejege entgegenitehen; Daß 


das Preßgemerbe frei fei, ift 
ein Beftandteil des allgemeinen 


7 Über die Rechtsmittel gegen 
polizeilihde Berfügungen ß G. 
Meyer, Verw.R. I, 107, 109. 
Für Preußen Gef. üb. d. allg. 
Landesverw. $. 127, Entſch. d. 


OVG. VO, 

ss Vgl. die Lehre vom Ge⸗ 
werbemwejen. Hierher gehört auch 
das „Grundrecht“ der Preßfrei- 
beit: daß der Einzelne feine Ge 
danken durch die Prefie zum 


Prinziped der Gemerbefreiheit 
und gehört demnach fyftematifch 
lediglich in den Zufammenhang 
des Gemerbepolizeirechted. Hifto- 
riſches ſ. bei Meyer $. 221. 


30 


Beichränkungen befreit und fomit aud durch Erleichterung 
des wichtigften familienrechtlichen Aktes die freie Bewegung 
der Bevöllerung wefentlich gefördert worden? Nur in 
Bayern, wo das oben erwähnte Gefeh nicht eingeführt ift, 
bezw. für Bayern im übrigen Reichögebiet ,* wird eine 
Diftriftöpolizeiliche Genehmigung zur Ehefchließung geforbert, 
und diefelbe muß verfagt werden, wenn die Heimate- 
gemeinde oder das Regierungsfiskalat nah Maßgabe der 
geſetzlichen Gründe gegen die Verehelihung Einfprud er- 
hoben haben.*! ine obrigfeitlihe Erlaubnis wird im 
übrigen nur für Landesbeamte und Milttärperfonen gefor- 
dert, nicht aber für Reichsbeamte.“ 

f) Deutſche, welde Hilfsbedürftig werden, 
baben ein Recht auf Armenunterftügung (©. v. 
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3 8. 1. „Bundesangehörige 
bedürfen zur Eingehung einer 
Ebe oder zu der damit verbun- 
denen Gründung eines eigenen 
Haushalte weder des Beſitzes 
noch des Erwerbes einer Ge- 
meindeangehörigfeit (Gemeinde- 
mitgliedfchaft) oder des Ein- 
mohnerrechtes, noch der Genehmi- 
ung der Gemeinde (Gutäherr- 
ha) oder des Armenverbandes, 
nod einer obrigfeitlihden Er- 
laubnis. 

Insbeſondere darf die Befug⸗ 
nis zur Verehelichung nicht be⸗ 
ſchränkt werden wegen Mangels 
eines beſtimmten, die Groß⸗ 


jährigfeit überſteigenden Alters N 


oder des Nachweiſes einer Woh⸗ 
nung, eines hinreichenden Ver⸗ 
mögens oder Erwerbes, wegen 
erlittener Beſtrafung, böſen Ru⸗ 
fes, vorhandener oder zu befürch⸗ 


tender Verarmung, bezogener 
Unterſtützung oder aus anderen 
polizeilichen Gründen. Auch 
darf von der ortsfremden Braut 
ein Zuzugsgeld oder eine ſonſtige 
Abgabe nicht erhoben werden.“ 

4%. im letzteren Punkte 
G. Meyer, Verw.⸗R. I, 1118, 
daß „die bayriſchen Geſetze 
außerhalb Bayerns keine Gel⸗ 
tung beſitzen“, iſt aber nicht 
richtig; ſ. v. Sicherer, Komm. 
570 Die Meyerfhe Anfiht 
billigt au Laband I, 156". 

41 Bol. v. Sicherer, Ber- 
fonenftand u. Eheithtiebung in 
Deutſchland S. 270ff., bei. 271 

. 88, 888 ff.; G. Meyer, 
Verw.⸗R. I, 110 f. 

42 8.2.6. Febr. 1875 (X6GBl. 
23) 8. 38 ob. Mil-©. v. 2. Mai 
1874 88. 40, 60; vgl. v. Siche⸗ 
rer a. a. O. —* 
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6. Juni 1870, BEBL. 360). Alle Deutfchen find in 
jedem Teile des Reichsgebietes gleichberechtigt ſowohl für 
Art und Maß der etwa nötig werdenden Unterftüßung als 
auch für den Erwerb und Berluft des Unterftüßungswohn- 
ſitzes. 

Die Orts armenverbände ſind verpflichtet, diejenigen zu 
unterſtützen, bezw. dauernd zu übernehmen (8. 31), welche 
den Unterſtützungswohnſitz erworben haben; mangels eines 
ſolchen tritt die Pflicht desjenigen Land armenverbandes 
ein, in welchem der hilfsbedürftig Gewordene ſich bei Ein— 
tritt dieſes Zuſtandes befand (F. 80). Vorläufige 
Unterſtützung muß von den Ortsarmenverbänden jedem im 
Bezirk ſich aufhaltenden Deutſchen, der hilfsbedürftig wird, 
geleiſtet werden, vorbehaltlich des Regreſſes an den definitiv 
verpflichteten Armenverband (8. 28). 


— — — — 


48 Bol. die ausführliche und Armenrechtes durch das preußi⸗ 
ſehr verdienſtliche Darftellung des |f he und jetzige Reichsrecht 
Reihsarmenreht3 von Seydel|gegenüber der früheren Ent- 
bei Hirth, Ann. 1877, 545—627; | widelung in fämtlidden deut⸗ 
Rehm 113 ff., 132 ff., über den | fhen Staaten, an der Bayern 
Bufammenbang mit der Staats⸗ | heute noch fefthält („Unter⸗ 
bezw. Gemeindeangehörigkeit, ftützungswohnſitz“ und „Hei⸗ 
ſowie den merkwürdigen Gegen⸗ matsreht‘) f. auh ©. Meyer, 
fag in der SKonftruftion des | Verw.⸗R. I, 100 ff., 111 ff. 





Fünftes Bud. 
Die Rechtsbildung im Reiche. 


8. 14. 
Die Prinzipien der Medtsbildung.' 
IL Der Rechtsbegriff. 


Die Vorſchriften, 


welde von fetten der 


Staatsgewalt des Reiches inimperativergorm? 
gegeben und deren Durchführung eventuell 
durch biet die dem Reiche zuſtehenden Zwangsmittel 


1 BL v. Gerber, Grundz. 
3 Laband 
G. Meyer, 

—8 ds "ösft, Hänel, 
Belt 9 ff.; Sellinel, 
u. Berordn.; ; Regels- 

Pe Band. 1, 57 ff. Biele 
Anregung nad der prinzipiellen 
Seite gewährt E. Meier, bie 
Rechtsbildung in Staat und 
Kirche (1861), Die Litteratur 
über die Grundbegriffe ber 
Rechtswiſſenſchaft ift ebenſo zahl: 
reich als Tontroverd; es Tann 
natürlid davon nit 
Rede fein, bier in Berüdfidhti- 
ken derjelben irgend welche 
ftändigfeit zu beanfpruchen. 
roßartiger Darftellung jind 

SH auptſätze des Tertes ent- 
mwidelt von Shering, ber 
Zweck im Recht I, Kap. 
ausgezeichnet behandelt 


2. ah 288. 4 


’ 
ferner |v 


die | li 


die Frage Sarmwey, d. öff. R 
u. d. Bermalt. $. 1, bei. ©. 11, 
ferner Laffon, Rechtsphilo⸗ 
ſophie $. 3. Über und egen 
bie Jellinekſche „Selb 
pflichtung Staates als 
Grundlage des Tezner 
bei Grünhut 8 153. 

: Hänel, Stud. 1, 120: 

„die Immperative „biernad ſollt 
{br euch richten”, — welche allem 
objeltiven Rechte auch in feinen 
berechtigenden und ermächtigen⸗ 
den de timmungen zu Grunde 

iegen „alle Sp erative, 
alle Säpe des Rechten 6 bebingen 
1 gegenjeitig“ 

Rechtsſat "itereffiert nit nur 
diejenigen, die es angeht, fon- 
dern alle an der Rechtsordnung 
Deteiligte &. 123 über den 

eratinen Charakter von un 
olftändigen Rechtsfägen. 
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gefidhert ift, bilden in ihrer Gejamtheit das 
Reichsrecht.? 

Der Wille, den der Staat als juriſtiſche Perſon des 
öffentlichen Rechtes geltend zu machen berufen iſt, in ver⸗ 
faſſungsmäßiger Form entſtanden und den Beteiligten zur 
Kenntnis gebracht, iſt das Recht. 

Das Recht ergreift prinzipiell nicht allein diejenigen 
Einwohner des Reichsgebietes, welche im ſtaatsrechtlichen 
Unterthanenverhältnis zum Reiche ſtehen, ſondern überhaupt 
alle rechtsfähigen Subjelte, die fich im Reichsgebiete be- 
finden, fei e8 zu dauerndem, fei es zu vorübergehenden 
Aufenthalte. Der Wille des Staates erftredt ſich über den 
gefamten territorialen Umfang desfelben: die Grenzen 
des Gebietes find prinzipiell dieterritorialen 
Grenzen des Rechtes.‘ Es wird nicht geleugnet werden 
dürfen, daß das unfere heutige Rechtsbildung beherrfchende 
Prinzip — im Gegenfab zu dem in früherer Zeit fpeziell 


8 Diefe Begriffäbeftimmung 
weiht von der berrfchenden 
Lehre ab. Es ift aber nicht 


fie auh ihre Geltungskraft 
ſchöpfen mögen, find ihren Inhalt 
nad entweder Gebote oder 


thunlich, hier in die Kontroverſe 
näher einzugeben. Die im 
Texte gegebene Begriffsbeſtim⸗ 
mung trifft im widtigften 
Buntte überein mit der von 
Thon, Rechtsnorm und fub- 
jektives Recht S. 8 entwidelten. 
Bgl. aber auch Thon in Grün⸗ 
qua für Privat- u. öff. R. 

‚ 21 fl; Regelöberger 
58: „geſetzt (pofitiv) und von 
jreingenber Kraft". Hänel StR. 
‚122: „die hierdurch“ — durch 
die Geſetzgebung — „erzeugten 
Rechtsſätze, aus welcher Quelle 


Verbote oder Ermächtigun— 
gen und ihrem Geltungsum⸗ 
fange nach entweder allge- 
meine, die eine vorausgeſehte, 
unbeftimmte Neihe von That- 
beftänden regeln, oder [pezielle 
Rechtsſätze, wenn die Regelung 
fih auf einen oder mehrere in- 
dividuell beftimmte Thatbejtände 
bezieht.” 

4 &. bierber die anregende 
Schrift von Better, Koupon- 
peogehen beſ. S. 56 ff., 64 ff.; 

üdter im Arch. f. civ. Praxis 
Bd. 24 u. 25. 
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bei den Germanen maßgebenden Perfonalitätsprinzipe — 


das der Territorialität ift.® 


Quidquid est in territorio est etiam de territorio, 

So das Prinzip. Der reich entwidelte internationale 
Verkehr unferer Zeit hat jedoch dazu geführt, jenes Prinzip 
in weitem Umfange zu durchbrechen, und diefe Durchbrechung 
de3 Prinzipes ift geradezu internationaler Grundſatz ge⸗ 


worden. 


& Bgl. die ungemein prägife 
prinzipielle Beftimmung dieſes 
Punktes bei Frider, vom 
Staatsgebiet S. 26f. Laband 
I, 581 bemerkt: „territorial be= 
grenzt ift nur die Handhabung 
des Rechtsſchutzes“, „ſoweit 
aber die Geſetze — — Rechts⸗ 
normen für das Verhalten der 
Reichsangehörigen aufftellen, tft 
ihr Geltungsbereich örtlich 
überhaupt nicht begrenzt”. Terri⸗ 
torial begrenzt iſt allerdings nur 
der Rechts ſchuz (abgeſehen vom 
Konſularrecht), ug d. i. 
Zwang, gehört aber zum Rechts⸗ 
bear, Bi ih muß das Recht 
als örtlich begrenzt angenommen 
werden. Die Berpflidtung von 
Normen des Reiches außerhalb 
bes Neichögebieted für Reichs⸗ 
angehörige ift, abgefehen von ber 
Konfularjurisdiltion, eine rein 
freiwillige, indem die mit dem 
Ungeborfarn verbundenen Rechts⸗ 
folgen durch Fernbleiben aus 
dem Reichsgebiet adgefchnitten 
werden können. Die Frage der 
örtlichen Grenzen bed Rechtes 
ift befanntlich äußerft fontroverg, 
und es fehlt auch bei diefer wie 





ber Lehre von den Rechtsquellen 
viel, daß man zu einem feften 
abfchließenden Refultate gelangt 
wäre. Bgl. ftatt vieler nur 
Roth, bayr. Civilreht $. 16; 
Windfheid, Pand. (4) 8. 34 
(R. 2 erjhöpfende Litteraturan« 
gabe) jpeziell' die Darftelung 
ei letzterem Schriftiteller bes 
meift, wie überaus unficher der 
Boden ift, auf welchem dieſe 
Lehre fich bi zur Stunde bewegt. 
Dernburg, Band. (4) 88. 45 
—48 u. bef. das Werl von Bar, 
Theorie und Praxis des inter- 
nation. Privatr. (2) 2 Bde.: 
Regeldberger, Band. I], 
8. 39 ff. Bel. auch Hänel 
Staatsrecht 245ff. zu RV. 
Artikel 2 „innerhalb 
fe8 Bundesgebieted 2c.”: „die 
räumlihde Beziedung für fich 
allein ftellt den unbedingt zu- 
reihenden Rechtsgrund für bie 
Unterwerfungspflidt unter das 
Geſetzgebungsrecht dar — — für 
ale Rechtsſubjekte ohne Aus⸗ 
nahme, melde eine der recht⸗ 
lien Regelung zugängliche und 


' bedürftige Wirffamleit innerhalb 
des durd das 


undesgebiet be⸗ 


bei den meiſten anderen Zweigen zeichneten Raumes entfalten.“ 
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Die Durchbrechung des Prinzipes richtet fih nach zwei 
"Seiten. Zweifellos fteht das Reichsrecht in weitem Umfange 
außerhalb des Reichsgebietes in verbindlicher Kraft.“ Zweifel- 
[08 ift aber zugleich, daß Reichsrecht außerhalb des Reichs⸗ 
gebietes nur ſolche Perfonen ergreifen kann, die in ſtaats⸗ 
vechtlichem Unterthanenverbande bezw. im Schußgenoffenver- 
hältnis? zum Reiche ftehen. Nimmt man an, daß der Rechts⸗ 
zwang zum Begriffe des Rechtes gehöre, fo wird man weiter 
folgern müflen, daß Reihsreht außerhalb des 
Reiches nur infoweit Rechtskraft beſitze, als 
den betreffenden Vorſchriften die Möglichkeit 
eventuellen Zwanges geſichert ift. ft dies nicht 
ber Fall, fo Löft fi das feft umgrenzte Recht auf in bie 
unabgegrenzte und unabgrenzbare Sphäre der Moral: Die 
zwangsweiſe geſchützte Rechtspfliht wird zur fchublofen 
Moralpflict.” Die Möglichkeit des Zwanges aber ſetzt 
weiter voraus einmal, daß Organe des Zwanges von Reiche» 
wegen im Ausland aufgeftellt find, und fie begrenzt fich 
durch die jenen Organen vom Reiche zugemiejene fachliche 
Kompetenz.? Zweitens aber hat jene Möglichkeit zur not- 
wendigen Vorausfegung, daß von feiten besjenigen Staates, 
deflen Gebiet in Frage fteht, den fremden Staatdorganen 
überhaupt die Konzeffion zur amtlichen Thätigfeit im all- 


s Hänel StR. I, 246 f.; | leitu ng von Sormundicheften ein; 


Zaband I, 581f. biefe Konzeſſion des italienifchen 
7 ©. hierüber unten Bd. II Staates war aber ein Vacuum 
im Sonfularredt. für die deutſchen Konfuln, da 


Ta Bgl. aber auch die ſchöne | die Deutfche Konfulargejeggebung 
Ausführung von Regelsber⸗ | den Konfuln jene Funktion ü ie 
ger, Band. I, $. 10. haupt nicht einräumt: durh © 

8 Der deutfch-italienifche Kon- | v "1. Juli 1879 (RGBl. 197) 
fularvertrag Art. 11 8.7 räumt : 12 Abſ. 2 ift dies jett ge- 
den Konfuln das Recht zur Ein- , jcheben. 
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gemeinen oder in Beziehung auf einen beftimmten Punkt 
erteilt fei.? 

Auf diefen Borausfeungen beruht die Thätigfeit ber 
Geſandtſchaften des Reiches im Auslande, foweit viefelben 
nicht ausfchließlich diplomatiſches Beobachtungs⸗ und Kom- 
munilationsorgan find; Darauf beruht insbefondere ferner 
die Thätigleit der Konfuln, und zwar nicht allein der mit 
Gerichtsbarkeit audgeftatteten im Orient und in mehreren 
aftatifhen Staaten, fondern auch der übrigen, foweit eine 
Gehorſamspflicht der im Konfularbezirt mohnenden Reichs⸗ 
angehörigen, eventuell ein Zwang dur die dem Konful, 
fei eö in eigener Hand, fei es durch Hilfeleiftung des Refidenz- 
ftaates, zur Berfügung ftehenden Zwangsmittel, vorhanden ift.10 

Inſoweit eritredt fi das Reichsrecht über die Reichs⸗ 
grenzen hinaus. S$mmer aber bedarf es hierfür eines 
doppelten Titels, denn eshandelt fih um eine 
Ausnahme, um ein Privilegium des einen 
Staates an den anderen. Die moderne Verkehrs⸗ 
und ihr folgend die Rechtsentwickelung hat eine weite Aus⸗ 
debnung jener Privilegien zur Folge gehabt.!! — 

Andrerfeits find Perfonen, die innerhalb des Reichöge- 
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9 Den deuten Konfuln kann 
da8 Recht zur Bornahme von 
Ehefhliegungen im Auslande 
übertragen werben. ©. v. 4. Mai 
1870 (BGEBl. 599) &. 1. Wo 
aber der Grundfak des 8. 41 
bed deutſchen Gef. v. 6. Febr. 
1875 über die Beurkundung d. 
Berjonenftande® u. d. Cheigl. 
maßgebend ift, muß jene Be 
ftimmung des deutſchen Konfu- 
larrechtes unpraftifh bleiben, 


mweil e8 an der erforberlidhen 
Aonpeifon des Empfangsftaates 
eblt. 


10 Bol. über die prinzipielle 
Seite des Konſularrechtes Zorn 
in krit. Biertelj.-Schr. N. F. II, 


11 Vielfach beſtehen hierüber 
beſondere Vereinbarungen von 
Staat zu Staat. Näheres hier⸗ 
über im Geſandtſchafts⸗, Kon⸗ 
ſular⸗ und Seerecht (Bd. ID. 
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biete wohnen, vom Reichsrechte erimiert. Für das Civil⸗ 
recht wird angenommen einmal im Obligationenredht, daß 
ein Rechtöverhältnig nach dem Rechte desjenigen Raumes 
zu beurteilen fei, „dem es angehört“, falls dies nicht aus- 
drücklich durch pofitive Vorſchrift zu Gunften des ein- 
beimifchen Rechtes ausgefchloffen ift.!? Ferner für perjön- 
liche Rechtsverhältniſſe, daß die Vorausfegungen ſich nad 
dem Rechte des MWohnfites ver betreffenden Perfon be= 
ftimmen.!? Inſoweit kann fomit auf dem Gebiete des Civil⸗ 
rechtes auch ausländifches Recht im Inlande Kraft bejigen. 

Für das Strafrecht! dagegen, fomwie für die Formen 
der Geltendmachung des Rechtes (Civil: und Strafprogeß), '? 
gilt das reine Territorialitätsprinzip. 

Was das Staatsrecht in feinen verfchievenen Zweigen 
betrifft, fo ift die aktive Teilnahme an der Mitwirkung bei 
Bildung des Staatswillens, ſowie auch der Korporationen 
des öffentlichen Rechtes, unbedingt abhängig von der Staats⸗ 
angehörigfeit, ſoweit aber die allgemeine Verwaltung reicht, 
werden die Ausländer den Inländern gleich behandelt, 








12 Daß dies zuläffig, wird 
jest allgemein zugegeben. Damit 
ift aber auch das im Eingange 


„internationalen Privatrechtes“ 
liefert. 
4 RStGB. 8. 3: „die Straf. 


des $. prägifierte Territorialt- 
tätSprinzip zugegeben. 

2 Bol. Rotb a. a. O. $. 16. 
Fur Die Frage der Eheſchließung 
vgl. fpeziell die überaus gründ- 
ide und anregende Unter 
ſuchung von v. Sicherer, Per- 
fonenftand und Eheſchließung 
in Deutihland (1879) S. 129 ff., 
welche einen bodintereflanten 
Beleg für die Unficherheit der 
Wifſenſchaft in diefer Frage bes 


geſetze des Deutſchen Reiches 
finden Anwendung auf alle 
im Gebiete desſelben began⸗ 
genen ſtrafbaren Handlungen, 
auch wenn der Thäter ein Aus- 
länder iſt.“ 

15 GBG. 8. 18, jedoch mit 
genereller Ausnahme der „Chef 
und Mitglieder der bei dem 
Deutfhen Reiche beglaubigten 
Miffionen” (ſ. hierüber unten 
Bd. II im Geſandtſchaftsrecht). 
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fpeziel für das Gebiet der Polizei; auch für jene gelten 
in diefer Beziehung die Formen und Garantieen des in⸗ 
ländifchen Rechtsſchutzes; ebenfo aber aud die Verpflich- 
tungen, foweit diefelben nicht prinzipiell auf dem Unter- 
thanenverhältnis beruhen.!® Übrigens enthalten die Parti⸗ 
fulargefeßgebungen hierüber im einzelnen fehr verfchiedene 
Vorſchriften. Da es der Theorie bis jetzt nicht gelungen 
ift, ein feites Prinzip für dieſe Lehre zu gewinnen, fo be- 
wegt ſich die Praris derfelben auf einem ziemlich millfür- 
lichen Boden. 


1. Die Xormen der Rechtsbildung. 


1. Das Net kann fi bilden auf dem Wege direkter 
Setzung over auf dem Wege gemwohnheitämäßiger 
Übung. Die letztere Art der Rechtsbildung ift die ur- 
fprüngliche, tritt aber bei entwidelteren Kulturzuftänden mehr 
und mehr in den Hintergrund, da fie immer eine Rechts- 
quelle von großer Unficherheit fein mwird.17 

Ob es für das Gebiet des Staatsrechtes über- 
haupt erforberlih ift, vom Gemohnheitäreht zu han⸗ 
deln, ift bezweifelt worden. Man muß jevod die Ge- 
wohnheit ala Rechtsquelle aud für das Staatsrecht an- 
erkennen; doch wird dad Anmenbungsgebiet hier ein be- 
ſchränktes fein, ſoweit dag Verfaſſungsrecht in Betracht 

10 
GE RS Bat ge ia Ra 
nit in gleid abfoluter Beile T Dies geben auh Meyer, 
bei der Steuerpflicht. Über | Lehrb. $. 168, 2 u. S. 181 8.II, 
ſtaatsrechtliche Vorausfegungen | fowie v. Gerber $. 6 zu, bie 
für gemifle rafrehtliche Fr im übrigen die Gewohnheit 


beftände |. oben $. 18. als NRechtsquelle auch für das 
Staatsrecht ftarf betonen. 
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fommt, indes für das Gebiet des Verwaltungsrechtes auch 
heute noch die Gewohnheit als rechtsbildender Faktor in 
weitem Umfange wirkſam tft. Von einer berogatorifchen 
Kraftdes Gewohnheitsrechtesgegenüber dem geſchriebenen Rechte 
fann für das Verfaſſungsrecht in feinem Falle die Rede 
fein. Im übrigen werden die vom Civilredht für das 
Gewohnheitsrecht aufgeftellten Erforderniſſe auch für das 
Staatsrecht anzuerfennen fein. 

2. Der „VBertrag” ift auf dem Gebiete des Stantö- 
rechtes Rechtsquelle nur im uneigentlihen Sinne des Wortes. 
Der Vertrag fett immer gleichberechtigte Kontrahenten vor- 
aus. Die Staatsgewalt aber hat für ihr Gebiet feine 
gleichberechtigte Potenz: fie ift die fouveräne Macht. Ber- 
träge mit feinen Unterthanen kann der Staat demnad nur 
in feiner privatrechtlichen Eigenfchaft als Fiskus abfchließen ; 
auf dem Gebiete des öffentlichen Rechtes wird der Staat 
feinen Untertbanen (alfo auch den Gliedftaaten) 1? gegenüber 
niemals vertragamäßig, d. i. nebengeordnet, ſondern immer 
nur gejeglih (im meiteften Sinne des Wortes), d. i. über- 
georbnet thätig.?” 

18 Übereinſtimmend Laband 
J, 580, bef. Jellinek, Gef. u. 
Ber. S. 324 ff.; v. Pözl, bayı. 
Verf. $. 18; Schulze, preuß. 
StR. 8.6. v. Gerber a. a. 
D. will die derogatorifche Kraft 


anerkennen, „foweit es fih nicht 
um jene höchſten Prinzipien 


rigfeiten haben. Gareis, 
ang. StR. S. 20 f. 

1 Vgl. Meyer, Grundz. 40 ff. 
über dasjenige Material an 
Staatsverträgen der Einzel⸗ 
ſtaaten, das nach Aufrichtung 
des Reiches noch in Kraft ver⸗ 
blieben iſt. 


handelt, welche dem Einfluſſe der 
fortſchreitenden Rechtsbildung 
im Staate überhaupt entrückt 
ſein ſollen“. Die juriſtiſche Um⸗ 
grenzung dieſer „höchſten Prin⸗ 
zipien“ wird freilich ihre Schwie⸗ 


”° Vgl. die ausgezeichnete Er⸗ 
Örterung dieſes Punktes bei 
Hänel, Stu. 1, 3. 15, jeßt 
auh StR. I, 782: „jeder dahin 
zielende vertragsmäßige Verzicht 
ift nichtig. Daß für das 
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Wohl aber kann das Reich auf dem Wege des „Vertrages“ 
für das Staatsrecht thätig werden gegenüber anderen Staaten, 
auf dem internationalen, zwifchenftaatlichen, völkerrechtlichen 
Gebiete?! Hier ift die oberfte begrifflihe Vorausſetzung 
des Vertrages: gleichberechtigte Kontrahenten, gegeben, denn 
regelmäßig tft Die Souveränetät eines jeden Staates juriftifch 
ebenjo vollwertig wie die eines jeden anderen Staates, 

Recht aber entftehbt durch Staatsverträge 
direkt doch nicht, fondern es wird die Ent- 
ftehbung von Recht durch die zmifhenftaatlide 
Vereinbarung nur vorbereitet, denn Redt ift 
Ausfluß des höchſten Staatswillens, der Sou— 
veränetät, fomit begrifflid an den Einzel- 
ftaat gebunden; von Staat zu Staat fann dar— 
nah Recht garnicht entftehen, da hierfür be- 
grifflihd notwendige Vorausſetzungen fehlen. 

Die Staatöverträge find fomit an fi nur 
tbatfählide VBerabredungen ohne allen ju- 
riftifh bindenden Charakter; den letterenem- 
pfangen fie erft und nur durd die innerftaat- 
lide Sanktion, die ihnen entweder die Form 
des Gefetes oder der Verordnung verleiht. 


Reichsſtaatsrecht in diefer VBe-| 9? Übereinftimmend Meyer, 
siehung mehrfache Anomalien | 2ehrb. $. 16 3. 3 inſoweit, als 
vorhanden find, war oben S. 120 nach dieſem Schriftfteller die 
zu bemerten ſ. auch Hänel| „völferretlihen Berträge für 
StR. I, 244, der mit Recht be- | die Unterthanen eined Staated 
mei, daß dies Berhältnis | nur kraft einer Einführung durch 
„außerhatb der Berfafjung” die Staatsgewalt gelten und 
ftehe und fih nur durch „Zu-|dann diefelbe Verbindlichkeit 
fälligfeiten“ erHläre. gaben wie Gefeke‘. Cbenfo 

1G. über die Staatsverträge S. 160 UI, 1. Ir auch La⸗ 


unten $. 1 band bei. ©. 628, der zu der 
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3. Geſetz im weiteften Sinne des Wortes ift jede von 
der Staatögewalt geſetzte Vorſchrift. Inſoweit dedien fi) Geſetz 
und Rechtsſatz, der letztere Begriff erweitert ſich nur da⸗ 
dur, daß zum gefchriebenen gefeßten noch das ungejfchriebene, 
ungefegte, auf dem Wege der Gewohnheit entftandene Recht 
binzutritt.2® 

Das Geſetz im weiteren Sinne gliedert fi in: Geſetz 
im engeren Sinne®* und Verorbnung.?° Andere Formen 
giebt es nicht für die ftaatliche Rechtsſetzung: alle fonftigen 
Formen und Grade laſſen fi auf die beiden genannten 
Kategorieen zurüdführen, fo indbefondere auch die Staats⸗ 
verträge. 

Der Unterfhied zwifhen Gefeg und Ver— 
ordnung ift fein innerer, derfelbe liegt viel- 
mehr nur in der äußeren Form.?e Sein Verſuch, 


gleihen „Iogifhen Konſequenz“ 
wie Meyer gelangt. S. über 
die ganze große Streitfrage 
unten 8. 18. 


Verordnung handeln Tann. Pal. 

auh Hänel, Stud. II, 109. 
2 Diefen Säten gegenüber 

muß id die Polemit vor La- 


2383 Noch weiter, nämlich im 
Sinne von Rechtsnorm, ift der 
Begriff gefaßt in einzelnen 
neueren Reichögejegen, |. La⸗ 
band I, 5121. Den Gegenjat 
jum Reichsgeſetz bildet häufig 

a8 Landesgeſetz, jo an vielen 
Stellen der Verfaflung und der 
Spegialgeieh ebung f. Zaband 
I, 570. Dieſer Gegenjag liegt 
dem Art. 4 der NB. zu Grunde; 
dagegen ift die Bezugnahme auf 
Art. 4 offenbar inkorrekt in 
NL. Art. II Abi. 2 u. Art. 48 
Abi. 2, da es fih an diefen 


beiden Stellen nur um ben ſch 


band, Arc. f. öff. R. I, 184f., 
für unzufäffig erflären; das un⸗ 
erflärlide Mißverftändnid La⸗ 
bands ſchreibt Seligmann 
©. 24! ab und nad). 

35 Diefer Gegenjat beherrſcht 
insbefondere die preuß. Verf.⸗ 
Urt. und kommt zum Ausdrud 
in den zahlreihen Stellen, Die 
befagen, daß eine beftimmte 
Materie durch „das Geſetz“ ger 
regelt werden folle. 

6 Litteraturangaben bei La⸗ 
band, I, 5389. Xaband felbft 
befämpft dieſe Anfiht aufs 
ärffte. S. hierher die m. ©. 


Gegenfag zwifhen Geſetz und | völlig zutreffenden Ausführungen 


Horn, Staatsrecht I. 2. Aufl. 
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jenen Unterfhied nach inneren Gründen zu fixieren, iſt ge- 
lungen ; weder die praftifchen Verfuche mehrerer Berfaffungen 
noch die theoretifhen Bemühungen haben zu einem Refultate 
geführt.2° Der Unterfhied der Form aber liegt 
nur darin, daß beim Geſetz Zuftimmung der 
Bolfzvertretung® zum Inhalte notwendig 
ift, bei ver Berordnung nidht.?? Somit kann über- 
haupt nur im Tonftitutionellen Staate von diefem Unter: 
ſchiede die Rede fein.?? 

Im übrigen aber Tann der Inhalt bei Gefeh wie DVer- 
ordnung der allerverfchievenfte fein; ſoweit der Staatzwille 
reicht, kann begrifflich jede der beiden Yormen zur Anwendung 


fommen.?! Ob es fi um eine allgemeine, für die Dauer 


Hänels, Stud. II, 134 ff., ge- 
gen G. Meyer über Gefeg und 
„Berfügung”; mas Hänel über 
Iegtere fagt, gilt nad) meiner 
Überzeugung für die „Verord- 


ung”. 
27 Vol. v. Martik 242; 
Arndt, Berorbn.R. 732, 169; v. 
Gerber, Grundz. $. 48, ſpez. Die 
S. 149 N. 1 zit. Berfaffungs- 
urfunden. „Gegenſtände, welche 
an ſich und ihrer Natur 
nach zu denjenigen gehören, 
welche dem Gebiete der Geſetz⸗ 
gebung angehören" (v. Rönne 
‚ 13, f. dageg. die eingehende 
Miderlegung von Arndt 
16 ff.) giebt es nit. Kraft 
pofitiver VBorfchrift fordert die 
. die Form des Gefetes in 
Art. 20 Abſ. 2, 41 Abi. 1, 46 
Abf. 3, 58, 60, 69, 73, 76 Abf. 
2, 78 Abf. 1. 
28 Welche aber nicht als ein 


irgendwie gearteter „Vertrag“ 
aufgefaßt werben darf, ſ. La⸗ 
band 1, 517 ff. die vortreffliche 
Kritit über die Lehre von der 
Teilung der Gemalten, durch 
welche auch der inforrefte Wort- 
laut von preuß. Verf. U. Art. 62 
beitimmt war. 

29 Arndt, VerordnR. 3,31; 
Löning, VerwR. 225; bei 
Gneift, Bermaltung, Juſtiz ꝛc. 
©. 73 u. die dort zit. Litt. 

so Bortrefflid HSänel, Stud. 

II, 140 ff. über die rechtshiſto⸗ 
riſche Entwidelung des Geſetzes⸗ 
begrifs. ferner Arndt, 
ordnK. S. 27 fi; Gneiſt, 
Rechtsſtaat S. 107. 
1, 579 ff. giebt eine ſehr an⸗ 
regende aber m. E. unbaltbare 
Deduftion über Geſetz und Ber- 
ordnung. 

21 Bol. Laband I, 513, 679; 
Sellinet 236 ff; ©. Meyer 
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beitimmte Nechtöregel oder um Regelung eines ganz fon- 
treten einzelnen Verhältniſſes handelt; ob um eine Ordnung 


bei Grünhut VII, 15ff.; Lehrb. 
8.8. Hänel, Stud. II, 124 ff.: 
„Für die Annahme, daß indivi- 
Duelle oder fpezielle rechtsver⸗ 
bindliche Regelungen Rechtsſätze 
nicht fein könnten, daß darum 
Geſetze folhen Inhaltes nicht 
Gefege feien, fondern einer be- 
fonderen Kategorie des Geſetzes 
"im formellen Sinne” zuge 
wiejen mwerben müßten, beftebt 
eine wiſſenſchaftliche Berechti⸗ 
gung nicht.“ v. Rönne II, 55: 
„das Geſetz und die Verordnung 
haben das miteinander gemein, 
daß beide befehlende Normen 
allgemeiner Natur find“. 
Zaband I, 675 f.: „das Wefen 
der Gefekgebung befteht in ber 
verbindliden Anordnung einer 
Rechtsregel, alfo in der Auf 
ftelung eines abftraften 
Rechtsſatzes; das Weſen der 
Rechtſprechung beftehbt in der 
verbindlichen Feftitellung eines 
tonfreten Rechtsverhältniſſes, in 
der Anerfennung, Berfagung, 
Fixierung eines Rechtsanſpruches, 
alſo in der Aufſtellung eines 
kontreten Rechtsſatzes.“ 
Dem ſtellt Laband gegenüber 
die Staatsverwaltung als das 
‚ſtaatliche andeln, das 
„Thun und Laſſen“ des Staates 
al3 einer handlungsfähigen Per- 
fon’. Aber unmöglich ıft m. €. 
in der heutigen Staatsordnung 
der Labandſche Sag: „die Ge- 
bundenheit liegt im Weſen der 
Entſcheidung, die rechtliche Frei⸗ 





beit der Entfchließung im Wefen 
des Verwaltungsaktes“; |. dazu 
Bernagil, Rechtſprechung 
46 ff. Do im Berwaltungs- 
archiv Il, 74ff., ſehr gut befon- 
ders Laband felbit 684, 692; 
Hänel, Stud. D, 183 f.: 
„das Weſen des Verwal— 
tungsaktes iſt ebenſo wie 
das der Entſcheidung im 
Verhältnis zur Geſetzge— 
bung Gebundenheit.“ Hä— 
nel StR. 1, 127: „das Ver⸗ 
waltungsrecht iſt das nach den 
einzelnen Verwaltungszweigen 
gealieberte Syſtem der durch die 

taatsgeſetzgebung erzeugten 
oder fonft gültigen öffentlichen 
Rechtsſätze, weldhe für die Voll⸗ 
jiehung des Staated und das 
dffentlihrechtliche Verhalten ſei⸗ 
ner Angehörigen und Zugehö⸗ 
rigen maßgebend find“; 1. aud 
Hänel, Stud. II, 178 ff.; fer- 
ner v. Sarmwey, db. Öff. N. 
©. 8, u. befond. ©. 148 ff.; 
Srider in d. Tübing. 3. XVII, 
674; Jellinek, Gef. uw. 2. 
88 f.; Gneiſt, d. engl. VerwR. 
3) I, 88; Dorn in Hirths 
Ann. 1885, 301 ff. 1889, 344 ff., 
über den bef. von Zaband u. 
Jellinek entwidelten Gegen- 
fa von Gefeh (= Rechtsſatz) 
und Verwaltung, den nad) meiner 
Überzeugung verhängnievollften 
Gedanken in der ganzen neueren 
ftaatsrechtlichen Litteratur, be). 
©. 354 ff. 


— 


26* 
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des gefamten bürgerliden Rechte oder um ein National- 
denfmal; ob um einen Wirtfhaftsplan oder um die Dota⸗ 
tion verdienter Staatgmänner und Feldherren — das iſt 
an fih volllommen irrelevant. Tie juriftifhe Form 
und die juriftifhden Folgen einerfeits des Ge— 
feges, andererfeitsder Verordnung find immer 
die nämliden, welden Inhalt aud der in jene 
Form gegoffene Sag haben mag. Insbeſondere 
kann die Unterfcheidung zwifchen einem materiellen und einem 
formellen Sinn der Gefege und Verorbnungen, je nachdem 
es fih um „Rechtsvorjchriften” handle oder nicht,?? nicht 
als innerlich begründet anerfannt werden, denn Geſetz wie 
Verordnung find nur Formen für die Rechtsbildung: 
um eine Rechtvorſchrift muß es ſich begriff- 
ih bei jedem Geſetze? und bei jeder Ber- 
ordnung?* handeln? „Die Form des Geſetzeß 


32 Begründer diefer Lehre ift: 3° Hinfitlih der Berord- 
Zaband: „Der Gegenfag von nungen bat Hänel eine funda- 
Gefeg und Verordnung im ma- | mental andere Anſicht als bie 
terielen und urfprüngliden |im Text ausgebrüdte. Klärend 
Sinne entipridt daher voll- |aber hat Hänel aud in diefer 
fommen dem Gegenfat von | Materie gewirkt, indem er Stud. 
Rechts vorſchrift und Ber-|II $. 13 den Rechtscharakter 


waltungsvorſchrift.“ La⸗organiſatoriſcher Verordnungen 
band angeſchloſſen gaben fich: | gegenüber dem konkreten Dienſt⸗ 
Rofin, Polizei-BR. 19 ff.; befehl vorzüglich darlegt, ſpeziell 

die Entwidelung vom Dienft- 


Seligmann 108ff.; Jelline 

385 ff. DBgl. auch die fehr an- 
regende Unterfuhung von Per⸗ 
nice über formelle Geſetze im 
röm. Recht (1888). Die Unter- 
fheidung ermähnt, ohne fi 
weiter darüber zu dußern, 
Derndburg, Band. (4) S. 56°. 
Lediglich als offene Trage be- 
rührt das „formelle" Gefe 

Regelsberger,,Pand. I, 92°. 


befehl‘ zum Rechtsſatz. Die 
Frage wäre nur, ob eine der⸗ 
artige „Entmwidelung“ in der 
That eine „fundamentale Um- 
änderung ihrer rechtlichen Na- 
tur” (S. 245) bewirkt; f. dap 
die Kritik von Laband U, 


1052 f. 
enau ebenfo jetzt Hänel, 


u 


Stud. II, 113 für das Geſetz, 
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bat den Rechtsſatz zu dem ihr notwendigen Inhalt.“ 


während derſelbe Schriftfteller | Meyer bei Grünbut VIIL, 9 ff., 
allerdings für die Veroronung | Hänel 116 ff.), darum entbehrt 
eine völlig andere Theorie, die | feine ganze Konftrultion des 
im wejentliden mit der La-| Fundamentes. Um dies zu 
bandſchen identifh ift, ent⸗ jchaffen, müßte Laband zuerit 
widelt. Daß alle Gefege, denen | den Begriff „Rechtsſatz“ feft- 
Zaband den Rechts inhalt ab⸗ ftellen und in&befondere nach» 
fpricht, eine „Anordnung“ ent- | weifen, warum ein Dotations⸗ 
—— Igt beſ. auch Hänel oder Wirtſchaftsplan nicht unter 
89 f., ff. genen Laband | diefen Begriff ſolle fallen können. 
1, 673 f., ferner 257 ff. gegen | Warum vollends die „inftruftio- 
Sellinet. nellen Vorſchriften der Prozeß⸗ 
85 Zaband I 88. 56, 58, ordnungen, Subhaftationsord- 
64, 65 begründet, wie bemerkt, | nungen ꝛc.“ nicht „Rechtönor- 
die ganze Lehre von den Rechts- men“ fein follen (S. 575), iſt 
quelen auf den Unterfchied |garnidt einzuſehen. Jelli— 
zwiſchen „formellen"* und „ma. nek findet den „Rechtsſatz“ 
teriellen" Gefeten, bezw. Ber- |in der „jozialen Schrantenzieh- 
ordnungen. enn Laband ung“ (240 ff.); f. dazu Zorn 
bemerft: „die Rechtswiſſenſchaft“ in Hirths Ann. 1889, 354. 
babe die „doppelte Bedeutung” | Ein „Rechtsgeſchäft“ kann 
des Wortes Gefet angenommen, niemals Inhalt eines Gejekes 
fo dürfte das zu viel behauptet | fein, fondern, wie ſchon dag 
ein; ©. 568? find als Vertreter | Wort Geſetz dies ausdrückt, 
iefer „doppelten Bedeutung” immer nur eine „Redtö- 
genannt: E. Meier, Schulze fagung‘: ein Rechtsgeſchäft 
und v. Stodmar, dazu kommt | bat zur Porausfeung gleichbe- 





G. Meyer in feinem Lehrbud), | rechtiate Kontrahenten, ein Ge⸗ 
fowie bef. in Grünhuts 8. VIII, | feb bat zur Vorausfegung die 
1ff.; Seligmann u. Jelli- herrſchende Staatsgewalt und 
net, Geſetz 3 ff., 73 ff., 230 ff. die aehorchenvnen Unterthanen; 
©. dagegen die audgezeichnete | f. dazu jet bei. Hänel, Stud. 
Abhandlung v. Martıg in Tü II, 262 ff., bei. S. 271 über 
binger 3. XXXVI; Arndt,|das „Neditsaeichäft" als Inhalt 
Berordnungsredt 5ff.; Zorn|des Geſehes. Ein „Gefeß“, 
in Hirths Ann. 1885, 301 ff.; welches nur „Anficdten zum 
Seidler, Budget 184 ff.; Lö⸗Ausdruck bringt“ (Laband |, 
ning, Verw.R. 227 und vn 580; Sellinet 232, 240 ff.) 
bef. Hänel, Stud. II, 99 ff. iſt ein Widerfpruhb in fid. 
Der Kernpuntt des großen) Hänel SIR. I, 121f.: „Die 
Streited ift die Frage: was iſt Gefeßgebung tft der Inbegriff 
ein Rechtsſatz? Laband beant- | derjenigen Willenshandlungen 
wortet diefe Yrage nicht (ſ. ©. | des Staates, welche die leiten 
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„Form des Gefehes bat nur, weil nur diefes fie ohne Wider- 
ſpruch und Widerfinn baben fann, was unter der Formel 
darftellbar ift: „Wir verordnen und verfündigen rechtöver- 


bindlich.“ 


Regeln für das Wollen und 
Handeln aller ſeiner Elemente, 
ſeiner Organe, ſeiner Mitglieder 
und der ſeiner Territorialherr⸗ 
ſchaft Zugehörigen zum Inhalt 
und zur Abſicht haben. Dieſe 
leitenden Regeln ſind aber der 
Natur des Staates als Geſell⸗ 
ſchaft zufolge notwendig Rechts⸗ 
regeln, Rechts ſäze. Die Ge 
feggebung ift daher die Erzeu- 
gung der das Leben des Staa⸗ 
te8 und im Staate regelnden 
Rechtsſätze von Staat3- 
wegen.” Diefe Anfiht Hat 
Hänel ausführlich entwidelt in 
Stud. II, über Rechtsſatz 118, 
objeftived Recht 119 ff., „rechts⸗ 
unverbindliden Gejekesinhalt” 
160 ff. („ein rechtliches Nichts 
fann nicht mehr als ein redit- 
liches Nichts fein und bleiben“ !), 
f. hierher au Seidler, Bub- 
et ©. 192 f.; Zorn in Hirths 

nn. 1889, 353 f.; dagegen 
Zaband, Arc. f. öff. R. 1], 
181 ff.; Eifele im Ardiv f. 
civil. Praxis Bd. 69, ©. 275 ff. 
Was biergegen Hänel 165 
ausführt, ıft m. E. völlig durch⸗ 
ſchlagend. Ich vermerfe mit 
Hänel „jeden Begriff des Ge- 
feßes, der das rechtlich Irrele⸗ 
vante al® feinen möglichen In⸗ 
halt einbezieht und mit feinen 
mejentlihen Merkmalen für ver- 
träglich eraditet“. Hänel faßt 
dann weiter dad Geſetz als den 


Darftellbar unter derfelben tft aber nur: was 


Inbegriff der „regulativen 
BWillensbeitimmungen” des 
Staates, die PBerwaltung als 
deren „Bolljiefung“. „Ale 
Willenshandlungen des Staates 
ſind notwendig und ihrer Natur 
nad rechtlich qualifiziert, auch 
dann, wenn ihre Motive ber 
Sittlichleit, der Klugheit, der 
Wirtfchaftlichleit entfpringen — 
— alle regulativen Bil- 
lensbefitimmungen des 
Staate8 ftellen daher not 
wendig objektives Recht 
dar, alle ſeine ausführen— 
den Willensbeſtimmungen 
ſind notwendig an objek— 
tives Recht gebunden.” 
Vollkommen zutreffend ift die 
Ipriffsbeſtimwuns von Hänel 
201: „Die Geſetzgebung bilden 
die regulativen Willenshand⸗ 
lungen des Staates, welche be⸗ 
hufs Erfüllung der Staatsauf- 
aben in der Form von redhi- 
iden Geboten, Verboten und 
Ermädtigungen die Thätigfeiten 
und das Verhalten der Urgane 


. des Staated und feiner Unter- 


thanen beftimmen. Die Boll- 
ziehung(vollziehende Verwaltung) 
bilden die Willenshandlungen 
ber GStaatdorgane, melde in 
Bindung an bie regulativen Ge- 
bote, Verbote und Ermädtigun- 
gen der Geſetzgebung die Yuf- 
gaben des Staated ausführen.“ 
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Wille des Staates ift und was Naqchachtung 
und Gehorſam heiſcht.“ (Hänel.) 

Daß die Verordnung nur zum Vollzuge von Geſehen 
zu dienen habe, iſt zwar ein Lieblingsſatz der modernen 
konſtitutionellen Doktrinäre, aber innerlich ohne allen Grund.?e 

Der Unterfchied zwifchen Verfaſſungsgeſetzen und einfachen 
Geſetzen befteht nur darin, daß vielfah für die Staats- 
grundgefeße in Anbetracht ihres befonders wichtigen Inhaltes 
ein die Abänderung erfchwerender Modus vorgefchrieben ift.?? 


8. 15, 
Die Reichsgeſetzgebung.“ 


Wie bei jevem Rechtsſatze fo ift insbejondere beim Geſetz 
zu unterſcheiden zwifchen Inhalt und Befehl? Nur der 
Befehl macht einen Sa zum Rechtsſatz; verfchieden aber 
ift der Befehl in feiner äußeren Faſſung und feinen jurifti- 


56 Vgl. hierüber die trefflichen | ſchen folgt, die gedankenreiche 
Bemerkungen von Gneift, Ge⸗ | Eritifche Crörterung von Fricker, 
ſetz und ubget 66; Jellinet, Berpfl. d. Kaifers 11 ff., welche 
Gef. u. Berord. ©. "978 ff. jedoch m. €. die Labandſchen 

=" Dagegen vermag ich nicht | Säge nicht erſchüttert hat. Die 
zu erfennen, inwiefern für diefe | von Laband gemachte fcharfe 
Unterfcheidung der „Gegenſatz Unterfheidung zwiſchen 
formeller und materieller Ge- | Gejetesinhalt und Ge- 
feßestraft" „von maßgebender ſetzesbefehl ift m. E. einer 
Bedeutung” — Laband J, der frudtbarften Gedan- 
5781 — fein fol. Gegen 2a-|fen der neueren ſtaats⸗ 
band |. Hänel, Stud. II, rechtlichen Litteratur. Ge- 
111 ff., 172 f., in diefem Bunkt gen dieſelbe haben fi erklärt 
auch yellinet, Gef. u. Berord. Gierke bei Schmoller Jahrb. 
©. vo, 1174 ff. und Binding in 

ı gaband I, 514 ff.; ©. Seit Biertelj. Schr. N. 5. II, 
Meyer, Lehrb. 88. 168 ff. 549 ff.; |. auch die anregende 

2 S. zu der nachfolgenden | Erörterung von Regelsber- 
Deduktion, die der Laband⸗ger, Pand. I, 84f. 
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chen Folgen, je nachdem die Form des Geſetzes oder der 
Verordnung für die Entſtehung des Inhalte zu ver- 
wenden war. 

„Die Reihsgefehgebung wird — nah AP. 
At. 5 — ausgeübt durd den Bundesrat und 
den Reichſstag. Dielübereinffimmung der Mehr— 
heitsbeſchlüſſe beider Verſammlungen iſt zu 
einem Reichsgeſetze erforderlich und aus— 
reichend.“ Die Einzelſtaaten als ſolche haben keinen An⸗ 
teil an der NReichagefeßgebung.? 


A. Die Entfliehung der Reichsgeſehe. 


Die Entſtehung eines Geſetzes ift nach verſchiedenen 
Stadien zu unterfcheiden. 

I. Die juriftifhe Betradtung der Geſetze“ kann nad 
Reichsſtaatsrecht — es könnte auch anders fen? — erft 
beginnen, wenn der Gefehentwurf im Bundesrat oder Reichs⸗ 
tag zu offizieller Behandlung gelangt ift. Die vorhergehenden 
Stufen der Ausarbeitung eines Gefehes entziehen fich ber 
juriftifchen Betradhtung gänzlih. Die Initiative zu einem 
Gefegentwurf kann ausgehen vom Reichsſtag oder vom 
Bundesrat.* Der Entwurf kann vorher ausgearbeitet werden 


® Anders bad ei enäf u. Arch. f. öff. R. VI, 455 ff. 
Uniond-Staatäredht, Hänellein „anerlanntes Sewohndeitd- 
SLR. I, 248. recht“, „welches die Reichsver⸗ 
faflung in einem ihrer urfprüng- 
lichen Struktur entgegengejegten 
Sinne ergänzt und Tortgebildet 
bat, fo ab man beinahe von 
einem dem gejchriebenen Ver⸗ 
faſſungsrechte derogierenden 
Reihäferlommen ſprechen Tann“, 
f. bei. S. 45822 die intereffante 





t Bol. zum Folgenden La⸗ 
band I, 532 ff. 

5 Qaband I, 5381 (preuß. 
Staatärat, Bolfswirticafterat 


u. 

er Stud. IL, 45 bes 
bauptet eine „formelle“ Initia⸗ 
tive des Kaiſers, Bornhak im 
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von jedem beliebigen Organ der Reichsſtaatsgewalt, nicht 
minder aber auch von privater Seite. 

Die Stellung von Bundesrat und Reichstag ift im 
erſten Stadium der Entftehung eines Geſetzes eine volllommen 
gleichberechtigte; es befteht für einen der beiden Faktoren 
eine Vorſchrift der Priorität. Der Reichstag ift in der Ini⸗ 
tiative zum Erlaß von Geſetzen gänzlich unbefchränkt.” Hat 
der Reichstag zuerft einen Entwurf in Beratung genommen ® 
und ift hierüber Mehrheitsbefchluß erzielt, jo geht der Ent- 
wurf durch Vermittelung des Reichstagspräſidiums an das 
Bundesratspräfibium, den Reichskanzler; letzterer muß 
jedenfalls den ihm übermittelten Entwurf dem Bundesrate. 
in Vorlage bringen; diefer aber kann über denfelben jeden 
beliebigen Beſchluß fafien, alfo auch dahin, daß in Die Be- 
ratung des Entwurfes'nicht einzutreten fei. Die vom Bundes- 
rat auf Anregungen des Neichdtages Hin gefaßten Beſchlüſſe 
werden dem legteren herkömmlich mitgeteilt. 

Hat der Bundesrat zuerft einen Gefetentwurf in Be- 
tatung genommen,? was die Regel bildet, und im Bundes⸗ 
rat ift ein Mehrheitsbefchluß erzielt worden, fo ift der Ent- 
mwurf durch den Reichskanzler an das Präfivium des Reich3- 


Statiftit der „Raiferligen Int 
tiative” ; f. auh Laband 
356; &. Meyer, Lehrb. I 
1'Die Worte „innerhalb der 
Kompetenz; des Te (NB. 
Art. 23) find ohne juriftiichen 


8 Selbftändige Anträge be- 
‚|bürfen der Unterjtüßung von 
mindeftend 15, bei der 3. Be- 
zatung 30 Dügliebern: Seid, ⸗ 
d. RT. 88. 19, 2 (f. 

248). . 








ohen ©. 

Sinn, da zur Kompetenz bed | ? Anträge eines Einzelftaates 
Reiches auch Kompetenz eumei- müjffen zur Peratung Fl 
a ßehg ven S. 2a-| werden. RD. Art. 7 Ab]. 
band änel, Stud. 188. 8. 8. 

156 ff., ſ. oben S. 77f. 
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tages zu leiten. Dies bat nah Borfchrift der Verfaſſung 
„im Namen des Kaiſers“, alfo Traft Faiferlihen Spezial- 
befehles, zu gefchehen (RB. Art. 16). Der Kaifer ift ver- 
faffungsmäßig verpflichtet, einen vom Bundesrat bejchlofjenen 
Gefehentwurf dem Reichstag in Vorlage zu bringen, und 
zwar in unveränderter Faſſung. „Die Vorlagen werben 
nah Maßgabe der Befchlüffe des Bundesrates — — an 
den Reichstag gebracht“ (NB. Art. 16). Andererſeits bat 
der Kaiſer nit das Recht, von fih aus dem Reichstag 
eine Vorlage zu madhen.!? Der Reichstag ift feinerfeit3 
verpflichtet, über den in Vorlage gebrachten Entwurf einen 
materiellen Beihluß zu faflen; einfader Übergang zur 
Tagesordnung ift unftatthaft."! 

Ergeben ſich Differenzen zwifchen Bundesrat und Reichs⸗ 
tag, fo ift folange weiter zu verhandeln, bis entweder Ab- 
lehnung durch verneinendes Votum einer der beiden Körper⸗ 
ſchaften oder eine „Übereinftimmung der Mehrheitsbefchlüffe“ 
erzielt :ft.!? 

Sit letzteres der Fall, fo ift das erfte Stadium beendet: 
der Inhalt des Geſetzes ift feftgeftellt.!? Keines- 
wegs aber ift durch das Zuſtandekommen diejes überein- 
flimmenden Mebrheitöbefchluffes das Geſetz bereits perfekt 


10 Bol. Fricker, Verpfl. 24;| 2 Über die in dieſer Bezie- 
Hänel Shm. HD, 46 — La⸗ gung beobachtete Praris vgl. 
band 36f.; ©. eyer, Laband I, 537°. 
Lehrb. dns, 473; Seydel in] 13 Daß dies ſchon ein „wefent- 
Holgendorfig Kahrb. III, 285. licher Beftandteil der Geſetz⸗ 
Heben | die enigegengefehte Anfict gebung, und durdaus ein ſtaats⸗ 
von Öornhat, D ch. f. Öff. R. rechtlicher Alt" fei, betont 
VOII, 455 f.; f. oben ©. 167, Srider 14 fehr richtig. 

u Geſch D. 53 Abſ. 
„nad erfolgter eihlusnahmen 
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geworden: die yaflung von RV. Art. 5 Abf. 1 ift in diefer 
Beziehung inkorrekt, indem „die Übereinftimmung der Mehr- 
heitöbefchlüffe beider Verfammlungen” zu einem Reichsgeſetze 
zwar „erſorderlich“ aber durchaus nicht „ausreichend“ ıft.!* 
Der Kaifer ift als folder an der Fyeftitellung des Geſetzes⸗ 
inhaltes nicht beteiligt; der Reichskanzler ift für den Inhalt 
in feiner Weife rechtlich verantwortlich). 

II. Der Entwurf tritt vielmehr nun in das zweite 
Stadium, das der Santtion.! Die Sanftion ift 
derjenige ftaatsrehtlidhe Alt, welcher das Ge- 
fe perfeft madt. In der Sanktion liegt der 
Gefetesbefehl.!* Werden Geſetzesbefehl erteilt, 
ift der Geſetzgeber.“ Die Sanktion iftder höchſte 


14 Zaband I, 519f., 539 ff.; 
Seydel, Komm. 82f., 124; 
rider, Berpfl. 4, dem aber 
nit gugegeben werden Tann, 
daß RB. Art. 5 Abſ. 2 u. Art. 
17 in bemfelben Berbältnis 
ftehen wie Preuß. 3. Art. 62 


band I, 514 ff., 538 ff.; Jel⸗ 
linet 312 ff. in fortgefegter 
und in allen bier einfchlägigen 
Punkten unzutreffender Polemik 
egen Laband, f. dazu Zorn 
et Hirths Ann. 1889, 356 ff. 
16 Laband I, 514f.: „das 


u. Preuß. 3. Art. 45: das ift 
durch die grundfägliche Stellung 


fpezififche Wirken der Staats- 
gewalt, das Herrſchen, fommt 


bes Kaiferd in der RV. aus⸗- nicht in der Herſtellung des 


gefchloffen. Über das 
reihend" und jeine intereffante 
Entftehungsgefhichte |. Frider 
6 ff., der ausführt, es ſei 
nit die Abficht 
jenes Wort „ein 
ſidiums auszuſchließen“. Es ift 
doch bei der Annahme des letz⸗ 
teren Rechtes unerfindbar, mel» 
ben Sinn dad preußiſche 
Beto (Art. 5 Abſ. 2, 37) haben 


gemeien, durch 


ſoll. 
15 Vgl. zum Folgenden La⸗ 


eto des Prä- | jek 


„aus⸗ ı Gejekesinhaltd, jondern nur in 


der Sanftion des Geſetzes zur 
Geltung”, ebenſo ©. 521. 
11 Eine „Gejeßgebung“, die 
bloß in „Seititellung der Ge- 
e” (db. h. doch mohl des In⸗ 
haltes) befteht (Meyer, Lehrb. 
22), ift eben feine, die Gejeßge- 
bung liegt nur in der „verbinb- 
Iihen Einführung“. Daraus er- 
giebt fih, daß der Staatenbund 
eine Gefetgebung nicht bat. 
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das 


Recht der Sanktion ftebt demnad nur dem 
Trägerder Souveränetätzu. Im monarchiſchen 
Staate erteilt die Santtion der Monarch in 


voller Freiheit: 


er ift juriftifh der Gefep- 


geber; is die Vollsvertretung bat nur daß Recht der 
Mitwirkung bei Feſtſtellung deß Sejekesinhaltes,!? Teinerlei 
Mitwirkungsrecdht bei Erteilung des Gejehesbefehls.2° Ca 


18 Mejer, Einl. $. 3, bei. 
S. 6°. Darin muß der Kern⸗ 
punlt der Monardie gef en 
werben. jede Berpflichtun 
Monarchen zur Sanktion i eine 
Derneinung derfelben (vgl. hier⸗ 
ber die ſehr charakteriſtiſche Vor⸗ 
FBri ber Frankfurter RVerf. 
0 01 Abf. 2). ber die im 

edanten des „Beto“ 
rt des Prin zips ſ. La⸗ 
band I, 518. Eine grundſätz⸗ 
lich andere Auffafiung der Sank⸗ 
tion nach dem pofitiv preußischen 
und Reichs⸗Staatsrecht entwidelt 
Hänel, Stud. II, 150 ff. Was 
©. 155 oemäß der U. für 
Sachſen 88.4, 86 feftgeitellt ift, 
ift überhaupt das deutſche mon- 
arhifhe Staatsrecht, das in 
erfter Linie auch für Areuben 
gilt gemäß A. ER. II, e 1. 
Sortrefilic Gneitft, Hents taat 
(2) ©. 44 ff., es au Gar⸗ 
eiß, u: StR 8 Schulze, 
D. StR. I 88. 8 

19 Srider 1 N ie Volks⸗ 
vertretung hat nur „das Veto, 
feinen Anteil an ber Geſetz⸗ 
gebungsfunktion“, das Veto aber 
aud für den Gefetgeöbefehl. „Die 


liegende 


ganze Berhandlung des Mon- 
archen mit den Ständen dient 
nur zur Bereinigung der Beto- 
2 | Tea e", f. dagegen Zaband TI, 

f. auch Sarmey, d. öff. 
% x. ©. A: ©. De er, An⸗ 
Hulze, 


.6 

” Mit vorzüglicher Schärfe 
ift diefer Punkt Bervorgehoben 
von Zaband I, 5838 ff.; 

Hänel bei Hirth, Ann. 1877. 
91, und Meyer, ebenda 1878, 
372 und Lehrb. 8, welche bie 
begrifflich notwendige Einheit 
der Staatsgewalt zerftören 
indem fie als Träger der- 
felben „mehrere Organe in 
ihrem verfaflungämäßigen u 
jammenwirten” annehmen. Die 
„oberfte” Funktion ift nicht Feſt⸗ 
ftelung des Inhaltes, ſondern 
Santtion, diefe aber Bat nur 
der Monarch, nicht „Fürft und 
Bol. Der Sap Hänels, 
Stud. II, 147: ‚beide Drgane 
leiten ihre Rechtsſphäre nicht 
bad eine von bem anderen ober 
von einem britten Organe, ſon⸗ 
bern jedes bie feinige unmittel« 
bar aus ber Verfaflung ab" — 
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ift demnad die allgemein gebräuchliche Bezeihnung: geſetz⸗ 
gebende PVerfammlung für die Volksvertretung ſtaats⸗ 
rechtlich falfh und ebenfo der Sprachgebraud der preuß. 
Berf..Urf. Art. 62 von der „gemeinfhaftlicden Ausübung 
der Gejehgebung dur König und Kammern.“ 

Nah Reichsſtaatsrecht ift Träger der Sou- 
veränetät: die juriftifhe Einheit der 25 „ver— 
bündeten Regierungen”. Dieſehat demnach den 
Reichsgeſetzen die Sanktion zu erteilen. Das 
Organ, in welchem die Einheit der verbündeten 
Regierungen zum ſtaatsrechtlichen Ausdruck 
gebracht iſt, iſt der Bundesrat: derſelbe hat 
ſomit den Reichſsgeſetzen im Namen und nad 
der Inſtruktion feiner Bollmadtgeber die 
Sanftion zu erteilen?! 


enthält nach meiner Überzeugung 
einen fundamentalen Irrtum. 
Über das englifche Recht Jelli- 
net, Gef. u. V. ©. 12 ff., beſ. 
das intereffante Citat aus 
Hearn S. 18%. Den hier ein- 


agiert. Unrichtig demnach auch 
Meyer, Grund. 64. Cine 
treffende Bemerkung dagegen bei 
Seydel 8. A. U. bei. auch 
Sellinet 316, f. gegen ihn 


fhlagenden Ausführungen von 
Martig in feiner ausgezeidh- 
neten Abhandlung über das 
fonftitutionelle Geſetz S. 
245 ff. („Geſetz iſt der Wille 
des Lande — — aud ber 
Monarch ftehbt unter dem Ge- 
fe") vermag ich nicht beizu- 
ftiimmen. Die Süße des Terted 
entiprehen uuch, wie Jelline!k 
nachgewiejen bat, genau dem 
älteren engliſchen Staatdrecht, 
allerdings nicht dem heutigen, 
nach dem ein Ausfchuß der Bar- 
lamentsmehrheit den Staat re- 


30 rn bei Hirth, Ann. 1889, 
. 397. 


21 So indbefondere Laband 
I, 542, der fi dur die Klar- 
ftellung dieſes hochwichtigen 
Punktes ein beſonderes Verdienſt 
erworben hat; richtig auch 
Meyer, Lehrb. 472; Hänel, 
Stub. IL 52; Jellinet 324; 
indem Wefterfamp 111 an- 
nimmt, der Bundesrat fei eine 
parlamentariihe Körperſchaft, 
kommt er zu dem ſtaatsrechtlich 
ganz unhaltbaren Sate, daß Die 
Stimmen des deutſchen Volkes 
und der deutſchen Staaten bei 
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Diefer ſtaatsrechtlich wichtigſte Akt unter allen ftaatlichen 
Funktionen tritt nah unferem Reihsftantsrecht äußerlich gar- 
nicht hervor. Selbſtverſtändlich kann die Sanktion zeitlich 
erft erfolgen, nachdem die anderen beim Entftehen des Ge⸗ 
fees mitwirkenden Yaltoren ihre Funktionen beendet haben. 
Der vom Bundesrat zu erteilende Sanktionsbeſchluß kann 
demnach juriftifch niemals in dem bejahenden Beichluffe des 
Bundesrates liegen, auf Grund deflen der Entwurf erft an 
den Reichstag gelangt. 

Als Sanktionsbeſchluß ift vielmehr juriftifch derjenige 
Beihluß des Bundesrates zu betrachten, durch melden 
legterer einen Gefebentwurf, defien Inhalt auch vom Reichs⸗ 
tag beſchloſſen ift, dem Kaifer zu weiterer verfafiungsmäßiger 
Behandlung überweift.?? 

Sanktion ift Erteilung des Geſetzesbefehles. Die hier- 
für ,ſakramentale Formel“ im einfachen monarchiſchen Staat, 
welde „als gemeines Recht angejprochen werden darf“ ®® 
lautet: „Wir — — verordnen, was folgt“ ober dgl., welche 


der Gefetgebung „gleich ſchwer 
wiegen”, daß beide „Vollmacht⸗ 





te8 Sanktionsrecht des Kaiſers; 
begründet wird die dur Die 


5 — „gleichmäßig berechtigte | Eingangsformel der Reichsgeſetze, 


aktoren“, 
legislative Körperichaften“ ſeien. 
Aus RB. Art. 7 Abſ. 1 aller- 
dings ift das Sanktionsrecht des 
Bundesrates nit zu folgern, 
darin hat Fricker, Verpfl. 25f. 
Recht. Cs ergiebt ſich vielmehr 
lediglich, aber zwingend aus ber 
Konftrultion der Reichsgewalt. 


Sehr gut 8. Meyer, Anteil ꝛc. 
54 ff. Dagegen behauptet Born- 
hak bei Grünhut, 3. VIII, 461 


ein durch Gewohnheit begrünbder 


„gleihberedtigte | Durch 


„Ufualinterpretation“, 
„Tendenz der Rechtsbildung“ 
und als „Forderung der Rechts⸗ 
logik“. 

22 Dies leugnet v. Held 106, 
welcher die im Text gegebene 
Auffaſſung als „mit den deut⸗ 
lichen Worten des Art. 5 der 
RV. abfolut unvereinbar” er- 
Härt; richtig Zaband I, 542; 
Hänel, Stud. I, 52. 


22 Hänel, Stud, II, 160. 
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Morte das Geje eröffnen. Diefe Formel ift im deutſchen 
Bundesſtaate beibehalten worden,“ obwohl fie ftreng ju- 
riftifeh genommen bier nicht paßt, da der Kaiſer ala folder 
bei der Santtion der Reichögefehe garnicht beteiligt iſt.?* 
Der richtige ftaatsrechtliche Geſichtspunkt wäre zum Ausbrud 
gebracht und doch dem monarchiſchen Machtbewußtfein, dem 
in den Neichögefehen Ausdruck zu geben jebenfalld einem 
nationalen Bedürfnifje entfpricht, Rechnung getragen, wenn 
die Formel des Gefehesbefehles lauten würde: „Wir — — 
verorbnen auf Grund und in Ausführung des nad) erfolgter 
Zuftimmung des Reichdtage® vom Bundesrat Namens der 
verbündeten Regierungen gefaßten Sanktionsbeſchluſſes, mas 
folgt.” 26 

III. Mit der vom Bundesrat erteilten Sanktion ift dag 
Reichsgeſetz perfekt, aber noch nicht rechtöverbindlid. Zu 
letzterem Bebufe bedarf es no der Bromulgation und 
Publifation. Der Sinn der Bromulgation ift: die äußere 
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4 Die Cingangsformel der 
Reichsgeſetze lautet: „Wir ac. — 
verordnen im Namen des Reiches 
nah erfolgter Zuftimmung des 
Bundesrates und des Reichs⸗ 
tags. 

5 Fricker verneint zwar bie 
faiferlide Jnitiative, ferner den 
Anteil des Kaiſers an der Feſt⸗ 
ftellung: „er hat ledigig abzu⸗ 
warten, daß ihm vom Bundes⸗ 
rat ein Gefetentwurf dargeboten 
wird“; aber dieſem Entmurf 
gegenüber ift rider geneigt, 
ein jelbftändiges Verordnungs- 
recht des Kaiſers aus Art. 17 


anzunehmen, woraus dann aud) 
die Freiheit ded Kaiferd, dieſe 
„Zerordnung” nicht zu erlaflen, 
notwendig gefolgert werden 
müßte. Den „Gefeßgebungs- 
willen” des Bundesrats erachtet 
Srider 34 nidt für aufge 
hoben, au wenn er ſich „nit 
vollendet”. J 

se Laband I, 543f. Uber 
den Inhalt Fon mie über die 
Santtion befchließt der Bundes⸗ 
rat mit einfacher Stimmenmehr- 
beit; bei Stimmengleichheit ent- 
Icheidet die preußiihe Stimme 
(Art. 7 Abſ. 3). 
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Ausſtattung des Gefegesterted mit authen- 
tifher Kraft 27 die „Erklärung“ des Geſetzeswillens. 

„Dem Kaifer fteht die Ausfertigung und Verkündigung 
der Reichögefege zu” (NB. Art. 17 Abf. 1). Diefe Aus- 
fertigung, die Promulgation, unterfcheivet ſich von der ein- 
faden Publifation.?® Die erftere ift die authentifche ſolenne 
Form, durch welde der Rechtswille äußerlih als Geſetz 
dofumentiert wird. Die Ausfertigung ift eine volllommene 
Urkunde mit Faiferlicher Unterfchrift und Inſiegel, die im 
Reichsarchiv aufbewahrt wird. Das Datum der Promul- 
gationsurfunde gilt als Datum des Geſetzes. 

Bevor der Kaifer die Promulgation erteilt, bat er zu 
prüfen, ob beim Zuftandefommen des Geſetzes die ver- 
faffungsmäßigen Normen beobachtet wurden. Iſt dies der 


Fall, dann muß der Kaifer die Promulgation erteilen. ?® 


97T 2aband I, 522 Ff., 549 fi. 
begründet diefen Alt aus dem 
Staatsreht des alten Reiches, 
das ihn jorgfältig ausgebildet 
hatte (Litteratur 5231), fomie 
aus dem engliiden und fran- 
zöfiſchen Recht. Zugeftimmt 
haben Meier, Einl. 297; Jel— 
linet 321ff,; Gareis, Alle. 
SIR. 175; Hänel, Stud. II, 
ol, 159 ff. (vortrefflich). 

38 Die von Laband a. a. O. 
gemachte Unterfcheidung und be- 
ren Begründung, der Gedanke 
einer „sollemnis editio- legis“ 
ift m. €. zutreffend. Widerſpruch 
hat dagegen neuerdingd Bin- 
ding in Krit. Biertelj.-Schr. 
N. F. I, 550 erhoben; ferner 
Meyer, Lehrb. 8. 1691; Gierke 
bei Grünhut, 3. VI, 230. 


20 Eine in der Litteratur leb⸗ 
baft kontrovertierte Streitfrage. 
Die im Text angenommene Mei- 
nung vertritt auch Zaband I, 
550 f. Das Recht, einem Ge 
I wegen angenommener Ber- 
faffungsmibrigkeit die „Ausfer- 
tigung und Verkündigung” zu 
yermeigern, räumt Laband dem 
Kaifer ebenfalls ein, ebenfo v. 
Mohl 292. Unridtig ift es 
aber, wenn v. Marti 534 
weiter geht und dem Kaijer das 
Recht einräumt, nad freiem 
Belteben den Reichögefegen die 
Promulgation zu gewähren oder 
u verfagen. Eine unbedingte 

fliht des Kaiferd zur „Aus⸗ 
fertigung und Berfündigung” 
nehmen an: Meyer, Grund. 
70, Lehrb. ©. 414; Hierfe- 
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Aber auch nur in diefem Fall darf er fie erteilen, denn 
in der Promulgation liegt eben die feierliche Übernahme 
der Bürgfchaft feitend des Kaiſers, daß das Geſetz der 


Reichsverfaſſung entfpredhe. 


Diefe Bürgſchaft empfängt 


eine materielle Garantie durch die Gegenzeichnung des 
Reichskanzlers,so welde nah RV. Art. 17 für alle „An 
orbnungen und Berfügungen bes Kaiſers“ erforderlich ift.?! 
Bei der Promulgation von Geſetzen kann die Verantwort- 
lichfeit des Reichskanzlers fich felbftverftändlich nicht auf den 


menzel I, 70; Weſterkamp 
131; Riedel 108; v. Rönne 
158; Thudichum 88; Ss 


del 124. Wefterfamp 1 
behauptet, eine Exekution gegen 
den Kaiſer bei Verlegung ber 


Bromulgationspflicht Tönne Feine 
Anwendung finden, „da die Ber- 
fündigung der Reichägefege nicht 
eine Derfaffungsmäßige Pflicht 
des Bundesgliedes Preußen, 
ſondern Recht und Pflicht des 
deutſchen Kaiſers ift“. Dieſer 
Grund iſt jedenfalls unzutref⸗ 
fend, denn die kaiſerlichen Rechte 
ſind eben Rechte des Bundes⸗ 
gliedes Preußen. S. jetzt die 
anregende Abhandlung von 
rider, bie Verpflichtung des 
aifers- zur Verkündigung ber 
Reichsgeſetze (1885). 

80 Lediglich diefe Bedeutung 
fann bier die Gegenzeichnung 
des Reichälanzler8 haben; mate- 
riel kann Feinerlei Verantwort- 
lichkeit des Reichskanzlers für 
Geſetze gedacht werben, insbe⸗ 
fondere find aud die Geſetze 
nit „Verordnungen des Kai» 
ſers“ in dem von Frider, 

gorn, Staatsredt I. 2. Aufl. 


Berpfl. 27 behaupteten Sinne. 
Daß man die preußifche Praxis: 
„Wir 2c. veror dnen“ beibehal- 
ten bat, erklärt ſich aus hiſtori⸗ 
ſchen und thatſächlichen Geſichts⸗ 
punkten zwingender Natur. Aber 
die dermalige RV. Triest den 
Rechtsſatz aus: daß der Kaifer 
den Geſetzesbefehl materiell er- 
teile; dies fanın nur der Bundes- 
rat thun, deflen Beihluß dann 
nah außen und im Anſchluß 
an die monardifhe Tradition 
in die kaiſerliche Autorität ein- 
gelleidet wird. Ach muß dem⸗ 
emäß die von Fricker 27 
hart abgewieſene Anficht für 
tig, ja nad der heutigen 
RV. für die einzig mögliche hal⸗ 
ten: Art. 17 hat mit der Geſetz⸗ 
gebung garnichts zu thun; 
zunmittelbar im Namen des 
Reiches, nicht im Namen oder 
in Repräſentation der Verbün⸗ 
deten“ übt der Kaiſer fein Ber: 
ordnungsrecht aus, zu dem aber 
die Geleggebung nicht gehört. 
21 Laband I, 559; Entid. 
d. Reichsger. in Civilf. VIII, 3. 


27 
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vom Bundesrat und Reichstag bejchlofienen Geſetzes⸗ 
inhalt beziehen, fondern nur auf die äußere Form, alfo 
darauf, daß beim Zuftandefommen des Geſetzes den Vor- 
fchriften der Verfaſſung genügt worden fei, und daß ber 
in der Promulgationsurfunde enthaltene Tert mit dem 
vom Reichstag befchlofienen und vom Bundesrat fanktio- 
nierten übereinftimmt. 

Die Promulgation giebt dem Tert des Geſetzes authen- 
tifche Geſtalt, ſodaß von einem andermweitigen Prüfungs- 
recht feine Rede mehr fein kann: weder dürfen die Einzel- 
Staaten noch die Gerichte die Verfaffungsmäßigfeit eines 
ordnungsgemäß promulgierten Geſetzes in Frage ziehen.?? 

IV. Sn der PBromulgation liegt zugleich der Taifer- 
liche Befehl an den Reichskanzler zur Publikation.ss Die 
Publikation ift die öffentliche Kundmadung eines Reichs- 
gefehes an die Reichsunterthanen, die „Vollziehung ber 
Santtion” ; einen felbftändigen Willensaft ftellt die Bubli- 
fation nicht dar.“ Die Publikation kann infolgedeffen 
auch nur ein Alt der Reichs regierung fein, nicht etwa 
durch die Regierung der Einzelftaaten gefchehen. Promul- 
gatton und Publikation find erforderlich, damit ein durch 
die Sanktion perfeft gewordenes Geſetz rechtsverbind⸗ 
lich werde.ss Mangels dieſer Alte ruht die Rechtskraft 


32 Vgl. v. Gerber S. 155treten von Hänel, Stud. I, 
und Laband I, 551 ff., letzterer 263 f. 
in fehr eingehender und zutref- | 33 Bol zum golgenben La⸗ 
ds a ih te wir ban 2 531 f., a Frie 
eichsgericht, Entſch. in Civilſ. agegen energiſch Fricker 
IX, * ff. Dagegen die berr- | 18. geg i 
gende von Gneift beſtimmte 35 Zellinel 319 ff. über. 
einung_(vgl. Laband 5541), | ſpannt die Bedeutung der Bubli- 
für das Reichsrecht fpeziell ver- | fation, nachdem er zuvor die 
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des Gefehes.?° Die Publikation erfolgt nah RB. Art. 2 
vermittelft eines Reichögefeblattes.?” in folches befteht 
feit 1867, bezw. 1871. Alle Geſetze der Gentralgewalt 
find in demfelben publiziert, und nur was hier publiziert 
ift, bat verbindliche Rechtskraft für dad Neid. Wubli- 
fation von Reichögefegen in ven Geſetzblättern der Einzel- 
ſtaaten ift nicht nur ohne jegliche juriftiihe Bebeutung, 
fondern direkt wider die Neichöverfaffung.?? Partikular⸗ 
geſetze, die zu Reichsgeſetzen erflärt worden find, müffen in 


vollem Tert im Reichsgeſetzblatt publiziert werden.? 


Santtion zu einem Nichts degra- 
biert bat; f. darüber Zorn in 
Hirths Ann. 1889, 858. 

86 Fricker, Verpfl. 5, 16 ff. 
läßt, ebenfo wie Schulze, 
Pr. StR. II, 222, erft durch 
die Verkündigung dad Gefek 
perfelt werden, fonft müffe man 
eine Berfündigungspflicht des 
Königs annehmen. Diejer 
Schluß ift nicht zwingend: fo- 
wohl Sanktion als Publikation 
find — nad preuß. Staatsrecht 
— freie Rechte des Königs, und 
e3 laſſen fi wohl Fälle denken, 
wo das Staatsintereffe gebietet, 
ein ſanktioniertes Geſetz nicht zu 
publizieren, ein perfektes a: 
nicht zu vollziehen; fo au 


rider 16 gegen LZaband. 
ber der Sa riders 17: 
„dentt man ſich den Gejeh- 


gebungsvorgang auf die größte 
Einfachheit reduziert, To geht 
berfelbe auf in ber 
gung”, ift doch unrichtig, indem 
er dad rein Äußerlihde Moment 
ſtark überfhägt. Sn dem Be 
griff Sanktion liegt, wie fchon 


Verkündi⸗ | hätt 


Für 


das Wort beweiſt, ein tiefer 
Sinn, den Fricker völlig igno⸗ 
tiert. Gegen rider ſ. aud 
Zaband 1,5391, aber aus an- 
deren Gründen. 

Suli 1867 


3729. nom 26. 
(BGBL. 24). 

65. Hänel StR. I, 244 f.; 
2aband I, 561, 582, 615. 
„jede Form der Bekanntmachun 
von Reichägefegen durch Einzel- 
ftaaten, welche eine andere Be⸗ 
deutung für fih in Anſpruch 
nimmt, als bie einer jchlichten, 
d. 5. der thatfählichen Kennt- 
nisnahme und Verbreitung die- 
nenden »elanntmaßhung, ift 
rechtlich irrelevant.” . M. 
Seydel 39, 124 in Konſequenz 
feiner Grundanfhauung über 
die Souveränetät im Neidhe: 
„ed wäre gerane fo gut denkbar, 
daß man die Verkündigung den 
einzelnen Staaten überlafjen 


e“. 
89 Über die fehlerhafte Praxis 
in diefem Bunt vgl. Laband 
I, 5621. Lebterem Autor ift 
aber in der milden Beurteilung 
27* 
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den im Reichsgeſetzblatt publizierten Geſetzestext wie über- 
haupt für den ganzen inhalt des Reichsgefehblattes (B. 
v. 26. Juli 1867 8. 3, BGBl. 24) ift der Reichskanzler 
als Herausgeber verantwortlih: er darf den Tert nur 
genau in der Faffung publizieren, in melcher verfelbe die 
faiferlihe Promulgation empfangen bat." — 


B. Die Wirkung der Reichsgeſetze. 


1. Die Wirkung des Geſetzes ift immer ein Befehl; *! 
ob berfelbe dauernd oder nur vorübergehend, ob er generell 


biefer „jehr unregelmäßigen und 
willkürlichen“ Praris nicht bei- 
zuftimmen. Was nicht im Reichs⸗ 
eſetzblatt publiziert ift, ift abfo- 
ut nicht Neichägefeg. Iſt nur 


Taflungamähi en Baſis beruht 
dasfelbe für Preußen nit. Ob 
„wirkliches Tonftitutionelles Ge⸗ 
wohnheitsrecht“ angenommen 
werben kann (Laband I, 565), 





der Geſetzesbefehl korrekt publi- 
ziert, Dagegen für den inhalt 
auf irgend eine anbermweitige 
Duelle verwieſen, fo eriftiert 
juriſtiſch nur ein leerer Gefekes- 
befehl. 
fpiele belegte Praxis ift ver- 
jaffungärwibrig. Über die recht⸗ 
lihe Bedeutung der „Belannt- 
madung” von durd Novellen 
abgeänderten und demgemäß 
neu redigierten Gefeten (Ge⸗ 
werbeordnung, RGEBl. 1883, 176) 
f. Laband I, 565. 

40 Die Praxis in Preußen hat 
den Grundſatz von der Disfon- 
tinuitätaußsgebilbet. D. h.: tft 
ein von der Volksvertretung an⸗ 
genommenes Gejek in der Zeit 
von einer Seffton bis zur ande- 
ren nicht janktioniert und publi- 
jiert worden, fo ift dasſelbe 
neuerdingd den Kammern vor- 
zulegen. Auf irgendwelcher ver- 


Die a. a. D. durch Bei⸗ | II 


bleibe dahingeſtellt. Für das 
Reich erifliert nur die Geſch.O. 
d. Neichätages 8. 68 als recht⸗ 
lihe Baſis für das Prinzip der 
„Disfontinuität”. v. Rönne 
‚16 vgl. au) 51, nennt das⸗ 
felbe „einen feftftehenden aus 
der Natur der Sache mit Not⸗ 
wendigkeit folgenden Grundſatz 
des konſtitutionellen Staats⸗ 
rechtes‘. Daß derſelbe auch in 
die Reichspraxis aufgenommen 
ſei, will v. Rönne a. a. O. N. 5 
durch Die Geſetze v. 23. Dez. 1874 
(RGBl. 194) u. v. 1. Febr. 1876 
(RGBl. 15) über die Behand- 
lung der fog. Suftiggefee be⸗ 
mweilen; ed handelt 44 jedoch 
bei dieſen Geſetzen um eine 
weſentlich andere e als bie 
oben berührte. aber ge» 
hört der Präzedenzfall der Poſt⸗ 
gefege 1871 hierher. 

41 Zaband I, $. 57 bezeich⸗ 
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ober nur auf einen fpeziellen Fall gerichtet, ob er direkt 
an alle Unterthanen des Reiches oder nur an einzelne, 
3. B. an beitimmte Behörden, ober etwa an Einzel- 
ftanten*? gewendet ſei — das ift durchaus irrelevant. 
Virtuell ergreift der Befehl eines jeden Gejehes das ge= 
famte Neichsgebiet, alle Neichdangehörigen und alle 
Einzelftaaten,*? praftifch aber kann das Gefet vielleicht für 
den größten Teil derfelben gegenſtandslos jein, wie 3.2. 
das RG. v. 4. Novbr. 1874 (RGEBl. 128) über Auf- 
bebung der Art. 14 und 16 3. DI Tit. 12 des Roftoder 
Stadtrechte oder das BG. v. 4. Mai 1868 für die hohen⸗ 
zollernfchen Lande. Das Geſetz kann den allerverfchievenften 
Inhalt haben; feine charakteriftiichen Merkmale in jedem 
Falle find nur: 1. Aufrihtung eines Rechtsſatzes; 2. Mit- 
wirkung der Vollövertretung bei Feſtſtellung des Inhaltes. 
Wenn an einigen Stellen der Reichsverfaſſung gefagt ift: 
„das Reich ausſchließlich Hat die Gejehgebung”, fo 
darf doch hieraus ein befonderes Rechtöverhältnis — „Aus- 
Tchließlichfeit der Reichsgeſetzgebung“ — nicht hergeleitet 
werden. Die Ausſchließlichkeit ver Reichögefeg- 
gebung tft vielmehr das Prinzip. Alle der 


net e8 ala „formelle" Gefekes- 
Traft, „Daß ein in der Form des 
Geſetzes ergangener Willensakt 
nur im Wege der Geſetzgebung 
aufgehoben oder abgeändert wer⸗ 
den kann, und ſeinerſeits allen 
mit ihm im Widerſpruch ſtehen⸗ 
den älteren Anordnungen dero⸗ 
giert“ (S. 573). „Die materi⸗ 
ellen Wirkungen der Geſetze be⸗ 
ſtimmen ſich nach deren Inhalt 
und können daher ebenſo ver⸗ 


ſchieden fein wie dieſe“ (S. 578). 
Über die Souveränetät und Un- 
mittelbarfeit der Befehlskraft 
der Reichsgeſetze ſ. Hänel 
StR. I, 267 ff. durchaus zu⸗ 
—20— beſonders auch in der 
i 


i tigſtelun der von La⸗ 
band I, 72 ff. entwidelten Ge⸗ 
ſichtspunkte 

42 Sehr gut hierüber La⸗ 
band I, 71 
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Kompetenz des Reihes überwiefenen Ange- 
legenbeiten unterliegen grundfäglid der auf 
ſchließlichen Reihsgefekgebung. Der Grundſatz er⸗ 
fährt jedoch eine zwiefache Einſchränkung: erſtlich inſofern, 
als das Reich durch Spezialtitel die Einzelſtaaten zu einer 
irgendwie gearteten Mitwirkung beruft; zweitens generell 
inſofern, als, ſolange das Reich von ſeiner Kompetenz 
nicht Gebrauch macht — was der Natur der Sache nach 
die Ausnahme ſein muß —, die Kompetenz der Einzel⸗ 
ſtaaten noch proviſoriſch in Kraft bleibt.** 


Umgekehrt ift das Berhält- 
nis beftimmt bei Hänel SLR. 
I ‚259 ff.: danady wäre 
t der Einzelftaaten der 
„orunbiad die Ausſchließlich⸗ 
feit der Reichsgeſetzgebung die 
„Abweihung‘. — Die wider 
ſpricht aber durchaus dem Grund⸗ 

edanken des Bundesſtaates: 
as „ausſchließliche Geſetz⸗ 
gebungsrecht des Reiches“ iſt 
nicht eine „auf beſonderer Be- 
gründung berußende Ausnahme 
von der grundfäßlicden und ver- 
fafjungsmäßig anerfannten Wirk⸗ 
famleit der Lanveögefehgebung”, 
fondern letztere ift die auf 
engfte zu interpretierende Aus⸗ 
nahme für dad Kompetenzgebiet 


das Red 


des Reiches, welchem die in iſt 


Art. 4 aufgezählten Angelegen⸗ 


beiten grundſätzlich zur aus⸗ 
Stichigen Regelung übermwiefen 
d ie Ergreifung dieſer 


nd. 
Ausfchließlichleit im Gefamt- 
umfang ded Art. 4 ift feine 
„Verfa imgsanderung Auch 
Laband I, 622 f. unterſcheidet 
die „ausfchließlihe”“ und Die 


„fafultative” Reichskompetenz 
und führt dies näher aus ©. 704, 
w er, gan wie Hänel, 
annimmt, 1. die „Berwaltungs- 
tbätigkeit des Reiches“ jei durch 
Art. 4 „ausdrüdlich auf die Be⸗ 


der- | auffihtigung beichräntt“, und 


weiter: „2. die Verwaltungs⸗ 
fompetenz des Reiches 

fi) auf diefelben ſtaatlichen An⸗ 
elegenbeiten, welde der Ge⸗ 
feggebung des Reiches unterftellt 
find. Diefe Kompetenz umfaßt 
aber regelmäßig nur die Beauf- 
fihtigung und die damit not⸗ 
wendig verbundene oberfte Lei- 


8 |tung der Berwaltung, während 


die unmittelbare Gejchäftsfüh- 
ng den Einzelftaaten verblieben 
. 8. Die volle Bermaltung 
fteht dem Reihe nur ausnahms⸗ 
weiſe zu binfichtlich derjenigen 
Angelegenbeiten, welche durch 
beſondere Geſetzanordnung der 
Verwaltung ⸗des Reiches über⸗ 
wieſen ſind oder nach der Natur 
der Sage ihr zufallen müfjen, 
wie 3. B. die Bermaltung des 
Altiv- und Paſſivvermögens des 


eo 
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2. Reichsgeſetze gelten nach allgemeinen Grundſätzen 
bi3 zu denjenigen Zeitpunfte, in welchem fie in verfafjungs- 
mäßiger Form wieder außer Kraft gefeht werben. Der 
Zeitpunkt, von weldem ab Reichsgeſetze Rechtskraft zu be- 
anfpruchen haben, kann entweder im Geſetze ſelbſt beſtimmt 
bezw. einer befonderen Anorbnung, fei es wieder durch Geſetz, 
fei e8 dur) Anordnung eines der Faktoren der Reichsgemwalt, 
vorbehalten fein; mangels einer ſolchen Beitimmung jchreibt 
RP. Art. 2 vor, daß das Gefeh in Kraft trete „mit dem 
14. Tage nach dem Ablauf desjenigen Tages, an welchem das 
betreffende Stüd des Reichsgeſetzblattes in Berlin ausgegeben 
worden ift”. Der Tag der Audgabe iſt deshalb — DB. v. 
26. Juli 1867 (BGEBl. 24) 8. 2 — auf jedem einzelnen 
Stück anzugeben.*? Erfolgte die Ausgabe Montag den 3., 
fo beginnt die Rechtskraft Montag den 17. Nur in den 
auswärtigen Konſularjurisdiktionsbezirken treten nach $. 47 
des ©. v. 10. Zuli 1879 (RGEBl. 205) an Stelle der 


— 





Reichsfiskus.“ ©. hierzu oben | fegen könne von der Beitbeftim- 
85. 4,5. Nichts beredtigt mung des Art. 2 ver AB. nicht 
und, grundfäglide An-|die Rede fein. Diefer gefähr- 
Tdauungen aus der Ein-| lichen Theorie kann unter feiner 
heitSbewegung von 1848| Bedingung beigenfrichtet werben: 
(Hänel StR. I, 232 ff. bei. die | Art. 2 der RB. ſpricht einfach 
Meinung von Wai NR. 5) und deutlih von „Gefeten”. 
ohne weiteres als heute| Nichts giebt die Berechtigung zu 
eltendes Recht zu be-|der einfhränfenben Sinterpretas 
aupten, wie Hänel thut. tion Labands. Die Unter- 
#5 Laband I, 584 ff., bei. | ſcheidung von formeller und ma⸗ 
auch über ben rein formalen | terieller Gefegestraft ift unmög- 
Charakter der Vorſchrift (anders | lid. Über die Einbeitlichkeit 
Code civil Art. 1. Ebenſo von Begriff und —ã— 
Hänel, Stud. II, 65 ff. „Geſetz“ in unferem pofitiven 
# 2aband I, 8. 57 S. 575 | Rechte S. jet auch def. Hänel, 
behauptet: bei „formellen“ Ge- | Stud. II, 276 ff. 
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14 Tage 4 Monate (früher 6 Monate gemäß $. 24 des 
G. v. 8. Nov. 1867), vom Tage der Verkündigung durch 
das RGBl. an gerechnet.*? Ebenſo für die Schuggebiete 
gemäß $.2 des Geſetzes v. 19. März 1888 (RGEBl. 75) *°. 


3. Neichögefehe gehen den Landeögefeten *? vor ®®. 

4. Landesgeſetze, melde den Neichögefeten wider⸗ 
fprechen, find ohne Rechtskraft. 

5. Landesgeſetze treten ipso jure außer Kraft, fobalb 
und ſoweit ein Reichsgeſetz die betreffende Materie behan- 
delt, ohne daß hierfür eine landesrechtliche Aufhebung er- 
forderlih oder auch nur zuläffig märe.5! 

6. Jede Thätigfeit der Landesgeſetzgebung ift als un⸗ 
ftatthaft zu erachten, wenn es die Abficht mar, eine Ma- 
terie auf dem Wege der Reichsgeſetzgebung volljtändig zu 
regeln, mad im einzelnen Falle aus der Abficht des Geſetz⸗ 
gebers feftgeftellt werden muß.5? 


47 Zaband I, 537. 


«8 jiber eine bedenkliche Lücke 
unlere © Öefehgebung ſ. Laband 


7 Auch 3 ——— 
heitsrecht Seydel 36; Riedel ſt 
; Laband I, 580, b 
Au. für da3 Genohnheitsredii 
Hänel I, 350, da AD. Art. 
lediglich das „Derhältnis der 
rech tderzeugenden Autoritäten” 
untereinander betteffe, —5 
aber das a bem rozefſe 
—5— Anpaſſung“ beruhende 
ohnheitsrecht unabhängig 

ſt man grundſätzlich der 
—5 daß auch das Gewohn⸗ 


f. —5 — 2% “2 
2 | Berhältnig bed Rei 


heitsrecht auf der „Autorität“ 
des Staates beruhe, dann fällt 
auch dad Gewohnheitsrecht unter 
Art. 2, dann kann Fein dem 
Reichsrecht widerſprechendes 
—  {egenbweier Art ents 

uigzFobl, Han⸗ 


5° Vgl. ſpez iell inze, das 
de. Sei 

zu dem Landftrafredht. Leipzi 
1871. Auch Laband I, 616 
fehr ausführlid und zutreffend. 


1 Hänel SIR I, 250 ff.; 
Laband L 617. 


s Hänel StR. L, 255; La⸗ 
band I, 619; Heinze 31 ff. 
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7. Authentifche interpretation von Reichsgeſetzen Tann 
nur durch die Faktoren der Reichsgeſetzgebung, niemals 
durch die Einzeljtanten erfolgen.®® 

8. Die zur Ausführung eines Reichsgeſetzes erforber- 
lihen Verordnungen find prinzipiell von den Faktoren 
der Reichdgewalt zu erlafien; Iandesrechtliche Anoronungen 
diefer Art find nur dann erlaubt, wenn das Geſetz aus- 
drüdlich eine die Einzelitanten hierzu ermächtigende Klaufel 
‚enthält, wie dies 3. B. in der Gewerbeordnung mehrfach 
der Fall ift.54 

9. Dispenfationen vom Reichsrecht durch landesrecht- 
liche Vorfchriften find unzuläffig. — Das Verhältnis zwifchen 
Reichs⸗- und Landesreht kann im einzelnen alle große 
Schwierigfeiten bieten, zu deren Löfung insbefondere auch 
die neuere ftrafrechtliche Litteratur wertvolle Beiträge ge: 
geliefert hat. 


C. Die Sphäre der Reichsgefehgebung.® 


Für die Abgrenzung der Sphäre von Gefeß und Ver— 
ordnung läßt fi ein innerer Geſichtspunkt nicht feit- 
ftellen: 5° e8 muß vielmehr und kann nur aus dem poſi⸗ 
tiven Recht entnommen werben, wo die Form des Geſetzes 


58 Seydel 37 fehr präzis | Meinung. Daß aber Bollz.B. 
über diefen Punkt. Ebenfo La- | zu ieihägeiegen grundſätzlich 
band I, 6170 und bie dort zit. durch die Einzelſtaaten zu geben 
Säriftfteller. jeien (Hänel 276) ift unbaltbar. 

ber die „Leitung“ des 55 Über die Kompetenz bes 
Landesrechtes durq das Rei Reides |. Hänel StR. I, 288ff. 
nad) diefer Kit ng f. Hänell,| 5% Wefterfamp 156: „der 
262 ff., bef. die ſehr richtige Unterſchied zwiſchen Gefek und 
—— der von Heinze, Gerichts⸗ Verordnung ift ein etwas (sic) 
faal XXX, 561 ff. entwidelten unklarer.“ 
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zur Anwendung zu kommen bat; °’ wo pofitive Vorfchriften 
fehlen, entfcheibet fi Die Frage nur aus Geſichtspunkten 
der Gefeßgebungspoliti. Über die Behauptung, daß 
„Rechtsſätze“ nur Durch Geſetz gegeben werden können, ſ. die 
Erörterung oben S. 403 ff. Nach dem geltenden Reichs⸗ 
recht bedarf es der Form des Gefebes: 

I. für alle diejenigen Materien, die bereitö durch Ge⸗ 
feß geregelt find; 

II. zur Aufnahme von Anleihen, fowie Übernahme von 
Garantieen zu Laften des Reiches (Art. 73); 

II. zur Feſtſtellung des alljährliden Reichshaushalts⸗ 
etats (Art. 69); 

IV. zur Abgrenzung der Wahlkreife für den Reichstag 
(RV. Art. 20, Wahlgef. 8. 5); 

V. zur etmaigen Erledigung einzelftantlidder Ber- 
faſſungskonflikte durch das Reich nach Maßgabe von RB. 
Art. 76 Abf. 2; 

VL zur Regelung der Verwendung der franzöfifchen 
Kriegskoſtenentſchädigung (Etatögefeß für 1872 v. 4. Dez. 
1871 8. 8. RGEBl. 412). 

VO. Endlich unterliegen der „Beauffichtigung® und 
Geſetzgebung des Reiches" folgende Materien: 


67 Bol. oben S. 401 f. gegen | mich niemals überzeugen können; 
v. Rönne; |. auch Arndt,|die Beauffihtigung hat nur den 
Verw.⸗R. 16 ff. gegen Aönne „allgemeinen Sinn”, in dem fie 

ss Eine jfelbftändige umfaf-| „ni A gine ber befonderen Her⸗ 
ſende Erörterung über die_Be- Dorhe ef und Feſtſtellung be 
auffihtigung giebt Hänel SLR. ompetenz Des Heiches, 
I, 299 f; von der Notwenbig- ae notwendiger und darum 
feit bie es Kapitels als eines jelb- | jelbftverftändliher Beſtandteil 
ftändi igen neben Geſetzg jeder ihm durch die Berfaflung 
und Verordnungsrecht Babe ir; beigelegten Kompetenz”, ausge 
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1. Freizügigkeit, Heimats- und Niederlafiungswefen, 
Staatöbürgerreht, Paßweſen, Fremdenpolizei, Ge⸗ 
werbebetrieb inkl. Seeſchiffahrt, Verſicherungsweſen, 
Koloniſation, Auswanderung (RB. Art. 4 8.1 vb. 


Art. 54 Ab. 2); 5° 


2. Zoll-e und Handelsweſen, ſowie indirelte Steuern 


(Art. 4 3. 2);°0 


3. Maß⸗, Münz- und Gewichtäwefen? inkl. Sciffs- 
vermefiung, fowie Emiffion von „fundiertem und un- 


ftattet mit „allen Mitteln, welche 
fi innerhalb des Begriffes — 


mäßig anerlannten Inhalt des 
Rechtes der Überwachung”. Nach 


— als notwendig und zwed.- | Hänel 307 ift ferner bie FR 
i 


mäbig deduzieren lafien”, ift. 
Das Reich dat dag Recht der 
Aufiht auch dann, wenn eö 
von feinem Recht der Gefeh- 
gebung in der Materie nod 
nicht Gebraud „gemast dei 
Hänel StR. I, 305 (V. d. BR 
v. 11. Juli 1868 über Beauf- 
fihtigung des Auswanderungs⸗ 
weſens) Daß das Aufſichtsrecht 
des Reiches direkt gegen die 
Behörden der Einzelſtaaten gel⸗ 
tend gemacht werden kann, leug⸗ 
net $ änel 307 im Widerfprud) 
zu der Natur des Reiches als 
Staat wieeiner eo hen 
dur zahlreiche Geſetze feſtge⸗ 
—A— die Handhabung 
der Aufſicht in Zoll⸗ und Steuer⸗ 
ſachen iſt lediglich hiſtoriſches 
Aberbleibſel des Zol vereins 
und nur als ſolches und auch 
dann nur mit Mübe verftänd- 
Ki mit nidten aber das 
„Baradigma für den verfaffungs- 


Organifation der Reichsau 
über die Innungsverbände, Bes 
rufögenofienfhaften, Invalidi- 
tätds und Altersverſicherungs⸗ 
anftalten, Bettelbanten verfaf- 
fungswidrig, da das Reich nicht 
befugt fei, „ih Selbſtverwal⸗ 
tungstörper unmittelbar unter- 
zuordnen”. Alle diefe Er- 
örterungen entbebren je- 
den Grunded: das Neid 
ift fouverän und fann feine 
Auffiht organifieren wie 
es will. Nah Hänel 
find ferner Reichäcentralbehörden 
in direfter Wahrnehmung der 

eihsauffiht über einzelftaat- 
lihe Behörden (Bundesamt für 
Heimatswefen) gleichfalls an fich 
wider die Verfaſſung; f. aber 
doch wieder S. 309 f. 

2 Bol ER oben 8. 5 C 
bie bayriſchen Ausnahmerechte. 

60 Vgl. hierzu oben 8. 50. 
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fundiertem Papiergeld” (sic!) (Art. 4 3. 3 vb. 
Art. 54 Abf. 2); 


. Bankwefen (Art. 4 3. 4); 

. Patentweſen (ib. 3. 5); 

. Schuß des „geiftigen Eigentums” (3. 6); 

. Schub des deutfhen Handeld im Ausland, der 


deutfhen Schiffahrt und Flagge, inbefondere Kon⸗ 
fularwefen (3. 7); 


. Eifenbahnwejen, Straßenbau, foweit da3 „Intereſſe 


der Landesverteidigung und des allgemeinen Ber- 
kehrs“ in Frage fteht (3. 8); °° 


. Flößereit und Schiffahrtäbetrieb auf den mehreren 


Staaten gemeinfamen Waſſerſtraßen, Seeſchiffahrts⸗ 
zeichen, Fluß⸗ und Wafjerzölle, Veränderung der Ab- 
gaben von fremden Schiffen (RB. Art. 4 3. 9, 
dazu SpecGeſ. v. 8. März 1873 [RGEBl. 47], 
ferner AB. Art. 54 Abf. 5); 


. Poft- und Telegraphenmwejen (Abſ. 4 3. 10); °° 

. gegenfeitige Rechtshülfe (8. 11); 

. Beglaubigung von öffentlihen Urkunden (3. 12); 
.Civilrecht, Strafrecht, Prozeß (3. 13, dazu SpecGef. 


v. 20. Dez. 1878 [REBI. 379)); 

Militär-6° und Marinewefen inkl. der Bedingungen, 
Form und Wirkungen des Belagerungszuftandes 
(Art. 4 3. 14, Art. 68); 

Medizinal- und BVeterinärpolizei (Art. 4 3. 15); 
Prefle und Vereinsweſen (Art. 4 3. 16). 


VIII. Für Staatöverträge ift die Form des Geſetzes 


60 Vgl. hierzu oben $. 5 C. 
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immer erforberlih, wo dieſelbe erforderlich wäre zur aus- 
Tchließlich innerftaatlichen Regelung der betreffenden Materie 
(RB. Art. 11 Abf. 3, ſ. dazu unten $. 18). — 

Durch den Art. der RV. follte in erſter Linie nicht die 
Grenze zwifhen Geſetz und Verordnung gezogen, fonbern 
die Kompetenz zwifchen Reih und Einzelitaat abgegrenzt 
werben. Es ift unzweifelhaft nicht der Sinn des Art. 4, daß 
alle Rechtsſätze, welche fich auf die dort genannten Materien 
beziehen, nur in der Form bes Gejehes mit Ausfchluß der 
Form der Verordnung follten erfolgen dürfen. Der Sinn 
des Art. 4 iſt nur der, daß die Regelung der hier auf- 
gezählten Diaterien durh das Reich erfolgen kann und 
foü.°! Inwieweit aber diefe Regelung in der Form des 
Geſetzes oder der Verordnung zu gejchehen babe, das ift 
eine offene weder durch Art. 4 noch durch eine andere 
Beitimmung der R. generell entfchiedene Frage.? Die Ent- 
ſcheidung dieſer Frage fällt nicht in erfter Linie dem Recht, 
fondern der Gefehgebungspolitif zu, und es wird vergeb- 
lich fein, nach allgemein gültigen Regeln für diefe Ent- 
ſcheidung zu fjuchen.? Die neuere Praxis, fpeziell der 
deutfehen Parlamente, war dahin gerichtet, die Sphäre der 
Geſetzgebung möglichſt auszudehnen und der Sphäre der 


1 A. A. Arndt, BR. 188 ff. gierung tbatfächlih den Weg des 

62 Butreffend hierüber Sey- | Gefetes viel öfter und ausge» 
del in Hirths Ann. 1874, 1145f. | dehnter befchritten bat, als er- 
(nur ift u. E. die Gegenüber- | forderlich geweſen wäre, bemerkt 
Kenung von „Verwaltungdvor- | jehr ia Zaband I, 574; 
chriften? und „pofitivem Recht” |j. au G. Meyer bei Grünbut 
juri id unbaltbar; vgl. oben | VIII, 26 ff.; Zellinet 256 ff. 
©. 405° die Bemerkungen gegen | 9° DBgl. hierüber die vorzüg- 
Labands „formelle* und „mas | lie Ausführung von Gneitft, 
terielle” Geſetze). Daß die Re- | Gefek und Bupget, bei. S. 66 ff. 
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Verordnung, der „abminiftrativen Willkür", einen möglichft 
geringen Spielraum zu laflen. 6 Zweifellos ift mit durch 
dieſes Bejtreben die Technif unferer Gejeßgebung vielfach 
eine fo mangelhafte geworden, mie man dies dermalen 
nicht ohne "Berechtigung der neueren Gefehgebung zum 
Borwurf madt. Das Gejeg fol nur die wichtigften Punkte 
der Materie in lapidarer Kürze behandeln: alles Detail 
gehört in die Ausführungsverordnungen, deren Braudhbar- 
feit und Anmendung zu prüfen den Parlamenten ja immer 
freifteht. 

Bon den in RB. Art. 4 aufgezählten Materien find 
die meiften jeßt durch einſchneidende Neichögefege geordnet 
worden; 5 foweit dies noch nicht gefchah, find die Yandes- 
geſetze vorerft in Kraft geblieben, können jedoch jeberzeit ohne 
weiteres durch den Erlaß eines Reichsgeſetzes außer Kraft gejegt 


werben.®° Gollte ſich das Bedürfnis ergeben, die Reichs- 


6s Eine 
Schranke hiergegen enthält für 
das Poft- und Telegraphenweſen 
RT. Art. 48 Abf. 2. Lediglich 
diefen Sinn: daB die Freiheit 
der Bermaltung in Bezug auf 
die Erfüllung dieſer Staatdauf- 
gaben nicht weiter eingeengt 
werben folle, als früher in Breu- 
Ben — bat jene Berfaffungs- 
vorſchrift. Sie ift eine Direftive. 
Formaljuriftifch ift fie allerdings 
überflüffig; eine „exceptio“, von 
ber man fließen könnte „fir- 
mat regulam“, enthält fie nıcht. 
AU. Zaband 1,598; Selig- 
mann 121 ff. Sehr gut ba- 
gegen Arndt 53 ff. 

5 ergl. Heinze, das Berb. 
d. Reichsttrafrechtes zum Landes- 


verfaflungsmäßige | ftrafreht (1871) b Laband 


619 ff.; Hänel StR. J, 254 
ss Hänel J, 253 ff.: die Kom⸗ 
petenz des Reiches wird erſt 
wirkſam durch einen Ausübungs⸗ 
alt; bevor ein folder geübt 
wird, hat das Landesrecht auch 
auf dem Gebiet der Reichskom⸗ 
petenz volle Freiheit (Bayr- 
Schlußprot. Art. VI, Mit der 
ge e, 0b im Bunbesftaat in 
onjequenz ber Souveränetät 
der Centralgewalt das Recht der 
Einzelftaaten als ein „abgeleite- 
tes“ Zonftruiert werben müſſe, 
welche Hänel ©. 254 baburd) 
als im pofitiven Recht verneint 
behauptet, hat diefer ein provi⸗ 
forifche3 Übergangsftadium bar: 
ftellende Sag nicht? zu thun. 
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fompetenz noch über den Rahmen des Art. 4 auszu⸗ 
dehnen — wie dies bereit3 wiederholt der Fall war — fo 
bedarf es bierzu einer Berfaffungsänderung, melde nur 
nah Maßgabe des Art. 78 gefchehen Tann (j. hierüber 
unten D, 2). — 


D. Die Musnahmen von der regelmäßigen Jorm der 
Geleßgebung. 

Während zur Feititellung des Gejehesinhaltes in der 
Negel nur übereinftimmender Mehrheitsbeſchluß der beiden 
Körperichaften von Bundesrat und Reichstag erforberlich 
ift, erleidet diefe Negel Ausnahmen in folgenden Yällen: 

1. Bei den Rechten einzelner Bundesgliever in deren 
Verhältnis zur Gefamtheit, welche Vorfchriften der Reichs⸗ 
verfaffung find, bedarf es zur Abänderung der „Bu: 
ſtimmung des berechtigten Bundesstaates” (Art. 78 Abf. 2). 
©. bierüber oben $. 5, D. 

2. „Veränderungen der Verfaſſung gelten als abgelehnt, 
wenn fie im Bundesrat 14 Stimmen gegen ſich haben” 
(RP. Art. 78 Abf. 1). Preußen bat demnach mit feinen 
17 Stimmen die Möglichkeit, jede Berfaffungsänderung zu 
verhindern; ebenfo eine Koalition der drei großen Mittel- 
ftaaten Bayern, Württemberg und Sachſen. 

Ob es fih im einzelnen Sale um eine Verfaſſungs⸗ 
änderung handelt, tft, wenn ſich Streit erhebt, zunädjt 
durch einfachen Mehrheitsbeſchluß feitzuftellen.*? 

67 Dat hierdurch die Schuß: | rin, Daß unzweifelhaft ber Reichs⸗ 
beftimmung des Art. 78 Abf. 1 |tag einem vom Bundesrat mit 
illuſoriſch gemacht werden kann, | einfacher ee beichloffenen 


läßt ſich nicht beftreiten. Ein | Gefegentwurf die Zuſtimmung 
Schutz hiergegen aber liegt da- |verfagen Tann, bloß weil er der 
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Im übrigen darf Art. 78 Abf. 1 nicht in der Weiſe 
interpretiert werden, daß unter „Verfaſſung“ nur der Tert 
der Berfaffungsurfunde zu verftehen wäre, daB 
alfo die betreffende Worfchrift umgangen werben könnte, 
wenn nur die Anderung des Verfeffungstertes vermieben 
wird. Vielmehr muß jedes Gefek, weldes 
materiell eine Berfaffungsänderung enthält, 
nah der Vorſchrift des Art. 78 Abf. 1 beur— 
teilt werden. Die Frage, ob ein ſolches Spezialgeſetz 
ohne vorherige formelle Änderung des BVerfafjungstertes 
überhaupt zuläffig fei, muß allerdings bejaht werben, da 
dag Reichsrecht fein Verbot enthält. Die korrekte Form 
für ein foldhes Gefeß wird allerdings nur die fein, daß 
zuvor durch Spezialgefeß die erforderliche Abänderung des 
Verfaffungstertes erfolgt. Denn, jo bemalt Hänel 
treffend: 6? „es widerfpricht der dem Wefen des Bundes- 
ftantes entfpringenden Notwendigkeit einer vollen Klar⸗ 
jtelung der verfaffungsmäßigen Ermädtigungen des Reiches 
einerfeit3 und der Cinzelftaaten andererfeitö, wenn eine 
Änderung der Verfaffung fi nicht in einer Anderung des 
Terted oder in einem Zufage zur Berfaflungsurfunde aus- 
ſpricht.“ Praktiſch wurde diefer Gefihtspunft allerdings 


areinung ift, e8 babe Art. 78 
Abſ. 1 platzzu greifen. Richtig 
v. Rönne SS: Befeler in 
Preuß. Iahıb 28, "198; poänel, 
Stud. I, 259 ff., St. 786 ff. 

68 Übereinftimmend Sat and 

1, 546; Hänel, Stud. I, 258; 
Se del 104 f. zweifelhaft. 
Beſeler tm Reichätag, ſ. Sten. 
Ber. 1879 ©. 0 derſelbe 
in Preuß. Jahrb. 28, 184 ff., 


ebenfo G. Meyer, Lehrb. 8. 164 

permeinen bie Frage egen 
a am „eleigen Drte 

bi3 Hönne I, 32 Kölicht 

ſich, Bfeler an. 

d. I, 258, StR. I, 786, 
wo San mit Recht moniert, 
daß dieſe Torrefte Form faft 
zur Ausnahme gemorden fei. 
Ebenſo Laband a. a. D. 
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mehrfah außer acht gelafien.”? Jedenfalls aber follte, 
wenn eine Anderung des Verfaffungstertes nicht vor- 
genommen wird, in dem betreffenden Geſetz felbit zum Aus- 
drud gebracht werden, daß es fih um ein Verfaffungsgefek 
handle; jchon darum, weil eine Abänderung dieſes Geſetzes 
ebenfalls wieder logiſcher Weife den Vorfchriften des Art. 78 
Abf. 1 unterworfen fein muß.’! Denn zweifellos ift ein 
derartiges Spezialgefet, das nah Maßgabe 
von Art. 78 Abf. 1 die Berfaffung ändert, 
materiell felbft Beftandteil der Berfaffung 
geworden, ift alfo gleichfalls den über Ber- 
faffung3änderungen geltenden Vorſchriften 
unterworfen”? Der Schuß des Art. 78 Abf. 1 ift 
dem Sinn und Wefen, nicht etwa nur dem Wortlaut der 
Berfafiung gegeben; nur diefe Auffaffung der Frage ift 
im Einklang mit der hohen Bedeutung, welche der Verfaſſung 
als dem Reichsgrundgeſetz zulommen muß”? Die Einzel- 


70 Laband a. aD; v. 
Rönne II, 3%. 

11 A. A. Laband LI 548. 
Richtig Hänel, Stud. I, 255°; 
Meyer, Lehrb. 416°; Wefter: 
famp 183. 

78 Demgemäß ift ein Ber- 
fffungögefeg nichtig, wenn nit 
die Form des Art. 78 Abſ. 1 
gewahrt ift: fo auf Hänel 
SLR. 789; auf anderem Stand- 
punkt aber fteht vie Praxis 


18 Die Labandſche Anſicht 
führt übrigens zu [ofgenbem cir- 
Uus vitiosus: das gefamte 
Civilrecht wird ohne Abänderung 
des Berfaffungstertes dur ein 
Zorn, Staatsredt I. 2. Aufl. 


unter Einhaltung der Formen 
von RB. Art. 78 Abf. 1 erlaffe 
ned Reichsſpezialgeſetz zur Kom⸗ 
petenz des Reiches gezogen. 
Dies erweiſt ſich nach Anſicht 
eines Teiles der Bundesglieder 
als unzweckmäßig, und man 
will wieder auf den Standpunkt 
der urſprünglichen Ziff. 13 der 
Berfaffung zurückkehren. Um 
dies zu verhindern, reihen nit 
mehr die 14 Stimmen des Art. 
78 Abf. 1 aus; der urfprüng- 
liche Tert der Berfaffung kann 
vielmehr in den gemöhnlichen 
Formen ber Gefeßgebung wieder 
gültig bergeftelt werden, hat 
aber jet nicht mehr ben Ber« 
28 
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ftaaten als folde haben aud bei Berfafjungsänderungen 
fein Mitwirkungsrecht.'* 

3. Außerdem bat Preußen in Bezug auf mehrere Ma- 
terien ein votum decisivum erhalten, ohne Rüdficht auf das 
anderweitige Stimmenverhältnis. Dieſes votum decisivum 
wird geltend gemacht bei der Abftimmung im Bundesrat. 
Es befteht auf Grund folgender Borfchriften: 

a) In Saden des Militärwefens und der Kriegsmarine 
entfcheidet, „wenn im Bundeörate eine Meinungöver- 
ſchiedenheit ftattfindet” (alfo nit etwa nur bei 
Stimmengleichheit) , die preußiihde Stimme, „wenn 
fie fih für Aufrechthaltung der beftehenden Ein- 
richtungen ausfpricht.”° Die 17 Stimmen Preußens 
tonftituieren ſomit in foldden Fällen ein Veto ſogar 
gegen die übrigen 41 Stimmen (RP. Art. 5 
Abf. 2). 

b) Das sub a Ausgeführte gilt ebenjo bei Geſetzes⸗ 
vorſchlägen über „das gefamte Zollwefen, über die 
Beiteuerung des im Bundesgebiete gewonnenen 
Salze und Tabaks, bereiteten Branntweines und 
Biered und aus Nüben oder anderen inländijchen 
Erzeugnifjen dargeftellten Zuders und Syrups, über 
den gegenfeitigen Schuß der in den einzelnen Bundes- 
ftaaten erhobenen Berbraudsabgaben gegen Hinter: 


fafſungsſchutz, fondern Tann, „die Stimmen bed Präſidiums?; 

jederzeit Durch einfaches Spezial: | Die ift inforreft, da dad Prä⸗ 

geſer wieder geändert werden. ſidium als ſolches keine Stimme 

* Anders im eidgenöfl. und | bat. Dagegen meint Fricker 

nordbamerifanifchen Bundesſtaat, 23: die bekannte Präſidialſtimme 

ſ. Hänel StR. I, 248. ‚tann nicht einfach auf Verſehen 
Im Tert der RB. heißt es: | beruhen“. 
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ziehungen, fowie über die Maßregeln, welche in den 
Zollausſchlüſſen zur Sicherung der gemeinfamen Zoll- 
grenze erforderlich find” (RV. Art. 35 vb. 5). 

4. Eine Ausnahmebeftimmung nad) der andern Seite 
bin enthält die AB. in Art. 7 Abf. 4, darnach find bei 
„Angelegenheiten, welche nad den Beitimmungen dieſer 
Verfafſung nicht dem ganzen Reiche gemeinſchaftlich“ find, 
nur die beteiligten Staaten ftimmberedtigt.* Welche An- 
gelegenheiten bierher gehören, ift nicht ausbrüdlich gejagt. 
Selbftverftändlic handelt es ſich dabei nicht um die Frage 
der thatſächlichen, ſondern nur der juriftifhen Ge 
meinſchaft. Jedenfalls Tann ferner fih die Beitimmung 
des Art. 7 Abf. 4 nur auf die oben $. 5 C aufgezählten 
Ausnahmerechte beziehen, und auch auf dieſe nur, fomweit 
ed ih um Eremtionen von der Reichs geſetz gebung, 
nicht fomweit es fih um Exemtionen von der Reichsverwal⸗ 
tung handelt, falls nicht eben die Ordnung der Verwal: 
tung den Inhalt des Geſetzes bildet. Nicht ſtimm⸗ 
berechtigt find demnad 3. B. die ſüddeutſchen Staaten in 
Saden der Bierbeiteuerung, dagegen find Bayern und 
Württemberg ſtimmberechtigt in Sachen der Militärgefeh- 
gebung, und Bayern auch bezüglihd des Militäretats, 
ebenfo die Hanfeftädte Bremen und Hamburg in Sachen 
der Bollgefebgebung.?? 


16 Bgl. Seydel 105 ff. der nur über Schlußprot. IV 
fih nicht äußert; der betr. Bunft 
77 Seydel 107 fubfumiert | ift rein vertraggmäßig, fteht alfo 
unter Art. 7 Abf. 4 die Beftim- | da, wo es fih um die Gelch- 
mungen in Art.4 3.1,35?, 38°, | gebung banbelt, überhaupt nicht 
469%, 52, dazu Schlußprot. IV. | zur Frage. 
Übereinftim. Qaband a. a. D., 
28 * 
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8. 16. 
Das Rudgetgeſetz und die Decharge. 


A. Das Budgel. 
1. Die Rechtſquellen. 
Die RP. beftimmt in Art. 69. 
„le Einnahmen und Ausgaben des Reichs 
müflen für jedes Jahr veranfhlagtund auf 
den Neihshaushalts-Etatgebradt werden. 
Letzt erer wird vor Beginn des Etatsjahres 


1 Fricker, das Recht ber 
——— —— an be 

inanzgeſetzes in inger 3. f. 
d. gef. Staatsmifl. xvil. AA 
702; Bu Stud. II, 291 ff.; 
Gneiſt, Budget u. Gefek 1867; 
derfelbe, engl. Berw.-R. II, 
88. 58—71; derfelbe, Gefek 
und Budget 1879; LZaband, 
dad Budgetrecht in Behrend 
Ztſchr. f. Geſetzgebung IV, 621 
— 708 (auch jeparat erfchienen); 
derfelbe in Hirths Ann. 1873, 
524 ff.; derselbe, StR. III, 2, 
88. 123—126 der erften, II, 985 ff. 
der zweiten Auflage; Derfelbe, 
Irdin f. öffentl. R. I, 172 ff.; 
Schulze, Preuß. StR. I, 205; 
derfelbe, Deutſches SIR. 1, 
9574—608; derfelbe in Grün- 
8. f. d. Privat- u. öffentl. 
R. II, 161—216; G. Meyer, 
Lehrb. 8. 205; derfelbe in 
Grünhuts 8. VIU, 1 ff; 
Gerber, Orund;. (2. Q.) 88.50, 


- 


Ss 


51; v. Rönne, Preuß. StR. I 
8. 65; derfelbe, Deutfches 
StR. II, 1 88. 87—91. Ferner 
v. Martig, über den konſti⸗ 
tutionellen Begriff des Kr 
in Tübing. 3. XXXVI, 207 ff.; 
Seidler, Budget und YBudget- 
theorie (1885); Prazak, Arc. 
f. Öff. Recht IL, 441 ff.; Brie 
ebenda IV, 24 ff.; Arndt eben- 
da II, 533 ff.; Zorn in Hirths 
Ann. 1889, 363 ff.; Laband 
Il, 1087 ff. giebt einen kri⸗ 
tifchen Überblid über die neuefte 
Streitlitteratur des Budget⸗ 
rechtes und verſucht, die gegen 
ſeine Theorie erhobenen Ein⸗ 
wendungen zu widerlegen, be⸗ 
ſonders gegenüber Hänel. Der 
wifſſenſchaftliche Gegenſatz er⸗ 
ſcheint zur Zeit als völlig un⸗ 
ausgleichbar; die ſtaatsrechtliche 
Praxis ſteht auf dem entgegen⸗ 
geſerten Standpunkt wie La⸗ 
and. 
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nad folgenden Grundfägendurd ein Geſetz 


feſtgeſtellt.“ 


Das Etatsjahr beginnt laut G. v. 29. Februar 1876 


(RGBl. 121) mit dem 1. 


31. März (analog pr. ©. v. 


April und endigt mit dem 
29. Juni 1876). 


Die oben angeführte Vorjchrift der Reichsverfaſſung iſt 
wörtlich aus der preußifchen Verfaffungsurfunde (Art. 99) 
und die Borfchrift der letzteren aus der belgifchen Berf.- 


Urf. übernommen.? 


3 Belg. BU. Art. 115: cha- 


que annede les chambres ar- | 529 


retent la loi des comptes et 
votent le budget. outes 
les recettes et de&penses 
de l’etat doivent éêtre 
porteee au budget et 

ans les comptes. Der 
Ursprung dieſes Satzes ift die 
franzöftfche Charte vom 4. Juni 
1814 $. 9. Über die Hiftorifche 
Entwidelung de3 Budgetrechtes 
in Deutihland Gneift, Gel. u. 
8. 118 ff., 134 ff. In England 
bat fih ein Budgetrecht ent- 
widelt ſeit 1685, in Frankreich 
feit der Revolution. ber die 
bei Schaffung des franzöſiſch⸗ 
belgifhen Budgetrechtes beftim- 
menden Geſichtspunkte ſ. Gneift, 
8. u. ©. 16—19; über das eng» 
tifde R. auch Jellinek, Ge). 
u. V. 180 ff., über das franzö⸗ 
fifhe 146 ff. 279, das belgifche 
165 ff., nur überfieht Selli- 
net überall das chaque annee 
ober interpretiert es hinweg. 
Die ſüddeutſche Entwidelung 
würdigt Jellinet nicht genü- 
gend. Der Unterfchied, welden 


Außer jener Vorfchrift des Art. 69 


Laband in Hirths Ann. 1873, 
für PrVu. Art. 99 u. RV. 


fowie 
def. Bayr. StR.IV, 291ff., dazu 
auh meine Bemerfungen in 
Hirths Ann. 1889, 367 ff. — 
Als Bertreter feiner Theorie 
nennt Laband . 108: 
Gneift, Gerber, ©. Meyer, 
Seligmann, Garei3, Pra- 
zat, Bornhak, Zeller, denen 
auch 9. Schulze zugefügt wer⸗ 
den darf. Die Hauptgegner find 
v. Martit (der früher aller- 
dings ganz anderer Neinung war, 
was aber felbitverftändlich heute 
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enthält die Neichäverfaffung noch folgende, Das Budgetrecht 
betreffende Vorſchrift in Art. 71 Abf. 1: „die gemein- 
Thaftlihden Ausgaben werden in der Regel für ein Jahr 
bewilligt, Eönnen jedoch in befonderen Fällen aud für 
eine längere Dauer bewilligt werden.” Bon diefer durch 
die Berfaffung eingeräumten Yalultät war bis zum Jahre 
1874 bezüglich des Militäretats Gebraud gemacht worven ; 
feitvem fteht auch diefer Spezialetat unter den allgemeinen 
Rechtsſätzen über den Staatshaushalt.® 

Die preußifhe DU. enthält ferner noch folgende hoch⸗ 
intereflante und vielumftrittene budgetrechtliche Vorfchriften : 
Art. 109: „Die beftehenden Steuern und Abgaben werben 
forterhoben, — — — — bis fie durd ein Geſetz ab- 
geändert find;” ferner Art. 100: „Steuern und Abgaben 
für die Staatskaſſe dürfen nur, fo weit fie in den Staat3- 
haushalts⸗Etat aufgenommen oder durch befondere Ge- 
feße angeordnet find, erhoben werden.” * 

Die Reihsverfaffung enthält diefe beiden 
Vorſchriften nidt. 


gleichgültig ift), Hänel, Seid-. der Militäretat für die in NP. 
ler. Eine felbftändige Theorie, | Art. 60 beftimmte Zeit dem 
Bundesrat und Reichstag nur 
zur Kenntnisnahme und Erin- 
nerung vorzulegen war; dieſe 


die von den Labandſchen Bor- 
derſätzen ud einen Saltomor- 
tale in der Hauptfache zu dem 


Hänelfhen Reſultat gelangt, 
giebt Zellinel, Gef. u. Ber- 
ordn. S. 277 ff., |. die völlig 
jutte ende Kritik von Laband 

‚ 1041ff., ſowie meine Be- 
merfungen bei Hirtb, Ann. 1889 
370 ff. 


3 Darauf bezieht fh RL. 
Art. 71 Abf. 2, nah welchem 


- 


Übergangszeit wurde bann burch 
G. v. 9. Dez. 1871(NGBL. 411) 
bi8 31. Dez. 1874 prolongiert; 
eine weitere Brolongation tft 
nit erfolgt. Andere Anmwen- 
bun Sfälle regiftriert Laband 


4 Bol. über diefe beiben Ar 
titel Gneift, ©. u. 3. 143 ff. 
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Dagegen enthält das ©. v. 25. Mai 1873 über die 
Nechtverhältnifie der zum dienftlihen Gebrauch einer Reichs⸗ 
verwaltung beftimmten Gegenftände (RGEBl. 113) noch eine 
Spezialbeftimmung, welche eine an ſich ſchon aus der gene- 
rellen Borfchrift der RV. Art. 69 folgende Konjequenz noch 
zu befonderem gefeglichen Ausdrud bringt. Darnach müſſen 
nämlid alle Einnahmen aus der Veräußerung von Grund- 
ftüden, Materialien, Utenfilien oder fonftigen Gegenftänden, 
melde fih im Beſitz der Reichsverwaltung befinden, für 
jedes Jahr veranjchlagt und auf den Reichshaushaltzetat 
gebracht werden; ebenfo dürfen Ausgaben aus derartigen 
Einnahmen, fomweit diefelben aus Grundftüden fließen, nur 
unter Genehmigung von Bundesrat und Reichstag gemacht 
werden; ift diefe Genehmigung nicht erteilt, fo find derartige 
Summen lediglih als Einnahmen in den nächſten Etat 
einzuftellen.® 


IL Die rechtliche Natur des Bupgetd. 


1. Über Sinn und Inhalt der oben angegebenen Ber- 
faffungsbeftimmungen bat fi ein in der ftaatsrechtlichen 
Litteratur mit äußerfter Heftigfeit geführter Streit ent- 
Iponnen. DieBerfaffung [hreibt fürdas Budget 
die Form des Geſetzes vor, die Theorie da- 
gegen, insbefonderevertretendurd Gneift und 
Zaband, fpriht dem Budget den Charalter des 
Geſetzes ab, fei es, indem dasſelbe direkt als 


5 G.2. 25. Mai 1873 , 101,15. au Seidler, Budget 44 ff. 
11. gl. Zaband IN, 2, 351. | über ältere Litt.; Gneift, Rechts⸗ 

e S. die Zufammenfafjung bei | ftaat (2) 168 NR. 34 über die 
v. Martig a. a. D. 207—210; | englifhe Auffaffung. 
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eine Derwaltungsmaßregel (Gneift) bezeichnet, 
fei es, indem fürdasfelbe eine befondere Kate- 
gorie „formeller“ Gefete Fonftruiert wird, 
welden die Wirkungen der materiellen Geſetze 
in der Hauptfade fehlen (Kaband).“ Zuerſt hatte 
Fricker dem Budget den Gejehescharatter prinzipiell ohne 
Beziehung auf das pofitive Hecht beftritten: „der Etat ift 
ein Verwaltungsakt;“ „der Begriff Etat ift überhaupt Fein 
rechtlicher, jondern ein wirtfchaftlicher Begriff, jede Wirt- 
[haft von der kleinſten bis zur größten erfordert einen be- 
ftimmten Plan, nad dem fie zu führen ift."® „Ein Etat, 
der nicht mehr blos vermöge feiner inneren Richtigkeit, 
fondern als formelle objektive Norm die Thätigleit der Ver- 
waltung beftimmt, ift nicht mehr Etat, ſondern Geſetz“, und 
darin liegt „eine Abforption der Verwaltung durd die 
Gefeßgebung."? „Der Etat ift ein Berwaltungsalt, er kann 
weder ausdrücklich noch implicite etwas enthalten, was über 
die Zuſtändigkeitsgrenze der Verwaltung hinausginge, er 
fol das ganze Bild der Verwaltung (foweit diefe mit Ein- 
nahmen oder Ausgaben verknüpft ift) enthalten. Someit (?) 
er auf Geſetz beruht, enthält er nichts, was nicht fon 
ohne ihn vorhanden wäre: er fpricht nur die Thatfache aus, 
daß ein Gefeh da fei und vollzogen werden müfle; fomweit 
er auf bloßem Boranfchlag beruht, ſpricht er ebenfalld nur 


TLaband, Budgetrecht 624ff., mit der Getepaehen ald der 
Staatsredt II 4 58, II, 2,| Regelung der ſtaatlichen Rechts⸗ 
cn ; et die re des | ordnung.“ 

8 für einen zufünftigen,| a 2, 
noch die Kontrolle der Rechnun⸗ wiſſ u Ss 1. d. gef. Staats 
en über einen vergangenen " ’ " 
eittoum bat etwas zu ſchaffen ° Frider a. a. D. 651. 


D 
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Thatfachen aus, und zwar Thatfachen, deren künftige wirf- 
liche Geſtaltung noch nicht mit Beitimmtheit vorbergefchaut 
werben Tann; ſoweit er aber den Plan der Fünftigen Thätig- 
feit der Verwaltung enthält, wird er eine Norm für Diefe 
und dadurd einem Gefege ähnlich. Bon der eigentlichen 
Gefeßeönatur bleibt er aber jo weit verfchieden, ala eben ein 
ſelbſtgeſchaffener Plan verſchieden ift von der anzuerkennen⸗ 
den Borfchrift eines Dritten und fomeit als eine Norm, 
deren Vollziehung erſt noch von der wirklichen Geftaltung 
von Zeit und Umftänden abhängt, verfchieden ijt von einer 
abfoluten, ohne alles weitere ihre Vollziehung forbernden 
Norm.” 10 

„Ale im Etat vorausgefegten Nechtöverhältnifje leiten 
ihre Begründung nicht aus dem Etat ber, fondern aus der 
allgemeinen Gefeßgebung.” „Ein folder Finanzplan enthält 
unmittelbar feine Rechtöregel, Tein Gebot oder Verbot an 
die Unterthanen, fein auf gleiche Fälle anzumendendes Recht." *! 

„Das Wejen eines Gefetes befteht darin, daß dasſelbe 
eine bindende Rechtsnorm ausfpridt. Ein folder Anhalt 
aber fehlt dem Etat, welcher weſentlich nur Thatſachen und 
zwar in der Zufunft zu erwartende Thatfachen enthält.” 
„Eine bloße Verwaltungsnorm kann dadurd niemals Geſetz 
werden, daß dazu die Zuftimmung eines anderen Faktors 
verlangt wird.“ 12 

Laband bezeichnet den Etat zwar ala Geſetz, aber ala 
ein Gejeß, welchem der materielle Charakter des Geſetzes 
vollftändig fehle, da es nur Rechnungspoſten nicht Rechts- 


et a. a. O. | 12 Schulze bei Grünhut 189, 
neiſt, G. u. B. es. derſelbe Deutſch. StR. 519, 587. 
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regeln enthalte. In dieſem Sinne nennt er den Etat ein 
„formelles” Geſetz, gemäß feiner prinzipiellen Unterſcheidung 
der Geſetze in zwei Sategorieen, materielle und formelle, 
für welche ganz verſchiedene juriſtiſche Gefichtepunfte gelten. 
Diefe Unterfcheidung ift von einer Anzahl von Schriftftellern 
gebilligt, von anderen, fei es ſtillſchweigend, fei e8 ausdrück⸗ 


ih, verworfen worden.!® 


2. Nach den bereitsoben $. 14, 15 gegebenen 
Deduktionen erfdeint die Labandſche Unter- 


fheidung als unhaltbar. 


18 Staatsrecht II 8. 56, IH, 
AR 123. Budgetredt 627 ff., 
ff. in Hirths Ann. 1873, 

24 ff. 

Dal. au 

gidis . f. deutſches StR. 
196 ff., bei. 208 f. Die ältere 
deutfche Theorie jowie das kon⸗ 
ftitutionelle Staatsrecht anderer 
Zänder kennen jene Tinterfchei- 
dung nidt (v. Martit 223). 
Der Laband ſche Gedanke, aber 
in anderer Yaflung, findet fich 
auh fon bei Keller, Pan— 
beiten (1861) 8. 2S. 4. Keller 
eremplifiziert dabei gleichfall® 
fhon auf den Etat als „im 
Wege der Geſetzgebung“ zu- 
ftande gelommen, aber „defjen- 
ungeadtet durchaus der Delches- 
natur entbebrend”. Die ⸗ 
dung, melde G. Meyer bei 
Gründut VIII, 10 ff. der Lehre 
giebt, enthält in der Betonung 
ed Unterfchiede® von allge- 
meinenw. [peziellen Redts- 
fügen (vgl. auh Keller a. a. 
DO.) unzweifelhaft einen gefunden 
und für bie Weiterbildung der 





Gelege in dem von 


Lehre von den Rechtöquellen 


frudtbaren Gedanken. Nichts 


aber beredtigt nah unferem 
eltenden Er dazu, den Be 


8 
v. Stodmar in | Sir bes Gefeges exkluſiv den 


erfteren Sägen zu vindizieren, 
auch nicht die ftattlide Fülle 
von Kitaten aus der älteren 
Zitteratur. Der Begriff „Ber 
fügung in Geſetzesform“ eriftiert 
als ein ftaatsrecdhtlicher bei uns 
bi8 jet nicht. Ganz 

Meyerſche Argumentation findet 
fi übrigens ſchon bei Zahariä 
DS. 83. Sehr gut Außert 
19 biergeaen Böhlau, Medlenb. 
LER. I, 288 f., der aud betont, 
daß die herrichende Theorie dem 
„formal ftaatörechtlichen Cha- 
rakter des Geſetzes“ nicht ge 

t wird. 

v. Martitz 285 nennt mit 
Recht dieſe Lehre „evident un⸗ 
richtig,” „eine vollſtändige Ver⸗ 
kennung der Abſichten und Wir⸗ 
kungen, die mit der legislativen 
Fixierung eines ſtaatlichen Wil⸗ 
lensaktes in rechtlich suläffiger 
Meife verfnüpft werden.” it 
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Laband behaupteten formellen Sinne des 
Wortes giebt es nicht. Was auch im übrigen der 
Inhalt des Gefehes fein mag: eine Rechtsregel muß 
jedes Geſetz enthalten? „Geſetz iſt der Ausſpruch 
des Staates, daß etwas Recht fein ſolle;“ 1° Geſetz im engeren 
Sinne tft der unter Zuftimmung der Volksvertretung durch 
den Träger der Souveränetät gegebene Befehl an die Unter- 
thanen, eine beftimmte Borfchrift zu befolgen. Der In = 
halt diefer Vorfchrift ift für den Begriff des Gefebes voll- 
fommen irrelevant.” „Sobald ein Gefet vorliegt, erlangt 
die darin niebergelegte Willensbeftimmung des Staates, 
worauf fie fih aud richte, wie fpeziell, wie unbeitimmt, 
wie unzwedmäßig, wie ungerecht, wie unfittlih fie auch fei 
oder im vorlommenden alle fich bemähre, welche Rechts⸗ 
folgen auch an ihre Übertretung gefnüpft feien, die Kraft 
des Geſetzes. Formelle Geſetzeskraft ift nichts anderes als 


Recht weiſt v. Martig 226 


alfo des Geſetzes i. w. S. d. 
insbefondre auch darauf bin, 


W. 
fällt, kann auch dadurch, daß 


daß doch ein äußerlich er— 
kennbares Merkmal vor- 
handen ſein müßte, an 
welchem der Unterſchied 
zwiſchen formellen und 
materiellen Gejeten im 
tontreten Yalle wahrzu- 
nehmen wäre. 

1 Richtig v. Martig 220 ff., 
238 f., 252. N. A. Zaband 
Budgetrecht 630: „diejenige An- 
ordnung der Staatögewalt, die 
Teine auf einen beftimmten 
Thatbeftand anwendbare Regel 
ausfpriht, ift Fein Geſetz.“ 
„Eine Außerung des Staatöwil- 
lens, die überhaupt nicht unter 
den Begriff der Rechtsſatzung, 


diefer Staatswille unter Ueber⸗ 
einftimmung der Krone und ber 
Bollsvertretung ausgeſprochen 
wird, dieſen Charalter nicht er⸗ 
langen. Denn was fih dem 
Genus nicht unterordnen läßt, 
kann auch Feiner zu biefem 
Genus gehörenden Spezied un- 
tergeorbnet werden. Es hängt 
auch keineswegs vom Belieben 
des Gefehgebers ab, etwas, mas 
feinem Inhalte nad) fein Geſetz 
it und Fein Gefeh fein kann, 
dadurd allein, daß er es Geſet 
nennt, zum Geſetz zu machen." 
Ebenfo Gneift, ©. u. 8. 164; 
Schulze a. a. O. 

18 Windſcheid, Band. 8. 14. 
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eben Geſetzeskraft, fie fommt mit der materiellen ganz auf 
das Nämliche heraus. Es giebt überhaupt nur eine 
Gefegestraft, und es giebt Fein Geſetz ohne Ge- 
ſetzeskraft.“ „Das Gefeg ift, wagaud fein In— 
balt fein möge, unter allen Umftänden objek— 
tives Recht, iſt eine Rechtsregel; Geſetze, die 
keinen Rechtsſatz enthielten, die nur in for— 
mellem Sinne, nur ſcheinbar Geſetze wären, 
giebt es nicht.“ „Jene „formellen“ Geſetze find mit 
nichten Urkunden, durch welche die parlamentariſche Zu⸗ 
ſtimmung zu einer Regierungsmaßregel konſtatiert wird, 
nicht das Parlament ſpricht ſeinen Konſens aus, ſondern 
das Staatsoberhaupt „verordnet“ mit Zuſtimmung des 
Landtags, daß etwas geſchehen ſolle oder dürfe oder nicht 
zu geſchehen babe.” (v. Martig.) ' 





17 Menn Gerber 157! (eben- 
fo an Zaband, StR. IH. 
2, 233 BR. 632 ff.) hiergegen auf 
die Gefege über die Aufnahme 
von Staatsanlehen vermweift und 
bemerft, daß diefe Aufnahme 
doch troß des „Geſetzes“ Ver⸗ 
waltungshandlung bleibe, ſo iſt 
dagegen zu erinnern, daß die 
Aufnahme der Anleihe auch 

arnicht durch das Geſetz, 
ondern auf Grund eines Ge- 
ſetzes erfolgt. (S. au v. Mar» 
tiß 231 ff.) Daß die Mitwir- 
fung der Stände beim Zuftandes 
kommen des Etatsgeſetzes nichts 
anderes ſei, als eine „Konfta- 
tierung der ftändifhen Aner- 
fennung der von der Regierung 
gemachten Anfäge“, ift pofitiv 
nit richtig; die Mitwirkung 


der Stände beim Etatsgeſetz 
unterf&heibet fi in nichts von 
der Mitwirkung bei anderen Ge- 
ſetzen. Ahnlich wie Gerber 
auh rider: „fol der Etat 
feine Natur beibehalten, fol er 
eine von der Verwaltung ſich 
felbft gegebene (!) Norm bleiben, 
fo erhält die Mitwirkung der 
Stände eine ganz andere Be⸗ 
deutung. Sie kann in nichts 
anderem befteben, alö im Urteil 
über die Richtigkeit und Zweck⸗ 
mäßigfeit des Plane? der Re- 
gierung, kurz in einer voraus⸗ 
ebenden Kontrolle.” Schulze 
priht von einem in der Form 
bes Geſetzes „Eonftatierten Ein- 
verſtändnis zwiſchen Regierung 
und Volksvertretung.“ 
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Man bat demgegenüber insbefondere darauf hin- 
gewiefen, daß der Etat in feinen Rechnungspoſten ja nur 
approrimative Feftftellungen enthalte, und daß vemfelben aus 
diefem Grunde der Charakter von Nechtsfäßen notwendig 
fehlen müfje.!? Es fragt fich jedoch, ob dieſer Grund ftich- 
baltig ift, zumal da fich ja das Etatsgeſetz felbft nur als 
„Voranſchlag“ bezeichnet.!? Aber felbit wenn man den Rechts⸗ 
charakter der einzelnen Rechnungspoſten völlig preis- 
geben würde, bliebe immer noch die wichtigfte rechtliche Seite 
des Etats beftehen: die Anmeifung der Regierung, für be- 
fiimmte Zwecke Ausgaben zu leiften und die Ermächtigung 
derfelben, beitimmte Einnahmen zu erheben. Übrigens ift 
jelbjt der Charakter der Nechnungspoften keineswegs ein 
approrimativer: die definitive Fixierung, die felbjtverftänd- 
lich erſt nah Ablauf des Wirtfchaftsjahres erfolgen kann, 
liegt in der allgemeinen Jahresrechnung, auf Grund deren 
die Decharge erteilt wird. 

Die thbeoretifden Geſichtspunkte, aus 
welden man einen jurtiftifden Unterfdied 
zwifhendem Etatsgeſetz und anderen Gefegen 
zufonftruieren verfudte, finpdemnad unhalt- 
bar. Auf die Praxis des deutſchen Budgetrechtes haben 
übrigens jene Theorieen keinerlei Einfluß geübt, vielmehr 
bat die Praris den juriftifhen Charakter des Budgetgeſetzes 
als eines wirklichen materiellen Gefetes immer fejtgehalten 
und daraus alle juriftiiden Konjequenzen gezogen.?? 


18 Gerber 157; Kal ferner ar zutreffend Hänel, 


643 ff., 670; Gneift, ® u B. 200 auch Sellinet 
168; ®. Meyer bei Grünhut Fr un 2. 286. 
VIII 47. y Marti 2145 „ber 


19 Bol. v. Martit a. a. O., durch anſcheinende communis 
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Der Etat ift demnad, wie die Berfaffung 
fagt, Gefeg und bat alle Wirfungen des Ge- 
feges. Auf diefes Gefek find verfaffungs- 
mäßigalle Einnahmen und Ausgaben des Reiches 
zu bringen und zwar ift das Gefet vor Beginn 
des Jahres, für weldhes dasſelbe den Yinanz- 
plan enthält, feftzuftellen. Die Dauer des 
Geſetzes ift verfaffungsmäßig ein Jahr; nad 
Ablauf diefes Jahres tritt das Gefeh wegen 
Zeitablaufes ipso jure außer Kraft;?! nad 
Ablauf der verfaffungsmäßigen Gültigfeitg- 
dauer äußert das frühere Gefe zwar feine 
Wirkungen fort, foweit esausgeführtift, neue 
Anordnungen irgend welder Art auf Grund 
des mit dem Abfhluf des legten Tages des 


opinio getragenen Doltrin haben |biefem Stand der Dinge be- 
die deutfchen Regierungen und |redhtigt zu dem Urteil: man er- 
unter ihnen vornehmlich die|balte den „befremdenden Ein- 
preußiſche eine praktiſche Folge druck, daß die Theorie des 
in irgend welcher Form zu | deutichen Staatsrechts in diefen 
geben auch nicht im entfernteften | wie in mand anderem Punkt 
gedacht.“ „Die Entwidelung in fatter Selbftgenugjamleit 
des deutſchen Finanzrechts, in ruhig ihre Zirkel weiter ziebt, 
der wir ſeit 1866 Beben, Ir während das Leben ihrer ſpottet.“ 
dad Dogma „das Ctatögeleh | Bolllommen übereinftimmend im 
ein bloßer Bermaltungsatt * | Refultate jetzt auch Hänel, 
nit nur A befräftigt, im | Stub. II, 326 ff. Nach bayri« 
Gegenteil fie ſteht im Begriff, ſchem Recht allerdings ift das 
mit jedem Jahre fich weiter von | Budget nicht Geſetz, ſondern 
ihm zu entfernen. Sie hat die | Wirtihaftöplan, den die Kam⸗ 
A undige Richtung einge- | mern lediglich zu „prüfen“ Haben 
ſchlagen, die materielle Gejeges- | (D.-U. Tit. VII 8. 4). al auch 
natur des Finanzetats legisla- | Zorn in Hirths Ann. 1889, 370f. 
torif$ über allen Zweifel zu) ® v. Rönnell,1, 148, 170; 
ftelen.” v. Marti ift bei Laband, SIR. III, 2, 345. 
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Etatsjahres außer Kraft getretenen Geſetzes 
fönnen jedoh niht mehr vorgenommen 
werden.?? 

Da der Etat Geſetz ift, gelten für denfelben alle Bor- 
Tchriften über das Zuſtandekommen von Reichsgeſetzen, in3- 
bejondere auch das durch RV. Art. 5 Abf. 4 fonftituierte 
preußifhe Veto in Zoll», Steuer: und Milttärfadhen, ſowie 
bie Vorſchriften in Art. 78 Abf. 1 über Abänderung der 
Verfaſſung und Art. 78 Abf. 2 über die Ausnahme- 
rechte.2® 

8. Aus diefer juriftifgen Natur des Etat3- 
gefeges folgt, daß durch dasfelbe Beftim- 
mungen früherer Gefege mit Rechtskraft ab- 
geändert werden fünnen.’* Jedes Gefeh kann durch 
ein neues Geje ergänzt, modifiziert, aufgehoben werben; 


23 Die Aufftelung des Etats 
für die zwei folgenden Jahre 
n zwei getrennten Geſetzen 
in einer Sitzungsperiode des 
Reichstages widerſpricht nad 
Laband I, 990 nicht dem 
Wortlaut der Berfaflung; ge⸗ 
wiß aber widerfpricht eine ſolche 
dem Willen des Geſetzgebers bei 
Erlaß derſelben. Dies gefteht 
auch Laband feldft zu. Inter⸗ 
efiante Debatten hierüber im 
Reichsſtag Dezember 1882; das 
Verlangen der Regierung, daß 
die beiden Etats von 18883/4 
und 1884/55 durch Geſetz zu- 
glei feftgeftelt würden, mar 
nit der Derfafiung gemäß, 
ergo wider die Perfaflung. 


Faser: dringend empfohlen, 
den porgelsgten Etatdentwurf 
für 1884,5 dem Antrag v. Kar- 
dorff gemäß in Beratung 
zu nehmen, behufs Prüfung der 
technifchen Frage, ob einer zwei⸗ 
Kührigen Etat3periode materielle 

edenten im Wege ſtehen. 

28 Bol. oben se. 9, 15, ferner 
Laband in Hirths Ann. 1878, 
526, 527, StR. II, 986 f.; v. 
Rönne U, 1, 146. 

“4 X Frider 645 f., 
648: „Der Etat hat jedes Ge- 
fe, das nicht aus anderen 
Gründen ungiltig ift, anzuer- 
kennen.“ Ebenfo Gneift, ©. u. 
3. 100; ferner Laband, BR. 
6445 Dagegen Hänel, Stud. 


Wohl aber hätte e8 fich für den | II, 309 
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der Umftand, daß das frühere Geſetz ohne Beifügung einer 
Zeitgrenze feiner Gültigkeit, das fpätere nur für einen be- 
ftiimmten Zeitraum erlaffen wurde, ändert nichts an dem 
allgemeinen Saße: lex posterior derogat priori. 

4. Aus der juriftifhen Natur des Budgets 
folgt fodann weiter, Daß durch dasſelbe alle 
neuen Vorfhriften erlafjfen werden können, 
welde überhaupt in der Form eines Geſetzes 
erlaffen werden fünnen bezw. müfjen, daß alſo 
insbefondere dur den Etat „organifiert“ 
werden Tann.?? Es mag unzmedmäßig fein, durch ein 
nur für die Dauer eined Jahres beftimmtes Geſetz orga⸗ 
nifhe Einrichtungen zu treffen, aber an der Rechtskraft 
folder durch den Etat geſchaffenen Inſtitutionen fehlt 
nichta.?® 

5. Nah der PVerfaflung find alle Einnahmen und 
Ausgaben auf das alljährlich zu erlaffende einheitliche Budget- 
gefeß zu bringen.?” Der Etat befteht demgemäß aus den 
beiden großen Rubrifen der Ausgaben und der Ein- 
nahmen. 


Es fragt ſich nun: welchen rechtlichen Sinn haben dieſe 


u. U. Fricker 645 ff.; das Reichsjuſtizamt, das Auß- 
Arndt VR. 156ff. Was Gneiſt, wärtige Amt, das Reichsamt 
G. u. B., hiergegen bezüglich des des Innern 
belgifch-frangöfi iſchen NHechted be» | 27 Daburh find jedoch die 
merkt, ift politifch gewiß ſehr fog. Nachtraggetats nicht ausge⸗ 
richtig, aber Feine juriftifche | ſchloſſen und folde kommen in 
Begründung, |. auch Laband J, der Praxis fehr Häufig für 
3458, ſpezielle Punkte vor. Dal 

26 & beruben viele Snftitu- | Laband in Hirths Ann. 1873, 
tionen bes Heihöftantörehtä 528; v. Rönne Il, 1, 147. 
nur auf dem Etatägefeh, 3. B. 


Das Bupdgetgefek und die Decharge. 8. 16. 449 


Etatsvorſchriften? Diefe Frage läßt ſich nur dahin beant- 
worten: 

a) Die in das Etatsgeſetz aufgenommenen, 
nach den Verwaltungszweigen des Staates 
eingeteilten Ausgabepoſten enthalten die ge— 
ſetzliche Ermächtigung der Regierung, für be— 
ſtimmte Zwecke beſtimmte Summen zu ver— 
wenden und zugleich die geſetzliche Verpflich— 


tung, dieſe Summen 


zu den betreffenden 


Zwecken zu verwenden.?® 





2» Hänel, Stud. II, 817: (Ge. 278), 98. 18, 8.2, 19; 


„erſt durch das Budgetgeſetz 
empfängt die Finanzver— 
waltung das Recht der Ber- 
wendung, der Verausga— 
bung, der Berfügung über 
die etatsmäßigen Ein- 
nme, aber aub bie 
Pflicht ihrer Bereitftel- 
lung fürdieBermenbungs- 
zwede.“ Über die „übertrag- 
baren” Fonds S. 320. Tel 
auch Seidler, Budget 189. 
Im bayrifchen Finanzgeſetz findet 
ſich feit 1850 ftereotyp der 
Sat: „die Etat3 find in ber 
Regel unüberfchreitbar. Feder 
Staatsminifter ift dafür 
verantwortlih, daß die 
für feinen Geſchäftskreis 
feftgefegten Summen zu 
den beftimmten Zwecken 
verwendet merden,” und 
dieje Prinzipien find auch aner- 
fannt in dem durch ©. v. 11. 
Februar 1875 zum Reichsgeſetz 
erhobenen preuß. oberrehnungd” 
fammergefeg v. 27. März 1872 
Zorn, Staatsredt I. 2. Aufl. 


meitered Material bei Hänel, 
Stud. II, 320. Nidtig v. 
Rönne I, 1, 171. Laband 
II, 1005 ftellt den exorbitanten 
Sa auf: „Staatsrechtlich 
erfheinen alle Ausgabepofi- 
tionen des Etat3 nur als Er- 
mädtigung der Regierung, 
diefelben zu leiften, jo daß 
ihre Nichtleiſtung oder Er- 
fparung weder eine ju- 
riftifde PBerantmwortlid- 
feit begründet nod einer 
Genehmigung des Reichs— 
tages bedarf." Alſo: die 
Regierung Tann ftaatsrechtlich 
mit dem Auanabebubget anfangen 
was fie will! (f. Hänel, Stud. 
II, 323.) Übereinft. mit dem 
Tertjegt Hänel,Stub. 11,310 ff, 
in eingehender und zutreffender 
Befämpfung der Laba nd jgen 
Theorie: „Die Auffaffung des 
Budgets, dieſes Wirtichafts- 
planes des Staates als einer 
Rechnung oder Berechnung, als 
eines Referate über hatladhen 


2) 
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b) Die in das Etatsgefet eingeftellten Ein- 
nahmen haben den gleiden juriftifden Cha— 


rakter. 


geſetz ermächtigt und verpflichtet, 


nahmen zu erheben.? 


Die Regierung wird durch das Etat?- 


diefe Ein- 


6. Wenn alle Einnahmen und Ausgaben auf den 
Etat gebraht werden müjfen,®° und diefer Etat ein für 
die Dauer eines Jahres geltendes Gefeh iſt, wie Died Die 


und nicht als eines Willendatteß, 
der eine Reihe von Willens- 
aften leitet und „mahgebend be» 
ftimmt, beißt einen klaren und 
durchfichtigen Thatbeſtand 
den Kopf ftellen.” Auf dem 


führt, es nicht ftatthaft ift, dieſe 
Abfurbität dur eigene ver. 
nünftige Gedanken zuzubeden, 
wie Lab and dies thut. Die 
im Text gegebene juriftifche 
Schiußfolgerung aber ift richtig; 


gleihen Standpunkt hinſichtlich denn 1.alle Einnahmen müflen 


des Ausgabenetatd — anders 
egen fürhen Ginnabmenetat = 
Net Arndt im Arc. f. Öff. R 
III, 558 ff. und giebt dafür eine 
weientlic politiide Begrün- 
dung, die er aus der Ent- 
ſtehungsgeſchichte der  preuß. 
Berfaflung entwidelt. Was da- 
gegen Laband politiih ein- 
wendet, war, fo richtig ed m. 
E. ift, doc nicht die Auffafjung 
bei Feftftellung der merfaflung:; ; 
darin hat Arndt ©. Red, 
20 "Ehenfo Hänel. „Stab. 
320 ff.; Laband StR. II 
3743, ebenfo 2. Aufl. I, —* 
fragt, wie man ſich das zu 
denken habe: ob etwa, wenn das 
Etatsgeſet nicht zuſtande ge⸗ 
kommen, am 1. April alle 
Waren zollffrei eingehen? Dar- 
auf ift lediglich zu ermidern, 
daß, falls Die juriftifche Schluß. 
folgerung zu einer Abfurvität | S 


auf den Etat gebracht werden, 
2. der Stat gilt nur für ein 
Jahr, 3. kommt nah Ablauf 
des Jahres der neue Etat nicht 
juftande, fo exgiftieren ju— 
riftifh Feine Einnahmen. 
Wenn dies ‚abfurd ift, fo ift 
dies nicht meine Schuld, fondern 
bie des Geſetzgebers, die zu be⸗ 
mänteln m. €. nicht die mindefte 
Beranlafiung vorliegt. Sehr 
zutreffend äußert fi übrigens 
im gleihen Sinne über das 
Berhältnis von Yuridprudenz 
u. Bolitit Laband, BR. 621 ff. 
Sehr richtig find auhLabands 
Bemer kungen StR. II, 1044 f. 
20 Dieſes wagen bezieht 
Jellinet, Gej. u. V. S. 289, auf 
eine Rechispflich der —— 
tretung, Einnahmen und Aus⸗ 
aben zu bewilligen! ſ. dazu 
30 In " n virths Ann. 1889, 
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Verfaſſung vorfchreibt, fo folgt daraus mit logischer Not- 
wendigleit: daß es dauernde Einnahmen und 
Ausgaben im Staate rehtlidh überhaupt nidt 
giebt. Alle Gefege, welde dem Staate ftän- 
dige Einnahmequellen eröffnen und alle Ge- 
fege, welde dem Staate dauernde Ausgabe- 
pflidten auferlegen, find nad der Berfaffung 
in ihrer redtliden Eriftenz bedingt von dem 
alljährlih zu erlaffenden Vollzugsgeſetz, 
weldes im Etat liegt.?! Alle Rechte des Staa- 


1 Diefe Folgerung lehnt] und damit dem Art. 69 d. RV. 





aud) Hänel, Stud. II, 327, Tate 
gorifh ab. Aber wenn er fagt: 
„Die einzelnen Einnahmen und 
Ausgaben erhalten eine neue 
und fpezififhe rechtliche Quali⸗ 
fitation dadurch, daB fie aud 
rehtlih in ein Verhältnis der 


Abhängigkeit zu dem geſetzlichen S 


Gefamtfinanzplan gebradht mer- 
den," ferner: die Spezialgefeße 
„erhalten eine Ergänzung, welche 
ihre rechtliche Wirkſamkeit be- 
dingt und beſchränkt; die auf 
ihnen beruhenden Einnahmen u. 
Ausgaben können nur verwandt 
und bewirkt werben, ihre Er- 
mäcdhtigungen und ihre Gebote 
werden nur vollziehbar auf 
Grund ded ihre Beltimmungen 
in einen Gefamtplan einorbnnenden 
und fie damit ergänzenden Bud⸗ 
getgeſetzes,“ und endlich S. 330: 
„Diefe anderen Geſetze müſſen die⸗ 
jenigen Modifikationen und die⸗ 
jenigen Deutungen empfangen, 
welche dem Budgetgeſetze in der 
Geſamtheit ſeiner Beſtimmungen 


in der Fülle ſeines Wortlautes 
rechtliche Kraft und Wirkun 
beimeſſen fo vermag i 
einen Unterſchied gegenüber der 
Ri Text een Wg: 
auung nicht mehr zu finden. 
Nah Jellinek, Gef. u. 2. 
. ‚ 2%, ift das Budget 
zwar „tehtlide Bedingung“, 
aber nicht „Vollmacht“ der Fi- 
nanzwirtfchaft des Staated; daß 
iſt Wortfpielerei, |. Zorn in 
Hirths Ann. 1889, S. 372. 
Die Sätze des Tertes decken 
ſich durchaus mit der Rechts⸗ 
auffaſſung Bis marcks in dem 
groben reußiſchen Berfaflungs- 
onflikt — Sybel, Gründung d. 
Deutſchen Reiches II, 442 ff. 
Die franzöfifhe Berfaflung 
v. 3. Sept. 1791 beftunmte in 
Tit. V, Art. 2 wenigſtens: „sous 
aucun pretexte les fonds ndces- 
saires à l’acquittement de la 
dette nationale et au paiement 
de la liste civile ne pourront 
etre ni refuses ni suspendus,“ 


29 * 


— 
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tes auf Einnahmen und alle Pflihten des 
Staates zu Ausgaben eriftieren nah unferem 
pofitiven Berfaffungsredt nur für ein Jahr.?? 


f. Jellinet, ef. u. V. S. 38, 
78 16 


s Ausprüdlich gelegt ift dies 
in der belg. TU. Art. 111: „les 
impöts au profit de l’etat sont 
votes annuellement. Les lois 
ui les &tablissent n’ont de 
orce que pour un an, si elles 
ne sont renouvelees.“ Bgl. 
Pözl, Bayr. DR. 538 ff.: „die 
Erhebung der Steuern ohne vor- 
bergegangene Bewilligung oder 
über bie geit der Bewilligun 
hinaus, iſt verfaſſungswidrig. 
„Die Beſchaffenheit des Bedilrf⸗ 
niſſes iſt nie ein Grund, 
die Regierung berechtigen könnte, 
nicht bewilligte Steuern zu er⸗ 
heben.” Ebenſo S. 535 bezüg⸗ 
ih der Ausgaben. 

Die fämtlihen übrigen Schrift⸗ 
ſteller dagegen ſind anderer 
Meinung und weiſen die im 
Text gezogene juriſtiſche Konſe⸗ 
quenz aufs ſchärfſte zurück. 
Laband, Budgetrecht 644 ff.: 
„die Feſtſtellung des Etats muß 
dem geltenden Rechte zeput e⸗ 
ſchehen, und daran iſt die Volks⸗ 
vertretung ebenſo ſehr gebunden 
wie die Regierung. Soweit 
giltige Geſetze beſtehen, welche 
irgend welche Einnahmen oder 
Ausgaben direkt oder indirekt 
beſtimmen, iſt bei der Feſtſtellung 
des Etats für die freie Willens⸗ 
entſchließung eine Schranke ge⸗ 
zogen, deren Reipettierung o⸗ 
wohl für die Regierung wie 


für den Landtag eine ſtaats⸗ 
rechtliche Pflicht if.” „Die 
Einnahmen beruhen ſamtlich 
auf Geſetzen ober geſetzlich be- 
gründeten Einridtungen des 
Staate® und es liegt nidt 
in der Machtbefugnis des 
Landtags, einfeitig diefe 
Gelege oder Einridtun- 
gen abzuändern oder auf- 
zubeben.” „Die Streihung 
einer gefeblich beftehenden Steuer 
aus dem Etat feitens des Land- 
tages ohne Zuftimmung der Re- 
gierung wäre ein Rechtsbruch, 


ber ein ſtaatsrechtlich unwirkſamer 


Alt.” „So wenig der Landtag 
das beftehende Recht und die ge⸗ 
jegtia beftehenden Einriätungen 
es Staates direkt durch ein» 
feitige Beſchlüſſe ohne Zus 
ſtimmung der Krone aufheben 
kann, ebenſowenig kann er es in⸗ 
direkt thun durch Verweigerung 
der zu ihrer Durchführung er- 
forderlichen Ausgaben Ebenſo 
StR. 1. X. III ff., 370. 
Fricker 647: „wäre der Sinn 
der Mitwirkung der Stände zur 
Etatöberatung der, daß feine 
Ausgabe oder Einnahme ohne 
Buftimmung der ben Etat be- 
ratenden Stände zuläfftg wäre, 
fo würden fämtlidde Geſetze, fo- 
weit fie zu Einnahmen oder Aus⸗ 
aben führen, nur vorläufige 
ein, die, um zu wirklicher Exiſtenz 
und Anwendung zu gelangen, 
noch der Aufnahme in den Etat 
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bedürften und nur je auf die 
Dauer einer Etatsperiode Leben 
und Geltung erhielten. Niemand 
— daran, daß eine ſolche 

ehauptung nur mit vollſtändiger 
Verkennung des Verhaältniſſes von 
Geſetzgebung und ubget aufge- 
ftelt werben könnte.“ Bgl. aud) 

. 633, wo gefagt ift, was das 
Budget bezüglih der Steuern 
enthalte, feinur „Rechenexempel”, 
Tönne alfo unmöglich den Inhalt 
eined Rechtes ausmachen, Recht 
feien nur die dauernden Steuer- 
efege. Rad Schulze bei Grün- 
But 195: fol der Etat nur „mu 


i rausgeſetzten Rechts⸗ 
verhaltniſſe leiten ihre Begrün⸗ 
dung nicht aus dem Etat her, 
ondern aus der allgemeinen Ge⸗ 
etzgebung.“ 108: „die Ge— 
etze, welche die dauernden 
Grundnormen der Staats⸗ 
thätigkeit feſtſtellen, kön— 
nen nicht durch jährlich 
wechſelnde Beſchlüſſe von 
der Seite des Finanzinter⸗ 
eſſes außer Kraft geſetzt 
oder verändert werden.“ 
Ebenſo erklärt jetzt Hänel, 
tud. II, 299, diejenigen Ein⸗ 
nahmen und Ausgaben, die „nad 
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Denn alle Einnahmen und Ausgaben 


ihrer Art oder zugleich nad Art 
und Maß dur das ER an⸗ 
geordnet oder durch die Aufrecht⸗ 
erhaltung ber auf Geſetz be⸗ 
zuhenben Einrichtungen und An- 
fe ten begründet oder mit den 
urch dad Geſetz vorgefchriebenen 
Maßregeln notwendig verknüpft 
find", als „ſtaatsrechtlich not» 
wendige“ Einnahmen und Aus- 
gaben, die „einjeitig" nicht „ver- 
weigert werden” koͤnnen. Aber 
©. 347 führt er Durdaus richtig 
aus, allerding® nur „gegenüber 
der inanzverwaltung”: „Die 
Ausgaben jedes größeren 
Staatsmwefend bilden ein 
fo dichtes und unauflds- 
liches Gefüge, in dem ſich 
alle Einzelheiten fo ſehr 
gegenjfeitig tragen und be- 
Dingen, daß der Berfud 
einer Scheidung nad je- 
nen beiden Kategorieen — 
ftaatörehtlih notwendige 
und rehtlih ungebundene 
Ausgaben — für den ge- 
orbneten Gang des Finanz— 
bienftes, fürdie Dringend» 
ften und unabweigsbarften 
Bedbürfniffe der Staat3- 
verwaltunguntbunlid und 
unmöglich iſt. Der Verfud 
würde bereits ſcheitern an 
der freien Saatung des 
Bedarfes an Federn, Tinte 
und Papier für die geſetz— 
lichſten aller gele lichen 
Behörden." Dieſe Sätze ſprechen 
eine ſo unbeſtreitbare Wahrheit 
aus, daß es nur zu verwundern 
iſt, wie Hänel S. 299 doch den 
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des Staates lediglih auf dem alljährlich zu 
erlaffenden Etatögefet beruhen, fo ift Die Re- 
gierung rechtlich nicht befugt, Einnahmen und 
Ausgaben zu maden, falls dieſes Gefet nicht 


zuftande gefommen ift.® 


juriftifden Begriff der „Itaat3- 
rechtlich notwendigen” Ausgaben 
annehmen und daraus hoch⸗ 
wichtige juriftifhe Folgerungen 
ziehen konnte. Die ganze ſcharfe 
Kritit von Hänel 34 ÄTH gegen 
Laband gilt — auch 
gegen Hänel 299. Ser zu⸗ 
treffend iſt bier die Kritik von 
Laband II, 1054 ff. gegen 
Hänel. 

Ebenjo Meyer, Lehrb. 8.205, 
der Etat ‚muß fi innerhalb der 
gejegliden Schranken bewegen“, 

„die geſetzlich feitftehenden Ein- 
nahmen und Ausgaben” ftehen 
im Etat lediglich als Deklaration, 
fie können vom Landtage nicht 
verweigert werden, weil diefem |f 
niht das Recht zuſteht, 
einfeitig Die beftehenden 
Gejege aufzuheben“. Als 
AH feftftehend“ 
insbeſondere Gebühren und in» 
direfte Steuern erflärtt. Der 
Reyerihe Tru uglatup findet 
ſich bei allen Bertreiern der 
herrſchenden sh, nd ſelbſt 
bei Hänel, S % aus 
bei Sellinel, . u. B, 
ofeplihfeftttebenn” Kim 
nach der Berfaffung eben 
alle Einnahmen und Aus- 
gaben nur auf ein Jahr. 

ann tritt entweder eine neue 
geſetzliche Feſtſtellung auf ein 


werben 129 


Jahr oder ein Vacuum ein. 
Wenn das Parlament Ein- 
nahmen oder Ausgaben, welche 
aus bauernden Gefegen re- 
fultieren, im Etat anzuertennen 


vermweigert, jo erhebt ed doch 
nicht Anſpruch, „einfeitig 
die beftehenven Gefete aufzu⸗ 


heben”, ſondern es verweigert 
ledigli feine Zuftimmung 
zudemnad der Berfaffung 
alliäbrlid neu zuerlaffen- 
den Bollzugägejet zu den 
dauernde Normen über 
Einnahmen und Ausgaben 
des Staates enthaltenden 
Spezialgefeten. 

as v. Rönne PrSt®. I 8. 65, 
fpeziel aud über die verſuche 
ee one Abhilfe Ein 
juriſtiſches Syſtem der Budget- 
Iofigteit —— 2aband] &. 
auf dem Sate, daß die, ſtaats⸗ 
rechtlich notwendigen" Ausgaben 
von der Staatöregierung auch 
ohne Budgetgefe gemacht werden 
„können und müllen“. ©. Die 
Rritit dieſes „Bette von 
ch Hänel, Stud. I, 347 ff., dag 
mit dem Tert übereinftim- 
mende Refultat S. 351 f. Nach 
Laband ift der Lnterfchieb 
zwifhen dem zuſtande ge= 
fommenen und dem nicht zu- 
ftande gelommenen Budget le⸗ 


diglich der, daß im erfteren Falle 
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„Über die Feftftellung des Staatshaus— 
baltsetats, jo bezeugt die preußiſche Thron- 
rede vom 5. Auguft 1866, bat eine Ber- 
einbarung mit der Landesvertretung in den 
legten Jahren niht herbeigeführt werden 
fönnen. Die GStaat3ausgaben,®* welde in 
diefer Zeit geleiftet worden find, entbebren 
dDaber der gefegliden Grundlage, welde der 
Staatshausbalt, wieih wiederholt anerfenne, 
nur durch das nah Art. 99 der Berf.- Urt. (RV. 
Art. 69) alljährlid zwifhen Meiner Regie- 
rung und den beiden Häufern des Landtags zu 
vereinbarende Geſetz erhält.” — 

Nur ausnahmsweiſe „in befonderen Fällen“ können 
nad der Verfaffung die Ausgaben auf eine längere Dauer 
bewilligt werben ;®® bezüglich der Einnahmen dagegen giebt 
die Verfaflung eine analoge Fakultät nicht. 


— — 





„bie Regierung im voraus von 
ihrer Berantwortlichleit entlaftet 
wird“, im anderen, „daß fie bie 
Regierung auf eigene Berant- 
wortlichkeit fortführt“ (S. 1013); 
bezüglich der in ihrer Höhe feit- 
ftehenden ſtaatsrechtlich notwen⸗ 
digen Ausgaben „bat die Auf- 
nahme in das Etatsgeſetz gar 
feine jelbftändige Bedeutung“, 
alfo bat „auch das Fehlen des 
Etatsgeſetzes feine Bedeutung” 
(1015), ebenfo bezüglich der auf 
dauernden Gejeten beruhenden 
Einnahmen (1017). Dagegen mit 
dem Zert übereinftimmend Jel- 
linet, ©. u 3. ©. 308 Der 
Text des preuß. Indemnitäts- 


geſetzes vom 14. September 1866 
bei Hänel, Stud. II, 269. Bat. 
aud) Rönne, PrStR. 1, 622 ff. 
Bon den Einnahmen fpridt 
die Thronrede wegen Art. 100 u. 
109 der preuß. BU. nicht, Die 
RT. enthält diefe Artikel nicht; 
für das Reichsrecht ift demnach 
bad Rechtsverhältnis bezüglich 
ber Einnahmen ganz unzweifel- 
baft das gleide wie bezüglich 
ber Ausgaben; bie Betzefeten 
Kontroverfen des preußifchen 
Staatsrehted haben im Reichs⸗ 
ftaatsrecht Teinen Platz. 
5 v. Rönne II, 1, 147; La- 
band II, 988. 
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Der Reichstag aber ift, wie bei allen Gefehen fo auch 
beim Etatsgeſetz, volllommen frei in Bezug auf feine Zu- 
ftimmung oder Ablehnung. Es giebt weder Ein- 
nahmen nod Ausgaben, welde redtlih vom 
Parlament bewilligt werden müßten.?® 

Mit vollem Recht hat man diefen ftantsrechtlihen Zu⸗ 
ftand ein Sahresabonnement auf Kündigung genannt. Der 
Zuftand darf unbedenflih als geradezu abſurd bezeichnet 
werden. Aber diefe Abfurbität?” giebt nicht die Be- 
fugni3, das pofitive Recht durch künſtliche ju— 
riſtiſche Konſtruktionen zu beſeitigen, wenn 
dasſelbe auf dem klaren Wortlaute der Ver— 
faſſung beruht, ſondern kann nur eine ſtarke 
Mahnung fein, durch klares Aufdecken des ju— 
riſtiſchen Inhaltes der betreffenden Verfaſ— 
ſungsvorſchriften und ihrer Konſequenzen 
einer geſunden Weiterbildung des preußiſch— 
deutſchen Finanzrechtes die Bahn zu ebnen.?® 


2e A. A. jetzt auch Hänel,| behaupteten Sätze mit größter 
Stud. II, 299, der als Rechts⸗ | Schärfe ab. Fricker 677: ,ganz 


fat der Berfaflung behauptet die 
„Rotwendigfeit des Sukander 
kommens des Budgetgeleges.” 
37 Das gleiche Urteil über 
RV. Art. 69 bei v. Martik, Be- 
tracdtungen über die norddeutſche 
Bundesverfaflung (1867) S. 101, 
während in ber neuen oben wie- 
derholt zitierten Abhandlung fich 
Berf. eines Urteild enthält und 
den gegenwärtigen Zuftand für 
einen gefunden zu halten fcheint. 
88 Die herrſchende Lehre lehnt 
die im Text als geltendes Recht 


unzuläſſig erſcheint ein Veto in 
Beziehung auf Einnahmen inklu⸗ 
ſive Steuern und Ausgaben im 
ganzen; fo gewiß mit ber Erxi⸗ 
—* des Staates auch Ausgaben 
mannigfacher Art unvermeidlich 
ſind, ſo gewiß iſt auch der Be⸗ 
zug von Einnahmen eventuell 
von Steuern eine nicht zu ent⸗ 
fernende Notwendigkeit. Aus 
dieſem Grunde muß daher unter 
allen Umſtänden der Unterſchied 
wiſchen eigentlichem Geſetz und 
— eingeräumt werden, 
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daß das lektere nicht Überhaupt 
oder wegen einzelner Punkte im 
anzen verworfen werden kann.” 
79: „ſowohl bei den Einnahmen 
wie bei den Ausgaben führt ein 
beiderjeitiged Veto von Regie- 
rung und Ständen nad) Analogie 
des Gefekesvetos zu juriftifchen 
Unlößbarteiten.” Gneiſt G. u. B. 
183 ff. „das Recht einer Ver— 
weigerung des Geſamt— 
budgets(totale Steuerver- 
weigerung), welches in der 
franzöſiſchen und belgi— 
ſchen Budgettheorie aus 
dem Grundſatz der Volks— 
fouveränetätzufolgernift, 
läßt fi nah deutſchen 
Staatsgrundſätzen nidt 
fonftruieren.” Ein folder 
Alt wäre nah Gneift ein 
„actus inanıs“. Ebenſo 
G. Meyer bei Grünhut VIIL, 49. 
Hänel, Stud. II, 300 f.: „Die 
Berwmerfung des Budgetd im 
ganzen und ſchlechthin ift ent⸗ 
weder revolutionärer Alt ober 
Staatsftreih“ (Unterſchied ?). 
Mehrere Schriftfte der» 
fuden, der Kontroverſe bie 
Spite dadurch abzubrecdhen, daß 
fie zwifden notwendigen 
und nützlichen Ausgaben un- 
terfheiden und das Parlament 
zur Bewilligung der erjteren für 
verpflichtet erklären, fo Pözl, 
Mobil, Gerber, Schulze, 
Jellinek, G. Meyer, ähnlich 
auch Gneift (über den Selbft- 
widerſpruch bei Hänel ſ. oben 
N. 32). Uber diefe Theorie 
fcheitert an zwei Gründen: 1. an 
der Unmöglichleit der Grenz- 
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jiehung zwifhen den nütßlichen 
und den notwendigen Ausgaben, 
2. an der Unmöglichkeit, das freie 
Recht der Volksvertretung in eine 
Pfliht zu verwandeln, die fie 
erfüllen muß. Ein foldes Muß 
fann immer nur moralifch, nicht 
juriftifd gedadht werden. Auch 
Schulze geftebt zu (DStR. 
201): „ed tft juriſtiſch unmög⸗ 
lich, mehreren Faktoren, die 
ihren felbftändigen Willen haben, 
die Ubereinftimmnng zu be— 
fehlen.“ Vgl. jedod) aug ebenda 
S. 589. Und Gneiſt, G. u. B. 
161 (ngr. auch 112): „man fol 
feine Borfchriften geben über 
das, was die Volksvertretungen 


thun müſſen.“ Der alte deutliche 


Bund erließ unter dem 18. Juni 
1832 einen Beſchluß, kraft 
defien die Lanbftände „bie zur 
Ausführung einer den Bundes- 
flihten und der Landeöver- 
Fafung entiprecdenden Regierung 
erforberliden Mittel” unter 
feinen Umftänden follten ver- 
weigern dürfen (Gneift, ©. u. 
8. 161). Ebenfo ift in der fäd- 
fiiden BU. 8. 97, dazu ©. v. 
5. Mai 1851 und 27. November 
1860, eine pofitive Rechtspflicht 
der Kammern ftatuiert. Wo dies 
aber nicht durch die Öelengehung 
Fr ift, kann Die Wiſſen⸗ 
haft dieſe Rechtäpflicht nicht 
in die Berfafiung hinein interpre- 
tieren. Vgl. Fricker 652, 657; 
Laband BR. 648 ff., 656 ff., 
ferner in Hirths Ann. 532 ff. 
„Ausgaben, welche zur Durd- 
führung und Aufrechterhaltung 
der beftebenden Gefete und In⸗ 
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„Es liegt,“ fagt Gneift,?? „in diefen Verhältniſſen eine 
Kette von Widerſprüchen und der Keim zu wieberlehrenven 
Konflitten, melde eine Mäßigung von beiden Seiten be- 
Dingen. Es ift der Bollövertretung dem Buchſtaben 


ftitutionen erforderih find, |S. 173 u. Br. SIR. I, 602 ff. 
dürfen nicht verweigert werden.” | bemegt fih in Erörterungen 
Ebenfo jegt StR. 1I, 993 ff., 1006. | wie: „ſtaatsrechtlich find aller 
Dafür beruft ſich Laband | dings der Bundedrat wie der 
fpeziel auf RB. Art. 62 Abſ. 4, | Reihätag verbunden, die auf 
dem jeboch ber Geſetzgeber ſchwer⸗ der Neichöverfaflung und auf 
lih den von Laband poftulier- | gefegliher Verpflichtung be⸗ 
ten Sinn beigelegt wiflen wollte. | rubenden, fowie die fonft ale 
Demgemäß wird dann unter | notwendig anzuerfennenden Aus- 
fhieden zwiſchen mwilllür-| gaben zu bewilligen und ein rein 
lihden und notwendigen willfürliche8 Verweigerungsrecht 
Ausgaben und nur eine Ber- | findet feinen Boden in der Ber- 
meigerung der erfteren dem Par- | faffung des Deutfchen Reiches.“ 
Iament freigegeben. Bezüglid) | Derartige Erörterungen find 
der Einnahmen fagt Laband: lediglich moralifher Natur und 
„was die Einnahmen des Nei- | entbehren des rechtlichen Funda⸗ 
ches anlangtı fo fpriht die RB.| mentes völlige Wenn es v. 
von einer Bewilligung berfelben | Rönne bange wird vor den 
feitend des Neichätaged oder | rechtlihen Konfequenzen des 
durch das Etatsgeſetz nicht. Die Art. 69, fo Tann er doch nur 
Einnahmen des Reiches beruhen | die Abfurdität des in jenem 
vielmehr auf dauernden, einer | Artifel liegenden Prinzips an- 
jährliden Genehmigung nicht |ertennen. — Als einen „Rot- 
bedürftigen gefetlichen Ziteln.” | ftanp” charalterifieren eine Ber: 
Schulze, DEM. 592, findet | maltung ohne Budgetgejeh: H. 
den Unterfhied zwifchen einer| Schulze, Brie, Jellinel, 
Regierung mit und einer foldden | wogegen Laband II, 1040 fidh 
ohne Etatögefeg nur darin, daß |energiih wendet. Die Unter- 
im letteren Falle „das Mini- | fcheidung zwiſchen dem „verfaſ⸗ 
fterium die Bemweislaft trifft, |fungsmäßigen" VBudget, das 
indem es ber Landesvertretung | fehlen, und dem „wirtfchaftlichen” 
egenüber die Gef eglinfeit Yudget, das nicht fehlen Fönnte 
aber das von der Berfafiung — Jellinek, Gef. u. 8. , 
geforderte „Geſetz“ ift ja’niht| 303 — ift für die juriftifche 
vorhanden!) und Notwendigkeit | Betrachtung nur Wortfpielerei. 
jeder einzelnen Ausgabe darlegen| 2° In v. Holtzendorffs RLer. 
muß. Auch v. Rönne II, 1,|1, 481. 
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nad die Befugnis beigelegt, Ausgaben zu verweigern, 
welche fie rechtlich bewilligen muß, und fogar jede Staats⸗ 
verwaltung durch Verweigerung aller zur Führung der 
Gefchäfte notwendigen Mittel zum Stillftend zu bringen. 
Andrerfeit3 find die Kammern außer ftande, der Staat3- 
regierung die Einnahmen des Staats vorzuenthalten,‘? zu⸗ 
gleich fehlt jede Rechtſprechung über die Gefehmäßigfeit der 
Steuern und eine wirkſam geltend zu machende Minifter- 
verantwortlichleitt.. Die Widerfprüde find ledig- 
lid dur Einfhaltung einzelner inlongruen- 
ter Süße aus der belgifhen Berfafjung ent- 
ftanden, mwelde auf dem Prinzip der Volks— 
fouveränetät aufgebaut,*! als Wahllapitula- 








40 S. Dageg. oben S. 455: das 
Rechtsverhaͤltnis der Einnahmen 
ift nad der Reichsverfaſſung 
das nämliche wie das der Aus⸗ 
gaben. 
416. über dieſe politifchen 
ufaafe bei der Ontftehung der 
preußiihen Berfaflung die Aus- 
führungen von Arndt im Arc. 
f. öff. R. III, 533 ff., aud 
Seidler 231 ff, Gierte in 
Schmoller® Jahrb. VII, 1150 ff. 
2aband Il, 1048 f. meint, ich 
fei den Beweis dafür „Ihuldig” 
geblieben, „daß die. franzöfiich- 
belgifche lex annua wirklich re- 
zipiertes Recht et”, ich ftelle Dies 
als ein „feines Beweiſes be- 
dürfendes Ariom auf” und dies 
fei „das Merkwürdigſte an der 
ganzen Debuftion”; er nennt 
meine Darftellung „ein bloßes 
Schredgeipenft". Hänel, Stud. 
u fpridt in gleicher 


U 


Richtung von einem „tenden- 
ziöfen Serrbild des franzöfifch- 
beigifhen Budgetrechts, welches 
man zur Abfchredung entworfen 
Far und würdigt meine Dar- 
elung, mit ber die jet von 
Hänel gegebene juriftifch in 
der Hauptſache völlig zuſammen⸗ 
trifft, daraufhin garleines 
Wortes. Ich muß dem gegen- 
über lediglich betonen, ben Be- 
weis für die Übereinftimmung 
der Hauptgrundfäße des franzö⸗ 
fifh-belgifchen mit dem preußifch- 
deutfhen Budgetreht babe ich 
im Text zu erbringen verfudht 
und halte mid faft I be» 
rechtigt, für dieſe belgiſch⸗fran⸗ 
zöſiſchen Einflüfle „Notorietät” 
zu behaupten. Die Gefahren 
dieſes Rechtszuſtandes zu be» 
tonen, erachte ich für ein durch 
die mreligelhihte begriündetes 
Recht der Wiffenfhaft; wenn 
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tion füreine neu eingeſetzte Dynaftie beftimmt, 
mit den deutfhen Grundfägen vom Rechts— 
ftaat nicht zu vereinigen find.“ 

Selbftverftändlih wird die Regierung aber die Staats⸗ 
verwaltung auch dann weiter führen, wenn ein Budget⸗ 
gefe nicht zuftande gelommen ift. Der verfafiungsmäßigen 
Grundlage entbehrt ein folder Zuftand unzweifelhaft: ** 
die Minifter bezw. der Reichslanzler haben dafür bie 
ſtaatsrechtliche Verantwortlichleit zu tragen gemäß Ver⸗ 
faffung und Gefeten, eine civilrechtliche Haftbarkeit dagegen 
für die ohne Etatsgeſetz geleifteten Ausgaben kann mangels 
einer dies pofitiv begründenden Vorſchrift, nicht be- 
bauptet werden.*® 

8. Wenn demnach alle Einnahmen und Ausgaben des 
Staates der geſetzlichen Baſis verfafjungsmäßig bebürfen, 
fo find Einnahmen, die im Ctatögefeh nicht vorgefehen 
find, an fi) verfafiungswibrig und dürften nicht gemacht 
werden. Gleichwohl wird der Staat felbftverftändlich der- 
artige Einnahmen fich nicht entgehen laſſen.“ Das gleiche 


Hänel darin anderer Meinung müf! en, damit der Reichst 
ift, fo giebt dies doch nicht das giexen Iönne, während 2 
Recht, von einem „tendenziöfen ie Berfafung Har pelnat, da 


Zerrbild⸗ zu ſprechen, das die Einnahmen und Ausgaben 
„man” entworfen babe. auf den Etat gebradht werden 
+2 a tig v. Rönne II, 1,|miüffen. 


en in Gött. Gel. 
In;. 18 ff. Das Bei⸗ 
(pie der erlebigten Reichstags⸗ 
mandate, welches Laband bei 
Hirth 548° dagegen anführt, 
paßt nicht, denn nirgends ſteht 
eſchrieben, daß die ſamtlichen 
eichſtagsmandate beſetzt fein 


48 Rur v. Rönne II, 1, 183 
nimmt, im Banne der Tonflikts- 
seitlichen Theorieen befangen, 
eine jolde an. Dagegen La⸗ 
band OR. 698; Gneift, ©. u 
8. 101, 171 fl. 

11. Rov. 


“4 


dazu RG 
1871 über ben Keichötriegafchak 
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Verhältnis kann fi) bezüglich der Ausgaben ergeben. An 
fih ift der Staat nur beredtigt, die Ausgaben zu machen, 
welche ihm der Etat bewilligt; gleichwohl wird man aud 
bier nicht umhin können zuzugeben, daß der Staat unter 
Umftänden in die Notwendigkeit verfekt fein kann, Aus- 
gaben zu machen, welche im Etat nicht vorgefehen find. 

Die Berfaffung enthält für ſolche Fälle Teinerlei Rechts⸗ 
füge. Die Praxis aber bat fi auch im Reihe — an- 
fchließend an Pr. DU. Art. 104 Abf. 1 — dahin feft- 
geftellt, Daß die Staatsverwaltung zunächſt auf ihre eigene 
Berantwortlichleit handelt und auf dem Wege der nad) 
träglihen Genehmigung (nicht eined formellen Geſetzes) 
fih die verfafjungsmäßig erforderliche geſetzliche Baſis zu 
ſchaffen ſucht. 

Dieſes Herlommen bat auch bezüglich der Ausgaben 
dur das pr. ©. v. 27. März 1872 8. 19 (dazu $. 10 
des ©. v. 25. Mai 1873 über das Neichdeigentum) eine 
gefeglihe Grundlage empfangen. Darnach müſſen 
a) alle Etatsüberfhreitungen und b) die außer- 
etatsmäßigen Ausgaben jedesmal im nädften 
Sabre, nahdem fie entftanden find, zur budget- 
mäßigen Genehmigung vorgelegt werden.“ 
Als Etatzüberfchreitungen find alle Diejenigen Mehraus- 


8. 2, welder über derartige | migung” fich in vielen, vielleicht 
Einnahmen disponiert. S. auch den meiften Fällen, materiell 
v. Rönne PrStR. I, 617 ff. | „auf die Anerkennung der That- 

#6 Schulze bei Grünhut II, ſache“ reduziert, ift für die for- 
194; v. Rönne II, 1 8. 89; mell iuriftiiche Betrachtung irre- 
Tüb. XXXII, 529; La⸗ levant. S. auch Laband II, 
band II, 1000 f. 1026; Hänel, 1007 ff. über Reſtverwaltung 
Stud. II, 339; Seidler, Bud» | und Vorſchußverwaltung, ferner 
get 139 ff. Daß diefe „Seneh- | Hänel, Stud. II, 320. 


— 
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gaben zu betrachten, welche gegen die einzelnen Kapitel und 
Titel des Etats oder der Spezialetat3 ftattgefunden haben, 
fomweit nicht einzelne Titel ausdrüdlih als übertragbar be- 
zeichnet find und bei foldhen die Mehrausgabe in dem 
einen Titel durch WMinderausgabe in dem betreffenden an- 
deren Titel fompenfiert ift.*° Andererſeits findet fih in 
der Spezialgefehgebung aud eine Borfchrift über außer- 
etatsmäßige Einnahmen, melde unbedenklich generalifiert 
werben darf. Ergeben ſich bei Veräußerung von Reichs⸗ 
eigentum Mehreinnahmen, die im Etat garnicht vorgefehen 
find oder die Anfäte des Etats überfchreiten, fo find bie- 
felben fpäteftens in dem auf das Etatsjahr folgenden 
zweiten Jahr dem Bundesrat und Reichstag zur nachträg- 
lihen Genehmigung vorzulegen, ferner die vereinnahmten 
Summen in jedem Falle, wenn nicht durch gemeinfamen 
Beſchluß von Bundesrat und Reichstag darüber verfügt ift, 
in den nächſten Etat einzuftellen.*” Freilich befteht dabei 
immer die Eventualität, daß die Zuftimmung bes Reichs⸗ 
tags nicht erteilt wird. Für dieſe Eventualität aber fehlt 
nach Lage unferes pofitiven echtes jede Möglichkeit einer 
juriftifcden Konſtruktion, ebenfo wie bei einer vollftändigen 
Verweigerung des Budgets durch Ablehnung des verfafjungs- 
mäßig hierfür erforderlichen Geſetzes. Daß ein ſolcher Alt 
des Neichötages rechtsunwirkſam wäre, läßt ſich juriftifch 
nicht begründen: der Reichstag ift in Bezug auf Annahme 
und Ablehnung eines Geſetzentwurfes volllommen frei. 
Dies find die formell juriftifchen Konfequenzen, welde 


4 2aband II, 2, 371; Sal. Zaband II, 2, 851 f, 
Hänel, Stud. II, 313'F. 362 ff. bei Hirth 539 ff.; Hänel, 
7 8.0.25. Mai 1873 8. 10 f. Stud. II, 316, 337 f. 
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fih aus den Prinzipien des preußifch - deutfhen Budget⸗ 
rechtes mit logischer Notwendigkeit ergeben. Aber die ſtaats⸗ 
rechtlihe Betrachtung bat allen Anlaß zu betonen, daß 
die formell juriſtiſchen Gefichtspunfte bei derartigen großen 
Streitfragen zwifchen Parlament und Staatsregierung nicht 
ausreihen; „der Staat mit feinen gewaltigen 
Pflidten und Rechten gleiht einem Riesen, 
der fih mit fo ſchwachen Fäden nicht binden 
läßt”. Sn jedem Falle bedarf das preußifd- 
deutfhe Budgetreht dDringendft einer Weiter: 
bildung, welde die mögliden Konflikte zwi— 
hen Regierung und Parlament in Budget- 
fahen auf ein Maß reduziert, Daß dadurch die 
Eriftenz des Staates nicht gefährdet werde 
„Die empbatifhe Behauptung, daß das fo- 
genannte Budgetreht der „Edftein und die 
Grundlage aller Rechte der Vollsvertretung" 
jei, bat Feine geſchichtliche Beredtigung” 
(Gneijft).* 


# Sneif, © uw. B. 159. 
Diefer Gneiftfche u den eühe 
hört wohl aud zu den „Bhras 


fen”, nenen welde Laband 1 
SsıH. 111, 2, 368%, mit ©. 
Meyer fi wendet. Und von 


den Schlußjägen der Laband⸗ 
hen Abhandlung über das 
Budgetredt müßte wohl das 
leihe Urteil gelten! S. aud 
Tellinet, Gel. u. 3. 304, über 
„Die Unmöglicjteit der Lofun 

eines derartigen Falles na 

Rechtsregeln, weil das formale 
Recht Hier mit den Eriftenz- 


bedingungen des Staates in 
es Widerſpruch geräth”, und be- 
Ionberö Shering, Zweck im Recht 
252 f; ‚Gierte bei Schmol⸗ 
[er 3. V 
ad Sierin regt der funda⸗ 
mentale Unterfohied der im Tert 
vorgetragenen von der v. Rönne- 
Shen Budgettheorie. Die aus 
Pr. BU. Art 99 u. RB. Art 69 
fih ergebenden Konjequenzen 
find nicht „angeblich abſurd⸗ 
(v. Rönne I, 1, 173), ſondern 
wirklich abfurd. Auch Jelli- 
ne? meint, nur bei „politifch 
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9. Eine Reform des deutſch⸗preußiſchen Budgetrechtes 
wäre nach folgenden Gefihtspuntten anzufireben: 1. Ber- 
längerung der Etatöperiode ‚5° 2. gefeßliche Yirierung ber 
notwendigen Staatzeinnahmen und Ausgaben durd Aus: 
ſcheidung berfelben aus dem Etatögefeh,d! 3. Zujfammen- 


ungefchulten Nationen” (Preußen 
und Dänemarl!) wären Kon- 
flilte aus dieſem Budgetredht 
zu befürchten. 

* Zweijährige Budgetperiode 
haben Bayern, Sachſen, Baden, 
a Lo Württemberg und 
Heflen &. Meyer 536°; 
Seidler, — 118 ff. Der 
dem Reichsſtag 1881 von der 
Regierung vorgelegte Entwurf 
über zweijährige Yudgetperioden 
wurde mit großer Wajorität 
abgelehnt. — Nah bayriſchem 
Recht ift Überdies das Budget 
nicht Geſetz, weiter iſt ein 
großer Teil des Ausgabe⸗ wie 
des Einnahmebudgets feſtſtehend, 
ſ. die oben citierten Arbeiten 
von Seydel, ſowie Zorn in 
Hirths Ann. 1889, 367 ff., ferner 
Hänel, Stud. 11, 242 f. 

1 Go daB englifche Bubgel 
ät, weldes G. Meyer, Lehrb. 

534 dahin zufammenfaßt: 
aber wurde‘ aber ftet3 ber 
Srundfag feftgehalten, daß die 
geſetz lich feflfteßenden Ein- 
nahmen und Ausgaben nidt 
Gegenſtand parlamentarifcher 
Bewilligung feien. Nur bie 
jenigen Pofttionen des englifhen 
Dubge et3, welde den Charalter 
von eweglichen Einnahmen und 
Ausgaben beſitzen, gelangen über- 
haupt zur Sognition des Parla- 


mentes. Da nun faft alle Steuern 
und ebenjo die Gebühren je 
Regelung durch befondere 
fege erhalten haben, fo befchränft 
fih die ——— In ber Ha 
des Parlamented in der 
auf die bewegliche — 
ſteuer und einige indirekte 
Steuern.” Gerber ſchlägt die 
dauernde Feſtſtellung eined Or⸗ 
dinariums vor, „neben weldem 
nur bie Abänderungen zur jedes- 
maligen Verabſchiedung blieben”. 
Über das engl. Budgetrecht de 
fonders Sneitt, Budget u. 
ieh 7 7 ff., ferner Jellinek, * 

8. 130 fi.: etwa !/s der ge- 
famten Staatseinnahmen 
unterliegen der alljährlihen Be⸗ 
willigung (Einfommenfteuer und 
Theezoll), ca. 101/s Mil. 2, wo- 
gegen 60 Mill. L feftftehen. Bon 

n Ausgaben werden ca. 

38 Mill. jährlich bewilligt, ca. 
30 ftehen dauernd feft; |. dazu 
aud Jellinek S. 135, nach dem 
nur Yı1 ber Ausgaben wirklich 
der jährlichen Bewilligung unter- 
liegt; |. ferner Seidler, Budget 
133 ff. über das „Ionfolibierte“ 
Burgen in England. 

as Engliide B. enthält 
feinen Gefamtbefhluß 
über ben Staatshaushalt, 
fondern nur eine ergänzende 
Beichließung über periodiſche 
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faflung der im Etatögefeß zu bemilligenden Einnahmen 
und Ausgaben in größere Kapitel, welche der Bejchluß- 
faflung der Volksvertretung unterliegen.’? 

Nur auf Grundlage diefer Sätze läßt fih ein den 
zwingenden Anforderungen des Staatswohles Tonformes 
Budgetrecht gewinnen. Es iſt das hohe Verdienft Gneifts, 
parlamentarifh und litterarifch für eine richtige Geſtaltung 
des Budgetrechtes gewirkt zu haben: vielleicht wäre der Er- 
folg jenes Schriftftellers ein viel durchſchlagenderer gemefen, 
wenn er fich lediglich auf die politifche Begründung de 


Steuern und Überfchüffe des 
Staatsſchatzes einerjeit?, eine 
Befchließung Über die beweg- 
Iihen Ausgaben andrerfeitg. 
Auch von den Ausgaben find 
nämlich die Zinſen der Staats⸗ 
ſchuld, die Richtergebalte und an« 
dere Yudgaben nad Geſetz und 
common law auf den Staats⸗ 
ſchatz angewieſen und von einer 
„Bewilligung” des Parlaments 
unabhängig geftellt. Diefe fhein- 
bare ZBerftüdelung ift dadurch 
bedingt, daß die dauernde 
gefesliße Drdnung des 

taates über der jährlich 


wedhfelnden Ordnung des dorff, RLex. 1, 429 


Haushaltes ſtehen Soll. 
Die gefeglich feititehenden Ein- 
nahmen u. Ausgaben follen nicht 
noch einmal vom Unterhaus 
„bewilligt” werden, damit 
nit die Wirkſamkeit der 
dauernden gefeglidhen In— 
ftitutionen von Jahr zu 
Jahr dur Beſchlüſſe des 
Unterhaufes in Frage ge- 
ftellt werde. Dieſem Grund- 
gedanken des „Rechtäftants" ent» 
Zorn, Staatsrecht I. 2. Aufl. 


ſprechend, faßt das Unterhaus 
feine Budgetbefhlüffe nur auf 
Stnitiative der Krone, und be- 
ſchränkt die Vorlage, Berathung 
u. Befchließung auf den „Dienft 
des Jahres“, d. 5. auf den be- 
weglichen Teil des Staatshaus⸗ 
baltes, mit Ausſchluß der 
Einnahmen u. Ausgaben, 
welche durch Geſetz ein für 
allemal feſtſtehen. Die 
Einheit des Finanzplans wird 
durch das mündliche Erpof& des 
Schatzkanzlers u. die mündliche 
Belprehung im ganzen Hauſe er» 
halten.” (Gneiſt bei v. Holten- 
. Mas 
Hänel, Stud. II, 299 ff., aus⸗ 
führt, ift nit, wie er an 
nimmt, pofitive® Recht, mohl 
aber eine zwingende Forderung 
de lege ferenda. Das Gleiche 
ilt bezüglich des von Laband 
I, 1055 behaupteten „Tonftanten 
Beftandteil des Budgets”. 

53 Über England Sneift, ©. 
u. 3. 113; Frankreich 129; 
Deutfhland 173 ff.; vgl. auch 
Seidler 139 ff. 77. 

30 


466 Bud V. Die Rechtsbildung im Reiche. 


lege ferenda beſchränkt und nicht den juriſtiſch unhalt- 
baren Verſuch gemacht hätte, feine richtigen und gefunden 
Prinzipien des Budgetrechtes in dem geltenden preußifchen 
und deutfchen Recht zu finden, in welchem fie eben nicht 
enthalten find, und in weldes fie auch dur die ſcharf⸗ 
finnigfte juriftifhe Kunft nicht hineingebracht werden 
fönnen.5® 


IH. Die formelle Einteilung des Budgets. 5 

Die formelle Einrichtung des deutfhen Reichshaus⸗ 
haltsetats ift dahin georbnet, daß dem Gefehe, welches den 
Etat fanktioniert und melches daneben in der Regel noch 
finanzrechtlicde Beitimmungen von untergeorbneter Bebeu- 
tung enthält, der Etat felbjt in Anlage beigefügt ift. Der 
Geſetzescharakter des Etat? wird durch diefe Form nicht 
berührt; auch der Zolltarif ift in analoger Weife einem 
Geſetz als „Anlage” beigefügt. 

Der Etat teilt fi) in zwei große Gruppen: Einnahmen 
und Ausgaben, deren lehtere wieder in einen „fortbauern- 
den“ und einen „einmaligen“ Teil zerfällt.°° Die Aus- 
gaben find in XV Titeln vorgetragen: Bundesrat, Reichs⸗ 


58 Gneiſt, Geſetz u. Budget ſätzen des franzöfifch -belgifchen 
92, behauptet, daß im englifchen | Rechte. Die beiden Haupt⸗ 
Recht „die entfcheidenden Ober⸗ grundfäßen auf denen das engl. 
fäße der Frage identifch find mit | Recht rubt: 1. Perpetuität ver 
den bergebradten Grundfäßen | bedeutendften Steuern, 2. Ber: 
des deutſchen Landesftants- | petuität der Ausgaben für Ber- 
rechtes". Nach den auögezeich- | zinfung der Staatsjhuld, Bes 
neten Ausführungen von Gneilft | amtengehälter und Penſionen 
ſelbſt ift dies jedoch nicht rich- | widerfprecdhen direft dem Wort⸗ 
tig: Die preußifch » deutfchen | [aut und Sinne unferer Ber: 
Recht s ſätze — und nur um refjungsnorfhriften. 
diefe Tann es fih doch ban- + Laband StR. II, 990 fi. 
deln! — find vielmehr — lei-| 55 Der Etat für 1894/95 
der! — identifh mit den Ober: ſchließt ab mit 1286536. 060 ME. 
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tag, Reichskanzler und Reichskanzlei, Auswärtiges Amt, 
Reichsamt des Innern, Verwaltung des Neichsheeres, Ma- 
rineverwaltung , NReichsjuftizverwaltung, Reichsſchatzamt, 
Reichseiſenbahnamt, Reichsſchuld, Rechnungshof, Allgemei- 
ner Penfionsfond, Neichsinvalidenfond, Beitrag zur Durd- 
führung des Altersſtufenſyſtems bei den Beamtenbefoldungen.>® 
Der Milttäretat 57 ıft in drei Kolumnen gegliedert, für bie 
drei Spezialverwaltungen des Reichsheers, welche von Preu- 
Ben, Sadfen, Württemberg geführt werben; der auf Bayern 
entfallende Betrag wird ebenfalls vom Neiche getragen, 
figuriert aber im Reichsetat nur als durchlaufender Poſten 
wegen der befonderen Rechtsſtellung Bayern? in Diefer 
Hinfidt (f. oben ©. 209 3. 7). 

Die Einnahmen find in XII Titeln vorgetragen: Zölle 
und Verbrauchsſteuern, Reichsſtempelabgaben, Poſt- und 
Telegraphenverwaltung, Reichsdruckerei, Eiſenbahnverwal⸗ 
tung, Bankweſen, Verſchiedene Verwaltungseinnahmen, Aus 
dem Reichsinvalidenfond, Zinſen aus belegten Reichsgeldern, 
Erlös aus veräußertem Feſtungsterrain, Überſchüſſe aus 
früheren Jahren, Matrikularbeiträge, Außerordentliche 
Dedungsmittel.°8 


e Entwidel 5 Die Rechtöfra en be Mili- 


Die Entwidelung des then 
ß täretats vor 1874 (RB. Art. 71, 


Bundesftaate jeit 1867 Täßt 


fih in jehr Iehrreicher Weife an 
den Etatögefeken verfolgen. 

6 Die Boft- u. Telegraphen- 
verwaltung figuriert im Aus- 
gabeetat nur unter den_„ein- 
maligen Ausgaben”. Ebenſo 
die Eifenbahnvermaltung. Am 
übrigen ifb der Boft- u. Eifen- 
bahnetat nur bei den Ein- 
nahmen vorgetragen, was ganz 
inkorrekt ift. 


Ab. 2) zu betrachten, get jeßt 
rechtlich gegenſtandslos. Weber 
den bayriſchen Militäretat ſ. 


Laband II, hi Seydel, 
bayr. StR. IV 
8 Die richtige "Syftematit 


des Einnahmeetats wäre 1. Zölle, 

2. Verbrauchsfteuern, 3 reihe- 

fteuern, 4. Gebühren, 5. Ein» 

nahmen au8 Gefchäften, 6. Ma- 

trifularbeiträge. Der Etat unter 
30 * 


468 Bud V. Die Rehtsbildung im Heide. 


Der Befoldungsetat für das Direltorium der Reichs⸗ 
bank ift bei der befonveren Rechtsſtellung der Reichsbank 
(f. unten $. 26) dem Hauptetat beſonders beigefügt ($. 2). 

Jede der beiden großen Rubriken des Etats enthält 
eine fehr bedeutende Anzahl einzelner Rechnungspoften. 
Selbftverftändlih kann nicht über jeden Rechnungspoſten 
der Reichsfinanzwirtſchaft felbftändig verhandelt und votiert 
werden; vielmehr müfjen die einzelnen Poften in größere 
Gruppen zufammengefaßt werden. Nach welden Geſichts⸗ 
punkten dies zu gefchehen babe, ift pofitiv nicht beftimmt. 
Die preußifch-beutfche Praxis huldigt einer überaus weit- 
gehenden Spezialifierungsmethode. Dadurd wird allerdings 
eine möglichſt umfaflende, parlamentarifhe Kontrolle ge- 
fihert, aber es fragt fi doch, ob die herrfchende Praris 
nicht einer Vereinfachung aus Sparſamkeitsrückſichten Dringend 
bedarf.5® 


1. u. 2. ift korrekt gefaßt, wäre 
aber zu teilen; unter 3. fallen die 
Stempelfteuern, fowie die Bank⸗ 
notenfteuer; unter 4. die Poſt⸗ 
und Eifenbahneinnahmen, fowie 
ein großer Teil der unter den 
—S * Verwaltungsein⸗ 
nahmen” vorgetragenen Hoften 
(Gerichtöfporteln, Konfularge- 
bübren, Batentgebühren); unter 
5. die Reichsdruckerei und ber 
Anteil des Reiches an der 
Reichsbank; unter 6. wäre das 
Verhältnis der Averien zu den 
eigentlichen Matrikularbeiträgen 
auch äußerlih zum Ausdruck 
zu dringen. ° Ein 7. Titel hätte 
dann die Übrigen Einnahmen aus 
Binfen, Berkäufen 2c. zufammen- 
zufafſen. An den Anfang des 


anzen Etat wären die Über- 
—* e, an den Schluß die Ein- 
nahmen aus Anleihen zu ftellen. 

? Rad der preußifch - deut- 
fhen Praris werden etwa zwan⸗ 
zigmal mehr einzelne Etatspoſi⸗ 
tionen bewilligt als in England: 
Gneift, © u. 8. 175; Ar 
auch Laband bei Hirth 
„Die Idee, die Staatsgewalt 
durch den ökonomiſchen Mecha⸗ 
nismus eines ſolchen Budget⸗ 
rechtes zu beherrſchen (am 
plumpſten entwickelt in den Re⸗ 
den des Deputierten Royer⸗Col⸗ 
lard in der franzöſiſchen 2. 
Kammer von 1822), beruht auf 
einer fo beichräntten Auffaflung 
der redtliden und fittlichen 
Natur des Staates, daß die bür⸗ 
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B. Die Deiharge.° 

Dem Budget entfpriht Die Decharge: beide in 
ihrer Einheit bilden die formelle Baſis für 
die Finanzwirtſchaft des Reiches. 

I. Die Verfafiung beftimmt in Art. 72: „über die 
Berwendung aller Einnahmen des Reiches ift 
durh den Reichſskanzler dem Bundesrate und 
dem Reichsſtage jährlih Rechnung zu legen.“ 
Eine weitere Vorſchrift enthält die Verfaſſung nicht.*! 
Es wird ſonach nicht entſprechend dem Budgetgeſetz ein 
Entlaſtungs geſetz gefordert; zwar ift die Entlaftung durch 
die beiben nach Art. 5 an der Geſetzgebung des Reiches 
beteiligten Faktoren zu erteilen, aber nicht in ber einheit- 
lihen Form des Geſetzes, fondern in der Form zmweier 
übereinſtimmender Einzelbeſchlüſſe. 

Die ſtaatsrechtliche Entlaſtung wird vorbereitet durch 
ein ſehr ſpezialiſiertes und genau geordnetes Kontrollver⸗ 
fahren über die geſamte Finanzwirtſchaft des Reiches, 
welches von ſeiten des Reihsrehnungshofes‘® durch— 
zuführen iſt. Eine definitive reichsrechtliche Ordnung hat 


gerliche Freiheit aufihrem Boden | 216; v. Rönne II, 1, 88. 49, 
nit erma fen fann.“ (Bneiit) a ©. Me en —3 — Saband 
Bal.noh Taband, BER. 684 ff R. 11, 1018 
€. Meier 8. v. —E Sie Stu. I, "332 ff 
nungBfammer in v. Holtzendorffs Hertel, -bie —* Oberrech⸗ 
RLex. 1 923 ff.; Laband in nungäfammer u). 
Hirths Ann. 1 23, 852—562 u.| 91 Analog, 844 enauer, 
insbeſond. die ausführliche ang 185 Vurk. ar. 2u 
nyme Abhandlung Au hp f. d !. Arie v. Hön ne Pr. SIR. 
gel: Staatswiſſ. . 
406 3, 23 Gncih 2 . über denſelben La⸗ 
u. 8. 182 }.; » . Marti band I, 384. 
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bi3 jet Die genannte Behörde weder in Beziehung auf 
Drganifation noch auf Verfahren gefunden. Der von der 
Neihäregierung dem Reichsſtag im Jahre 1872 vorgelegte 
Entwurf konnte nicht zum Gefet erhoben werven.*? Wohl 
aber wurde für Preußen gemäß dem in BU. Art. 106 
gegebenen Berfprechen ein Abſchluß für dieſen wichtigen 
Teil des Budgetrechtes erzielt durh das ©. v. 27. März 
1872 (GS. 278), betr. die Einrichtung und die Befug- 
niffe der Oberrechnungskammer.“ Diefe letztere Behörde 
war ſchon vorher auch mit den Funktionen eines Reichs⸗ 
rechnungshofes betraut worden, zuerſt durch G. v. 4. Juli 
1868 (BGBL. 433) für den Zeitraum von 1867 big 
1869. Dieſes Gefeg übertrug der preußifchen Ober— 
rechnungsfammer als dem Rechnungshof des Norddeutſchen 
Bundes die Kontrolle über den gefamten Bundeshaushalt 
durch 1. Prüfung und Feſtſtellung der Rechnungen über 


63 Nat. hierüber v. Rönne II, Ztſchr. XXXII, 490, 504, bef. 
1, 333; Tüb. Ztfhr. XXXII, |510ff.: „der fonftitutionelle Staat 
15 ff.; XXXII, 2 ff.; 2a = | beruht auf der Idee der Staats⸗ 


5 
band II, 1020 f. 
6 Bel. Zaband I, 10218. 
— SHiftorifched f. bei Säule 
in Grünfuts 3. U, 17; 
E. Meier 98. Die Ober—⸗ 
rechnungskammer ift begründet 
durch Friedrih Wilhelm I, KO. 
v. 16. Juni 1717. Die Grund- 
lage ber heutigen Organijation 
und des Berfahrens ıft die K. 
Snftr. v. 18. Dez. 1824 (Kampp, 
Ann. IX, 2 ff.). Über die Be- 
deutung und Notwendigkeit 
einer von den PBermwaltungs- 
ftellen ganz unabhängigen ober- 
ften Reviſionsbehörde |. Tüb. 


einheit, und wenn in bemielben 
ih auch verjchievene Kräfte 
regen und von verfchiedenen 
Standpuntten aus thätig find, 
fo ift e8 doch wieder eine 
Macht, in welcher fie zufammen- 
laufen, und diefe Macht Tommt 
zur Erfdeinung im Geſetz. 
Diefer einheitliden Macht und 
diefer Herrſchaft des Geſetzes 
entſpricht es, daß fich Regierung 
und Bollövertretung einer Be- 
—* bedienen, um die admini- 
trative wie die verfaflungs- 
mäßige Kontrolle auszuüben.“ 
Vgl. auch 535. 
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Einnahmen und Ausgaben von Bundeögeldern, 2. über 
Zugang und Abgang von Bundeseigentum und 3. über 
die Verwaltung der Bundesfhulden.° Behufs Erfüllung 
diefer Funktion wurde die preußifche Oberrechnungskammer 
„dur eine auf Grund näherer Beitimmung des Bundes- 
rates eintretende Vermehrung ihrer Mitgliever nach Bebürf- 
nis verftärkt”,6® und materiell wurden die preußifchen 
Vorſchriften ald maßgebend erflärt.®? 

Die fo firierte Kompetenz der preußifchen Ober⸗ 
rechnungskammer als des Reichsrechnungshofes wurde dann 
weiterhin durch alljährlich erlaſſene Spezialgeſetze prolongiert; 
dieſe Spezialgeſetze verwieſen bis zum Jahre 1875 ledig⸗ 
lich auf das G. v. 4. Juli 1868. Durch das G. v. 
11. Februar 1875 (RGEBl. 61) wurde dieſem Hinweis 
der Zuſatz beigefügt: „an die Stelle der im 8. 3 des 
Geſetzes v. 4. Juli 1868 aufgeführten Vorfchriften treten 
jevoh die für die Wirkſamkeit der Oberrechnungstammer 
als preußifche Nechnungs-Revifionsbehörde geltenden Be- 
jtimmungen, insbeſondere diejenigen des Geſetzes v. 27. März 
1872, betreffend die Einrichtung und die Befugnifie der 
preußifchen Oberrechnungskammer.“ In dieſer Weife er- 
folgt nunmehr feit 1875 die alljährlide Prorogation der 
Rechte der preußifchen Oberrechnungsfammer. Schon durd) 
das ©. v. 4. Juli 1868 $. 5 war für den Rechnungshof 
eine befondere, dem Bundesrat und Reichstag mitzuteilende 
Inſtruktion des Reichskanzlers in Ausficht genommen, welche 
dann unterm 5. März 1875 (EB. 157) erging. 

6 G. v. 4. kr 1. 


Pr. ©. v. 27. März 1872 
68 Ebenda $. 2; vgl. Dazu 


über Die Jerſtarung Tüb. 
1. Biſchr, XXXII, 516. 
G. v. 4. "Juli 1868 $. 8. 
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II. Der Reichgrechnungshof ift wie alle Behörden des 
Neiches dem Reichskanzler untergeordnet; jedoch tft dieſe 
Unterordnung eine lediglich formelle, materiell ift der Reichs⸗ 
rehnungshof volllommen felbftändig.*? Derfelbe befteht 
aus je einem Präfidenten und Direktor, ferner ber er- 
forderliden Zahl von Departementsräten, endlich einer großen 
Anzahl von Revifionsbeamten; die Mitglieder find einmal 
diejenigen der preußiſchen Oberrechnungskammer; dieſe 
werden vom König von Preußen ernannt, und zwar der 
Präſident ꝰ auf Vorſchlag des Staatsminiſteriums, Die 
Direktoren und Räte auf Vorſchlag des Präftdenten, jedoch 
ſo, daß Vater und Sohn, Schwiegervater und Schwieger⸗ 
ſohn, Brüder und Schwäger nicht zugleich Mitglieder des 
Kollegiums fein dürfen.° Dazu treten die „nad Be— 
dürfnis“ für Zwecke des Reiches beizuordnenden Mit- 
glieder, welche vom Bundesrat gewählt und vom Kaifer 
formell angeftellt werben. ! Die Mitglieber des Rechnungs- 
hofes dürfen Feine Nebenämter oder mit Remuneration ver- 
jehene Nebenbefchäftigung ausüben, auch nicht Mitglieder 
des preußifchen Landtages, mohl aber des Reichstages 
jein.? In disziplinarifcher Hinficht gelten für Diefelben 


68 Br. ©. v. 27. März 1872| bis 38. VBgl. au €. Meier 

8. 1 und Tüb. Ztihr. XXXII, 931 f- 

sıL ff,; bazu Zaband I 384 f. 70 8 G. v. 27. März 1872 
Über die Befugniffe des 88. 2 

Bräfbene f. die In on f. 1 G. v. 4. Suli 1868 $. 2. 
AR. 6, 1 2 Der Gef.-Entw. v. 1872 

bie 22; des Direktors” WB Klo auch dies aus. Dal. Tüb. 

bis 26; der Räte $S. 2 — Bl. XXXI, 511. Die ratio 

der Revifionsbeamten SS. 34 | legis ift allerdings für den Reichs⸗ 

tag dieſelbe. 
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die gleichen Vorſchriften wie für die preußifchen Richter.?® 
Die Unterbeamten des Rechnungshofes werden vom Präfi- 
denten ernannt, der auch die Disziplinargewalt über Die- 
jelben auszuüben bat; entfcheivende Disziplinarbehörve über 
diefelben ift das Plenum des Rechnungshofes.““ An die 
Direktoren und Räte kann der Präfident nur Mahnungen 
erlaſſen. Mit Beibehaltung feines Ranges kann jedes Mit- 
glied des Nechnungshofes auch wider feinen Willen in ein 
richterliche8 oder anderes Amt der höheren Verwaltung ver- 
fett werben. 

III. Die Arbeiten des Rechnungshofes vollziehen ſich 
in erfter Linie in den Revifionsbureaus.° An ber Spitze 
jedes diefer Bureaus fteht ein Departementärat, der für Die 
Arbeiten desfelben allein verantwortlich ift. 

In einer Reihe von Fällen fordert jedoch das Geſetz 
follegialifhe Beratung und Beichlußfafiung; die Befchlüffe 
werden mit Stimmenmehrheit unter Stichentfcheid des 
Präfidenten gefaßt; die Follegialifhe Entſcheidung Bat 
einzutreten: 7° 

1. wenn die für Bundesrat und Reichstag bejtimmten 
Bemerkungen (f. unten V) feftgeftellt, 

2. wenn allgemeine Grundfähe aufgeftellt oder be- 
ftehende abgeändert, 

3. wenn allgemeine Inſtruktionen erlaffen oder ab- 
geändert werden follen, 

4. wenn Gefete, Verordnungen und Erlaffe der oberften 


. G. v. 27. März 1872| * Ebenba $. 6 
9 fi 5; dazu jekt die Abände-| 8 Inſtr. 35 ſ. unten IV. 
rungen burg & G. 2.9. April 1879| 7% ©. v. 27. März 1872 8.8. 
(86. Inſtr. 8. 8. 
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Berwaltungsbehörben ergehen, welche auf das Berfahren des 
Rechnungshofes von Einfluß find oder den Geſchäftskreis 
mehrerer Revifionsbureaus berühren, fpeziell wenn über An- 
ordnungen der oberften Berwaltungsbehörden Gutachten er- 
ftattet werben follen; zu dieſem Zweck find alle Ber- 
fügungen der Gentralbehörden, welche derartige allgemeine 
Vorſchriften enthalten, oder fchon beftehende abändern oder 
erläutern, fofort dem Rechnungshof mitzuteilen, ebenfo alle 
auf die Rechnungslegung bezüglihen Beſchlüſſe des Reichs⸗ 
tag8; allgemeine Anordnungen der übrigen Behörden über 
Kaflenverwaltung und Buchführung find fchon vor ihrem 
Erlaß dem Rechnungshof in Vorlage zu bringen, damit 
berfelbe etwaige Bedenken dagegen geltend machen fann,?? 

5. wenn Meinungsverfchievenheiten entweder zwischen 
dem Rechnungshof und den oberften Berwaltungsbehörden 
oder zwiſchen den Mitgliedern des Nechnungshofes ſelbſt 
zur Erörterung fommen, namentlih auch wenn in den 
Grundſätzen oder dem Verfahren einzelner Revifionsbureaug 
Abmweichungen zu Tage treten, 

6. wenn Zweifel über Anwendung und Auslegung von 
Geſetzen, Verordnungen 2c. der Erledigung bebürfen, 

7. wenn andermweitige Gegenftände von dem Präfibenten 
oder dem Direftor zur Befchlußfaflung des Plenums ver- 
wiejen werben, 

8. wenn von einem Departementsrat der Vortrag bezw. 
die Beſchlußfaſſung des Kollegiums für erforderlich er- 
achtet wird. 

Jeder Beihluß, durch welchen ein allgemeiner Grundfaß 


7 Pr. G. v. 27. März 1872 8. 141, 2, 4 
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feftgeftellt wird, ift fchriftlich zu formulieren und allen be- 
teiligten Reviſionsbureaus abjchriftlih mitzuteilen. Der 
Präfident fann den Vollzug von Beichlüffen des Kollegiums 
beanftanden, muß dann aber die Sache binnen 14 Tagen 
von der eriten Beichlußfaflung an zu erneuter Abftimmung 
im Kollegium bringen; der daraufhin gefaßte Beſchluß ift 
jofort auszuführen.E Die Situngen des Reichsrechnungs- 
hofes müfjen getrennt von denjenigen ber preußifchen Ober- 
rechnungskammer ftattfinden.”® 

IV. Die Kompetenz des Reichsrechnungshofes tft eine 
dreifache :8° 

A. Dierein kalkulatoriſcheRechnungsjuſtifi— 
fation.®! 

Demgemäß find alle Rechnungen, welche fi auf den 
Etat beziehen, der Revifion des Reichsrechnungshofes zu 
unterbreiten, insbefondere die Rechnungen ver fämtlichen 
Behörden und Inſtitute, ſowie auch der gewerblichen Be- 
triebsanftalten des Reiches über Einnahmen wie Ausgaben ; 
ebenfo derjenigen Anftalten und Stiftungen, melde vom 
Reiche fubventioniert merben.3? 

Rechnungen von untergeorbneter Bedeutung können „inner- 
halb der bisher beftandenen Grenzen” von der Prüfung des 
Reichgrechnungshofes freigelaffen und lediglich der Revifion 


78 Inftr. 8. 16. s2 Br, G. v. 27. Mär; 1872 
79 Inſtr. 8. 6. 8. 9; Laband bei Hirth 553; 
80 ber amdermeitige Funk: |v. Rönne II, 1, 180. Die Red 
tionen des Rechnungshofes |. |nungen des Rechnungshofes 
Zaband I, 358 f. felbft werden vom Bräftdenten 
81 S. darüber Laband II, |revibiert. 
1022 ff. bei Hirth 556; E. Meier | 
a. a. D. 931. 
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und Dechargierung der betreffenden Berwaltungsbehörden 
anbeimgegeben werden. Doc foll der Rechnungshof aud) 
folhe Rechnungen von Zeit zu Zeit einfordern, um bie 
vorfchriftsmäßige Verwaltung zu Tontrollieren.? Die Rech⸗ 
nungen über die Fonds zu geheimen Ausgaben unterliegen 
der Kontrolle des Rechnungshofes nicht.®* 

In gleiher Weife hat der Reihsrehnung?- 
bof Kontrolle zu üben über Das geſamte Reichs— 
eigentum; es find demgemäß auch alle Rechnungen über 
Naturalien, Borräte, Materialien und das gefamte nicht 
in Geld beftehende Reichseigentum der Revifion desſelben 
zu unterwerfen; auf Erforbern find zugleich die Iwen— 
tarien vorzulegen.®° Über die formelle Einrichtung der 
Sahresrechnungen und Juſtifikatorien erläßt der Rechnungs⸗ 
bof die erforderlichen Vorſchriften nad Einholung des Gut- 
achtens der betreffenden Centralftelle.®® 

B. Der Neihsrehnungshof hat ferner die 
Kontrolle darüber zu betbätigen, ob die 
Finanzwirtfhaft des Reiches nah Maßgabe 
des Etatsgefetes geführt wurde „Das ©. v. 
27. März 1872 hat den Sinn, daß die von der Regierung 
über ihre Finanzverwaltung dem Landtage abzulegende 
Rechenſchaft und die vom Landtage der Regierung zu er- 
teilende Entlaftung erfolgen muß auf Grundlage und nad 
Maßgabe des durch Landesgefeh feftgeftellten Staatshaus⸗ 
haltsetats, der in diefer Beziehung weder im ganzen noch 


Nr. G. v. 27. März 1872| 8 Pad G. v. 27. März 1872 
8. u; Kaband „dei dirth 555.18. 10. 

& (Ehen nda 8.9%; Laband beil *% Br. ©. v. 27. Ran 1872 
Hirth 554; StR. II, 1022*. 8. 14°; Saband IN, 2, 3832. 
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im einzelnen, weder dur die von den Reſſortchefs auf- 
auftellenden Kaſſenetats der budgetlofen Zeit, noch durch 
fönigliche, den von einer Behörde zu vertretenden Defelt 
auch ohne gefegmäßigen Grund ala erledigt erflärende, Be- 
fehle, noch durch Hinweis auf die beftehenden Einrichtungen 
und Verpflichtungen erfeht werden kann.“ (v. Martitz.) 
Demgemäß hat der Reichsrechnungshof die Prüfung, ob a) bei 
Erhebung und Berwendung der Staatsein— 
fünfte, Steuern und Abgaben, b) bei der Er- 
werbung, DBenutung, Beräußerung von 
Reihseigentum nad den beftehenden Gefeten 
und Vorfhriften unter genauer Beadtung der 
maßgebenden PBerwaltungsgrundfäbe verfahren 
worden ift. 

C. Endli hat der Reichsrechnungshof zu prüfen, ob 
und mo nad den aus den Rehnungen zu be- 
urteilenden Ergebniffen der Verwaltung zur 
Beförderung der Staatszwecke Abänderungen 
nötig oder ratfam find.®T 

Die Kontrolle durch diefe Behörde verfolgt fomit einmal 
einen rein rechnerifchen Zweck, fodann die Prüfung der 
Übereinftimmung der Finanzwirtſchaft mit dem pofitiven 
Hecht, endlich die Erteilung von Ratſchlägen behufs even- 
tueller Verbeſſerung des lebteren.®® 

Die Baſis für diefe Kontrolle bieten in erſter 
Zinie die nach Borfchrift des Geſetzes binnen der be- 
ſtimmten Friſt einzureichenden Rechnungen, bezw. die auf 


AL G. v. 27. März 1872 | j 88 Uber die Methode der Ar- 
. 12. € 


8 it vgl. insbeſ. Inſtr. 8. 27 ff. 
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Anordnung des Rechnungshofes zugleih mitzuterlenden 
Snventarien. Außerdem Tann er noch von den Behör- 
den jede ihm mwünfchenswert fcheinende Auskunft be= 
gehren,E? ebenfo die Einfendung von Büchern, Schrift- 
ftüden, ferner der Alten, ausgenommen die der Gentral- 
ftelen; auch kann der Präfivent Kommiffarien an Ort 
und Stelle zur Erörterung einzelner Punkte entjenden 
und endlich können jederzeit auf feine Anordnung 
außerordentlihe Kaflen- und Magazinrevifionen vorge- 
nommen werden. Bon Maßnahmen der lehteren beiden 
Arten müſſen jeboch die betreffenden Verwaltungschefs zuvor 
in Kenntnis geſetzt und ihnen gleichfalls die Abjendung 
von Kommifjarien geftattet werden.” Alle Anordnungen 
des Rechnungshofes können durch Strafbefehle im Rahmen 
der den oberften Verwaltungsſtellen zuftehenden Straf: 
fompetenz erziwungen werben; alle Berwaltungsftellen, aus- 
genommen die Centralftellen, find ihm bezüglid der 
Rechnungskontrolle untergeorbnet.?! Findet der Red: 
nung&hof die ihm vorgelegten Rechnungen in Drbnung, 
fo bat er Dedarge zu erteilen; andernfalls . find der 
betreffenden Behörde die Monita zur Beantwortung 
binnen beftimmter Frift mitzuteilen;?? erfolgt Diefe 
in genügender Weife, fo wird Decharge erteilt, andern- 
falls ift vom Rechnungshof nur die weitere Verfolgung der 
Sache durch die kompetenten Inſtanzen anzuorbnen.?* Der 


— — — U — 


so Inſtr. 8. 14 3. 4. | 92 G. v. 27. März It 8. 15, 
PASS G. v. 27. März 1872 da dabgeg rn Das über 
3. 18. die Rechtswirkung der „Duit- 
91 Ebenda $. 16. Bgl. v. tung“, fowie über bie eventuelle 
Rönne II, 1, 182. weitere Verfolgung Laband LI, 
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Rechnungshof bat dafür zu forgen, daß die Dedarge im 
Laufe des dem Gejchäftsjahre folgenden Jahres erteilt 
werbe.?* 

V. Über die gefamte Kontrolle ift ſeitens 
des Nehnungshofes unter felbftändiger un- 
bedingter Berantmwortlihfeit dem Bundesrat 
und Reichskanzler und durch dieſen dem Reichs— 
tage®5 ein Generalbericht zuglei mit der all- 
gemeinen Rechnung vorzulegen, aus weldem zu 
erfehen ift 

1. ob die in der allgemeinen Rechnung aufgeführten 
Beträge in Einnahmen und Ausgaben mit den vom Rech— 
nungshof revidierten Kafjenrehnungen übereinftimmen, 

2. „ob und inwieweit bei der Vereinnahmung und Er- 
hebung, bei der Berausgabung oder Verwendung von Reichs- 
geldern oder bei der Erwerbung, Benutzung ober Ber- 
äußerung von Neichdeigentum Abweichungen von den Be- 
ftimmungen des gefeglich feitgeftellten Staatshaushaltsetats 
oder der von der Landesvertretung genehmigten Titel der 


1025 ff., über die Entfcheidung | Rei und ftellt den Kaifer dem 

letter Inftanz dur Bundesrat | König von Preußen gleih; La⸗ 

bezw. Kaifer ebenda 1029, fpeziel | band 1081 ff. erklärt fie für 

die „juftifigierenden Kabinetts- | unzuläfftg, ſoweit Gefeße jus 

ordres des Kaiſers“ 1029 ff. cogens enthalten, fonft für zu- 

und Joel in Hirths Ann. 1888, taplig: f.auhv.Rönne,Pr.StR. 

805 ff., ſowie die wiederholten, | I, 649 ff. 

bei Laband 1029? näher be-| * Snitr. $. 5°. 

jeiäneten Erörterungen im °% Weber Umfang und Grenzen 
eihstag. Hänel, Stud. II, der parlamentarifhen Kontrolle 

343 ff. hält ſolche Ordres für|f. Tüb. Ztfehr. XXXII, 504 ff. 

rechtlich unzuläffig, Joël über: | 541 ff. 

trägt das preuß. Recht auf dag| 9% Inſtr. 8. 31, 
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Spezialetat3 oder von den mit einzelnen Pofttionen des 
Etat3 verbundenen Bemerkungen ftattgefunden haben,” 9? 

8. zu welden Ctatsüberfchreitungen und außeretats- 
mäßigen Ausgaben die Genehmigung des Reichstages noch 
nicht erholt ift?® (f. oben ©. 460 f.). 

VI. Auf Grund desihnen erftattetenGeneral- 
berihtes faffen fodann Reihstag und Bundes: 
rat ihre den Reihslanzler dechargierenden Be- 
fhlüffe. Welche Rechtsfolgen bei Verweigerung der De- 
darge eintreten würden, iſt weder in der Berfaflung noch 
in der Spezialgefebgebung des Reiches normiert.?? 

VI Endlich hat der Rechnungshofüber feine 
geſamte Geſchäftsthätigkeit alljährlich dem 
Kaiſer Bericht zu erſtatten und dabei zugleich 
gutachtliche Vorſchläge zu machen, ob und wo 
etwa neue Vorſchriften zur Verbeſſerung der 
finanziellen Verwaltung des Reiches not— 
wendig find.10 


 Laband bei Hirth 558; | Über den Umfang ber Eonftitu- 
E. Meier 930; in Tüb. Hchr. tionelen Berantwortung des 
XXXII, 553 ift diefe Vorſchrift Reihöfanglers | Hänel, Stud. 
als „ein entſchiedener Mißgriff“ II, 330 ff. bei. 342 ff. über bie 
gelennzeicänet, f. bagegen Hänel, | rechtlichen Folgen der verweiger- 
— Fall 91. Rärı 1872 ten Entlaftung. 
arz | 100 
56,18, 19%; Saband IT, 1026. |, Fe 20; Laband 
 Saband II, ‚ 389 ff. 
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8. 17. 
Das Keihsverordunngsredtf.! 


IL Ber Begriff der Verordnung. 

Der Begriff der Verordnung ift fein feſt umgrenzter; 
nur negativ läßt fi fagen: alle objektivredtlichen Äuße— 
rungen des imperativen Staatswillens, die nicht Geſetz 
find, fallen unter den Begriff der Verordnung? Vielfach 
wird es fich bei diefen um Anorbnungen zur Durchführung 
von Geſetzen handeln, aber keineswegs ift dies begrifflich 
notwendig. Das „felbftändige" VBerorbnungs- 
recht bildet einen notwendigen Beftandteilder 
Stantsordnung; Feine Regierung könnte ohne ein 
ſolches regieren.” Someit der Staatswille fih überhaupt 
äußert, kann er ſich ver Form der Verordnung bebienen ; 
nur dann ift diefelbe auögefchloflen, wenn die Form des 
Gefeßes zur Anmendung zu fommen hat. Wann lebteres 
der Fall, ift aus dem pofitiven Hecht zu entnehmen, even- 
tuell mangels pofitiver Rechtsſätze eine Frage der Geſetz⸗ 
gebungspolitik. 

1 Saband I N 4 
änel, SLR. 3— 3 
eydel in Hirths Ann. 


‚lallen fordert, „denen nicht 
doftrinäre Voreingenommenheit 
den Blick getrübt Hat". Lebr- 


1874 &. 1148, 1876 ©. 11ff.; 
Meyer, Lebrb. 8.165; v.Rönne 


reich die franzöf. Entwidelung 
feit Montesquieu f. Selli- 


IL, 57 ff.; Hänel, Stud. 1 82 net 63 


und Sellinet 125 ff., 2 55. 

8 Ebenfo Sellinel, Gef. u. 
V. 366, 383, freilich nicht ohne 
Selbftwiberfprüde. 

® Sehr Bu hierüber Jelli— 
net, Gef. u. 3. 371 ff., ber die S 
Anerkennung eines folden von 

Korn, Staatsrecht I. 2. Aufl. 


fl. 

+ Bol. oben 88. 14, 15. Über 
die Verwirrung in der Termino- 
logie (Verordnung, Berfügung, 
—5*— Bekanntmachung u. |. 1.) 

„Born in Hirths Ann. 1885, 


3l 
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Gemeinfam mit dem Geſetz hat die Verordnung, daß 
es fi bier wie dort um eine Rechtsvorſchrift han- 
delt; der Unterſchied liegt darin, daß dort zur Feſtſtellung 
des Inhaltes Mitwirkung der Bollgvertretung erforderlich 
ift, hier nidt. Der „Grundſatz, daß Rechtsvor— 
[hriften im Wege der Gefehgebung zu er- 
laffen find“, ift weder — wie Laband behauptet — 
in der Reichs- noch in der preußifhen Ver— 
faffung „als felbftverftändlid vorausgefeht”, 
noch ift er „auch in der That felbftverftänd- 
Lich“.® 


5 Daß das ältere preußifche 
Recht diefen Sa nie gelannt 
bat, zeigt erjhöpfend rndt, 

BR. 26 85 ff. Die „Del F 
tionen“ (aba nb I, 598) ft 
allerdingg meift übertofg, 
dienen aber in jedem Falle der 
Rechtsſicherheit. Übereinftim- 
mend mit „abanı befonders 
Hänel SER. I, 279, Jelli- 
net 125ff., ſ. Düne en Zorn in 
Hirths Ann. 1889, 361 ff. Gegen- 
über dieſer berrfhenden Theorie 
bat jet eine fichere Grundlage 
für die Konfteultion des Ber- 
ordnungsrechtes gegeben Arndt 
in feinem vortreffliden Buche 
über dad Verordnungsrecht 
(1884), fowie in weiterer Be» 
gründung gegenüber abweichen⸗ 
ben Anfichten im Archiv f. öff. 
R. 1, 512 fl. er einen, aller- 
bingd fundamentalen Dikerenz. |} 
punlt der im Tert gegebenen 
Ausführungen gegenüber den⸗ 
jenigen von Arndt, nämlich 
das „felbftändige“ Berorbnungs- 


recht des Bundesrates, f. Born 
in Hirths Ann. 1885, 801 ff., 
dagegen wieder Arndt, ebenda 
701 Meine Ausführun ngen 
d | Begeichnet Hänel StR. J, 

ald „auf einer —— 
Verkennung der beſonderen Stel⸗ 
lung des Verordnun ngörechtes | im 
zufammengefegten Staate, auf 
einer falſchen Übertragung einer 
falſchen Doktrin über das Ber- 
ordnungsrecht im Einheits⸗, 
überdies im monarchiſchen Ein- 
beitöftaate” beruhend. Trotz 
dieſer dreifachen PR 
alte ich meine früßere A Kur 
aflung in vollem Umfange feit; 
dieſelbe grundfäßliche Au Ar un 
bat Arndt nunmehr vortreiflid 
entwidelt, der Differenzpunft 
zwiſchen Arndt und mir bes 
Ken ſich A auf die grund« 
ätzliche Auffafiung bed Ber- 
ordnungsredhte®, ſondern ber 
Grundlagen des Reiches. Ich 
widerſpreche, daß bie Grund- 
ſätze des Verordnungsrechtes im 
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Die Ausübung des Verordnungsrechtes Tann den ver- 
ſchiedenſten Organen der Staatsgewalt obliegen: im ein- 
fahen monardifchen Staate ift Träger der Verorbnungs- 
gewalt prinzipiell der Monarch als Staatsoberhaupt; aus 
diefer oberften Duelle fließt alle Verorbnungsgewalt der 
Staatsbehörden, ala der dem Monarchen zur Führung der 
Staatsgewalt beigeordneten Hilfsorgane. 

Der Inhalt der Verordnung darf nicht gegen® ein Ge- 


ufammengefeßten Staate andere 
fein fönnen, als im einfachen 
Staate; ich widerfpreche ferner, 
baß die Behauptung eines grund- 
fälichen, eines Titels nicht be- 
dürfenden, Berordnungsrechtes 
im monardifhen Staate — 
und ebenfo im Deutfchen Reiche, 
das ald Pleonarchie durchaus 
nad) diefen Grundfäßen beurteilt 
werden muß — „fall“ ſei. 
Aber indem ih die Hänelfche 
Auffaffung für „falfh" und 
dem Wefen des monardifcdhen 
Staated widerſprechend erkläre, 
bin ich mir bewußt, daß ich 
dieſe Behauptung ebenſowenig 
mit rein wiſſenſchaftlichen Mit- 
teln ermweifen Tann, wie Hänel 
die feinige. Die Bemerkungen 
Hänels 272, 274 f. beweiſen 
die „innere Notwendigkeit”, das 
Berordnunggreht im Bundes⸗ 
ftaate anders zu konſtruieren, 
ala im einfadhen Staate, in 
feiner Weife; natürlich handelt 
e3 fich zuerft um die Kompetenz- 
frage; dies ift aber beim Gefeh 
anz ebenfo. Auf Grund der 
eftgeftellten Kompetenz aber ift 
die „organifatorife . . . Aus» 


einanberfegung der verfafjungs- 
mäßigen Befugniffe”“ bier mie 
dort gleich notwendig und gleich 
bedeutfam. Ebenfowenig ver- 
mag ich die Ausführungen im 
N 46 über diefe innere Ver— 
hiedenheit für konkludent zu 
alten. Vgl. aud S. 296, wo 

änel doch in gemiffer Weife 
das Reichsverordnungs— 
recht als „eine mit dem 
Verordnungsrecht des Ein- 
heitsſtaates volllommen 
gleihartige Funktion” an- 
erfennt. 

6 Dagegen Hänel StR. J, 
279f.: die Verordnung bürfe nicht 
contra, praeter, intra, fondern 
nur secundum legem fein, d. i. 
„von dem Gefeke ſelbſt gewollt 
fein. Richtig Arndt, DR. 
83, 211 ff., wogegen diefer Schrift- 
fteller in Hirths Ann. 1885, 111, 
fih der Anfiht von Hänel an- 
ſchließt. Hänel ſtützt fih auf 
das Wort „erforderlich“ in RV. 
Art. 7. Demgemäß erllärt 
Hänel 281 eine Reihe wichtiger 
Verordnungen für nichtig, weil 
verfaffungsmidrig. 


31* 
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fe fein und auch nicht in Materien eingreifen, welche ber 
geſetzlichen Regelung vorbehalten find (darf nicht contra, 
wohl aber praeter legem fein). Verordnungen, die bier- 
gegen verftoßen, find nichtig. Dagegen ift die Behaup- 
tung, daß „Rechtsverordnungen“, erlaflen ohne Delegation 
des Geſetzgebers, nichtig feten, ohne jeden Grund; erſtens 
ift der Begriff „Rechtsverordnung“ nicht feitzuftellen, zwei⸗ 
tens befteht Teinerlei verfaſſungsmäßige Vorfehrift, auf die 
jene Behauptung zu ftüben wäre! Die Geſetzmäßigkeit 
von Verorbnungen zu prüfen, ift Recht und Pflicht nidt 
allein der Gerichte, fondern aller Behörden? Sonſt aber 
ann ber Inhalt jeder denkbaren Art fein; der Unterſchied 
zwiſchen „materiellen“ Verorbnungen, d. h. foldhen, die 
Berwaltungsvorfchriften geben, und „formellen“ Verordnun⸗ 
gen, d. i. ſolchen, welche Rechtsvorſchriften enthalten ,? ift 
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7) Dele- 


T Anderd in dieſem Kardinal | (abgeiehen freilich von der 
A. v. Martitz, 


punkte Hänel, Stud. II,28 gatlon » A. 
und Laband, |. etracht. 132 ff. 


Hirths Ann. 1875, 312. 
Laband⸗Hänelſche Theorie 
beruht auf dem Satze des belg. 
Berfaflungsrehts: „il faut 
que chaquearrötöprenne 
sa source dans la consti- 
ration rensiih une lol 
den ep» e m e 
Reichsverfaffung nicht kennen, 
a — 
ne ngen DIE 
fein Het et. Übereinft. mit 
Zaband u. Hänel Sellinel 
125, 255, f. dagegen Zorn in 
Hirths Ann. 1889, 856 f. und 
bef. Arndt 57 ff., 64 f. 
2 Rihtig Laband I, 609 


® Hänel, Stub.II, 199, 285ff., 
leugnet das felbftändige Ber- 
orbnungsrecht für das preußische 
und Reichsſtaatsrecht, erkennt 
es aber für diejenige Gruppe 
der deutſchen Berfaflungen an, 
welche einen den Gegenftänden 
nad feft beitimmten Kreis ber 
Gefeßgebung ftatuieren. Ahnlich 
Sellinet, © u. 3. 14 ff. 
Jene Berfuche, den Umkreis der 
Geſetzesſphäre zu beftimmen, find 
aber in ihrer vagen Allge- 
meinbheit ganz wertlos, es Fönnen 
daraus demnach auch Feinerlei 
golgerun en gezogen werben. 

as ſelbſtändige Verordnungs⸗ 
recht des Monarchen (Jellinek 
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. fomit ganz unbegründet: Rechtsvorſchriften und 
BDermaltungsvorfähriften find fein Gegenſatz, 
vielmehr handelt es fih auch bei legteren 
immer nur um Rechtsſätze. Die Verordnung ift die- 
jenige Form der ftantlichen Willensäußerung, welche gegen- 
über dem fchwerfälligen Apparat der Gefehgebung recht 
eigentlid den Zweck bat, den täglihen und wechſelnden 
Behürfniffen des Lebens, denen die Verwaltung dienen 
muß, gereht zu werden. — Ein „Nowerordnungsrecht“, 
analog demjenigen des Art. 63 der Preuß. Verf.⸗Urk., ent- 
hält das Neichsftaatsrecht nicht. Für alle Materien, in 
welchen nad der Verfaflung dem Reich die Gefebgebung 
zufteht, fteht ihm auch in unbegrenzter Weife die Verord⸗ 
nungsgewalt zu.!? 


IL Bas pofifive Reichsſtaatsrecht. 


1. Wie im einfachen monardifdhen Staate 
der Monarh!! prinzipiell Träger der Ber- 
ordbnungsgemwalt ift, fo im Bundesftaate ber 
Träger der Gentralgewalt, alfo im Reide die 
Einheit der verbündeten Regierungen bezw. 
der dDiefelbe repräfentierende Bundesrath."? 


124 für Bayern) ift deutſches 
Staatdgrundprinzip, welches ur- 
—* ch die ganze Rechts⸗ 
etzung umfaßte, jetzt aber 
tonftitutionell beſchränkt ift. 

10 A. A. Hänel SIR. I, 276. 


11 fiber das preußifche Recht 
vortrefflih Arndt $. 7. 


12 Man braudt dazu weder 
den Art. 45 der Pr. BU. — in 


der Bayr. BU. ſteht Darüber 
fein Wort — noch eine analoge 
Borfchrift der Rei Bnerfaflung, 
die übrigeng m. ©. in Art. 

gegeben wäre. In diefem Sinne 
verftehe ich die von Zaband I, 
436, 596 citierten Worte Del» 
brüds: „baß eine materielle 
Anderung des Beſtehenden da⸗ 
mit kaum herbeigeführt iſt.“ 
Bon einer „Geſetzgebungsbefug⸗ 
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Die Grundfähe, welche oben binfichtlich des Bundes⸗ 
ſtaatsbegriffes im allgemeinen und binfichtlich unferer Reichs⸗ 
gewalt im befonderen entwidelt wurden, haben zur not- 
wendigen Konſequenz den Rechtsſatz: daß der prinzi- 
pielleTrägerderVBerordnungsgewaltimfReide 
der Bundesrat ift, Daß ſomit mangel3 au3- 
drüdliher Beſtimmungen für diefen bie Prä- 


fumtion fpridt.!® 


Der Bundesrat hat das „ſelb⸗ 


ftäudige” Reichsverordnungsrecht.!* 


nis“ des Bundesrates kann ba- 
bei natürlih nidt die Rede 
fein: Verordnungen find aber 
eben Teine Gefege! ÜÜbereinft. 
bezüglid‘ der Delbrüdfchen 
Erklärung auch Arndt 50 f 
A. A. Sanel StR. I, 29%: 
„die Entftehungsart wie die zu- 
fammengefegte Natur des Reiches 
Schloß die Annahme aus, da 
demfelben ein Verordnungsrecht 
„‚ſtillſchweigend“, ald ein not- 
wendig geforberte® und darum 
unmittelbar aus der Berfaflung 
folgendes Attribut feiner Organi⸗ 
fation und Funktion beigelegt 
war." Daß ift eine ganz will⸗ 
fürlide Behauptung! A. Q. 
Laband I, 5% fi; Hänel 
StR. I, 278 ff. 

18 S. auch Zor n in Hirths Ann. 
1885, 313 ff.; Klöppel in Pr. 
Jahrb. 1883, 173 R. dagegen 
in der Frage bes „felbftändigen” 
yerorbnungarehts insbefondere 
Arndt DR. 18, in Hirths Ann. 
1885, 701 ff.; Laband I, 595 
(„volllommen grundlos u. will- 
türlih*, „abjurde Konfequen- 


$ | ftändlichen“ 


zen”. Wo ift denn die WMit- 
wirfung des Reichſtags zum 
„Erlaß von Rechtsvorſchriften“ 
—A mäßig vor- 
gefhrieben?" Als „jelbit- 
verftändlih" „vorausgefekt“ tft 
fie, aber nicht von der Ber- 
faffung, fondern von La- 
band! Gegen ſolche „Telbftver- 
Vorausſetzungen“ 
iſt kein wiſſenchaftlider Kampf 
moͤglich. aß in ber Praxis 
„ber Bundesrat nicht in allen 
Fällen der ihm dur die Ber- 
faffung gezogenen Schranken 
fih Mar bewußt geweſen ift“, 
recte: daß die Praxis nicht auf 
dem Labandſchen Standpunft 
fteht, fagt Laband feldft 599; 
Hänel, Stud. II, 199. 

14% 4 Arndt 8. 3 auf 
Grund des unmöglichen Vorder⸗ 
ſatzes: daß der deutſche Bundes⸗ 
ſtaat „durch Geſetz“ geſchaffen 
worden ſei, ſ. die Widerlegung 
dieſes Satzes oben S. 80ff. Ebenſo 
wie Arndt auch Jellinek, 
127, 372,ſ. dazu Zorn in 
Hirths Ann. 1889, 360. 
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Diefes Prinzip hat auch Anerkennung gefunden in ben 
nachfolgenden Beitimmungen ver Reichsverfaſſung (Art. 7 


Ab[.1 8.2 u. 3): 


„Der Bundesrat befhließt:1° — — — 

2. über die zur Ausführung ber Reichsgeſetze erforder- 
lichen allgemeinen Verwaltungsvorfchriften und Ein« 
richtungen, fofern nicht durch Reichsgeſetz etwas 
Anderes beitimmt ift; 1° 

3. über Mängel, welche bei der Ausführung der Reichs⸗ 
gefege oder der vorftehend erwähnten Borfchriften 
oder Einrichtungen hervortreten.” 1" 

Damit ift die pofitive wie die negative Seite des 
Verordnungsrechtes in zuireffender Weiſe zum Ausdrud 


gelangt. 


Wo feine Spezialbeftimmung vorhanden, bat fomit, 


15 Hänel StR. I, 2% ff. 
joigert aus biefem Worte, da 
er Bundesrat nicht berechtigt 
ift, Verordnungen zu „erlaflen”, 
d. i. direkte Anordnungen zu 
treffen; hierzu feien, gemäß dem 
allgemeinen Grundfag, daß das 
Reich zwar „Gejeggebun und 
Beauffihtigung”“, die Einzel» 
ftasten aber die Bollziehung 
aben, nur die Einzelftaaten be- 

gt; dies folge aus der „ur⸗ 
prün lichen Grunditellung der 
Einze Staaten in der Kompetenz⸗ 
verteilung des Bunbesftantes 
in ihrem Kernpunkt“; demnach 
% bie ‚Rechtöverbindli teit“ 
older Berorbnungen abhängig 
von der „Form der Bartikular- 
verorbnung”, die au giltie fei 
— valide non lieite —, 


wenn fie der Vorſchrift des 
Bundesrates widerſpreche! Ferner 
behauptet Hänel 29 f. ein 
generelled nung 
recht der CEinzelftaaten 

das Gefamtgebiet der eier 


gefekgebung, ſoweit ed nidt 
—— ausgelchloffen jet; 
erft dur die Ausübung 


der Reichskompetenz böre das⸗ 
ſelbe uf. S. über und 
gegen dieſes nur „mittelbare“ 
eihönerorhnungäregit auch 
Arndt 8ff. 


16 ©, dazu Die erichöpfende, 
Ken Sf Erörterung bei 


änel StR. J, 313f., über 


bie ängelabhilfe“ sutrefenb. 
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ohne daß irgend welche Delegation erforberlid wäre, der 
Bundesrat einzutreten.1® 

Der Bundesrat beichließt Verordnungen mit einfacher 
Mehrheit; nur wenn es fi um Verordnungen zur Durch- 
führung des Art. 37 (Zollmefen und inbirefte Steuern) 
Bandelt, hat Preußen ein unbebingtes Veto, wenn beffen 
Stimme „für Aufrehthaltung der beftehenden Vorfchrift 
oder Einrihtung” abgegeben wird (RB. Art. 37). Da— 
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gegen eriftiert im Militär- und Marinewefen ein preußi- 


18 Lediglich auf dieſe Ver⸗ 
faſſungsvorſchriften ſtützen ſich, 
nehmen alſo nur ein „unſelb⸗ 
ſtändiges? Verordnungsrecht des 
Bundesrates an, Riedel, 22; 
Thudichum in Holztzendorffs 
Jahrb. J, 22; G. Meyer, 
Lehrb. 8. 16512, u. beſ. Arndt, 
35 ff. 85 ff.; ferner Lönin 
BR. 2294; dagegen Zaband J, 
596, energifh unter Berufung 
auf den Wortlaut „Verwaltungs- 
vorfäriften” und den darin 
liegenden Gegenfat zu „Redt3- 
oorfchriften‘. Ebenfo Hänel 
StR. I, 282; mit Recht meift 
Urndt 47 ff. darauf Bin, 
daß in der Praris nie ein 
Unterfhied zwiſchen Rechts⸗ 
u. Verwaltungsvorſchriften ge⸗ 
macht wurde u. werden konnte. 
S. 599 erkennt Laband ſelbſt 
den „untrennbaren Zuſammen⸗ 
bang” an. Und ©. 610 kommt 
er zu dem m. E. ganz unge 
geuerlichen Refultat, daß eine 

erordnung „als Rechts vor⸗ 
ſchrift ungiltig ſein, als Ver— 
waltungs vorſchrift dagegen 
Wirkungen haben kann!“ — dem 


Rofin und Seligmann zu- 
ftimmen. Als Beifpiel für diefe 
tbeoretifche Spielerei wird feine 
eringere Verordnung, als das 
ifenbabnbetriebsreglement ci⸗ 
tiert. Die von Laband 611 
erwähnten Entſch. d. Reichs⸗ 
gerichts beruhen aber nicht etwa 
auf dem Labandſchen Unter⸗ 
ied zwiſchen Rechtsſatz und 
erwaltungsvorſchrift, ſondern 
lediglich auf dem ſehr klaren 
u. richtigen Unterſchied zwiſchen 
Rechtsſaß und Vertragsbe— 
ſtimmung. Übereinſt. mit dem 
Text bezůglich der, Verwaltungs⸗ 
verordnungen“ Laband 1J, 706f. 
Was Laband hier ausführt, 
iſt das allgemein gültige Reichs⸗ 
verordnungsrecht. Hänel StR. 
I, 282 ff., geht davon aus, daß 
der Ausdruck „Verwaltungs 
vorfchriften” in der Sprade der 
Reichägefege Teine objektive, 
fondern eine fubjeltive Bedeu⸗ 
tung babe, daß er nicht be- 
zeichne PVorfchriften, die für 
die, fondern die von der Ber- 
maltung erlaflen fein. Somit 


könne daraus nicht ein gene- 
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ſches Beto nur bei „Gefehesvorfchlägen” (RB. Art. 5). 
Eine konftitutionelle Verantwortung für Verordnungen des 
Bundesrates befteht mangels einer, eine folche begründenden 
Verfafſungsvorſchrift — die Verantwortlichleit des Reichs⸗ 
kanzlers bezieht fih nur auf Regierungshandlungen des 
Kaiſers — überhaupt nidht.?° 

2. „Sofern nicht durch Reichsgeſetz etwas anderes be- 
ftimmt iſt.“ Nichts fteht im Wege, daß fofort im Geſetz 
der zum Erlaß der erforderlichen Verordnungen fompetente 
Faktor bezeichnet, und nicht? fteht im Wege, daß Diefer 
Faktor ein anderer fei ald der Bundesrat. Jedes Organ, 
welchem das Reich einen Befehl zu erteilen berechtigt ift, 
fann mit der Ausübung des Verordnungsrechtes betraut 
werben: der Kaifer, die Einzelftaaten, der Reichskanzler, 
die Reichscentralbehörven und fo fort in der Amterhierardhie. 
Alle diefe eben aufgeführten Organe aber können das Ber- 
ordnungsreht nur kraft eines bejonderen reichsgeſetzlichen 
Titels haben.?! 

Einer befonderen Erörterung bebürfen von diefen Gra- 


relleö Verordnungsrecht des Bun- | gemalt einſchließe. Das gilt 
desrates für das Gebiet der Ver- | dann aber doch genau ebenfo 
walfung —— a 3 für Zölle und Steuern. 
werden, wohl aber ergebe }i 20 . ars . 
ein ſolches für Vollzugsverord⸗ S. dazu bie völlig zu 
treffende Kritik von Hänel, 
nungen aus dent ftaatsrechtlichen Stud. II, 89 ff; Born in 
Grundverhältnis von Geſetz (ein- Hirths Ann 1885. 91 f 
Schließlich der Rechtsverordnung) * ⸗ 
und Vollziehung. 31 Beſonders charakteriſtiſch iſt 
1 ©. hierzu Laband 1, 601 hier das Polizeiverordnungs⸗ 
darüber, daß für Militär und |recht der Konſuln, das ſyſtema⸗ 
Marine das Beto in biefer | tifch hierher zu ftellen märe, aus 
Faſſung genüge, da e3 auch die Swedmäßigteitögeünben aber dem 
„Delegation“ der Verordnungs⸗Konſularrecht vorbehalten bleibt. 
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ben des Verorbnungsrechtes nur das des Kaiſers und das 
der Einzelftanten. Was lehteres angeht, fo handeln im 
foldem Falle die Einzelftaaten im Namen des Reiches. 
Für die Form der Verordnung ift zwar mangels bejonderer 
Borfchriften das Landesrecht maßgebend, die Wirkmgen 
aber find die des Neichgrechtes: eine Landesverordnung ber 
angegebenen Art bricht als materielles Neichörecht ſogar 
die Landesverfaffung.?? 

Das Verorbnungsreht des Kaiſers bedarf gleichfalls 
immer eine3 bejonderen Titel. Schon in ber Berfafiung 
ſelbſt ift ein folder mehrfach für den Kaifer Tonftituiert, 
und zwar in genereller Weije, fo bezüglich des Poft- und 
Telegraphenweſens in Art. 50 Abf. 2, bezüglid des Mi- 
litärweſens Art. 63 Abſ. 3 und bezüglich anderer Materien. 
Ferner gehören hierher jehr viele in Spezialgefehen ent- 
baltene Beftimmungen, die einzeln anzuführen den be- 
treffenden Abfchnitten der Darftellung vorbehalten bleibt, 
da es fih an diefer Stelle nur um den prinzipiellen Ge⸗ 
ſichtspunkt handelt. 

Man bat,2® geftütt auf RV. Art. 17, behauptet: dem 
Kaifer ſei durch den angezogenen Artifel ein prinzipielles 
Verordnungsrecht übertragen worben, das alfo mit bem 
des Bundesrates Tonkurriere und eventuell auch Tollidieren 
Tönne, ohne daß die Verfaflung für foldhen Fall eine ent- 
ſcheidende Norm entbielte. Diefe Auffaffung ift unrichtig. 


22 Laband I, 605 f., ſ. bei. |bieran v. NRönne II, 57 ff. 
6063; Seydel bei Hirth| Darüber, dag im Nordd. Bund 
a. a. O. das Rechtsverhältnis ein etwas 

* ZoEn Krit. Biertelj.-Schr. | anderes war |. Hänel SIR. 1, 
Bd. 17 ©. 394 u. im Anfchluß | 277, 3121%, Stud. II, 74 ff. 
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Die prinzipielle Struktur unferes Reichsſtaatsrechtes nötigt 
dazu, den Bundesrat, den Repräfentanten der Reichs⸗ 
fouveränetät als Träger des PVerorbnungsrechte zu be- 
trachten. Behält man dies im Auge, fo Tann in Art. 17, 
der dem Kaiſer die „Überwachung der Ausführung der 
Reichsgeſetze“ überträgt, ein Kontrollrecht nur in dem Sinne 
enthalten fein, daß der Kaiſer vorgefundene Mängel, fo- 
weit für fein direktes Einfchreiten Fein gefetlicher Titel ge- 
geben ift, dem Bundesrat zur Anzeige zu bringen bat, 
damit dieſer die nötigen Maßnahmen treffe. 

Eine Subbelegation des kaiſerlichen Verordnungsrechtes 
an den Reichskanzler muß als unzuläffig erachtet werden, 
da das dem Kaifer übertragene Verordnungsrecht zugleich 
eine ihm übertragene Pflicht enthält, mithin nicht zu feiner 
freien Verfügung fteht.?* 

Mebrfah ift der Kaifer in Ausübung feine Verord⸗ 
nungsrechtes an die Zuftimmung des Bundesrates gebunden 
worden. In diefem Falle wäre eine ohne Zuftimmung 
des Bundesrates ergangene kaiſerliche Verordnung nichtig; 
andererjeit3 aber hat der Kaifer auch nach erlangter Zu⸗ 
ftimmung des Bundesrates vollfommen die Möglichleit, der 
betreffenden Verordnung die Sanktion zu verfagen.?5 

Mehrfach ift ferner beftimmt worden, daß Verorbnungen, 
fei e8 des Bundesrates, fei e8 des Kaiſers dem Reich 8 
tage bei feinem nächſten Zufammentritt vorgelegt werben 


— 





# Laband I, 507°; a. X. des Berorbnungärechtes im wei- 
Arndt 169 ff. Zweifeihaft ift |teften Umfange Gebrauch ge- 
die Frage allerdings. In der |madt, f. die Angaben von 
Praxis wird von der Befu ugniß Arndt 174 ff. 
der Delegation bei allen Arten| 2 Laband I, 602. 
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müſſen und fofort außer Kraft zu treten haben, wenn dieſer 
ihnen die Genehmigung verfagt. Dabei handelt es fich 
alfo um eine ftaatsrechtliche Reſolutivbedingung.?e 


IH. Die Horm der Reicheverordnungen.” 


Reichsverordnungen, weldhe jeitens ber Einzelftaaten er- 
laſſen werden, haben primär in der durch die reichögefeß- 
lihe Vollmacht vorgefchriebenen, eventuell in der Form des 
Landesſtaatsrechtes zu ergehen. 

Verordnungen de3 Bundesrates find urkundlich auszu- 
fertigen und vom Borfigenden, dem Reichskanzler, zu voll- 
ziehen, von letterem auch zu publizieren. 

Berorpnungen des Reichlanzlers find in gleicher Weife 
auszufertigen und zu publizieren; jedenfalls wird in ber 
urkundlichen Ausfertigung felbit zum Ausdruck gebracht 
werden müflen, ob eine Verordnung des Bundesrates oder 
des Reichskanzlers in Frage fteht. Verordnungen bes Reichs⸗ 
kanzlers können auch durch befien, gemäß dem G. v. 3. März 
1878 (RGEBl. 7) ernannte, Stellvertreter exlafien werben, 
felbftverftändlih nur für die Sphäre der Stellvertretung. 

Verordnungen des Kaifers find urkundlich auszufertigen, 
mit Faiferlicher Unterfchrift zu vollziehen und von dem Reichs⸗ 
kanzler bezw. deſſen gefehlichen Stellvertreter zu kontra⸗ 
fignieren. Nur lebteres ift verfaflungsmäßig vorgefchrieben 
(RB. Art. 17); fonftige Formvorſchriften für Zaiferliche 
Berordnungen eriftieren nit. — 

. 8. Einf®. 3. EBD. $. 6. 
* ie Form Ber Verord⸗ 
nungen iſt ſehr verſchieden und 


vielfach willkürlich; die Theorie 
giebt Gliederungen der ver- 


ſchiedenſten Art, ſ. beſ. Hänel, 
Stud. IL, 63 ff. darüber und 
dagegen Arndt, TR. 227, vgl. 
auch Rofin, Bol. DR. FL. über 
„Derfügung”. 
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Die Publikation der Reichsverordnungen?s ift leider 
eine höchſt ungeorbnete.2? Nur bezüglich der Taiferlichen 
Verordnungen, obwohl diefe garnicht den höchſten Rang⸗ 
grad von Reichsverordnungen vepräfentieren, ift durch Spe- 
zialvorſchrift (V. 9.26. Juli 1867) Publikation im Reichs⸗ 
geſetzblatt vorgefchrieben.®° Gefehlich feft geordnet ift ferner 
die Publikation von Polizeiverorbnungen in den SKonfular- 
gerichtö=, den Schußgebieten und den Kriegshäfen.?! Die 
Verordnungen des Bundesrates, des Reichslkanzlers und 
der Reichscentralbehörden erfordern eine allgemeine Publi- 
fation nur, wenn fie an die ſämtlichen Reichgangehörigen 
gerichtet find. Nur infomweit findet eine Publikation in 
Centralorganen ftatt, und zwar geſchah dies früher im Reichs⸗ 
gefetblatt,32 feit einiger Zeit aber auch im Reichsanzeiger 
und im Centralblatt des Deutfchen Neiches.?? Beide Publi- 
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38 Arndt 198 ff. 

29 Mehrere charakteriftifche 
Beifpiele führt Laband a. a. 
D. an; f. auch Frider, Berpfl. 
2 ; gern in Hirths Ann. 1875, 


30 Laband I, 6llf. fordert 
die Publikation aller Verord⸗ 
nungen, die „Rechtsvorſchriften“ 
enthalten, nemäß RV. Art. 2 
im NeichSgejegblatt, da zu den 
„Reichsgeſetzen“ im Sinne des 
Art. 2 auch die „Recdtsver- 
ordnungen” gehörten. Verord⸗ 
nungen find aber keine Gefeke. 
2Zaband Hält demgemäß 
„Rechtsverordnungen”, die nicht 
im RGBl. publiziert find, für 
nichtig; ihm haben zugeitimmt 
Thudidum, Hänel, Bin- 
ding, Seligmann, 


G. Zorn in Hirths 


Meyer u. a. m. Ricztie 
Arndt 182 ff. 198 ff.; %ö- 
ning VR. 2391. Dagegen 
darin, daB kaiſerliche Verord⸗ 
nungen auch anderämo als im 
RGBl. publiziert werden dürfen, 
fann Arndt 202 nicht beige- 
ftimmt werden. 

s G. 9.10. Juli 1879 (X6Bl. 
198) $. 4 Abſ. 5; Gel. vom 
19. März 1888 8. 11; ©. v. 19. 
Juni 1883 (RGEBl. 106) $. 2 
Abſ. 2. S. dazu unten im Konfu- 
lar-, Kolonial: und Militärrecht. 

2 S. Arndt 204 f., 208. 

88 Derauögegeben im Reichs⸗ 
fanzleramt. erlag von €. Hey- 
mann in Berlin. gemäß Bel. 
d. Reihslanzlerd v. 22. Dez. 
1872 (Reichsanz. 304), f. Darüber 
nn. 1875, 
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kationsorgane tragen zwar offiziellen Charakter, ermangeln 
aber jeder gefetlichen Baſis; bandelt es fih um Redts- 
vorjchriften, die allgemein befolgt werden follen, fo ift es 
ſehr fraglich, ob dur eine Publifation im Reichsanzeiger 
oder Gentralblatt dem allgemeinen Rechtöprinzip genügt 
ift: daß die Publikation in einer Weife erfolgen müſſe, die 
dem zum Gehorfam PBerpflichteten die Möglichkeit giebt, 
die Vorfehrift rafch und ficher kennen zu lernen.?* Verord⸗ 
nungen, die nur an einzelne Staatorgane fi) wenden 
(Dienftinftruftionen 2c.), bedürfen auch lediglich einer ihrem 
Zwecke entfpredenden Kundmachung ; Borfchriften allgemeiner 
Natur beftehen hierfür nicht.?° Immer aber muß die 
Publikation eine amtliche fein; eine Belanntmadhung 
„im Buchhandel” ift abfolut nichtig (fo 3. B. das Waren- 
verzeichnis zum Zolltarif).?® 

Nach welchen Gefichtöpunften der Ort zur Publikation 
der Reichöverordnungen ausgewählt wird, läßt ſich aus ber 
Praris garnicht feſtſtellen. Das Gentralblatt publiziert 
übrigens neben Reichsverordnungen auch Entfcheidungen des 
Bundesamtes für Heimatsweſen und anderer Gentralbehörden, 
was an fi höchſt danfenswert; ferner Ernennungen von 
Reichsbeamten, beſonders Konfuln: der Rechtsſtoff aber 
follte in felbftändiger, abgegrenzter Weife vom übrigen 


309 f.; 2 Hänel, Stud. II, 91,|deutung, al8 der Abdruck ber 

StR. I, 292; Zaband I, 614,|Erkennniffe des Reichsgerichts 

7071, in den von jeiten desjelben 
3 Windſcheid, Pand. 8. 14: herqusgegebenen Entſcheidun⸗ 

„in gehöriger Weiſe betannt ges gen”. Ebenfo Hänel SER. IT, 

macht”. Zu weit geht Laband | 292; dagegen Arndt 209. 

I, 707, wenn er behauptet, die ss Arndt 201. 

Publikation im ntralblatt 3A. M. Arndt 207. 

babe rechtlih Feine andere Be⸗ 
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Stoffe gefondert werden. Die ftatiftifchen Überfichten über 
Rinderpeit, Münzprägung u. dgl. würden wohl überhaupt 
beſſer der Mitteilung durch die Tagesprefle übermiefen. 

Am zweckmäßigſten erfcheint es, neben dem Reichs— 
gefetblatt ein Reichsverordnungsblatt zu ſchaffen, welches 
offiziell und ausſchließlich zur Publikation aller allgemeinen 
Verordnungen des Bundesrates, Kaiſers, Reichskanzlers 
und der Neichscentralbehörben, ſoweit für dieſelben nicht 
fpezielle Verordnungsblätter erforberlih find, zu dienen 
hätte. — 


$. 18. 
Die Htaatsverträge! 
IL Begriff. 

Für das äußere Staatsredt, d. i. die Lehre von den 
internationalen Beziehungen des Staates, bilden die haupt- 
ſächlichſte Duelle die fogenannten Staatsverträge. Die 
regelmäßigen Formen der einfachen innerftaatlihen Rechts⸗ 
fegung, Gejeg und Verordnung, entnehmen für das äußere 


1 € Meier, Der Abſchluß Derträge in Hirths Ann. 1882 
von Staatäverträ en (1874); 2a-[241 ff.; Unger in Orimfuts 
band I, 626 ® Meyer Ha f. Priv. u. öff. R. VI 
5: 189, 190; Sthber, Komm. 9; Leoni im Ardiv f. öff. 

8; Kellinel, die rechtliche | R ‚490 f.; Hänel SIR. I, 
Natur ber Stantenverträge | 537 rn Ziemlich troſtlos ift die 
(1880); derſelbe, Geſ. u. 3.| Behandlung der Materie bei 

., dazu Zorn in Hirths Bluntſchli, Völkerrecht 58.402 
Ann. 1889, 374 1; derfelbe | bi8 461; ganz troftlos bei Heff- 
in Fa 1 8. rd .0el dlagt ter.0t ifeen, Völkerrecht 


vn ll "ilkerreniticer 
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Stantereht in der Regel ihren Inhalt aus zwifchenftaat- 
lichen Bereinbarungen, Staatsverträgen. 

Staatsverträge find Vereinbarungen zwifchen mehreren 
Staaten über Gegenftände des ftaatlichen Lebens; alles, was 
fih auf das ſtaatliche Leben bezieht, Tann zum Gegenftande 
eines zwilchenftaatlichen Vertrages gemacht werben;? ob es 
ſich um Gegenftände der hohen Politik, des wirtfchaftlichen 
Lebens, der Rechtspflege handelt, ift für die juriftifche Be— 
trachtung völlig irrelevant? Ebenſo ift völlig irrelevant, 
ob an dem Abfchluß des Vertrages nur zwei oder mehrere 
Staaten beteiligt find; es ift ſchlechterdings nicht einzufehen, 
wie aus der Zahl der Kontrahenten ein Unterfhieb der 
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juriſtiſchen Betrachtung follte 


2Laband IL 627. 

3 In den Syſtemen des Völ⸗ 
kerrechtes werden in Übertra⸗ 
gung der privatrechtlichen Scha⸗ 
blone auf das öffentliche Recht 
beitimmte Vorausfekungen be: 
züglich des Inhaltes der Staats- 
verträge als juriftifche behauptet: 
der Bertrageinhalt darf nicht 
unmöglich, nicht unfittlich, nicht 
früheren Verträgen mit anderen 
Staaten widerſprechend, der Ab- 
ſchluß darf nicht mit Zwang er- 
wirkt fein. Alle Diele Erörte- 
rungen find für das öffentliche 
Recht ganz unbraudbar. N. 
Sellinet 59 ff. Alles, was 
fähig ift, Rechtsſatz zu fein, 
fann den Bertragsinhalt bilden. 
Bol. aud die charakteriſtiſchen 
Erörterungen bei Bluntſchli 
88. 409-412; Heffter-Geff- 
den 88. 83 ff. 

«AN. insbeſ. Bluntſchli 


reſultieren können.“ 


88. 12, 13, 402, ebenſo die 
übrigen Theoretiker. Man kon⸗ 
ſtruiert auf Grund jener that⸗ 
ſächlichen Verſchiedenheit zwei 
Kategorieen von Verträgen, die 
Staatsverträge und die völker⸗ 
rechtlichen Verträge. So ſagt 
Bluntſchli: ‚verſchieden von 
den Verträgen, welche beſonderes 
Vertragsrecht unter den Ber- 
tragsparteien begründen, iſt 
eine völferrechtliche Übereinkunft 
mebrerer Staaten, welche eine all- 
emeine Rechtöregel ausſpricht. 
m letzteren Falle ift das pac- 


A.|tum instar legis, und es ent⸗ 


fteht dem Inhalte nach Geſetzes⸗ 
recht, wenn auch in der viel- 
köpfigen Form der Vereinbarung. 
Sehr viele Beftimmungen der 
völterrechtlihen Kongrefie haben 
diefen lehteren und nicht den 
erfteren Charalter und begrün«- 
den daher nicht Tonventionelles, 
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Der juriftifche Charakter der Staatsverträge bildet einen 
Hauptlontroverspunft der Jurisprudenz feit alter Zeit bis 
auf diefe Stunde. Iſt das Recht zu definieren ala der 
Kompler von Imperativen, welche der Staat an feine Unter- 
thanen richtet und mit Zwang ſchützt (ſ. oben S. 392 f.), fo 
ergiebt fi hieraus mit logiſcher Notwendigkeit, daß 
Staatsöverträge als folde gar feinen jurifti- 
Then Charakter haben, da es fih bei denſelben 
an fi nidt um Befehle des Staates an die 
Unterthbanen, fondern um VBerabredungen von 
Staat zu Staat handelt und da von einem 
Zwangsſchutze rechtlicher Art bei folden Ber- 
abredungen nicht die Rede fein fann. Während 


— — 





ſondern notwendiges Recht.“ 
„Die gemeinſame Erklärung des 
übereinſtimmenden Willens iſt 
nur dann ein wirklicher Vertrag, 
wenn dieſer Wille dahin gerichtet 
iſt, ſich je den anderen Parteien 
gegenüber dadurch zu verbinden, 
nicht aber, wenn in demſelben 
nur die Überzeugung kundge⸗ 
geben wird von dem, waß all- 
gemeine Rechtsordnung fei und 
daber au von jedem Staate 
beachtet werden müſſe. Was 
völkerrechtlich im Gewande des 
Bertragdrechtes erfcheint, ift bei 
näberer Prüfung oft dem Weſen 
nah Gejeßesreht, d. 5. eine 
Rechtsregel, deren notwendig 
verbindlide Kraft durch den 
Bertrag nur anerfannt unb be» 
ftätigt, nicht erft neu begründet 
wird.” „Das fog. Tonventionelle, 
db. 5. auf DBertragswillen be- 
ruhende Völkerrecht ift nur bin⸗ 
Zorn, Staatsrecht I. 2. Aufl. 


dend für die Vertragsparteien, 
das notwendige Völkerrecht da- 
gegen bindet, foweit feine Not- 
mwenbigfeit reicht (sic!), auch die 
Staaten, welche ſich nicht erflärt 
baben, ja fogar diſſentierende 
Staaten (., Die Zweifel, ob 
ein Rechtsjag notwendig oder 
nur Tonventionell jei, find nicht 
dur den bloßen Hinweis auf 
einen Staatövertrag zu befeitigen, 
mwelcher denfelben een 
denn in dem Bertrage kann ſo⸗ 
wohl fonventionelles Recht will- 
fürlich feſtgeſtellt, als notwen- 
diges Recht gemeinjam auöge- 
fproden worden fein.” Das 
find völlig willkürliche und ver- 
wirrte jubjeltive Meinungen 
Bluntfhlis, welde bes Hr 
riftifchen Untergrundes durch⸗ 
aus ermangeln. Ahnlich wie 
Bluntfhli auch Heffter- 
Geffcken ©. 18. 


32 
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der privatrechtliche Vertrag feinen Zwangsſchutz durch die 
Mittel der Staatsgewalt findet, entbehrt der fogenannte 
Staatsvertrag völlig des rechtlihen Zwangsſchutzes, da die 
Aufrihtung eines diefen Rechtsſchutz verbürgenden Welt: 
tribunales bis jet ein frommer Wunſch der Theoretifer 
geblieben if. Der Staatsvertrag als folder 
reiht fomit nicht bis in Die Sphäre des Rechtes 
hinein, fondern ift nur ein Beftandteil des 
Moralgebietes und führt zu Unredt die ju- 


riftifhe Bezeihnung Vertrag.’ 


5©&. oben &.399 f.; vgl. La⸗ 
band I, 628: „ein Staatöver- 
trag bat an und für fi gar- 
feine Rechtswirkungen nad) innen, 
fondern einzig und allein nad) 
außen.” Gebr treffend Thu- 
dihum, Berf.R.d. Nordd. Bun⸗ 
des 91. Jellinek 6 ff. fucht 
den Nachweis, daß Staatsver- 
träge auch ſchon an fich juriftifch 
„etwas find" von dem Funda- 
mentalfate aus zu erbringen: 
daß das Recht teild aus Ge- 
boten, weldhe der Staat an ſich 
felbft richtet, teils aus foldhen, 
welde er an die Unterthanen 
richtet, beftehe. Unter die erftere 
Kategorie von „Recht” falle ein- 
mal das Bölferrecht, fpeziell die 
Staatöverträge, fodann aber auch 
das ganze innere Staatsrecht. 
Definiere man Recht als Impera⸗ 
tive de Staates an die Unter- 
tbanen, fo falle nit allein das 
Völkerrecht, fondern auch das 
ganze innere Staatsreht aus 
dem Rahmen des Rechtes heraus. 
In höchſt anregender Weife be- 





Baba Jellinek von dieſem 
undamentalſatze aus die Lehre 
von den Staatsverträgen und 
Staatenverbindungen. Daß der 
Fundamentalſatz unhaltbar iſt, 
läßt ſich an dieſer Stelle nicht 
ausführlich begründen. Die 
Darſtellung in ſeinem Werke 
„Geſetz und Verordnung” ent- 
bält einen Rückſchritt, indem 
fe einfah den civilrechtlichen 

ertrag&begriff zu Grunde legt, 
f. dazu Zorn in Hirths Ann. 
1889, 375. Bluntſchli 8.410 
erhebt ſich zu dem zwar patheti« 
hen, aber ſchwerlich juriſtiſchen 
Satze: „die Rechtsverbindlich⸗ 
keit der Staatenverträge beruht 
auf dem Rechtsbewußtſein der 
Dtenjbeit und tft ein notwen- 
diger Beftandteil der völferrecht- 
lichen Weltordnung!’ Die Be- 
merfungen, welde 2aband 
jegt I, 6331 gegen mich macht, 
richten fih nur gegen meine 
Spentifizierung von Sanktion 
und Natififation und find in 
dieſer Beziehung berechtigt. 
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Der Bertrag gewinnt jedoh den Rechts— 
charakter dadurd, daß die zwifdenftaatlide 
Bereinbarung zum Gefeg oder zur Verordnung 
erhoben wird. Als Gefet oder ald Verordnung 
können die Sätze der zwifdenftaatliden Ver— 
einbarung zum Befehl an die Unterthbanen 
werden und dadurch den Rechtscharakter ge- 
winnen.“ Nur diejenigen Staatsverträge aber, melde in 
diefer Weife in den Kreis des Rechtes aufgenommen find, 
haben überhaupt einen juriftifhen Charakter, die übrigen 
nidt. SKorrelt wird demgemäß in mehreren Staaten bie 
Publilation eines Staatsvertrage8 immer durch ein bei- 
gefügtes Geſetz oder eine Verorbnung vorgenommen, eine Praxis, 


— — — — 


Gegen meine grundſättzliche Auf⸗ 
faffung der Staatöverträge bringt 
Laband nichts vor, lehnt fie 
aber ab. 

6 Unhaltbar ift die vom Reichs⸗ 
gerigt (Entſch. i. Civ. Bd. 24, 
. 13 f.) geteilte Auffaffung 
Labands a. a. D., daß die 
Staatöverträge Rechtsgeſchäfte“ 
feien, „dur welde nur bie 
Kontrahenten gegeneinander An- 
fprüde und Verpflichtungen be- 
grünen Staatsverträge lönnen 
egrifflih niemals „Rechtöge- 
fhäfte” fein, weil es foldhe auf 
dem Gebiete des öffentlichen 
Rechtes überhaupt nicht giebt. 
Der privatrehtlihe Satz „Ber- 
träge verpflichten ihrer jurifti« 
{hen Natur nah immer nur 
die Kontrahenten” ift auf 
Staatöverträge „ihrer jurifti- 
ſchen Ratur nah” unanmwenbbar. 
Bortrefflid aber Laband 1], 


629: „es ift nicht der Staats⸗ 
vertrag, der imflande wäre, 
diefe" — abändernden, ergänzen- 
den — „Rechtsſätze hervorzu⸗ 
bringen, fondern der Staatöver- 
trag erzeugt nur die Verpflidh- 
tung für die Tontrahierenben 
Staaten, daß diefe, und zwar 
jeder in feinem Gebiete, die 
vereinbarten Rechtsſätze fchaffen. 
Dazu ift ein Befehl ver 
Staatögewalt erforberlid, wel⸗ 
der die ee der in dem 
Bertrage enthaltenen Rechts⸗ 
regeln verorbnet, fie mit Ge- 
ſetzeskraft ausftattet, d. i. ein 
Geſetzes befehl.“ Über Rechts⸗ 
ſätze auf Grund nicht publizierter 
Staatsverträge Laband J, 6801. 
— Auch Jellinek, Geſ. u. V. 
341, behauptet, Staatsverträge 
„normieren ſubjektive Rechte und 
Pflichten”, ſ. dazu gorn in 
Hirths Ann. 1889, 376. 
92 * 
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die man allenthalben befolgen follte, da nur durch fie der 
juriftiihe Charakter der Staatöverträge zum richtigen Aus- 
drud gebracht wird.” Leider wird diefe Praxis in Preußen 
und dem Deutſchen Reiche nicht befolgt, ſondern leviglich 
der Text der Stantöverträge publiziert, der „Befehl, den 
Staatsvertrag zu befolgen, aber als ſelbſtverſtändlich unter- 
drückt.“ 

Staatsverträge ſind ſomit an ſich lediglich 
faktiſche Verabredungen zwiſchen mehreren 
Staaten; den Rechtsſscharakter empfangen fie, 
indem fi e mit der Kraft des Geſetzes oder der 
Verordnung ausgeftattet werden. 


D. Der Abſchluß. 


Wenn auch die Stantsverträge an ſich feinen Rechts⸗ 
haralter Haben, fo ift doch ihre moralifhe Bedeutung für 
ben internationalen Verkehr eine fehr große; das zwifchen 
mehreren Staaten verpfändete Wort, einer beftunmten Ber- 
einbarung den Rechtscharafter gemäß den formen ber inner- 
ftaatlihen Rechtsſetzung verleihen zu wollen, giebt der Ver⸗ 
einbarung eine Kraft, welche die des formalen Rechts 
vielleicht noch übertrifft. 

Da in dem Abſchluß der Vereinbarung unter den Staaten 
das bindende Verſprechen Tiegt, den Inhalt derfelben zum 
Recht erheben zu wollen, fo ergiebt ſich mit Iogifcher Not- 
wendigkeit de der Satz: daß als Subjekte von Staats— 


7 788 geſcha gelchab dies auch in ber | 631 („Loi qui approuve la con- 
Mehrzahl der deutſchen Einzel» | vention“ — — Art. unique: 
ftanten, ebenfo geichieht Dieß in | „La convention — — sortira 
Italien und in Belgien. Bal. en plein et entier effet“). 

E. Meier 330 ff.; Laband I,| 8 ©. Hänel SIR. I, 538. 
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verträgen nur folde Staaten in Betradt 
fommen fünnen, welde bezüglih der Rechts— 
fegung unbefhräntt find, d. i. fouveräne 
Staaten? Demgemäß find die fog. balbfouveränen 
Staaten nicht fähig, Stantöverträge abzufchließen, da fie 
bezüglich der Rechtsſetzung von einer übergeorpneten Gewalt 
bedingt find. In zuſammengeſetzten Staaten bemißt fich 
die Vertragsfähigkeit nach der Souveränetät: im Staaten- 
bund und bei Perfonalunion find die Einzelitanten, im 
Bundesftaat die Gentralgewalt berechtigt zum Abſchluß ber 
Staatöverträge.1 

Diefes Prinzip ift auch in den drei eriftierenden Bundes⸗ 
ftaaten anerkannt, jedoch mit der Modifikation, daß aud 
den Einzelftanten bis zu einem gewiflen Grabe das Vertrags- 
recht eingeräumt wird. In der eidgenöfftichen Bundesver⸗ 
fafjung, !! ebenfo in der Unionsverfaflung finden ſich hier- 
über ausdrückliche Vorfchriften: die inzelftanten haben 
demgemäß das Vertragsreht ala von der Gentralgemalt 
übertragenes und in feinem Umfang beitimmtes Recht. 

Die deutſche Reichsverfaſſung enthält eine pofitive Vor⸗ 
ſchrift hierüber nicht; die Schriftiteller1? nehmen an, daß 


— u 





® Die Politik allerdingd Bat 
diefen Say häufig beiſite ge⸗ 
Ieht; vgl. aber 3. 3. für Bul⸗ 
garie n den Berliner Bertr. v. 
3. Zult 1878 Art. VID. 
ı° Es gelten Bier durchaus 
die nämliden Süße wie im Ge⸗ 
ſandtſchaftsre t (ſ. unten). 
1 Eidg. BB. Art. 9. Const. of 
the U. —* L ect. 10 $. 1 
Bol. dazu Hänel StR. I, 539. 


13 @, Meier 271; Zaband 
I, 8. 63; Seybdel 118; Pröbſt 
in Hirths Ann. 1882, 245; 
Meyer $. 188. „Diejer Sat 
ift ſo zmeifellos und unbeftrit- 
ten, und durch eine fo konftante 
und unangefochtene Praxis be- 
träftigt, daß er feiner weiteren 
Beg nung bedarf.” (La- 


band. 
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den Einzelftanten innerhalb der ihnen überhaupt verbliebenen 
Kompetenz auch das Vertragsrecht verblieben fei;'? dieſe 
Anſicht ift mangels eines pofitiven Rechtsſatzes zwar aus 
prinzipiellen Gründen nicht zweifelsfrei,!“ durch die Praris 
aber vollauf gerechtfertigt. Preußen ließ früher korrekterweiſe 
feine Stantöverträge durch das Reich abfchlieen.’® 

In welcher Weife erfolgt nun der Abſchluß von Staats⸗ 


verträgen ? 


Die herrfchende Lehre ?° unterfcheidet zwifchen 


18 &, hierüber die eingehende 


Unterfuhung von Pröbſt bei 
Dirt) AS ,‚ fowie Laband 
a. a. O. 


14 Laband I, 667: entzogen 
ift den Einzelftaaten „das ge- 
er Gebiet der auswärtigen 

olitit”. Gehört nit je 
Staatövertrag als folder in 
dies Gebiet? S. 670 entwidelt 
übrigend Laband die „prin- 
zipiellen" Bedenken, die er in 
der ge mich gerichteten N. 3 
©. zurüdweift, ſelbſt vor- 
trefflih: „die Einzelftaaten find 
außer ftande, die Erfüllung der 
von ihnen mit anderen Staaten 
abgefchloffenen Berträge durch 
die völterrechtlichen ittel zu 
erzwingen.” „Wenngleih die 
Befugnis der Einzelftaaten zum 
Abſchluß von Staatöverträgen 
mit auswärtigen Staaten durd) 
das Neich nicht abforbiert ift, fo 
fällt dem Reiche doch die Ver⸗ 
tretung der CEinzelftaaten bei 
der völferrechtlihen Geltend- 
madung der aus den Staat3- 
verträgen refultierenden An⸗ 


der völler- 


fprüde und Verpflichtungen 
aktiv und paffiv zu.” 

15 &, Meier 272. 

16 Diefelbe wurde begründet 
durch ein von Gneift dem preuß. 
Abgd. erftatteted Gutachten, ab- 
gedrudt bei E. Meier 337—368. 

Diejelbe führt zu einem un: 
[ösbaren juriftifhen Dilemma, 
indem der Monarch, dem allein 
der „Abfhluß" zukommt, den 
Vertrag dann nit in „Wirk 
famfeit" fegen Tann, wenn bie 
Bollövertretung ihre Zuſtim⸗ 
mung verfagt; der Bertrag hat 
dann nur Rechtskraft „nad 
außen”, aber nicht „nad innen”. 
Ob diefe Rechtskraft „nah 
außen” irgendwelchen Wert bat, 
möchte allerdings zweifelhaft er- 
ſcheinen. Daß der von Sneift 
behauptete Sag: daß ber Mon- 
arch allein zum völlerrechtlichen 
„Abfchluß" berechtigt fei, als 
Say des Völkerrechtes“ nicht 
eriitiert, Hat E. Meier 911. 
aus Theorie und Praris uns 
wiberleglich nachgewiefen. In 
England ift allerdings bie 
Gneiſtſche Anſicht pofitives 
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rechtlichen und ſtaatsrechtlichen Seite, demgemäß zwiſchen 
völferrechtlihen und ſtaatsrechtlichen Wirkungen, zwifchen 
Abſchluß und Durchführung des Vertrages. Sind die obigen 
Grundſätze richtig, jo eriftieren diefe Unterfchiede für das 
Recht nit: es kann dann für das Recht über- 
haupt nur von einer ftaatsrehtliden Seite 
und ftantsrehtlihen Wirkungen die Rede ſein,“ 
der Bertrag fann als im juriftifhden Sinne ab- 
gefhloffen erft betradhtet werden, wenn er 
überhaupt den Rechtscharakter empfangen hat, 
und dies fann er nur entweder in der Form des 
Geſetzes oder in derjenigen der Verordnung. 
Die fchriftlichen oder mündlichen Verhandlungen zwifchen 
Vertretern der Staaten, die Feltitellung und Genehmigung 


Recht, in der Union gebt man 
fogar fo weit, als Rechtsſatz zu 
aupten, daß das Repräfen- 
tantenhaus feine Zuftimmung 
arnicht verweigern dürfe; das⸗ 
elbe bat dann aljo nur das 
Hecht der Kenntnisnahme des 
vom BPräfidenten und Senat 
abgeſchlofſenen Vertrages. ©. 
die ausführliche und Torgfältige 
Darftelung bei €. eier 
115 ff. 163 ff. Laband accep- 
tiert die Gneiftfhe Theorie als 
pofitiveß deutſches Recht I, 629 f., 
.; ebenſo ©. Meyer 

88. 189, 190. 
Das Dilemma ift einmal ein 
praftifch jederzeit mögliches, und 
es ift feine Löfung destelben, wenn 
Gneift behauptet, in folden 
Hüllen gebe immer das Völker⸗ 
recht als das höhere Recht bem 
Staatsrecht vor. Bluntſchli 


S.73 meintgerade entgegengeſetzt: 
„in dieſen Dingen geht das 
Staatsrecht dem Völlkerrecht 
vor.” Es iſt vor allem theo— 
retiſch unmöglich, daß ein 
derartiger Widerſpruch 
zwiſchen Recht und Recht 
angenommen werdenkönne: 


ff.; Leoni 


Geſ. u. V. ., ohne die — 
wortlich bereits in der 1. Aufl. 
enthaltenen — Ausführungen 
im Texte zu erwähnen. 
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des Textes, die Unterfchrift des Tertes dur die Bevoll- 
mächtigten, ja eventuell durch die betreffenden Staatsober- 
bäupter felbft ,'® führen immer nur bis zum Entwurf 
eines Rechtöfages, nicht bis zum Rechtsſatze felbft. 

Zum Recht wird der Bertrag nur ala Gefet 
oder Berordnung. Die Neiheverfafiung enthält über 
den Abſchluß von Verträgen nur folgende vielumitrittene 
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Beitimmung: !? 


„Der Kaifer hat das Reich völferredtlid 
zu vertreten, im Namen des Reihe — — 
Sriedenzu fließen, Bündniffeund andere 
Berträge mit fremden Staaten einzugehen. — 


Inſoweit 


18 Laband I, 658: „ber 
Staatsvertrag wirb perfelt in 
dem Moment der Unterzeichnung 
der Vertragsurkunde durch beide 
Kontrahenten — oder, falls jeder 
ber beiden Kontrahenten eine 
von ihm allein unterzeichnete 
Urkunde dem anderen Sontra- 
— übergiebt, mit der Zu⸗ 

ellung (Auswechſslung) der 
unterzei neten Urkunde.” 

: „ber völkerrechtliche Ver⸗ 
trag wird erft durd die Rati- 
fizierung abgeſchloſſen, erft durch 
fie im juriftifhden Sinne per- 
fett.” In der 1. Aufl. hatte ich 
diefe Sätze als einen Wider⸗ 
fprud bezeichnet; dagegen ver- 
wahrt fih Laband 6531 mit 
Recht, wenn die „Kontrahenten“ 
des erften Satzes die Staats⸗ 
oberhäupter find und „Unter- 
seihnung” — „Ratifisierung” 
if. Warum aber dann bie das 


die VBerträge mit fremden 


Mißverſtändnis provozierende 
des Ausdrucks? 


Verſchiedenheit 
1 38 Art. 11 Abf. 1 u. 3. 


Nah dem urfprüngliden Ent- 
wurfe der nordd. BV. follte 
nur der Bundesrat und nur 
bet Handeld- und Sciffahrts- 
verträgen ein Recht der Zu⸗ 
ftimmung haben; die verbündeten 
R ierungen behnten das Recht 
auf alle Berträge aus, und ber 
fonftituierende Reichstag fügte 
noch feine „Genehmigung“ Hin 
zu. Aus dieſer Moſaikarbeit 
mag ſich die unglückſelige Redak⸗ 
tion des Art. 11 erklären. La⸗ 
band I, 6381. Bol. Pr. Vu. 
Art. 48: Bier wird die Zuftim- 
mung der Volksvertretung zur 
Giltigfeit erforbert für Handels⸗ 
verträge und folche, welche „Dem 
Staate Laften oder einzelnen 
Staatöbürgern Berpflidtungen” 
auferlegen. 
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Staaten fih auf folde Gegenftände be- 
ziehen, welde nad Artilel 4 inden Bereid 
der Reichsgeſetzgebung gehören, ift zu ihrem 
Abſchluß die Zuftimmung des Bundesrates 
und zu ihrer Gültigkeit die Genehmigung 
des Reichstages erforderlich.” 

Dieſe Sätze bieten der Interpretation große Schwierig⸗ 
keiten. 

1. Zunächſt iſt das Recht, Verträge „einzugehen“, 
dem Kaiſer übertragen als ein Stück der allgemeinen Funk⸗ 
tion, das Reich „völlerrechtlich zu vertreten“. Darin liegt 
einmal die Kompetenz, behufs Verhandlung und Vereinbarung 
von Verträgen Vertreter zu ernenmen und zu beauftragen, 
mit Vollmacht und Inſtruktionen zu verfehen.2° Kein 
anderer Faktor hat hieran Teil. Nur zu den Verhand⸗ 
lungen über Handelsverträge mit Oſterreich-Ungarn und 
der Schweiz follen Vertreter der angrenzenden Einzelftaaten,?! 
ebenfo zu den Verhandlungen über Poſt- und Telegraphen- 
verträge Vertreter der etwa an die betreffenden Staaten 
angrenzenden Einzelftanten beigezogen werben.?? | 

2. Sodann aber ift aus der dem Kaiſer übertragenen 
Pfliht, das Reich völferrechtlih zu vertreten, noch eine 
weitere Folgerung zu ziehen. Die Rechtsſetzung liegt im ein- 
fachen monarchiſchen Staate bei dem Träger der Souveränetät, 


2° Laband I, 652. Über-| Lehre von den „Sponftonen” 
[reiten die Bevollmächtigten bat einen juriftifchen Boden. 
für ben Mbfchluß beb Wertrages| 5 "7, ühz Pet > 
r den u age? 
teinerlei Bedeutung, ſondern 8. Juli 7 Art. 
provoziert höchſtens ein dis-| *? Schl.⸗Prot. 3 BueR, mit 
ziplinarifches Einfchreiten. Die | Bayern v. 23. Fon. 1870 8. XL 
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dem Monarchen, in welchem prinzipiell die ganze Fülle der 
Staatögewalt Tonzentriert ift, auch dann, wenn er fi Ton- 
ftitutionell beſchränkt hat. Diefe Rechtsſetzung erfolgt durch 
den pofitiven Alt der Sanktion, welcher zugleich das nega- 
tive Recht des Veto einjchließt. Im deutſchen Bundes- 
ftaate erfolgt die Sanktion durch den Bundesrat (ſ. oben 
8. 15). Handelt es fi nun bei dem zu fehenden Rechte 
um einen Inhalt, welcher zuvor mit einem dritten Staate 
auf dem Wege des Staatävertrages vereinbart worden ift, 
fo muß angenommen werden, daß in gleicher Weife die 
Santtion dur den Bundesrat zu erfolgen habe.23 

3. Dazu aber fommt noch weiter die Ratifilation.®* 
In denjenigen Staaten, in welden Staatöverträge den 
Rechtscharakter Dadurch empfangen, daß fie im Rahmen eines 
Geſetzes oder einer Verordnung erſcheinen (Belgien, Stalien), 
fallen Ratifilation und Sanktion aud äußerlich auseinander ; 
die Sanktion bat in diefem Falle keinerlei fie unterfcheibende 
Befonderbeit; aber auch wo dies nicht der Fall ift, müſſen 
Sanktion und Ratifilation als zwei verſchiedene Rechtsakte 
angenommen werden. Die Ratifilation ift die for- 
melle Erflärung des Staatsoberhauptes gegen— 


” Laband I, 660 ff. Die ſiger —— gegen bie 3 An- 
in der 1. Aufl. von mir anges | ft 
nommene juriftiide Spentität kon ber —A 
von Sanktion und Ratifikation die Unterthanen liege. Unklar 
iſt nicht haltbar. u, miberfprumönoll luntſchli 
2Uber dieſen pp riff herrſcht ß, 419 —421, noch unllarer 
jebog keineswegs Einverftänd- | Heffter-Geffden $. 87; au 
Bol. Zorn in Tüb. 3 effcken duch leine I u: Note 
>. — Zaband I, v0 beigegebene Gr . 
ellinet 54 ff., der fi bis 192 bringt feine elarheit. 
mi großer Entſchiedenheit 
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über dem oder den anderen Kontrahenten, daß 
der Staatövertrag der getroffenen Verab— 
redung gemäß den Rechtscharakter empfangen 
babe, in Rechtskraft getreten fei. Herkömmlich 
werben die Ratififationsurfunden zu gleicher Zeit ausgetaufcht, 
wodurd das gleichzeitige Inkrafttreten des Vertrages in 
allen beteiligten Staaten geſichert ift. 

Inden die Berfafiung dem Kaifer die gefamte völfer- 
rechtliche Vertretung des Reiches und als einen Beftanbteil 
berfelben das Recht zuweiſt, Staatsverträge mit fremden 
Stanten „einzugehen“, bat fie demjelben, wie dies auch 
durch eine niemald unterbrochene Praris beftätigt wird, das 
Recht der Natifilation von Staatöverträgen übertragen. 
Der Kaifer bat verfafjungsgemäf das Redt, 
Staatsverträge mit fremden Staaten einzu- 
gehen, db. i. zu ratifizieren; die Ratifilation 
aber erfolgt auf Grund des vom Bundesrat 
gefaßten Sanktionsbeſchluſſes. 

4. Der Kaiſer iſt jedoch in Beziehung auf 
dieſes Recht konſtitutionell beſchränkt: das iſt 
der einfache und erſchöpfende Sinn des in 
reſultatloſem Streite fo vielumftrittenen®® 
dritten Abſatzes von Art. 11. Soweit die Form 
der Verordnung ausreicht, um einem Staatsvertrage die 
Rechtskraft zu geben, iſt der Kaiſer, abgeſehen von der, 


5 E. Meter 278f., ſowie Ber. 1867, 518 f), das ich nicht 
das bermirete Zwiegeſpräch zwi- | mit Laband I, 646 f. als eine 
Ien bem . Zette und dem | „autbentifhe Interpretation“ 

inifter * Itzenplitz im | anzuerfennen vermag. 
fonftituierenden Reichstag (Sten. 
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gemäß RV. Art. 17, aud bier unbedingt erforderlichen 
Kontrafignatur des Reichskanzlers ?° unbeſchränkt, auch der 
Bundesrat bat für diefe Sphäre Teinerlei Kompetenz der 
Mitwirktung. Staatsverträge im Rahmen der Verordnungs⸗ 
gewalt fallen, gemäß RV. Art. 11 in Verbindung mit 
Art. 17, nur in das Gebiet der dem Kaifer übermwiefenen 
Gewalt. 

Kein anderer Faktor der deutſchen Staatsgewalt aber 
it nah dem Wortlaut der Verfaffung berechtigt, Ber- 
träge mit fremden Staaten einzugehen. *” 

Mo aber die Form des Gefeges notwendig 
ift, bedarf der Staat3vertrag, um in Rechts— 
fraftzu treten, der Zuftimmung von Bundesrat 
und Reichſstag, da muß derfelbe gemäß Art. 5 
bezw. Art. 78 der Berfaffung verabjcdiedet 
werden? und braudt überdies nod die Sank— 


% Zaband I, 664°. 

 Saband 1, 653 hanbelt 
ausführli von ber „nidt 
folennen Bertragsform”, d. i. 
wenn Minijter, Geſandte 2c. den 
Bertrag als definitiven ab- 
fchließen. Gegenüber dem präü- 
ziſen Wortlaut der Berfaflung 
erſcheint Died aber überhaupt 
unzuläfftg, in ber Braris tft 
allerdings die Labandide An⸗ 
fit recipiert. 
6541 gegebenen Beiſpiele, die 
ſich auß neuerer Zeit noch fehr 
vermehren laflen. Mit Laband 
Abereinfiimmend auch PBröpft 
2831. Auch ben Bemerkungen 
Labands in der 2. Aufl. gegen- 
über Tann ich mid nit von 


Vgl. die 6539, | Hält gemäß 


ber verfaffung&mäßigen Zuläffig- 
feit der „nicht folennen Ver⸗ 
tragöform“ überzeugen. 

Bol. Zorn 29, 32; Thu- 
bigum 108, 127; Bluntſchli 
5; ; Meier 268, 281; im 

efultat jet Laband I, 642, 
658 ebenfo; die Differenz ift 
gegenüber ben Ausführungen 

abands in ber 2. Aufl. nun⸗ 
gering. Laband 

rt. 11 Abſ. 1 den 
Kaifer für „grunbiägtie legiti- 
miert zum Abſchluß; „indirelt” 
aber ift er durch Abi. 3 ber 
ſchränkt: „es würde nämlid 
mweber der Würde bed Kaiſers 
und feines Minifterd, nod der 
bes Reiches entipreden, wenn 


mebr ſehr 
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tion des Bundesrates und weiterhin die kaiſer— 


liche Ratifilation. 


Diefe letztere Tann demnach nicht 


erteilt werben bezw. wäre nichtig, wenn die Zuftimmung 
vom Bundesrat oder Reichstag verweigert würde; fie kann 
gleichfall8 nicht erteilt werden bezw. wäre nichtig, bevor 


der Kaifer Stantsverträge ab- 
fchließen würde, die er nicht er- 
füllen fann; wenn er insbeſon⸗ 
dere den Erlak von ſtaatlichen 
Befehlen (eſetzen) zuſichern 
würde, zu denen er rechtlich gar 
nicht befugt iſte; — — „der 
Vorgang iſt nicht der, daß erſt 
ber Staatsvertrag abgeſchlofſen 
und dann derſelbe vom Reichs⸗ 
tag genehmigt wird, fondern der 
regelmäßige und üblide” — 
vielmehr der rechtlich allein mög- 
liche! — „ift der, daß der Bun- 
desrat und der Reichätng zuerft 
ihre Suftimmung zur Ausfübh- 
sung des Vertrages erteilen und 
daß darauf erft der Kaifer ben 
Bertrag abfchließt;" endlich: es 
ift verfaffungsmäßige 
Rechtspflicht des Kaifers”, 
den Vertrag erſt abzuſchließen, 
„nach dem er die Zuſtimmung 
des Bundesrates und bie Ge⸗ 
nehmigung des Reichstages er⸗ 
langt bat“. Damit vermag ich 
allerbingß den weiteren Saß bei 
Zaband nit zu vereinigen: 
„bie völkerrechtliche Gültigkeit 
des vom Saifer vatifizierten 
Bertraged bliebe gä I unbe- 
rührt davon, weil Diele Ber- 
pflihtung bes Kaiſers Die for- 
melle Legitimation desſelben zum 


Vertragsabſchluſſe nicht berührt, 
der fremde Staat aber nur 
diefe Legitimation zu prüfen 
at’; und ©. 646 5 nimmt 
aband die vorher entwidelte 
richtige Anfiht volllommen zu- 
rüd, indem er die Borlegung an 
den NReichdtag grundfäglid nur 
„nahträglid” verlangt. ©. 657 
aber lehrt er wieber zur richtigen 
Anfiht zurüd: „fo Tann man 
es in der That als eine Rechts⸗ 
pflidht des Souveräns bezeich⸗ 
nen, bei allen das Gebiet der 
Öeieggebung berübrenden Ber- 
trägen den Bertragsentwurf der 
Bolfövertretung vorzulegen und 
erft nad) erteilter Genehmigung 
den Bertrag zu ratifizieren d. h. 
abzufchließen.” Eine rechtlich 
verſchiedene Mitwirkung von 
Bundesrat und Reichstag beim 
Zuftandelommen von Staatöver- 
trägen bat Laband in der 1.. 
aus dem Wortlaut der Berfaflung 
dahin debugiert, daß der Bun- 
desrat das Recht habe, ſchon vor 
dem völlerrechtlichen Abſchluß, 
db. i. der Unterzeihnung bed 
Entwurfätertes gehört zu werden 
und jeine „YZuitimmung“ in 
rehtlih notwendig zu dieſem 
„Abichluß” fein. Sa ferner 
Pröbſt 281 ff., bei. 285, 309. 
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Bundesrat und Reichstag zugeftimmt haben;?? die Ber- 
faflung fieht feinen einzigen Ausnahmefall vor, ein „Not⸗ 
verordnungsrecht“ kennt das Reichsſtaat srecht auch für 


Staatsverträge nicht.?o 


2 Richtig E. Meier 110 ff.; 
v. Mohl, das deutſche Reichs⸗ 
ſtaatsrecht 304; vgl. Zorn 26, 
3. Auch Laband und ©. 
Meyer nehmen eine „Redts- 

fliht" des Kaiferö an, die Zu- 
—— des Reichſstages vor 
Erteilung der Ratifilation zu 
erholen, Tpreten fih aber nicht 
über die Rechtsfolge einer Ber- 
iehung diefer Rechtspflicht aus. 
„Das Staatsoberhaupt”, fo be- 
merft E. Meier zutreffend, ift 
an die BZuftimmung ber Volks⸗ 
vertretung gebunden, fo daß 
diefe Zuftimmung zur redt- 
lien Eriftenz; des Ber- 
trages notwendig iſt. Es 
aiebt alfo injofern feine dem 
Staatdoberhaupt ausſchließlich 
auftehende Vertragsſchließungs⸗ 
ewalt, die Vertragsſchlie— 
Fung ift einfah auf den 
Weg der Gefeggebung ver- 
wiejen.” „Indem bie Zu—⸗ 
ftimmung der Bolfävertretung 
um Abſchluß des Bertrages er- 
Forbert wird, fo madt der 
Zuftim- 


Mangel dieſer 


mung den Bertrag nicht Tü 


bloß unvollziebbar, ſon— 
dern geradezu ungültig. 
Ein Konflikt zwiſchen 
Staatsvertrag und Geſetz 
kann mithin nicht ein— 
treten, Staatsvertrag und 
Geſetz ſind eben identiſch. 


Wo kein Geſe 
gelommen ift, i 

taatövertrag zuftande 
gefommen“ Der deutſch⸗ 
fterreihifhe Handelävertrag v. 
16. Dezbr. 1878 (RGBI. 365) 
wurde ratifiziert und publiziert, 
bevor der Reihdtag die AYu- 
ftimmung erteilt batte; dieſes 
Berfahren war nad dem oben 
Ausgeführten wider die Berfaf- 
fung und der Bertrag nidtig. 
Das ausnahmsweiſe Berfahren”, 
von dem Laband I, 6433 
ſpricht, ift ein vechtlich unzu- 
läffiges Verfahren, was fich auch 
aus dem NG. v. 10. Sept. 1883 
(RGEBl. 303) ergiebt, das für 
einen anderen Fall dieſer Art 
„Sndemnität" erteilt. linger 
und Sellinel erklären den 
Staatsvertrag ald nur „bedingt“ 
abgeſchloſſen, folange die er» 
forderlide Zuſtimmung ber 
Volksvertretung fehlt; dieſe pri⸗ 
vatrechtlichen Gedankengänge 
find für das Staatsrecht un⸗ 
braudbar; ſ. bierüber Zorn 
in ieh Ann. 1889, 376 f., 


zuftande 
aud fein 


. 8. 

” Laband I, 644 bemerkt, 
es beiße vom fremden Staate 
Unerfüllbares fordern, wenn er, 
wie dies nad) der im Text ver- 
tretenen Anfiht unerläßlich ift, 
die Legitimation de3 ihm gegen- 
überftebenden Kontrahenten erft 
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Bundesrat und Reichstag Tönnen bei der Behandlung 
eines Staatövertrages ganz ebenfo wie bei Gefeßentwürfen 
Abänderungsanträge befchließen,2! melde allervings bier 
unter Umftänden zu einem fehr weitläufigen Verfahren 
nötigen werden, um den Entwurf doch zu einem Abſchluſſe 
zu bringen. 

Der Hinweis auf Art. 4 der NV. ift ohne Sinn,?? 
da es ſich bei Art. 4 um die Abgrenzung des „Bereiches 
der Reichsgeſetzgebung“ gegenüber dem Bereiche der Einzel- 
ftaaten, bei Art. 11 Abſatz 3 aber um die Abgrenzung des 
Bereiches der Geſetzgebung von dem der Verordnung handelt. 
Daß Friebensverträge immer nur in die Sphäre der Ber- 
ordnung einzureihen feien, 3? Täßt fich juriftifch nicht er- 
weifen, fo zweckmäßig es aud fein mödte; zwar weit 
Art. 11 Abſ. 1 dem Kaifer das Recht zu, „Frieden zu 
ſchließen“, Art. 11 Abſ. 3 aber fordert generell die Zu⸗ 
ftimmung der beiden gefetgebenden Faktoren, „infoweit Die 
Verträge in den Bereich der Gefehgebung fallen”. 

Über die Abgrenzung der Sphäre von Gefeg und Ver— 
ordnung S. oben ©. 401 f. 


prüfen mäfe; f. Dagegen Zorn 
B. ©. 34 u 


„es iR in 


der That nicht möglich, Diefen | 308 ff 


Rechtsſatz (vonder Legitimations⸗ 
prüfungspflicht) zu leugnen, ohne 
mit den Grundbegriffen des 
Rechts und der Logik in Kon⸗ 
flikt zu geraten.“ 

21 E. Meier 61, 222; La⸗66 
band I, 659 f.; Born 25 f. 

38 fÜbereinftimmend €. Meier |3 


bei. | band I, 


294 ff.; ©. Meyer 48919; La- 
638 ff. Eine andere 
Auslegung Batten nur v. Rohl 
5 Gorius in Hirths 
Ann. 1874, 771, u. jegt Arndt, 
Verordn. ⸗R. 189, verſucht. 
© €. Meier 305 ff.; 
. Meyer 4894, v. Rönne 
18 12% Richtig Laband I, 
u. bie bier eitiert. Schrift. 
fee Bol. auch Pröbſt 292, 
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5. Die Publikation der Staatsverträge?“ bat im 
Reichögefehblatt zu erfolgen. Die Staatöverträge find ent- 
weber Geſetze, für welche diefer Modus der Publikation 
durch RV. Art. 2, oder Berorbnungen des Kaiſers, für 
welche der nämliche Publikationsmodus vorgejchrieben ift.?° 
Jede Publifation durch ein anderes Organ ift 
demnach unzuläffig.®® 

Leider erfolgt nach. preußifch = deutfher Praris die 
Publikation der Staatsverträge in juriſtiſch ganz infor- 
velter Weife dadurch, Daß nur der Tert des Ver— 
trages abgedrudt wird,?T ohne daß derjenige Akt, 
welcher die sollemnis editio des Vertrages enthält, Die 
Ratifilation, einen anderen Ausdrud fände, als durch 
einen ganz formlofen Zufat.?® („Die vorftehenve Überein- 
kunft tft vatifiziert worden und die Auswechſelung der 
Ratifikationsurkunden hat ſtattgefunden.“) ®® 

Erſt wenn die Sanktion erfolgt und die Ratifilation 
erteilt ift, fann man im juriftifden Sinne von einer 
„Perfektion“ des Vertrages reden, vorher ift überall nur 
ein, wenn auch moraliich noch jo bindender, Doch rechts⸗ 
unverbindlicher Entwurf vorhanden. Die Verwirrung in 


4 E. Meier 83209 ff.; La⸗ 
band 1, 663 ff.; Jellinek, 
Gef. u. V. 361 f.; beide in 
berber aber vollauf berechtigter 
Kritik des gegenwärtigen Ver⸗ 


fahrens. 
V. vom 26. Juli 
(BGBl. 24) 8. 1. 


ss Die Praxis kehrt ſich hieran 
nicht, zahlreihe Staatsverträge 
find im Sentralblatt publiziert. 


87 Über und gegen diefe „ftill- 


1867 


ſchweigende“ Art, den Geſetzesbe⸗ 
fehl zu erteilen, Laband J, 654f. 

s® Der allerdings nicht, wie 
Laband I, 664 meint, von 
einem „Seterlehrling der Staats⸗ 
druderei” berrübren Tann, da 
der Reichskanzler die Berant- 
wortlichleit für den Inhalt des 
RGBl. trägt; f. oben S. 420. 

” Den der ſchwediſchen GES. 
entnommenen Text einer deut⸗ 
fen Ratifikationsurkunde teilt 
Zaband 1], 651 mit. 
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der Lehre von den Staatöverträgen rührt hauptjächlich 
davon her, daß man von „Abſchluß“ bereit3 rebet, wenn 
die Bevollmächtigten den Entmurfstert feftgeftelt und 
unterzeichnet haben; *° von dieſem „Abſchluß“ unterjcheivet 
man dann den „definitiven“ „vollſtändigen“ Abſchluß, der 
erft angenommen wird, menn der Vertrag Rechtskraft 
„nach unten” empfangen- hat.*! „Abgefchloffen” im jurifti- 
ſchen Sinne Tann aber doch ein. Rechts-Akt nur genannt 
werden, wenn an der Rechtäfraft nichts mehr fehlt.*? Der 
„Abſchluß“ Tiegt fomit bei Staatöverträgen nur in der 
authentiihen Erklärung, daß der Befehl des Staates, den 
Inhalt des Vertrages ala bindende Vorfchrift anzufehen, 
erfolgt ſei. 

6. Über die Form der Staatöverträge beftehen im allge- 
meinen Rechtsſätze nit, wohl aber internationale Ge- 
pflogenheiten verjchievener Art. Ein Rechtsſatz ift jedoch 
das fog. Alternat,? d. i. Staaten gleichen 
Ranges haben das Recht, in der für fie felbft 
beftimmten VBertragsurfunde zuerft zu unter- 
[hreiben und die eigenen Titel voran zu 
ftellen. Neuerdings wird jedodh bei der 
Unterfhrift die alphabetiſche KReihenfolge 
beobadtet.* 


“0 Bol. Zorn in Tübing. 8.| ** Preußen wurde das Alter 

A . nat zuerft i. 3. 1741 von Frank⸗ 

4 Meyer $. 1%. reich er I, „oierüber 

“Bot. Windfgeid, Band. | Samt 2. Br. 2128 ©, 407. 

2867 ‚über Den Sag: „per-| "as Bol. Berliner Dertrag v. 

empto. 18. Juli 1878 (RGBL. 807), 

48 aiener Prot. v. 19. Aug. | Internat. Metertonv. v. 20. Mai 
1815 Art. VO. 1875 (RXGBl. 1876, 191). 


Horn, Staatsrecht I. 2. Aufl. 33 
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Die Einteilung in Paragraphen, Artikel, Separat- 
artikel, Schlußprotofole u. dgl. bat an fi keinerlei 
juriftiide Bedeutung; der gefamte Inhalt des Vertrages 
bildet, wo nichts anderes vereinbart ift, ein juriftifh un⸗ 
teilbares und gleichwertiges Ganze.“s | Nicht felten ent- 
halten jedoch Nachtragsprotofolle oder Separatartitel De- 
Harationen oder Abänderungen des Hauptvertrages. 


II. Die MRufhebung von Staatsverfrägen. 


Handelt es fi beim Staatövertrag an fi überhaupt 
nicht um einen felbftändigen juriftifhen Begriff, fondern löft 
fih derſelbe auf in die juriftilchen Begriffe des Geſetzes oder 
der Verordnung, fo gelten auch Teine befonderen Rechtsſätze 
bezüglich der Aufhebung ober Beendigung der Verträge, 
fondern es fommen bier lediglich die allgemeinen Grundſätze 
über Aufhebung von Geſetz oder Verordnung zur Anwen⸗ 
dung.*? Die „völferrechtlihen” Auflöfungsgründe haben 


#6 Bol. über dag eigentüm- 
liche Rechtsverhältnis, welches 
in dieſer Beziehung beim Zoll⸗ 
vereinigungsvertrag v. 8. Juli 


Großmächte haben re unterm 
13. Mär; 1871 auf den Sag 
geeinigt: „que c’est un prin- 
cipe essentiel du droit des 


1867 obmwaltet unten 8b. II im 
Zollrecht. 

47 Die ganze Streitfrage, ob 
Verträge nur unter der clau- 
sula rebus sic stantibus ab- 
geſchloſſen werden und demge⸗ 
mäß bei Anderung der Verhält- 
niſſe einfeitig gefündigt werben 
tönnen, eine ber befonderen 
Zieblingämaterien des „Böller- 
rechtes”, iß mu eine moraliſch⸗ 
olitifche age und es fehlt 
dafür jede Möglichkeit einer 
juriftifden Crörterung. Die 


gens, qu’ aucune puissance ne 
peut se delier des engagements 
’un trait€E ni en modifier les 
stipulations qu'à la suite de 
l’assentiment des parties con- 
tractantes au moyen d’une en- 
tente amicale“. Vgl. hierher 
die fich vielfach widerſprechenden 
ußerungen von Blunt ati 

. 415, 437 b—d, 454, , 

7, 460, deren Bergleihung 
überaus lehrreih für das ju⸗ 
riſtiſche Berftändnis der Rechts⸗ 
bisziplin des „Bölferrechtes” ift. 
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dann nur moralifche Bedeutung und bieten höchſtens den 
Grund für die juriftifche Aufhebung von Verträgen, können 
aber nicht dieſe felbft bewirken, fo insbefondere die Nicht- 
erfüllung des PVertrages von der anderen Seite.*? Daß 
der Kaiſer kraft ſeines Rechtes zur völferrechtlichen Ver⸗ 
tretung des Reiches „befugt“ fei, „ohne Mitwirtung von 
Bundesrat und Reichstag Die Geſetzeskraft eines Staats⸗ 
vertrag® aufzuheben, indem er derfelben die völferrechtliche 
Grundlage entzieht, auf welcher fie beruht” *? — ein Sat 
von eminentefter Tragweite —, könnte felbft dann nicht als 
richtig anerkannt werben, wenn (wie in der 1. Auflage an⸗ 
genommen war) der Kaifer das Sanktionsrecht bei Staats⸗ 
verträgen hätte. Regelmäßig werden jet die Staatö- 
verträge im Gegenjah zu ihrer früheren „Ewigkeit“ auf Zeit 
abgefchloffen, treten fomit, fall3 keine Erneuerung erfolgt, 
ipso jure mit Ablauf der Beitfrift außer Kraft. Das Gleiche 
gilt bei Eintritt einer auflöfenden Bedingung, unter der der 
Abſchluß erfolgte, ebenfo bei Erfüllung, falls die Verträge 
nur einen bejtimmten Zwed zum Gegenftand hatten, wie 
beifpielöweife die auf Gründung des Norbbeutfchen Bundes 
gerichteten Auguft- Verträge von 1866 und die auf Gründung 
des Deutfhen Reiches gerichteten November-Berträge von 


Das Gleihe gilt von ben Be [über anberen een Dir 
merlungen Sei ineks, Die|fichtlih ber Aufhebung ihrer 
L2ehre von ben Staatenverbind. | Geltung“ binmweift, aber als „un- 
N; Heffter⸗Geffcken erläßliches Erforbernid" eine 
orbdnungsmäßige Publikation im 
4 Sehr zutreffend bebanbelt | RGBl. fordert. 
re in ber 2. Aufl. Laband| * Laband 1, 0 ebenjo 
665 diefen Punkt, indem er | Jellinet, Gel. u. 862 f.; 
auf die „wichtige Berfchieden- — Bern in irihs Ann. 
beit der Staatöverträge gegen-| 1 
83* 
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1870.59 Untergang eine der kontrahierenden Staaten 
macht den Vertrag megen ermangelnder Vorausſetzung ipso 
jure hinfällig. Anderung der Staatsform dagegen alteriert 
die Geltung der Verträge nicht,5! es fei denn, daß bie 
Staatsform eine unzweifelhafte Vorausſetzung bei Abſchluß 
des Vertrages gewejen wäre. Ausbruch des Krieges mit 
dem anderen Kontrahenten hebt alle Rechtsbeziehungen, 
alfo insbefondere auch die aus Staatöverträgen refultieren- 
den auf,5? es fei denn, daß diejelben gerade mit Bezug 
auf die Kriegführung eingegangen worden wären, wie. B. 
bie Genfer und Peteröburger Konvention. 


— — — — 


" S. hierüber die Angaben„les traités ne ent pas leur 
oben S. 30 ff., welche auf der aus⸗ puissance, quels que soient les 
ezeichneten Erörterung von |changements qui interviennent 
Sancl, Stud. I, 89 ff. beruben. | dans l’organisation interieure 

51 Die Großmächte einigten | des peuplen, 
ih i. 3. 1831 auf den Satz: FUN Bluntſchli $. 461. 


Sechſtes Bud. 
Elfaßsfothringen.! 





8. 19. 
Das elfah-lotäringifde Staatsrecht von der Errichtung des 


Generalgouvernements (14. Augufi 1870) Bis zum Geſetz 
v. 4 Inf 1879.° 


L Bie Beif der miltfärifchen Pkkupafion. 
(14. Auguft 1870 bi3 28. Juni 1871.) 

Als bald nad dem Ausbruche des deutſch⸗franzöſiſchen 
Kriege die beiden franzöfiihen Provinzen Elſaß und 
Lothringen fi in der Gemalt der deutſchen Heere befanden, 
wurde durch den Oberbefehlshaber der deutſchen Armee 


1 Die beſondere Geſtaltung, 
welche die Staatsgewalt des 
Reiches gegenüber Elſaß⸗Loth⸗ 
ringen und Kolonien ange: | 404 
normen bat, verfudt Hänel 

828, zu kennzeichnen 
* bie Terminologie: 
ſolidierte Reihögewalt". 

2 Bol. für die erfte Zeit be 
ſonders die verbienftliche Arbeit | 3 
von ©. Löning, die Verwal⸗ 
tung bes Generalgouvernements 
im Elſaß (1874), ferner ©. 
Mitſcher, Elſaß⸗ ⸗Lothringen 


kon⸗ 


unter deutſcher —— in 


1,5 yabrs. —* * ſu 


vn (eine fehr fpe- 
gielle Darftelung des gelamten 
echtözuftandes bes Reihe 
landed.) Laband I], 6, 
67-69; Meyer, Lehrb. ‚69 
18 a, 166; Seydel, 
ff; Leoni in Mat. 
Inebfens endb. H 216-302; 
—* nel 828 ff.; 
— Ein % 8. 79 
Säulze II, fl- 
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mit Kab.-D. v. 26. Auguft 1870 für die Verwaltung jenes 
Gebietes ein Generalgouvernement für das Elſaß 
eingerihtet.. Der territoriale Umfang desſelben wurde 
dur mehrere Verordnungen des Oberbefehlshabers genau 
abgegrenzt? und damit von vornherein ein prinzipieller 
Unterfhied für die Verwaltung des Generalgouvernements 
ftatuiert gegenüber der Verwaltung derjenigen franzöfifchen 
Gebietsteile, Die außerdem noch von den deutſchen Heeren 
offupiert wurden.“ 

Die alte Staatsgewalt war damit faltifch befeitigt, und 
das Gleiche ift auch troß der entgegenftehenden Anficht der 
Theoretiler des Völferrechtes juriftifch anzunehmen; kraft 
des völkerrechtlichen Ermwerbögrundes der debellatio, der 
Eroberung, war an Stelle der franzöfifchen Staatsgewalt 
zunädjft die rein militärifche Autorität des Oberbefehlshabers 
ber deutſchen Armee getreten,? welder nit die fran- 


3 Löning 6 (Ber. v. 21. Aug. 
und 7. Nov. 1870), Mitſcher 
in Pr. Jahrb. III, 269; 
Bluntſchli bei v. Holken- 
dorth Jahrb. I, 309. 

*« Damit nahm man m. €. 
deutfcherfeit3 von vornherein 
für das Gebiet des General 
ouvernementd den Standpuntt 
es Schulbegriffes „debellatio“ 
im Maren Gegenfag zu dem 
Schulbegriff „õccupatio“ ein. 

Ebenſo jetzt Leoni a. a. 
D. 219. Bgl die eingehende 
völferrehtlide Dedultion bei 
Zöning 8 ff., ber freilich 27 ff. 
den im Tert behaupteten Sag 
leugnet (ebenfo Laband I, 750 f.) 


und bemerkt: „darüber herricht 
gegenwärtig feine Berfchiebenheit 
der Anfidten, daß die Staats- 
gewalt nit in ibrem gan- 
zen Umfang auf ben Okku⸗ 
panten übergegangen if. Das 
beſetzte Gebiet ift von dem bis⸗ 
—* Staatsverband weder 
taatsrechtlich noch völlkerrechtlich 
etrennt; die Einwohner ſind 
ürger des Staates geblieben, 
ein Wechſel der Souveränetät 
bat nicht ſtattgefunden“ ꝛc. Die 
ganze Ausführung Lönings ift 
zwar mit der berrfchenden 
Theorie im Einklang, troß- 
dem unbaltbar. Die Staats 
gewalt Tann nit in einem 
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zöſiſche Staatögewalt, fondern die vier an der Eroberung 


Stüd ihre „Umfanges” bier, 
in einem anderen dort fein: 
entweder es beftebt die alte 
Staatsgewalt während der Okku⸗ 
pation zu Recht fort, oder es ift 
eine neue Staatögewalt an deren 
Stelle getreten, ein Mittelwe 
ift undenkbar. Entjcheidend in 
1. die Thatſache der Eroberung, 
debellatio; zwar wendet die 
Theorie des Völkerrechtes dieſen 
Begeifl nur für die vollftändige 
Niederwerfung eined Staates 
an; ber Gedanke ber debellatio 
trifjt aber auch dann zu, wenn 
ein Staat in einem Teil feines 
Gebietes jo vollftändig niederge- 
worfen tft, daß die Befignahme 
nicht mehr als vorübergehende 
Belegung (occupatio), jondern 
ald dauernde Befigergreifung 
ericheint, wenn Binzutritt 2. der 
auf daS Behalten des Landes 
gerichtete Wille, der animus 
e8 Debellenten. Darnad 
war die deutſche Staat3- 
ewalt im Elſaß am 14. 

uguft in aller Form 
Rechten Tonftituiert. Der 
Sag Lönings S. 29: „das 
efamte übrige öffentliche Recht 
ausgenommen die Staatäver- 
verfafjung u. die Ausführungs- 
eſetze bierzu) dagegen und das 
rivatredht bleiben in Giltig- 
keit“ iſt gleichfall8 unhaltbar, 
übrigens von Löning ſelbſt 
sub Ziff. 2 u. 4 widerlegt; das 
bisherige Recht bleibt nur fo- 
weit in Kraft, ala ber Okku⸗ 
pant kraft der ihm zuitehenden 


höchſten“ (Löning a. a. D.) 
db. i. aber Staat gemalt, 
dies zuzulafjen für gut findet. 
Die Wahlen zu der National- 
verfammlung zu Bordeaux hätte 
die deutfche Regierung in Eljaß- 
Lothringen nicht zu geftatten ge- 
braudt; daß fie e8 that, Hatte 
gute politifche Gründe. Uebri⸗ 
gend muß an dieſer Stelle auf 
eine Widerlegung aller von Lö. 
ning für feine Thefe vorge- 
brachten Gründe verzichtet wer- 
den. Unter den vielen ver- 
wirrten Bartieen des Völker⸗ 
rechtes ift jedenfalld Die Lehre 
von der occupatio und de- 
bellatio eine der verwirrteften. 
Ebenfo wie Löning, Blunt- 
fhli bei v. Holfendorff, 
Sabrb. I, 307 ff.; Dderfelbe, 
Bölkerreht 560 ff. Bluntſchli 
fagt jedoch über unfere Frage: 
„wenn die Abficht das Land zu 
behalten mit der Macht ver- 
bunden ift, derfelben eine dau- 
ernde Wirkung zu verichaffen 
und das thatſächliche Verhältnis 
für die Dauer ald ein not- 
mwendige® zur Anerkennung zu 
bringen, d. 5. in ein Rechtsver⸗ 
hältnis umwzugeftalten, dann 
jeigt ſich eine neue Rechtsbil⸗ 
un ein werbendes Recht, 
welches während des Werdens 
ebenfo gefhügt werden Tann 
wie das ungeborene Kind im 
Mutterleide mit NRüdfiht auf 
die wahrſcheinliche Geburt einer 
Perſon.“ Darin liegt, wenn 
auch fehr verflaufuliert, doc 
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beteiligten deut ſchen Staaten: den Norbbeutichen Bund, 
Bayern, Württemberg und Baden, ſtaatsrechtlich repräfen- 
tierte. Namens des Oberbefehlshabers wurde die Ders 
waltung unter der Herrſchaft der militäriſchen Dffupation 
von einem Generalgouverneur gefühlt. Die deutſchen 
Autoritäten ließen von Anbeginn feinen 
Zweifel darüber befteben, daß fie dag Gebiet 
des Generalgouvernement3 al3 definitiv er- 
obert betradteten. Der Generalgouverneur 
erklärte in der Broflamation, mit welder er 
Die Regierung antrat, daß „die Faiferlid 
franzöfifhe Staatögewalt außer Wirkſamkeit 
gefegt und die Autorität der deutſchen Mädte 
an deren Stelle getreten fei“.® 

Die materiellen Normen diefer zwar proviforifchen aber 
nichtöbeftoweniger juriſtiſch vollkommen perfelten Herr⸗ 
ſchaft bildete vorerſt die beibehaltene frühere Geſetzgebung 
des eroberten Landes, die franzöſiſche; dieſelbe wurde nur 
ſoweit außer Kraft geſetzt, als dies unbedingt notwendig 
erihien;? ſoweit letzteres der Fall war, vollzog ſich 
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der richtige Gedanke fo wie cui res erepta est necesse ut 
er im Text formuliert ift. Bgl. | accedat hujus cum altero paci- 
aber dann wieder die wider- | ficatio et transactio.“ 

[preienbe Ausführung a. a. D. so 2öning 7; Laband I, 


PBufendorf, de jur. belli . 
VIH, 6, 20, ift jedenfall weit] ° Löning 189 fi.; die Aus⸗ 


Harer als die heute berrfchende 
Zehre, wenn er jagt: „iam per 
adprehensionem bellicam ad- 
quiri jus quod valeat adversus 
quemvis tertium pacatum. Sed 
ut adquirat captor dominium 
valiturum etiam adversus eum 


führung 2öning® an dieſer 
Stelle, ob die von ber Regie- 
rung der nationalen Berteidi- 
gung erlafienen Gefehe in den 
offupierten Gebieten Rechtskraft 
gewonnen haben, ift volllommen 
zutreffend; vgl. auch Laband I, 
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die neue Rehtsbildung ganz in den Formen 
der militärifhen Diktatur. Die Inſtruktion vom 
21. Auguft 1870, nach welcher der Generalgouverneur das 
Regiment führte, wurde nicht publiziert.® 

Alle vom Generalgouverneur erlafjenen Anordnungen — 
veröffentlicht vom 1. Septbr. 1870 ab in den „Amtlichen 
Nachrichten" — find in ihrer Rechtskraft volllommen un⸗ 
anfechtbar; wäre e8 dem franzöfifchen Staat gelungen, die 
deutfhe Eroberung jener Länder wieder aufzuheben, fo 
wären nach völferrechtlihen Grundfägen jure postliminii? 
die deutfchen Geſetze und Verordnungen von felbjt wieder 
außer Kraft getreten; nachdem aber der Frankfurter Friede 
vom 10. Mai 1871 den proviforifchen Rechtstitel in einen 
definitiven verwandelt batte, war vom 14. Auguft 
1870 bis auf den heutigen Tag eine ununter- 
brodene und unanfehtbare Kontinuität des 
deutihen Rechtes!! gewonnen; nur die Formen, in 
melden das Recht fich bildete, waren verfchieven, für das 
Recht ſelbſt aber und feine verbindende Kraft war es ir- 
relevant, ob dasſelbe in der Form des militärischen Befehls 
ober der Faiferlihen Verordnung oder des konſtitutionellen 
Gefeßes entitand. 

An die Stelle des Rechtötiteld der Eroberung trat am 
26. Februar 1871 der Präliminarfriede von Ver— 
failles (RGEBl. 215 ff.) und am 10. Mai 1871 (RGBl. 
213 ff.) der definitive Friede von Frankfurt, 
750 f., Nithcher in Pr. Jahrb. 188; Zonins 87 ff.; Blunt⸗ 
xXxiii, 377; en in Io $. 728. 
Hirths Ann. 1874 oA A. Laband I, 750 f. 


Zöning 7°. und die übrigen Schriftfteller 
9 Heffter, BR. (7) 88. 187 | mit Ausnahme von Leoni. 
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welcher beftimmte: „l’Empire Allemand possè- 
dera ces territoires a perpötuit& en toute 
souverainet& et propriété.“ Durch den erften 
Artikel des Friedensinftrumentes trat die franzöſiſche Staats⸗ 
gewalt formell das in Zufag-Artifel III näher cirfum- 
ffribierte Gebiet (eine Abänderung erfolgte weiterhin noch 
durch Staatövertrag v. 12. Dft. 1871 Art. 10, RGEBl. 
368)! an das Deutſche Reich ab. Der Rechtsnach— 
folger des franzöfifhen Staates in dem ce- 
dierten Gebiete war nur das Deutfde Reid. 
Der „Beitritt der füddeutfchen Staaten” zu den Friedens⸗ 
verträgen, der ausdrüdlich erflärt wurde (RGBl. 222,288), 
ift juriftifh ohne Bedeutung, da bereit? vom 1. Januar 
1871 ab das Deutſche Reich als Geſamtſtaat Zonftituiert 
war, die Minifter der füddeutihen Staaten demnach ju- 
riftifh nur als Vertreter des Deutfchen Reiches in Betracht 
fommen fonnten.'? 

Die ftaatsrechtliche Bedeutung des Frankfurter Friedens 
für Elfaß- Lothringen ift nicht die, daß dadurch das 
Deutſche Reich überhaupt erft ein juriftifches Recht auf 
Elfaß-Lothringen erworben hätte; die Abtretung diefer Lande 
war vielmehr nicht nur faktifch bereitö durchgeführt, ſondern 
fie war auch rechtlich vollfommen perfelt ; dur den Frank⸗ 
furter Frieden trat nur an Stelle des feiner Natur nad un- 
fiheren —, völkerrechtlichen“ — Erwerbstitels der kriegeriſchen 
Eroberung der ſichere ſtaatsrechtliche Erwerbstitel friedlicher 
Geffion.? An der Legitimität des deutſchen Rechtes und 


It Die genauen Angaben über | '? X. A. Löning 181; La- 
Die Abgrenzung f. bei Laband band 8 65 ©. Meyer, 


’ . Lehrb. 162. 
12 Bol. auch Laband I, 49. 
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der deutihen Verwaltung in Elfaß-Lothringen fehlte auch 
v. 14. Auguft 1870 bis 10. Mai 1871 fein Titelchen. 


Il. Elfaß-Lothringen unter kaiſerlichem Regimenf.!* 
(28. Juni 1871 bis 1. Januar 1874.) 


Formelle Anerkennung durch die gefebgebenden Faktoren 
des Deutfchen Reiches fand die Abtretung von Elfaß- 
Lothringen an das Neih durch das Reichsgeſetz vom 
9. Juni 1871 (REBL. 212, in Kraft getretenam 28. Juni, 
da da3 betreffende Stüd des NGB. am 14. in Berlin 
ausgegeben wurde). Die juriftifche Bedeutung dieſes Ge- 
ſetzes liegt jedoch nicht in der „ſtaatsrechtlichen“ Einver- 
leibung der abgetretenen Gebiete in das Reich, fondern 
in der Neuordnung der elſaß-lothringiſchen 
Staatsgewalt.!s Auch nad der definitiven Einver- 
leibung von Elfaß-Lothringen in das Deutfche Reich durch 
den Frankfurter Frieden war nämlich die Stantögewalt in 


14 Hänel StR. I, 827; L2a»|erforberlide Mitwirfung bes 
band I, 754 ff. Reihätoges zur Snlorporation 

15 Man kann nit mit 2a-|von E.⸗L. lag lediglih in der 
band I $. 6 fagen, der Frie⸗ Zuftimmung desfelben zum Frie- 
dendvertrag fei der vdlkfer- denen erkrag: Sobald der letztere 
sehtlihe, dad ©. v. 9. Juni deutſches Recht geworden war, 
1871 der ſtaats rechtliche Er⸗ war damit ipso jure die In— 
werbstitel des Reiches für Elfaß- | forporation des Reichslandes in 
Lothringen gemeien. Staat3- da8 Reich definitiv erfolgt und 
rechtlicher rwerbstitel war | damit zugleih die Reichsver⸗ 
einzig und allein der Friedens⸗ faflung in der erforderlichen 
vertrag, bezw. die vorherige ife abgeändert. Der Friedens⸗ 
Groberung. Das Geſetz v. 9. vertrag hätte allerdings dem 
Suni 1871 bezog ſich ſtaats⸗ | Reichstag nicht zur „Kenntnis- 
rechtlich garnicht auf den Titel nahme", fondern zur „Genehmi- 
des Ermwerbes (8. 1 ift juriftifch | gung“ vorgelegt werden follen. 
gegenftanbätoR), fondern auf die | Bgl. bierzu auch E. Meier, 

rganifation des erworbenen | Abihluß von Staatsverträgen 
Gebietes. Die ſtaatsrechtlich 307 ff. 





524 Buch VL Elſaß⸗Lothringen. 


dem neu erworbenen Gebiete zunächſt in der Form militäri⸗ 
fcher Diktatur weitergeführt worden. Bom 21. Juni 1871 ab 
aber trat an Stelle der bisherigen Milttärgewalt eine feſte 
ſtaatsrechtliche Drganifation durch den im $. 3 des Geſetzes 
firierten Grundfab: „Die Staatsgewalt in Elfaß-%o- 
thringen übt der Kaifer aus.” Damit hatte die mili- 
tärifch-ftantörechtlihe Plenipotenz des Generalgouverneurs 
ihr Ende gefunden. 

Der Kaifer wurde als Träger der deutſchen Staats⸗ 
gemalt in und über Elfaß-Lothringen durch die gefeßgebenden 
Faktoren des Deutfhen Reiches delegiert; fraft bes 
Rechtes, das ihm vom Reiche durch das allegierte Geſetz 
übertragen wurde ‚17 führt der Kaifer bis zur Stunde das 
Staatöruder in Elfaß-Lothringen. Darauf beruht aud 
heute das geltende elſaß⸗lothringiſche Verfaſſungsrecht, freilich 
nicht in dem — überdies juriftifch ganz unlonftruierbaren — 
Gedanken, daß der Kaifer monarchiſcher Rechtänachfolger 
des Reiches gemorden wäre, ſondern fo, daß der Kaifer 
Drgan des Neiches ift und zwar — im Unterfhied vom 





eK A. Leoni a. a. O. liche Form zu geben, verblieben 
224 ff. Diefer Schriftfteller ent- 
widelt im Gegenfag zu allen 
übrigen die XTheorie: Elſaß⸗ |fchlieft den Gebanten der 
Lothringen fei monarchiſcher Ein- 
zelftant und der Kaifer Fonfti-| aus. Widerlegt wurden Die 
tutionell befchränfter Monarch | Ausführungen Leonis befonders 
besfelben. „Der Kaifer berricht | durch Stöber im Ardiv f. öff. 
BR El ab ethringen * Er R. I, 646 ff. 

er Vertreter der Rechte 17 : . 

und Intereſſen des Landes; er liche a ne ete 
it Redhtönacifolger, nicht bloe (RS. Enid in Straffahen X 

TE Tekkerem jeboß bie Gone 312 M XVIL, 834 ff) Ronfer 
we etzterem jedo ie Sou⸗ 
veränetät und damit das Hecht, | Jens dieſes Sates merkt 2a 
dem Lande eine andere ftaat- band I, 716° an. 
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fonftigen Reichsſtaatsrecht — als belegierter Träger der 
gefamten Staatögemalt. 

Die Rechtsbildung in dem neu gewonnenen Gebiete 
follte zunächſt nicht wie fonft im Reiche in der fonftitutio- 
nellen Yorm, fondern nach der Weife des abfoluten Staates 
fi vollziehen. Der KHaifer als Gefehgeber!? für das 
Reichsland wurde jedoch Binfichtlih des Inhaltes der Ge⸗ 
fege an die Zuftimmung des Bundesrates al3 des Organe 
der verbündeten Regierungen gebunden, und in zwei Fällen 
folte au der Reichstag mitwirken, nämlich 1. bei der 
Aufnahme von Anleihen, 2. bei der Übernahme von Ga- 
rantieen für Eljaß-Lothringen zu Laften des Neiches.!? 
Die Sanktion aber war ein Recht des Kaifers; dieſelbe 
fonnte demgemäß troß der Zuſtimmung des Bundesrates 
zu dem Inhalt des Entwurfes vom Kaiſer verfagt werden, 
ein Recht, welches der Kaifer fonft bei Reichsgeſetzen nicht 
bat (vgl. oben ©.186 f.u.8.15). Außerdem follte dem Reichs⸗ 
tag „über die erlafienen Gefee und allgemeinen Anord⸗ 
nungen und über den Fortgang der Verwaltung” jährlich 
Mitteilung gemacht werden. Der Bundesrat hatte feit dem 
28. Mai 1871 einen ftändigen — den IX. — Ausſchuß 
für Elfaß-Lothringen gebildet; ferner wurde im Reichs⸗ 
fanzleramt eine beſondere Abteilung (III) als Gentralver- 
waltungsftelle für Elfaß-Lothringen, ein elfaß-lothringifches 
Minifterium, errichtet.?° Zur Publikation der auf das 
Reichsland bezüglichen Geſetze wurde durch Gef. v. 3. Juli 
1871 ein beſonderes Gefeßblatt für Elfaß-Lothringen ge= 


18 Laband I, 754 ff. 20 fiber den Oberpräfibenten 
19 Laband I, 754. ! Tan m ‚othringen f. Zaband 
. 
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ſchaffen. Reichsgeſetze, die auf Grund der Reichsverfafſſung 
erlaſſen waren, mußten in dieſer Periode, da die Verfaſ⸗ 
fung für Elfaß-Lothringen noch nicht galt, erſt beſonders 
für das Reichsland als Geſetze nah Maßgabe der hierfür 
durch das ©. v. 9. Juni 1871 vorgefchriebenen Form er- 
laſſen werden, andernfall3 gewannen fie dafelbft überhaupt 
feine Rechtskraft; ſolche Reichsgeſetze Tonnten demnach 
während dieſer Periode in Elſaß-Lothringen einfach auf dem 
durh das G. vom 9. Juni 1871 bezeichneten Wege mit 
voller Rechtskraft abgeändert oder aufgehoben werben.?! 


II. Glfaß-Xofhringen unter der unmittelbaren Berrichaft 

der Reichsverfaſſung (1. Jan. 1874 bis 2. Mai 1877).22 

Nach $. 2 des Gef.v. 9. Juni 1871 follte die Reichs⸗ 
verfafjung mit dem 1. Januar 1873 in Elfaß-Lothringen 
in Kraft treten, jedoch mit folgenden Modifikationen: 1. daß 
Art. 3. „fofort“ (alfo vom 28. Suni 1871 ab) gelten, 
2. daß einzelne Teile der Berfafjung ſchon vor jenem 
Termine durch Faiferlihe Verordnung mit Zuftimmung bes 
Bundesrates follten eingeführt werben dürfen. Don dieſer 
Befugnis wurde Gebraud gemacht für die nachfolgenden 
Abfchnitte: 

1. RB. Art. 83 wurde durch Kaif. V. v. 17. Juli 1871 
(RGBl. 325 dazu Vollz.⸗V. v. 19. u. 30. Aug. 1871, 
RGBl. 326, 329) eingeführt und dadurch Elfaß- 
Lothringen v. 1. Januar 1872 ab dem deutichen Zoll: 
gebiet einverleibt. 

1 ar 
über gr —— der —8 ber ae he logie 
bildung in Diefer Periode La- | für das Kolonialrecht (f. unten 
band I, $. 69, IL Die ganze|$. 22). 


böchft komplizierte Frage hat| ®® Hänel GR. I, 827 f.: 
bermalen in ber Hauptfade nur Laband I, 764 ff. 
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2. RB. Abſch. VID, das Poft- und Telegraphenweſen 
betr., ebenfalls v. 1. Januar 1872 ab (K. V. v. 14. Okt. 
1871, NEU. ©. 443). 

3. RB. Abſch. VII, das Eiſenbahnweſen betr., ebenfo v. 
1. Januar 1872 ab (8.2. v. 11. Dez. 1871, RGBl. 
S. 444). 

4. RB. Art. 57—59, 61, 63—65, das Reichskriegs⸗ 
wejen betr., fowie das Gef. v. 9. Nov. 1867 über 
die Verpflihtung zum Kriegsdienft follten fofort — 
d. i. v. 17. Februar 1872 — in Kraft treten (©. 
v. 23. Januar 1872, RGEBl. S. 31, ausgegeben 
3. Febr. 1872). 

Überdies wurden noch an NReichögefegen fpeziell in Elſaß⸗ 
Lothringen in Kraft gefeht: das Gef. über Rechtshülfe v. 
21. Juni 1869 (©. v. 11. Dez. 1871, RGEBl. ©. 445), 
über Maßregeln gegen die Rinderpeſt v. 7. April 1869 
(G. v. 11. De. 1871, RGEBl. ©. 471), über Beichrän- 
tungen des Grundeigentum in der Umgebung von Feſtungen 
v. 21. Dez. 1871 (©. v. 21. Februar 1872, RGEBl. ©. 56), 
der die rechtliche Stellung der Ärzte betreffende $. 29 der 
Gewerbeordnung v. 21. Juni 1869 (©. v. 15. Juli 1872, 
RGBl. S. 350 nebſt Vollz.-B. v. 19. Juli 1872, ibid. 
©. 351), das Gefek über das Urheberreht an Schrift: 
werfen u. ſ. w. v. 11. Juni 1870 (©. v. 27. Januar 
1873, RGEBl. ©. 42). 

Ferner wurde durd G. v. 14. Juni 1871 (RGEBl. 
©. 315) das Reichsoberhandelsgericht als oberfter Gerichts⸗ 
hof für Elfaß-Lothringen an Stelle des Kaſſationshofes zu 
Paris eingefebt. 

Der in $. 2 de ©. v. 9. Juni 1871 fixierte Termin 
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für Einführung der Neichöverfaflung in Elfaß-Lothringen 
wurde durch ©. v. 20. Juni 1872 (RGBl. ©. 208) auf 
den 1. Januar 1874 verlegt; durch G. v. 24. Juni 1873 
(RGBl. S. 161) wurde diefer Termin beftätigt?? und zu⸗ 
gleich beftimmt, einmal, daß Eljaß-Lothringen dem in RV. 
Art. 1 bezeichneten Bundesgebiete hinzutrete (Einf.-Gef. 
8. 2), ferner, daß das Reichsland 15 Vertreter zum Neich?- 
tage ($. 8) nad) dem Wahlgeſetz v. 31. Mai 1869 ($. 6), 
dag zugleih für das Reichsland eingeführt wurde, zu 
wählen babe; die Abgrenzung der Wahlkreiſe erfolgte durch 
DB. d. BR. v. 1. Dez. 1873 (RGBl. S. 373) und die 
erfte Wahl felbft wurde dur Faiferl. Ver. v. 19. Dez. 
1873 (RGEBl. S. 380) auf den 1. Febr. 1874 anberaumt; 
endlich beftimmte das Einf.-Gef., daß Elfaß-Lothringen von 
der Neichsgefeßgebung über die Bierfteuer frei und biefelbe 
„bis auf weiteres" der „inneren Gefeßgebung“ „vorbe- 
halten“ ($. 4), ebenfo daß der Dftroi zunächſt in bis— 
beriger Weife erhalten bleibe ($. 5). Nicht eingeführt 
wurde ferner Reichöpreßgefeb v. 4. Mai 1874 (RGBl. 65), 
fodaß für dieſe Materie vorerft das ältere franzöfifche 
Recht in Kraft verblieb.?* 

Indem mit dem 1. Februar 1874 die Reichsverfaſſung 
in Elfaß-Lothringen in Kraft trat, änderte ſich abermals 
die Form der Entftehung elfaß-lothringifchen Rechtes. Wie 
die Militärdiktatur durch die kaiſerliche Diktatur, fo wurde 
nunmehr die letztere abgelöft durch Die Formen des fonfti- 
tutionellen deutſchen Reichsſtaatsrechtes. 

28 Uber das Verfaſſungsän⸗ 


derungsgeſetz v. 20. Dez. 1873 
und —* hierbei bezüglich Elſaß⸗ 


——— erfolgte Verſehen ſ. 
ab 


24 S. er Ka mis in 
| Holgendor 8 rk. 135 fi. 
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Es trat nunmehr das eigentümliche Verhältnis ein, 
daß die gejeßgebenden Faktoren des Reiches, Bundesrat 
und Reichstag, neben der Gentralgefetgebung für das ganze 
Reich noch die Partilulargefetgebung für einen einzelnen 
Beitandteil des Neiches auszuüben hatten; daß die Formen 
für die Entftehung des Reichsrechtes zugleich die Formen 
für die Entftehung elfaß-lothringifchen Landesrechtes waren. 
Während in der vorigen Entwidelungsperiode (Il) Reichs⸗ 
recht und elfaß-lothringifches Landesrecht zwar materiell über- 
einjtimmend fein fonnten, jtaatsrechtlich aber fih an feinem 
Punkte dediten, und dennoch das elfaß-Iothringifche Landes⸗ 
vecht gleichfalls Reichsrecht war, fallen in diefer Periode 
beide Sphären vollftändig zufammen.?5 

Die in diefem Verhältnis liegende Anomalie fpringt in 
die Augen: für 25 territorial begrenzte Teile des Reiches 
eriftierte neben der centralen Rechtsbildung des Reiches 
noch eine partifulare Rechtsbildung der Einzelftaaten. Elfaß- 
Lothringen war ebenfallß territorialer Bejtandteil des Rei- 
ches und deshalb der centralen Nechtsbildung des Reiches 
jegt nah Einführung der NReichöverfaffung ebenfo unter- 
worfen wie die Einzelftaaten; diefe Rechtsbildung beruhte 
und beruht durdaus auf dem Prinzip, daß ein Rechtsſatz 
des Neichgrechtes nur entftehen Tann dur das Zufammen- 
wirfen der im Reiche zufammengefaßten Einzelitaaten: 
dieſe letteren waren und find einer centralen 
Rechtsbildung unterworfen, deren Träger fie 


Vol. die vorzüglich Icharfe | wähnten Auffoffung Bundesrat 
Deduktion von Laband I, 761ff. und Neichätag ald Träger nicht 
A. A. Leoni a. a. D., der|der Reichs⸗, fondern der Landes⸗ 
auf Grund feiner oben er- | gemalt bezeichnet. 

Zorn, Staatöredt I. 2. Aufl. 
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felbft find (f. oben $. 4). Anders bei Eljaß- 
Zotbringen. Diefer Beftandteil des Reiches 
war nah Einführung der Verfaffung der cen- 
tralen Rehtsbildung zwar ganz in gleider 
Meife unterworfen wie die Einzelftaaten, aber 
ohne zugleih WMitträger derfelben zu fein; 
während die Einzelftaaten zugleih in einem 
paffiven und in einem aftiven VBerhbältniffe 
zum Reiche ftehen, war das Berhältnig Elſaß— 
Lothringens zum Reiche und iſt big zur Stunde 
nur ein paffives (vgl. auch unten $. 21). 

Noch anomaler aber als bezüglich der centralen Rechts- 
bildung war das Verhältnis nah Einführung der Reichs⸗ 
verfafiung für Elfaß-Lothringen bezüglih der partifu- 
laren Rechtsbildung. Die leßtere beruht in den deutfchen 
Einzelftaaten durchweg auf dem Prinzipe: Sanktion (Er- 
teilung des Rechtsbefehles) durch den Träger der Souve- 
ränetät, Feſtſtellung des Inhaltes der Nechtsfähe durch das 
Zuſammenwirken von Staatsregierung und Bolfsvertretung 
nad Maßgabe der Tonititutionellen Landesverfaffungen. In 
Elfaß-Lothringen aber waren nad Einführung der Reichs⸗ 
verfaffung die Träger der partifularen Rechtsbildung nicht 
Landesregierung und Landesvertretung, ſondern Reichöregie- 
rung und Reichöparlament, jedoch mit der Mopifilation, 
daß die Sanktion des Lanbesrechtes nicht, wie dies fonft 
für das Neichsrecht prinzipiell angenommen werden muß, 
durch den Bundesrat ala den NRepräfentanten der Reichs⸗ 
fouveränetät erfolgte (f. oben ©. 411 ff.), fondern durch den 
Kaifer als den belegierten Vertreter des Souveräns in 
Ausübung der elfaß-lothringiihen Landesſtaatsgewalt; der 
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Bundesrat trat fomit in dieſer Periode für das elſaß⸗ 
lothringiſche Landesrecht ganz in die. Stellung eines Ober⸗ 
haufes, einer Pairäfammer, und hatte nur bie nämlichen 
Rechte wie der Reichstag.2* 

Demgemäß hätte in dieſer Periode alles elfaß-Iothrin- 
gifhe Landesrecht, ſoweit es durch die oberften Faktoren 
der Reichsgewalt erging, im Reichsgeſetzblatt (RV. Art. 2) 
publiziert werben müſſen; dies gefchah jedoch nicht, viel- 
mehr wurde in Widerfpruch mit dem Prinzip, aber praktiſch 
durchaus angemefjen, zu jenem Zwede das elfaß-Iothrin- 
giſche Landesgeſetzblatt vermendet.?? 

Außerdem war noch durch 8. 8 des ©. v. 25. Juni 
1873 dem Kaifer das Recht beigelegt worden, auch nad) 
Einführung der RV. „bis zu andermweiter gejelicher Rege- 
lung” Verordnungen mit Gefegeöfraft zu "erlafien, jedoch 
unter nachfolgenden Borausfegungen: 1. daß der Bundes- 
rat zuvor zugeftimmt habe, 2. daß der Neichätag nicht ver- 
fammelt fei. Sachlich ferner war die Kompetenz zu ſolchen 
„Rotftandsverordnungen“ nach folgenden Richtungen be- 
ſchränkt: diefelben durften 1. weder die Verfaflung nod 


26 9. A. Laband I, 7651| Elfah - Lothringen der Kaifer, 


und die dort citierten Schrift» 
fteller, die zwar eine Sanktion 
ber elfaß-Iothringifchen Landes⸗ 
geſetze durch den SKaifer auf 
Grund der Gefeke v. 9. uni 
1871 und 2. Mai 1877 behaup- 
ten, dagegen die Santtion auf 
Grund d. ©. v. 25. uni 1878 
dem Bundesrat vindizieren. 
Sanktion der Gefeke ift der 
höchſte Akt der Staatsgewalt, 
die Staatsgewalt aber übt in 


und daran wurde auch durch 
Einführung der RB. nichts ge- 
ändert; demgemäß ftand aud 
in diefer Periode dad Santtions- 
recht dem Kaiſer zu. A.N. auch 
G. Meyer, Anteil der Reichs» 
organe ꝛc. 81 ff., Lehrb. 3962, 
dort auch weitere XLitteratur- 


angaben. | 
T Bgl. bierüber Laband I], 
71691 („Spezial ⸗Reichsgeſetz⸗ 
blatt”). 

34 * 
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2. die in Elfaß-Lothringen in Kraft ftehenden Reichs— 
gefege ändern, noch 3. fih auf Anleihen und Garantieen 
zu Laſten des Neichslandes beziehen. Dagegen ift ein 
eigentliher „Notjtand”, analog dem Art. 68 der preuß. 
Verf.⸗Urk., nicht Vorausfegung dieſes Faiferlichen Verord⸗ 
nungsrechtes. Endlich fchrieb das Gefeh vor, daß folde 
Notftandsverordnungen dem Reichstag fofort bei feinem 
Miederzufammentritt vorzulegen feien und außer Kraft treten 
ſollten, wenn der Reichstag denfelben feine Genehmigung 
verfage; fie galten demnad bei ihrem Erlaß als vefolutiv 
bebingt.*® 


IV. Elfak-Lofhringen in den Anfängen ſelbſtändiger 
Konſtituierung ꝰ („Landeögefegebung‘). 


Eine Neuordnung des elſaß⸗lothringiſchen Landes- 
ftaatsrechtes enthält dann weiter dad Gef. v. 2. Mai 1877 
(RED. ©. 491). 

1. Nach diefem Geſetze wird zwar einerfeitö die Mög- 
lichfeit aufrecht erhalten, daß elfaß-lothringifche Landes⸗ 
gefeße auf dem bisherigen Wege, nämlich durch die Reichs- 
gefeßgebung,, gegeben werden; Anderung ober Aufhebung 
folder Gejete kann felbjtverjtändlih auch nur auf dem Wege 
der Neichögefehgebung erfolgen (8. 2).2° Ein Unterfdieb 


3 2aband I, 770 ff. 770 jegt im Gegenfa zu den 
” Hänel StR. 1, 828. Ausführungen ber 1. Auflage, 
s° Daß nur auf dem Wege | aber doc nur, weil die „prafs 
bes Reichs geſezes auch für bie tiſch zu den größten Mipftänden 
vor Mai 1877 auf Grund | führen müßte. Das hätte der 
der Geſetze v. 9. Juni 1871 und | Gefeßgeber bedenken follen, die 
25. Juni 1873 ergangenen Lan- | Wiflenfchaft wird doch bei ber 
deögefege eine Anderung mög- | „ftrengen Konfequenz des Prin- 
ih fei, verneint Zaband I, zips“ bleiben müffen. ©. jedoch 
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gegenüber der übrigen Reichsgeſetzgebung befteht nur info- 
fern, als für elſaß⸗lothringiſche Partikulargeſetze, auch wenn 
fie in der Form des Reichsgeſetzes ergehen, der Kaiſer das 
Sanktionsrecht mit den daran gefnüpften Rechtsfolgen 
(j. oben S. 530 vb. 411 ff.) hat?! 

2. Ferner bleibt das Notverordnungsrecht des Kaiſers 
nah 8. 8 des Gef. v. 25. Juni 1873 in Kraft (f. 
oben IV).?2 

3. Daneben aber wird ein zweiter Weg der Gefeb- 
gebung als gleichberechtigt mit der Neichögefebgebung ge⸗ 
ftattet (und nach Lage der thatfächlichen Verhältnifie mußte 
diefer zweite Meg in kurzem notwendig der Hauptweg 
werden): ed wurde nämlih eine „LZandesgefet- 
gebung“s durch den Kaifer mit Zuftimmung 
1. des Bundesrates und 2. des Landesaus— 
ſchuſſes eingerichtet. Diefer lebtere war bereits 
durch Faiferl. Ber. v. 29. Dftober 1874 (RED. 1877 
©. 492) errichtet worden, „um den Wünfchen entgegenzu- 
kommen, welche von Vertretern der Intereſſen des Reichs⸗ 
landes auf den Bezirkstagen fundgegeben worden find, und 
von der Abficht geleitet, die Verwaltung bei der Vorbereitung 
der Landesgefehe dur die Erfahrung und Sachkunde von 
Männern beraten zu fehen, welche durh das Vertrauen 


guch Zoher im Arch. f. öff.| »2 Laband I, 766. 
88 Diefe Bezeichnung kann 

Ku Ebene Leoni a. a. O. 204. immer nur unter dem unten 
Die „erfünbigung diefer Art|S. 552 gegebenen et (f. 
von Gefeken erfolgt durch denjaud Laband I, 765 f.) ge- 
Reichskanzler, wogegen en Zaband | braudt werden. 
—* mit Recht Bedenken er⸗ 

ebt. 


hy 
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ihrei Mitbürger ausgezeichnet find”, wie der faifer- 
the Erlaß beſagte. Derſelbe wurde gebildet auf 
der Baſis der elſaß-lothringiſchen Bezirkstage, ?* deren 
jeder 10 Mitglieder und 3 Stellvertreter in geheimer 
Wahl mit einfacher Stimmenmehrheit auf 3 Sabre 
zu ernennen hatte. WMitglievfhaft am Bezirkstag war 
darnach rechtliche Vorausfegung für die Mitgliedſchaft 
am Landesausfhuß. Die Regierung war vertreten durch 
den Oberpräfiventen und deilen Kommiſſarien, die die Vor⸗ 
lagen einzubringen hatten und jederzeit im Plenum und in 
den Kommiffionen das Wort ergreifen konnten. Drt und 
Zeit der Situngen zu beftimmen, blieb faiferliher Anord- 
nung vorbehalten, die Sitzungen follten geheim fein. Präfi- 
dium und Geſchäftsordnung fi zu geben, wurde dem 
Landesausſchuß ſelbſt überlaſſen. 

Dieſer Landesausſchuß erhielt zunächſt durch die Ver. 
v. 29. DH. 1874 nur eine beratende Kompetenz. Zur 
„gutachtlihen Beratung“ follten diefem Landesausfhuß 
vorgelegt werben: 1. der Zandeshaushaltsetat, 2. alle Geſetz⸗ 
entwürfe über Moterien, die nicht durch die Reihsver - 
faffung der Neichsgefeßgebung vorbehalten find, 8. fa- 
fultativ „Berwaltungämaßregeln von allgemeiner Bedeutung, 
welche nad) der beftehenden Gefeßgebung nicht der Bera- 
tung oder Beſchlußfaſſung der Bezirkätage unterliegen“. 
Das gutachtlide Votum des Landesausſchuſſes ſollte in 
beglaubigter Ausfertigung die Beichlüffe der Plenar⸗ 
verfammlung, deren Begründung und die in der Minder⸗ 
beit gebliebenen Anfichten enthalten. 


s ©. über diefelben Mitſcher in Preuß. Jahrb. XXXIV, 477 ff. 
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Durch das G. v. 2. Mai 1877 erhielt weiterhin der 
Landesausſchuß eine befchließende Kompetenz und trat als 
Faktor der Landesgefehgebung an Stelle des 
Reichstages ($. 1), bezw. demfelben ala gleid- 
bere&tigt zur Seite. Die Sanktion der auf dieſem 
Wege inhaltlich feftgeftellten Geſetze blieb aber Recht des 
Kaiferd „mit Zuftimmung des Bundesrates” ; die Publi- 
fation erfolgt im elſaß⸗lothringiſchen Gefetblatt.?° Außer- 
dem blieb der Erlaß und entiprechend auch die Aufhebung 
elfaß-lothringifcher Landesgeſetze im Wege der ordentlichen 
Neichsgefebgebung vorbehalten ($. 2), Daß eine durch 
Reichsgeſetz erfolgte Abänderung reichögefeglicher Vor⸗ 
Schriften, die in Eljaß-Lothringen als Landesrecht gelten, 
ohne weiteres auch im Reichsland in Kraft trete, Tann 
durch kaiſerliche Verordnung mit BZuftimmung des Bunbes- 
rated angeordnet werden (©. v. 7. Juli 1877, RGEBl. 
877). 

Ferner follte die Entlaftung bezüglih der Rechnungen 
für den Landeshaushaltsetat künftig neben dem Bundesrat 
durh den Landesausfhuß erteilt werben, jedoch mit ber 
Modififation, daß die etwa vom Landesausſchuß ver- 
weigerte Entlaftung an deſſen Stelle durch den Reichstag 
mit Nechtöfraft erteilt werden könne ($. 3). Im übrigen 
(alfo insbefondere Hinfichtlid der Zuſammenſetzung des 
Landesausſchuſſes) verblieb die V. v. 29. Oft. 1874 in 
Kraft (8. 4). 


5 Bol. Laband I, 767*. Über den Landesausſchuß 733 f. 
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8. 20. 


Das geltende elfah-Lotdringifge Staalsrecht. 
(G. v. 4. Juli 1879, RGBL. 165.) 

Eine durchgreifende Anderung erfuhr die ftaatsrecht- 
liche Drganifation Elfaß-Lothringens endlich durch das 
hochwichtige Gefeb v. 4. Juli 1879 (RGEBl. 165); das⸗ 
felbe trat gemäß der hierfür vorbehaltenen kaiſerlichen Ver⸗ 
ordnung v. 23. Juli 1879 (RGBl. 281) mit dem 1. Dt. 
1879 in Kraft, und unter dem gleichen Datum erging eine 
zweite Laiferlihe Verordnung (NGBI. 282), den Übergang 
Iandesherrlicher Befugniffe auf den Faiferlihen Statthalter 
betreffend. 

Die Faktoren der elfaß-lothringifhen Staatsgewalt find 
nad dem ©. v. 4. Juli 1879 folgende: 


I, Der Raifer. 


An dem Prinzip des ©. v. 28. Juni 1871, daß der 
Kaifer namens des Reiches, d. i. der Einheit der ver- 
bünbeten Regierungen (ſ. oben $. 4), die elfaß-lothringifche 
Staatögemalt auszuüben babe, ändert auch die neuefte 
Gefebgebung nichts. Demgemäß fanttioniert der Kaifer? 
inäbefondere die elſaß⸗lothringiſchen Landesgefehe und bat 
folglih aud das Recht, denſelben trog Zuftimmung von 


— 


1 Sten d. Reichstags ROBL 169). Par auch Leoni 
1879 1616 e 797 ff., 1 1770 [a änel 
dazu Anlagen 1582 ff. Behufs SR. L, E ff.; An I, 
Durchführung des Hauptgefe e8 | 714, 735 f.; ©. Mey er SLR. 
wurde unter dem 5. Jult 1879 |8. 188; Löning TR. 77 ff. 


noh ein Nachtragägefeg zum 
Reichöhaushaltäetat  eriaffen| aband I, 767. 


Das geltende elſaß⸗lothringiſche Staatsrecht. 8. 0. 537 


Bundesrat und Reichstag bezw. Landesausfhuß feine Zu- 
ftiimmung zu verjagen. Die Sontrafignatur ber kaiſer⸗ 
lichen Anordnungen erfolgt durch den Statthalter, für 
welchen der Staatöfelretär als Generalftellvertreter Traft 
Geſetzes eintreten Tann, ſoweit nicht beftimmte Funktionen 
dem Statthalter ausſchließlich vorbehalten find. Das 
durh 8. 8 des G. v. 25. Juni 1873 konſtituierte Not⸗ 
verordnungsrecht de Kaifer3* ift, da hierüber eine „ander- 
weitige gefeßliche Regelung” bis jet nicht getroffen wurbe, 
ala fortbeftehend zu erachten. Daraus ergiebt fich aller- 
dings die fonderbare Konfequenz, daß der Kaifer durch 
eine Notverorbnung ein unter Yuftimmung des Landes⸗ 
ausſchuſſes erlaffenes Geſetz abändern fann, wenn nur ber 
Reichsſstag nicht verfammelt if. Das gemöhnliche Verord⸗ 
nungsrecht fteht dem SKaifer zu; über bie erforderliche 
Gegenzeichnung f. unten ©. 542. Der Bundesrat ift an der 
Ausübung der elfaß-lotbringifhen Staatsgewalt im all- 
gemeinen nicht beteiligt: die Präjumtion fpricht bei allen 
Iandeöherrlihen Befugnifien für den Kaiſer. Nur foweit 
befondere gefetlihe Vorfchriften beftehen, ift der Bundesrat 
zur Mitwirtung an der Regierung berufen; jo tft ins» 
befondere feine Zuftimmung erforberlih zu den Notver- 
ordnungen des Kaiſers nad $. 8 des Gef. v. 25. Juni 
1873.® 


2G. v. 4. Yuli 1879 Sr: 2, | aründete finguläre Verordnun 
4,6; ©. Me er, 2ebrb. reiht des SKaiferd und en 
Laband ], 7 terielle Bedeutung ſ. La- 
* Über das durd RG. v. 7. band, 773, 774 d. 
Suli 1887 (RGBI. 377) be| 5 ©. Labanden, 737 f. 
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U. Ber Staffhalter des Kaiſers (85. 1, 2).° 

Der Kaiſer kann fib durch einen Statthalter vertreten 
laſſen, welder in Straßburg refidiert. Der Statthalter 
wird vom Kaiſer emannt und abberufen, die betreffenden 
Verfügungen find vom Reichskanzler gegenzuzeichnen. Der 
Raifer hat von der ihm durch das Gefeh erteilten Boll- 
macht Gebrauch gemacht und einen Statthalter ernannt.” 
Iſt die Stelle nicht befeßt, fo find die Iandesherrlichen 
Rechte vom Kaifer, die übrigen vom Staatsfelretär wahr- 
zunehmen.® 

Der Statthalter tritt: 


1. An Stelle des Kaijers. 


Die dem Kaifer erteilte gefeglihe Vollmacht, dem 
Statthalter landes herrliche Befugniffe zu über- 
tragen,? fand ihren Vollzug zuerſt durch die Taiferl. 2. 
v. 23. Juli 1879, weiterhin durh V. v. 28. Sept. 1885, 
15. März und 20. Suni 1888, 11. Dez. 1889, 14. März 
1893. Die vom Saijer, dem Delegaten des Reiches, vor- 
genommene Subdelegation lautete auf den Namen des 


© 2aband 1,742 ff.; Hänel|torifche ug. an ‚nur Die 


StR. 1, 829. Sn Bezug auf Übertragu landesherrlicher 
Wartegeld und Benfton gelten efugn fh fakultatio”. aid 
für den Statthalter biefelben tig © —* er, Lehrb. 8 


Vorſchriften wie für den Reichs⸗ D. Mayer in Stengels Wir, 
fanzler, Gef. v. 28. April 1886 |terb. II, 588. 
RODL. 129) f. oben &. 339. 8 Bol. den Allerh. Erl. v. 
T Aber es miberfpricht dem | 29. Juni 1885; ehandl, 744°, 
Wortlaut des Gefeked, mwenn| ° LabandI ‚142 ‚bezeichnet 
Leoni a. a. D. ©. 238 an⸗ die Ausübung dieſer Funktion 
nimmt, daß der Statthalter er-|ald „ „sechtöge BR ge die Sade 
nannt werden muß. Cbenfo| beruht in der Hauptfade auf 
auh Laband 744 für obliga- | dem franz. Recht. 
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Feldmarſchalls von Manteuffel, fie war fomit feine 
fahlide, auf ben jeweiligen Statthalter bezogene, fondern 
vein perfönlide. In gleicher Weife wurde fpäter der Fürft 
von Hohenlohe-Schillingsfürft zum Statthalter 
ernannt (®. v. 28. Sept. 1885, RGEBl. 274 i. Eingang) 
und bei jevem Thronwechſel neuerdings perfönlich mit ber 
Wahrnehmung diefer Iandesherrlichen Befugnifle beauftragt. 
Der Kaiſer überträgt dem Genannten nicht alle lanbes- 
herrlichen Befugnifie, fondern nur ganz beftimmt bezeichnete 
Kategorieen derſelben. Nah Ausweis der Verhandlungen 
im Reichstag handelte es ſich dabei hauptſächlich um ſolche 
Funktionen, welche nach franzöſiſchem Staatsrecht der 
Spezialdekretur des Monarchen vorbehalten waren, nach 
deutſchem Staatsrecht aber regelmäßig den Miniſterien zu⸗ 
ſtehen. Die Ausübung dieſer Funktionen fällt im Falle 
der Behinderung des Statthalters wieder an den Kaiſer 
zurück. 

Die in Betracht kommenden Befugniſſe laſſen ſich 
folgendermaßen gruppieren: a) Erlaß von Verordnungen 
über die verſchiedenſten, ſpeziell aufgeführten Gegenſtände 
der Landesverwaltung, b) Nachlaß von Geldſtrafen und 
Gewährung der Rehabilitation, ſowie verſchiedene andere 
fiskaliſche Befugniſſe, c) Ernennung bezw. Beſtätigung ge⸗ 
wiſſer Beamtenkategorieen. 

Für die Ausübung dieſer landesherrlichen 
Funktionen iſt der Statthalter unverant— 
wortlid. „Aus dem Weſen der Delegation folgt, daß 
der Statthalter für die von ihm in Vertretung des 
Staat3oberhauptes vollzogenen Regierungsafte nur feinem 
Machtgeber, im übrigen aber gleich dieſem nicht verant- 
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wortlid fein kann“ (Motive, Sten. Ber. 1533). Damit 
ift alfo neben dem Kaiſer noch ein zweites unverantwort- 
liches — wenn aud nur in beftimmt begrenztem Um⸗ 
fange — Organ in das Neichöftaatsredht eingeführt. 

Die Kontrafignatur diefer landesherrlichen Anordnungen 
des Statthalter hat vielmehr der Staatsſekretär des elfaß- 
lothringifchen Landesminiſteriums zu bethätigen und damit 
die parlamentarifche VBerantwortlichleit zu übernehmen ($. 4, 
Ziff. 1).7° Die Verantwortlichleit ift gegenüber dem 
früheren Reichsſtaatsrecht vollftändig neu: fie leitet fi 
nit aus RB. Art. 17 bezw. dem bierzu ergangenen 
Stellvertretungsgejeß (f. oben $. 9) ab; fie ift feine aus 
dem Reichskanzler fließende, fondern eine in Reichsfachen 
neben der allgemeinen Berantwortlichleit des Reichskanzlers 
und unter Ausfhluß dieſer letzteren neu Tonftituierte 
Spezialverantwortlichleit. Der Reichskanzler bat demnach 
auch Teinerlei Befugnis, hinſichtlich der einfchlägigen Amts⸗ 
bandlungen felbft einzutreten, Statthalter und Gtaats- 
fefretär find vielmehr für diefe Sphäre dem Reichslanzler 
gegenüber vollflommen unabhängig. 


2. An Stelle des Dberpräfidenten.\! 


Der frühere Oberpräfivent von Elfaß-Lothringen hatte 
neben ber Gentralverwaltung bes Reichslandes, die jetzt auf 


10 G. Meyer, Lehrb. 3978.| 11 Über die Kompetenz des 
Eine gertretung des Staatö- | früheren Uberpräfidenten vgl. 
fetretärd durch Die Unterftaats-| Meyer, Lebrb. 8. 139, ferner 
fefretäre dagegen ift ftaatsredht- | Motive, Sten. Ber. Anl. 153. 
lid durchaus unzuläffig; anders |Leoni a. a. D. 240 f.; La⸗ 
freiti „die Praxis, ſ. Laband|band I, 731 ff. 


I, 
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das Minifterium (f. unten III.) übergegangen ift, noch 
eine Reihe außerordentlider Bollmadten auf 
Grund des $. 10 des ©. v. 30. Dez. 1871 (GBl. f. €. 
L. 1872, 49),12 welche nunmehr auf den Statthalter über- 
tragen wurden ($. 2). 


3. An Stelle des Reichskanzlers. 


„Auf den Statthalter geben zugleich die 
durch Gefege und Verordnungen dem Reichs— 
fanzler in elfaß-lothbringifden Landesan— 
gelegenheiten überwiefenen Befugnifjfe und 
DObliegenbeiten über” ($. 2). 


ift dem Reichskanzler ohne Ber- 
aug Anzeige zu machen. u 
polizeilichen Zwecken, insbeſon⸗ 
dere ei zur Ausführung der 
vorbezeihneten Maßnahmen ift 
der Oberpraſident berechtigt, 
die in Elfaß-Lothringen jtehen- 
den Truppen zu requirieren.” 


12 Bol. die langen und leb- 
haften Debatten im Neichätag 
über dieſen „Diltaturparagra- 
pben” Sten. Ber. 1619, 1741, 
1745, 1748 u. a. a. D. Su 
riftifde Ausbeute bieten dieſe 
Debatten wenig, ferner Sten- 
gelin Hirths Ann. 1878, 113 ff., 
dazu G. Meyer, Lehrb. 898 10. Das franzöfiide Geſetz vom 
Der Tritifche 8. 10 Tautet: „Bei, 9. Auguft 1849 ift „das Geſetz 
Gefahr für die öffentliche Sicher- über den Belagerungdzuftand“, 





heit ift der Oberpräſident (nach | welches in $. 9 lautet: 

obigem 8. 2 der Statthalter)| „Die ee bat das 
ermädtigt, alle Maßregeln zu Recht: 1) Hausſuchungen bei 
treffen, melde er zur Abmwen: | Tag und bei Nacht vorzunehmen; 
dung der Gefahr für erforder- 2) Perfonen, welde ſchon ge- 
lich erachtet. Er ift insbefon- richtlich beftraft find oder ihren 
dere befugt, innerhalb des der | Wohnfig nicht in den vom Be- 
Gefahr ausgefegten Bezirks die- | lagerungdzuftand betroffenen 
jenigen Gemalten auszuüben, | Drten haben, zu entfernen; 3) 
welche ver $. 9 des Geſetzes | die Ablieferung von Waffen und 
vom 9. Auguſt 1849 (Bulletin | Schießbebarf anzubefehlen und 
des lois, Ser. 10, Rr. 1511) der |die Auffuhung und Wegnahme 
Militärbehörde für den Fall des vorzunehmen; 4) Veröffentlichun. 
Belagerungszuſtandes zuweiſt. gen und Verſammlungen zu 
Bon den erlaffenen Verfügungen | verbieten, welche nach ihrem Er- 


I 
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Das DOberpräfivium und das Reichskanzleramt für Elſaß⸗ 
Lothringen werden aufgelöft ($. 3); der Reichskanzler tritt 
in Bezug auf elfaß-lothringifche Landesangelegenheiten gänz- 
Ih außer Funktion, ſoweit es fi} bei foldden nicht etwa 
zugleich um allgemeine Reichdangelegenheiten handelt 1? 

„Diefer sub 2. und 3. bezeichnete Übergang der Befug- 
niffe und Obliegenheiten des Reichskanzlers auf den Statt- 
halter umfaßt aud die Fonftitutionelle Ber- 
antwortlichkeit“ (Motive 1534); da die Yunftionen 
des Überpräfidenten nad diefer Richtung ftaatsrechtlich 
Funktionen des Reichskanzlers waren, fo folgt daraus: 
für die sub 2. und 3. bezeihneten Junftionen 
ift der Statthalter dem Reichſstag verantmwort- 
lich. Dieſe Verantwortlichkeit ift eine durdaus jelb- 
ftändige, nit aus AB. Art. 17 fließende, fondern neben 
dieſer Vorſchrift neu Zonftituierte, der Statthalter ift nicht 
Stellvertreter des Neichsfanzler3 für Elfaß- Lothringen, 
fondern er ift felbft Reichskanzler für diefen befonderen 
Teil der Reichdangelegenheiten. Der Reichskanzler bat dem⸗ 
nad) nicht die Möglichkeit, in die Kompetenz des Statthalters 


mefjen geeignet find, Unordnung |rufung desſelben“ (Sten. Ber. 
bervorzubringen oder zu unter- | 1771). 
halten.“ 14 Bgl. die präcife Erflärung 
18 Abg. Windthorft: „der des Unterftaatäfetretärd Herzog 
Reichskanzler bat in Bezug auf|auf Anfrage des Abg. Windt- 
Elfaß-Lothringen feine anderen |borft, Sten. Ber. 1632, 1638; 
Befugniffe, als diejenigen, welche | ferner die Rebe bed Abg. v. 
ibm in Ausübung der Reich8- | Buttlamer-Lömwenberg,ibid. 
funktionen rüdjichtli jedes an- | 1628, und bie Motive Ant. 15832, 
deren deutfchen Landes zuftehen, | 1534: „die Übliegenheiten bes 
und außerdem die Kontrafigna- | Reihstanzlerd werden von feiner 
tur der Ernennung des Statt- | Berfon gelöft und einem anderen 
balter8 und der etwaigen Abbe- | Träger anvertraut.” 
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einzugreifen durch Vornahme von Amtshandlungen, mie er 
dies nad dem G. v. 17. März 1879 für den Bereich der 
Stellvertretungsämter kann (vgl. oben ©. 265)."° 

Der Statthalter feinerfeitS aber hat in vem Staats⸗ 
felretär, dem Vorſitzenden des elfaß-Tothringifchen Landes⸗ 
minifteriums, einen Stellvertreter im Sinne bes alle- 
gierten Gejeßed zur Seite, und zwar kraft des Gefehes 
($. 42), nicht kraft befonders erteilter Vollmacht, wie dieſe 
fonft erforderlich ijt.!® 

Der Staatsfelretär trägt fomit a) fraft der 
Gegenzeihnung die Berantwortlidhleit für die 
Sandesherrliden Funktionen des Stattbalters, 
b) fraftderihmgefeglich und zmarganz generell 
zugewiefenen Stellvertretung die Verantwort— 
lihfeit für alle fonftigen Amtöhandlungen 
des Statthalters. Es liegt alfo lediglich im freien 
Belieben des lehteren, die Verantwortlichfeit des Staats⸗ 
fefretärd abzugrenzen, und in jedem Yalle kann der Statt- 
halter jede in den Bereich der Stellvertretung fallende An- 
gelegenheit felbjt vornehmen ($. 4°). Wer im einzelnen 
Falle die Verantwortlichleit trägt, Statthalter oder Staats⸗ 
ſekretär, ergiebt fich lediglich aus der Unterfchrift des betr. 
Erlaſſes; der Statthalter Tann aber nicht die Verantwortung 
vor dem Reichdtag für einen von ihm unterzeichneten Erlaß 
dem Staatsfefretär zumeifen. 

Gegenüber dem Landesausfchuß beiteht eine Verantwort- 
lichkeit juriſtiſch nicht.!? 


15 Ebenſo Laband I, 748 1° Sten. Ber. 1617. 
und bef. über eine fehlerhaftel 17 Sten. Ber. 1748 (Ab. 
Praxis 7447, MWindtborft). Labandl, 7 
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II. Das TLandesminiflerium ($. 3).18 


Die Centralverwaltung für Elfaß-Lothringen, bisher 
geführt a) vom Oberpräſidium, b) vom Reichskanzleramt 
für Elfaß-Lothringen, c) vom Reichsiuſtizamt, geht an ein 
Zandesminifterium über, an deſſen Spite der Staatsſekretär 
ſteht. Das Minifterium ift nicht kollegialiſch organifiert, 
aber in Abteilungen gegliedert, welche von Unterftaats- 
fefretären geleitet werden; auch dem Staatzfelretär fann 
bie Leitung einer Abteilung übertragen werden ($. 5). Im 
übrigen wurde die Organifation Faiferlicher Verordnung vor- 
behalten.” Auf das Landesminifterium geht ferner eine 
Reihe von Funktionen des Bundesrates Binfichtlih der 
Zandesbeamten über ($. 8). Vom Minifterium wird ferner 
das eljaß-lothringifhe Gefehblatt herausgegeben ($. 22). 
Die Unterftaatsjefretäre tragen für ihre Neflorts nur die 
disziplinarifche, nicht aber die Fonftitutionelle Verantwort⸗ 
lichleit ; Die legtere liegt nur dem Statthalter bezw. Staat3- 
felretär nach den oben dargelegten Grundſätzen ob; daraus 
folgt, daß dieſe Träger der Verantwortlichleit dad Necht 
haben müfjen, jederzeit Amtshandlungen im Bereich der 
einzelnen Reflort® der Unterftaatsfefretäre vorzunehmen 
(ſ. oben S. 542f.). Selbftändig in dem Sinne 3. B. des 
preußifchen Minifterialfyftenes find die elfaß-lothringifchen 
Reſſorts demnach nidt. 

Der Staatsſekretär, die Unterftaatsfefretäre und Minifte- 


„thatfählich ift die Berantwort- | 19 Solche ergingen unter dem 
fichteit nur dem Landesausſchuß 23. Juli 1879, 29. Juli 1881, 
gegenüber verwirklicht.” 5. Juni 1882, 25. April 1887, 

8 Leoni 241 ff, Zaband I, |21. April 1882. 

745 ff.; Hänel SIR. I, 829 f. 
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rialräte werden vom Kaiſer ernannt und entlaflen, die 
übrigen höheren Beamten vom Statthalter, Die niederen vom 
Staatöfefretär ($. 61). Staatöfelretär und Unterftaatz- 
fefretäre können mit Gewährung bes gejeglichen Wartegeldes 
jederzeit einjtweilig in Ruheſtand verſetzt werben ($. 6? vb. 
Reichsbeamtengeſ. $. 25), fie können ferner jederzeit auch 
ohne eingetretene Dienftunfähigkeit ihre Entlafjung erhalten 
und fordern; der gefegliche Penfionsanfpruch beſteht jedoch 
nur dann, wenn fie mindeftens zwei Jahre das Amt be- 
Heidet haben ($. 6? vb. Reichsbeamtengeſ. $. 35). Die 
fämtlihen Beamten des Minifteriums find elfaß-[othringifche 
Zandesbeamte nah Maßgabe des G. v. 28. Dez. 1873 
(GBl. f. E.-2. 479) (8. 68).20 


IV. Vertretung im Bundesraf ($. 7). 


Dem Statthalter ift geftattet, „zur Vertretung der Vor⸗ 
lagen aus dem Bereiche der Landesgefehgebung, ſowie der 
Intereſſen Elfaß-Lothringen? bei der Reichsgeſetzgebung“ 
Kommiſſarien in den Bundesrat zu entjenden; die Zahl 
derfelben ift nicht beftimmt; die Vertreter Elfaß-Lothringens 
haben nur beratende, nicht befchließende Stimme; ihre In— 
ftruftionen empfangen fie vom Statthalter. Bevollmächtigte 
zum Bundesrat im Sinne ber Neichöverfaffung find die 
Vertreter Elfaß-Lothringens fomit nicht und fünnen Dies 
nad der ftaatsrechtlichen Stellung des Reichslandes nicht 
fein. Site haben demnach keinerlei Rechte im und am 


Bundesrat. Es fteht dem lebteren völlig frei, diefelben zu 
20 fiber die elſ.⸗lothr. Verwal-| 21 Leont 282. 
Aungöornanifation ſ. G. Meyer, 
Lehrb. 899 f. 
Zorn, Staatsrecht J. 2. Aufl. 35 
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hören und ihr Votum zu berüdfichtigen. Nad der Geſch.O. 
v. 26. April 1880 $. 4 können die elfaß-lothringifchen 
„Kommiffare”“ an den Beratungen teilnehmen, Anträge 
jtellen, mit Referaten beauftragt werden; die Vorlagen find 
ihnen zuguftellen. 


V. Der Staatsrat (88. 9, 10).22 


Als beratendes Regierungsorgan wurde ferner in bie 
ftaatsrechtlihe Drganifation des Reichslandes der Staats- 
rat eingefügt. 

Demfelben gehören kraft ihres Amtes an: der Staats⸗ 
ſekretär, die Unterjtaatsfelretäre, der Präfivent des Ober- 
landesgerichtes und der erfte Beamte der Staatdanwaltfchaft ; 
ferner ernennt der Kaifer 8-12 Mitglieder auf je 3 Jahre, 
der LZandesausfhuß hat das Recht, dem Kaiſer 3 diefer 
Mitglieder in Vorfchlag zu bringen, ohne daß der Kaifer 
hieran gebunden wäre. 

Den Borfit im Staatsrat führt der Statthalter, bei 
Berhinderung desfelben der Staatsfefretär. Die Gejchäfte- 
ordnung feitzuftellen ift dem Kaifer vorbehalten. 

Die Funktionen des Staatsrates find: 

1. Borberatung und Begutachtung von Gefegentwürfen, 

fowie allgemeinen Vollzugsverordnungen; 


22 Vol. hierher die Rede des | orbentlichen EN in Hirths 
Abg. v. Buttlamer-Lömwen- | Ann. 1875, 1321 ff.; derſelbe, 
berg im Reichdtag, Gten. Ber. | das öffentliche Recht und bie 
1630; ferner über den franzöf. | Verwaltungsgerichtäbarkeit in 
Conseil d’Etat 1758 ff.; ferner | Elfaß-Lothringen, ebenda 1876, 
Leoni a. a. D. 245 f., 287 f.; 208 Tr 897 ff. Der Staatsrat 
Laband I, 747; v. Stengel: |ift durch die Faiferliden Er- 
die Übertragung der Verwal⸗ | nennungen Tonftituiert worden. 
tungsrechtſprechung auf die 
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2. Erledigung der ihm vom Statthalter außerdem vor- 
gelegten Angelegenheiten ; 

8. Erfüllung der ihm etwa durch die Landesgejehgebung 
überwiejenen Angelegenheiten. 

Bet 1. handelt es fi) um ein definitiv feftgeftelltes Recht : 
Geſetze und allgemeine Bollzugäverordnungen mü fen dem 
Staatsrat zur Vorberatung vorgelegt werden, bei 2. um 
eine dem Statthalter generell erteilte Fakultät, bei 3. um 
einen Vorbehalt für die Landesgeſetzgebung, der bis jeßt 
eine Ausführung noch nicht gefunden hat.2® 


VL Ber Landesausſchuß (88. 12—21, dazu ©. v. 23. Mai 
1884 [R0Bl. 98]).% 

Die elfaß-lothringifche Volfävertretung, der Landesaus⸗ 
ſchuß, wird durch die neue Gejehgebung nicht wefentlich 
bezüglich ihrer Kompetenz, wohl aber bezüglich ihrer Zu- 
fammenfegung berührt. Der Landesausfhuß ift nad wie 
vor das Organ zur orbentlihen Mitwirkung bet Herftellung 
der Landesgeſetze ($. 21°). Während er aber bis jegt nur 
aus 80 Mitglievern beftand, je 10 für Oberelfaß, Unter- 
elfaß und Lothringen, wird nunmehr die Zahl der Mit- 
glieder auf 58 erhöht, und zwar find 34 von den Bezirks⸗ 


38 Das Geſetz behält vor, daß 


dem Staatsrat „beichließende” 
Funktionen übertragen werden; 
nad) Ausweis der Verhandlungen 
im Reichstag bezieht fich dies 
fpezgiel auf die Bermaltungs- 
gerichtsbarkeit —— Inſtanz, 
welche vom kaiſerlichen Rat an 
den Staatsrat oder eine Ab⸗ 
teilung desſelben übergehen follte. 
Sten. Ber. S. 1155 (Abg. 


Nortb), vgl. au Motive 
Ant. 1586. 

% Leoni a. a. D. 282 ff., 
263 f.; Laband I, 739: „ftell- 
vertretender Spezialreichätag”, 
„Surrogat des Reihdtages ; 
Hänel StR. I, 832°, richtig 
gegen H. Meyer, Lehrb. 8. 141°, 
ratig auch Stöber im Ardiv 


35* 
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tagen nah Maßgabe der Taiferl. Verordnung v. 29. Okt. 
1874 aus ihrer Mitte zu ernennen (10 für Oberelfaß, 11 
für Lothringen, 13 für Unterelfaß) ($. 12), 4 weitere von 
den vier großen Städten des Landes, Straßburg, Meb, 
Kolmar, Mühlhaufen, aus der Mitte der Gemeinderäte, 
endlih find 20 Mitglieder von den Landkreiſen ($. 18) 
nad folgendem Wahlmodus auf je 3 Jahre zu wählen: 

„Die Wahl in den Kreiſen wird derart vorgenommen, 
daß die Gemeinderäte aus ihren Mitgliebern, in Ge- 
meinden mit weniger ald 1000 Einwohnern einen Wahl⸗ 
mann, in Gemeinden mit über 1000 Einwohnern für 
je volle 1000 Einwohner mehr, einen Wahlmann mehr 
wählen. 

Die Wahlmänner jeden Kreifes wählen den Abgeord- 
neten desſelben. 

Die Wahlen der Abgeordneten werden innerhalb vier 
Wochen nah der Wahl der Wahlmänner vorgenommen. 
MWählbar zum Abgeordneten ift, wer das aktive Gemeinde- 
wahlrecht befigt und im Bezirke feinen Wohnſitz bat. 

Die Wahlen der Wahlmänner und der Abgeoroneten 
geſchehen in geheimer Abftimmung auf drei Jahre. 

Das Recht des Wahlmannes, ſowie der von den Ge- 
meinderäthen unmittelbar gewählten Abgeorbneten erlifcht 
mit der Mitgliedfehaft im Gemeinderat” (88. 14, 15). 

In Gemeinden mit aufgelöftem oder fuspenbiertem Ge- 
meinberat ruht das Wahlreht ($. 16). Die fo gewählten 
Mitglieder haben wie die aus der Mitte der Bezirkstage 
gewählten Mitglieder vor dem Eintritt in den Bezirkstag, 
vor dem Eintritt in den Landesausſchuß dem Kaifer Treue 
zu fchwören ($. 18); die Ausübung des Mandates ift hier- 
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von rechtlich bebingt.2° Der Landesausfhuß wird vom 
Statthalter zu feinen Sigungen berufen, eine obligatorifche 
Verpflihtung zur Berufung beiteht jedoch nicht. Seine 
Präfidenten und Schriftführer wählt der Landesausfhuß 
felbjt; ebenfo giebt er fich feine Geſchäftsordnung. Das 
Recht, den Landesausſchuß zu vertagen oder aufzulöfen, ift 
dem Kaifer vorbehalten ($. 19 Abf. 1); die Auflöfung des 
Landesausſchuſſes zieht die Auflöfung der Bezirkstage 
nah fih (8.19 Abf. 2); die Neumahlen zu den Bezirks—⸗ 
tagen haben alsdann binnen 8, die zum Landesausſchuß 
binnen 6 Monaten vom Termin der Auflöfungsverorbnung 
ab zu erfolgen ($. 19 Abf. 3). 

Die Kompetenz des Landesausſchuſſes wurde nur info- 
fern erweitert, als ihm auch das Recht zur Initiative bei 
Geſetzesvorſchlägen, ſowie dad Necht, vem Ministerium Peti- 
tionen zu überweifen, eingeräumt wurde ($. 21 Abſ. 3). Bis 
dahin konnte der Landesausfhuß nur auf Initiative der 
Regierung in die Beratung von Gefegentwürfen eintreten. 

Die Mitglieder und Kommifjare dez Minifteriums können 
jederzeit im Plenum und den Konmmiffionen des Landesaus⸗ 
ſchuſſes das Wort ergreifen ($. 20). 

Die Verhandlungen find öffentlich und deutſch; Mit- 
glieber, die der deutfchen Sprache nicht mächtig find, dürfen 
deutfche Neben verlefen (Gef. v. 23. Mai 1881, RGBl. 
98, in Kraft feit 1. März 1882). Die ftraf- und prozeß- 
rechtlichen Privilegien der Volfsvertretungen (RSt GB. 88.11, 
12, 105, 106, 339 Abf. 2. StPO. 88.49, 72. GPO. 


5 Über die Wahlprüfungen |v. 1. Dit. 1879 vgl. Labanb 
nach dem Gef. v. 22. Juni 1838, | I, 740. 
Art. 50 ff. und der Verordnung 
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88. 847, 867, 785, 786) gelten au für den eljaß- 
lothringiſchen Lanvesausfchuß.?* 


VIL Ber kaiſerliche Rat ($. 11, ob. ©. v. 31. Dez. 1871 8. 8). 


Steuerreflamationen, Gemeindewahlen, Streitigfeiten 
über Benugung von Gemeindegütern 2c. gehörten nad fran- 
zöſiſchem Recht in erfter Inſtanz vor die conseils de pre- 
fecture, an deren Stelle unter der deutſchen Verwaltung 
die Bezirksräte traten, in zweiter vor den Staatörat. Die 
legtere Inſtitution als Vermaltungsgerichtähof II. Inſtanz 
wurbe vorerft beibehalten und mit den Funktionen desfelben 
das Kollegium der Räte des Oberpräfiviums ala „Taiferlicher 
Rat“ betraut. Nah Auflöfung des Oberpräfidiums ift der 
faiferliche Rat vorläufig aufrecht erhalten worden und foll 
aus 10 frei vom Kaifer zu ernennenden Mitgliedern beftehen. 
Seine Kompetenz ift durch die Spezialgefeßgebung normiert. 
Die Inftitution des kaiſerlichen Rates ift jedoch nad) der 
Erklärung des Negierungsvertreterd in den Reichstagsver⸗ 
bandlungen nur ein „Notbehelf”, „an defjen Stelle eine 
andere zwedmäßige Einrichtung zu ſetzen fein werde”. 

VIII. Durch befondere geſetzliche Vorſchrift wird all- 
jähtlih der Reichsrechnungshof zur Kontrolle der 
Finanzwirtſchaft des Reichslandes nah Maßgabe des für 


” Zaband I, 741. durch⸗ Landta Squalität des Landes- 
ns den „gbenfo — AA ausſchuſſes“ bei. 
eyer, Lehr 
40418, auf Grund einer Bud- 37 Bol. die Rede des Staats- 


ftabeninterpretation der betr. | Jefrefärß © "is. im Reichstag, 


Sten. Ber. 1 ,‚ ſowie die 
gang ben Yusführungen von oben ©. 499° — Litte⸗ 
Stöber im Arch. f. Off. R I, zatur; ferner Leoni a. a. O. 


659 ff. in der Frage über „die 
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Preußen und das Neich geltenden materiellen Rechtsfähe 
berufen. 2° (©. oben ©. 469 ff.) 

IX. Die im Reichsland fungierenden Beamten find 
ftaatsrechtlih Reichsbeamte; da jedoch für die befonderen 
Berhältnifle des Reichslandes neben dem allgemeinen Reichs⸗ 
beamtenrecht noch mehrfach befondere Vorfchriften erforber- 
lid waren, baben die eljaß-lothringifchen Reichsſpezial⸗ 
beamten eine den Landesbeamten thatfähhli analoge Recht3- 
jtelung erhalten, insbeſondere dadurch, daß fie aus ber 
elfaß=lothringifchen Landeskaſſe ihr Gehalt empfangen.?? 


8. 21. 
Meh und Reichsland. 


Als Elfaß-Lothringen dem Deutſchen Reiche einverleibt 
wurde, verlor es einerjeit3 die Reichsſtellung einer einfachen 
Provinz, weldhe das Land im franzöfiiden Staatsweſen inne- 
gehabt Hatte und erhielt andererfeits doch nicht die Stellung 
eines autonomen Gliebftaates im Deutfchen Reiche,? ver 
wie die übrigen Gliedftaaten zu feinem Teile Mitträger ber 


28 9 gel v.14. Mai 1894 (XGBl. ale > alle erlihes Kronland, 
878; Stöber im Arc. 
” Gef. v. 15. Oft. 1873, fo- — "sn. R. L, 654 
wie die von adand T, 7491| 2 Nur Seydel. Komm. 31, 
angegebenen Geſetze Die von und nah ibm Leoni 223 f. 
Zaband 747 ft. “ entwidelte erflären Elfaß- Lothringen für 
grundſätzliche Auffaflun ng, st zu⸗ |einen „Staat”; als „forporas 
treffend gegen Leoni 249 und | tives Gemeinwefen“ betrachten 
Löning TR. 78 („mittelbare” |da8 Reichsland Löning 
Reichsbeamte). 99, und G. Meyer, Staatsr. 
I Lönin 178 fi; Meyer, * 138. Dagegen Laband J, 
Lehrb. 88. 138 ff.; Labanb L, 71495; Häne StR. I, 8301; 
710 ff.; ferner die anonyme Stöber im Ardiv f. öff. R. I, 
Schrift: Eljaß- Lothringen | 646 ff. 
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Keichsfouveränetät wäre. Elfaß-Lothringen wurde 
nicht gleihberehtigtes Mitfubjelt der Reichs— 
jouveränetät wie die Glieditaaten, fondern 
e3 wurde nur Objekt der Reihsfouveränetät, 
wurde „Reichsland“. Nur als folches bildete es in 
feiner ſtaatsrechtlichen Pofition ein Analogon zu den Einzel- 
ftaaten, indes alles, was ſich auf die Mitträgerfchaft der 
Reichsſtaatsgewalt durch die Einzelftanten bezieht, bei Elfaß- 
Lothringen megfiel?_ „Objektiv fällt die Unterſcheidung 
zwifchen Reichsgewalt und Staatsgemwalt in Eljaß-Lothringen 
volljtändig zufammen mit der verfafjunggmäßigen Kompe⸗ 
tenzabgrenzung zwiſchen Reich und Einzelitaaten ; fubjeftiv 
aber jtehen beide Klaflen von obrigfeitlihen Befugniffen 
im Reichslande demjelben Berechtigten, nicht wie im übrigen 
Reichögebiete zwei verfchiedenen Berechtigten, zu" (Laband). 

Darnach mußte das Reichsland alle Laften und Pflichten 
des Reichsverbandes mittragen, ermangelte aber aller Rechte, 
die diefer Verband den Einzeljtaaten als folden bot. 
Eljaß-Lothringen teilte mit allen Gliedſtaaten das Verhältnis, 
vom Reid regiert zu werden; es teilte aber nicht 
mit den übrigen Gliedftaaten das Recht, in verfafjungs- 
mäßiger Form ſelbſt mit zu regieren. Und aud in 
eriterer Beziehung beftand eine Verfchiebenheit für das 
Neichsland gegenüber den Gliedſtaaten: während bei den 
legteren die Sphären der Reichskompetenz, der einzelftant- 


2 S. die erfchöpfende Erörte- | Stöber im Arc. f. öff. R. J, 
zung bei 2aband I, 711 f.|656 ff., der gegen dag „nur Ob» 
Über die Bezeichnung „Reiche | jeft“ Solemihert, da die Eljaß: 
land” 7123, über den mangeln- | Zothringer als „Bürger“ des 
den Staatächarafter 7142; auch | Reiches au Mitſubjekt feien. 
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lichen Selbftverwaltung auf Grundlage von Reichögefeken 
und der einzeljtaatlihen Selbſtgeſetzgebung unterſchieden 
werben müſſen (j. oben 3. 5), war für lebtere im Reichsland 
zunädft fein Raum, da eigene Organe partifularer Geſetz⸗ 
gebung nicht vorhanden waren; eine partifulare Selbitver- 
waltung wurde zwar alsbald eingerichtet, aber auch dieſe 
verlief jehr viel mehr in die eigene Reichsverwaltung, ala 
dies bezüglich der Einzelftaaten der Fall war. 

Die Neichsverfafiung, fowie die ganze auf Grund der: 
felben ergangene Spezialgefeßgebung hat jelbftändige Staats⸗ 
gebilde, die ala ſolche an der Bildung des Reichsſtaats⸗ 
willen? teilnehmen und die erforderlihenfall® auch durch 
eigene Organe zur Durchführung der Reichsgeſetzgebung mit- 
wirten fönnen, zur notwendigen PVorausfegung.* Für 
Elfaß-Lothringen fehlt diefe Voraus ſetzung. Demgemäß 
fonnte es fi bei der Einbeziehung diefer Länder in den 
ftaatörechtlicden Organigmus des Reiches nicht darum handeln, 
die Reichsverfaſſung einzuführen, fondern vielmehr nur 
fie für den neuen Beftandteil des Reiches anzupajfen. 

Die hiftorifche Entwidelung zeigte, daß die Organifation, 
die man im Anfange dem Reichgland gegeben hatte, nicht 
haltbar mar: die PVerhältniffe des letzteren waren allzu 
anomal gegenüber den Berhältnifien der Gliebftaaten, und 
e3 fonnte fi von Anfang an nur fragen, wohin die Ent- 
widelung des Reichslandes fich rihte, ob zur Einver- 
leibung in einen der bisherigen Gliedftaaten 
des Neihes oder zur Konftituierung eines 
eigenen neuen Gliedſtaates. Einen feiten Abſchluß 
bat die Entmwidelung dermalen noch nicht gefunden, doc) 


* Bol. Laband 1, 711. 
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mar der bisherige Gang zweifellos nach der lekteren Alter: 
native gemenbet, fomohl mas den pofitiven Ausdrud des- 
felben in der Gefehgebung, ald mas die Abfichten der ver- 
bündeten Regierungen und die Wünſche der Bevölkerung 
des Reichslandes felbft betrifft. 

Ein erſter Schritt nach diefer Richtung lag ſchon darin, 
daß dem elfaß-lothringifchen Dberpräfidenten ein großes 
Map von Selbftändigfeit und ein viel weiterer Kreis von 
Machtbefugniffen eingeräumt wurde, ald dies bei den 
preußifchen Oberpräfidenten der Fall iſt. Immerhin aber ſtand 
neben dem Öberpräfiventen in Straßburg ala Gentralbehörde 
noh die Abteilung des Reichskanzleramtes für Cljaß- 
Lothringen in Berlin, und die Gentralverwaltung lief, ſo⸗ 
wohl fomweit fie in Straßburg als fomeit fie in Berlin ge= 
führt wurde, in den Reichskanzler ala verantwortlichen 
Minifter aus. Seitdem kraft des Gef. v. 17. März 1878 
ein Spezialftellvertreter des Reichskanzlers für Elfaß- 
Lothringen in der Perfon des Unterſtaatsſekretärs, der an 
der Spitze des Reichöfanzleramtes für Elfaß-Zothringen ftand, 
beitellt wurde, war diefer dem Oberpräſidium übergeordnet, 
und es trat noch klarer als früher hervor, daß Elfaß- 
Lothringen ſtaatsrechtlich nur Verwaltungsdiſtrikt des Reiches 
war. Died Verhältnis war aber nad anderer Richtung 
bereitö fehr entfchieden durchbrochen worden, und die Tendenz 
drängte gerade zur entgegengefebten Entwidelung. 

Ein erfter Schritt zur felbftändigen Konftituierung des 
Reichslandes als Gliedftant war die Einfügung desfelben 
in den Verband des Reichstages. Diefelbe erfolgte mit 
Einführung der Reichsverfaſſung vom 1. Sanuar 1874 ab. 
Zwar wurde feine jelbftändige eljaß-Iothringifche „verbündete“ 
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Regierung fonftituiert, von einer Vertretung des Reichslandes 
im Bunbdesrate konnte folglich nicht die Rede fein, aber 
dem elſaß⸗lothringiſchen Beftandteil des deutſchen Volkes 
wurden von jenem Zeitpunkt ab die nämlichen Rechte der 
Teilnahme an der Bildung des Reichsſtaatswillens ein- 
geräumt, welche alle anderen Bruchteile des deutfchen Volkes 
haben. Im übrigen blieb das Reichsland nah wie vor 
Provinz und Verwaltungsdiſtrikt des Reiches. Durd feine 
Vertreter im Reichätag aber nahm Elfaß-Lothringen an der 
Regierung des Reiches wenigſtens inſoweit Teil, als dem 
Bolfe neben den Regierungen eine ſolche Teilnahme durch 
die Reichsverfaſſung eingeräumt iſt. 

Einen weiteren Schritt auf diefem Wege bezeichnet das 
Geſetz v. 2. Mai 1877. Daß fchon zuvor die Reichsgeſetz⸗ 
gebung nad ihrem Inhalte fi fonderte in die wirkliche 
centrale Reichögefeßgebung und in eljaß-lothringifche Landes⸗ 
gejeßgebung, mar eine notwendige folge der thatfächlichen 
Berhältniffe: die Form aber war für beide Arten der Reichs⸗ 
gefeßgebung feit 1. Januar 1874 die nämliche, abgejehen 
von dem äußerlich nicht hervortretenden Unterſchiede, daß 
die wirklichen Reichsgeſetze der Bundesrat, die eljaß-lothrin- 
giſchen Landesreichsgeſetze kraft gefeglicher Delegation der 
Kaifer fanktionierte. 

Indem durd das G. v. 2. Mai 1877 der Landesaus⸗ 
ſchuß zum befchließenden Faktor der NReichögefeßgebung 
neben dem Reichstag erhoben wurde, wurde auch der Form 
nach die Möglichkeit partifularer Landesgeſetzgebung gefchaffen, 
wenn auch noch nicht mit der gleichen Selbitändigfeit, welche 
die übrigen Landesgeſetzgebungen im Reiche haben.’ 


5 Hänel StR.I, 832. Wenn Laband mit Net fi gegen 
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Den lebten und bedeutendften bisher nach diefer Rich⸗ 
tung gemachten Schritt repräfentiert endlich das Gefet vom 
4. Sult 1879. Dasſelbe ftellt in weitem Umfange bie 
Borausfegungen eines felbftändigen Staates für Elfaß- 
Lothringen feſt. Der Kaifer zwar bleibt prinzipiell Träger 
der Iandesherrlichen Befugnifje, aber er fubdelegiert diefelben 
zu großem Teile einem im Lande reftdierenden und nur 
mit den Angelegenheiten desſelben betrauten Statthalter; 
wenn auch zunädft das Geſetz nur fafultativ gefaßt ift, fo 
waltete dabei doch die beitimmte Abfiht ob, die Einridh- 
tung, falls fie fi bewähre, zu einer dauernden zu machen. 
Statthalter und LZandesminifterium bilden ferner eine voll- 
fommen felbftändige centrale Landesverwaltung, wie foldhe 
die anderen Bundesftaaten fachlich ebenfalld befiten. An 
der Bildung des Reichsſtaatswillens nimmt Elfaß-Lothringen, 
abgefehen vom Reichstag, zwar noch nit in befhließen- 
der Weife Anteil, doch ift ihm das Recht eingeräumt, 
wenigitend durh beratende Vertreter, die im Bundesrate 
Sit haben, darauf einzumirken. 

Damit find die weſentlichſten Vorausfehungen für die 
nämliche ftaatsrechtlihe Eriftenz des Reichslandes gefchaffen, 
deren die Einzelftaaten fich erfreuen: eigene Gentralverwal- 
tung, eigene Partikulargeſetzgebung in Eonftitutioneller Form ; 


diejenigen Schriftfteller erflärt, | zeichnen; auch Hier wird viel- 
welche dem Landesausfchuß den | mehr der von Laband ©. 761 
Rechtscharakter eines Brovinzial- | vortrefflich entwidelte juriftifche 
landtages vindizieren, jo darf | Gedanfe am Autreffenbiten durch 
er auch die elſaß⸗lothringiſchen die Bezeichnung, Spezial⸗Reichs⸗ 
„Landesgeſetze“ nicht als „Pro⸗ geſetze“ ausgedrückt. 
Binzialgefeße bes Reiches“ be⸗ 
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eigene Organe zu einer (wenngleich noch modifizierten) Teil- 
nahme an der Feſtſtellung des Reichsſtaatswillens. 
Unterfchiede gegenüber den Einzelftaaten beftehen noch: 
erſtens infofern ala ver Chef der Selbftverwaltung® des 
Reichslandes Subbelegat des Kaifers ift, welch letzterer nad) 
wie vor als Delegat der verbündeten Regierungen Träger 
der elfaß-Iothringifchen Staatsgewalt bleibt. Zweitens in⸗ 
fofern als Elfaß-Lothringen nur beratendes Votum im 
Bundesrat hat. Drittens infofern als der Reichstag noch 
die rechtlihe Möglichkeit hat, an Stelle des elfaß-lothrin- 


giſchen Landesausſchuſſes ald Organ der partifularen Gefeb- 


6 Laband I, 717 f. lehnt bie 
Möglichteit einer „Selbjtver- 
mwaltung” für Eljaß-Lothringen 
überhaupt ab und erfennt nur 
an, daß „die Verwaltung dezen- 
tralifiert fein könne in dem⸗ 
[etben Maße wie im übrigen 

eiche”, dies fei aber „Neich8- 
verwaltung, nicht Selbftvermal- 
tung." Diejer Gegenfat aber tft 
nicht vorhanden: die Selbftver- 
maltung der preußifchen Städte 
ift Selbftvermwaltung und doch 
preußifche Verwaltung. Gerade 
für denjenigen Zweig der Ber- 
mwaltung, den Laband fo zu- 
treffend als Selbftverwaltung 
im Reiche harafterifiert, bürfte 
ein Unterfchied zwiſchen Einzel: 
ftaaten und Reichsland nicht be= 
ftehen, indem hierfür beim Reichs⸗ 
land die Er en des 
Einzelftaates: ein jelbftändiger 
Behördenorganigmug hergeftellt 
murde, der juriftifch ebento ein 
fpezialreich8rechtlider ift, wie 


das eljaß-lothr. Landesgejeßblatt 
ein Spezial » Reichögefegblatt. 
Mit der Annahme einer eljaß- 
fothr. Selbftverwaltung wird 
man weder zu der Annahme 
eines eljaß-lotir. „Staates“ 
en 2eoni), noch eines 
elbftändigen „forporativ geſtal⸗ 
teten Gemeinweſens“ (Zöning) 
genötigt. Ebenſo verhält es ſich 
mit der elfaß-lothr. Autonomie: 
auh fie iſt „Spezial-Reich3- 
eſetzgebung“. In allen diefen 
eziehungen ift das ſtaatsrecht⸗ 
lihe Verhältnis genau das 
gleiche, wie dies in finanzredt- 
liher Hinfiht von Laband IT, 
727 fi. ſehr zutreffend audge- 
führt wird; daß es fich bei ben 
—X „nicht um ftaatliche 
oheitsrechte und ftaatliche Auf- 
gaben, fondern um vermögen?» 
rechtliche Anſprüche und Leiſt⸗ 
ungen handelt”, Tann unter 
feinen Umſtänden zugegeben 
werben. 


558 Bud VI Elſaß⸗Lothringen. 


gebung einzutreten. Viertens infofern als das Reichsland 
unfähig aller felbftändigen internationalen Beziehungen ift, 
auch infomweit ala ſolcher die Einzelitanten dermalen noch 
fähig find (f. darüber oben S. 501 f.). 

Auch nach anderen Richtungen finden fih im Reichslande 
die Vorausfegungen zu einem felbftändigen Gliebftaate des 
Reiches gegeben: Elfaß-Lothringen bat wie ein Landes= 
minifterium fo auch Landesbeamte; zwar gelten für die 
Verhältniſſe diefer Beamten die materiellen Vorſchriften des 
Reichsbeamtengeſetzes, ihr Gehalt aber empfangen die Landes⸗ 
beamten aus der Zandesfaffe.” Dies führt auf ein weiteres 
Moment der Selbftändigfeit: den elfaß-lothringifchen Landes⸗ 
fisfus, Aber auch diefer Landesfisfus ift nicht mehr und 
nicht weniger als ein Spezialreichsfiskus und ließe ſich un= 
möglich auf blos privatrechtlide — „vermögensrechtlihe" — 
Gefichtspuntte, wie Laband will, fonftruieren. Der Sprad- 
gebrauh „Staat“ in einzelnen Finanzgefegen bezieht fich 
auch nicht auf den Staat ala Fiskus des Privatrechts, 
fondern auf den Staat ala Allgemeinbegriff.? Die Laften 
der Landesverwaltung wurden von Anbeginn nicht aus 
der Reichskaſſe, fondern aus der Landeskaſſe beftritten, und 
damit von Anbeginn die Identität von Reich und Reichs⸗ 
land in einem der widtigiten Punkte thatſächlich durd- 
riffen.? Elfaß-Lothringen bezahlt ſelbſt jeine Verwaltung 

G. v. 15. Dt. u. 23. Dez. | 387), durch welches das Neichs- 
1878 (SBL. rs) Dal. gaband getet vd. 25. Mat 1873 über 
I, 727 die Rechtsverhältniſſe ber zum 

©. Dagegen Zaband I], sienftlichen Gebrauh einer 
127 f., 729 f. Reichsverwaltung beſtimmten Ge⸗ 


° Die Baſis hierfür bildet dad | genftände im Neichdland einge- 
©. v. 8. Dez. 1873 (E.L. GBI. Fahrt murbe. 
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und wird zu den Matrikularumlagen ganz in der Meife 
beigezogen wie die Gliedſtaaten des Reichez,!? bat feinen 
Anteil an Reichskaſſenſcheinen empfangen und zahlt ein 
Averfum für die Braufteuer an die Reichskaſſe. Demgemäß 
mußte für Elfaß-Lothringen ein Syftem von Landesſteuern 
und Abgaben eingerichtet werden, deren Ertrag in die 
Landes-, nit in die Reichskaſſe fließt. Zu letterer trägt 
das Reichsland nicht mehr und nicht in anderem Maßſtabe 
bei, als die Gliedſtaaten. Seitdem ein felbjtändiger elfaß- 
lotbringifcher Landesfiskus befteht, Tann das Reichsland auch 
unabhängig vom Reiche Schulden fontrahieren.!1 
Ausnahmerechte im technifchen Sinne des Wortes Tann 
Elfaß-Lothringen, da es nicht „einzelner Bundesstaat” ift (NR. 
Art. 78 Abſ. 2), ebenfomwenig wie Mitgliebfchaftsrechte haben. 
Materiell aber hat das Reichsland bezüglich der Befteuerung 
des Bieres gemäß Reichsgeſ. v. 25. uni 1873 (RGEBl. 161) 
SS. 4, 5 das gleiche Ausnahmerecht, wie Die ſüddeutſchen 
Staaten (f. oben 8. 5 ©. 119 ff.), nur finden darauf die 
Vorſchriften des Art. 78 Abf. 2 nicht Anmenbung.!? 
Eine ganz befondere Anomalie bildet die eljaß-lothrin- 
giſche Stantsangehörigfeit."T Wie oben $. 11 ausgeführt, 
ift die Staatsangehörigfeit im Deutfchen Reiche prinzipiell 
Reichgangehörigkeit, formell aber Landesangehörigfeit. Die 
leßtere ift pofitive Vorausfegung der erfteren. Da Elfaß- 


10 Uber die auf Staatäver-| 1% Laband 1 720. 
Pa melde vom Reich abge-| 13 “. band I, 721 ff.; da: 
en find, beruhenden den Faen . Mey er in Hirtde 
ihtungen der Landeskaſſe f. | Ann. 1876, 678 [.; Leoni Kai 
2aband I, 728. Zutzeffend Hänel SLR. 
u Sabandı, 728%; vönin f.: „Ausſchnitt aus * 
32 ff.; Hänel StR. I , 733 f. | Reichdangehörigfeit.” 
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Lothringen fein Staat ift, Tann es bearifflich auch feine 
elfaß-lothringifche LZandesangehörigfeit geben, fondern Die 
Elfaß-Lothringer wären darnach ohne einzelftantliche Ver⸗ 
mittelung NReichdangehörige.e Dies ift auch die Rechts— 
auffaffung und der Sprachgebrauch der Beitimmungen Der 
Friedensverträge.1* Gleichwohl wurde das Geſetz v. 1. Juni 
1870 über Erwerb und Verluſt der Staatsangehörigfeit 
auch im Neihsland eingeführt, und es wird troß der darin 
liegenden Anomalie auf Grund dieſes Geſetzes auch in 
Eljaß-Lothringen ebenfo verfahren, als fei das Reichaland 
Einzelſtanat. Das Wahlreht zu den eljaß-lothringifchen 
Kommunalvertretungen, aus melden auch der Landesaus⸗ 
ſchuß hervorgeht, iſt jedoch nicht bedingt durch die „elfaß- 
lothringiſche Staatsangehörigfeit”, ſondern wahlberechtigt 
wie wählbar ift „jeder Deutjche”, der im Reichsland fein 
Domizil hat (G. v. 24. Januar 1873 88. 3, 6).15 

Die ſtaatsrechtliche Stellung Elfaß-Lothringens im Deut⸗ 
chen Reiche ift fomit zur Zeit noch eine durchaus anomale: 
jo wie die Verfafjung des Landes urjprünglich organifiert 
war, bilbete fie geradezu einen Gegenfat zu den Prinzipien 
der NReichöverfaflung. Schritt vor Schritt Hat man im Ber- 
laufe eines Dezenniums diefen Gegenfag zu mildern gefudt, 
und die neuefte Organifation des Reichslandes fteht bereits 
den Prinzipien der Reichsverfaſſung fehr nahe. Entwideln 


14 ©. die durdaus zutreffen- | der Reichsgeſetzgebung entgegen- 

den Erörterungen hierüber von | gefegte — Prinzip der nord⸗ 

Zaband I, 723 ff., bei. 726 f. |amerifanifhen Unionsgefehge- 
15 Laband I, 722 ff. (bef. | bung, f. oben S. 345. Bal. aud 

auch über das Berbältnig zum G. Meyer, Lehrb. 401. 

franz. Recht), Dies ift dag — 
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ſich die Dinge in normaler Weiſe weiter, ſo wird zunächſt 
an die Faktoren der Reichsgewalt die Frage herantreten, 
ob Eljaß-Lothringen mit befchließender Stimme im Bundes- 
rat auszuftatten fei. Man wird Eljaß-Lothringen auf bie 
Dauer hiervon nicht ausfchließen können noch wollen. Be- 
reits bei den letzten Verhandlungen über die Drganifation 
Elſaß⸗ Lothringens ftand jene Frage mit im Vordergrund, 
doch wurde ſie für Diesmal noch umgangen. 

Auch die neuefte Organiſation, jo fehr biejelbe bereits 
dem Gedanken der ftaatlichen Selbftändigfeit des Reichs⸗ 
landes Raum giebt, beruht doch auf dem Prinzip: Elfaß- 
Lothringen ift fein Gliedftaat, ſondern Verwaltungsdiſtrikt, 
Unterthanenland des Reiches ; es hat Teine eigene Stants- 
gemalt, fondern feine Staatsgemwaltiftdie Staats- 
gewalt des Reiches, in deſſen Ramen derfaifer 
ſie ausübt. Die elſaß-lothringiſchen Landesgeſetze ſind 
demnach bis zur Stunde ſtaatsrechtlich Reichsgeſetze und 
nichts anderes. Demgemäß wirkt das Reichsland nicht mit 
bei Feſtſtellung des Willens der „verbündeten Regierungen”. 
Soll jedoch Elfaß-Lothringen zur Stimmführung im Bundes⸗ 
rate zugelafjen werden, fo muß jenes Prinzip aufgegeben 
und das Land ganz als felbitändiger Einzelftaat fonftituiert 
werden. Die Entwidlung der Dinge feheint darauf Hin- 
zubrängen. Die Umformung Elfaß-Lothringend aber zu 
einem eigenen Staate hätte nicht allein für das Verhältnis 
dieſes Landes zum Reiche, ſondern überhaupt für die Grund⸗ 
lagen unſeres Reiches tiefgreifende Folgen und die Frage 
dieſer Umformung ift ftaatsrechtlich jedenfalls mit Schwierig: 
feiten verbunden (vgl. oben $. 4 ©. 95 ff.), denn weder kann 

Zorn, Staatsreht I. 2. Aufl. 36 
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die Ernennung elfaß-Iothringifher Bevollmädtigter zum 
Bundesrat Preußen noch dem Kaifer übertragen werben: 
erfteres iſt verfafiungsmäßig unftatthaft, letzteres ift begriff- 
lich unmöglid, da das Reid nicht Bevollmächtigte bei fich 
felbft beftellen kanm. 10 


16 Laband I, 720 völlig zutreffend. 


Siebentes Bud. 
Die Rolonieen (Schubgebiete).' 





8. 22. 


L Ber Erwerb der Rolonieen. 


Seit dem Jahre 1884 war aud da3 Deutſche Reich 
in den Wettbewerb der Nationen um überfeeifchen Kolonial- 
befig eingetreten, zuerit dur Aneignung ſüdweſtafrika⸗ 
nifchen Gebietes. In dem inzwiſchen abgelaufenen Jahr: 
zehnt bat das Deutſche Reich weite Gebiete in Afrika, fo- 
wie auf den Infeln der Südſee feinem Staatsförper an- 
gegliedert. Nach mehrfachen diplomatifchen Verhandlungen 
mit England, Frankreich und Portugal ift der beutfche 
Kolonialbefig dermalen folgendermaßen feftgeftellt:? 1. das 


1 zapanı I di 70; PAAR en Material bei. in dem 
StR. lu von 1885, fowie im 
Meier. ‚ g rb. Ss. sn 141a, | Kolonialblatt (feit 1890). Eine 
169; die Mono aphieen von | dem jekigen Stande ber that- 
Stengel (1 Zentner | fählihen und rechtlichen Ent- 
(1886), Bann (1887), G.Meyer | widelung unferer Kolonieen ent- 
(sag fernen engel in | fprechende Darftellung Tehlt. — 
Hirths Ann. .; 3081| Xeltere Litteratur (bis 1888) in 
ebenba *83 — der Monographie von G. Meyer 
im Ar . 
Adam eSenba DR "108 fe —| 2 ©. die näheren Angaben bei 
36 * | 
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füdmweftafrifanifhe Schupgebiet; 2. dad Kame— 
run= Gebiet; 3. das Togo-Gebiet mit Hinterland, 
beive am Golf von Guinea; 4. das große oftafrifa- 
nifhde Schugßgebiet; 5. das Gebiet dr Neu: 
Buinea- Compagnie, nämlih Kaifer Wilhelms: 
Land auf Neu-Guinea, der Bismarck-Archipel und 
die Salomons-Inſeln in der Südſee; enblih 6. die 
Marfhall-:, Bromn- und Providence-S$nfeln 
in der Südſee.? 

Der völterrechtliche Erwerb diefer Kolonieen erfolgte in 
fehr verfchiedener Weiſe.“ Die ſämtlichen vorgenannten 
Länder find von einer mehr oder minder zahlreihen, mehr 
oder minder, aber durchweg wenig, civilifierten eingeborenen 
Bevölferung bewohnt. Someit vor der deutſchen Beſitz⸗ 
ergreifung dieſe Bevölferung nur von ihren eingeborenen 
Fürften regiert wurde, vollzog ſich der Erwerb rechtlich in 
den Formen von Verträgen, welche, fei es von Vertretern 
der deutfchen Staatsgewalt direkt, fei e8 von Reifenden 
ober Kaufleuten zu Gunften der deutſchen Staatögewalt 
abgefchloffen, ihre endgültige Beftätigung als deutfches Hecht 
duch Faiferlihe Schugbriefe fanden. Das Recht des Kaiſers 
zur Austellung dieſer Schugbriefe folgerte man aus ber 


Laband I, 774 ff., ferner das |zu 2. ebenda Beil. zu Nr. 20, 
andbuch f. d. D. Reih 97 f.|zu 1. u. 4. bie Denkſchriften 
a3 Witugebiet in Dftafrifa | Beil. zu Nr. 23, ſowie die zahl: 

wurde zu Gunften der Englän- | reihen Mitteilungen im Kolsl. 

ber aufgegeben durch den Staats⸗ | über alle Seiten des Folonialen 
vertrag vom 1. Juli 1890. ©. | Lebens. 

Meyer, Schuggeb. 5 ff., über! * Eine ſehr ausführliche und 

Witu 21 ff. forgfältige Darftellung bed Gan- 
2 S. zu 6. den interefianten ges der Dinge bis 1888 giebt 

Jahresbericht KolVl. 1893, 388, G. Meyer a. a. D. 
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in AB. Art. 11 Abſ. 1 dem Kaifer übertragenen „völler- 
rechtlichen Vertretung” des Reiches. Der Inhalt der 
Schugbriefe war im einzelnen verfchieden: in der Haupt- 
ſache aber find alle Schutzbriefe darin gleich, 
daß Durch fie Die Souveränetät des Deutſchen 
Reihe auf die Schutländer ausgedehnt 
murde.® Unter beutfcher Souveränetät verblieb den ein- 
geborenen Fürften ein je nad den thatfächlichen Berhält- 
nifjen verſchieden bemefjenes Gebiet autonomer Gewalt über 
die von ihnen beherrſchten Stämme. Bei diefer Entwide- 
lung — und fie bildet quantitativ die Hauptmafle — 
ergab fich ein eigentümliches Verhältnis von deutfcher Ober- 
ftaat3gewalt und eingeborener Unterftaatsgewalt, welches 
in leßterer Richtung einer genauen rechtlichen Formulierung 
weder fähig noch bebürftig ift, in erfterer Beziehung fi 
allmählid und in verſchiedener Weife dahin entwidelte, 
daß durch deutfche Beamte und deutſche Militärgewalt eine 
ftaatsrechtlicde Organifation gejchaffen wurde. 

Nicht mwefentlih anders geftaltete ſich das Rechtsver— 
hältnig in denjenigen Kolonieen, welche durch Vermittelung 
von Kaufleuten und Handelshäufern an das Reich über- 
gingen. Die Obergemwalt, welche urfprünglich von deutſchen 
Kaufleuten in einer aus privatrechtliden und ſtaatsrecht⸗ 
lihen Momenten gemifchten Weife über das Land und die 


5 Bel. z. B. den Wortlaut | tur, ſowie im ee viel vers 
des Schutbriefes für die da⸗ | handelt morden efo v. 
malige oft oftafritanifche Geſellſchaft Stengel in Fruß Ann. Nas. 

. 1885 bei Zaband|805 ff.; G. Meyer, Schußgeb. 
I, 778 f., fi auch 785. Über den 67 ff., u. bie dortigen weiteren 
Rehtöharafter ‚der deutfchen An neben, | . alsbald unten ©. 
Schutzgebiete ift in ber Littera- 57 
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Eingeborenen erworben und ausgeübt worden war, ging 
derart an das Reich über, daß fich zunäcft ein ftufenweifer 
Aufbau der Staatsgewalt ergab, indem auch die Kaufleute 
Funktionen der Staaishoheit ausübten unter der Oberhobeit 
des Neihes;® der Natur der Sade gemäß trat jeboch 
diefes Mittelglied mehr und mehr in feine rein privatrecht- 
lihe Sphäre zurüd, ſodaß die Urganifation ſich der zuerft 
befprochenen gleich gejtaltete. Die Landesverwaltung im 
Schutzgebiet der Neu-Guinea-Compagnie, wo zuvor nicht 
einmal die Anfänge einer organifierten Staatsgewalt vor- 
handen waren,” war durch SKaiferl. V. v. 6. Mai 1890 
(RGBl. 67) vom Neich übernommen und alle richterlichen 
und Verwaltungsbefugniſſe einem kaiſerlichen Kommiſſar 
übertragen worden; durch V. v. 15. Juni 1892 (RGBl. 
673) wurde jedoch der frühere Rechtszuſtand wieder her⸗ 
geſtellt (ſ. dazu die V. des Reichskanzlers v. 21. Februar 
1894, CBl. 61). Nur in dieſem Schutzgebiet hat der⸗ 
malen die Frage nach dem Verhältnis von Staatshoheit 
und Kolonialgeſellſchaften praktiſche Bedeutung. 

Das Weſentliche bei ſämtlichen Formen des Entwicke⸗ 
lungsganges war: die Aufrichtung der Souverä— 
netät der Reichsgewalt in den Schutzgebieten. 

Viel verwickelter war die Abgrenzung der deutſchen 
Kolonialgewalt gegenüber den europäiſchen Mächten. In 
der Hauptſache ſind auch dieſe Streitfragen nunmehr durch 
feſte Abmachungen erledigt. Die Erledigung erfolgte in 


s Vgl. G. Meyer, Schutzgeb. üben nicht Rechte des Reichs, 
ie Bornhak 34; Laband | fondern ihre Rechte aus.“ 
I, 787 bält das Recht der Ge-' 7 Bgl. über bie Sübfeeländer 
felfchaften für ein eigene: „fie Laband I, 781. 
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der Yorm der Feitftelung von „Intereffenfpbären“.® 
Nah den bisher fait allgemein anerlannten Grundſätzen 
des internationalen Berfehres wurde zum Erwerb von Kolo- 
nialgebiet neben der Erklärung des Befigergreifungsmilleng, 
fei e3 in der Form von fchriftliden Abmachungen, fei es 
dur Flaggenhiſſung oder andere Zeichen, noch die ihat- 
fächliche Befigergreifung (occupatio) durdy Einrichtung einer 
irgendwie gearteten Staatögewalt (militärifhe Stationen, 
Stationierung von Kriegsſchiffen, Einfehung von Gouver- 
neuren oder Gerichten u. dgl.) geforbert.? Eine derartige 
thatfächlihe Befigergreifung war bei den weiten Länder⸗ 
fireden, um die es fich bei den deutſchen Kolonialerwer- 
bungen handelte, vielfach zunädft ein Ding der Unmög- 
lichkeit. Demgemäß einigten fich die beteiligten europäifchen 
Mächte zunächſt auf Feſtſtellung derjenigen Grenzen, inner- 
halb deren jeder Staat befugt fein folle, fünftighin feine 
Staatsgewalt aufzurichten, auf Feltftellung der „Intereſſen⸗ 
Iphäre” ; diefe Sphäre ſollte ausfchließlich der Willensmacht 
desjenigen Staated unterliegen, dem fie zugemiefen war; 
die Abgrenzung erfolgte lediglih durch geographifche Be⸗ 
ftimmung auf der Landkarte. Ein juriſtiſcher Unterſchied 
zwifchen Kolonie, Schußgebiet, Intereſſenſphäre kann jedoch 
nit anerfannt werden: auch die Intereſſenſphäre 


8 Hänel I, 837 ff.; f. auch | definieren verſuchte (Sten. Ber. 
v. Martik im Arc. f. öff. R. 1898, ©. 210). 

I, 17 ff., ſowie bejonder8 die| ° ©. die Litteraturangaben u. 
Debatten im Reichſtag, wo der die eigene Darftelung bei ©. 
Chef der Kolonialabteilung, | Meyer, Schuggeb. 27 ff. Vgl. 
Kayfer, den Begriff als einen |die Kongo-Alte v. 26. Februar 
juriftifhen zu firieren und zu | 1885 (RGBL. 215) Art. 35, da⸗ 

zu G Meyer 85f. 
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ift ber Souveränetät des Staates unterworfen, 
wie das Schutzgebiet; der Unterfdied ift nur 
ein thatſächlicher, infofern im legteren Die 
Staatögewalt bereit3 aufgericdtet ift, in Der 
erfteren vorerfi nur Die rechtliche Möglichkeit 
bierfürgefhaffenift, aber als eine ausſchließ— 
liche Befugnis anderen Mächten gegenüber. 
Für die internationale Regelung der Beſitzverhältniſſe wurde 
in ben fchwebenden Kolonialfragen die thatſächliche Okku⸗ 
pation durch eine urkundlide Abmadung erſetzt; damit 
wurde ftaatörechtlich Interefienfphäre und Schubgebiet iden- 
tifiziert („nasciturus pro jam nato“). 

Wie aber ſtaatsrechtlich ein Unterſchied zwiſchen Schutz⸗ 
gebiet und Intereſſenſphäre nicht konſtruiert werden kann, 
ſo kann auch thatſächlich ſchon jetzt eine Abgrenzung dieſer 
beiden Formen von Kolonialbeſitz kaum mehr gemacht wer⸗ 
den. Für die deutſche Intereſſenſphäre in Afrika iſt durch 
Kaiſerl. V. v. 2. Mai 1894 (RGEBl. 461) dem Reichs⸗ 
kanzler Generalvollmacht erteilt, falls „der fortſchreitende 
Einfluß der deutſchen Verwaltung die Vereinigung mit dem 
Schutzgebiet angezeigt erſcheinen läßt, die hierzu erforder⸗ 
lichen Anordnungen in betreff der Organiſation der Ver— 
waltung und Rechtspflege nach Maßgabe ver für das Schutz⸗ 
gebiet geltenden Porfchriften zu treffen“. Damit ift nur 
der felbftverftändliche Grundſatz auögefprodden, daß in dem 
rechtlich der deutſchen Souveränetät anheimgegebenen Ge- 
biete auch thatfächlich Einrichtungen der deutſchen Staats⸗ 
gewalt bergeftellt werben können. 

Eine Aufzählung der zwifchen dem Deutfchen Reich 
direft oder indirekt erfolgten Abmachungen mit eingeborenen 
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Fürften, ſowie der daraufhin ergangenen einzelnen Schuß- 
briefe entbehrt dermalen fchon des juriftifchen Intereſſes. 
Dagegen find die Staatöverträge mit europäifchen Mächten 
über die Abgrenzung der Intereflenfphäre von dauernder Be- 
deutung. Dieſe Staatöverträge find hauptſächlich: das große 
Abkommen mit England v. 1. Juli 1890 über die Abgren- 
zung der beiberjeitigen Intereſſenſphären in Oft, Südweſt⸗ 
und Weſtafrika (KolBl. 120, dazu Denkſchrift S. 168 ff.), 
durch welches die früheren Verhandlungen und Abmachungen 
ihre Erledigung fanden; dazu noch die befonderen beutfch- 
englifchen Ablommen über die Kameruner Grenze vom 
14. April 1893 (KolBl. 213), über die Grenzen in Oft: 
afrifa v. 8. Juli 1893 (KolBl. 370), am Golf von 
Guinea v. 15. November 1893 (KolBl. 531). — Ander- 
weitige Abmahungen dieſer Art find noch getroffen mit 
Frankreich und Portugal; eine amtlide Publikation iſt 
erfolgt bezüglich der großen Vereinbarung über die Kame⸗ 
runer Grenze bis zum Tfchad-See mit Frankreich vom 
15. März 1894 (KolBl. 159), f. ferner über Abmachungen 
mit Portugal KolBl. 1894, 486. 

Die Abgrenzung der Schutgebiete ift durch diefe Ab- 
madungen in fefter Form durchgeführt. Als fompetent hierzu 
wurde ausfchließlih der Kaifer Fraft AB. Art. 11 Abf. 1 
erachtet. Daß auch weiterhin Grenzfeftitellungen ledig- 
lich dur Faiferlihde Anordnung erfolgen fönnen, wird 
nicht zu bezmeifeln fein, daß andererſeits finanzielle Auf- 
wendungen für Kolonieen der Form des Geſetzes bebürfen, 
ebenſo. Eine mittelbare Einwirfung der gejeßgebenden 
Faktoren auf Erwerb und Aufgabe von Kolonteen ift da⸗ 
durch in jevem Falle ermöglicht; ob im übrigen eine direkte 
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Mitwirkung diefer Faktoren zum Erwerb bezw. der Auf- 
gebung von Kolonieen rechtlich geboten tft, ift pofitiv nicht 
beftimmt unb wird in ber Litteratur geleugnet;!9 immerhin 
wird dieſe Frage als eine offene zu betrachten fein; wenn 
auch eine geſetzliche Fixierung des deutfchen Kolonialbefikes 
big jet nicht ftattgefunden hat, fo ift doc der Umftand, 
daß überhaupt eine gejetliche Organifation der Schutzgebiete 
erfolgt ift, fowie daß Erwerb wie Berluft von Kolonieen 
immer notwendig budgetrechtlide Folgen haben werben, 
derart rechtlich bedeutfam, daß die Anficht juriftifch gerecht⸗ 
fertigt werden könnte: Ermerbung wie Aufgebung von 
Kolonteen bedarf der Zuftimmung ber gejehgebenven Fal- 
toren. Dagegen liegt die Bornahme von Grenzfeftftellungen 
unzweifelhaft in der vom Gefet dem Kaiſer als ausſchließliche 
Prärogative überwiefenen Schußgewalt (f. unten ©. 578 ff.). 


II. Die ſtaatarechtliche Brganifation. 

I. Die Reihsverfaflung überweift die Kompetenz zum 
Erlaß von Redtsvorfchriften über „Kolonifation” in Art. 4 
3. 1 der Gefeßgebung des Reiches;! nah dem ganzen 
Zufammenhang diefer Vorſchrift handelt es fich hierbei 
lediglih um die Kompetenzverteilung zwiſchen Reid und 
Einzelftaaten, nicht aber will jene Vorfchrift beftimmen, 
da die Rechtsſätze über Kolonifation nur in der Form 
des Geſetzes mit Ausfchluß der Verordnung follten erlaſſen 
werden dürfen? Die Form des Geſetzes ift für Die 

10 &, Befond. Hänel I, 651 
unter Hinweis auf den Verzicht 
auf Witu; ebenfo G. Meyer, 


Schußgeb. 210; v. Stengel in 
Hirths Ann. 1889, 866. 


1 Bet. Saubgeb.D. 8. 1: 
„im Namen bes Reiches”; vgl. 
Hänel I, 848 f. 

12% 9. Hänel I, 839%, 
rihtig Bornhak im Ard. f. 
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Regelung des Kolonialrechtes vielmehr nur infomweit erforber- 
lich, als anderweitige Vorſchriften fie fordern, fo insbejon- 
dere für alle Geldaufmwendungen des Reiches gemäß Art. 69, 
ferner inſoweit bereitö Geſetze beſtehen. Im übrigen 
aber iſt, wie überhaupt, ſo auch für das Kolonialrecht eine 
allgemeine Grenzbeſtimmung für die Sphären von Geſetz 
und Verordnung nicht möglich, die Entſcheidung dieſer 
Frage im einzelnen Fall vielmehr Sache der Geſetzgebungs⸗ 
politik (ſ. oben S. 401 ff.). 

II. Da der Erwerb von Kolonieen unbedingt, die Ein⸗ 
richtung von ſolchen jedenfalls mittelbar, zur „völferrecht- 
lichen Vertretung des Reiches gehört,1? fo wurde als das hier- 
zu kompetente Reichsorgan zunädft, gemäß NL. Art. 11 
Abf. 1, der Kaifer erachtet. Someit nicht das Budgetrecht 
Schranken feste, war demgemäß nad der Verfaſſung der 
Kaifer berufen, die Vorfchriften über Kolonialmefen zu geben. 
Die Reichöregierung bat jedoch , fobald das Kolonialmefen 
größere Dimenfionen und feftere Geftaltung annahm, für 
notwendig erachtet, die Materie in ihren Grundzügen auf 
dem Wege der Gefehgebung zu ordnen: demgemäß erging 
unter dem 17. April 1886 das Reichsgeſetz über die Rechts- 


öff. R. U, 3 ff. Aus den Wor- nicht, wie Hänel meint, nur 
ten des Art. 2: „innerhalb den Erwerb, nit auch die Ein- 
dieſes Bundesgebietes“, folgt richtung von Solonieen, umfaßt 
allerdings nichts. Das Wort | vielmehr beides und ift ficherlich 
„Gefeggebung* in Art. 4 aber auch fo bei Faſſung des Art. 4 
ift nicht entfcheidend, da e8 nur | verftanden worden. Ahnlich wie 
die Kompetenzverteilung betrifft; gi nel argumentiert auch ©. 
oder follten über alle ın Art. 4 eyer, Schußgeb. 52 ff.; Die 
genannten Materien nur Gefeße | Streitfrage entbehrt jekt des 
mit Ausfchluß des Verordnungs⸗ | aktuellen Intereſſes. 

rechtes ftatthaft fein? Das Wort 13 S. auch Hänel I, 849. 
„Kolonifation“ aber bedeutet Doch 
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verhältnifie der deutſchen Schutzgebiete (RGBl. 75),1* 
welches in den folgenden Jahren mehrfah durch Spezial- 
geſetze ergänzt, feine definitive Geftaltung in der Redaktion 
v. 19. März 1888 (RGBl. 75) fand. Neben diefem Ge- 
fe ergingen noch folgende weitere, das Kolonialweſen be- 
treffende, Spezialgefehe: dad G. v. 31. Mat 1887 (RGBl. 
211) über die NRechtöverbältnifie der Beamten; das G. v. 
22. März 1891 (RGBl. 53) über die oftafrifanifche 
Schußtruppe; dad G. v. 30. März 1892 (RGBl. 369) 
über das Budgetreht für die Schutzgebiete, nebft ©. v. 
14. Mai 1894 (RGBI. 449) über die Kontrolle des Kolo⸗ 
nialbudgets; außerdem gelten in den SKolonieen die befon- 
ders in Kraft gejeßten Reichd- und preußifchen Geſetze, ſo⸗ 
wie die zahlreihen auf Grund aller diefer Geſetze ergan- 
genen Berordnungen des Kaiferd und des Reichskanzlers 
(f. deren Angabe in der Spezialdarftellung). 

Die Publifation der Gefehe erfolgt gemäß RV. Art. 2 
im Reichögefegblatt, die der Verordnungen teild im Central- 
blatt, teils im Kolonialblatt. Über RGBl. und CHI. 
f. oben $. 17. — Das KolBl. beruht nicht auf gefeßlicher 
Vorſchrift, bezeichnet fi aber als „Amtsblatt für die 
Schußgebiete des Deutfchen Reiches, herausgegeben — feit 
1890 in einzelnen Stüden, die zu Jahrgängen zufammen- 
gefaßt werden — in der Kolonialabteilung de3 Auswärtigen 
Amtes“ ; e3 enthält neben dem amtlichen Teil einen nicht⸗ 
amtlichen, der eine hochinterefjante und vortreffliche Ent- 


14 Dieſes Geſetz ift ein ein- | Schuggeb. 190 ff. Hiftorifches 
faches, kein Berfaflungsgefek: | ebenda 47 ff. 
Hänel I, 850; ©. Meyer, 
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widelungögefchichte unferer Kolonieen darbietet. fiber die 
Rechtsfrage der Publikation von Kolonialrecht f. unten. 

In Zufammenhang mit den obigen Geſetzen über die 
Schußgebiete ftehen Die Geſetze, betreffend Poſtdampfſchiffver⸗ 
bindung mit überfeeifchen Ländern, v.6. April 1885, 27. Juni 
1887, 1. Febr. 1890, 20. März 1898 (RGBl. 1885, 
85; 1887, 275; 1890, 19; 1898, 95). ferner mag bier 
erwähnt werben dad G. v. 23. Mai 1887 (RGBl. 193), 
durch das der Reichskanzler beauftragt wurde, im Einver- 
nehmen mit der preußifchen Regierung an der Univerfität 
Berlin aus Neichsmitteln ein Seminar für orientalifche 
Sprachen zu errichten." 

II. Die ſtaatsrechtliche Organifation der Kolonieen 1° 
erfolgte gefetlih dur den Yundamentalfag: die Schutz⸗ 
gemwalt übt der Kaifer (©. v. 19. März 1888 $. 1). 


A. Die Schutzgewalt bed Kaiſers. 


Die „Schutzgewalt“ iſt identiſch mit Staats— 
gewalt;“ in gleicher Weiſe wie für Elſaß⸗Lothringen 
wurde der Kaiſer auch in den Kolonieen als Delegat des 
Trägers der Souveränetät, der verbündeten Regierungen, 
zur Ausübung der deutſchen Staatsgewalt berufen. So⸗ 
weit nicht durch pofitive geſetzliche Vorſchriften andere 
Reichsorgane berufen find, hat demgemäß der Kaifer Recht 
und Pflicht, die Aufgaben der deutſchen Staatögewalt in 


15 S. den Beriht über die| 17 Ebenfo Laband I, 785; 
Wirkſamkeit diefes Seminars im | ©. Meyer, Schukgeb. 84. 
KolBl. 1893, 188. ı Nicht als ſelbſtändiger 

16 Sänel I, 841 ff.; La- | Träger der Souveränetät: rich⸗ 
band I, 783 ff., 79 ff.; G.|tig Hänel J, 250 gegen Born- 
Meyer, Schutgeb. 122 ff. hak im Ard. II, 10. 
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den Kolonieen zu erfüllen. Die Form hierfür ift, ſoweit 
nicht der militärifhe Befehl anzuwenden tft, Taiferliche 
Verordnung 1% unter Gegenzeihnung bes Reichskanzlers 
bezw. deſſen gefetlichen Stellvertreter für die auswärtigen 
Angelegenheiten. Die Gegenzeihnung bes Reichskanzlers 
ift zwar nicht poſitiv vorgefchrieben,, bildet aber einen in- 
tegrievenden Beftandteil des verfaffungsmäßigen SKaifer- 
tumes, ift demnah als in der Vorſchrift, die dem Kaifer 
die Schußgewalt überträgt, enthalten zu betrachten.?" 

Die Gentralinftanzg der Kolonialverwaltung ift der 
Reichskanzler, in deilen GStellvertretung dad Aus⸗ 
wärtige Amt, in weldem eine befondere Kolonial- 
abteilung eingerichtet tft; ber Chef der Kolonialabtei- 
Iung tft jedoch nit befugt, an Stelle des Reichskanzlers 
oder Staatsſekretärs des Auswärtigen Amtes ftantörechtliche 
Funftionen aus RV. Art. 17 und Gtellvertretungsgefeh v. 
17. März 1878 (f. oben ©. 260 ff.) wahrzunehmen. Dem 
Reichskanzler fteht ein durch K. V. v. 10. Oktbr. 1890 
(RGBl. 179) eingefehter Sachverftändigenbeirat, ber 
Kolonialrat, zur Seite;?! die Mitglieder werben vom 
Reichskanzler auf ein Jahr ernannt, wobei die Kolonial⸗ 


0 G. Meyer, Schubgeb. 125 | recht ift m. E. die Formulierung 
nen dies al A der des Textes vorzuziehen. 

efeßgebung”. Sachlich ſtimmt 
G Meyer mit der Anficht des mit Ebento % nel 1 S51, aber 
Fr al ob 58 —* auch Saband I 79 S. 

atferd ala Geſetz⸗ ! ° 

gebungs- oder Berordnungsrecdht Meyer, Schutzgeb. 1277. 
bezeichnet, ift für die Kolonieen | 21 Handb. f. d. D. Reich 45. 
gleihoßttig; in Anbetracht der | 3. d. RR. v. 10. Oktober 1890 
onftitutionellen Ausprägung des (CBl. 339); Geſchäftsordnung 
Geſetzesbegriffs im Reichsſtäats⸗ KolBl. 1890, 257 ff. 
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gefellihaften ein Präfentationsrecht haben follen, das Amt 
it Ehrenamt; die Situngen werden vom Reichskanzler 
angeorbnet und vom Chef der Kolonialabteilung des Aus- 
wärtigen Amtes geleitet. Der Kolonialrat bat auf Ber: 
langen des Reichskanzlers Gutachten zu erftatten, Tann 
auch jelbitändige Anträge ftellen. 

Ein ftändiger Ausfhuß von 8 aus der Mitte des Kolo- 
nialrates gewählten Perfonen vertritt den Kolonialrat außer 
der Sitzungszeit in Erftattung von Gutachten. 

Für die oſtafrikaniſche Schugtruppe tft das Reichs— 
marineamt Gentralinftanz (8. V. v. 9. April 1891, 
KolBl. 167). 

Die dem Kaifer gefetlich zugewieſene Schubgewalt um- 
foßt generell und präfumtiv alle Staatsaufgaben, foweit 
nicht Die Gefehgebung diefe zu erfüllen unternommen hat 
oder fünftig unternimmt.?? In die gefamte von der Reichs: 
gefeßgebung freigelaffene Sphäre der Staatsthätigfeit tritt 
das Recht des Kaifers ein. VBollzugsverorbnungen zum 
Schutzgebietsgeſetz zu erlaffen ift der Reichskanzler berufen 
bezw. in feiner Stellvertretung der Staatsſekretär des Aus- 
wärtigen Amtes; die Befugnis kann Kolonialbeamten oder 
mit Faiferlihem Schutbrief begabten Kolonialgejellichaften 
übertragen werden (SchubgebG. 8. 11). Überdies ift dem 
Kaifer durch befondere Geſetzesvorſchrift das Recht einge- 
räumt, Strafvorfchriften für Materien, die nit im Straf- 
geſetzbuch — über deſſen rechtliche Kraft in den Kolonieen 
ſ. unten S. 620 — behandelt find, zu erlaffen mit Straf- 
androbung bis zu 1 Jahr Gefängnis, Haft, Geldftrafen, 


ae 1, 850f.; Laband I, 795; ©. Meyer, Schuggeb. 
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Einziehung von Sachen (Schutgeb®. $. 3 Ziff. 3); das gleiche 
Recht ift dem Reichskanzler?s mit dem Rechte der Dele- 
gation an andere Beamte oder an Kolonialgefellichaften 
mit kaiſerlichem Schußbrief bis zur Grenze von 3 Monaten 
Gefängnis, fowie Haft, Geldftrafen, und den Kolonial- 
richtern bi® zur Grenze von 150 M. Geldftrafe eingeräumt.?* 

Bon diefem Recht wurbe ein jehr ausgedehnter Gebrauch; 
gemacht zur Regelung der verfchiebenften Verhältnifie; fo 
ergingen für Kamerun Verordnungen über die Jagd auf 
Flußpferde und Elefanten, das Lagern von Schiekpulver, 
den Handelöbetrieb an Bord von Echiffen auf den Reeden, 
die Einfuhr von Schußmwaffen und Munition, über die 
Sonntagsruhe, eine Duarantäneordnung, über Hafenabgaben, 
den Handel mit Palmlernen, eine Friedhofsordnung, über 
Berfälichung der zur Ausfuhr beftimmten Landeserzeugnifie 
(KolBl. 1898, 51, 52, 75, 242; 1892, 245; 1891, 307, 
809; 1890, 31, 50; 1894, 386); für Togo eine Qua- 
rantäneordnung, eine B. über die Einfuhr von Schuß— 
waffen, über Yirmenabgaben (KolBl. 1892, 608, 638); 
für Oſtafrika über die PBerlfifcherei, eine Uuarantäne-, 
eine Hafen: und eine Bauordnung für Daresſalam, Ein- 
führung von Feuerwaffen, Ausübung der Jagd, den Kara⸗ 
wanenverfehr, Ausübung des Schanfgewerbes, Verbot 
des Opiumverfauf3 an farbige Soldaten und Angeftellte in 


28 SchutzgebG. 8. 11 Abſ. 2,3. RE. 1. San. 1891 (CBl. 7) 

2 Dies Recht ea uf $ “ —V 2 für Dftafeite (Onuverneun); 
af 3 d. KonſGerGe 29. März; 1889 

8. Juni 1886 $. 3 ir für CB on g, 2 für Kamerun 
Neu-Guinen, v v. 13. Sept. 1886 | und Togo (der Richter 2. In⸗ 
8. 3 für die m Bromn- | ftanz für beide Schußgebiete, der 
und Providence⸗Inſeln; V. d. | Richter 1. Inftanz für Togo). 
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beutfchem Dienft (KolBl. 1894, 418, 204, 180, 100; 
1898, 485; 1892, 1, 97, 157, 573; 1891, 836, 429, 
500); für Südweſtafrika über Einfuhr und Vertrieb 
von geiftigen Getränken, Einfuhr von Feuerwaffen (KolBl. 
1893, 261; 1892, 484); für Neu-Guinea über die 
Jagd auf Paradiesvögel, eine Duarantäneordnung (KolBl. 
1898, 446; 1892, 120); für die Marſchall-Inſeln 
eine Quarantäneordnung (KolBl. 1892, 348) und andere 
Verordnungen mehr. Alle diefe Berorbnungen bieten einen 
guten Einblid in die allmähliche und teilmeife fehr inten- 
five Entwidelung der deutfchen Stantöthätigfeit in den 
Kolonieen. Insbeſondere gehören hierher auch die zahl- 
reihen und bochwichtigen Polizeiverordnungen über die 
Regelung der DVerhältniffe ver Eingeborenen, vor allem das 
mehrfach ergangene Verbot der Anmwerbung und Berfchiffung 
von Eingeborenen als Arbeiter in das Ausland (f. darüber 
unten ©. 584 f., bef. 58639), 


B. DaB Schutzgebiet. 


Nah den oben gegebenen grundfäglichen Erörterungen 
find die Kolonieen deutjches Staatsgebiet ;?° in feinem 
Sinne und feiner Weiſe fann der Begriff 
„Ausland“ rehtlih auf die deutfhen Shuß- 
gebiete bezogen werden; in feiner Art ftehen fi 
Bundesgebiet und Schußgebiet „wie Inland und Ausland 
gegenüber”.?° Aber das deutſche Schußgebiet ift als deut- 


25 Bol. Laband IT, 189 ‚| ift Beute fo gut wie gegenftands- 
G. Meyer, Shuggeb. © los. 
88 ff., 164 ff. nterſch in! 2 So Hänel I, 842, der die 
zwifchen "Rronfhusgebieten”| Eigenſchaft der Rolonialgewalt 
und „Gefelfchaftsihußgebieten“ als Staatögewalt leugnet, weil 

Zorn, Staatsrecht I. 2. Aufl. 97 
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ſches Staatögebiet erworben und eingerichtet worben, ohne 
daß e3 dem Bundesgebiet der RB. Art. 1 einverleibt 
wurde. Während Eljaß-Lotbringen dem deutſchen Bundes⸗ 
ftaatögebiete eingegliedert wurde, wurden die Kolo- 
nieendemdeutfhen Bundesftaatsgebiete ledig- 
Tih angegliedert. Daraus ergiebt fi die fdhwer- 
wiegende Rechtsfolge: daß jeder der beiden Beitand- 
teile des deutfhen Staatsgebietes fein abge- 
ſchloſſen felbftändigeg Rechtsſyſten hat; das 
Recht des Deutfhen Reiches gilt nidt in den 
Kolonieen, und das Recht der Kolonieen gilt 
nit im Deutfhen Reiche; die Übertragung 
von deutfhem Reichsrecht auf die Kolonieen 
bedarf befonderen gefeggeberifhen Aftes, der 
für alle oder nur für einzelne Shupgebiete 
erfolgen fann; gemeinfam für beide Beftand- 
teile des deutfhen Staates ift zwar das Recht 
zur Gefeggebung, völlig gefondert aber die 
territoriale Wirfungsfphäre.” 
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erftere nicht „im Intereſſe der|vollen, jede Zwiſchenſtellung 


Schutzgebiete und ihrer Bevöl- 
ferung, fondern im Intereſſe 
des Reiches und feiner Ange- 
hörigen” ausgeübt werde. Das 
tft ganz unbaltbar: follten die 
Aufbebung und Unterdrüdung 
ber Sklaverei, geordnete Ver⸗ 
maltung und Nechtiprechung 
nicht im „Intereſſe“ der Bevöl- 
ferung der Schußgebiete liegen ? 
Vollkommen autreffend Hänel 
I, 845: „die Kolonialgewalt bes 
Reiches über feine Angehörigen 
fonfolidiert fi damit zu einer 


eines deutſchen Cinzelitaates 
oder eines anderen fremden 
Staates ausfhhließenden Staat3- 
gemalt.” Sehr gut und ohne 
Selbftwiderfprühe G. Meyer, 
Schutzgeb. 75 ff. 

27 Bol. Zaband IT, 790; zu- 
treffend G. Meyer 88 ff. in der 
Sade,danniftesaberirreführend, 
in irgendwelcher Weile die Kolo- 
nieen „Ausland” zu nennen; die 
Kolontieen find nit Ausland, 
fondern ein rechtli anders ala 
dad Bundesgebiet geftaltetes, 
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Daß die Kolonialgewalt fich verſchieden äußert gegen- 
über den verſchiedenen Beitandteilen der Kolonialbevölfe- 
rung, ändert nicht? an ihrem Charakter ald Staatsgewalt, 
da analoge Verhältniffe auch innerhalb des Bundesgebietes 
beitehen. 

Demnah müffen die Schuggebiete, obwohl 
ftaatsrehtlih „Snland” und in feinem Sinne 
„Ausland”, als ein vollſtändig abgeſchloſſenes 
und ſelbſtändiges Rechtsgebiet betrachtet wer— 
den. Daraus ergeben ſich folgende Rechtsgrundſätze: 

1. Die Reichsverfaſſung und alle auf Grund derſelben 
erlaſſenen Geſetze und Verordnungen gelten im Schub: 
gebiete nicht; 

2. die Schubgebiete haben lediglich ihr eigenes Recht; 
infomweit Reichsrecht Dort in Kraft treten fol, bebarf es 
hierfür immer einer befonderen Einführung, wie dies für 
eine große Zahl von Reichsgeſetzen und Verorbnungen ge 
ſchehen ift, fo für das Reichsbeamtengeſetz, das Konfular- 
gerichtägejeß u. a. m.; 

8. das Gleiche gilt für die Stantöverträge; die vom 
Reich und für dag Reich abgefchlofjenen Staatöverträge gelten 
in den Kolonieen nur, wenn fie dort ausdrücklich in Kraft 
gefeßt, oder wenn fie zugleich mit für die Schußgebiete ab- 
geſchloſſen find; ** 


zweited Inland; „Nebenland” |rieen, fo 3. B. für Ausliefe— 
nennt fie zutreffend G. Meyer | rungsverträge, weil für Straf- 
68; der Streit um das Wort recht und Prozeß Reich und 
„Protektorat” ift ganz gegen- | Kolonien „ein einheitliches 
ſtandslos. Rechtsgebiet“ ſeien. ies iſt 

NN. G. Meyer, Schutz⸗ |aber nicht der Fall. Ein beſon⸗ 
geb. 212 für gewiſſe Katego⸗ derer Auslieferungsvertrag iſt 

37* 
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4. Recht für die Kolonieen kann erzeugt werben: 

a) auf dem regelmäßigen Wege der Reichögefehgebung ; 
die fouveräne Reichsgeſetzgebung beherrfcht auch die Kolo⸗ 
nieen und kann für diefelben in jeder Beziehung rechts⸗ 
erzeugend thätig werben, wie fie es in einer Reihe von, 
Materien geworden ift; demgemäß fteht auch nicht? im 
Mege, daß neue Neichögefete zugleich mit für die Kolo- 
nieen ergehen, doch bedarf dies immer eines befonderen 
Ausdrudes; Reichsgeſetze für die Kolonieen ergehen in der 
gewöhnlichen Form und müflen gemäß RB. Art. 2 im 
Reichsgeſetzblatt publiziert werben ; 

b) außerdem aber Tann Kolonialreht erzeugt werben 
auf Grund der dem Kaiſer zur Ausübung namens des. 
Reiches übertragenen Schutz- d. i. Staatsgemalt; über 
die Grenzen diejes kaiſerlichen Rechtes ſ. oben; über Die 
Subdelegation desfelben an Neichäfanzler, Kolonialbeamte 
und ſpeziell Kolonialrichter ſ. gleichfalls oben. An der 
Entitehung dieſer Art von Kolonialreht find Die geſetz⸗ 
gebenden Faktoren des Reiches unbeteiligt; dasſelbe kann 
nur für die Schutzgebiete bezw. einzelne von ihnen gelten. 
Die Publikation iſt poſitivrechtlich nicht geregelt. Die V. 
v. 26. Juli 1867, wonach kaiſerliche Verordnungen im 
Reichsgeſetzblatt publiziert werden müſſen, gilt nach dem 
oben Ziff. 1 für die Kolonieen formulierten Prinzip nicht, 
doch dürfen ſelbſtverſtändlich ſolche kaiſerliche Verordnungen 
auch im RGBl. publiziert werden; andererſeits fehlt ihrer 
Rechtskraft nichts, wenn fie z. B. im Kolonialblatt publi- 


vom Reich für das ode Schusgebiet mit dem Kongoftaat 
abgeichloffen (KolBl. 1891, 
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"ziert find, da dieſes Publifationsorgen den allgemeinen 
Rechtsgrundfägen über Bekanntmachung von Rechtsſätzen 
durchaus genügt. Danach verfährt auch, ganz korrekter⸗ 
weiſe, das Auswärtige Amt; zahlreiche Kolonialverordnun⸗ 
gen des Kaiſers ſind nur im Kolonialblatt publiziert; 

5. der Begriff „Ausland“ in den Reichsgeſetzen iſt 
auf die Kolonieen an fi unanwendbar; fol er zur An- 
‚wendung fommen, fo bedarf es auch hierfür immer einer 
poſitivrechtlichen Vorfchrift;?? Danach wäre insbeſondere be⸗ 
züglich der Militär- und ber Zollgefeßgebung, die an fid 
gleihfalls für die Kolonieen nicht gilt, eine befondere Rege⸗ 
lung erforderlich; 

6. die Beftimmung in $. 6 Abſ. 2 des Schußgebiets- 
geſetzes, wonah „für die Naturalifation und Das durch 
biefelbe begründete Verhältnis der Reichs— 
angebörigfeit” außer dem Geſetz v. 1. Juni 1870 
auh noch RV. Art. 3 und $. 4 des Wahlgefehes für den 
deutfchen Reichstag „entfprechende Anwendung“ finden 
follen, ift verwirrend, daß $. 4 des Wahlgeſetzes (Wähl- 
‚barkeit zum Reichstag) auch in den Kolonieen gilt, ift ein- 
fah die Folge des Inlandcharakters der Kolonieen; von 
Art. 3 der RV. kann nur der Sat für die Kolonieen 
gelten, daß fie nicht Ausland find, indes die ganze auf 
Grund jenes Artifeld ergangene Spezialgejeßgebung dort 
nicht gilt; die Vorfchriften über Erwerb und Verluft ber 





9 Eine charakteriftiihde Bor-|v. 1. Juni 1870 nicht auf die 
ſchrift diefer Art ift diejenige | Kolonieen anwendbar; die Aus- 
über die Naturalifation der Ein- | landsvorſchriften des Gef. vom 
geborenen, f. unten ©. 584; 1. April 1888 find ausdrücklich 
dagegen find die Auslandavor- | für Oſtafrika in Kraft gefegt. 
fchriften der 88. 20, 21 des ©. 
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Reichsangehörigkeit find fomit der einzige Rechtsinhalt der 
obigen Vorjchrift; über das „Verhältnis der Reichdange- 
hörigkeit“ enthält das G. v. 1. Juni 1870 Vorfchriften 
überhaupt nicht, die Rechtsfolgen der Reichdangehörigfeit 
im Reich find abfolut verfchieven von den Rechtsfolgen der 
Reichsangehörigkeit in den Kolonieen. 


C. Die Staatdangehörigkeit. 

Erheblihe Schwierigkeiten bietet die Frage ber Staats⸗ 
angehörigfeit in den Kolonieen, insbefondere in Bezug auf 
die Eingeborenen, auch auf die Angehörigen anderer Staa= 
ten.3° Diejenigen Perfonen, melde den Rechtscharakter 
von deutichen Reichsangehörigen formalrehtlih nad dem 
G. v. 1. Juni 1870 haben, behalten diefen Rechtscharak⸗ 
ter jelbftverftändlih aud in dem beutfchen Kolonialgebiete 
bei;®! insbeſondere kann die Vorfchrift des Geſetzes über 
Verluſt der deutſchen Staatsangehörigfeit durch längeren 
Aufenthalt im Auslande (G. v. 1. Juni 1870 88. 20, 
21) auf die Kolonieen, da fie juriftifh Inland find, nicht 
zur Anwendung Tommen.?? — 

Der Rechtsinhalt der Staatsangehörigkeit erfährt frei- 








80 Für einige der Schußgebiete  angehörigen in ben SKolonieen 
ift eine befondere Meldepflicht | keineswegs „eine eremte und 
der Europäer angeordnet, fo für | privilegierte Rechtsgenoſſen⸗ 


Togo KolBl. 189, 30; für Dft- | Ichaft“ 


afrita KolBl. 1892, 184; für 
Kamerun KolBl. 1891, 308. 

sı Hänel I, 843 meint, die 
Reihsangehörigen in den Kolo- 
nieen feien „nit nur Dies“. 
Das ift ein unvollziehbarer Ges 
dankte: der Begriff der Reichs⸗ 
angehörigfeit duldet feine Stei- 
gerung; auch find die Reichs- 


32 Ausdrücklich ausgelproden 
im Schutgeb®. $. 6, vor deſſen 
Erlaß Zabandl, 791 im Banne 
des Wortes zu dem entgegen⸗ 
geſetzten Schluſſe kam, trotzdem 
er das wirkliche Rechtsverhält⸗ 
nis S. 790 vortrefflich formu⸗ 
liert hatte. 
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lich in den Kolonieen beſondere Mobififationen gemäß ber 
oben betonten grundjäglichen Verfchiebenheit der folonialen 
Rechtsordnung von der im Reichsgebiet geltenden. Doc 
treffen die allgemeinen, früher erörterten Gefichtspunfte über 
die Gehorfamd- und Treupflicht des Unterthanen gegen- 
über feinem Staate auch bier zu, wenn aud in einer be- 
fonderen vechtlihen Ausprägung. Andererfeit3 hat das 
Deutfche Reich kraft der übernommenen Schubgemwalt die 
ſtaatsrechtliche Pflicht, Die erforderliche Rechts- und Staats⸗ 
ordnung für die Lebend- und Erwerbsthätigleit in den 
Kolonieen berzuftellen, nicht auf Grund der Berfaflungs- 
vorfchrift über den Schub der Deutſchen „im Auslande” ‚28 
fondern kraft der vom Staate den Unterthanen gefchuldeten 
Staatapfliht. — Eine Unterorvnung von Reichsangehö⸗ 
rigen unter eingeborene oder faufmännifche Autoritäten fann 
jurififh nur kraft eines vom Reiche als der fouveränen 
Schutzgewalt verliehenen Rechtstitels ftattfinden. 

Eine befondere Vorfchrift erging für die Kolonieen über 
den Erwerb der deutſchen Staatsangehörigleit durch ben 
Formalakt der Naturalifation. Das Syftem der Reichs⸗ 
gefeßgebung beruht auf dem Grundſatze, daß die Reichs- 
angehörigleit erworben wird durch das Mebium der einzel- 
ftaatlihen Staatsangehörigkeit, alſo bei Naturalifation 
durch einen vom Einzelitaat vorzunehmenvden Formalakt (I. 
oben $. 11). Rechtlich möglih wäre dies auch für die 
Kolonieen gewejen, aber unzweckmäßig. So wurde das 
Syitem der Reichgeſetzgebung durchbrochen mit der gejeß- 
lichen Vorſchrift: daß in den Kolonieen die Natu— 


ss Mie Hänel I, 843 behauptet; fehr rihtig Laband I, 783, 
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salifation durch den Reichſskanzler oder einen 
anderen von ihm zu beauftragenden Beamten, 
alfo ohne Mitwirkung eines Einzelftaates er- 
folgen könne (Schutgeb®. 8. 6).* Daneben bleibt 
auch die regelmäßige Form der Naturalifation anwendbar. 
— Auch auf „Eingeborene” ift dieſe Vorſchrift ausgedehnt. 

Die Ausländer haben eine bejondere Rechtsſtellung in 
den Kolonieen an ſich nidt. Doch find die ſog. Schutz⸗ 
genoffen,25 nämlich Öfterreicher, Ungarn, Schweizer, Luxem⸗ 
burger, ausbrüdli den Reichsangehörigen rechtlich gleich- 
geftellt und e3 ift dem Kaiſer vorbehalten, diefes Rechtsver⸗ 
hältnis aud auf andere Ausländer auszubehnen (Schutz⸗ 
gebG. $. 3 Nr. 1). 

Das Rechtsverhältnis des Reiches zu der eingeborenen ?® 
Beoöllerung beruht zwar auf dem nämlichen Grundprinzip 
von Staatögewalt und Unterthanenfchaft ,?7 bat aber that- 


3 9, Meyer 111ff. | run und Togo 8.2. v. 21. April 

5 S. über dieſen Begriff ! 1886 Ra ” 128), für Oſt⸗ 
unten im SKonfularredt. Daß afrika K. V 1. Sanuar 1891 
Laband I, 791 den Begriff (RGBl. 1) $. 8, für Neu-Guinea 
auf „alle fremben civilifierten | dem Reichöfanzler nah Anhö⸗ 
Nationen” ausdehnt, ift will-| rung der N.-©.-Compagnie, K. 
fürlid; vgl. G. Meyer, Schuß-| 2. v. 5. Juni 1886 (XGBl. 187) 
geb. 107; j. jedoch bie Sperial- %.2 Bel. auch G. Me eye, 
vorfeift in $. 2 der ®. vom | Schußgeb. 106 fi, 178 ff. 
5. Sunt u. 13. Septbr 1886, Südweſtafrika 3. d. Tai IL. 
(REBL. 1871. 291) für die Süd- | Kommifjars v. 1. Dezbr. 1898 
feetolonieen. (KolBl. 1894, 199). 

s Den Begriff „Eingebore- °7 Dies leugnet Hänel I, 
ner” zu beftimmen, ift für Süb- | 848; vgl. au Laband I, 792: 
meftafrifa dem faiferl. Kom⸗ „Ausländer“ find die Eingebo- 
mifjar, vorbene lid der Geneh- renen ‚nicht, fie find „reichSange- 
migung be eichskanzlers, zu- pörig- ‚ aber nicht im Sinne der 
gewiefen, 8.3. v. 8. Nov. 1892| Rei &oerfaffung. In der Sade 
(RGBl. 1037), ebenfo für Kame⸗ zutreffend Yaband I, 792 f.; 
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füählih nad der Natur der Dinge eine mefentlih andere 
Geitaltung gefunden. Es ift zur Zeit noch unmöglich, dieſes 
Verhältnis in einzelnen Rechtsſätzen auszudrüden; nur das 
Prinzip ftebt feſt: daß auch die eingeborene Be- 
völferung der Kolonialgemalt als der ſouve— 
ränen Staatögemwalt unterthban if. Es mag 
früher wohl bei dem zögernden und ſchwankenden Gang 
der deutſchen Kolonialpolitif die grundfäglide Meinung 
offiziellen Ausbrud gefunden haben, es fei nicht Aufgabe 
des Reiches, „Für die Herftellung ftaatliher Einrichtungen 
unter barbarifchen Völkerſtämmen einzutreten und dort eine _ 
unjeren Anfchauungen entſprechende Ordnung der Bermal- 
tung und Juſtiz berzuftellen” ; es mag immerhin zugegeben 
werden, daß dieſe Orbnung auch heute noch und wohl noch 
für faum abjehbare Zeit in den allererften Anfängen fich 
befindet und oft nur in den Formen militärischer Gewalt 
fih geltend madt; dennoch ift Das Reich die fouveräne 
Staatsgewalt über die Eingeborenen mit allen Rechten, 
welche hieraus im einzelnen abgeleitet werben wollen und 
fönnen und mit der Pflicht, im Kolonialgebiete eine wirk⸗ 
lihe Staatsordnung und für die eingeborene Bevölkerung 
die Möglichkeit eines geordneten, friedlichen, menſchenwür⸗ 
digen Daſeins berzuftellen. 

Die Anfhauung, daß die Kolonialgewalt nur den 
Zweck verfolge, „die eingeborene Bevölferung den folonialen 
Zwecken des Reiches und feiner Angehörigen dienftbar zu 


G. Meyer 108. Für die Er- | allerdingg auch die Eingebore- 
teilung der Naturalifation be» | nen — prinzipmidrig, aber wohl 
handelt das SchutzgebG. 8. 6 |zwelmäßig — als Ausländer. 
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machen“ 88 ift des Deutfchen Reiches unwürbig und, falls 
fie jemals beftanden haben follte, längft aufgegeben, wie 
die Einrichtungen für militärifchen und Rechtsſchutz,?d für 
Unterbrüdung der Sklaverei, für die Gefundheitsverhält- 
nifje,*° für Miffion und Unterricht, für Handel und PVer- 
Tehr bemweifen.*! Eine juriftifche Darftellung dieſer Dinge 
ift allerdings dermalen noch ausgeſchloſſen, und die recht⸗ 
liche Ausgeftaltung diefer Kulturarbeit ift in den verfdhie- 
denen Kolonieen eine jehr verjchieven meit vorgefchrittene. 
Sn weiten Umfange find der eingeborenen Bevölkerung 
noch ihre bisherigen Ordnungen belafien;*? die ftaats- 
rehtlide Grundlage aber für alle diefe Ord— 
nungen ift im gefamten Rolonialgebiet ledig— 
lich die Souveränetät des Reiches. 

Einen rechtlichen Ausdruck findet das Prinzip der 
fouveränen Staatsgewalt des Reiches in der dem Kaiſer 


88 Dieſe Anſchauung ent| * Sn einigen Beziehungen 
mwidelt merfmwürdigermeife be= |hat dieſe deutſche Staatsaufgabe 
fonders Hänel I, 746 ff.; ähn- [eine breitere Grundlage in in⸗ 


ih auch Laband I, 788. 

sv Für das Togogebiet wurde 
die Anmwerbung von Cingebore- 
nen zu Dienften außerhalb des 
Schutzgebietes unter befonbere 
ftaatlide Kontrolle gejtellt (Kol. 


Bl. 1892, 99). Ebenfo für Neu- 


Guinea. 

40 Für das Neu⸗Guinea⸗Schutz⸗ 
gebiet 3. B. erging eine bejon- 
dere Verordnung (KolBl. 1892, 
155), die gefundbeitlide Kon⸗ 
trolle der zu Arbeiten ange- 
morbenen Cingeborenen betref: 
Ind, ſ. aud KolBl. 1894, 185, 


befonder3 in der Brüfleler Anti- 
ſtlavereiakte v. 2. Juli 1890, 
über deren Inhalt |. Kolsl. 
1891, 215 ff. Über die Unter: 
drüdung der Sklaverei |. aud 
unten ©. 609. 

6. die zahlreihen „Ver⸗ 
träge” bei. im Weißbuch des 
Reichſtages von 1885, deren 
Grundlage durchweg die gleiche 
ift: Übertragung der Souverä- 
netät auf das Reid. Im Resultat 
übereinftimm. auh Hänel 1,848. 


ternationalen = —— fo 
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überwiefenen Aufgabe, die für die Reichdangehörigen in 
den Kolonieen geltenden Rechtsſätze nad Ermeſſen auf die 
Eingeborenen auszudehnen (Schubgeb®. 8. 3 Nr. 1). 
Daraus ergiebt fi, daß die Kolonialgemalt au im Ber- 
hältnis zu den Eingeborenen grundſätzlich Staatögemalt ift 
und fein will.“ Demgemäß ift in Oftafrifa bie beutfche 
Gerichtsbarkeit grundfäglich auch auf die Eingeborenen 
ausgedehnt (K. V. v. 1. Sanuar 1891, REBI. 1 88. 2, 
3); ebenfo in Kamerun, Togo, Neu-Guinea, Südweſt⸗ 
afrifa (ſ. unten ©. 607 f.). 

Eine Sondervorſchrift giebt das SchutzgebG. $. 7 für 
die Führung der deutfchen Flagge durch Eingeborene; fol- 
chen kann das Recht hierzu Durch Zaiferlihe Verordnung 
erteilt werben, jedoch mit dem Vorbehalt, daß auch dann 
für ſolche Schiffe die deutſche Unfallverfiherungsgefeßgebung 
nicht gelte (G. v. 13. Juli 1887 88. 1,2 „Seefahrzeug“).*5 


D. Die KRotoniaigefellichatten. ‘® 


Der Erwerb der deutjchen Kolonieen erfolgte, wie oben 
bemerkt, mehrfad in der Weife, daß das Deutfche Reich 
an die Stelle Taufmännifcher Unternehmungen von Einzel- 
nen oder Gefellfchaften trat. Der Übergang der Staats- 
bobeit von diefen Gejellichaften auf das Reich vollzog ſich 
langjam, aber ftetig; heute ift nur mehr die Neu-Guinea- 


48 ÄAlteres analoges Net: 8.8. v. 19. Sept. 1898 
zitiert Zaband I, 792. S. (KolBl. 443) f. d. Marſchall⸗ 
ferner über Rechtsgeſchäfte der Infeln. 
und mit den Eingeborenen unten | 48 Hänel 1,858 f.; Laband 


©. 608. 
„ I, 775, 778 f., 786 f.; G. Meyer 
44 ' ’ ' 
Entgegengeſetzt Hänel a. Schuͤrgeb. 129 ff. 
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Kompagnie in weiterem Umfange nah diefer Richtung 
thätig; indes die Kolonialgefellihaften in den anderen 
Kolonieen mehr und mehr einen privatreitliden Charakter 
annahmen.” Da nah preußifhem Recht auch für bie 
privatrechtlihe Seite Schwierigkeiten beftanden, erfolgte 
eine reichögefehliche Regelung der Stellung der Kolonial- 
gefellichaften durch das SchußgebG. 85. 8—10. Diefe 
Borfchriften beziehen fih nur auf „deutſche Kolonial- 
gefellfchaften, welche die Kolonifation der deutſchen Schutz⸗ 
gebiete, insbefondere den Erwerb und die Verwertung von 
Grundbefig, den Betrieb von Land⸗ und Plantagenwirt- 
haft, den Betrieb von Bergbau, gewerblichen Unterneb- 
mungen und SHandelögefchäften in vdenfelben zum aus⸗ 
ſchließlichen Gegenftand ihres Unternehmens und ihren 
Sitz entweder im Reichögebiet oder in den deutfchen Schuß- 
gebieten haben, oder denen durch Faiferlihe Schußbriefe Die 
Ausübung von SHoheitsrechten in den deutſchen Schuß- 
gebieten übertragen iſt“ ($. 8). Demgemäß ftehen aus- 
ländifche Gejellichaften,*? nad Maßgabe der im $. 8 ent- 
baltenen näheren Erläuterung, nicht unter jenen Vor⸗ 
ſchriften; da deren Verhältnifie auch fonft Feine pofitiv- 
rechtliche Normierung fanden, muß angenommen werben, 
daß hier eine befondere Regelung durch dag höchſte Organ 
der Schußgewalt, den Kaifer, im einzelnen alle zu er- 
folgen hätte. Dabei mag es mohl als felbitverftändblich 


18. Meyer, Lebrb. 406. | Das Auswärtige Amt Hat in 

8 ber die Zulaffung fremder |vem Fall der Damaraland-Kon- 
Kolonialgejellichaften faßte der | zeſſion (f. unten NR. 51) Diele 
Kolonialrat Beichlüfie, melde Beſchlüſſe nicht berückſichtigt. 
KolBl. 1891, 331 publiziert find. 
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erjcheinen, daß eine derartige fpezielle Ordnung nicht aus- 
ländiſche Gefellichaften beffer ftellen dürfte, als die deutſchen 
Kolonialgeſellſchaften nah SS. 8 ff. des Geſetzes geftellt 
find. + 

Der Kernpunft des Geſetzes ift die Vorfchrift, daß die 
Kolonialgejellichaften der Staatsaufjiht, als deren Organ 
der Reichskanzler bezeichnet ift, unterworfen find; Die 
näheren Vorfchriften über Art und Umfang diefer Aufficht 
find ftatutarifh zu normieren ($. 10). Vorausſetzung 
diefer Aufficht ift ein vom Reichskanzler zu genehmigender 
Gefelfichaftsvertrag (Statut), auf Grund defjen die Gejell- 
ſchaft durch Beihluß des Bundesrates das Hecht empfängt, 
„unter ihrem Namen Rechte, insbeſondere Eigentum und 
andere dingliche Rechte an Grundftüden zu erwerben, Ber- 
bindlichfeiten einzugehen, vor Gericht zu klagen und ver- 
klagt zu werden”, mit der bejfonderen Maßgabe, daß nur 
das Gejellichaftövermögen den Gläubigern haftet. Ein 
Auszug des Statut? und der Beihluß des Bundesrates 
find im Neichsanzeiger zu publizieren (F. 8). Die Ge- 
nehmigung des Statuts durch den Reichskanzler, welche die 
rechtlihe Vorausfegung für den Beichluß des Bundesrates 
bilbet, hängt rechtlich davon ab, daß den gefetlichen Vor⸗ 
fohriften über den inhalt des Statutes genügt ift; nad 
biefen bat das Statut „insbeſondere“ Beftimmungen zu 
enthalten: 1. über Erwerb und Berluft der Mitgliedſchaft, 
2. Vertretung der Geſellſchaft gegenüber Dritten, 8. Be- 


Meyer, Schukgeb. 147 |feB ausgeſchloſſen. S. unten 
bält die Erteilung von Korpo-| NR. 5l über die Damaraland- 
rationsrechten an ausländifche | Konzeffion. 

Geſellſchaften als durch das Ge- 
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fugniffe der Leitungs- und Auffihtsorgane, 4. Rechte und 
Pflichten der einzelnen Mitglieder, 5. Jahresrechnung und 
Gewinnverteilung, 6. Auflöfung und Liquidation (8. 9). — 

Jedenfalls ift das Reich immer befugt, die Ausübung 
von Stantähoheitsrehten an Kolonialgefelichaften zu über: 
tragen, fei es in Form von Schußbriefen, fei e3 durch 
faiferlihe Verordnungen. Die Geſellſchaften üben in fol- 
hem Fall das Recht des Reiches aus.?° Das SchutzgebG. 
fieht dies in 8. 8 ausdrüdlich vor, jedoch nur für deutfche 
Kolonialgeſellſchaften; die Übertragung der Aus- 
übung von Staatshoheitsrehten an auslän= 
difhe Kolonialgefellfhaften ift zwar nidt 
positiv verboten, wird aber als mit dem Be- 
griff der deutſchen Staatshohbeit unvereinbar 
und demgemäß als unzuläffig zu bezeihnen 
fein,®! e3 ſei denn, daß es fi um ganz außerordentliche 
Verhältniſſe handelt, denen Rechnung zu tragen die Reichs⸗ 
regierung als dringendes Gebot der Staatsnotwendigkeit 
erachtet. Gemäß der grundfägliden Vorſchrift des 8. 8 
fann der Reichskanzler das ihm zugemiefene Ausführungs- 
und Polizeiverordnungsreht auch an Kolonialgefellichaften, 
die nah 88. 8 ff. organifiert find und einen kaiſerlichen 
Schugbrief haben, übertragen (Schubgeb®. 8. 11 Abſ. 3). 


5 Die Polemik von Laband 
I, 787 gegen Bornhat ſcheint 
nur ein Wortftreit. 

51 Einen höchſt bebenklichen 
Präzedenzfall bildet in dieſer 
Beziehung die der englifchen 
South Westafrican-Company er- 
teilte Damaraland-Konzej- 
fion (KolBl. 1892, 456), die 


weder mit dem geltenden 
Recht noch mit der Würde 
bes Deutfhen Reiches ver⸗ 
einbar fein dürfte Mit 
Recht legte der Kolonialrat Ver⸗ 
wahrung gegen diefelbe ein, 
mas dann ein bejonderes „Pro⸗ 
tofoll" (KolBl. 1892, 564) zur 
Yolge hatte. 
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Wie übertragen, fo kann die Ausübung von Staatshoheits- 
rechten den Kolonialgefellfhaften auch wieder entzogen 
werben fraft des vom Reiche auszuübenden Oberauffichts- 
rechtes.5? | 

Praftifh ift Die Frage der Ausübung von Staats⸗ 
hoheitsrechten durch Kolonialgefellfchaften nur mehr für die 
Neu⸗Guinea⸗Kompagnie. Bon älteren Gefellichaften iſt 
insbeſondere die deutſch-oſtafrikaniſche zu nennen (f. den 
Bericht KolBl. 1894, ©. 317). 

Außerdem wurden an Kolonialgejellihaften auf Grund 
des Gejeßes errichtet: 1. die Hanfeatifhe Land», Minen- 
und Handelögefellihaft für Südweſtafrika (KolBl. 1898, 
399 ff.), 2. die Uſambara Kaffeebaugeſellſchaft (ebd. 427 f.), 
8. die Aſtrolabe-Kompagnie (ebd. 1892, 40), 4. die Kaifer 
Wilhelms-Land-Plantagengefellfhaft (ebd. 1891, 125), 
5. die Ujambara-Eifenbahngefellfichaft (ebd. 477). 


E. Die Finanzverwaltung. 


Die Streitfrage, ob der Budgetartilel der Reichsverfaſ⸗ 
fung für die Kolonieen im ganzen Umfang und mit allen 
Rechtsfolgen in Kraft ftehe,5? Hat nunmehr ihre Erledigung 
gefunden durch das Spezialgefeb v. 30. März 1892 
(RGBl. 3869), Danach ift 1. der Etat für die Schub- 
gebiete ſelbſtändig, aber in der nämlichen Rechtsform mie 
der Hauptetat des Reiches aufzuftellen, nämlid a) durch 
Geſetz, b) über alle Einnahmen und Ausgaben, c) für 


GG, Meyer, Schuggeb | 53 Hänell, 582; G.Meyer, 
162 f£ ©. dazu die Konzeftion Schuggeb. 230 ff. Über das 
KolBl. 1891, 581. —— ber Reichsverfaſſung 

. oben 8. 16. 
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jedes Sahr,5* d) vor Beginn des Etatsjahres ($. 1), 
e) über- und außeretatSmäßige Ausgaben find nachträglich 
durch die gefeßgebenden Faktoren zu genehmigen ($. 2 
Abi. 2). 

2. In gleicher Weife bedarf der Reichskanzler für die 
Finanzverwaltung der Schubgebiete des alljährlid vom 
Bundesrat und Reichstag zu fallenden Entlaftungsbefchlufjes 
(8. 3); zu diefem Zwecke find dem Bundesrat und Reichs⸗ 
tag nach Abſchluß des Etatsjahres, fpäteftend im zweiten 
Jahre danach, die Überfichten der wirklichen Einnahmen 
und Ausgaben vorzulegen ($. 2 Abſ. 1). Die Kontrolle 
erfolgt ebenfo wie für den Hauptetat durch den Reichs⸗ 
rechnungshof gemäß Spezialgefet vom 14. Mai 1894 
(RGBl. 449). 

3. Aufnahme von Anleihen und Übernahme von Garan- 
tieen im Intereſſe der Schußgebiete bedarf der Form des 
Gefetes ($. 4). 

4. Für Verbindlichleiten der Schußgebiete befteht eine 
civilrechtlide Haftung nur an dem Vermögen des betreffen- 
den Schußgebietes ($. 5).°° 

5. In den vom Reich finanziell verwalteten Schutz⸗ 
gebieten find fpezielle Reſervefonds gebildet, denen etwaige 
Mehreinnahmen und Erfparnifie zufließen (ſ. die Etats- 
gefete je sub II). 

6. Soweit die Koften der Kolonialverwaltung in einer 
Kolonie ausſchließlich von einer Kolonialgefellfhaft getragen 

5% Der Etat für 1892/95] 35 Demgegenüber ift der Satz, 
wurde durch $. 6 des Gef. v.|den die früheren Darftellungen 
30. März 1892 als auch für |enthalten (G. Meyer, Schut- 
1893/94 und 1894/95 maßgebend | geb. 224): die Schußgebiete ſeien 


erflärt, f. dazu auch die Über⸗ | feine felbftändigen Rechtsſub⸗ 
gangäbeftimmung in $. 7 Abſ. 2. | jekte, nicht mehr haltbar. 
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werben, fommen die obigen Beitimmungen nicht zur An- 
wendung ($. 7 Abf. 1). 

Nah diefen Vorfchriften ift dermalen die Finanzver⸗ 
waltung georbnet für Dftafrifa, Kamerun, Togo, Sübmelt- 
afrika (G. v. 80. März 1892, RGBl. 370; ©. v. 
26. März 1893, RGBl. 123).5° 


IV. Die lofale Organifation der Staats— 
gewalt®! in den Kolonieen tt folgendermaßen ge- 
ordnet: 58 

A. Die innere Verwaltung einfhließlid der 
Militärgewalt. Ein beſonderes Organiſationsgeſetz 
über Die Verwaltung der Kolonieen iſt bis jetzt nicht er- 
gangen; die Einrichtung der Verwaltung erfolgt in den 
einzelnen Kolonien nah Maßgabe der thatſächlichen Ver⸗ 
bältnifje, insbefondere auh, was den notwendigen Zu⸗ 
ſammenhang mit der Militärgewalt betrifft. Regelmäßig 
werben an die Spite der Kolonieen Taiferlide Gouver- 
neure oder Kommiſſare mit den erforderlichen Unter- 
beamten geftellt; die Chefs der Verwaltung führen in Oft- 
afrifa und Kamerun den amtlichen Titel Gouverneur, in 


56 Kamerun: 580000, Togo |S. die Jahresrechnungen über 
148000, Sübmeftafrita 273000 | die Einnahmen in Oſtafrika 
M., erftere Poſten ohne Reichs- | 1892/93 (1 105456 M.), 1893/94 
zuſchuß, der legte mit Zuſchuß |(1130256 M.) KolBl. 1894, 
von 267 .; für Öftafrika | 471 f. 
waren duch ©. v. 2. Februar| 57 Über die Dienftflagge ber 
1889 (X6Bl. 3) 2 Mill. Marl| Regierungdgebäude und -Fahr- 
‚für Maßregeln zur linter- geuge ſ. 8.3. v. 13. Auguft 
drüdung des Sklavenhanbels | 1893 (CBl. 273), ferner K. 2. 
und zum Schuk der beutfchen |v. 18. Da. 1893 (KolBl. 1894, 
Interefſen“ zur Verfügung ge: 1), fowie die Mitteilungen CBl. 
ftellt morben. Hiftorifäjes 11893, 275 u. 359 u. a. dgl. m. 
G. Meyer, Schusgeb. 42 f.| °° Bel. Laband I, 797. 

Zorn, Staatsrecht I. 2. Aufl. 38 
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den übrigen Kolonieen Zandeshauptmann ; die Unterbeamten 
haben verjchiedene Titel (Kommifjar, Bezirfsamtmann, 
Intendant, Polizeimeifter u. a.). Diefe Beamten find 
unzweifelhaft ſämtlich Reichsbeamte; das Reichsbeamten⸗ 
geſetz gilt aber für fie gemäß den oben entwickelten Grund⸗ 
ſätzen an fih nit; durch Spezialgefek vom 31. Mai 
1887 (RGEBl. 211) erfolgte jedoch die Ausdehnung jenes 
Geſetzes auch auf die Kolonieen — zwar tft dies nicht 
ausdrücklich ausgefprochen, bildet aber die notwendige Vor- 
ausfegung dieſes Gejeßes®? — mit der Mafigabe, a) daß 
Gouverneure, Kommiſſare und Kanzler der Schußgebiete 
jederzeit vom Kaiſer mit Wartegeld zur Dispofition ge= 
ftellt werben können (f. oben ©. 334); b) daß den vom 
Kaiſer beftellten Kolonialbeamten durh Beftimmung des 
Bundesrates die Dienftzeit im Kolonialdienft bei der Pen- 
fionterung doppelt angerechnet werden kann, falld fie über- 
haupt länger ala ein Jahr in diefem Dienft verwendet 
waren (f. auch dazu oben ©. 319%). Demgemäß ift 
durh V. des Reichskanzlers v. 6. Mai 1894 (KolBl. 261) 
die Doppelrechnung der Dienftzeit für die „im Dienft der 
Schußgebiete von Kamerun, Togo und Deutfd-Dftafrifa 
ftehenden Landesbeamten“ verfügt morben.*" 

Sm übrigen iſt eine befondere Regelung der Recdhts- 
verhältnifje der in den Schußgebieten angeftellten Beamten 
für die einzelnen Kolonieen durch Zaiferliche Verordnungen 
erfolgt, fo zulegt für Oftafrila durch K. V. v. 22. April 


Am den alabalb zu behan-| 60 Für die oftafrifanifche 
deinden Spezialverordnungen ift | Schußtruppe die analoge Bor- 
der Grundſatz überbied noch Ieift 5. 11 des ©. v. 22. März 
ausdrüdlich ausgeſprochen. 
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1894, publiziert im CBl. 115 f., dazu über die Rang- 
„ verhältniffe und Uniformen KolBl. 1891, 270 8.2. v. 
3. Suni 1891; ferner KolBl. 1890, 1; vorher für Kame- 
run und Togo durch K. V. v. 3. Auguft 1888 (CHI. 
758 f.). Für die anderen Schußgebiete find analoge Ver⸗ 
ordnungen bis jebt nicht erlafien. Die Kolonialbeamten 
werden in jenen Verordnungen als „Landesbeamte“ be- 
zeichnet; damit kann juriftifch Tediglich gefagt fein, daß 
dag Reichsbeamtenrecht für diefe Beamten an fi nicht 
gilt; inkorrekt aber ift die Bezeichnung doch, da der Aus- 
drud „Landesbeamte“ techniſch iſt für Die Beamten ber 
Einzeljtaaten, was die Kolonialbeamten nicht find; dieſe 
bilden vielmehr eine befondere Kategorie von 
NReihsbeamten, für welde ein befonderes 
Recht gilt, analog wie für die elfaß-lothrin- 
giſchen „Landesbeamten", die grundfäglid 
auh Reichsbeamte find. Davon werden fobann 
unterfchieden diejenigen Beamten, welche Reichabeamte im 
Sinne des RBeamt®. (f. 3. 3. KolBl. 1892, 455) find. 
Der Unterfchied liegt nur darin, daß lebtere aus Reichs⸗ 
mitteln , erftere aus Mitteln der Kolonieen bezahlt find. — 
Publiziert find jene Taiferlihen Verordnungen im Gentral- 
blatt. Dies widerfpridt der V. v. 26. Juli 1867, melde 
die Bublifation der Faiferlihen Verordnungen im Reichs⸗ 
geſetzblatt fordert, und erklärt fih nur durd die Annahme, 
daß jene Verordnung ausſchließlich für das Reichsgebiet 
Geltung hat (f. oben ©. 580). Die V. für Kamerun 
und Togo beftimmt: 1. für die aus Fonds bes Schutz⸗ 
gebietes bezahlten Beamten in Kamerun und Togo gelten 
die für die Neichsbeamten ergangenen Gejehe v. 31. März 
. g8* 
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1873, 20. April 1881, 21. April 1886, 31. Mai 1887 
und 5. März 1888 mit der Maßgabe, daß überall an 
Stelle des Neiches das Schußgebiet tritt;*! 2. Die zwangs⸗ 
weife Berfetung in den Ruheſtand (RBeamtG. $. 66 Abf. 1) 
erfolgt dur den Kaiſer allein, ohne Einvernehmen des 
Bundesrates; 8. oberfte Reich3behörde im Sinne des 
Reichsbeamtengeſetzes tft der Reichskanzler, dur ihn er- 
folgen die Entſcheidungen nad SS. 5 Abf. 1, 18, 39, 52, 
68 Abf. 2 des RBeamtG., fomie nah $. 1 des Gef. v. 
31. Mai 1887, endlich die endgültige Entſcheidung nad) 
RBeamtG. 8. 66 Abi. 2;°° 4. über den Erfah von Um- 
zugsloften für penftonierte und zur Dispofition geftellte 
Beamte beftimmt der Reichskanzler; 5. das Disziplinar- 
recht des NBeamtG. (88. 84—124) bleibt außer Anwen- 
dung; Entfernung aus dem Amt erfolgt durch den Kaifer 
bei Beamten mit kaiſerlicher Beftallungsurfunde, fonft durch 
den Gouverneur von Kamerun, gegen defien Entſcheidung 
Beſchwerde an den Reichskanzler eingelegt werben Tann; ®° 
6. die Entfcheidungen aus NBeamtG. 88. 127, 128 Abi. 
2, 131 erfolgen dur den oberften Beamten des Schutz⸗ 
gebietes mit Beſchwerde an den Reichslanzler.°® 


1 Ebenſo für Oſtafrika Art. | korreft und notwendig. Die 
1 mit Hin ufügung des ©. v. Kolonieen find in feinem Sinne 
1. April 1888. ie Behaup- | „Ausland“. 
tung G. Meyers, Schußgeb. 91,| *? Ebenſo Dftafrila Art. 2. 
daß dieſes Gefeg über die Zu-| 8 Dftafrifa Art. 3. 
rüdbeförderung der „im Aus-| %* Dftafrifa Art. 7. 
land" befindlichen Hinterbliebe-| *° frila Art. 9 mit der 
nen von Beamten an fi für | Modifikation, daß für Bezirks⸗ 
die Kolonieen gelte, ift ie ridter an Stelle des Gouver⸗ 
tig; die Bezugnahme der oft-|neurd der Oberrichter tritt. 
afritanifchen Beamtenverordnun es Dftafrifa Art. 10 mit der 
auf das Gejek war demnad |vorbemerften Mobiftlation für 
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Die Verordnung für Dftafrifa beftimmt noch ferner: 
1. der Gouverneur und fein Stellvertreter, der Chef der 
Finanzverwaltung und der Oberrichter erhalten eine Faifer- 
liche Beftallung, die übrigen Beamten werden vom Reichs⸗ 
kanzler angeftellt, welcher das Necht der Ernennung mitt- 
lever und unterer Beamten dem Gouverneur fubbelegieren 
fonn (Art. 4), 2. die Vorfchriften über Urlaub, Stellver- 
tretung, Cinbehaltung des Gehaltes bei längerem Urlaub 
oder Krankheit giebt der Reichskanzler (Art. 5), 8. Pen⸗ 
fiong- und Reliktenanſprüche bat das Schußgebiet infoweit 
zu tragen, als fie die Gehalts⸗, Penſions⸗ und Relikten- 
anfprüche, welche dem Beamten aus Reichs⸗, Staats⸗ und 
Kommunalmitteln zuftehen, überfteigen ; ein Beamter, welcher 
nicht mehr zum Tropendienft fähig ift, muß bei Verluſt 
feiner Anſprüche aus dem Kolonialdienft, eine gleich oder 
höher befoldete Stelle im Reichs⸗, Staatd- oder Kommunal- 
dienst annehmen (Art. 6), 4. gegen den Oberrichter und 
die Bezirksrichter können Geldftrafen nur vom Reichskanzler, 
gegen die dem Gouverneur unterftellten Beamten können 
Geldftrafen bis zum gefeklichen Höchitbetrag von dieſem, 
gegen die ihnen unterftellten Beamten können Gelbftrafen 
bi3 zu 30 ME. vom Chef ver Finanzverwaltung, dem Zoll- 
direftor und den Bezirfgamtmännern verhängt werben (Art. 
8 vb. 88. 80— 83 des NRBenmtG.).” 

Ein befonderer Dienfteid für die „Landesbeamten“ in 
den Kolonieen wurde feftgeftelt durh K. V. v. 4. Sept. 
1892 (KolBl. 455). 

Bezirkörichter. — Über ben In-| 7 S. im übrigen zum Bor- 


halt der allegierten Borf en Beenben die Darftellung bes 
des geichsbeamtenrechtes oben Beamtenrechtes oben 8. 10. 
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Die militärifhe Organifation erfuhr bis jetzt 
eine feſte rechtlihe Ordnung nur für Oftafrila durch ©. v. 
22. März 1891 (RGEBl. 53), dazu K. V. v. 5. Mai 1893 
(KolBl. 241) über die Drganifation des Sanitätsoffizier- 
korps und die organifatorifhen Beitimmungen in 8. 2. 
v. 9. April 1891 (KolBl. 167). Auf Grund jenes Ge- 
feßes wurde eine kaiſerliche Schutztruppe für dieſes 
Schutgebiet gebildet mit dem doppelten Zwecke, einmal 
„zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und Sicher⸗ 
heit”, fodann „insbefondere zur Belämpfung des Sklaven⸗ 
handels“ ($. 1) zu dienen.® Diefe Schutztruppe ftellt 
eine militärifche Drganifation außerhalb des Reichsheeres 
dar; die militärrechtlihen Vorſchriften für das Reichsheer 
gelten an fih für die Schußtruppe nicht; Die aus dem 
Zandbeer in die Schugtruppe übertretenden Perfonen „fchei= 
den aus dem Landheer aus”. Dagegen verbleiben die aus 
der Marine übergehenden Perfonen rechtlich in dem Verbande 
derfelben, gelten nur ala „zeitmeife ablommandierte An- 
gehörige”, bleiben fomit auch den für die Marine geltenden 
Vorſchriften unterworfen, jedoch mit dem Vorbehalt, daß 
die Spezialvorfchriften für die Schuttruppe in erfter Linie 


es In ähnlicher Weife wurde oftafritanif en Schuktruppe |. 
neuerdingd eine Schustruppe | KolBl. 1898, Beil. zu Rr. 
gebilbet für Südweftafrika (ſ. R 472 f. Auch die oftafrifa- 

olBl. 189, 179), doch ohne niſche Schugtruppe ift gegliedert 
daß bis jeßt Rechtövorfchriften | in eine Schugtruppe im engeren 
für biefelbe erlaffen worden | Sinne und eine Polizeitruppe 
wären; Bolizeitruppen in ver |(KolBL. 1891, 167; 1898, 241, 
ſchiedener Anzahl beftehen auch | bef. 1892, 185). Über bie Poli⸗ 
in ben übrigen Scusgebieten | zei truppe für Drob-Zinbhoel 
(f. 3. 8. für Togo KolBl. 1893, | KolBl. 1894, 251. 
4 Y Über die Dislokation der 
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zur Anwendung zu kommen haben; die Militärbeamten 
werben ber Schußtruppe „zugeteilt”" und ftehen unter den 
allgemeinen Rechtsgrundſätzen für Militärbeamte ($. 3). 
Dberfter Kriegsherr der Schugtruppe tft der Kaiſer ($. 1); 
gebildet wird fie aus Freiwilligen des Landheeres und ber 
Marine, ſowie aus angemorbenen Farbigen ($. 2), eventuell 
auch angemworbenen Deutfchen ($. 18). Die Schußtruppe 
ift dem Reichsmarineamt unterftellt (KolBl. 1891, 77). 
Hinfichtlich der Verforgungsanfprühe find die Verfonen der 
Schußtruppe der Marine gleichgeftellt ($. 5), jedoch mit 
einer Reihe beſonderer PVorfchriften: fo ift für den Be— 
griff der Dienftbefhädigung im Sinne der Militärpenfiong- 
geſetze (G. v. 27. Juni 1871 88. 3, 51, 59) aud den 
„klimatiſchen Einflüffen” befondere Rechnung getragen 
(8. 6); als „penfionsfähiges Dienfteinfommen” gelten nicht 
die Bezüge in der Schußtruppe, fondern für Offiziere und 
die ihnen gleichftehenden Perfonen das nad Charge und 
Dienftalter beftimmte Einfommen in der Marine, für das 
untere Perſonal wird diefes Einfommen im Geſetz jelbft 
firiert ($. 7); eine befondere Penfiongerhöhung ift vorge- 
fehen fir Invaliden, die „nachweislich durch den Dienft in 
der Schugtruppe invalide” geworden find (für Offiziere ꝛc. 
1020 bezw. 750 ME. jährlich, für die Unterflafien 300 ME., 
bei mehr als breijährigem Dienft in der Schußtruppe noch 
jährlich "/s mehr big zum Doppelbetrag, 8. 9); auf Grund 
ununterbrochenen 12jährigen Dienftes in der Schubtruppe 
befteht der Anfpruh auf Penfion auch ohne Anvalibität, 
für Penſionserhöhung dagegen ift Nachweis der Invalidität 
erforderlih ($. 10). Die Dienftzeit in Afrifa wird, falls 
fie überhaupt mehr als ſechs Monate beitrug, doppelt ge 
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rechnet (na näherer Vorſchrift des $. 11, dazu auch 
8. 19).°9 Witwen und ehelihe Nahlommen von Ange: 
börigen der Schußtruppe erhalten außer dem Sterbemonat 
noch ein volles Gnadenquartal ($. 15); bei Tod infolge 
einer militärifchen Aktion oder der Tlimatifchen Einfläffe 
fommen für die Hinterbliebenen die Vorfchriften des Ge— 
fees v. 237. Juni 1871 88. 41 ff., 56, 94 ff. zur Anwen⸗ 
dung ($. 16). Oberſte Reichsbehörde im Sinne der Pen- 
fionögefege ift für die Schußtruppe der Reichskanzler bezw. 
ber Staatsfelretär des Reichsmarineamts ($. 17). 
Hinfihtlih des Strafverfahrens überließ dag Geſetz 
($. 4) dem Kaifer, auf dem Wege der PVerorbnung die 
erforberlihen Sondervorfchriften gegenüber dem allgemeinen 
Recht zu treffen. Diefe Verorbnung erging unter dem 
3. Juni 1891 (RGEBl. 841). Durch diefelbe wurde bie 
Militärftrafgerichtsornung v. 3. April 1845 dahin er- 
gänzt, daß die Gerichtöbarleit über die Schußtruppe zu 
verwalten, d. i. die Einleitung und Unterſuchung durchzu⸗ 
führen, fei 1. dur das Gericht der Schußtruppe, 2. durch 
Abteilungsgerichte (8. 2); erfteres befteht aus dem Komman⸗ 
deur der Schußtruppe ala Gerichtsherrn und einem Auditeur 
(f. dazu 8. 6), mit dem Recht der höheren und niederen 
Gerichtäbarkeit über ſämtliche Militärperfonen der Schutz⸗ 
truppe ($. 3); lebtere werben bei jever aus mehreren Com⸗ 
pagnieen beftehenden Abteilung aus dem Chef der Ab- 
teilung als Gerichtähern und einem unterfuhungführenden 


6% Dazu kommt noch eventuell | Wahehe), S. 214, 1892, 484, 
die Doppelrechhnung der Kriegs- | 1890, 3, 1894, 417; die Art der 
bienftzeit nad $. 23 des ©. v. Serehnung, ift geordnet durch 
27. Juni 1871, f. 3. B. KolBl. K. 3. v. 24. DEE. 1891 (KolBl. 
1898, ©. 2 (Feldzug gegen die | 1891, 449). 
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Dffizier für die der Abteilung zugehörigen Militärperjonen . 
gebilbet, mit dem Rechte der niederen Gerichtsbarleit ($. 4). 
Der Urteilsfpruh ift zu fällen durch Kriegsgerichte ober 
Standgerihte ($. 7); zu einem Kriegsgerichte find als 
Richter zu berufen: 1. über einen Offizier: ein Oberführer 
oder älterer Sompagnieführer ala Präfes, zwei Compagnie- 
führer, zwei Lieutenants; 2. über einen Unteroffizier: ein 
Oberführer oder älterer Compagnieführer ala Präfes, zwei 
Dffizgiere (Compagnieführer ober Lieutenants), zwei Unter: 
offiziere; 3. über einen Militärbeamten: ein Oberführer 
ober älterer Sompagnieführer als Präfes, zwei Offiziere 
(Sompagnieführer oder Lieutenant?), zwei obere Militär- 
beamte, thunlichft vom Dienftzweige des Angeſchuldigten. 
Die Offiziere können im Bedarfsfalle durch Sanitätsoffi- 
ziexe, die Militärbeamten durch Offiziere oder Sanitätsoffi- 
ziere erfet werben ($. 8). 

Zu einem Standgericht find ald Richter zu berufen: 
1. über einen Unteroffizier: ein Gompagnieführer als 
Präfes, ein Lieutenant, ein Unteroffizier; 2. über einen 
unteren Militärbeamten: ein Compagnieführer als Präfes, 
ein Lieutenant, ein unterer Militärbeamter. Die Offiziere 
fönnen im Bebarfsfalle durch Sanitätoffiziere, die unteren 
Milttärbeamten durch Unteroffiziere erfegt werden ($. 9). 

Das Recht der Verteivigung fteht dem Angellagten 
perfönlih oder durch eine andere Militärperfon in jedem 
Falle zu; ift das Delift mit Tob oder lebenslänglicher 
Freiheitäftrafe bevroht, fo muß ein Verteidiger beigezogen 
werben ($. 12). Die Verhandlung vor dem Spruchgericht 
ift mündlich; über diefelbe ift ein genaues Protofoll auf- 
zunehmen (fehr genaue Vorfchriften über Verhandlung und 
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Protokoll im 8. 14, über Dolmetſcher 8. 11, über fummae- 
rifhes Verfahren 8. 13, über die Sprudfällung SS. 15, 
16, das Erkenntnis $. 17). Erlenntniffe wider Offiziere 
und obere Militärbeamte bevürfen nad erfolgter Begut- 
achtung durch einen Aubiteur ($. 19) der Beftätigung des 
Kaiſers; der Neichöfanzler bezw. Staatsſekretär des Reichs⸗ 
marineamted hat das Beftätigungsrecht des fommandieren- 
den Admirald, der Chef der Schußtruppe dasjenige eines 
Marineftationschef3 (8. 18); bei Aufhebung eines Erfennt- 
niſſes hat neue Verhandlung vor dem Spruchgeridt zu er⸗ 
folgen, bei welcher „die rechtliche und militärdienftlicde Be 
urteilung” der Aufhebungsverfügung zu Grunde gelegt 
werden muß ($. 20). Freiheitzitrafen bis zu 6 Monaten 
werben womöglich an Ort und Stelle, längere in der Hei- 
mat nah den für die Marine geltenden Vorſchriften voll- 
ftredt ($. 21). Der Generalauditeur und dag General- 
auditoriat für die Marine haben auch als folde für die 
Schußtruppe zu fungieren ($. 22). 

B. Die Gerihtsbarfeit.’ 

I. Die Einrihtung der Rechtspflege in den Kolonieen 
erfolgte zwedmäßigermeife in Anlehnung an die Geftaltung 
der Konſulargerichtsbarkeit. Zwar befteht zwiſchen beiden 
der prinzipielle Unterfchied, ja Gegenfaß, daß lettere eine 
deutfhe Gerichtöbarfeit im Ausland darftellt, fomit zur 
notwendigen Borausfegung die Zulaffung dur den frem- 
den Staat hat, indes erftere eine deutſche Gerichtöbarkeit 
im Inland, zwar nicht im Nechtögebiet der Reichäverfaflung, 
aber doch in einem dem Deutfchen Reiche zugehörigen, der 


 &. Meyer, Schußgeb. 195 ff. 
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Staatögemalt des Reiches untermorfenen, Gebiete darftellt,”! 
diefer Gegenfag aber hindert nicht, der Analogie der that- 
fächliden PVerhältniffe im Kolonial- mit dem SKonjular- 
gerichtögebiete Durch gleiche Gerichtorganifation Rechnung 
zu tragen. Demnach beſteht auch in den Kolonieen ein 
dreifacher Inftanzenzug ebenfo wie in den Konfulargericht3- 
bezirken:s 1. der Riterfommiffar ala Einzel- 
rihter, 2. das Schutzgebietsgericht als Kolle- 
gialgeriht, 83. das NReihsgeriht. Die nähere 
Darftellung dieſer Gerichtäverfaffung und der damit in 
Anlehnung an die Gerichtsverfaffung im Reichsgebiet ge- 
gebenen Kompetenzverteilung ift dem Konſularrecht (Bd. II 
8. 24) vorzubehalten. 

Dem Kaifer ift ausdrücklich das Hecht vorbehalten, auf 
dem PVerorpnungswege Änderungen dieſer Gerichtsorgani- 
fation in einer Anzahl genau im Geſetz beitimmter Einzel- 
punkte vorzunehmen (SchutzgebG. $. 3). 

I. Demgemäß wurden für die fämtlichen Schubgebiete 
durch Faiferlihe Verordnung Abänderungen der Gerichts- 
verfaffung und des Verfahrens angeordnet: für Oftafrifa 
durh V. v. 1. Januar 1891 (RGBL. 1); im wefentlichen 
übereinftimmend waren die Verhältniffe bereit? durch K. V. 
v. 10. Auguft 1890 (RGEBl. 171) für Südweſtafrika ge- 
regelt worden; ebenfo für die Marfhall-Infeln durch K. V. 
v. 13. Sept. 1886 (RGEBl. 291) u. V. v. 7. Febr. 1890 
(RGBl. 55), für Kamerun und Togo durch K. V. v. 
2. Zuli 1888 (RGEBl. 211), für Neu-Guinea durch K. 2. 


1 Zreffend präzifiert dieſen 2 Schuggeb®. $. 2 
Sehtöpuntt auh Laband |, Tr Cihet Marfhal-Ynfeln I 
u. 
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v. 5. Juni 1886 (RGEBl. 187) und 13. Suli 1888 
(RGEBl. 221).7* 75 

So wurde für Dftafrifa dur die V. v. 1. San. 1891 
(REBL. 1) beftimmt: 1. Als Berufungs- und Beſchwerde⸗ 
gericht tritt gemäß Schubgeb®. $. 3 Ziff. 9 an Stelle des 
Reichsgerichts ein am Site des Gouvernements zu errich⸗ 
tendes einheimifches Kolonialgeriht, beftehend aus dem 
Richter zweiter Inſtanz und vier nah den Beitimmungen 
des Konfulargerichtögefeged zu  beftellenden Beifigern 
($. 5);7° 2. Schwurgerichtsſachen gehören gemäß Schutz⸗ 
geb®. $. 3 3. 7 vor die vom Reichskanzler zu bezeichnen- 
den Gerichte erfter Inſtanz ($. 13);77 83. im übrigen be- 
ftimmt der Reichskanzler Die Gerichtsfige und Gerichts⸗ 
bezirte ($. 4);7° 4. in befonderer Weife find gemäß Schutz⸗ 
gebG. 8. 3 Ziff. 10 Zuſtellungen (88. 6, 7)7% und 
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74 Gitiert Neu-Guinen I u. I. 





en über die Abgrenzung ber 

76 Zu dieſen Verordnungen Gerichtsbezirke (Neu - Guinea 

ergingen weiterhin noch fehr de⸗ KoIBl. 217, Sübmweftafrifa 
tatllierteDienftanmeifungen burd) | KolBL. 1890 u. a. m.) 


den Reichskanzler: für Kamerun 
und Togo v. 7. Juli 1888 
(EB. 404) nedft Grundbuch⸗ 
ordnung (ebd. 414); für Neu- 
Guinea v. 1. Nov. 1886 (6Bl. 
371), dazu für die Salomons- 
infeln v. 24. Jan. 1887 (CBI. 
28); für die Marſchall⸗ Bromn- 
und Providence-Injeln v. 2. Dez. 
1886 (CBl. 397), dazu ergänzend 
für die Marjchallinfeln v. 10. 
März 1890 (CBl. 55); für Dft- 
afrita v. 12. Jan. 1891 (CB. 
14), 25. Dt. 1891 (ebd. 299); 
für das ſüdweſtafrikaniſche Schutz⸗ 
gebiet v. 27. Aug. 18% (E81. 

); ferner weitere Anordnun⸗ 


a re 
v. 10. Aug. , 8. .. 
Inſ. II 8.6 (auch an Stelle des 
Konf.Ger. in Apia), Kam. $ 5, 
in Kamerun, Neu-Guinea II $. 
6, am Sife bed Lanbeshaupt- 
mann®. 

T SWA. 8.12; für die Mar- 
fhallinfeln Jaluit, Marfchall- 
infeln II 8. 5; für Kamerun 
und Togo in Kamerun $. 13; 
Reu-Guinea II $ 5. 

78 SWA. 8. 8; für Kamerun 
und Togo wurde an jedem Orte 
ein Geriät 1. Inſtanz eingefegt 
durh 8. 4 der 8.8. 

7 SWA. g8. 5, 6; Marſchall⸗ 
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Zwangsvollitredungen (88. 9, 10)80 geordnet; 5. die Bei- 
jiger ®! nehmen in bürgerlichen Rechtäftreitigleiten, Konkurs⸗ 
ſachen und Saden der freiwilligen Gerichtäbarkeit in ber 
zweiten Inſtanz nur an der Verhandlung, nicht an der 
Entſcheidung teil, außer über das Nechtömittel der Be- 
ſchwerde dann, wenn in erfter Inſtanz Beifiger mitwirkten 
($. 8 Abf. 1);°? in Straffachen wirken gemäß SchutzgebG. 
I. 3 Ziff. 6 Beifiger nicht mit, menn der Beſchluß über 
Eröffnung des Hauptverfahrene auf eine fchöffengerichtliche 
oder reichögerichtliche Sache lautet ($. 11), ſonſt mit vollem 
Stimmredt;°? 6. Anwaltszwang findet in der zweiten 
Inſtanz nicht ftatt (8. 8 Abf. 2);°* 7. in minder wid: 
tigen Strafſachen fann der Angeklagte gemäß SchutzgebG. 
8. 8 Ziff. 5 vom perfönliden Erfcheinen (vgl. StPO. 
SS. 229 u. 282) entbunden werden (8. 12);°° 8. an 
Stelle der nicht anwendbaren Gefehe über die Gerichts⸗ 
foften und Gebühren hat gemäß Schußgeb®. 8. 3 8. 10 
der Reichskanzler die erforderlichen Vorfchriften zu erlaſſen 
($. 16);°® 9. die Vollſtreckung der Todesitrafe erfolgt ge- 
infeln I 8$. 5, 6 Abf. 2—7, | 72 SWA. 8. 7; Marſchall.⸗J. 
1; Kam. 88. 6, 7; Neu-|II 8. 7; Kamerun $. 8; Neu- 
uinea I 88. 5, 6 Abf. 2—7, | Guinea II $. 7. 
11 $. 1, dazu ausführliche Bor-| °? SWA. 5. 10, Marj all⸗J. 
ſchriften in den Dienftanwei- |II 88. 3, 8; Kamerun $. 11; 
fungen $ 6. Reu-Guinea II * 3, 8. 
SWa. 88. 8, 9; Marſch⸗84 SWA. 8. 7 Abſ. 2; Mar⸗ 
Inſeln IS 7. Abſ. 2-8, U ſchall⸗J. II $. 7 Abi. 2; Reu⸗ 
2; Kam. 88. 9, 10; Neu-Guinea | Guinea II $. 7 Abi. 7. 
18. 7 Abſ. 2—8, I $.2, dazu| 3° SW. 8.11; Marſchall⸗J. 
ausführliche Borfhriften in den | IE $. 4; Kamerun 8. 12, Neu⸗ 
Dienftanweifungen $. 7. Guinea II 8. 4. 
81 Dienftanmeif. für Kamerun | 3° SWA. 8.15; Marſchall⸗J. 


. 3, ebenfo für die übrigen II $. 10; Kamerun $. 16; Reu« 
Ausßgebiete. Guinea $. 10. 


um 


606 Bud VO. Die Kolonieen (Schukgebiete). 


mäß Schußgeb®. 8.3 3. 8 durch Erhängen oder Erſchießen 
nah Anordnung des Gouverneur im einzelnen Fall 
(8. 15);°7 10. die Mitwirkung einer Staatsanwaltfchaft 
findet ebenfo wie in den Konfulargerichtäbezirfen grundſätz⸗ 
lich nicht ftatt ($. 14 Abſ. 2);°° doch kann durch Raifer- 
lie Verordnung die Mitwirkung einer ſolchen vorgefchrie- 
ben werden (f. den Vorbehalt Schußgeb®. 8. 3 3. 4a); 
11. eine Verteidigung tft nur in Schwurgerichtsſachen, ſo⸗ 
wie in den Fällen von StPO. 8. 140 Abf. 1 gefeglich 
notwendig ($. 14 Abf. 4);°° 12. die grundfäglich zur 
Reichskaſſe fließenden Geldftrafen (KonfGer®. $. 46) Tünnen 
Kolonialgefellfihaften dur kaiſerliche Verordnung zuge- 
wiefen werden, fall dieſe die Koften der Nechtöpflege be- 
ſtreiten (Schutgeb®. $. 3 Ziff. 11); 13. dur Kaiferliche 
Verordnung können ferner die geſetzlichen Yriften verlängert 
werden (Schubgeb®. 8. 3 Ziff. 12), und es ift von dieſer 
Crmädtigung des Geſetzes umfaſſender Gebrauch gemacht 
worden; 14. die Vornahme einzelner Handlungen der 
Rechtspflege, ausgenommen Urteilsfällung, Zulaſſung zur 
Rechtsanwaltſchaft, Entſcheidung über Durchſuchungen, Be⸗ 
ſchlagnahme, Verhaftung, Ernennung und Beeidigung von 
Beiſitzern, kann von den Richtern auch anderen geeigneten 
Perſonen übertragen werden; »0 15. die Rechtsanwälte find 


s1 SWau. 8. 14; ware. Marihall-. II 8. 8 Fear 5; 


us. 9; — $ 15; Kamerun 8. 14 Abſ. 4 ; Reu- 
Guinea” 1 8. 9 Guinea II $. 8 Abſ. 5, dazu 
wa. 8. 18 Abſ. 2; Dienftanmeil. für Kamerun 8.8 


nk 14 I si (23 Re 3; Sau ebenio für bie anderen 
Aumerun 5 1 J F eu⸗ — * Kamerun 

und Togo $. 2 8.7, ebenfo für 
s SWa. 8. en 4;|die übrigen Schußgebiete. 
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durh die Richter zuzulafien, juriftifhe Borbildung und 
Reichsangehörigkeit find nicht erforderlih; über Die zuge- 
lafienen Rechtsanwälte ift ein amtliche® Verzeichnis zu 
führen; ?! 16. den Dienftanweifungen find befondere Tarife, 
die das Koſtenweſen regeln, beigefügt;?? 17. die Militär- 
gerichtäbarfeit ift im Geſetz über die Konfulargerichtsbarkeit 
ausdrüdlich vorbehalten ($. 49); dies gilt demnach auch 
für die Kolonieen und Hat hier eine bejondere praftifche 
Bedeutung für die Mannſchaften der Marine (f. oben 
©. 598 f.). 

DI. Die Gerichtsbarkeit der deutſchen Konfulargerichte 
bezieht ſich grundſätzlich nur auf Reichdangehörige und 
Schußgenofien. An diefen Punkte mußte alsbald ber 
Gegenfag des Prinzipes zwischen dem für Ausland be- 
flimmten Konfularrecht und dem für beutfches Gebiet gel- 
tenden Kolonialrecht hervortreten; auf dem Wege der vom 
Geſetz (SchutzgebG. 8. 3 3. 1) nad diefer Richtung vor- 
gefehenen kaiſerlichen Verordnungsgewalt wurde die Löſung 
des Gegenfabes herbeigeführt. Demgemäß murde burd 
K. V. v. 1. Januar 1891 (RGEBl. 1) $. 2 für Oſtafrika 
beftimmt, daß die beutfche Gerichtsbarkeit fih auf alle 
dort wohnenden oder fi aufhaltenden Perfonen, ſowie auf 
die dort zur Aburteilung gelangenden Sachen beziehe,?® 
einzig mit dem Vorbehalt, daß die Eingeborenen 
derfelben nur infoweit unterliegen, als „fie 


91 Ebenda $. 5, ebenfo für | Kolonialbeamten ihren ordent- 

die übrigen Schußgebiete. —5 nn Pi u F im 
2 Ebenda_$. 9, ebenſo für ußgebtet, ohne on’ xren 

die übrigen Schußgebiete. F „e Gen Pe "AR N 
% Demnah haben auch die 85 f. 
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nad der bisherigen Übung der Gerichtsbar— 
feit des Reichskommiſſars unterftellt waren“; 
nah 8. 3 fann jedoch durch den Gouverneur 
mit Genehmigung des Reichskanzlers eine 
weitere Ausdehnung der Gerichtsbarkeit auf 
Eingeborene verfügt werden. 

Das Gleihe gilt für Südweſtafrika (9. v. 10. Aug. 
1890 88. 1, 2), ebenfo für die Marichall-, Brown⸗ und 
Providence⸗Inſeln (V. v. 13. Sept. 1886 $. 2), für 
Kamerun und Togo (V. v. 2. Yuli 1888 88. 2, 3), für 
Neu-Guinea (V. v. 5. Juni 1886 88. 2, 3). 

Eine intereffante Entwidelung der deutſchen Gerichts⸗ 
barleit über Eingeborene ftellt die Verordnung des Gouver- 
neurs von Dftafrifa über den Abſchluß von Rechtsgefchäften 
Farbiger v. 23. Sept. 1893 (KolBl. 486) dar, fraft deren 
die Gültigkeit folcher Rechtögefchäfte durch den Abflug 
vor dem deutichen Bezirksamtmann bezw. Stationschef be- 
dingt if. Auch die Regulierung der Nacdläffe von Farbi⸗ 
gen in Oſtafrika wurde bereit3 durch das deutſche Recht 
geregelt (KolBl. 1894, 41 V. v. 4. Nov. 1893). Eine 
ähnliche Verordnung für Rechtögefchäfte mit Eingeborenen 
war bereit3 unter dem 16. Oktbr. 1889 für das Schutz⸗ 
gebiet der Marſchall-⸗Inſeln ergangen (KolBl. 1890, 49), 
eine andere erging neuerdings für Kamerun (KolBl. 367), 
für den Viktoriabezirk in Kamerun wurde ein Eingeborenen- 
Sciebögeriht mit Berufung an den Kaiferlihen Bezirks⸗ 
amtmann eingerichtet (B. 9.9. Dez. 1898, KolBl. 1894, 104). 

“ Sn den für fämtliche|welde Berfonen ber beutichen 


Schutzgebiete befonders erlaffenen | Gerihtöbarkeit unterworfen find, 
Dienftanweifungen ift die Frage, | noch fpeziell behanbelt. 
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IV. Eine befondere Form und ein beſonderes PVer- 
fahren ift dann weiterhin durch K. V. v. 17. Febr. 1893 
(RGBl. 13) für Oſtafrika eingerihtet worden, behufs 
Unterdrüdung des Sflavenhbandels? Die 
Vorſchriften find erlaffen in Ausführung der Generalafte 
der Brüffeler Antifflavereilonferenz v. 2. Juli 1890 (RGEBl. 
1892, 605) Art. XLIX—LIX. Schiffe unter deutfcher 
Ylagge, die auf Grund diefer Alte Art. XLIX von frem- 
den Kreuzern angehalten und in den Hafen eines Schub- 
gebtetes geführt find, unterliegen einem durch den Kolonial- 
richter erſter Inſtanz durchzuführenden Unterfuchungsver- 
fahren wegen mißbräuchlicher Flaggenführung oder Sklaven⸗ 
handel (88. 1—3). Gegen die Entſcheidung des Einzel⸗ 
richters wegen mißbräuchlicher Flaggenführung ſteht ſofortige 
Beſchwerde beim Kolonialgericht binnen drei Tagen nach 
erfolgter Zuſtellung frei ($. 4); erſcheint Sklavenhandel 
als erwieſen, ſo wird die Sache formell dem Richter erſter 
Inſtanz überwieſen, der in mündlicher Verhandlung unter 
Zuziehung von zwei Beiſitzern den Spruch fällt, wenn 
möglich auf Grund der Vorträge des Offiziers des fremden 
Kreuzers und des Angeklagten ſelbſt; das Urteil wird ſo⸗ 
fort mit der Verkündigung rechtskräftig (88. 5, 7, 8). 
Ergeht auf Grund der Unterſuchung die Entſcheidung, daß 
das Schiff zu Unrecht angehalten ſei, ſo erfolgt mit der 


% S. hierüber ferner die V. Oſtafrika v. 1. Septbr. 1891 


db. Kommifjard für Togo vom (KolBl. 502) über den Freikauf 
15. Januar 1893 (KolBl. 105), von Sklaven, fowie die viel- 
über die Befreiung der in Skla⸗ fachen und intereffanten Mit- 
verei gehaltenen Perfonen, den | teilungen über die Frage im 
Beriht KolBl. 1893, 565 ff., | Kolontalblatt. 
bie V. des Gouverneurs für 

Born, Staatsrecht I. 2. Aufl. 39 
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Freigabe zugleich die Feſtſetzung der Entſchädigung; Bier- 
gegen kann der Offizier bes fremden Kreuzers binnen drei 
Tagen Einfpruch erheben, der die Rechtsfolge hat, daß die 
Sache formell durch das Gericht erfter Inſtanz erledigt 
werden muß ($. 6). Im übrigen find — mit einigen 
Sonderbeftimmungen für die Unterfuhung, fpeziell die 
Bereidigung von Zeugen, Sachverſtändigen und Beteiligten 
(88. 10—12) — die Vorfchriften der Generalafte und die 
in den deutſchen Schußgebieten allgemein für Straffachen 
geltenden Vorfchriften anzuwenden ($. 9). — In nabem 
Zufammenhang mit diefer Materie ftehen die Verordnungen, 
durch welde die Anwerbung von farbigen Arbeitern und 
Verſchiffung derfelben in das Ausland in den deutſchen Schub: 
gebieten von Staatswegen teild ganz verboten, teild unter 
ſtrenge Staatskontrolle geftellt wurde, ein Werk ver 
Humanität gegenüber der eingeborenen Bevölferung, das 
klar bemeift, daß die deutſche Schutgewalt auch die Staat3- 
pfliht der Wohlfahrtöpflege gegenüber den Eingeborenen 
grundſätzlich anerkennt. 

C. Das Bergmwefen. 

Bon beſonderer Wichtigkeit erfhien für die Schutz⸗ 
gebiete von Südweſtafrika und Kamerun die Frage der 
Gewinnung von Edelmetallen — Gold, Silber, Platin, 
andere Metalle, gediegen oder ala Erze, Edelſteine, Graphit, 
Bitumen, ſchwefel⸗, alaun-, vitriol- und falpeterhaltige 


oe —— —— . vom V. v. 24. Septbr. 1891 (KolBl. 
1. Septbr. 1893 (KolBl. 1894, 1892, 79); Neu⸗Guinea 3. v. 
186); Kamerun V. v. 11. Des. 3. Novbr. 1887, 12. Suli 1892 
1893 (KolBl. 1894, 105); Togo (KolBl. 1892, 431). 
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Mineralien?” — durch bergmännifchen Betrieb. Dem- 
gemäß erging gemäß dem Vorbehalt in Schubgeb®. $. 8 
Ziff. 2 bereit3 unter dem 25. März 1888 (RGEBl. 115) 
eine Kaiferlihe Verordnung zur Regelung diefer Materie 
für Südweſtafrika, welche privat- und öffentlich-rechtliche 
Vorſchriften enthielt; dieſe Verordnung wurde aufgehoben 
durch K. 3. v. 15. Aug. 1889 (RGBl. 179) ‚9° welcher 
die V. v. 6. Septbr. 1892 (RGEBl. 789) ergänzend zur 
Seite trat. 

Sn analoger Weife wurde durch K. V. v. 28. Sept. 
1892 (RGEBl. 1045) das Bergmefen, unter Aufhebung 
ber bis dahin in Kraft geweſenen Vorfchriften, im Schutz⸗ 
gebiet von Kamerun geordnet. 

Die Bergverwaltung in den beiden genannten Schup- 
gebieten wurde grundfählich derart organifiert, daß die 
oben bezeichneten Edelmetalle als Regal bezeichnet wurden 
($. 1); die Gewinnung derfelben kann demgemäß nur auf 
Grund einer von Staatöwegen erfolgten Verleihung ge⸗ 
ſchehen ($. 4); unbefugte Gemwinnungsarbeiten find mit 


9 Die V. v. 28. Sept. 1892| Schuggebieted, in melden bie 
für Kamerun fügt in $. 1 dazu| 2. v. 15. Aug. 1889 noch feine 
noch: Steinkohle und Braun- | Geltung hat, treten Die Abſchnitte 
kohle. VII u. IX derſelben gleichzeitig 

Diefe Verordnung ift er- | mit ber x geümmärtgen Berord- 
lafien „für das ſüdweſtafrika⸗ nun raft. Der Beitpunft 
niſche Schußgebiet” und in dem⸗ des? ncafttreteng der Abjchnitte 
felben gemäß $. 57 Abf. 2 „mit I—VI u. VID wird dur den 
dem Tage ihrer Veröffentlichung Heihätanzier beftimmt.” Die 
im Heihöge egeleablatt in et 3. v. 15. Aug. 1889 fteht vecht- 
getreten. an Begenüler | if 11lich "län ft im ge nzen ſüdweſt⸗ 
Abſ. 2 der V. v. 6. 18921afrikaniſchen chutzgebiete in 
Ohr rechtlichen Sn a be= | Kraft; ſ. oben über die „Inter⸗ 
fagt: „in denjenigen Teilen des effenfphäre“ S. 567 f. 

39 * 
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Geldſtrafe bis 4000 ME. oder Gefängnis bis zu 4 Mo- 
naten bebroht;?? die Verwaltung des Bergweſens ift einer 
beſonderen, unter Oberaufficht des Faiferlihen Kommiſſars 
ftehenden Bergbehörve übertragen, welche insbejondere das 
Regifter über die erfolgten Berleihungen zu führen, die 
Bergpoligei auszuüben, Streitigkeiten der Intereſſenten zu 
entfcheiven , die Gebühren zu erheben, fomwie Anteile aus: 
zuzahlen und Entfhädigungen feitzufehen hat; endgültig ent⸗ 
ſcheidende Beſchwerdeinſtanz ift der kaiſerliche Kommiſſar 
(88. 49, 50). 1200 Die öffentlichen Bekanntmachungen der 
Behörde erfolgen in ortsüblicher Weiſe, das Aufgebot über- 
dies noch dur beftimmte Zeitungen ($. 51, dazu V. v. 
6. Sept. 1892 $. 4). 

Die Verleihung darf nur erfolgen an Perfonen, die 
im Schutzgebiet mohnen oder ſich aufhalten oder der Berg- 
behörde einen im Schußgebiete fi dauernd aufhaltenden 
Vertreter bezeichnet haben; letzteres ift auch Vorfchrift für 
Gefellihaften, die ihren Sig nicht innerhalb des Schutz⸗ 
gebietes haben (8. 2). Die einzelnen Schurfgebiete 
werden von der Bergbehörde amtlih abgegrenzt ($. 3), 
die Schurferlaubni3 wird von der gleichen Behörde auf die 
Zeitdauer von 6 Monaten gegen Zahlung einer Gebühr 
von 5 ME. erteilt ($. 4); 103 über die erteilten Beredhti- 
gungen ift ein öffentliches Schurfregifter zu führen und je 
ein Schurfſchein auszuftellen (8. 5);1% der Schurfſchein 


—X Kam. $. is e it 101 Ebenſo Kam. 8. 2. 
a am. 8. i 

der Gouverneur Bergbehörde ‚= Ebenſo Kam. 8. 3. 
und der Neichäfanzler zweite] 198 Ebenſo Kam. $. 4. 
Inſtanz. 
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ift übertragbar, die Übertragung erfolgt rechtlich durch Ein- 
trag in das Scurfregifter;1% für den Eintrag ift eine 
Gebühr von 10 Mf. zu entrichten ($. 6). Daraufhin 
kann das Schurfrecht ausgelibt werben auf einer frei zu 
wählenden fTreisförmigen Flähe von 2 km Durchmeſſer 
und wird durch Aufrichtung eines Schurfmerkmales aus- 
ſchließlich (8. 7); auf öffentlichen Pläten, Wegen, Straßen, 
Friedhöfen, ſowie auf den von der Bergbehörde im öffent- 
lichen Intereſſe ausgefchlofienen Grundftüden darf die Be- 
fugnis garnidt, unter Gebäuden und 50 Meter im Um- 
frei von folden, fowie in eingefriedigten Bobenflächen 
nur mit Genehmigung des Eigentümer ausgeübt werden 
(88. 9, 10). 100 

Der Fund von Gold, Silber, Platin, Ebelfteinen 19% 
muß der Bergbehörbe angezeigt werden!” bei Gelbftrafe 
bis 4000 ME. oder bis 4 Monate Gefängnis ($$. 12, 
13, 52); daraufhin oder auch von Amtswegen Tann die 
Bergbehörde nad erfolgter Unterfuhung das Gebiet zum 
Öffentlichen Grubengebiet erklären ($. 14); innerhalb dieſes 
Gebietes Tann die Bergbehörde auf Antrag, gemäß den 
88. 15—25 der V., Grubenfelder von beftimmter Aus: 
Dehnung erteilen; „die Ausdehnung eine alluvifchen 
Feldes beträgt 50 mal 50 Meter, diejenige eines Riff-Fel- 
des 50 Meter in der Richtung des Niffes und 150 Meter 


106 Ebenſo Kam. 8. 5. 107° Die Anzeigepfliht aud) 


105 Ebenſo Kam. 88. 6-9. Kam. $. 11 mit der gleigen 

108 her das Rechtsverhältnis ! Strafvorfchrift in $. 13; der 
bei Verbindung dieſer Ebdel- | Erlaß weiterer civil-, firaf- und 
metalle mit anderen Mineralien | verwaltungsrechtlicher Vorſchrif⸗ 
& die Belonberen Borfchriften | ten ift vorbehalten. 


’ 
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in der Breite ($. 119). Die Felder follen, foweit nicht 
örtliche Berhältnifie eine andere Geftaltung bedingen, die 
Form eines Rechteckes haben. innerhalb der feftgefehten 
Grenzen geht das Abbaurecht ſenkrecht in die ewige Teufe“ 
(8. 20). Dabei haben Finder und Eigentümer beftimmte 
Vorrechte; die Verleihung erfolgt urkundlich und giebt ein 
ausſchließliches Recht auf Gewinnung der oben bezeichneten 
Evelmineralien; die Gebühr für Verleihung beträgt monat- 
lid 20 Mf.; die Verleihung umfaßt auch das Recht zur 
Herftellung der erforberlihen Ein- und Vorrichtungen.?9® 
Wiſſentlich unmahre Anzeigen werden mit Gelb Bis 
2000 Mi. oder Gefängnis bis zu 3 Monaten beftraft 
($. 53).2°% Weitere Vorfchriften enthält die Verordnung 
über den Betrieb (88. 25—29). Als Sadverftändigen- 
follegien fungieren für jedes öffentliche Grubengebiet Gruben- 
ausfchüffe, die aus den Intereſſenten (Beliehenen und 
Grundeigentümern) gebildet werden und den Behörden Auf- 
ſchlüſſe jeder Art zu erteilen verpflichtet find (88. 30, 81). 
— Neben der Schurfberehtigung in öffentlichen Gruben- 
feldern können noch befondere Berechtigungen außerhalb des 
öffentlichen Grubengebietes an Finder, ſowie beftimmt be= 
grenzte Abbauberehtigungen auf mindeftend 5 und höch— 
ſtens 20 Jahre an Grundeigentümer gegen eine beitimmte 
Gebühr ($. 34 Abf. 3) für ihre Grundftüde erteilt werben; 
auch in diefem Falle fteht die Gewinnung unter feſtgeord⸗ 
neter Staatsauffiht und kann bei Berftoß gegen biefelbe 
das Recht entzogen werden ($$. 31—35). — Auch die 


108 Das Nähere in $. 11 für] 109 Ehenfo Kam. $. 14. 
das Schurfrecht überhaupt, 8. 22 
für Orubenfelder. 
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Gewinnung von anderen Mineralien ift unter den Gefichts- 
punkt des Regales geitellt und durch bejondere Rechtsvor⸗ 
vorſchriften geordnet, deren Mittelpunft gleichfall3 eine 
dur die Behörde zu erteilende Berleihung bildet (88. 36 
bi3 48). 

Werden Grubenfelder für Grundflächen, die im Privat- 
eigentum ftehen, verliehen, jo erhält der Eigentümer die 
Hälfte der Gebühren; ebenfo eingeborene Häuptlinge für 
ihre Gebiete, nach näherer Beftimmung durch den kaiſer⸗ 
lihen Kommiſſar (88. 46, 47). 

Eine befondere Ausnahmeftellung wurde der Kolonial- 
gejellfchaft für Südweſtafrika eingeräumt ($$. 48, 54—56). 

Zur Ergänzung der obigen Vorfchriften beftimmte die 
K. V. v. 6. Sept. 1892, dab die älteren 1% Gerechtfame 
im ſüdweſtafrikaniſchen Schußgebiete im Wege des öffent: 
lichen Aufgebotes feftgeftellt werden follten; das Aufgebot 
ift durch den Zaiferlihen Kommiſſar öffentli anzuordnen 
(83. 2—4). Daraufhin bat die Anmeldung der Geredt- 
ſame unter Borlegung der Beweismittel bei der Bergbehörbe 
zu erfolgen ($. 5); die Behörde hat eine genaue Prüfung 
zu veranftalten und daraufhin nach gepflogener mündlicher 
Verhandlung Entſcheidung zu treffen (8$. 7—9), gegen 
welche binnen ſechs Monaten Beſchwerde an den kaiſerlichen 
Kommiſſar, als die letzte Inſtanz, offenfteht ($. 10). Die 
Unterlaffung der friftzeitigen Anmeldung bat den Verluft 


110 8, 1: „vor dem Erlaß der 
Verfügung des ftellvertretenden 
taiferl. Kommiffars v. 19. April 
1886 oder in den erft fpäter 
zum Schußgebiet hinzugelommme- 


nen Gebietsteilen der Intereflen- 
ſphäre vor dem Erlaß der Ver⸗ 
fügung des kaiſerl. Kommiſſars 
v. 1. April 1890"; ſ. dazu Die 
3. v. 15. Auguft 1889 $. 54. 
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des Anfpruches zur Rechtsfolge (88. 3 3. 3, 6). Perſonen 
oder Gefellfchaften, melde nicht im Schubgebiete wohnen 
ober fi aufhalten bezw. ihren Sig haben, baben der 
Bergbehörde auch für dieſes Aufgebotverfahren einen im 
Schutgebiete wohnhaften dauernden Vertreter zu beftellen 
(88. 8 8. 4, 5). 

D. Die Seefdhiffahrt. 

Durch Spezialvorfhriften auf Grund von Schutgeb®. 
8. 5111 murden den Kolonialrichtern erfter Inſtanz für 
Oſtafrika noch folgende Funktionen übertragen: a) bie 
Ausftelung von Flaggenatteften gemäß ©. v. 25. Oktbr. 
1867 (BGBL. 35) $. 16; b) die Einfegung neuer Schiffs- 
führer an Stelle verftorbener, erkrankter oder untauglich 
geworbener gemäß G. v. 8. Nov. 1867 (BGEBl. 137) 
8. 35; c) als Seemannsämter gemäß der Seemannsord- 
nung v. 27. Dezbr. 1872 (RGEBl. 432) und fonftigen 
Reichsgeſetzen; 11? die für die Konfuln in den genannten 
Beziehungen erlafienen Ausführungsbeitimmungen gelten 
auch für die Kolonialrichter, ebenfo die Tarifvorfchriften 
des ©. v. 1. Juli 1872 (RGEBl. 245). 

Das Gleihe gilt für Kamerun und Togo gemäß 2. 
des Reichskommiſſars v. 29. März 1889 ((Bl. 251), für 
die Marfchall:, Brown⸗ und Provivence-Önjeln gemäß B. 
des NR. vom gleihen Datum (CB. 252); für das Schug- 
gebiet der Neu-Guinea-Compagnie find durch B. des NE. 


118, d. RR. v. 1. Januar] 112 Über die umfaffenden und 
1891 (E31. 7) 8. 1. — G.|widtigen Funktionen der See» 
Meyer, Schutzgeb. 218 ff. zu-| manndämter f. unten Bd. II im 
treffend über die rechtliche Be-| Seereht, vgl. aud die Skizze 
deutung der im Tert genannten | bei G. Meyer, Schuggeb. 220 f. 
Geſetze für die Kolonieen. 
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v. 28. Mai 1890 ((Bl. 144) die nämlichen Funktionen 
dem kaiſerlichen Kommiflar mit dem Rechte der Delegation 
an andere Beamte des Schußgebieted, die jedoch der Ge- 
nehmigung des Reichskanzlers bedarf, übertragen.!! Für 
Südweſtafrika ift dieſe Materie noch nicht geregelt. 

E. Eine befondere Zollverwaltung durch deutfche 
Zollämter ift für die ſämtlichen deutſchen Schußgebiete 
eingerichtet worden; jedes der Schußgebiete bildet 
ein abgeſchloſſenes Zollgebiet, dem gegenüber 
alles übrige Gebiet als „Zollausland“ gilt; 
f. die Zollordnung für Oſtafrika v. 1. April 1893 (KolBl. 
164, dazu 1894, 270), den Zolltarif für Kamerun und 
Togo (KolBl. 1892, 40), die Anordnungen über zoll- 
freie Waren-Niederlagen in Oſtafrika (KolBl. 1892, 345), 
über erhöhten Zoll auf Spirituofen in Togo (ebd. 367), 
über Privatläger unter Zolmitverfhluß in Togo (ebd. 
1894, 473, vgl. aud 369). Don den Erzeugnifien der 
Schutgebiete werden im Reich die vertragsmäßigen Zoll- 
fäge erhoben (Beſchluß des BR. v. 2. Juni 1893, KolBl. 
283). Die riftlichen Miffionsgefellfchaften haben in Dft- 
afrifa das Privileg der Zollfreiheit (KolBl. 1892, 126). 
Über die Drganifation der Zollverwaltung in Oſtafrika 
ſ. KolBl. 1891, 335, die zollamtlihe Behandlung der 
Kriegsschiffe in Oftafrifa ebenda 364. Im Kolonialblatt 
werden jeweils die Nachweifungen der Zolleinnahmen publi= 
ziert, welche für einzelne Schußgebiete jchon jet Zeugnis 


18 S. über den materiellen|d. K. 8. v. 1. März 1893 für 
Inhalt der oben bezeichneten | Oftafrifa (RoIBr. 215), v 
Geſetze dad Konfulat- u. Se Juni (ebd. 395). 
recht im II. Band. Ferner V 
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von einem verhältnismäßig hoch entwidelten Handel geben. 
Für Togo wurde ein einheitliches Zollfyftem mit der eng- 
liſchen Golbküfte öftlih vom Bolta vereinbart (Staatävertr. 
v. 24. Febr. 1894, KolBl. 267). 

F. In gleicher Weife ift durch Spezialverorbnungen die 
Bejteuerung!!t georbnet worden; f. die DB. des Gou⸗ 
verneurd von Dftafrifa v. 17. Febr. 1894 (KolBl. 203) 
über die Erhebung einer Steuer von den dort hergeftellten 
Spirituoſen, deren Herftellung zugleih von einer Staats⸗ 
fonzeffion abhängig gemacht wird; V. v. 27. Dft. 1890 
über Erhebung einer Firmenabgabe in Togo (KolBl. 1891, 
178); über verjchiebene Gebühren in Oſtafrika (ebd. 1891, 
338 ff.), über Einführung einer Berbraudsfteuer in Dft- 
afrifa (ebd. 428), über die Einführung einer Erbſchafts⸗ 
feuer in Ditafrifa V. v. 4. Nov. 1893 (ebd. 1894, 41), 
einer perſönlichen Steuer für das Schubgebiet der Mar- 
ſchall⸗Inſeln (ebd. 1890, 148); auch andere Verordnungen, 
fo die Hafenordnungen, die Verordnungen über Ausübung 
der Jagd u. a. m. enthalten finanzrechtliche Vorſchriften, 
ebenfo wie faft fämtliche Verordnungen über die Einrid)- 
tung der Verwaltung beftimmte Gebührenfäge aufitellen. 

G. Durch bejondere Vorfchriften find ferner in einzel- 
nen Kolonieen die Anfänge eined georbneten Schul⸗ 
weſens hergeftellt morben.*!° 

H. In gleicher Weife wurde der Anfang einer geord- 
neten Boft- und Telegraphenvermaltung gemadt 


114 Bol. G. Meyer, Schuß, Zange, fowie die Berichte über 
geb. 228. 3 Schulmefen in Kamerun 
115 S. KolBl. 1893, 83 —* Togo. 
Bericht über die Säule in 
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(f. die Berichte im KolBl. 1892, 21, 637, ferner ®. v. 
5. Mai 1892, KolBl. 300 u. a. m.), über den Poſtverkehr 
nah den Innenſtationen von Deutſch-Oſtafrika ſ. KolBl. 
1894, 181. 

I. Die ſowohl von der evangeliſchen wie von ber 
fatholifhen Konfeffion in den Kolonieen errichteten zabl- 
reihen Miffionzftationen bilden zwar feinen Zweig 
der Staatöverwaltung, ftehen aber grundfäßli unter 
Steatsauffiht und haben fih in jeder Hinficht der weit⸗ 
gehendften Förderung feitend der ftaatlihen Verwaltungs⸗ 
organe zu erfreuen. Diefelben bilden einen befonders be- 
deutfamen Beſtandteil der civilifatoriihen Thätigfeit der 
Deutfchen in den Kolonieen.!!® 

K. Eine befondere Regelung erfuhr ferner da8 Münz- 
wesen, f. 3.3. für Oftafrila die K. V. v. 14. April 
1890 (KolBl. 81), ®. des Gouverneurd v. 17. Januar 
1898 (ebd. 1893, 144), v. 20. Sept. 1898 (ebd. 486), 
für Südweſtafrika V. des Gouverneurs v. 1. Aug. 1893 
(ebd. 444), für Togo (ebd. 515), für Neu-Guinea V. der 
Neu-Guinea-Sompagnie v. 1. Aug. 1894 (ebd. 420); in 
Kamerun wurde durh DB. v. 6. April 1894 (ebd. 301) 
neben dem deutſchen Maß⸗ und Gewichts- auch das beutfche 
Münziyitem grundfäglid eingeführt. 

L. Ferner wurden in Oftafrita Einrichtungen für das 


116 S. den Bericht über den | ftatteten Berichtes des D. War- 
Stand der Mifftonen KolBl. ned. Das Koll. giebt ſowohl 
1893, 271 und andere Mittei- | über die evangelifche wie über 
lungen im KolBl., bef. aud | die Fatholifche iffionatpäbigfeit 
1392, 30 auf Grund des in ber zahlreiche und wertvolle ch⸗ 
preuß. Generalſynode 1891 er- | richten. 
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Bermesfungsmefen behufs Einrihtung der Grund- 
bücher getroffen (KolBl. 1898, 429). 


IL Pas maferielle Recht. 


Die Grundlage für Die materielle Rechts— 
ordnung in den Kolonieen bildet 8. 2 des 
Schutzgebietsgeſetzes. Danach ift grundfäglid das 
Kolonialgebiet unter die gleichen Vorfchriften geftellt, welche 
gemäß Gef. v. 20. Juli 1879 (RGEBl. 197) für die 
Konfulargerichtöbezirke gelten: 1. für das bürgerliche 
Recht, 2. für das Strafredt, 3. für das geridt- 
liche Berfahren einfhließlih der Gerichtäverfafiung, 
jedod mit dem Vorbehalt, daß der Zeitpunkt der Inkraft⸗ 
fetung zu beftimmen ſei (Schuggeb®. $. 2 Abf. 2); zu- 
gleich wurde dem Kaifer das Necht vorbehalten, in einer 
Reihe einzeln aufgezählter Punkte Änderungen an dem in 
den Konfulargerichtsbezirten geltenden Recht für die Kolo- 
nieen vorzunehmen ($. 4 Ziff. 1-12). Das Konfular- 
gerichtägefeg wurde in Kraft geſetzt für die Salomons- 
Inſeln durch K. V. v. 11. Januar 1887 (R6GBl. 4), für 
das oftafrifanifhe Schubgebiet durch K. V. v. 18. Nov. 
1887 (ebd. 527), für Südweſtafrika durch K. V. v. 21. 
Dez. 1887 (ebd. 535), für die Marſchall⸗Inſeln durch K. 
V. v. 13. Septbr. 1886 (ebd. 291) 8. 1, für Kamerun 
und Togo durh K. V. v. 2. Yuli 1888 (ebd. 211) 8.1, 
für Neu-Guinea durch K. V. v. 5. Juni 1886 (ebd. 187) 
8.1. 4 Weiter wurde für die Eheſchließung und 
die Beurkundung des PBerfonenftandes das Geſ. 
v. 4. Mai 1870 (RGBL 599) als auf die Kolonieen an- 
wendbar erklärt, jedoch auch dieſes Gefeg mit der Maß- 
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gabe, daß die Inkraftſetzung erjt Durch befondere Faiferliche 
Berorbnung zu geſchehen hat; an Stelle der Konſuln treten 
für die Kolonieen die durch den Reichskanzler beſonders zu 
ermächtigenden Beamten; 11T das Gefeh kann auch auf 
andere Perfonen als Reichsangehörige ausgedehnt werben, 
doch bedarf es hierfür befonderer Faiferlicher Verordnung 
($. 4). Das Gefeß wurde in Kraft gefebt durch G. v. 
1. März 1888 (RGBl. 68) für die Salomons-nfeln be- 
züglich aller Nichteingeborenen, durch K. V. v. 8. Novbr. 
1892 (ebd. 1037) in gleicher Weife für das fübmeltafrifa- 
nifhe Schußgebiet, durch K. 2. v. 21. April 1886 (ebd. 
128) in gleicher Weife für Kamerun und Togo, durch K. 
D. v. 1. Januar 1891 (ebd. 1) $. 18 ebenfo für Dit- 
afrika, durh K. V. v. 13. Sept. 1886 (ebd. 291) $. 10 
für die Marihall-, Bromn- und Providence⸗Inſeln, dur 
8. 2. v. 5. Juni 1886 (ebd. 187) 8. 10 ebenfo für 
Neu⸗Guinea. 5. Konfularifhe Befugniffe außerhalb der 
Gefege v. 10. Juli 1879 u. 4. Mai 1870 können ben 
Kolonialbeamten durch den Reichskanzler beſonders über- 
tragen werden ($. 5).118 6. Befonbere Borfchriften er- 
gingen fodann weiter für Südweſtafrika und Kamerun be- 
züglich des Bergmerkseigentums durch die K. V. v. 15. Aug. 
1889 (XGBl. 179) nebft V. v. 6. Septbr. 1892 (ebd. 
789) — Südweſtafrika — und K. V. v. 28. Nov. 1892 
(ebd. 1045) — Kamerın.!!? 7. Der Erwerb von 
Grundeigentum und die dinglide Belaftung 

117 Diefe Ermädtigungenwer- | 119 &. über dieſe Berord- 
den im Centralblatt publiziert | nungen, welche privat- und ver- 
und lauten auf Namen. waltungsredtlihe Normen de 


118 &, hierher oben S. 616 | fammenfaflen, oben S. 610 
„Seeſchiffahrt“. 
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von Grundftüden!?! wurden, gemäß SchutzgebG. 
8. 8 Ziff. 2, beſonders geordnet für dad Schutz⸗ 
gebiet der Neu-Guinen-Compagnie durh K. V. v. 21. Juli 
1887 (RGBl. 379). Demnach wurde als für dieſe Rechts⸗ 
verhältniffe maßgebend erflärt das preußifche Necht,!?1 ins- 
befondere das preußifhe Spezialgefeg v. 5. Mai 1872 
(GeſS. 433), jedoch mit einer Reihe den befonderen Ver⸗ 
hältnifien im Schubgebiete Rechnung tragenden Sonder 
vorſchriften, Fraft deren fpeziel die preußifche Grundbuch⸗ 
ordnung, fowie die Vorfchriften des preußifchen Rechtes 
über Grundfhuld und Bergwerfseigentum außer Anwen- 
dung bleiben und durch befondere Anordnungen des Reichs⸗ 
kanzlers zu erjegen find; ferner ift der Grunberwerb von 
herrenlofen Gütern ſowie von Grundftüden der Cingebore- 
nen befonder3 zu regeln. Der Neu-Guinen-Compagnie 
werben für den Grunderwerb befondere Privilegien erteilt. 
Alles Grundeigentum ift in ein Grundbuch einzutragen, 
defien Einrihtung vom Reichskanzler zu beftimmen ift; für 
die Grunderwerbungen britifcher Staatsangehöriger ift ein 
befonderer Vorbehalt auf Grund einer deutſch⸗engliſchen Ver⸗ 
einbarung v. 10. April 1886 gemadt. Eine im mwejent- 
lichen hiermit übereinftimmende K. V. erging unter dem 
22. Juni 1889 (RGEBl. 145) für den Grunderwerb im 
Schußgebiet der Marſchall⸗Inſeln. — Für Dftafrifa wurde 
unter ausbrüdlicher Aufhebung des in $. 2 des Schußgeb®. 
aufgeftellten Prinzipes dem Reichäfanzler und mit deſſen 
Genehmigung dem Gouverneur das Recht übertragen, die 


1406 G. Meyer, Schubgeb.| 1% Bum Gebührentarif fiehe 
181 f. i Fu | aus FH 1893, 369. ' 
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Nechtsverhältniffe an unbeweglichen Sachen ausfchließlich des 
Bergmwerlgeigentums, insbefondere auch die Vorausſetzungen 
für den Erwerb und die dingliche Belaftung von Grund- 
ftüden durch Nechtsgefchäfte mit den Eingeborenen, zu ord- 
nen durch befondere Vorſchriften (V. v. 1. Sanuar 1891, 
RGBl. 1, 8. 17, ſ. ferner die V. v. 1. Sept. 1891 und 
27. Febr. 1894, KolBl. 250).12? — Eine weitere Taifer- 
liche V. zur Regelung des Grunderwerbes erging für Süb- 
weitafrifa unter dem 2. April 1893 (RGEBl. 148).123 
Dur Öffentliches Aufgebot des Faiferlihen Kommiſſars für 
die ganze Kolonie oder einzelne Teile derfelben follten die 
Nechtsverhältnifie des Grundeigentums im dortigen Schub: 
gebiet in Ordnung gebradht werben (SS. 1, 2); die Unter- 
lafjung der Anmeldung auf Grund des Aufgebots hat den 
Verluft des Rechtsanſpruchs zur Folge (8. 6); fremde, 
nit im Schutzgebiet domizilierte ober fih aufhaltende Per- 
fonen und Gefellfchaften haben für das Verfahren einen 
im Schubgebiet fih dauernd aufhaltenden Vertreter zu be: 
ftellen (88. 3 Ziff. 4, 5 Abf. 2); die Entfcheivung über 
den Rechtstitel erfolgt nach durchgeführter Beweiserhebung 
und gepflogener Verhandlung durch das deutfche Gericht 
(88. 7—9); gegen die Entſcheidung kann Beichwerde beim 
Gericht zweiter Inſtanz eingelegt werben ($. 10); die Ver— 
bandlungen und Entſcheidungen erfolgen ohne Zuziehung 
von Beifitern ($. 11). — Der Örunderwerb und die ding- 


182 Daraufhin erging nun |nungsdgefek (3. v. 15. Januar 
mebr vor kurzem die umfafjende | 1894, KolBl. 270). 
K. V. v. 24. Kur 1894 (KolBt.| 9° Die 3. v. 21. Dez. 1887 
389) mit Grundbucdformular | Über diefe Materie war bereits 
und Tarif; ferner ein Enteig- durch $. 16 der 3. v. 10. Aug. 
1890 aufgehoben. 


Sachregiſter. 


Abgaben von fremden Schiffen 428; 
fiehe auch Steuerweſen u. Verkehrs⸗ 
abgaben. 

Abgeorduete |. Reichsſstag. 

Abſtammuug, Erwerbögrund ber 
Staat3angehöri teit 354. 

Abteilungen im eihötag UA fi. 

Adoption, fein Erwerbögrundb der 
Staatsangehörigkfeit 355. 35715, 

Allianı, Begriff 68. 

Alternat 513. 

Amt, Begriff 277. Reichsämter 289. 
Amtögemalt 278. Gleihberehtigung 
aller Reihdangehörtgen zur Beklei⸗ 
dung von A. U. 350; fiehe aud 


Beamte. 

Amt, Auswärtiges 271. 574 (Rolonial- 
abteilung). Statiſtiſches 271. 

Amtsdelitte 325 ff. 

Amtöverichwiegenheit 314. 

Angelegenheiten, Audwärtige 
Reichsſache 109. 266. 268. Nechte de 
Kaiferd 187. Bundesratsausſchuß 
f. A. A. 165. 

Anbalt, Beitritt 3. Nordotſchn. Bunde 
18. Vertretung im Bundesrat 118. 
150. 158. Milttärweien 196. Wahl⸗ 
freife 222. . 

Anleihen 3._Laften des Reichs 426; 
im Interefſſe ber Schutzgebiete 592. 

Aunomalien, völlerrehtlihe 1243. 
130. 166 ff. 

Armenweſen 385. Sonbderftellung 
Bayerns 133. 385 389, Elſaß Lothrin⸗ 

en® 385. 389. Verweigerung b. 
teberlaffung 388. Recht auf Armen 
unterftigung39%0. Drtd-Landbarmens 
verband 891. Armenunterftiigung 
u. Wahlrecht 218. 
Au naltabchäräntungen 387. 388, 
Aufnahme 360 fi. 


Horn, Staatsregt I. 2. Aufl. 


| 
| 


YAuguftverträge 18. üllung ders 
selben 21 — erf 8 
Ausland, Schug Reihdangehöriger i. 
A. 37. 383. Nichtzurüdtehren aus 
d. A. bei Ausbrud eines Krieges, 
Nichtaufgeben eines i. A. eingegan= 
enen Staatödienftverhältniffes, 
ufenthalt i. A. als Gründe zum 
Berluft der Staatsangehsrigkeit 367. 
965. Kolonieen find nit U. 866%. 
579. 581. gerhältnifie der Deamten 


i. A. 

Auslieferuug 386. 

Anusnahmerechte d. Einzelſtaaten 108. 
119 ff. Aufzählung derſelben 121. 
Abänderung derſelben 431. 

Austnüfe des Bundesrats 162 ff. 525; 
der Reichötags 244. Landesaußihuß 
f. Elfaß-tothringen 533. 547 ff. 

Andwanderung, Gefegaebung betr. 
A.19. 427. Recht zur A. 386. Reichs⸗ 
tommifiar 271. Entlaſſung auß db. 
Staatsangehörigfeit 363. 

Ausweifung 385; aus Gemeinde u. 
Armenbezirten 388. 389. 

Autonomie d. Einzelftaaten 111 ff. 136. 


Baden, Erwerb d. Souveränetät 1. 
Stellung 5. Norddtſchn. Bunde 39. 
41. Eintritt in denfelden 44 ff. Aus⸗ 
nahmeredte 121. 151. Bertretung 
im Bundesrat 118. 150.158. Militärs 
wefen 186. 197. 207. Bterfteuer 121. 
Wahlkreiſe 222. 

Bantweien, Gejeggebung 19. 427. 
Gentralbebörde 276. 

Bayern, Erwerb d. Souveränetät 1. 
erelung 3 Norddtſchn. Bunde 99. 
41. Eintritt in denfelben 44 ff. Vor⸗ 
rechte 118. 119. Ausnahmerechte 122. 
151. Vertretung im Bundesrat 118. 


40 
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des Anfpruches zur Rechtsfolge (85. 8 3.3, 6). PBerfonen 
ober Gefellichaften, melde nicht im Scubgebiete wohnen 
oder fih aufhalten bezw. ihren Sit haben, haben ver 
Bergbehörde auch für dieſes Aufgebotverfahren einen im 
Schutgebiete wohnhaften dauernden Pertreter zu beftellen 
(88. 3 8. 4, 5). 

D. Die Seeſchiffahrt. 

Durch Spezialvorfgriften auf Grund von Schubgeb®. 
8. 5111 murden den Kolonialrichtern erfter Inftanz für 
Dftafrifa noch folgende Funktionen übertragen: a) die 
Ausftellung von Flaggenatteſten gemäß G. v. 25. Dftbr. 
1867 (BGBL. 35) 8. 16; b) die Einſetzung neuer Sciffs- 
führer an Stelle verftorbener, erfrantter oder untauglich 
gemorbener gemäß ©. v. 8. Nov. 1867 (BGBL. 137) 
8. 35; c) als Seemannsämter gemäß der Seemannsorbd- 
nung v. 27. Dezbr. 1872 (REBI. 432) und fonftigen 
Reichsgeſetzen; ius die für die Konfuln in den genannten 
Beziehungen erlafienen Ausführungsbeftimmungen gelten 
auch für die Kolonialrichter, ebenfo die Tarifoorfchriften 
des ©. v. 1. Juli 1872 (RGEBl. 245). | 

Das Gleiche gilt für Kamerun und Togo gemäß V. 
des Reichskommiſſars v. 29. März 1889 ((Bl. 251), für 
die Marfchall-, Bromn- und Providence-Injeln gemäß 2. 
des NR. vom gleihen Datum (CBl. 252); für das Schutz⸗ 
gebiet der Neu-Guinea-Compagnie find durch V. des NE. 


118, d. RR. v. 1. Januar| 112 fÜher die umfaffenden und 
1891 (CBl. 7) 8. 1. — G.|midtigen Funktionen der See- 
Meyer, Schuggeb. 218 ff. zu-| mannsämter ſ. unten Bd. II im 
treffend über die rechtliche Be- | Seereht, vgl. aud die Skizze 
deutung der im Text genannten | bei ©. Meyer, Schußgeb. 220 f. 
Geſetze für die Kolonieen. 
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v. 28. Mai 1890 ((Bl. 144) die nämlichen Funktionen 
dem faiferlihen Kommiſſar mit dem Rechte der Delegation 
an andere Beamte des Schußgebietes, Die jedoch der Ge- 
nehmigung des Neichsfanzlerd bedarf, übertragen!!! Für 
Südweſtafrika ift diefe Materie noch nicht geregelt. 

E. Eine befondere Zollvermwaltung Durch beutfche 
Zollämter iſt für die fämtlichen deutſchen Schußgebiete 
eingerichtet worden; jedes der Schußgebiete bildet 
ein abgefhloffenes Zollgebiet, Demgegenüber 
alles übrige Gebiet als „Zollausland” gilt; 
f. die Zollordnung für Oſtafrika v. 1. April 1893 (KolBl. 
164, dazu 1894, 270), den Zolltarif für Kamerun und 
Togo (KolBl. 1892, 40), die Anordnungen über zoll- 
freie Waren-Niederlagen in Oſtafrika (KolBl. 1892, 345), 
über erhöhten Zoll auf Spirituofen in Togo (ebd. 867), 
über Privatläger unter Sollmitverfhluß in Togo (ebd. 
1894, 473, vgl. auch 369). Bon den Erzeugnifien der 
Schutgebiete werden im Reich die vertragsmäßigen Zoll⸗ 
fäte erhoben (Beichluß des BR. v. 2. Juni 1893, KolBl. 
283). Die hriftlihen Miffionsgefellfchaften haben in Dft- 
afrika das Privileg der Zollfreiheit (KolBl. 1892, 126). 
Über die DOrganifation der Zollverwaltung in Dftafrifa 
f. KolBl. 1891, 335, die zollamtlide Behandlung der 
Kriegsfchiffe in DOftafrifa ebenda 364. Im Kolonialblatt 
werden jeweils die Nachweifungen der Zolleinnahmen publi- 
ziert, welche für einzelne Schußgebiete ſchon jet Zeugnis 


118 S, über den materiellen|d. 8. 8. v. 1. März 1893 für 
apa ber oben bezeichneten | DOftafrifa dacis 215), v 
Geſetze das Konfulat- u. Se Juni (ebd. 395). 
recht im II. Band. Ferner V. 
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von einem verhältnismäßig hoch entwidelten Handel geben. 
Für Togo wurbe ein einheitliches Zollſyſtem mit der eng⸗ 
lichen Goldküſte öftlih vom Volta vereinbart (Staatsvertr. 
v. 24. Febr. 1894, KolBl. 267). 

F. In gleider Weife ift durch Spezialverorbnungen die 
Befteuerung!!t geordnet worden; f. bie V. des Gou⸗ 
verneurs von Dftafrifa v. 17. Febr. 1894 (KolBl. 203) 
über die Erhebung einer Steuer von den bort hergeftellten 
Spirituofen, deren Herftelung zugleih von einer Staat3- 
fonzeffion abhängig gemadt wird; V. v. 27. Dft. 1890 
über Erhebung einer Firmenabgabe in Togo (KolBl. 1891, 
178); über verfchiedene Gebühren in Oſtafrika (ebd. 1891, 
338 ff.), über Einführung einer Verbrauchsſteuer in Oſt⸗ 
afrifa (ebd. 428), über die Einführung einer Erbſchafts⸗ 
fteuer in Oftafrifa V. v. 4. Nov. 1893 (ebd. 1894, 41), 
einer perfönlicden Steuer für das Schutgebiet der Mar: 
Ihall-Infeln (ebd. 1890, 148); auch andere Verordnungen, 
fo die Hafenorvnungen, die Verorbnungen über Ausübung 
der Jagd u. a. m. enthalten finanzrechtliche Vorſchriften, 
ebenfjo wie faſt jämtliche Verordnungen über die Einrid- 
tung der Verwaltung bejtimmte Gebübrenfäge aufftellen. 

G. Durch befondere VBorfchriften find ferner in einzel- 
nen Kolonieen die Anfänge eines geordneten Schul⸗ 
weſens hergejtellt morden.!15 

H. In gleicher Weife wurde der Anfang einer georb- 
neten Boft- und Telegrapbenverwaltung gemadt 


114 Vgl. ©. Meyer, Schuß- | Tanga, fowie die Berichte über 

geb. 228. das Schulwefen in Kamerun 
115 S. KolBl. 1893, 83 ben [und Togo. 

Beriht über die Schule in 
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(j. Die Berichte im KolBl. 1892, 21, 687, ferner V. v. 
5. Mai 1892, KolBl. 800 u. a. m.), über den Poftverfehr 
nah den Innenſtationen von Deutfh-Oftafrila ſ. KolBl. 
1894, 181. 

I. Die fomohl von der evangelifhen wie von ber 
katholiſchen Konfeffion in den Kolonieen errichteten zahl- 
reihen Miffionsftationen bilden zmar feinen Zweig 
der Staatöverwaltung, ſtehen aber grundfäglih unter 
Staatsaufſicht und Haben fi in jeder Hinficht der weit- 
gehenditen Förderung feitens der ftaatlihen Verwaltungs⸗ 
organe zu erfreuen. Diefelben bilden einen beſonders be- 
deutfamen Bejtandteil der civilifatorifhen Thätigleit der 
Deutſchen in den Kolonieen.!!® 

K. Eine befondere Regelung erfuhr ferner dad Münz- 
wefen, f. 3.3. für Dftafrifa die K. V. v. 14. April 
1890 (KolBl. 31), ®. des Gouverneurs v. 17. Januar 
1893 (ebd. 1893, 144), v. 20. Sept. 1893 (ebd. 486), 
für Südmeltafrifa V. des Gouverneur? v. 1. Aug. 1893 
(ebd. 444), für Togo (ebd. 515), für Neu⸗Guinea V. der 
Neu-Guinea-Compagnie v. 1. Aug. 1894 (ebd. 420); in 
Kamerun wurde durh V. v. 6. April 1894 (ebd. 301) 
neben dem deutſchen Maß- und Gewichts⸗ auch das beutfche 
Münzfyitem grundfägli eingeführt. 

L. Ferner wurden in DOftafrifa Einrichtungen für das 


116 S. den Bericht über den | ftatteten Berichtes des D. War- 
Stand der Miffionen KolBl. ned. Das KolBl. giebt ſowohl 
1893, 271 und andere Mittei- | über die evangelifche wie über 
lungen im KolBl., bei. aud | die katholiſche Miſſionsthätigkeit 
1892, 30 auf Grund des in ber | zablreihe und mertvolle Nach⸗ 
preuß. Generalfynode 1891 er- | richten. 
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Bermeffungsmefen behufs Einrihtung der Grund- 
bücher getroffen (KolBl. 1893, 429). 


IIL Pas materielle Recht. 


Die Grundlage für die materielle Rechts— 
ordnung in den Kolonieen bildet $. 2 des 
Schutzgebietsgeſetzes. Danach ift grundfählih das 
Kolonialgebiet unter die gleichen Vorfehriften geftellt, welche 
gemäß Gef. v. 20. Juli 1879 (RGBl. 197) für Die 
Konfulargerichtäbezirke gelten: 1. für das bürgerliche 
Recht, 2. für dag Strafredt, 3. für das geridt- 
liche Berfahren einfhließlih der Gerichtöverfaflung, 
jedoch mit dem Vorbehalt, daß der Zeitpunkt der Inkraft⸗ 
fegung zu beſtimmen fei (Schutgeb®. $. 2 Abf. 2); zu⸗ 
gleih wurde dem Kaifer das Recht vorbehalten, in einer 
Reihe einzeln aufgezählter Punkte Änderungen an dem in 
den Konfulargerichtöbezirfen geltenden Recht für die Kolo⸗ 
nieen vorzunehmen (8. 4 Ziff. 1-12). Das SKonfular- 
gerichtögefeg murde in Kraft geſetzt für die Salomons- 
Inſeln durch K. V. v. 11. Sanuar 1887 (RGEBl. 4), für 
das oftafrifanifche Schußgebiet durch K. V. v. 18. Nov. 
1887 (ebd. 527), für Südweſtafrika durh K. V. v. 21. 
Dez. 1887 (ebd. 535), für die Marſchall⸗Inſeln durch K. 
V. v. 13, Septbr. 1886 (ebd. 291) $. 1, für Kamerun 
und Togo durh K. 3. v. 2. Juli 1888 (ebd. 211) $.1, 
für Neu-Guinea durh K. V. v. 5. Juni 1886 (ebd. 187) 
8.1. 4 Weiter wurde für die Eheſchließung und 
die Beurfundung des Perfonenftandes dag Gef. 
v. 4. Mai 1870 (RED. 599) als auf die Kolonieen an- 
wendbar erklärt, jedoch auch dieſes Gefeg mit der Maß⸗ 
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gabe, daß die Inkraftſetzung erſt durch befondere Faiferliche 
Verordnung zu gefchehen bat; an Stelle der Konſuln treten 
für die Kolonieen die dur den Reichskanzler befonders zu 
ermächtigenden Beamten; 117 das Gefeh kann au auf 
andere Perfonen ala Reichdangehörige ausgebehnt werben, 
doch bedarf es bierfür befonderer Faiferlicher Verordnung 
($. 4). Das Gefeg wurde in Kraft gefebt durch G. v. 
1. März 1888 (RGEBl. 63) für die Salomong-Anfeln be 
züglich aller Nichteingeborenen, durch K. V. v. 8. Novbr. 
1892 (ebd. 1037) in gleicher Weife für das ſüdweſtafrika⸗ 
niſche Schußgebiet, durch K. V. v. 21. April 1886 (ebd. 
128) in gleicher Weife für Kamerun und Togo, durch K. 
V. v. 1. Sanuar 1891 (ebd. 1) $. 18 ebenſo für Dft- 
afrika, durch K. V. v. 13. Sept. 1886 (ebd. 291) $. 10 
für die Marſchall⸗ Brown: und Providence-Änfeln, durd 
8. V. v. 5. Juni 1886 (ebb. 187) 8. 10 ebenfo für 
Neu⸗Guinea. 5. Konfularifche Befugniffe außerhalb der 
Gejege v. 10. Juli 1879 u. 4. Mai 1870 können den 
Kolonialbeamten durch den Reichskanzler beſonders über- 
tragen werden ($. 5).118 6. Beſondere Vorſchriften er- 
gingen fodann weiter für Südweſtafrika und Kamerun be- 
züglich des Bergmwerfseigentums durch die K. V. v. 15. Aug. 
1389 (RGEBl. 179) nebft V. v. 6. Septbr. 1892 (ebd. 
789) — Südweſtafrika — und 8.2. v. 28. Nov. 1892 
(ebd. 1045) — SKamerun.!!? 7. Der Erwerb von 
Grundeigentum und die dinglide Belaftung 

17 Diefe Ermäctigungenwer-| 119 S. über dieſe Verord⸗ 
den im Gentralblatt publiziert | nungen, weldhe privat» und ver« 
und lauten auf Namen. waltungsrechtlide Normen iu 


118 S. Bierber oben S. 616 | fammenfaflen, oben S. 610 
„Seeſchiffahrt“. 
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von Grundftüden!?? wurden, gemäß SchutzgebG. 
8. 3 Ziff. 2, beſonders georonet für das Schutz⸗ 
gebiet der Neu⸗Guinea⸗Compagnie durch K. V. v. 21. Juli 
1887 (RGBL. 379). Demnad wurde als für dieſe Rechts⸗ 
verhältnifie maßgebend erflärt dag preußifche Recht,!?! ins⸗ 
befonbere das preußifhe Spezialgefeb v. 5. Mai 1872 
(GeſSſ. 438), jedoch mit einer Reihe den befonberen Ber- 
bältniffen im Schubgebiete Rechnung tragenden Sonder= 
vorſchriften, kraft deren fpeziell die preußifche Grundbuch⸗ 
ordnung, ſowie die Vorfchriften des preußifchen Rechtes 
über Grundſchuld und Bergwerlzeigentum außer Anwen⸗ 
dung bleiben und durch bejondere Anordnungen des Reichs⸗ 
kanzlers zu erfegen find; ferner ift Der Grunderwerb von 
herrenlofen Gütern fowie von Grundftüden der Eingebore- 
nen beſonders zu regeln. Der Neu-Guinea-Gompagnie 
werden für den Grunderwerb befondere Privilegien erteilt. 
Alles Grundeigentum ift in ein Grundbuch einzutragen, 
defien Einrihtung vom Reichskanzler zu beftimmen ift; für 
die Grunderwerbungen britifcher Staat3angehöriger ift ein 
befonderer Vorbehalt auf Grund einer deutfch-englifchen Ver⸗ 
einbarung v. 10. April 1886 gemadt. Eine im mwefent- 
lichen hiermit übereinftimmende K. 3. erging unter dem 
22. Juni 1889 (RGBI. 145) für den Grunderwerb im 
Schutgebiet der Marihall-Infeln. — Für Oſtafrika murde 
unter ausbrüdlicher Aufhebung des in 8. 2 des Schuhgeb®. 
aufgeftellten Prinzipes dem Neichsfanzler und mit defien 
Genehmigung dem Gouverneur das Recht übertragen, die 


130 S. G. Meyer, Schuggeb. | 121 Zum Gebübrentarif fiehe 
181 f. ’ duts | au Bi. 1888, 369. j 
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Rechtäverhältnifie an unbeweglichen Sachen ausfchließlich des 
Bergwerlseigentums, insbefondere auch die VBorausfegungen 
für den Erwerb und die dingliche Belaftung von Grund⸗ 
ftüden durch Rechtsgefchäfte mit den Eingeborenen, zu orb- 
nen durch befondere Vorfchriften (V. v. 1. Sanuar 1891, 
RGBl. 1, 8. 17, f. ferner die V. v. 1. Sept. 1891 und 
27. Febr. 1894, KolBl. 250).i22 — Eine weitere Tatfer- 
liche V. zur Regelung des Grunderwerbes erging für Süb- 
weftafrifa unter dem 2. April 18938 (RGEBl. 143).128 
Durch öffentliches Aufgebot des Faiferliden Kommiſſars für 
die ganze Kolonie oder einzelne Teile derfelben jollten die 
Rechtsverhältniſſe des Grundeigentums im dortigen Schuß- 
gebiet in Ordnung gebradt werden (SS. 1, 2); die Unter- 
laflung der Anmeldung auf Grund des Aufgebot3 bat den 
Berluft des Rechtsanſpruchs zur Folge (8. 6); fremde, 
nit im Schußgebtet domizilierte ober fi) aufhaltende Per- 
fonen und Gefellfhaften haben für das Verfahren einen 
im Schutgebiet fih dauernd aufhaltenden Bertreter zu be⸗ 
ftellen (88. 3 Ziff. 4, 5 Abf. 2); die Entfcheivung über 
den Rechtstitel erfolgt nach durchgeführter Bemweiserhebung 
und gepflogener Verhandlung durch das deutfche Gericht 
(88. 7—9); gegen die Entſcheidung Tann Beſchwerde beim 
Gericht zweiter Inftanz eingelegt werden ($. 10); die Ber- 
bandlungen und Entſcheidungen erfolgen ohne Zuziehung 
von Beifitern ($. 11). — Der Grunderwerb und die Ding- 


2 Daraufhin erging nun« nu — S Ir 15. Januar 
mehr vor surgem die umfaflenbe 189 KolBl. 27 
K. V. v —— 94 (KolBl. Die 2. v. on. Dez. 1887 
389) —* eet üßer biefe Materie war bereits 
und Tarif; ferner ein Enteig- durch $. 16 der 3. v. 10. Aug. 
1890 aufgehoben. 
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liche Belaftung von Grundftüden in Kamerun und Togo 
wurden georbnet duch Die 88. 17—21 der 8. V. vom 
2. Juli 1888 (NGBT. 211). Auch bier wurde das pr. 
G. v. 5. Mai 1872 zu Grunde gelegt ($. 17), jedoch auch 
bier mit Ausnahme der Vorſchriften über Grundihuld, 
Bergmerldeigentum und der Grundbudhorbnung, an deren 
Stelle die erforderlichen Beitimmungen durch den Reichs⸗ 
fanzler zu erlafjen find (8. 19). Die Regelung des Grund- 
erwerbes durch Verträge mit den Cingeborenen oder durch 
Bejitergreifung von herrenlofem Land erfolgt dur den 
Gouverneur von Kamerun mit Genehmigung des Reichs⸗ 
kanzlers ($. 21 Abf. 1); auf den Grundbeſitz der Einge- 
borenen finden die Vorfchriften des deutfchen Rechtes An- 
wendung, falls er im Grundbuch eingetragen ift ($. 20); 
die von Eingeborenen oder durch Befiergreifung von herren⸗ 
Iofem Land erworbenen Grundftüde werden in dad Grund- 
buch eingetragen auf Grund einer vom oberiten Beamten 
des Schußgebietes oder in deſſen Ermädtigung erteilten 
Befcheinigung über den Erwerb ($. 21 Abf. 2). — 

Auf Grund diefer Verordnungen wurden dann beſon⸗ 
dere Grundbuchoronungen erlafien, f. die V. des RER. v. 
7. Zuli 1888 (CB. 414) für Kamerun und Togo nebft 
dem Formular des Grundbuches (ebd. 419), für Hypo⸗ 
thefenbriefe (ebd. 424) und Spezialterif (ebd. 425). 
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liche Verorbnungen mit —— 
239. 531. 587. StaatEangehör igfeit 
559. Armenweien 385. ters 
feuer 528. 559. Siftoriiceß: oe 
neralgouvernement 518 ff. Deutiches 
u. franzöfifhes Recht 520. 521. Milt- 
tärdittatur 521. 524. 528. Kaiſerl. 
Regiment 53. 528. RB. 526 ff. 


Entieffung auß d. StaatBange hbrig⸗ 
Verſagung d AR 
ein. Test. Natur 426. so N 
ormelle Einrichtung 448. 466 
t8periode 437 fi. 446. Außgabe: 
pofen 449. Übertragbarfeit b 
en 449%. 462. 467. Einnahmepo 
450.467. Statsüberihreitungen 461. 


Sachregiſter. 


Nachträge 239. Außeretatsmä 
Einnahmen 400. Decharge 469 
Nichtzuſtandekommen d. Etats 453 
Reichſtagskommiffion f. d. Etat 45. 
Milttäretat 467. €. f. d. KRolonieen 
591. de lege ferenda 464. 
Egefntion 1 . & alt. 319; t. db. 
aution sie, gs. erben gern eiftanten 
139. 175. 157 we en dauern 
haltung . rat). 
Exekutive i. Hei 212 


abhueneib 198. 202. 208. 
f tn Anlegung 104.197. Baye⸗ 

ri 
Sinnunlahärben d. Reihe 277 ff. 

Stellung 3. Reichſstanzler 2357. 358. 
Binuugweien d. Reichs, Berwaltun 

B. Reichs — — 
Finanzen u. Zölle 
nieen 572. 591. 618. 


erti u. iNehrtBberrich 423. 


ranen, Erwerb u. Berluf v. Neid > 

angehörigfeit 355. 359. 361. 362 ff. 

36. 367; nicht wahlberedtigt, nit 

— —— 

gkeit, eßgebung 

3. Bekionen u. Waren als Konfe- 

Hr uen; ber Fr vwopeth 1094 fi. 

en > 5,106 Ce 
use 5 dl * 


— — 427. 
rieden, Wiener 13. Prager 15. 80. 
40. en, Verſailler Prältmt«- 


Garantien bes Reichs 426. 175; Im 
Juerefle d . Kolonieen 592. 

Gebiet 9. 100. Grenzen b. G. find 
FR . „territorialen Grenzen d. 


Bebiekthoßeit 9; + ud. Central⸗ 
I 101. —* ü elben 104. 

Gebühren f. Katuralifatton 360: 
Aufnahme 6i. 

Geburt Ermerbgrund f. d. Staats⸗ 
angehört keit 

Gehalt 297. 318 ff. 

Gehorfam u. Treue d. Unterthanen 
zn . 83 d. Beamten 314; db 

rupp 

Gem — Vlbſtverwaltungskorver 
100. Beamte 300. Verweigerung 
d. Niederlaffung 888. 

Generalſtab 300. 
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Gerichte, ſelbſtändig u. unabhän ingig 
vom Reichs kan ler 357. Reichsgerich 
250. Reihetontulargerichte, Marine 
Fra erihte 281. SKolonialgertichte 
603 isziplinargerichte |. Dis⸗ 
—— Reihsverwaltungs» 
gerihte: Bundesamt eimatss 
weien, verftärktes Rei Betlen enbahn= 
amt, "Reichspatentamt, Reichs ver⸗ 
—— Dberjeeamt j. db 
eichſsrayonkommiſſton 285. 
häftdorduung b. Neihäte 8 231. 
wenahamun do 3— d 
Bundesrats I 


Belhwsrene u. Schöffen 296. 301. 


arte "Geier ebung, Begriff 401 ie 
eids-®. u Sondes-@. 4012. G. 
Staatsvertrag 400. 401. ©. u. 
Verordnung 401 ff. Formelle u 
materielle G. 404. 410. 442. Ber: 
foflungsn u. einfade 8.407. Inhalt 
421. Gefegesinhalt u. Ge⸗ 
— efebl 407. 410. All. 412. 414. 
Snitlative 4. G. 408. 186. Epbhäre 
Reichsſsgeſeyggebung 425 fi. 429. 
ee d. Reichsgeſete 421. 
Zeitliche Geltung 428. 424 (Intraft- 
treten in Konfularbezirten u. Schutz⸗ 
gebieten). Santtion 411. Promu 
* 415 ff. 418. Publitation 416. 
ff. Datum db. G. 416. Prüfung 
G. 418. Authentiſche Interpretas 
tion 425. Abänderung 
431. Beto Preußens 434. "aufs 
über bie Ausführung d. G. 
f. d. Kolonieen 572 ff. 57419; fiebe 
auch Elſaß⸗Lothringen, Sandesges 
feggebung u. Etat, rechtl. Natur. 
Gewerbewefen 19. 427 (Geſetzgebung). 
880 (Befteuerung). 389 (Berugnis 3. 
Gewerbebetrieb). 
@ewohnheitärenht 399. 
Buadenanartal 30. 
Gonvernenr 594. 596. en. 
Beenden b. weichägebietd 106 ff. 


Fr 3 Befteuerung). 389 
(Erna). 0 (Erwerb in ben 


een) 
Ornndrechte 371 ff. 


Zänler, e regierende. Privilegien 381. 
Bike häfen Hamburg u. Bremen 
t 
ahde⸗ 


ghufen 211. (Rieler- (14) 


Sam ‚ Beitritt 3. Norbdtfchn. 
Bund 18. Ausnahmeredt 121. 151. 
Vertretung im Bundesrat 118. 150. 


158. _ Milttärmeijen 197. 201. 211 
(Barine). ee 222. 

Handel, gebung 19.427. Bunbes«- 
—E | Handel u. Berteht 
165. Auswärtiges Amt 272. 9.1. d. 
Kolonieen 586. 

Heimatd- u Rieberiaffungdwefen, 
Dejegg gebung 19. 427. Cremtionen 
von derjelben 128. 

deflen, Nordhefſen, Beitritt 3. Nord⸗ 

dtſchn. Bund 18. Stibheflen, Bei⸗ 
tt zum Norbbtihn. Bund 89. 41. 
44 ff. Vertretung im Bundesrat 
118. 150. 1538, Militärweien 196. 
197. 307. nahlkreiie 222. 
Hochverrat 106. 375 


uiten 388. 
suobiliarverfiderungsweien 427. 
Sonderreht Bayerns 124. 


ndigenat 347. 
ufpetiondzeiht d. ge! ers 195. 
ter Ipbären 5 
ura 8 bed ulorum — 128. 1%. 
Juſtiz⸗Verweigerung 170. 388. ⸗2Weſen, 
— — ——— f. d. J. 165. 
Reichſstagskommiſſton f. d. J. 245. 
Centralbehörde 270. 274. 


Katfer tft nicht Träger d. Reichs⸗ 
fouveränetät 91. 1m. Träger b. 
Kaiſerl. Rechte iſt b. König von 
Breußen 178. 180 ff. Titel, Ehren- 
rechte, ſtrafrecht licher Schu 50.178 
188. 184. Negierungsredte b. 8. 
find nur einzelne Rechte 184 (Aufs 
zäblung). 213.255.525(Cljaß-Lothrins 
gen).Begnadigungsrecht 189.Bunbes«- 
rat 159. 185 (Eröffnung, Bertagung, 
Schließung). 164. 189 . (Ernennung 
b. Mitglieder 3. einzelnen Bundes 
satsaudiüffen) Reichsbehörden 291 
(Drgani ation). Reichsbeamte 185. 

(Emennung, Entlaffung). 
Reichskanzler 185. .  Neidstag 
185. 186. 174. 175. 248 (Gröffnung, 
Bertagung, Schließung, Auflöfung). 
NReichdgefeggebung 4088, 415% (feine 
Snitiative). 186.415 (fein Sanktions⸗ 
tet). 187. 414. 416 ff. ne ⸗ 
Die g u. „erkindign ngöbefehl). 410 

ermittelung zwiſchen Aunnierat 
u. Reichstag). 188. 255. 491 (fib 
mwadung b. yuäführung b 5 — 
Verordnungen 186. 489 
NR. bebürfen eines Pe ‚Kestititele) 
49% (Kom). 498 (Publikation). 578 ff. 
(in d. Kolonieen). Staatöverträge 
188. 505 ff. (Abſchluß). 507 (Ratiftla- 
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tion). 508 (Bef vänkungen b- K. durch 
Bundesrat u. Reichsſtag). Geſandt⸗ 
ſchaftsrecht, Konſu em en, Kriegs⸗ 
ertlärung 187. Poſt⸗ und Telegra- 
phenweſen 184. 527. Finanzweſen 
Io. Militärwejen, Oberbefehl 191 ff. 
198 (Fahneneid, „Oeereabiägiplin). 
194 (Ernennung b. Dffistere) 195. 
196 (In pektionrecht, Präſenzſtand, 
Formation, Dislokation). 197(Mobils 
madung, Yeftungen). 198 (Belages 
rungszuftand). 192. 210 ff. (Marine). 
Eliaß-Lothringen 185.205. 211.524 
586 ff. 561 (Ausübung b. Stants- 
gewalt). 525 (Bejekgebung). 530. 
383. 535. 586 (ESanttion). 5391 ff. 
533. 537 (Berorbnungen mit Gefeged- 
kraft). ET ae Kolonieen 189. 
562. 575 Augbriefe). 569. 570 
Grenzfeft une) 571 ff. (Erwerb, 
echts vor Sriften). 573 ff. 580 (Schug= 
gewalt),. 575 (GStrafverorbnungs- 
recht). 58U alle, Berorbnungen 
überhaupt). 596 (Beamte). 608 
(Gerihtsweien). 
Kaifſerliche Schutztruppe 572. 598 ff. 
Kailer Wildeimd-Land 564. 
Kamerun 564. 569. 576 (Strafvor⸗ 
ſchriften). 
—* 595. 
(Bergweien) 616 ff. 
Kolonieen, Erwerb 568 fi. 567 (rechtl. 
leihbedeutend mit Schutzgebiet u. 
Inte efleniphären): Rechtsſubjekti⸗ 
Rechts vorſchriften über 
iat ee Netchögef., betr. db. R. 
Er 572. D. 2. find btiches. Staats⸗ 
bee nicht „Ausland 577. 579. 582. 
Itnis d. \v Bundesgebiet, 
brung des “ne charechts 578 ff. 
—ã— ——— 582. Finanz⸗ 
verwaltung 591 ff. nnere Ver⸗ 
waltung 598 ff. Gerichtsbarkeit 602 ff. 
Beamte t. 8. 8.594 ff. Schugtruppe 
f. Kaliert Saupteu ve. Baterielled 
Recht i. 620 
—— 272. 574. 
Koloniaibeiig 568. 564. 
Kolsminlblatt 572. 580. 
—— —— 566. 575. 587 ff. 


Kolonialrat 574 fi. 
Kommiſſare. Reichst. 6 Auswande⸗ 
rungen 271. A. in d. Kolonieen 508. 


603. 
Kommilfionen im 


then. UA. 
Kanal. 271. Tesni ? Sees 
ſchiffahrt 271. f. d. bürgerl. 
Geſet bu 24. Keihafguldenfom: 


mtifton 271. Verfchiebene Prüfungs 


582%, 598 (Sinanzvers | 
. & 610 ff. 


Sachregifter. 


FH 271.273. R.f. Arbeiter» 


ftatiftt 

Kompetenz db. Neid u. d. Einzel- 
ftaaten 76 fi. 108 ff. Kompetenz⸗ 
Kompetenz 79. 

Konferenz, gonboner 11. 

Kongreß, Wiener 2 

Kontingent, Kontingentöherriidhteit 

. Rontingentöherren 200 200 fi. 
Runtraßgnatur de Reichskanalers 
17; fiede auch Reichsverord⸗ 

nungen. 


Konvention, Bafteiner 14. 

Krienäpentmänge 18318. 

Kriegderflärung 175. 187. 

Sannedondihuß ſ. Elſaß⸗Lothringen 
583 


Zandeshauptmann 394. 
Landes ern, allgemeine militärtfhe 


Rechte 204. 205 (Requifitiondredht, 
Cheis, Dissiplinargemalt). 202 
(Fapneneib). Belondere Nedte b. 


sanbeaberren ala Kontingentöherren 


Landcöverrat 875. 

Landitreicher 888. 

Zaueuburg 13. 14 (Perſonalunion). 
148 0 (Intorporatton). 

Senitimation 355. 361 

Zippe, Beitritt 3. Serabtiän. Bunde 
18. Bertretung im Bundesrat 118. 
150. 153. Militärweien 197. 201. 
Wahlkreiſe 222. 

208 im Bundesrat 168; im Reichs⸗ 


g 227. 

—*8 Beitritt 3. Nordbbtihn. Bunde 
12. Bertretung im Bundesrat 118. 
150. 158. Militärmefen 197. 201. 211 
(Rarine). Wahltreije 222. 

Luxemburg u. Limburg 17. 19 


Dieieftätabeleibi nung 184. 375. 
Marine, DOberbefehl und Erjag 189 fi. 
192. 210 $; Gejetzgebun 

Strafvor⸗ 


Marſchall⸗Inſeln 564. 577 
fpriften). 608. 608. 616 ff. 

Maß⸗ u. Gewichtöweien, Geſet⸗ 
g ung 2 —F Eremtion Bayerns 
124. Kolonieen 619. 


223 


aRetienbur; * werin u. Medien- 
burg-Etre ig. Det eiteittz. Norbd sn. 
ertretung im Bun 


rat 118. 150. 158. Wilitärw en 
207 211 (Marine). 221. 222 (WBahle 


tfe). 
weilktärweten, — eggebung 428. D. 
Kaiſerl. Oberbefehl 189 ff. Sonder⸗ 
ftelung Bayerns 207. M. i. db. 
Kolonieen 58. 508 ff. 


Sachregiſter. 


Mi fonsſtationen 1.d. Kolonieen 619. 


Mobilmamhung 104. 197. 
Monarchie 11. Souveränetät 34. 91. 
92. 147. 148. 289. 297. Santtion 
d. Befege 412. Verordnungsrecht 488. 
Amtsgemwalt 2,9. 297 ff. 
naweien, Sefeggebung 19. 427; t. 
d. onen 618. 


Naturalifation 356 ff. 
Ren- en Gninen-Rompaguie 56 5 „508. 


Nieberlafiungöweien !. Geimais- 


Nolan 290. 356. 
Renzmberverträge 45. Erfüllung der⸗ 
eiben 


Oberrediunugälammer, Preuß. 47off. 
ehe aud ! neierehnungddof. 
eeamt 27 
fenttigteit v Berhandtungen des 
eihätags 244; d. Verhandlungen 
oa eaalplinartammer 882. 
Offizier e, Ernennung durch den Kaiſer 
dur Kontingentöberren 208. 
Dibenburg, Beitritt 3. Norbdtichn. 
Bunde Ausnahmerecht 121. 151. 
Vertretung im Bundesrat 118. 150. 
158. WMilitärmweien 196. 197. 207. 
211 (Marine). Ghaufleegelder 121. 
Wahlkreiſe 222. 
Dlm 10. 
Orb 


aptergeld, Reichsgeſeggebung 427. 
ariament Frankfu — 6. 8; Erfur⸗ 
ter 10. a * 25. 38. 
Baweien., Sie Geſers ung er. Paß⸗ 
atentweſen, Geſe ung 19. 428. 
en * — 
324. Voraus⸗ 
— u Be ehren bei der Pen⸗ 
ont erung 58 
Berle onali tätöpringip 39. 
sualunton, Begriff 68. Lauen⸗ 
Bedeutung einer zwiſchen 
ge Giyeifaolen eintretenden P. f. 


97 
Berfonenfenbswelen 1 d. Rolonieen 
Priitionen au. . gommiifion d. Reichs⸗ 


suihelin‘ ft den Cingetaaten verblieben 
ing gebung über bie 

—— 7. Requiſttion db. 
ruppen polizeilichen Zwecken 204. 
Aufenthaltsbeſchrͤnkungen 387. 888. 
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olizeiliche Genehmigung FE Ah — 
hließungen 389. 128 ay 
.⸗Verordnungen i. d. —A 577. 
Bolt twefen, Gefeggebung 19. 428. 573. 
emtionen v. b. A 
geb 122 ff. Gentralbebörden 
P. in d. Kolonieen 618. 619. 
stehn, Disziplinarfammer 282. 
r rattufvfriften 223. 227. 228. 328. 


Hi — 105 
md saeihetags 236 ff. 
efen, Gefeggedung 428. — in 


Eljaß-Lothri 528. eihei 
gilaß ap otbringen Preßfreiheit 


Pren en, Präfivtum im Reich 117. 118 
(Erbtaijertum). Erefution 140. 
votum decisivum bei Gefegen 434. 
447; bei Verordnungen 483. Vers 
tretung im Bundesrat 118 150. 158. 
Vorfig im Bundesrat 160. Vertretung 
u. Borfig in den Ausſchü F —8 
Reihstanzler 160. 252 ff 
Recht iſt fubfidiäire® — 
das Ausland 304. D echt 
über den Erwerb und d. Hat 
v. Grundftülden gilt In pen Kolonieen 
022 ff. Wahlkreiſe 222. 
rivatbeamte 299. 
rivilegien db. zeglerenben Häufer u. 
db. Standesherren 38 

Bm aation 415 ꝓl 
roteft bei Reichſstagswahlen 223. 228. 

—— . @ 564. 608. 616 ff. 
ablifation dere 416. 418 ff. 

1. Cljaß-Lothringen). 
31 de b. plonteen) PB. d. Ber 
ordnungen 498 ff. 572 (1.b ‚Rolonieen). 


Quidquid est in territorio, est otiam 
de territorio 100. 394. 397%, 


Rang d. Beamten 18. 
Ratiftlation 506 
Vealunion, Begri ®, 
Rectdauwälte 288. 
—BE 108, eg: 527. 
tanachfolge, ftantsredhtliche 54. 
Reim, neheabeget im allgemeinen 68. 
. alte Bine. R 44 D. neue diſche. 
EA: 48 454 tung 48 — we 
—*346 Berfafiun ng 
(Revifion u. Neureba on.) a . 
ft nicht Rechtsnachfolger des Nords 
dtſchn. Bundes 54. D. Reich iſt ein 
aundeßfant 75 ff. 84. 00 ( le⸗ar⸗ 
25 Kompetenz d. Reichs 76 ff. 
träger d. Souveränetät Im Reich 90. 
—* u. unmittelbare Verwaltung 
. Reichs 109. 250. 346. Bertellung 
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ftaatlicher er unter a 
Ginzelftaaten 108 er- 
hältnis d. Reichs zu 1 ee 
136 ff. 143. Oberaufficht d. —— 
112. 141. 170. D. nn a 


Elſaß⸗ un >” 0. — 
Reichsgewalt i. chutzg ieten 
565. 566 ff. 

Neihsamıt d. Innern 269 ff. 268 
(Staatsfefretär). 

Neichſamt f.d. Berwaltung d. Eifen- 


bahnen 275. 
Nei * ehörigkeit un. Gtaatdan- 


gen en eit, — Erwerb 
(Schutzgebiete). 350. 354 ff. 
Raturalifation 356. 859 (Wirkung 
auf Ehefrau u. Kinder). 359 (Ge⸗ 
bübren). Aufnahme 360 ff. Mehr- 
fache Staatsangehörigteit 345. 859. 
361. 362. 368 (Verluft einer derfelben). 
Berluft d. St. 361 ff. 368 (Wirkungen 
auf Ehefrau u. Kinder). 359. Wie⸗ 
dererwerb 366. Inhalt d. St. 369 ff. 
Gleichberechtigun Reichsan⸗ 
gehörigen 348 ff. Se feit 384 ff. 
350 (politticdhe). I fion 352. 
Staate- und — 355. 362. 
Wahlrecht zum Reichſtag 884. Rechts⸗ 
a d. Deutfhen im Inlande 382, 
uslande 383. 370. * R. in 
Eifoß- Lothringen 559 ff.; 1. d. Ko⸗ 
lonieen #82. 

Reichſsauwälte u. Oberreidgsanwalt, 
Ernennung 

Neichdanzeiger 499. 

Neichsbank, Direktorium 276. Er⸗ 
nennung b. Mitglieder 308. Kura⸗ 
torium 277. Beamte 299. 300. 

RNeichsdruckerei 274®. 

nes selicnbannamt 276. Verſtärktes 


Reichsexekution 139 ff. 157. 175. 

Reihöfeitungsbaufonds 242. 

Neichsgebiet 99. Umfang 101. Gren⸗ 
gen 106. Freizügigkeit im R. 884. 

uswetfungausd.R.885. Ausübung 

fremder Staatdgewalt rei a 106. 
Strafredtlicher .. N. 106. 
Angriff auf d. R. 

Neichsgericht 280. ns Mit- 
ee 308. Kolonialgerihtäbartett 


se ———— 419. 423. 
EN 271. 
Beidslanstal f. Et 
ie 189 ff.; raaiſer, Ober⸗ 
on —R Kontingents⸗ 
berrlicht eit 
Neihsinfig nien 
—ãA fonds 242. 279. 


Sachregiſter. 


ame 274. 268 (Staats- 


Neichskanzlei 259. 

Neichſskanzler, Ernennung 185. 254. 
263. Entlafiung 263. Penfionierung 
839. Stellvertretung 251. 252. 260 ff. 
Generalftellvertreter (Vizekanzler) 
202 ff. en (Staat#= 
a an N. iſt Chef d. 

EN 31 ff. Borfig i. 
Bundesrat 160 ß 251 If. Verant⸗ 
mwortlichfeit 254 ff. 411. 417. 420. 
sangen), gegenüber wem? 

N. ale Benolmädhtigter d. 
Königs v. Preußen 161. 252. 258. 
Mitwirtung bei Ernennung von 
Reichsbeamten 308. es bei 
der Reihägefeggebun > . 411. 417 
(Rontrafignatur). 41 420 (Publito- 
tion). Verordnungsrecht 489. 491. 
492 (Form). 498 ( obittation) — 
(Bolzugsverorbnungen ae 
gebietsgefegen). 516 (Etrafporigr 
ten). Sr u. Geſchäfte d. 
in * Kolonialverwaltung 574. —* 
(Naturaliſation). 589 un über 
nr Kolontalgejelihaften) 592. 596. 


Reihölangleramt 259. 269 ff. 
Heihötafle 27: Lexrechnung mit d. 
Einzelftaaten 176; fiehe auch Defefte. 
Reihslommifiare, Reichſskommiſ⸗ 
fionen I. Aomminare, Kommiſſionen. 
Meihötriegähäfen f. Häfen. 
Reichekricgeſchatz 176. 242. 275. 278. 
Meihhälann |. Ellah-LKothringen; Fein 
Staat 101. 
Reihsmarineamt272. Gentralinftanz 
- — oſtafrikaniſche Schutztruppe 


Reihömilitärgefchgebunge2e. Exem⸗ 

tionen von derſelben 122 ff.; in db. 
Kolonieen 598 

Reihönormalaihungdtonmiffien 
271. Gremtion Bayerns 

Reisoberhanbeiögeriät ZU. "527. 

Neichöpatentamt ennung b. 
Mitglieder 308. 

Reichspoſtamt 273. 

Neidprehmungsbor 7° 285. 

Reichſsrechnungshof 277. 278. 469. 
592 (Stontrolled. —— d. Kolo⸗ 
nieen). Beſtellung d. Mitglieder 308. 
gu njommieniegung 412. tellung 3. 

eichſskanzier 257. 472. 

Neichsrecht bricht Landesrecht 86. 424. 

Begriff d. R. 392. Örtliche Grenzen 
893. ”"rmen db. Bildung b. 

“7 —S GC, ıtionen v. R. 397. 
Geltung db. R. t. d. Kolonieen 578 ff. 
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et le 20. 
den 176. 
mibentommifhon 176. 242. 


275. 278. 
Rei Begriff 214. Bil- 
dun Bablen 217 f. 
924 (Renmaplen, timmzettel). mon 
reglement 217. BWäblerlifte 222. 
Bapikegirte 272 .  Bahllommiffar 
222. 226 ff. Wahllokal 2%. Wahl⸗ 
tretie 214 fi. 221. 426. 538. Wahl⸗ 
gen ngen 228 fi. Wahlprüfungs⸗ 
mmi on 229. Wablredt, aktives 
215. 216. 218 ff. 228 (Schug d. ®.), 
palfives 219 ff. 352 (Konfei on) 
—— Wahlvo 


— 3 jultat Be 


alas a 
— 28 — bL(Stihwa 1.8 
verein 216. —— R., Be⸗ 
aa 214. 216. Yabl 215. 528. "Ber 
jontie ge Sdelung B16. 230. 231. 283. 
isziplin über d. A. 
231. 235 (Urlaub). 287. Diäten 216. 
. Mandat 216. 
Beamte . Rilitär- 
perjonen 218. 232. Berufung, Er⸗ 
ner sale ung, ®Vertagung, 
flöfung b. 


rer 


— 


185. 186. 174. 175. 
243 (Siyungäpertabe) 
gen 243 ff. („Lejun —X 247.) Ge⸗ 
(een twürfe 246. 247. Andere Ans 
e 248. Beſchlußfafſung u. Bes 
(lußfähigteit 248. Prototolle 249. 
Strafrechtlicher Schug db. Verhandl. 
249. Anfragen u. Snterpellationen 
240. 2 4 fident, Praͤſidium 286. 237. 
eihäftsordnung 281. 232. 2937. 
eicBtensbeamte Bob 803. 808, Aus 
tonomie db. R. 2831. 236 fi. Teils 
nahme db. R. a. d. Geſetzgebung 238. 
408 ff., am NReihsverordnungsredt 
289.491.492., am N, luß d. Staats⸗ 
verträg € 288. 506 aß En „Ge⸗ 
nehmig ung“ db, 
tontrolliert d. ——*— 239. 20. 
m \ —— — m. 
arg ung 
Etats 443 Ser. re 
Bundesrat 19 ZAT. 255 (iſt 4 
Bundesrat bem N. gegen! egenüber ven 
antwortlich ?). ejap- othri ngen BB5 
520. 5832. . Erwerb n ufgabe 
d. Kolonteen 569. 570. 
Bali ebändefonds 242. 
ung fi. Abänberuns 
„frame ine in 


Verhandlun⸗ 


Klar ie 
a en 
versrbuungen, Beschhv. 
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grbnung 481 fi. Gel. u. B. 401. 482. 
Inhalt wen 483. Materielle u. for⸗ 
melle 3. Vollzugs verordnun 
407. 425. Spore». B. 425 ff. 429 
Notverorpnungen giebt ed im Reich 
nicht 485. 510, f. aber Elſaß⸗Lothrin⸗ 
gm. Träger ». Berorbnungsgewalt 
Delegation db. Verordnungs⸗ 
gen ewalt489. Form d. 8.492. Bubli- 
ation 498 572 (d. 8. It d. 
— Veto Preußens 488. 
SnerfiderungSamt 271. 286. 
öwe als egn . 1849 2. 88. 217., 


RAR, Beamte? 232. 300. 
Religionstfreiheit 
Befernateedhte 116 ur f. Ausnahme⸗ 


“ 
Ren 8. Beitritt 4. Norddtſchn. 
Ren i: 2. 18. x ng 
t. ann 118. 150. 158. Milts 
tärtihes 196. Wahlkreiſe 222. 
Ricterfommf art.d. Rolonieen 608 ff. 
Ninderpeft, Abiperrung wegen 106. 


Gamien (Kar.), Beitritt z. Norddtſchn. 
Bund 18. Vorreht 119. Vertretung 
im Bundesrat 118. 150. 158; tn db. 
Ausihüflen 119. 164. 165. Militärs 
meien 19. u. 196. 197. 204. 205. 
Wahlkreiſe 222 

6a fen-Witenburg, Beitritt z. Nord⸗ 
dtichn. Bund 18. Vertretung im 
Bunbedrat 118. 150. 158. Militär- 

en 196 Wabhlfreife 22. 

Eh en -Reburg- Ob: otha, Beitritt 5 
Norddtſchn nd 18. Bertretung 
im Bundesrat 118. 150. 153. Mili⸗ 
tärweien 196. Wahlkreiſe 222. 

Sachſen⸗Meiningen, Beitritt 3. Nord⸗ 
btihn. Bund ertretung im 
Bunbehrat 118. 150. 158. M itär⸗ 


weſen 196. Wahlfreife 222. 
Gadverftänbige 167. 901. 818. 
Salomond-AInfeln 564 
Ganttion, griff ar; im in einer 

Monardie 412; im R 

Land Sanbesgeiegen f. Elſaß⸗ — 


aumburg-Lippe, Beitritt z. Norb⸗ 
eds in Bippe Kutnafmerent 
121. 151. Vertretung im Bundes⸗ 
rat 118. 150. 153. Militürweſen 197. 
291. Wahlkreis 222, 
ent, S Gefeggebung 19. 427; 


40** 
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ea fivermetan ugdamt 271; ⸗weſen, 


—— u Al Einver- 
leibun reußen 1 
tubehe, lener 93. 
Schulweien, Sade b. Einzelftaaten 
112. Reichsſchulkommiſſton 271. Sch. 
d. Rolonieen EI 
Eäinäbriete 56 ff. 590 
Schuggebiete 1. Kolonien. — 
geſen fiber d. Fegtevxbatriged 
4 — Er u. 
geiege 571 ff. Ditafeitanid 
564.500 569. 572. 5 


603. 604. 608. 10. Pe * Einer: 
afeitanljces Sch. 564. 577. 508. 608. 


ug — 603. 
35 3 en i. d. Kolonieen 584. 
Eüntiene t 189. yı3 3ff. 
Shwarzburg-Rubolitabt —1 
Schwarzburg⸗Sonderſhaufen 
. Rordbtihn. Bund 18. —ES 
m Bundesrat 118. 150 153. Mili- 


z 


sürmwejen 196. 197. 01. Wahlkreiſe 
299, 
Geeämter, Oberfeeamt 271. 285. 


Eeeiaiffahrt, i. d. Schusgebteten 616. 
Geewarte 2 
Geinfverwaltung, Begriff 109; der 
Eingeffi äaten u. Gemeinden 109. 110; 
aß-Lothringen 557. 
Böparation de corps, Raturalifation 


Sonderrechte |. Aus lafmerete. 
Gonveränetät, Merkmal db. Staates 
1.63. Begriff 65. Belhräntung 66. 
82. Untellbarfeit 67. Inhaber d. &. 
PR —8* 5 Recht ſetzt 76. Im Reich 
.d. ea nicht d. Einzel⸗ 
räger d. 6.88 fi. 


en zu en 87 
eräger ift d. 


Nepräientant bieier 
Yundesrat 9. in Bezug 
auf db. Staats let * ‚md. 
Kolonieen 566, |. auch Gebietho et 
Gtant Erantbgewait, ee fi 
m Stantenb Bunde 7 
nieen 565 ff. —E —— Bel 
Geſchafte d. St. 277. 
Staaten, Thuringiſche 196. 901. 
Gtastenbundb 61 h Unterfdiebe v. 
Bunbesftaat n 
Gtaatenftaat, Beariff 68 
Geserbangehieigtit Reihbangehd- 


Glastärat i. Elſaß⸗Lothringen 846. 
Siaais ſetretare d. Reichs: des Hus- 


Sachregiſter. 


wärtigen 268. 20; db. Reidhämartine- 
Amtes 268. 272; d. „agtnanzweiens 
(Heiheihagfehretär) 275; f Pof- 
u. Telegraphenweten 268. 274; 
Yuftigweien 268. 274; f. b. Berwal- 
tung 2 RetepBeifenbahnen 268. 275; 
d. Innere 268. t. Elias 
Lothringen 37. 50. 548; |. aud 


500 ff. 518. . 
treter 505. Ratifikation 506 ff. 512. 
Publikation, Perfektion 512. Unter- 
chrift, Alternat513. Aufhebung 514. 

edendverträge 511. Mitwirkung 
des Bundesrates 175. 505 ff. 508, des 
Reichstags 238. 506 ff., D. Einzel« 
ftaaten 501. 505, db. Raifers 188. 


305 
Gtandesherren, Privilegien 881. 
Stationskontrolleure 
Statthalter, Kaiſerl. in Eifaß-Lotpein. 
gen 587. 538 ff. 542 11, 545. 546. 
Stellvertreter d. Heiöstaraiers f. 
Reichskanzler. 
Stelivertretungstoften db. ind. Reichſ⸗ 
tag gewählten Beamten 282. 
Gtenerleute- u.Geeichifferprüfungen, 
Inſpektoren f. diefelden en. 278. 
Gtenerweien im Reich 380. 427. vo- 
tum decisivum Preußens 434. 447. 
488; in d. Kolonieen 618. 


Tele eicgrapheuiweien, Gefeggebung 19. 
Sremtionen 122. Gentralbe- 

Börde 274; i. d. Rolonieen 618. 619. 
zereitoriellehhöpeingtp 99. 100. 848. 


Tags. Gebiet 564. 586%. 598. 585. 
616 fi. 


Unterftantöfetretäre in Elſaß⸗Lothrin⸗ 


gen 
Ur eberre t, Befeggebung 428 
Urkunden, Beglaubigung 5 enti. Be 
feggebung 428. 


Berantwortlichkeit db. ReihBtanglers 
254 411. 417. 4. 
Iotfer. eraithatters in ——— 
3 539. 54 Staats 
jenes . ai 25 Botbringen 340. 
548. D. Raifer tft unverantwortiid 
256, Selatperuntwontl e Reiches 
bebörben 257. 258. 8. ee 
ta dab orbneten 216. 230 es 
richte über Verhandlungen b. —* 
33* 235. Mi. B. db. Mtnifter d 





— — ge rn Va — 


Sachregiſter. 


Einzelſtaaten f. d. Inſtr. d. Bundes⸗ 
ratsbevollmächtigten 33 ff. 
BerehelihungStnelen, Bayern tft exi⸗ 
miert d. Reichsgeſergebung über 
d. V. 128, Eheſchließun d. Beamten 
310. 390. Polizeiliche Beihräntungen 
389. Eheſchließung im Auslande 
—X aonfuln 3969, ind. Kolonieen 


Berabin, ung des Kaiſers auf die vreu 
Berfafun ?182; im übrigen f.Dienft- 

eid und ahneneid. 

Vereinsweſen, Geſezgebung428. Wahl: 
vereine 216. 

Berfafiung AENSBTt; f. im übrigen 

Reichsverfafſung 
Berbaitung v. Michstagsmitgliedern 


Berheiratung, Erwerb3- u. Verluſt⸗ 
grunb d. — natsangehörigteit 355. 
359. 361. 302. 

Verkehrsabgaben 105. 121. 427. 

Vermefſungsweſen i. d. Kolonieen 620. 

Beriammian en zu Reihstagswahlen 
216; ſ. Bereinsiwefen. 

gehen d. Beamten 340. 

Verſicherungsweſen, Geſetzgebung 427. 
Bertra al Rechts ff. 
Vertr ge d. Reichs mit den Unter⸗ 
taanen, mit den Gliedftaaten 399. 
120; mit anderen Staaten 400; ſ. 

aud Etaatövertrag. 

Berwaltungs erihte d. Reichs ſ. 
Bundesamt f. Heimatsweſen, Reichd- 
eifenbahn=, »patentamt, Überfeeamt, 
Reichsrayonkommiſſion. 

Biertönigspänbnis 10. 

Bizefanzier 262 ff.; |. Reichskanzler. 

Borrechte d. Einzelftanten 116 ff. 


Wahlen, Wahlkreiſe 2c. ſ. Reiches 
tag u. Landesausichuß. 

Walſengelder |. Witwenpenſion. 

Waldeck, Beitritt zum Norddtſchn. 
Bund 18. Ubertragung d. Hoheiis⸗ 
rechte an Preußen 97, im Bundes⸗ 
rat 158. Rilitarweſen 201. Wahl⸗ 
kreis 222. 

Wappen d. Reich ſ. Reichsinſignien. 


quelle 899 
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eld 319 je 

Bali raßen, efenpte, Wege 

geider f. Verkehrsabgaben 

IT 879. 

Widerftand, paffiver gegen d. Staats 
gemalt 374. 

Witwenpenfion 321. 322 (bei Tobes- 
fällen infolge von Betriebsun- 
fällen). 

Bohufi Reichs indigenat u. W. 348. 

ah lrecht u. Wählbarkeit z. 
—RX— 218. 210. W. u. Beſteue⸗ 
rung 880. a anolüre Geltung des 
Rechts d. W. für Reichsbeamte 304. 
Nicht im Reich bomizilierte Reichsſs⸗ 
beamte 282. 304. 356. 

Bürttemberg, Grwerb d. Souveräne- 
tät 1. Sietung sum Norddtjchn. 
Bund 39. 41. Eintritt in denfelben 
44 ff. Vorrechte 118 ff. Ausnahme⸗ 
rechte 121 ff. 151. Vertretung im 
Bundesrat 118. 150. 158; in den 
Ausihlffen 118. 119. 164.185. Milte 
tärmwefen 122. 191. 194. 105. 196. 197. 
203.205. 907. Poſt⸗ u. Telegraphen- 
wejen 122. Eiſenbahnweſen 122. 
Bierfteuer 121. Wahlkreiſe 222. 


eugen 167. 918. 

olibunbesrat 41. 

ofihülfe 103. 188. 

oliyar ament 41. 

Bollverein 5. 17. 40. 

oltwefen, Sefehgebung 19. 176. 427. 

Aufſicht d. Reihe 427%, ſ. auch 
Stationdfontrolleure. Votum de- 
cisivum Preußend 434. 488; t. b. 
Kolonteen 617. 618. —8— Zoll⸗ 
renze 435. Prüfung d. v. d. Einzel⸗ 
taaten erhobenen ol= u. Steuer- 
efäle burh d. Bundesrat, Feſt⸗ 
—**— d. zur Reichskafſe abzu üh⸗ 
renden Beträge, Abftellung d. Män⸗ 
gel d. einzelſtaatl. Zollverwaltung 
176. Es glebt nur Einfuhr⸗, nicht 
Ausfuhr⸗ oder Ddurchfuhrzodlie 105. 

Ein⸗ u. Ausfuhrverbote 105. 

Zweikammerſyſtem 216. 





Biererjhe Hofbucibruderet. Stephan Geibel & Co. in Altenburg. 


3. Guttentag, Berlagsbuhhandlung in Berlin SW. 
Wilhelmftraße 1191. 





Guttentag’fihe Sammlung 


Lehrbüchern des Deutichen Reichsrechtes. 





Der Neich8:Eivilproceh. Bon Dr. Hermann Fitting, 
Seh. Juſtizrath und Brofeffor der Rechte in Halle. Achte 
Auflage, unveränderter Abdrud der fiebenten, völlig neu 
bearbeiteten. Broſch. EM., geb. IM. 


Der Neih8 - Strafprozgeh. Auf der Grundlage des gleich: 
namigen Werkes von weil. Profefior Dr. Doom in Halle 
neu bearbeitet von A. Hellweg, Landgerichtsrath in Han: 
nover. Der urjprüngligen Bearbeitung vierte Auflage. 

Broich. +M. 50 Pf., geb. 5M. 

Dad Reichs-Councursrecht und Concursverfahren. Bon Dr. 
Hermann Fitting. Geh. Juſtizrath und Brofefior der 
Rechte in Halle. Zweite unveränderte Auflage. 

Brofh. 5M. 50 Pf., geb. EM. 

Das dentiche Handeldrecht. Ein kurzgefaßtes Lehrbuch des 
im Deutichen Reihe geltenden Handels-, Wechfel: und See: 
rechts. Syftematifch dargeftellt auf Grund der Deutichen 
Reichsgeſetze, unter Berüdfichtigung der einjchlägigen Lite: 
ratur und der Rechtſprechung, indbefondere der Enticheidungen 
des Reichsoberhandelsgerichts und des Neichdgerichtd von 
Dr. Carl Gareis, ord. Profeſſor der Rechte in Königs: 
berg i. Pr. Bierte, neu durchgearbeitete und vielfach ver: 
änderte Auflage, vermehrt durch einen Anhang, enthaltend: 
Reichsgeſetz, betreffend Gefellichaften mit beſchränkter Haftung. 
Bom 20. April 1892. Broſch. IM. 50 Pf. geb. 10 M. 50 2 

Da8 Staatsrecht des Deutſchen Reiches. Don Dr. 
Philipp Zorn, Geh. Juſtizrath, ord. Profeffor der Rechte zu 
Königsberg i. Br. Erfter Band: Verfaſſungsrecht. Zweite 
völlig umgearbeitete Auflage. Broſch. 8 M., geb. IM. 

u Zweiter Band: Verwaltungsrecht, Gerichtsver⸗ 
affungsredt, Finanzrecht, Nechtsbeziehungen des Reichs zu 
auswärtigen Staaten. Geh. EM. 

Lehrbuch des Strafrechts (ſiehe nebenftehend von Liszt). 

Tas deutſche Reichs-Preffrecht unter Berüdfichtigung ver 
Literatur und der ———— insbeſondere des Berliner 
Obertribunals und des Reichsgerichts ſyſtematiſch dargeſtellt 
von Dr. Franz Eduard von Liszt, ord. Profeflor der 
Rechte in Marburg a. 2. eb. AM. 


au beziehen durch jede Buchhandlung. J 


. 


7. 
3. Suttentag, Verlagsbuchhandlung in Berlin SW.48 
Wilhelmſtraße 119/120. 


Lehrbud. 


bes 


Preußiſ chen vrivatrechts. 


Von 


Dr. Otto Fiſcher, 
o. d, Profefſor in Greifswald. 


gr. 80. broſch. 12 M., gebunden 14 M. 


Lehrbud 


bes 


Dentichen Strafrechts. 


Von 


Dr. Franz von Liäzt, 
ord. Profeſſor der Rechte in Halle a ©. 


Sechste Durhgearbeitete Auflage. 
gr. 8°, broſch. 10M, 10 M., gebunden 12 M. 


Inrififde ‚e Encyklopädie. 


Bon 


Dr. A. Merkel, 
ord. Profeſſor der Rechte in Straßburg. 


8%. broſch. 4 M. 50 Pf., geb. 5 M. 
Grundriß zu Borlefungen 


über das 


Deutfhe Privatredt 
mit Einſchluß des Lehn⸗ und Handelsrechts 


von 


weil. Dr. Wilhelm Theodor Kraut 


neu bearbeitet von 


F. Frensdorff, 
ord. Profeſſor der Rechte in Göttingen. 


Sechſste vermehrte und verbeſſerte Auflage. 
gr. 80. broſch. 12 M., gebunden 14 M. 


In beziehen durch jede Buchhandlung. zu 


